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ZWEITER  T H E I L. 


STAATSRECHT 


D K n 


TEJi^SCIIEN  BUNDESSTAATEN. 


1.  C a p i t e 1. 

Der  Staat  und  das  Staatsoberhaupt, 


S.  176. 

Zwtifacher  Charakter  der  Bundesstaaten,  Sie  sind 
europäische  Staaten.  Ihre  Staatshoheit  oder  Souverai- 
netät sowohl  Unabhängigkeit  als  auch  Staatsgewalt, 
Rechtlicher  Entstehungsgrund  und  Real  Eigenschaft  der 
Staatshoheit. 


I)  Der  politische  Charahter  eines  teuUehen  Ban* 
desstaates,  ist  zweifach.  Er  hat  <lie  Eigenschaft  ei- 
nes Mitgliedes  des  teatschen  Bandes,  and 
diejenige  eines  unabhängigen  Staates«).  II)  Ver* 
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möge  der  ihm  cigcnthümlichcn  Souveraiaetät  und  sei- 
ner geographischen  Lage,  ist  jeder  zu  dem  teustchen 
Bund  gehörende  Staat,  zugleich  ein  europäischer 
Staat,  und  zwar  für  sich,  das  heifst,  unabhängig  von 
seiner  Verbindung  mit  dem  teutschen  Stanlenbund 
(§  160  u.  460  u.  H‘. ).  Fünf  Bundesfürstem  (§.  94) 

bezeichnet  ein  diploinatischerSprachgrbi  uuch  (§.  iSu' , a) 
als  solche,  die  zugleich  europäische  Mäclitc 
sind,  nur  in  dem  Sinn,  dafs  sie  zugleich  Oberhäupter  von 
europäischen  souverainen  Staatsgebieten  sind,  die  nicht 
zu  dem  teutschen  Bund  gehören.  Alle  Staaten  dieser 
fünf  Mächte,  sind  europäische,  aber  sie  sind  theils 
zu  dem  teutschen  Bund  gehörend,  theils  bundesfiei, 
und  nicht  sowohl  die  Art  der  Vereinigung  beider  (ob 
sie  dinglich,  oder,  wie  bei  Hannover,  nur  persönlich 
ist),  als  vielmehr  ihre  geographische  Trennung,  kann 
in  vorhommenden  Fallen  practisch  wichtige  Folgen  ha- 
ben. Demnach  ist  ein  teutscher  Bundesstaat,  nicht  Ge- 
gensatz eines  europäischen  Staates.  III)  Jedem  teutschen 
Bundesstaat  gebührt  die  Staatshoheit  oder  un- 
abhängige Staatsgewalt  (Souverainetät^) 
im  weitern  Sinn),  der  Inbegriff  aller  Rechte,  welche 
einem  unabhängigen  Staat  in  Hinsicht  auf  den  Staats- 
zweck zustehen.  Hierunter  sind  begriffen:  i)  die  po- 
litische Unabhängigkeit  (Souverainetät  im  en- 
gem Sinn),  das  Recht  politischer  Persönlichkeit  oder 
Selbstständigkeit,  im  Vei'hältnifs  zu  jedem  andern  Sub- 
ject;  2)  die  Staatsgewalt  (im  engem  Sinn),  die 
Gewalt  zu  dem  Zweck  des  Staates.  III)  Der  recht- 
liche (nicht  überall  auch  der  historische)  Entste- 
Tiungsgrund  der  Staatshoheit  in  den  Bundesstaaten, 
ist  zu  suchen  in  Unterwerfung  durch  Vertrag,  aus- 
drücklichem oder  stillschweigendem  O-  IV)  Die  Staats- 
hoheit haftet,  als  Realrecht,  auf  dem  liSnded).  Mit 
solchem,  geht  ihre  Ausübung  für  das  regierende  Sub- 
ject  verloren»). 

a)  Pariser  Friede  v.  3o.  Mai  iSi.'i,  -\rt.  6.  Acte  final  du  con- 
gre.s  de  Vienne,  art.  53.  BuiidesActe,  Eingang  u.  Art.  1. 
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Ki.ÜBEt's  Staatsarchiv  des  teutschen  Bundes  , Heft  I,  S.  39  f. — 
ln  Hinsicht  auf  Souveraineiät , sind  die  freien' Städte  den 
monarchischen  Bi^ndesgliedcm  gleich  zu  achten.  Bundes- 
Actc,  Art.  2.  Das  Prädicat  «souverainen»  in  dem  i.  Art.  und 
in  dem  Eingang  dieser  Acte , ist  so  wenig  der  Gegensatz 
von  «freien«  als  in  dem  Art.  i8  das  Wort  «verbündeten« 
dem  Wort  «freien«  entgegengesetzt  ist.  V'ergl.  TirrnASs's 
Darstell,  der  Verfafs.  des  t.  Bundes , S.  22 , Note  *.  — 
Volle  Unabhängigkeit  haben  die  jetzigen  Bundetstaaten  erst 
nath  Aufhebung  ihrer  Unterordnung  unter  die  Reichs- 
Staatsgewalt  erlangt:  aber  darum  sind  ihre  Regenten  nicht 
Rechtsnachfolger  des  teutschen  Reichs  indem  Sinn  geworden^ 
dafs  die  ReiclisStaatsgewalt  für  ihren  Landesbezirk  auf  sie 
übergegangen  wäre.  Für  solchen  ist  dieselbe  erloschen. 
Vergl.  6,  3i, 5i'>  u.  176*  . UeberdieSouverainetät  der t.  Bun- 
desstaaten (Auszug  aus  der  Schrift:  Beiträge  zur  Prüfung 
ton  Tagesmeinungen  über  Politik  , Staatsrecht  u.  Staats- 
tvirthsch.  Dcutschl.  1816.  8.),  in  der  Allgem.  Zeitung,  1817, 
Beil.  61  u.  62.  , 

4)  Das  Wort  Souverainetät  wird  anderswo  , ohne  den  weitem 
und  engem  Sinn  zu  unterscheiden  , in  verschiedenem  Sinn 
gebraucht,  und  bald  dem  Staat , bald  dem  regierenden  Subject, 
bald  beiden  zugeschrieben.  Von  dem  Letztens.  Rhein.  Bund, 
111.  382  f.  , verglichen  mit  v.  Bebc's  Abhandlungen  zu  Er- 
lauter,  der  rheinischen  BundcsActc , Tb.  1,  S.  284  f.  — 
Andere  verstehen  unter  Souverainetät , immer  die  Staats- 
hoheit oder  unabhängige  Staatsgewalt  überhaupt  (Summa 
rerum).  Rlübeb  droit  des  gens , 21.  Rheinische  Bun- 

desActe,  Art.  4<  8 u.  3i.  NAroLvoN's  Erklärung  an  die 
teutsche  Reichsvcrsammlung  v.  i.  Aug.  1806,  in  Klübeb's 
Staatsr  des  Rheiubundes  , §.  79,  Note  <1.  v.  Bebg  a.  a.  ü. 
S.  277.  — Oder  blofs  die  politische  Unabhängigkeit.  De 
Msbtess  droit  des  gens  (1801.  8.)  , §.  16.  v.  Bf.bg  a.  a.  O. 
S.  117  u.  283  f.  v.  Alxksoincfn  , in  d.  Rhein.  Bund,  Llll. 
184  f.  IXAroLiiON's  Erklärung  an  den  Fürsten  Primas  v.  11. 
Sept.  1806,  in  Ri.ÜBFr, 's  angef.  Staatsr.,  §.  79  Note  o. — Oder  die 
höchste  Gewalt  oder  Staatsgewalt  im  engem  Sinn.  Rheinische 
BundesActe,  Art.  7,  17  bis  20,  Art.  22,  23,  25  u.  27.  v.  Bebg 
a.  a.  O. , S.  117  u.  285  f.  Rhein.  Bund,  V.  263.  — Oder 
die  Oberhoheit  eines  teutschen  SouverainStaates , im  Ver- 
bältnifs  zu  der  Standeshcrrlichkeit , zum  Theil  auch  der 
Grundherrlichkeit,  Rhein.  BundesActe  , Art.  21,  23,  24  — 2't, 
29  u.  3o.  — Vergl.  auch  Europ.  Annalen,  1806,  IX.  242, 
Note  *.  Rhein.  Bund  , VI.  4'9*  34^  ff-  XXXI.  .3  ff. 

XXXVI.  128  ff.  XLIX.  76  u.  79.  UV.  4io  ff.  P.  J.  1 lOBFr. 
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in  Cromk's  und  Javp's  Germanien , Bd.  IV , St.  i , IVura.  i ; 
Sl.  3,  Num.  i6.  — Von  den  Krörtcrungen  über  das  Beiwort 
fsouvrraiiiv , in  dem  ersten  Art.  der  t.  BundesActc,  s.  Bld- 
bfb’s  Uehersicbl  der  dipl.  Verhandl.  des  w.  Congr.  S.  i56 
11.  25“.  T.hendefs.  Arten  des  wien.  Congr.  Bd.  II  , S.  .544, 
4o2  11.  f . , 4^4  1 4^9  11.  49^  Oeslreieli  rrhlärlc  , dafs  «in 
neueren  Zeiten  ihspotisch^  Beeilte  mit  SourerainetdtsBeebten 
confundirt  worden  seyen».  Ebendaa.  II.  109. 
f)  Vergl.  oben  §.  1 u.  2.  J.  F.  X.  v.  Epplfw'8  Geist  der  tciit- 
schen  TerrilorialV'erfassung.  I'rankf.  i8o3.  8.  D.imit  scheint 
auch,  nach  niifgehobencr  t.  Ueirhsverbiiidung , übereineu- 
sliinnien  , N.  T.  Gö.nnhv  über  das  recbtl.  Princip  der  tcut- 
schen  TerrilorialVerfassiing  : vor  L.  HinaEtSTOss  Entwirhel. 
des  BegrifTs  der  Regalität  (Landsh.  1804.  8.),  S.  17 — 19,  a» 
II.  27.  — In  dem  Eigentliiiinsrecht  an  Grund  und  Boden  des 
Landes , findet  den  recht!  irhrn  Eiitstehungsgrund , C.  S.  Za- 
rnABiÄ,  in  s.  Geist  der  t.  TerrilorialVerfassung.  Leips.  1800.8. 
d)  In  ehemaligen  reic7/junmif/c//>nrcn  5ti/7/anden  oder  geistlichen 
Wahlstaatcn  , stand,  sede  plena  und  sede  vacante,  die.Su&> 
stanz,  der  als  HealRecht  auf  dem  Lande  haRenden  Landes- 
hoheit, mithin  auch  diejenige  aller  einzelnen  darunter  be. 
grilTenen  Uoheilsrechte  oder  Regalien  , gleich  allem  Andern 
was  in  patriinonio  crclesine  war , weder  dem  jedesmaligen 
Prälaten  oder  Sliflvorsteber  eu , noch  dem  Capitel,  diesem 
naniontlich  nicht  vermöge  einer  hie  und  da  behaupteten  Erb- 
und  Gniiidhrrrschaft , sondern  einzig  der  moralischen  Person 
des geisilicben  Stiftes  (universitatis  ecclesiasticae).  J.  H.  Böhmph 
jure  ecclrs.  protestant. , lib.  111.  lit.  ö.  % 3o.  A.  J.  Scheav- 
efiit's  Lehrb,  des  tdut.  Slaalsr.  Bd.  I,  i5o.  Jos.  v.  Sab- 
TOBi's  geisll.  u.  weltl.  Staatsr.  der  teutschen  hatholisrhen 
gcistl.  Erz-,  Hoch-  und  RilterstiAer,  Bd.  11,  Th.  2,  Abschu. 
2 , §.  1915  II.  1926. 

r)  J.  II.  a Sem.ie  difs.  de  modis  finiendi  superioritatem  terri- 
torialem. lüps.  1730.  4.  — Vergl.  2JO. 

irr. 

iMajestät , Staatsvertretung  u.  Staatsregiet^ng  des  Re- 
geiUat.  Verfassungsmäs! ger  Regent.  Unverletzbarkeit. 

I)  Der  Regent  eines  teutschen  Bundesstaates, 
ist  herul'cn  /.u  dessen  Vertretung  und  Verwal- 
I u n g.  llnn,  als  Inhaber  der  Staatshoheit,  gebührt: 
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i)  dieMajestät,  die  erhabenste  Würde ; a)  die  Ver- 
tretung des  Staates,  in  dessen  yerhältnifs  nach  Aus-** 
sen;  3)  die  Staatsregierung,  die  Ausübung  ^ier 
Staatsgewalt  im  Innern,  für  den  Zweck  des  Staates «). 
II)  So  fern  entweder  in  der  Vertretung  oder  in  der 
Regierung  des  Staates,  oder  in  beiden,  dem  Regen- 
ten positive  Schranken  gesetzt  sind,  wie  in  den  Bun- 
desstaaten nach  Vorschrift  des  i3.  Artikels  der  Bun- 
desActe,  ist  dieser  ein  verfassnngsmäsiger  (con- 
stitutioneller)  Regent,  das  heifst,  zu  Beobachtung  der 
durch  die  Staatsverfassung  ihm  vorgeschriebenen  Ein- 
schränkungen vollkommen  verpllichtet-  Hat  der  Staat 
eine  Volksvertretung  ( §.  217),  so  ist  der  Regent  ein 
ständisch-verfassungsmasiger.  111)  üie  Per- 
son des  Regenten  ist  unverletzbar,  in  welchem 
Sinn  ihr  eine  gewisse  Heiligkeit  zugeschrieben  wird^). 

a)  Die  Staatsregiemng  oder  Oberherrschaft  ist  daher , ihrer 
Natur  nach  , eingeschränkt,  Erklärung  der  Fürstin  Paulihk 
zur  Lippe,  v.  s5-  Mai  1807,  in  d.  Kbein.  Bund,  XI.  i33. 
Erklärung  der  hannöverisehen  Gesandschait  auf  dem  wiener 
Congrefs,  in  KLDaen's  Acten  d.  w.  C.,  Bd.  I,  Heft  i,  S.68  f. 
Oestreichische , -preussische  und  hannoverische  Erklärungen 
auf  dem  wiener  Congrefs,  über  die  Rechte  der  Unterthaneii, 
in  Klübsb's  Uebersicht  d.  dipl.  Verbandl.  des  w.  Cnngr., 
S.  119  f.  u.  144  If*  — SinsET  sur  le  gouvemeuient , T.  II, 
p.  l38.  Putteh's  Beiträge,  Tb.  I,  S.  817  ff.  Fr.  Asciilos 
über  Souverainetät  n.  Stnatsverfassungen.  Berlin  i8i5.  8.  1. 
Aufl.  1816.  Ebenders.  über  die  Staatswissensebaft.  Berlin 
18 20.  8.  C.  C.  DtBKLow  über  Souverainetät,  Staatsverfassung 
und  RepräsentativP'orm.  1816.  8.  F.  L.  v.  Hobxthal  über 
Souverainetät , Staatsverfassung  u.  RepräsentativFonn ; zur 
Beleucht,  d.  Schrift  des  Hm.  Dabelow.  Bamb.  1816.  8. 
(Auszug  in  der  Alleniania , Bd.  Vll,  S.  o8'i  — a84 , vergl. 
initd.  IVeuen  Allemania , Bd.  II,  S.  97  ff.)  (Rbvo)  Die  Fürsten 
u.  Völker,  in  ihren  gegenseitigen  Forderungen.  Lcipz.  1816.8. 
b'f  ßnirr.  Verfafs.  Urk.  1818,  Tit.  II,  §.  1.  ItaJischr  Verfafs. 
Lrk.  1818,  %.  5.  ^^r/emA.  Verfafs.  lirk.  1819,  §.  4-  Vergl. 
unten  190  u.  ii5.  CoburgMnnlf.  GenctT,,  die  ständ.  Vcrf.ir*. 
betr. , 18a  1 , §.  3.  Klübsu's  droit  d^s  geus,  §.  au3.  > 
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s.  178“. 

9 

^ Staatsverfassung  der  freien  Städte. 
i)  Ueberhaupt. 

1)  In  den  vier  freien  Städten,  steht  die  Staats- 
hoheit, ihrer  Substanz  nach  , der  Stadtgemeinde 
zu«).  II)  Ausgeilbl  wird  dieselbe  von  dem  Rath 
oder  Senat  (Bürgermeister  und  Bath),  als  der  höch- 
sten, sowohl  ubrigheitlichen , als  auch  die  ganze  Stadt 
repräsentirenden Staatsbehörde;  jedoch  für  bestimmte 
Gegenstände,  namentlich  bei  Errichtung  der  Gesetze, 
und  bei  Festsetzung  der  öffentlichen  Abgaben  und  Aus- 
gaben ^>),  unter  verfassungsmäsiger  Mitwir- 
hung  der  Bürg  er  scha  ft,  oder  eines  stellvertreten- 
den Ausschusses  derselben  v).  Einem  Ausschufs 
dieser  Art  gebührt , nach  der  besondern  Stadtverfas- 
sung, die  Sorge  für  Aufrechthaltung  der  Stadtverfas- 
snng.  und  Mitwirkung  selbst  bei  manchen  laufenden 
Geschäften,  namentlich  Gegenaufsicht  der  Finanzver- 
•waltung<^).  III)  Bei  Errichtung,  Revision,  Aende- 
rung,  oder  Aufhebung  der  S t a ats g r un dg e s es te , 
tritt  das  Stimmrecht  oller  ActivBürger  oder  ihrer 
Stellvertreter  ein  ^).  IV)  Auf  dem  wiener  Congrefs 
ward,  in  den  Verhandlungen  über  den  teutschen  Bund, 
der  VV’iedercintritt  dieser  vier  Städte  in  die  Freiheit, 
und  ihr  Recht  auf  die  Rückkehr  zu  ihrer  alten  Ver- 
fassung anerkannt  /). 

fl)  In  dom  hatnburg.  HauptRcccfs  v.  1717 , Art.  i , wird  als 
<.uawiederriiilicLes  FundaineutalGesetz  fcstgcstcllt,  «dafs  in 
dieser  Stadt  das  Ki/510»  oder  die  höchste  Herrschaft  (das  höchste 
Hecht  uud  Gewalt)  bei  Hinein  Edlen  Halb  und  der  Erbge- 
sessenen Uürgei'schaft  inscparabli  nexu  cunjunctim  , und  zu- 
saiiinien  , nicht  aber  bei  einem  oder  andern  Theil  privative, 
beslelicv'.  Dagegen  «\erbleiben  E.  E.  Hatli , so  viel  das  Ez- 
ercitium  u.  resp.  die  Abnützung  oder  Geinifs  etc.  betrifft», 
die  festgesetzten  Gerechtsame,  illan  s.  Unwiederriifl.  I'uii- 
daiiicntalGesctz  , llegimcnlsform,  oder  HauptRcccfs  der  Stadt 
Hamburg.  Mit  e.  Eüilcit.  v.  L.  s . IIkss  (.Ohne  Driichort,  i-8a.  ii.). 
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Art.  1 , 5 u.  39.  — Die  Constitution«ErgäusungsActe  der  > 
Stadt  Frankfurt  V.  i8i6,  Art.  5,  bestimmt,  dafs  «alle,  der» 
Stadt  zustelieuden  Hoheits-  u.  S<'ll>stVerwaltungsreclite , in 
ihrem  weitesten  Umfang  , auf  der  üesammtheit  ihrer  ehrist- 
licben  Bürgerschaft  beruhen». 

b)  Iti  Hamburg  und  Bremen  geschieht  beides  durch  Rath-  und 
Bürgersrhlüssc  , wozu  in  Hamburg  di*.t  con  dem  R.tth  in  jedem 
geeigneten  Fall  zu  convocirende  Gesainmtheit  der  ActivBürger, 
die  Erbgesesspne  Bürgerschaft  genannt , entscheidend  init- 
zuwirhen  hat,  nach  Art.  ib  des  angef.  HauptRecesses , und 
eben  so  in  Bremen  die  bürger-  conTcntfabigen  Bürger;  in 
Lübeck,  von  «E.  hoehweisen  Rath  mit  Zustimmung,  oder 
nach  getrolTencr  Uebereinhunfl  mit  der  ehrliebendcn  Bür- 
gerschaft». Zu  Frankfurt  ist , in  der  angef.  Constit.Ergäu- 
zungsActe,  Art.  17.  d>  m gesetzgebenden  Rörper^eingeräumt : 
die  Gesetzgebung  überhaupt , mit  Ausnahme  der  Grundver- 
fassungsGesetze , die  Besteuerung , die  Anwendung  der  be- 
waffneten Macht,  die  Sanction  aller  Staatsverträge,  die  Ue- 
bersicht  des  Staatshaushaltes,  die  Einwilligung  zu  Veräus- 
serung  städtischer  Gemeindegütcr , die  Bewahrung  und  Er- 
haltung der  Verfassung,  u.  s.  w.  Auch  in  Hamburg  , kann 
die  Genehmigung  der  Bürgerschaft  durch  einen  Rath-  und 
Bürgerschlufs  geschehen.  Beispiele  in  der  Samml.  der  hamb. 
V^erordnungen,  v.  i8i3,  S.  146;  1818,  S.  268;  1820,  S 187 
u.  373. 

r)  In  Hamburg  sind  die  bürgerlichen  CoIIcgien , der  Obcralten, 
bestehend  aus  i3  Mitgliedern , der  Sechziger,  und  der  Hun- 
dert u.  Achtziger;  desgl.  die  Yci-ordncten  der  Räminerci. 

Man  s.  den  unten  (Note  g des  folgenden  ^.)  angef.  L'nionsRecefs 
V.  1713.  — In  I übeck  sind  zwölf  bürgerliche  Collegicn,  deren 
jedes  durch  eine  bestimmte  Anzahl  von  Aellcsten  vertreten 
wird,  überdiefs  sind  dreissig  Deputationen,  für  allerlei  Verwal- 
tungsgegenstände  , öffentliche  Anstalten  u.  Gewerbe.  — In 

I Bremen  bestehen  , ein  Collegium  der  Acltcrmänncr  von  i- 
Mitglicdern  , u.  eine  provisorische  RegieruiigsCommissioii, 
worin  8 aus  dem  Rath  u.  23  Repräsentanten  der  Bürger-  4 
Schaft,  unter  welchen  4 von  jenen  u.  13  von  diesen  die  pro-* 
visorisebe  FinanzDeputation  bilden  ; überdiefs  blAlehen  De- 
putationen für  Scliofscrhebung  , TilgungsFonds  , fromme 
Stiftungen,  Wrsorgungsanstniteii  11.  a.  m.  , alle  zu.sammrn- 
gesetzt  aus  dem  Rath  und  der  Bürgerschaft.  — Zu  Frankfurt 
überträgt,  in  der  angef.  t^onstit.KrgäiizungsActc , Art.  8, 
die  christliche  Bürgerschaft  die  Ausü^>iing  der  Hohcilsrechte 
drei  aus  ihrer  Mitte  u.  Autorität  ausgehenden  Behörden: 

1)  der  gesetzgebenden  Versammlung  oder  dem  gescl/.ge-. 
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bcnden  Körper ; i)  dem  Senat , ala  obriglteitlichem  Colle- 
gium ; 3)  dem  atändigen  BürgerauiachuTa.  Oie  erste  besteht 
aus  so  Mitgliedern  des  Senats,  aus  so  Mitgliedern  des  aus 
5i  Bürgern  bestehenden  ständigen  Bürgerausschusses,  aus 
45  Personen , die  aus  der  übrigen  Bürgerschaft  ge%vählt 
werden.  Der  Senat  hat  auf  der  ersten  Bank  i4  Schöffen, 
auf  der  zweiten  i4  Senatoren  , auf  der  dritten  14  Rnths- 
rerwandte  , von' welchen  la-aus  den  zünftigen  Handwerkern, 
die  1 übrigen  aus  der  übrigen  nicht  zünftigen  Bürgerschaft 
gewählt  werden.  Aus  den  Mitgliedern  der  ersten  Bank,  wird 
der  ältere  ^ aus  denen  der  zweiten  der  jüngere  Bürge- 
meister jährlich  gewählt. 

J)  ln  Hamburg  haben  die  Oberalton  für  Aufrechthaltung 
der  Stadtrerfassung  zu  wachen.  — In  Frankfurt  ist  der  Senat, 
in  bestimmten  Verwaltungsfallen  , an  die  Einwilligung  des 
ständigen  Bürgerausschusses  gebunden.  Ueberdiefs  bestehen, 
ausser  dem  engem  oder  Verwaltungsrath,  als  Vcrwaltungs- 
ämter,  eine  geheime  BathsDeputation  , eine  CentralFinanz- 
Commission,  zusammengesetzt  aus  Gliedern  des  Senats  u. 
des  ständigen  Bürgerausschusses,  u.  eine  Handelskammer. 
Constit. Ergänz.  Acte  v.  1816  , Art.  aö  u.  26.  Neun  hiezu  er- 
wählte Mitglieder  des  ständigen  Bürgcrausschusses,  bilden  das 
BechnungsRerisionsCollegium  , früher  NeuncrCollegium  ge- 
nannt. Ebendas.  Art.  49* 

e)  Constit. ErgänzungsActe  der  Stadt  Frankfurt , 1816,  Art.  17 
und  &o,  wo  zugleich  die  authentische  Erklärung  aller  Artikel 
dieser  Acte  der  gesetzgebenden  Versammlung  bcigelegt  wird. 
Vergl.  das  jener  Acte  Vorgesetzte  BathsPublicanduin  v.  19. 
Jul.  1816.  Vergl.  den  hamburg.  HauptRecefs  v.  1711 , Art. 
16  u.  53. 

f)  BundesActe , im  Eingang  u.  Art.  1,4,  6 u.  la.  Erörterungen 
in  Klöbib's  Acten  des  wiener  Congr. , Bd.  II , S.  80,  laQ,  i35  ff. 


s.  178  b. 

/ 

' a)  Jeder  von  den  freien  Städten  insbesotidere. 

Nach  solchen  Grundsätzen,  hat  I)  die  freie  Stadt 
Frankfurt  ihre  frühere  Verfassung«),  wie  dieselbe 
durch  Privilegien,  Verträge,  insbesondere  den  Bürger- 
vet  trag  von  ilji3, kaiserliche  Resolutionen,  reichsgericht- 
lichü  Entscheidungen,  Verordnungen  und  Herkommen 
festgesetzt  war,  wieder hcrgestellt  und  imj.  1816  durch 
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ein  neues  Statut  6)  ergänzt,  mit  Beobachtung  der  in  der 
SchlufsActe  des  wiener  Congress^s,  Art.  46,  enthaltenen 
Vorschriften ; worin  zugleich  der  BundesTersammlung 
ein  Entscheidungsrecht  übertragen  ist,  in  Streitigkeiten, 
die  etwa  über  Errichtung  und  Handhabung  der  Ver- 
fassung entstehen  ($  157).  II)  Die  freie  Hansestadt 
Bremen  hat,  nach  Wiederherstellung  c)  ihrer  alten 
‘Verfassung  <^)  im  Jahr  i8i3,  über  einzelne  Gegen- 
stände verschiedene  neue  Statute«)  errichtet;  doch 
mit  ausdrücklichem  « Vorbehalt  der  durch  die  Ver- 
fassungsurkunde  künftig  festzusetzenden  Bestimmun- 
gens'/). III)  Unter  ähnlichem  Vorbehalt,  hat  die 
freie  Hansestadt  Hamburg,  im  Jahr  1814,  ihre  frü- 
here Verfassung  1")  wieder  hergestellt  ^).  IV)  Eben 
so  die  freie  Hansestadt  Lübeck  <),  im  Jahr  i8i3. 
V)  Den  Bewohnern  der  städtischen  Landgebiete, 
ist  eine  förmliche  Repräsentation  in  dem  Rath  und  auf 
BürgerConventen , namentlich  in  Hinsicht  auf  Gegen- 
stände der  auch  sie  mit  betreffenden  Gesetzgebung 
und  Besteuerung,  bis  jetzt  nicht  eingeräumt  ^).  VI)  Die 
Bestimmungen  der.  wiener  SchlufsActe  von  1820,  in 
Beziehung  auf  die  in  dem  i3.  Artikel  der  BundesActe 
verordnete  landständische  Verfassung  in  allen 
Bundesstaaten,  sind  auf  die  freien  Städte  so  weit 
anwendbar,  als  die  besondern  Verfassungen  und  Ver- 
hältnisse derselben  es  zulassen  O. 

a)  Schriften  in  Püttib's  Lit.  III.  171.  u.  in  KlCbxb's  Lit.  197. 
Gedrängte  Darstellung  u.  Inbegriff  der  wesentlichsten  Be- 

standtbeile  der  alten Verfars.  der  freien  Stadt  Frankfurt. 

Frankf.  1816.  8.  NoaansBif  a.  unten  angef.  O. , S.  i8ao  u.  ff.  -r- 
Die  fürstl  primatische  Organisation  der  Stadt  Frankf.  v.  10. 
Oct.  1806,  findet  ttian  in  d.  Rhein.  Bund,  u.  in  den  unten 
(?iote  h)  angef.  Constitutionen , Th.  II , S.  87a , so  wie  die 
Constitutioi^  des  Grofsbersogtbuins  Frankf.  v.  i6.  Aug.  1810, 
ebendas.  Tb.  II , S.  a35.  , 

h)  ConstitutionsErgäosungsActe  der  freien  Stadt  Frankfurt  (er-  , 
richtet  unter  Abstimmung  der  gesammten  Bürgerschaft , und 
mit  Beislimmung  einer  sehr  grossen  Mehrzahl  derselben,  pub- 
licirt  durch  Ra thsverordn.  V.  19.  Jul.  1816).  Frankf.  1816.  8. 
Auch  in  der  Gesets-  u.  StatuteuSaminlung  der  fr.  St.  Fraukf., 
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Bei.  I (Frankf.  1817.  8.),  S.  1 — 70,  u.  in  den  Constitutionen 
der  europ.  Staaten,  TIi  II  (Altcub,  u.  Leipz.  iBj?.  8.1,  S. 
38»  IT.  Ein  Auszug  in  J.  C.  Bisikob's  vcrgleicheniler  Darstell, 
der  Staatsverfasstiiigen  der  europ.  Monarcliien  u.  Roiehc 
OVien  1818.  8.),  S.  ?86  — t.cyi.  C.  S.  Mi'i.i.FH's  rollsI.Hnd. 
Samml.  der  kaiserl.  in  S.  Frankf.  c.  Frankf.  ergnng.  Hrsolu. 
tionen  u.  a.  daliin  einseklagendor  StadtverwaltungsGrtind- 
gesetze.  Abtli.  I — III.  Frankf.  i785.  Fol.  (In  der  I.  Abth., 
S.18  — sqi,  stellt  der  Bürgerverlrng  v.  i6i3.1 

c)  Bckanntmacliung  v.  6.  Nov.  i8i3 ; in  der  Sammlung  der 
Verordnungen  u.  Proclame  des  Senats  der  freien  Hansestadt 
Bremen,  Band  von  i8i3  u.  i8i4  (Bremen  1814.  8.)',  S.  i. 

J)  Grundgesetze  der  kaiserl.  u.  reichsfreien  Stadt  Bremen  ; ent- 
haltend die  Tafel  (i433)  u.  die  neuesten  Statuten,  (nämlich) 
die  Neue  Eintracht  (i434i  u.  die  Kündige  Rolle  (i48»)l,  u. 
verschiedene  Eidesformeln.  Aus  der  niedersächs.  Urschrift 
übersetzt,  mit  Vorbericht  u.  Sachregister,  v.  C.  N.  Roixkb. 
Bf  . men  i~()8.  8.  Die  Kündige  Rolle  steht  auch,  im  Urtext,  in 

Gerh.  Oei  iiiciis  Samml.  alter  u.  neuer  Gesetzbücher  der 

Stadt  Bremen  (Bremen  1771.  4- ) » S.  647  ff.  — G.  P.  TI. 
Nohbmam>’s  Handbuch  der  Länder  u.  Völkerkunde , Bd.  I, 
Abth.  5 Hlamb,  1787.  8.),S.  3089  u.  f.  (Herrn,  v.  Post.  Histor. 
Nachrichten  u.  s.  w.  1768.  4-  C.  L.  U.  .IXgeb's  Magazin 

für  die  Reichsstädte,  Bd.  VT  (Ulm  i"97.  8.),  Num.  11. 
Ch.  DF.  Viu.F.ns , constitutions  des  trois  villes  libres  ansea- 
tiques.  Leipsig  i8i4-  8.,  svo  dje  Constitutionen  der  Hansestädte 
tcutsch  und  französisch  abgedruckt  sind.  Bisikgfb  a.  a.  O., 
S.  ff.  Schriften  in  Pütteb's  Lit.  III.  171.  u.  Ki.übfb’s 
Lit.  196.  — Zwei  von  einer  Raths-  u.  BürgerDcputation  im 
J.  1814  entworfene  Plane , der  eine  zu  einer  verbesserten 
Verfassungsurkunde , der  andere  zu  einer  Supjilementar- 
ConstitutionsActe , stehen  in  den , in  .3  Lieferungen  (ohne 
Druckort  , i8i3  in  8.)  ersehienenen  Freimüthigen  Bemer- 
kungen über  die  neuen  Konstitutionen  der  freien  teutschen 
Reichsstädte,  in  der  a.  u.  .3.  Lieferung. 

«)  Z.  B.  Statut  über  die  Ralhswahlen  (Wahl  der  Rathmänner), 
V.  7.0.  März  1816,  und  Rath-  und  Bürgerschlufs  über  die 
BürgerConvente  zu  Fassung  der  Bürgerbeschlüsse  , v.  ii.Dec. 
1818;  beide  in  der  angef.  (bremer)  Sammlung  der  Verord- 
nungen, Band  von  1816,  S.  i4  ff-,  Band  von  1818,  S.  i36. 

f)  Worte  des  angef.  Rath-  und  Bürgerbeschlusses  v.  11.  Dec. 
181B. 

»)  HauptRecefs  (FundamentalGesetz  u.  HegimentsForm)  der 
Stadt  Hamburg,  errichtet  zwischen  E.  E.  Rath  u.  der  Erb- 
gesessenen  Bürgerschaft,  am  i3.  Oct.  171a  (mangelhaft  in 
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Lökio’s  Reichsarchiv,  P.  sppc. , Contin.  IV.,  p.  laiS);  in  der 
oben  (^.  178*,«)  angef.  Ausgabe  von  Hess,  S.  i*— 86.  Eine 
Reihe  von  Beilagen  dazu;  ebendas.  S.  87 — i~o.  Unions- 
Hecefs  (von  1710) , näml.  von  den  (bürgerlichen)  Collegicn 
insgemein , von  den  Oberalten , von  dem  Collegium  der 
Sechziger , von  dem  Collegium  der  Hundert  und  Achtziger, 
den  5.  Oct.  i7i2  zwischen  E.  E.  Rath  u.  der  löbl.  Erbge- 
sessenen Bürgerschaft  approbirt  u.  coniirmirt ; ebendas.  S. 
171  — 198.  Reglement  der  Rath-  u.  BürgerConventc  , von 
i'-io  , eine  Beilage  zn  Art.  zi  des  HaiiptRecesses  v.  171z. 
(3oh.  Rlefekeb's)  Sammlung  der  hamburg.  Gesetze  u.  Ver- 
fassungen, sammt  bistor.  Einleitungen.  Bd.  I — XII.  Hamb. 
*765  u.  ff.  Register  dazu,  mit  V'orr.  v.  Gottfr.  Schütze. 
Hamb.  1774.  8.  — Villebs  a.  a.  O.  Bisikoeb  a.  a.  O. , S. 
Z9Z  ff.  Schriften  in  Pötteb’s  Lit.  III.  171.  u.  Ki.übeb's  Lit. 
198.—  In  Hamburg  heifst  die  Gesanpntheit  der  ActivBürger, 
d.  b.  die  zur  Burgerei  (Bürgerversammlung)  zu  kommen  be- 
rechtigt sind,  im  eigentlichen  Sinn  die  Bürgerschaft  oder 
auch  die  Erbgesestene  Bürgerschaft , abgetheilt  in  5 Kirch- 
spiele. Dieselbe  besteht  theils  aus  ordentlichen  hiezu  er- 
wählten Mitgliedern , die  jedesmal  bei  Strafe  zur  Bürgerei 
kommen  müssen,  theils  aus  freiwilligen,  die  darin  zu  er- 
scheinen befugt  sind , entweder  wegen  eines  bürgerlichen 
Amtes,  oder  wegen  so  genannter  Erbgesessenheit,  d.  h. 
wegen  des  Besitzes  eines  freien  Vermögens  in  Häusern  oder 
Grundstücken  von  louo  Rthlr.  Specics  in  der  Stadt,  von 
zooo  im  Stadtgebiet.  Beeidigte  Stadtdiener  und  fremde  Rc- 
ligionsVerwandte , sind  ausgeschlossen.  Nobbuasn  a.  a.  O., 

S.  3oz4.  Bisibgfb  a a.  O.  , S.  292  ff. 

h)  Hambnrgischer  Rath-  u.  Rürgerschlufs  v.  27.  Mai  1814,  dafs 
die  wesentliche  ältere  Grundverfassung  der  Stadt  hergestellt 
werde,  doch  mit  Vorbehalt  derjenigen  Modificationen,  Aende- 
rungen  u.  Verbesserungen,  in  Ansehung  der  einzelnen  Zweige 
der  öffentlichen|Einrichtungen, welche verfassungsmäsig  werden  s 
gut  gefunden  werden  ; in  der  Sammlung  der  Verordnungen 
der  freien  Hansestadt  Hamburg,  z.  B.  Bd.  I (i8i5.  8.),  S. 

8 ff.  Vci^l.  ebendas.  , S.  18  u.  29. 

i)  Proclamation , betr.  die  provisorische  Wiedervereinigung 

der  Mitglieder  des  ehemaligen  Senats  , zu  Führung  des  Stadt- 
Regiments  , V.  19.  März  i8i3 ; in  der  Samml.  der  lübcck- 
Ueben  Verordnungen  u:  Bekanntmachungen  (seit  i8i3 ), 

Bd.  I (Lüb.  i8zi.  4-)  1 Bekanntmachung,  betr.  die 

abermalige  Wiedervereinigung^  des  Senats;  in  d.  angef. 
Samml.,  Bd.  I,  S.  3z.  — Von  der  Staatsverfassung  $,  man 
Kobbuaeh  a.  a.  O. , S.  Z794  u.  ff.  Bisisota  a.  a.  O. , S.  292  ff. 
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Jac.  T.  Mellb'«  gründl.  Na'cliriclit  von  der  — — Stadt  Lübeck. 
Lübeck  1731.  8.  Dritte,  sehr  verm.  u.  unigeurb.  Aiiil. 
( V.  J.  H.  Schkobel).  Ebendas.  178^.  8.  Viclers  a.  a.  O. 
Bisirger  a.  a.  O.  — Seit  geraumer  Zeit  erschienen  die  lü- 
bccker  Verordnungen,  gedruckt  auf  einzelnen  lilätterii  in 
Fol.  u.  in  Die  V'erordnungcn  seit  i8i3,  erscheinen  nun 
in  der  angef.  im  J.  1811  angefaiigeiien  Sammlung. 
k)  Von  Bremen  vergl.  man  die  oben  (Note  <!’  angef.  Plane  von 
1814 , in  den  angef.  Freimüth.  Bemerkungen  , 3.  Liefer.,  S. 
j»  u.  67.  — Anspruch  äer  frankfurter  Ortschaften,  auf 
Ausübung  aller  den  übrigen  Staatsbürgern  des  Freistaates 
zustebenden  Rechte;  in  den  ProtocollenderBundesversamml-, 
EinreichungsProtocolle , 1817,  Num.  3ii , 1818,  Num.  3. 
Zurücknahme  dieser  Reclaniation  , ebendas.  1818,  Kum.  46i 
/)  Wiener  SchlufsActe  y.  i8ao,  Art.  61. 

s.  179. 

Allodialität  y Staatsform  und  Thronfolge  der  Bundes- 
staaten. 

I)  Alle  o)  SouverainsStaaten  des  teutseben  Bun- 
des, sind  jetEt  allodial.  II)  Die  meisten  sind  auf 
ein  monarchisches  Oberhaupt  (eine  eiiiEelne  phy- 
sische Person,  monokratisch)  eingerichtet,  vier  haben 
eine  republikanische  Staatsfurra.  III)  Das  regie- 
rende Subject  ist  ein  rechtmäsiges,  wenn  seine 
Regentengewalt  dem  RechtgesetE  gemafs  ist  (§.  97  a 
190  u.  f.).  IV)  In. allen  monarchischen  Bundesstaaten, 
ist  jetEt  die  ordentliche  Thron-  oder  Regie- 
rungsfolge eine  erbliche  (jure  sanguinis),  nach 
dem  Rechte  der  Erstgeburt  &).  Sie  kann  bestimmt 
seyn , durch  Staats-  und  Familiengesetze  c)  oder  Ver- 
trage, auch  durch  andere  rechtsgültige  Willenserklä- 
rung d),  y)  Ausserordentliche  Thronfolge 
für  solche,  die  durch  Geburt  entweder  gar  nicht, 
oder  doch  nicht  allein,  dazu  berechtigt  sind,  kann 
subsidiarisch  statt  finden,  vermöge  eines  Erbvertrags  c), 
oder  einer  andern  rechtsgültigen  Willenserklärung, 
auch  einer  altern  rechtmäsigen  Mitbelchuung , An- 
* wartschaft  , oder  EventualBelehnung  /).  VI)  Die 
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Thron  *^der  Regierungsfolgc  in  den  tculschen  sonve» 
raineil  Erbstaaten,  ist  jetzt  überall  als  'n'ahre  Staats^ 
Sueression  zu  betrachten  g) , 'Vielclie  die  privat- 
rechtliche Idee  einer  Vererbung  oder  Ererbung  der 
Begentengev»  alt , so  Mie  dieienige  eines  Erblassers  ' 
und  eines  Erb-  oder  Vermäciitnirsnchmers  , aus- 
schliefst.  VII)  Zu  Bestimmung  der  Thron  - oder 
B e g e n t e n fo  I g e , ist  der  Sou  verain  in  der  Regel 
nicht,  auf  jeden  Fall  aber  nur  in  so  weit  berechtigt, 
als  dadurch  Rechte  Dritter  nicht  verletzt  werden 

o)  So  fern  die  ehemaligen  TerritorialLchnverhälinisse  der  Für» 
stenthüroer  VValdech  und  ScliaumburgLippe  su  Hurhessen, 
das  beide,  so  A«ic  Lippe  (Detmold),  Seliwarzb.Sonders- 
hausen,  Srhwarxb. Rudolstadt,  und  Liechtenstein,  jetzt  in 
seinem  Staatscalcnder  als  Vassallen  evieder  aulTührt , nicht 
wieder  hergestellt  sind,  oder  werden.  Vergl.  44b. 
h)  CsB.  Cun.  llorscHFR  diss.  de  origine  ct  fatis  succcsslonis 
ex  jure  primogeniturae  in  familiis  illustribus.  Goett.  1771  ree, 

Erf.  1784.  4*  w.  In  s.  Opusc.  jurid. , T.  I.  (Stuttg.  i8o4>  8.), 
n.  I.  Adg.  Frisd.  Schott  pr.  de  judicio  super  majoratu  saepe 
arduo.  Lips.  1784.  DIosfr's  FamilienStaatsr.  L 7i-  5o4.  913. 

II.  1414.  Pötttr's  Erörterungen , I.  807.  G.  L.  Bofhush  princi 
jur.  feud.  i5o.  sqq.  J.  G.  Lrist's  Lehrb.  des  teutseben 
Staalsr.  (i8o3),  V 3i.  Fcttfh's  Lil.  III.  736.  Klübfh's  Lit« 
i33i. 

r)  Hier  gilt:  1)  Unrheilharkeh , und  ?)  Vorzug  der  frühem 
Ceburf,  nach  der  Ordnung  der  Linien  ,,LinealfoIge)  ; doch  kein 
blofsesLebtaglntcresse.  — Thronfolge  in  ßaiern,  inderbaier 
Verfafs.  Urh.  ▼.  i8i8,  II.  a ff.,  und  früher  schon  in  der 
Constitution  v.  1808,  Th.  II , V *1  hönigl.  Familien« 

gesetzenvom  28.  Jul.  1810,  $.  47  If,,  u.  vom  18.  Jan«  i8i6< 
Thronfolge  in  n^irtemherg , in  dem  Verfassungsrertr«  v.  1819, 
§.7,  u.  in  dem  wirtemb.  Hausgesetz  v.  1.  Jan.  ido8<  — GH. 
baJisches  Hausgesetz  u.  FaniilienStatut  v.  4-  Oct.  1817 , u. 
Verfafs. Urh.  v.  1818,  §.4* — K urhessisches  Haus  • und  Staats« 
gesetz  V.  4«  März  181”.  — Grofsh.  hessische  Verfafs. Utk. 

V.  i8io,  Art.  5.  — Sachsen-coburg-inein/ngiTcbe  Primogenitur« 

■ Constitution,  T.  9.  Dec>  1800 , bestätigt  von  dem  teutschen 
Kaiser  am  47.  Aiig.  1804. 

«G  Jo.  Fraiso.  Buddeus  de  testamentis  suminorum  irnperantiumj 
in  s.  Scleciis  , p-  49i*  Goil.  Fzid.  Fbaso.  Bi'ddfi  opusc.  T.  I. 
(Goth.  1759.  8.)  148—  i58.  Fbasc.  Jos.  Bodhass  comin.  de 

iLi»)>.'/t  n«ci.i  2Ö 
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arduo  inter  testamrntuiii  priuripit  S.  It.  I.  publicum  r(  prU 
vatum  (Uscrimiue.  IMof’uiil.  17Ü).  FriD-iMiiB  \ ilriar.  illustr. 
lib.  3.  lil.  ao.  6.  iMostn'ü  Slaalsr.  \\\'.  i38.  LhenJess. 
pui'tönl.  Staatsr.  II.  :<55.  z58  fT.  3i3.  iiud  l amilicnStaalsr.  II. 
. 969.  F,  C.  r,  31oa»n's  patriot.  Archiv,  1\.  Muni.  ?.  K.vona's 
rccbtl.  Abbaiidl.  u.  Ciilai  btcii,  S.  3'i2.  v.  Sixciiovv'a  Iteclitsf. 
II.  70.  1'ÜTTta‘s  Frurtcruugen  , 1.  186.  107.  Püttib'*  Lil.  III. 
78^.  Ki.i'BtK's  Lil.  i566. 

c)  Z.  B.  Lrbvcrbrüdcruugcn  oder  Erbeinigungen.  W.  A.  Hcd- 
LOW  diss.  de  pactis  succossoriis  illustriiiin  et  nobilium  Ger. 
maniae,  spcciatim  iia,  quae  pacta  confratemitatis  appellanlur. 
Büt/..  1--0.  4.  Moskb’s  Staatsr.  XVII.  16  IF.  Ehen,!efs.  Fa- 
milienStaatsr.  I.  91a  931.  969.  Füttih's  Lit.  III.  766.  HlC* 
Bin's  LiL  1540.  — Bestimmungen  über  ausserortSmitUcle 
I'liroufolge , enthält  das  &aierijcA«  Familieugesetz  ▼.  18.  Jan. 
1816. 

/)  Von  der  Fortdauer  der,  während  der  teutsclien  Beiebsver- 
bindiing,  durch  Erbverträge,  Anwartschaft,  oder  Eventual- 
Belehnung  erworbenen  Erbfolgerecbte , s.  ob:  n §.  äa  , Mum. 
IV  , u.  8a  u.  f. 

g)  G.  II.  V.  Bkbg's  Abhandlungen  zu  Erläut.  der  rhein.  Bun- 

dcsActe,  V ^^7'  Llist  a.  a.  O.  24.  — Ilicnach  müssen 

die  AiLsdrückc  «Erbmonarchie,  Erbprinz,  Thronerbe v u. 
d.  erklärt  werden. 

h)  J.  F.  Bdbdk's  Beiträge  , I.  3jo. 


1-SO. 


Gemeinrechtliche  oder  besondere  Successions  Ordnung. 

I)  Bei  andern  F'amilienreckten  der  Mitglieder  des 
RegentenHauses , kann  die  gemeinrechtliche 
(blofs  nach  der  Nähe  der  Ycrwaiidschaft,  und  ohne 
Unterschied  des  Geschlechtes),  eder  eine  beson- 
dere SuccessionsOrdnung  statt  finden,  z.  B.  Senio- 
rat,  Majorat,  Minorat  »),  auch  eine  Scciiiidogenitur i) , 
und  selbst  Tertiogenitur.  II)  Für  den  PrivatNach- 
lafs  des  Souverains,  können  besondere  Bestimmun- 
gen gelten  e):  staatsrechtliche,  lebiireehtliche , fami- 
lienfideicommifsrechtliche  , vertragmasige , letztwil- 
lige des  Erblassers,  und,  in  deren  Ermangelung,  das 
Recht  der  bürgerlicheu  IntestalErbfolge. 
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■)  G.  F.  ß«EBXER  princ.  jur.  feud.  162.  i53.  Sciott  I.  c. 
PcrTJu’s  Lit.  111.  7Ö4-  Kiöbbb’»  Lit.  §.  i537.  — Durch  Ver- 
trag der  särbs.  ernetlinisrhen  Häuser  r.  10.  Oct.  1821 , ward 
das  bis  dahin  ihrem  jedesmaligen  Senior  mit  der  Landes-  * 
hoheit  xum  Genufs  xugestandene  Amt  Oltlisleben  an  S.  Wei- 
marEisenach  , gegen  eine  Abfindungssumme,  für  immer  über- 
lassen. 

h)  /.  H.  in  den  bad'sriieii  Grafschaflen  Salem  und  Petersbausen. 
Vergl.  von  dem  H.niise  Brandenburg,  Lehk  SainmI.  brandrnb. 
Urk.  11.  f>r6.  Pönsn's  hist.  Entwickel,  I.  24b-  Bar*  in  Rkdss 
Staatsk.  XXXII.  140.  i5o.  Von  Ocstrcich , s.  Wk.vch's  Ge- 
schichte von  Ocstreich  , 204. 

r)  So  in  d.  baier,  Familiengcsctc  t.  18.  Jan.  1816.  Mossa’s  Staatsr. 
XXVI.  6i.  EbenJe/s.  FamilienStaatsr.  11.  1161.  u.  persünl. 
Staatsr.  11.  632.  EbenJeJs,  Zusätr.e  eu  s.  neuen  Staatsr.  II. 

477.  Bened.  Schmidt  princ.  jur.  feud.,  ^ 5i8.  Pöttmahh  eirro. 
jur-  feud.  376.  A.  F.  H.  Posse  über  die  Sonderung  reichs- 
ständischer  Staats-  und  rrivatrerlassensciiaft  (Gott.  1790.8.), 
i3  ff.  , 33  u.  60  ff.  C.  C.  A.  H.  T.  Kaufte  Erort.  der  Ver- 
bindlichkeit des  weit].  ReichsfUrsten  aus  d.  Handlungen  s. 
Vorfahren,  17—19.  Boohahs  a.  a.  O. 


s.  181. 

Eigenschaften  des  Thronfolgers, 

•/ 

t)  Bei  der  erblichen  Thronfolge  nach  Erstgeburt- 
recht, wird  das  SuccessionsRecht  abgeleitet  ron  dem 
ersten  Erwerber,  doch  nur  für  seine  da2U  geeig. 
neten  Nachkommen  (successio  singularis,  ex  pacto  et 
proridentia  majorum,  nach  Geding  und  Fürsorge  der 
Altrorderu);  nicht  von  dem  letzten  Regenten,  von 
dessen  Willen  dasselbe  sonach  unabhängig  ist.  II)  So 
fern  der  W e ib e r stamm  nicht  ganz  von  der  Regie* 
rnngsfolge  ausgeschlossen  ist  «),  haben  die  Agna- 
ten den  Vorzug  Tor  den  Cognaten;  auch  ohne  aus- 
drücklichen Verzicht  der  letzteu. 

o)  Vergl.  PÜTTrit's  Lit.  III.  766.  Ktfincs's  Lit.  S‘  *539.  Laut 
s.  a.  O.  .33.  BtJSDt’s  Beiträge,  Th.  I,  Num.  »a.  G.  L.Boeh- 
mek's  Herbtsfälle  , Bd.  I , Num.  65.  Von  der  Erstgeburtfolge 
des  iccih/fcf.cn  Geschlechtes  ; in  CaoME  S u.  Iaup's  Germanien, 
Bd.  IV , Heft  2 ( 1810)  , Num.  1.  — ' Gäutlich  ausgeschlossen 

2Ö  * . 
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Tvar  der  Weiberstamm , in  dein  wirtemb.  Hausgetetz  v.  1808, 
I.  Anders  in  dem  wirtemb.  Verfassuugsvcrtr.  v!  >819,  §.  7; 
auch  in  dem  haierischen  Familiengesetz  r.  1808  • Art.  19  ff. 
u.  in  demjenigen  vom  18.  Jan.  1816. 

. - §.  182.  ■ 

Fortsetzung. 

III)  Abstammung  aus  ungleicher  oder  nicht 
8 la  11  d «'S  m ä sig'e  r Ehe  (standcsungleichcr  Ehe,  matri- 
muiiium  rationc  slatus  seu  ordiiiis  personaruin  inac> 
quäle),  ist,  der  Regel  nach,  hciii  rechtsgültiger  Grund 
zu  .Ausschliefsung  von  der  Thronfolge.  Doch  hünnen 
durch  Staats-  oder  Familiengesetze  «),  gewisse  Arten 
von  Ehen,  in  Hinsicht  auf  ThronfolgeFähigheit  ihrer 
Ahkümnilingc,  für  M i f s h e ur a th  (disparagium)  er- 
klärt scyn  i).  IV)  Auch  können,  vermöge  eines  gül- 
tigen Verbots  s t an  d e s mäsig  e r Ehen  für  be- 
stimmte Nachgebohrne  «),  die  aus  einer  standesmäsigen 
Ehe  abstammenden  Nachkommen  zur  Succe^sion  unbe- 
rechtigt sey n.  V)  Morganatische d),  unehel  iche, 
und  A d o p t i vNachkommen , sind  nicht  successionsfä- 
hig  f).  VI)  Auch  solche  nicht,  die  mit  einem  Kör- 
per- oder  Geistesfehler  behaftet  sind,  mit  wel- 
chem gänzliche  Unfähigkeit  zu  Führung  des  Regen- 
tenamtes verbunden  ist/).  VII)  G e i st  1 i ch er  Stand, 
bei  Katholiken,  vertr.ägt  sich  in  Erbstaaten  nicht  wohl 
mit  der  weltlichen  Regentenwürde,  er  ist  aber,  ohne 
besondere  Bestimmung,  kein  gültiger  Grund  zur  Aus- 
schliefsung  g). 

a)  So  in  dem  wirtemb.  Verfassungsvertr.  v.  1819,  V 8,  u.  Haus- 
gesetz  V.  1808,  V ^ ”•  *7  5 in  der  baierischen  Verfassungsiirh. 
V.  1818,  II.  3.  u.  Hausgeselz  v.  18.  Jan.  i8it>;  in  dem  fürstl. 
lippischen  FamilienVerIr.ig  über  Mifsbcuratlirn , v.  18148,  in 
Gössi'b’s  Archiv  für  die  Gesetzgebung,  Ud.  I (1808.  8.),  S. 
196.  Vergl.  auchkais.  russisches  Manifest  v.  20.  März  (2.  April) 
i8>.o.  Sein  wesentlicher  Inhalt  ist  angegeben,  in  Klübebs 
europ.  Völkerrecht,  116,  h.  — Aellcre  lieispiclc  solcher 
Uausgesetze  , seit  dem  Mittelalter,  liefert  Püirf.a,  über  -Mil’s- 
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hnirathpn  tciit^cher  Fürsten  und  Grafen,  S.  191  ff.,  ff. 
u.  3a3  ff.  — Der  Kaiser  und  die  Reichsgerichte  erkannten 
Hausgesetze  dieser  Art,  wenn  kaiserliche  Bestätigung  felilte, 
nicht  für  rechtsgültig.  Pütttb  0.  a.  O.  , S.  3o3  ff.  u.  4*o.  Mo- 
sra’s  FamilienStaatsr. , 1.  129.  II.  161  f. , 190,  239.  Rrcss 
Staatskanzlci , X.  121.  — Die  Meinungen  der  Rechtslehrer 
hierüber,  -waren  gethcilt.  3'ergl.  v.  Sfi-chow's  cleeta,  p. 
377.  G.  L.  iSoFnxEH's  Rcchtsfalle,  Bd.  I,  Nuin.  55.  (Biz) 
Ilislor.  Entwickel.  des  Begriffs  unstandesmäs.  Ehen,  §.  4~. 
Ki.öbfr's  kl.  jurist.  Bibliuth.  Bd.  \'I , S.  44<>  — 45o. — Manche 
neuere  Ilausgesetzc  erklären  die  ohne  Einwilligung  des  Oher- 
faauptes  des  Regontenhauscs , von  Mitgliedern  des  letzten 
geschlossenen  Ehen , für  nichtig.  So  das  angef.  tvirtemb. 
Hausgesetz  y.  1808,  §.  18  ff.,  «.  das  haierische  Familicn- 
Gesetz  v.  28.  dul.  1808,  Art.  11  ff.  V'crgl.  auch  das  angef. 
kurhessische  Hausgesetz  v.  4>  März  1817  , §.  6. 
b)  A/./xÄeurnt/i , -überhaupt , ist  eine  Ehe,  svelcher,  sregen 
Standesiingleichhcit  der  Ehrgalten  , durch  frühere,  noch  gel- 
lende , Hechtsbestimmung  AVirkiingen  entzogen  sind  , die, 
nach  gemeinem  Rechte  des  Staates , einer  gültig  geschlos- 
senen Ehe  zukommen.  — Die  ganze  Theorie  von  Alijsheii- 
rathen  sollte,  als  der  Stantsweisheit  und  dem  allgemeinen 
Rechte  fremd , auch  schon  zur  Zeit  der  Reiclisvcrfassung 
ihrem  Rechtsbegriff  nach  -weder  durch  Reichsgesetze  noch 
durch  Reichsherkommen  bestimmt , und  vielfach  bestritten, 
selbst  in  dem  Gerichtsbrauch  der  Reichsgerichte  schwTinkeiid 
und  ungleichfiirmig , und  in  der  neuesten  Zeit  (besonders 
seit' 1806)  prartisch  , vielfältig  unbeachtet,  aus  dem  tcutschrn 
Recht  überhaupt  , svenigstens  ausserhalb  der  soHvoraincu 
Regentciihäuser , verbannt  (vergl.  Giijtsm  a,  a.  O.  S.  3o5, 
3o8  u.  3io),  in  einzelnen  Fälleif  aber  genau  beschränkt 
werden  auf  den  klaren  Wortlaut  noch  geltender  besonderer 
Staats  - und  FamilienGeselze.  Politisch  betrachtet,  schliefst 
schon  der  Name  eine  Beleidigung  in  sich.  «An  esse  ulla 
major  aut  insignior  contiimelia  potest,  quam  partem  civi- 
tatis , velut  rontaminatam  , indignam  connubiis  haberi » 
Eivics,  — 3_on  einer  Stelle  der  t.  llundesActo,  die  Eben- 
bürtigkeit der  Stantlesherren  betr.  , s.  unten  23i,d.  — 
Von  der  ehemaligen  Theorie  und  Praiis , vergl.  Pü  rtKn  a, 
a.  O.  Ebenders.  über  den  Unterschied  der  Stände.  Gütt. 
1-95.  8.  DiNz  Handb.  des  teiitschrn  Privatr.  , Bd.  VT, 

5"3  ff.  fSciiNsuHFTiT's  Erläut.  des  Lehnr. , §.  122.  Mosta’s 
P’amilienStaat>.r. , II.  z3  — i.'i7i  Güstufr's  curop.  V ölkerrecht, 
II.  43B.PüTTFn's  Lit.IH.'<48  ff.  Rlübkb's  Lit.  1528.  Die  bekannte 
Stelle  der  Kais.  Wahlcapitulatioi\(XXll.4),  bestimmte  dieFolgen 
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einer  < unstreitig  notorischen  Mifsheurath  r , machte  aber 
die  Festsctsung  des  Begriffs  einer  solchen  Heurath  abhängig 
Ton  einem  künftigen  Regulativ , das  nie  erfolgte.  — So 
weit  Mifsheurathen  noch  rechtlich  begründet  sind  , hat  man 
jetat  au  unterscheiden  (^.  194  t tU*  u.  197,  III),  1)  die  Mifa< 
heurathen  sourerainer  Erbregenten  und  ihrer  Familienglieder 
(oben  Note  u),  und  9)  diejenigen  des  Adels  , des  hohen  und 
niedern  (^.  197  u.  f.  u.  s3i , Note  d). 

t)  Selten,  aber  nicht  unerhört,  und  nicht  unrerboten,  waren, 
während  des  teutschen  Reichs  , Eheverbote  dieser  Art. 
J.  £.  F.  OARa  über  Familiengeseiso  des  teutschen  hohen 
Adels  , welche  standesmäsige  ^ ermählungen  untersagen 
(Fraiikf.  »799.  8.),  7 u.  ff.  Sh.chow  elcin.  juris  publ. 

germ,  , T.  II.  ■041.  Ilenr.  HvnsvnFiKn  diss.  de  pactis  gen- 
tilitiis  fainiliarum  illustr.  et  nubil.  (Mogunt,  1788. 40,  §•  ^4. 

d)  Morganatische  Ehen  (auch  Eben  aur  linken  Hand  , matri* 
monia  ad  L.  Salirain  genannt)  sind  Ehen,  bei  welchen 
rechtsgültige  Ausnahmen  von  der  , die  Standes-  und  Erb- 
folgerechte der  Ehegatten  und  Rinder  bestimmenden  geseta- 
lieben  Regel , durch  f'ertrag  festgesetzt  sind.  Der  Inhalt 
des  Vertrags  allein,  bestimmt,  in  der  Regel,  das  Dascyn 
u.  die  Rechtswirkungen  einer  morganatischen  Ehe.  Als  Aus- 
nahmen, sind  seine  Bestimmungen  streng,  mithin  einschrän- 
kend au  verstehen.  Eine  weitere  Ausführung , in  Ki.vbkh's 
Arten  des  wiener  Congr. , VIII.  17Ö  ff.  Püttbe  von  Mifs- 
heurathen,  S.  3(>8,  871  u.  4i4<  — Von  den  Successions- 
Rechten  morganatischer  Rinder , s.  J.  H.  BornnKB  de  sc- 
condis  nuptiis , praecipue  illustriiim  personarum  , Sect.  II. 

19.  Mtlzb  ab  EnntHasen  gamologia  personarum  illustrium, 
c.  6.  V 3i-  sq.  Jo.  Heinr.  Wolfart  tr.  de  matrimonio  ad 
morganaticam  ( Ilanov.  1736.  4*),  V ^9*  Rössic's 

Grunds,  des  t.  Privatr.  a6i.  Rusus's  Grunds,  des  t.  Privatr. 

S-  574- 

e)  Von  Unehelichen , vergl.  Waicb  opusc.  II.  i63.  Mosfr's 
FamilienStaatsr.  II.  855.  — Von  /f./optivNachkommen, 
ebendas,  II.  i65.  — Von  Rindern  aus  einer  Gewissens  Ehe, 
s.  Püttfr's  Lit.  III.  771.  Hi.ÖBFa's  Lit.  §.  i545.  v.  HoLF.scnunrs's 
DeductionsBibliothck , I.  325.  Mosaa's  Slaatsr.  XtX,  456. 
XVIII.  494.  Rfcss  Staatsk.  III.  433.  VI.  99.  — Geschichte 
der  Binder  der  Liebe  der  teutschen  Fürsten.  Lcipa.  1812.  8. 

f)  Vergl.  Rsorr's  rechtl.  Abhandlungen,  241.  24Ö.  C.  F.  Wai.ch 

Opusc.  II.  i8o.  Merkwürdige  HeichsbofrathsGut.',chten,  III. 
i<r<.  ET^iriemb.  Hausgesotz  v.  i8u8,  2. 

g)  Vergl.  Mosra’s  FamilienStaatsr.  I.  23.  Y.hendrfs,  Lehns- 
verfassung , 196.  Pöttibi  prim.  lin.  juris  priv.  princ.  91, 
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Then^ffs,  IJoj trüge,  II.  ii.  Bccliisf.  Bil.  II.  Tli.  3., 
6.  i49-  553.  T.  IIoi.McmiHiii's  DeductionsBikliotbcli , 1.  3Uu. 


s.  183. 


Regierungsantritt.  Regiernugsrid.  Huldigung.  Ein- 
ling. Krönung. 

In  der  erblichen  Einhemchaft , tritt  der  verfas- 
sungsmäsige  Thronfolger,  nach  dem  Abgang  seines 
Vorfahrs,  von  Rechtswegen  (ipso  jure),  mithin 
unmittelbar,  an  dessen  Stelle.  Er  tritt  daher,  nach 
erledigtem  Thron,  sofort  die -R  egi  e r u n g an  «).  Er 
verhfindigt  solches  den  Unterthanen , erhlärt  sich 
für  verpflichtet  zu  Handhabung,  der  Staatsver- 
fassungi),  schwürt,  wo  cs  nüthig  , den  Regi^e- 
rungseid  c),  und  nimmt  die  Staatshuldig  iingd) 
ein  (§.  207  u.  2ofl)  Auch  den  SuccessionsRerechtig-. 
ten,  wird  zugleich  die  vorlänfigc  oder  Kventu.il. 
Huldigung  geleistet  ).  Ueberdem  bann  eine  fei. 
erliche  Inauguration,  Einzug  und  Krönung, 
statt  haben  /). 

■)  3Ios»a's  Staalsr.  XVIII,  4?*«  Ehtmlep,  persönliches  St.i.itsr. 
II.  11. 

fc)  Eine  förmliche  J'rrsiihervngsurkunde  hat  der  neue  Regent 
dcfslialh  auszustellen  , nach  dem  s.  u eimnr.rUrnach,  Grund- 
grsetz  über  die  landsfiind,  Verfafs.  v.  1816,  iih  11.  198, 
in  KLÜara's  Staatsarchiv,  Rd,  I,  S.  201;  n.ich  d.  l.indschiiftl. 
CrundgesrtE  »loa  Fiirstmth.  Hiltlhurghausen  v.  1818,  56; 

nach  d.  fUrstl.  tralJeck.  L.indesTprtr,9g  über  die  landständ. 
A'erfafs.  r,  ;8i6,  §.  4"!  nach  der  grofsh.  hrssheUrn  Ver. 
fassungsurh.  v.  1810,  Art,  106;  nach  der  trirtemh.  Vei'fas- 
zungsurh,  v 1819,  §.  10;  nach  der  s.  roburg.saalfeld.  v.  iSti, 
5.  110 ; nach  d.  erneuerten  Landsch.iftordn.  de»  Hcrr.ogtb, 
Rraunzr/iiccifWolfenbüttol  u,  des  I'nrstcnth.  Blanhenbnrg 
V.  1810,  79.  — Von  Ostfritslanrl  H.  T.  I),3Viarda’s  o^tfrJe», 

Geschichte,  Bd,  V,  S.  86,  Dd.  VIII,  S.  3 u.  19 , Rd.  IX, 
S.  194,  Bd,  X,  S.  6,  u.  .4blh,  2,  S.  ss3,  — Mosrn's  per- 
sönl.  Staatsr.  II,  ;4.  35.  Ehenders.  von  der  Heiefasstände 
Landen,  ii58. 

0 BaierUtht  Verfassungsurk,  t.  1818,  TU-  X,  §.  ».  Bnierische 
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FamillengesetEe  t,  1808,  Art.  71  f.,  11.  v,  18.  Jan.  1816.  — Von 
dem  ehemaligen  l^turmherg  , s.  Tübinger  Vertrag  y.  i5i4i 
u.  Erbvergleich  v.  trro,  am  Schlufs ; in  den  Hauptitrhunden 
der  würtcmberg.  Landesgrund Verfassung , Heft  1,  S.  4>  u. 
6i,  Heft  II , S,  i8j  f, , Heft  III,  S.  ■?  u,  4».  — Von  SclwfJe.n 
s.  oben  9»  , h,  Verfassnngsurk.  des  Fürstenth.  Nem  hntel^ 
T.  18,  Jun.  i8i4«  im  Eingang,  in  d.  Handb.  des  Schwciser, 
^Staatsr,  Aarau  i8si.  8.),  S.  4^- 
<7)  PÜTTF.R  8 Lit.  III.  96.  Klvbtr's  Lit.  889  ff.  C.  G.  Bvss 
Grundsätr.e  der  Huldigung.  Tüb.  i"94.  8.  Mosf.n  von  der 
Landeshoheit,  in  Ansehung  der  Untertlianen , Personen  und 
Vermögens , 45- 

e)  ^ ergl.  unten  §.  sot.  Moser  von  der  Reicbsst.'inde  Landen, 
1139,  Recss  Staatsk.  XIII.  34a.’  MFREtv's  Misrell.  II.  14h. 
PütTER's  Lit.  III.  893.  Ri.t/BEB's  Lit.  46.  — Verbunden  mit 
der  Aufnahme  in  den  Cwil Mithesitz  , d.  b.  ohne  Milre- 
gierung  und  Mitgenufs,  ward  sie  bisweilen  gt^brnucht um 
einem  SucccssioiisBerechtigten,  auf  den  Todesfall  dos  jetzigen 
Besitzers  , die  Vorlheile  des  Besitzes  schon  jetzt  zu  rer. 
schaffen,  und  so  dessen  Nachfolge  zu  sichern.  Just.  Kort. 
■OLp  diss,  de  possessione  ea  lege,  ne  contra  tradentem,  tlum 
▼ivit , eierceatiir,  tradita,  §.  3.  Henr.  Cocof  jt  deduction, 
illustr, , T,  I.  p.  309.  Mosfr's  persönl.  Staatsr.  , Th.  If,  S, 
693  f.  Eln  ttiTejs.  FamilienStaatsr. , Bd.  I,  S,  17  f. 

f)  Moser's  persönl.  Staatsr.  II.  l3. 

§.  184. 

Minderjährigkeit  des  Thronfolgers.  Unfähigkeit  des 
Jiegenlen-  Regentscluift,  Thronerledigung. 

Das  regierungsfähige  Alter  des  Thronfol- 
gers ist  staats-,  oder  fumilieiigesttzlich , oder  ver- 
tragmäsig  bestimmt  »).  Bis  zu  Erreichung  desselben, 
wenn  dem  Thronfolger  die  Succession  angefallen  ist, 
und  auch,  wenn  nach  dem  Hegierungsantrilt , durch 
einen  Kdrper-  oder  Geistesfehler,  oder  durch  Abwe- 
senheit (z  B.  Gefangenschaft j .dos  Regenten,  Regie- 
rung s u n fa  h i g 1<  e i t eri'ülgt  6),  desgleichen  bei  er- 
loschener Thronfolge,  tritt  — wie  in  VVahlstaalen  in 
dem  Fall  einer  Zwisebenregierung  (Interregnum)  — 
eine  a usse  ro  r d e n 1 1 i ch  e Staatsverwaltung  , eine 
n eg.e  nt  Schaft  ein  j eine  Yormundschaftliche  oder 
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InlcvimsRepirrang , BeicKs-  oder  Regierungsverwe- 
siing,  \ icariat,  Staatsvormimd, schuft  f).  Her  Regent, 
das  interiiidstisch  regierende  Subject,  ITtlirt  die  Staats- 
regicruiig,  in  der  Regei,  allein.  Er  erhält,  in  die- 
ser Hin'sicht,  besond  re  Ehrenbezeugungen  und  Ein. 
huufte.  Hie  Regentschaft  hört  auf,  so  bald  die  gc- 
ts'öhnli(he  oder  oidentliche  Regierung  wieder  cinge- 
treten  ist.  >. Onn  nämlich  der  Souveraiii  die  Fähigheit 
zur  Selbstregierung  erlangt,  das  heifst,  das  gehörige 
Alfer  eri'iicht,  oder  dm  gehörigen  Körper-  oder 
Geniüthszustand  s^ieder  erlangt  hat,  oder  s>ieder  an- 
wesend, « der  wenn  der  Thron  wieder  besetzt  ist. 
Bei  erloschener  Thronfolge  oder  bei  gänzlicher 
Thronerledigung,  gebührt  die  Wiederbesetzung 
des  Throns,  im  Zweifel,  dem  Volk,  oder  dessen 
StellTertretern  >0. 

o)  Meist  das  Kurüchgelegte  achtzehnte  Jahr.  PüriTn’s  lät.  111. 
781.  ItLCBEn's  Lit.  i5ä8.  Mosra's  persönl.  Staatsr.  I.  D8B. 
It  ’irtemh.  Verfafs.Vertr.  v.  1819,  §.  9,  u.  HausgescI/.  v,  1808,  5. 

Baisrixc/ie  Vcrfafs.Lrli.  v.  1818,  Tit.  1,  §.  9, 11.  l-'.imiliengcsetr. T. 
}8o8,  Art.  71.  Das  angef.  kurheis,  Mausgr>el/.  r.  1817,  J.  3. 
— Von  dem  Titel  des  minderjülirigi’iillogenten  und  des  Thron- 
folgers, oben  %.  108.  Mosib's  Familicn.Staalsr.  , 11.  785. 
EbenJess.  Staatsr.  \X11.  in.  — J on  seiner  Erziehung  , s, 
Wirtemb.  Verfafs.Vertr.  V,  1819,  16. 

b)  ItLÜsra's  Lit.  i.'i57'>.  Csn.  Otto  Gbaf.bb  pr.  de  tutela  et 
cura  prinoipiim.  Kint.  1796,  df  Nruhans  medit.  jiiris  priv, 
princ.  111.  363.  §.  8tf.  — V on  dem  bannöverischen  Fall,  1788, 
s.  ßi  vsB  Staatsh.  XIX.  1.  17,  46.  70.  82.  Als  im  IIer]>st  iBio 
König  Georg  III.  abermal  (7a  J.  alt)  in  eine  Gcniülhskranh- 
heit  gefallen  «ar,  ernannte  zu  Anfang  des  J.  1811  das  Par- 
lament den  Prinzen  t.  Wallis  zum  llegeiitcn.  Polif.  Journal, 
1810,  S.  i23o5  j8ii  , S.  93.  \ on  dem  Herzog  y.  O'iastallii, 

s.  Merh'vfirdige  HeirhshofrathsGulachten , 111.  sof.  Von  dem 
veuwiedischen  Fall,  8.  HXbeblin's  Staatsarchiv,  V,  114.  XI.  3io. 
XII.  396.  XIII.  20.  XVI.  .39-.  XIX.  273.  XXlll.  3o8.  Mai- 
blask's  Anleitung  zur  Gerichts  - und  Kanzlcis  erfassung , IV. 
62.  Von  dem  lippischen  Fall,  s.  IlÄnFBU:« 's  Staatsarchiv,  I.  7.,. 
111.2-4.  3o5.  (IloTB^Bo■s  -Merkwürdige  Hrankhelts-  und  Cura. 
telgeschichte  des  rc^crenden  Fürsten  zur  Lippe.  i-qS.  Von  dem 
holstr  n-olErnbnrgischen  Fall,  s.  Rhein.  Rund  XXVIII.  l56. 
r)  C.  O.  Gbaebi  1.  c.  H.  F.  C.  y.  Lvscbeb's  Abh.  von  der  Vor- 
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muniUoliaftsbestcIlang  bei  Privat-  und  erlauchten  Personen. 
Z'vei  Theile.  Jena  1790.  1791*  8.  Mosra's  Staatar.  XA'II.  169, 
EhenJefs.  persüiil.  Staatar.  I.  288,  und  Zusätze  zu  seinem 
neuen  Staatar.  II.  Sdy.  de.Szi.chow  eiern,  juria  priv.  princ. 
%.  574.  nz  Real  Science  de  goiivemcinent,  vol.  IV.  ch.  8. 

4^ — 48.  (Pet.  Ant.  Frhm.  v.  Fzanhs)  Deduction  über 
die  Zwiacfaenregierung  in  dem  Fürstcnth.  Prüm.  (1781.  Fob), 
i/j,  i5,  19,  so  u.  s8.  Püiteb's  I.it.  III.  779.  Klübkb's 
J.il.  i556  f.  Kurhe/i.  Hausgesetz  v.  1817,  4 GH.  hes- 

AiA</ic  Verfafa.Urh.  v.  i8so,  Art  107.  Verfafa.Vertr.v. 

1819,  V 11  u.  ff.  u.  Hauagesctz  v.  1808,  4.  Bnier.  Verfafs. 

Urh.  T.  1818,  Tit.  I.  §.  II — SS.  Familiengesetz  v.  1808,  Art. 
60  ff.  — Titel  des  Regenten,  z.  B.  Vormund  u.  Regent,  re. 
gierender  LandesAdministrator , in  vormundschaftlicher  Re- 
gierung Unsers  vielgeliebten  Vetters , u.  d.  WmBorr's  rbeln. 
Hund,  XI.  s33.  XXVIII.  iSo.  i56. 
d)  Beispiele:  in  Teulschland,  nach  Ableben  Ludwigs  des  Rindes, 
u.  a,  m. ; in  .Schweden,  1719  11.  1743;  in  Nprwegen , 1814. 
Man  s.  auch  Ludwigs  XV.  Edict  v.  1717,  betr.  das  Wahlrecht 
der  französ.  Reichsstände , nach  Erlöschung  des  liöniglichen 
Mannstammes  , in  Bolssbt's  Supplement  zu  DcMoht's  corps 
universel  et  diplomatique , T.  II.  P.  s.  p.  i65. 

s.  185. 

Gemahlin  und  ff’itwe  des  Souverains. 

I)  Die  Gemahlin  des  Souverains,  obgleich  dessen 
Staatshoheit,  insbesondere  seiner  Gerichtbarkeit  un> 
tergeben«),  and  zu  Theilnahmc  an  der  Staatsregic* 
ruiig  nicht  befugt,  führt,  in  der  Regel,  Pradicat, 
Titel  und  Wappen  ihres  Gemahls^),  und  cs  wird 
ihrer  in  dem  ordentlichen  Kirchengebet  erwähnt. 
Sic  geniefst,  im  Yerhältnifs  zu  den  Gemahlinnen  anderer 
Souveraine,  den  Bang,  welcher  der  Würde  ihres  Ge- 
mahlsangemessen ist  c) , und,  vermöge  der  IlofKtiquette, 
den  Vorrang  vor  der  \Vit-we  des  vorigen  inländischen 
Souverains.  Es  werden  ihr  bestimmte  Einkünfte 
und,  für  den  Fall  ihres  Witwenstandes,  ein  W i t- 
wcngehalt')  ausgesefzt.  Meist  hat  fJe  einen  eige- 
nen Hofstaat.  Gewisse  Verbrechen  gegen  sie,  wer- 
den bestraft  wie  Majcstätsverbrechen,  oder 
Felonie/).  OamenOrden  stiftet,  oder  ertheilt 
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sie,  nur  mit  BcMtlligun^;  ilires  Gomahls.  Wegen  ihres 

Ahlehens,  findet  eine  bestimmte  ü I'  fe  ii  1 1 i e h e Trauer 

statt  IL  Die  i t we  desSmivei  ains,  l>chall  Wappen, 

Prädicat  und  Titel,  auch  das  Recht  einen  eigenen 

Hofstaat  zu  haben- 

• * 

а)  Mossb's  Slaatsr.  XX.  35o.  354-  355.  Augiuta  , legibus  non 
soluta.  Anders  , Cbr.  Schöse  in  dem  Bedcnhen  : ob  eines 
regierenden  Fürsten  oder  Landesherrn  Gemahlin  ihres  Ge- 
tnalils  Lnterthanin  sey  ? Leipr»  1783  u.  1750.4.  l>ie  s ersehiede 
nen  Meinungen  der  Gelehrten,  s.  in  Mnsts's  Staalsr.  XX.  388  — 
33i.  — Xationalpolizeiliche  Verhandlung  in  dem  Oberhouse 
des  brittischen  Parlaments,  im  Sept.  bis  Mot.  iBto,  über  die 
Frage : ob  die  Königin  Caroline  dureh  ihre  AutFührung  sich 
unnflrdig  geinnrht  habe , die  Ehre  des  Thrones  mit  ihrem 
Gemahl  eu  thcilen  ? 

б)  Moseh's  Versuch  des  neuesten  eiirop.  Vötherrechls  in  Frie- 
dens* und  Kriegsaeiten,  I.  3i6.  Mosfb's  Stantsr.  XX.  352.  — 
Hat  sie  höhere  Geburtswürde,  als  ihr  Gemahl,  so  Führt  sie 
dieselbe  fort.  Ehrmtat.  353.  — Von  dem  Ornial,!  einer  Sou- 
Terainin  , s.  Mosfb's  Völkerr. , I.  3i4-  Güstufb's  Völherr. 
II.  4B3.  D.  SenwEBT^iFB , s.  resp.  J.  C.  Lsafvs  , diss,  de 
matriinonio  feminae  imperantis  cum  suhdito.  Lips,  1686.  4. 
J.  P.  Pii.THE»io8  diss.  I.  cl  II.  de  inarilo  reginae.  Gryph. 
1707.  4-  G.  W.  V.  Stfch  von  d.  Gemahl  einer  Königin. 
Berlie  1*7".  8. 

«)  .Moseb's  Völherr.  a.  a.  O.  Ehrniirts.  Grundsätce  des  europ. 
\ Ölherr  in  Friedensr,eiten  , 166. 

d)  Mosfb's  Staalsr.  XX.  3oo. 

r)  Püttfb's  Lit.  III.  ■r-’j,  Klübfb's  Lit.  §.  i55o.  Mosfb's  Fanii- 
lienSiaatsr.  II. 

f)  Mosfb's  Staatsr.  XX.  364-  KiCdeb’s  hl.  Jurist.  Bibi.  XIX. 
3io.  Ehtittless, 542. 


§.  1.S6. 


Naehgebohrne.  Kinder,  f'äterliche  Gewalt.  Emanci- 
pation,  Vormundschaft.  Gerichtstand. 


Die  nachgeb  ohrnen,  succcssi.msfähigcn  Mit- 
glieder des  Kegentenbauses , stellen  unter  der  Staats- 
hoheit, namentlich  unter  der  Gerii  hibai  heit  des  Suu- 
verains"),  und  seine  Kinder  ausserdem  noch  unter 
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eeincr  väterlichen  Gewalt  ; in  welcher  Hinsicht 
Km  a n ci  p a ti o n statt  findet  c),  go  wie  Bestellung 
einer  Vormundschaft  tl).  Dem  Souverain,  als 
Stamm  - oder  Familienhaupt,  hdnnen,  nach  der 
Hausverfassung,  über  die  Nachgebohrnen  noch  be- 
sondere Rechte  zustehen  <*).  Die  Bestimmung  des' 
Titels  und  Wappens  der  Nachgebohrnen,  hängt,  in 
der  Regel , von  ihm  ab/).  Ihr  Gerich  tstand  wird 
durch  die  Landesgesetze  bestimmt,  und  das  bundes- 
verfassungsmäsige  Recht  der  Austräge  kommt,  da 
cs  sich  auf  Streitigkeiten  der  Bundesglicder  unter  sich 
beschränkt,  ihnen  nicht  zu  ^).  Dagegen  können  ihnen, 
nach  der  Hausverfassung',  für  bestimmte  Streitigkei- 
ten FamilienAusträge  gebühren, 

a)  Vcrgl.  Moskb's  FamilienStaatsr.  II.  381.  741  ff.  J.  F.  t, 
Tbültsch  Abliandl.  in  Sirbr>heks  Beitr,  III.  loa.  Fütteb's  Lit. 
III.  763.  Hlüdfb's  Lit.  Ci5. 

b)  Stbuv  jurispr.  heroica  , V.  i — so”,  bk  Nfüsabn  medit.  jiir. 
priv.  princ.  III.  1 — so8.  Mosbr's  Staatsr.  XXII.  i53.  4>9* 

1 heiiJess.  FamilienStaatsr.  II.  7*1.  Ebtndess.  Grunds,  des 
curop.  I'ölkcrr.  in  Friedenseeiten  , 166.  Siebfskkes  ßcitr. 

HI.  19”.  Püttse’s  Lit.  III.  778. 

•)  Jo.  Ge.  ItuLFis  de  adoptionibus  et  emancipatlonibus  prin- 
cipum.  Argcnl.  1686,  rec.  174><  ue  Niumwn  I.  c.  III.  169. 
Mos'b's  FamilienStaatsr.  II.  779.  v.  Cbarfb's  wer.lar.  Nebenst. 
WXI^III.  49.  liÜBKBLix's  Siaatsarebiv , XXXV. 

« J)  1‘üttf.b's  Lit.  UI.  779.  liLÜBFB's  Lit.  i556i  db  Ncvxsmi 
1.  c.  III.  209. 

e)  DE  Nko*a>s  1.  r.  III.  397.  VerfaG.Vcrtr.  v.  1819, 

§.  18,  u.  HausgeseU  v.  1808,  Art.  77  ff.  ^ Baier.  Familien, 
geset*  T.  1808,  §.  7 ff.'  — Von  einem  Verbot  stan<ieimä~ 
siger  Ehen  für  bestimmte  Nacligcbobrne,  oben  §.  182. 

/)  Vergl.  oben  §.  iii. 

g)  Dnfs  ihnen,  aufser  dem  Gerichtsstand  vor  den  höchsten 
(»erichten  des  Landes  , auch  das  V'orreeht  der  jlusiräge  ge. 
bühre , wie  *ur  Zeit  der  I.  Reiebsrerfassung , bcliauptet 
C.  S.  Zaciiibiä,  in  Gfvsi.fb's  etc.  Arcliiv  für  die  civilistische 
' Praiis , Rd.  I (181H),  |S.  96  — 104.  Dagegen  s.  man  das 
vvirtemb.  \'otum , in  d.  Protoc.  d.  B.V.  v.  22.  Mai  1817 , 
§.  1Q9,  und  das  badische  ebendas.  196.  In  beiden  wer. 
den  'die  .\p''na"irlen  , so  wie  die  «mittelbar  gewordenen  (?) 
ehemaligen  ReichssUände« , für  solche  erklärt,  die,  nach  den 
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durch  Auflösung  des  teutseben  Iteichs  entstandenen  Verbätt- 
nissen,  Unterthanen  ihrer  SouToraine  sind.  So  auch  das 
grofsberzogi. hessische  Votum  in  d.  Proloc.  der  B.V.  v.  1817, 
§.  ii4i  Kam.  3.  Die  Bundesverlräge  bestimmen  die  Aus- 
träge ausdrücklich  nur  für  BunJesglitder  unter  sich  (^.  148 ‘‘ 
u.  f.). 

§.  187. 

Apanage  der  Nachgebohrnen. 

Den*  Nachgebohrnen  wird,  zu  ihrem  Unterhalt, 
eine  Apanage  (Deputat,  Alimentengclder)  ansge* 
setzt«).  Dieselbe  besteht,  baM  in  einem  bcstimmteu 
Jahrgeld,  oft  verbunden  mit  Naturalien  (apanagium 
proprium),  bald  in  dem  Besitz  und  Genufs  eines  Lan. 
desbezirks , verbunden  mit  manchen  Hoheitsrech» 
ten  unter  der  Oberhoheit  des  regierenden  Herrn  6 ) 
(apanagium  improprium  s.  paragium).  Ein  apanagir» 
ter  oder  paragirter  Vater,  vererbt  die  Apanage  auf 
seine  rechtmäsigen , ebenbürtigen  Nachkommen.  Nach 
deren  Abgang  fallt  solche,  in  der  Regel,  an  den  rc* 
gierenden  Herrn  zurück.  Bei  merklicher  bleibender 
Vermehrung  des  Staatseinkommens,  aus  Quellen  die 
zu  der  StaatsSuccession  gehören,  ist  Erhöhung  der 
Apanage  billig  und  recht  c). 

a)  PöTTPii’s  Lit.  III.  759.  Klübph's  Lit.  i534.  Mosia's  Staalsr. 
XIV.  I — 499'  EbenJess.  FamilienStaatsr.  I.  36o  — 5ii.  Haler, 
Familiengesetz  v.  18.  Jan.  1816. 
h)  JoscH.  Ebds.  Schxidt  pr.  de  paragio  a freragio  et  apanagio 
distincto.  Jen.  1765.  4- 

r)  Kurhessischei  Haus-  und  Staatsgeselz  r.  4-  März  1817,  11. 

J.  St.  PiitTKBi  comm.  de  augendo  apanagio , auctis  reditibus 
primogeniti  regentis.  Jen.  1745.  u.  in  dessen  Sjlloge  commen- 
tat.  jus  prir.  principum  illustrant.  p.  49- 

Residenz.  Hofstaat.  Ceremoniel.  Orden.  Titel.  fVap- 
pen.  MajestiUsSjmbole.  Insignien  und  Kleinodien. 
CivilListe. 

Von  dem  VVillen  des  Souverains  hängt  ab,  die 
Wahl  seiner  Residenz  «),  die  Errichtung  und  £in- 
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* ^ 
i-ichtiing  seines  Hofstaates^),  ncl>st  Trabanten», 
Leib*  und  Sc'hlo  fsgar  de  oder  MilitärHofstaat, 
die  Errichtung  neuer  Erzäintcr  und  F.rblandhof- 
ämter<^),  eigener  Ehrenurdeii'),  die  üestini» 
mung  des  Staats»  und  H o f C e r emo  ni  c 1 s ./ ) , des 
H.nus-  und  Staatstitels  f)  und  Wappens^'),  der 
MajcstatsSyiiibole,  Staatsinsignien  und  Klei» 
nodien'),  des  Krunuiigs»  und  Fcstürnats, 
auch  wohl  der  Staat  sLeiiigthumer  oder  Bcli<{uicn 
(lipsana  imperii).  Die  Festsetzung  einer  CirilListe, 
auch  (Kosten  der)  Haushaltung  des  Regenten  genannt, 
dafs  heifst,  die  Bestimmung  des  Quantums  der  jährli» 
cheii  Fnnnahme,  weiche,  in  monarchischen  Staaten , 
der  Regent,  als  solcher,  für  seinen  und  der  Scinigen 
Unterhalt,  mit  Inbegriff  des  Hofstaates,  aus  der  Staats» 
casse  zu  beziehen  bat,  ist  dem  Staatsoberhaupt  daun 
überlassen,  wenn  sie  nicht  schon  in  den  Staats»  oder 
Familiengesetzen  enthalten  ist,  oder  der  Einwilligung 
der  Laiidslande  bedarf^). 

fl)  Pirma's  Lit.  616.  KLtfsEa's  L't.  1^74  c.  1290.  Mosbk's  per- 
Söul.  Staatsr.  II.  71.  81.  Ehtndfss,  Zusätse  xu  s.  neuen  t. 
Siaatsr.  II.  364*  — Von  dem  Burgfrieden  s.  Mosxa's  Hofr.  II. 
795.  H.iltavs  glossar.  b.  r.  C.  F.  Walm  Opoac.  II.  ii6. 
SFLCHOvf  elem.  jur.  germ.  prir  5sd.  EjusJ,  elem.  jur.  prir. 

. princ.  597.  Dahs  Handb.  des  t.  Prirstr.  II.  §.  197  f. 

6)  F.  C.  T.  Mosfr's  teutsebes  Hofreebt.  a Tbeile.  Fraiibf.  1754. 
1755.  4.  J.  J.  Mosfr's  persönl.  Staatsr.  II.  71.  — Von  Pagen 
oder  Edelbnaben,  s.  Mosfr's  Hofr.  II.  190. 

c)  Mosxr's  persönl.  Staatsr.  II.  87  if. 

d)  Vergl.  unten,  in  dem  XIV.  Capitel. 

e)  Hievon  unten , in  dem  angef.  Capitel. 

f)  Oben,  113,  und  unten,  in  dem  angef.  Capitel. 

g)  Oben  , 107  ff.  I 

h)  Oben,  III.  — Von  dem  s.  F.  C.  v.  Mo- 

sfr's  kleine  Schriften,  VI.  1.  E.  H.  Wieland  über  die  Eiii- 
fflbrung  der  erblichen  Kaisern  iirde  in  Frankreich  (Berlin  180  j. 
8.),  S.  189  ff.  T.  Martens  Einl.  in  d.  europ.  Völkerr.  174, 
n.  9. 

i)  Pötter's  Lit.  III.  109.  Ki.übfr's  Lit.  4.  90»  ff.  Vcrgl.  Möllfr's 
bist.  Nachrichten  von  den  Feierlichkeiten  in  alten  Zeiten  beim 
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Jintijtt  der  Regierung  der  schwedischen  liuiuge.  Stralsund 
IT71.  fol. 

k)  Diese ’Linw'illigung  ist  nöth-'i;,  nach  der  wirtemb.  Verfass. 
Lrh.  V.  1U19 , V nach  der  badischen  v.  1818, 

nach  der  grofsh-Acssiic/'e/i  r.  1820,  70.  V'on  der  preussischen 

CivilListe,  s.  Verordn,  v.  17.  Jan.  1820,  belr.  das  Staatsschnl* 
dcnwescn , in  der  preuss.  Gcsetzsaminl.  v.  1820.  Num.a. 
Von  CoburgSiinlfeld  s.  das  Gesetz,  die  landständiscbe' Vcr 
fass.  betr.  1821 , V 7''  — Von  dcrKoIhwcndiglieit  der  Eiuiiih- 
rung  einer  CivilListe  in  t.  Bundesstaaten,  von  der  Geschichte 
u.  .d'-m  Betrag  der  CivilListen  in  teutschen  ti.  a.  Staaten , s. 
KLÜBF.a's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  4Ö3  — 5i8.  — In  dem  >6. 
J.vhrfaundert,  nannte  man  die  CivilListe  den  fUrsilichen  Staat. 
J.  C.  l’riSTEB,  Herzog  Christoph  zu  AVirtemberg,  Th.  I.(Tüb. 
1819.  8.),  S.  432. 

§.  189.  . 

Verbindlichkeit  des  Souverains  aus  Handlungen  seiner 
Vorfcdiren.  • 

Der  ewige  Staat  spricht  durch  jeden  Regenten 
(§.  3).  Seine  Verpflichtungen,  wie  seine  Rechte,  wer- 
den nicht  geschwächt  und  nicht  vernichtet  , durch* 
blossen  VVechsel  in  der  physichen  oder  moralischen 
Person  des  regierenden  Siibjectes.  Defswegeu  ist  je- 
der Regent  verbunden«),  die  S taatsh  an  dl  u n ge  n 
seiner  Vorfahren,  das  heifst,  sowohl  staats-  als  auch 
privatrechtliche  Handlungen,  welche  diese  in  ihrer 
Staats-oder  Rcgentencigcnschaft  oder  von  ihrer  Staats- 
seite unternommen  hatten,  anzuerhennen,  so  fern  die- 
selben unwiederruilich , ohne  Ueberschreituiig  der 
verfassungsmäsigen  Eefugnifs,  unternommen  wurden!'). 
Jede  andere  Handlung  des  Staatsvorfahrs,  ist  als  Pri- 
vathandlung anzusehen,  wcfshalb  der  Staat  nur 
aus  dem  Grunde  nützlicher  Verwendung  c ),  der  Staats- 
folger nur  als  Privatmann  , aus  besondern  Gründen,  zu 
Leistung  oder  Entschädigung  verpflichtet  seyn  kann  <!)• 
Nach  denselben  Grundsätzen,  sind  Anwartschaften 
zu  beurtheilen  < ). 

«)  , id  est,  per  intrrposilam  civitatem  «.  Ga«#'nvs  de  J. 
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B.  II.  i4-  II.  Civita*  non  moritur.  — Dor  Regent  unil  sein«; 
llcgicrungsvorrnliren  »inil , in  m litlichcf  Ilinsiclit , .als  ein» 
Person  zu  betr.acliton,  als  zu  Fortführung  dcsscibeh  Geschäf- 
tes berollmäelitigte  Subjpcte  (§.  1-9,  V).  Lntur  jedem  Regen- 
ten, ist  die  Slaalsgf wall  an  ihre  eigenen  Handlungen  gebun- 
den. Nicht  sic,  nur  die  Person  des  Uegenten  , ist  .Icm  Wech- 
sel unterworfen.  «Jus  populi  non  delicit , nisi  delieial  ipse 
populiis.  Fadem  utii|ue  rt  spiinllea  est , quainiis  nunc  hoc 
nunc  al io  modo  regatur:  alioqeiii  diceres,  rempublicam  in 

statu  , quo  luine  est,  1 isolutam  rider  pactis  et  dcbilis  in  alio 
statu  eontractis  ».  Ghutius  I.  c.  II.  9.  3.  Binkfzsiiokh  quaest. 
juris  puhl. , lih.  II.  e.  iS.  §.  1.  , in  Ejus  Uperib.  oniuib.  t.Co- 
loniae  Allohrog.  i^bi.  Fol.),  p.  137. 
b)  Hoi.zsciii'uin's  UeductioiisBibliuthek , IV.  2061.  Hi.Dbfh’s  Lit. 

1343.  V.  GuBt  i-'s  Abhandl.  aus  d.  Siaatsr.  St.  Ifl , Cap.  1, 
V 71  — 95.  Cap.  II.  nr  Cbsmfh  üpusc.  IV.  386.  v.  Cba'mi  r's 
Nebenst.  CX\  I.  507.  MoSsr  s persünl.  Staatsr.  II.  120.  211. 
Ebender,  v.  d.  Beicli, stände  J..anden  , 214.  IloMaieL  ubs.  237. 
285.  499-  Hubk  de  peeuuia  niutuat.  tuto  rollue.  96.  Ki:t’ss 
Deduct.  u.  Urk.  jSainmI.  IV’.  263.  Püttfb  prim.  lin.  jur.  prir. 
princ.  6(.  v.  Z>vifbi.fi>'s  Nebenst.  I 61 — 82.  J.  N.  Uiscuorr 
orat.de  aere  principum  alieno.' Heimst.  1791.  8.  (.Matth.  Hof- 
ma>.n's  Versuch  : in  wie  weit  ist  der  Succcssor  singularis  ex 
p.aeto  el  providenlia  majontm,  zu  Anerkennung  der  Verträge 
und  Hiindlungen  des  V (•iährers  verpilichtel ? 1797.8.  C.  C.  A. 
H.  V.  Kahptz  Erürtcrung  der  V erbiiulliciikeit  des  weltlichen 
Reichsiursten  aus  den  Handlungen  seiner  Vorfahren.  Neustre- 
litz 1800.  8.  H.  T.  M FDFHI^o,  können  die  tculschcn  Stamm- 
gutsgrundsätzc  einen  ilegierungsnaclifolger  befreien,  die  Rc- 
gentenhandlungcn  seines  V'orfahrers  zu  vertreten,  milhiii  die 
erweislichen  und  redlichen  Schulden  desselben  zu  bezahlen? 
Frankf.  1802.  8.  W.  J.  Bhih's  Erörterung,  in  wie  fern  ist 
der  Regent  eines  Staates  an  die  Handlungen  seines  Regi.  rungs- 
vorfalirers  gebunden?  u.  s.  w.  Hamb.  1818.  8.  — Von  der 
Rechtsbesländigkeit  der  Rcgiirun_gsliandlungen  des  Zwisden- 
herrschers , während  einer  -Jeii'dliclien  Inbahung  d.-S  I aildes, 
s.  Riöbfb's europ.  V ölkerrecht , §.  238».  f-  I»  derneueslcn  Zeit 
kam  diese  Frage  vielfältig  zur  Erörterung,  bei  Gelegenheit  der 
Staatsveränderungen,  w riebe  Napoleon's  Eroberungen  uni 
sein  Fall  zur  Folge  hatten;  in  den  hannöverischen  un  ! kur- 
bessischen  Staaten,  in  den  Ilerzogthümern  Braunscliweig  und 
Oldenburg,  in  den  Königreichen  Frankreich,  Spanien,  Sar- 
dinien und  Neapel,  indem  Kreheastaal,  u.  a.  Vergl.  oben 
148  ' , Note  c. 

«)  V.  Cbamfh's  Nebenst.  XV.  95..Mw.in  ab  Eubfsbaoii  noinolo- 
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gia , e.  to.  §.  3.  PtiTTtit')  Hccbttf.  fid.  II.  Th.  1.  Resp.  319. 
▼.  RaxrTs  a.  a.  O.  §.  io3.  104.  * 

<0  r.  KajiTX  a.  a.  O.  99  ti'.  S.  290. 

«)  Dedurtion  in  S.  t.  Ditti'urth  c.  HesaenCassel , in  Rxvas  De* 
duct.  u.  Urh.  Samml.  I.  169.  Loshxst's  Anleit,  xu  .\bfaas. 
der  SchriAcn  am  R.Kammerg.  179.  Stbubx  , Th.  I.  Red.  ii5. 
Rü?idf’s  Beitr.  II.  Kum.  4 5.  G.  L.  BönaRa's  Rccbtsf.  II. 

i37.  G.  L.  BöRnrn  diss.  de  obligatioiie  successoris  ex  cxpc- 
ctativa  feudali  antccessoris.  Gott.  i~4o.  u.  in  dessen  Electis 
juris  feud.,  T.  ll.  n.  VI.  (Casp.  Fried,  v.  HornxN3i)  Von  der 
Verfaindlichkrü  des  Landes-  und  LehnNachfolgers  an  die  Tom 
Vorfaliren  erlheiltc  Anwartschaft  und  EvenlualBelehiiung. 
17-8.  fol.  Nachtrag  u.  8.  w.  1-98.  fol.  Allgcin.  deutsche  Bib- 
liotb.,  Bll.  3-!  , St.  i 1 S.  3"3.  Dawider  s.  v.  ZwikBLci:i't  N'e* 
beust.  I.  Num.  x u.  4.  Wbstphjxl's  Lehnr.  135. 


§.  190. 

Dauer  des  [Verhältnisses  zwischen  Souverain  u.  Volk, 

1)  Vermöge  des  UnterwerfungsVertrngs  behält  das 
Volk,  der  Inbegriff  der  Staatsbürger , ausserhalb  des 
Staatszweckes  seine  Selbstständiglicit ; und  der  Regent 
bat  die  Oberherrschaf‘t  , nur  unter  der  Bedingung 
pflichtmäsiger  AVahl  der  Mittel  zu  Erreichung,  jenes 
Zweckes.  Es  kann  also  1)  das  Volk  von  dem  Regen- 
ten als  blofses  Mittel  für  andere  Zwecke  — Despotismus, 
Sultanismus,  Macchiaveliismus « ) , sind  unvereinbar 
mit  der  sittlichen  Wurde  des  Menschen  und  mit  der 
Tollkommenen  Pflicht  des  Regenten — nicht  behandelt 
werden  (Recht  des  gewaltsamen  Widerstandes  gegen 
W'illkührhcrrschaft , jus  resistendi  I>)  ) 1 ^»<1  Q) 

Recht  zu  der  Oberherrschaft  kann , ohne  gehörige  An- 
wendung der  Mittel  zu  dem  Staatszweck,  nicht  be- 
stehen. So  oft  das  regierende  Subject  anders  als  dem 
Staatszweck  gemäPs  denkt  oder  handelt  , so  oft  es  ' 
Willkührhcrrschafl  sich  erlaubt,  thut  es  solches  als 
Mensch,  nicht  als  Regent,  und  es  steht  ihm  der  Uu- 
tcrwerfungsVerlrag  entgegen  c),  welcher  beiden  Thei- 
Icn  Zwangpflichten  auflegt;  seine  Macht  ist  dann  nicht 
auf  Recht,  sondern  blofs  anf  Stärke  gegründet,  ün- 
Ki>aw>  «rmi.  R«ak  27 
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ter  allen  Umständen,  ist  die F' lialtiing  des  Staates  und 
der  öffentlichen  Ordnung,  ein  Reclit  und  eine  Pfficlit, 
■welchen,  hei  dem  llegicrenden  niclit  weniger  als  den 
Ilegierteu,  alle  andern  weiclien  müssen.  Aber  v.ill- 
höhrlichc  Widersetzung  desVolhes,  gegen  Verfügim- 
gen  des  Staatsoberhauptes,  wäre  widerrechtlich;  noch 
mehr  willhiihrlichc  RegierungsF.ntsetzung  des  Regen- 
ten*^) (ThronRcrolution),von  Seite  des  Volhes,  einer 
Partei  desselben,  oder  eines  Dritten,  überhaupt  will- 
hührliche  gewaltsame  Umstürzung  der  rechtlich  he- 
stehenden  Staatsordnung  ( StaatsRevoliition  ).  Selbst 
im  rechtmäsigen  Fall,  ist  die  Ileiligheit  oder  IJnver- 
letzbarlieit  der  Person  des  Regenten  (§.  17-),  zu  un- 
terscheiden von  der  W iderrechtJichheit  seiner  Hand- 
lung^; so  auch  in  erblich -monarchischen  Staaten,  das 
persönliche  Recht  des  Regenten,  und  da»  Reclit  sei- 
ner h'ainilie,  zur  Regierung. 

b)  1M%cchisv*i.li's  (il  Principe , i5i5.)  Grumtsäif.e  widerlegte  ein 
königlicher  Schriftsteller.  Examen  du  I'riuce  de  Macchiavel. 
edit.  3.  ä ln  llaye  174».  8. 

h\  Einst  eine  theologisch  - exegelisclie  Conlrovcrs.  A.  I..  Scni.ö- 
iph’s  Staalsgcl.thrthcil , 1.  3s  ff.  J.  E.  F.  'InsTta's  Eelirh.  de» 

' ISaturrccht»  (ifhx).  8->,  fu3.  Senrinr hasth.'s  Slantsr.  n.sch 
d.  Vcrnuiifl  etc. , Th.  UI,  S.  3f>.4  ff.  V’crgl.  oben,  §.4,  Note  i. 

— Ueher  die  »cliwirrigc  Fragevon  dem /ure  t eshtemU  , macht 
Huxe  (History  of  Ein;l.-«!i J , tli.  XEVl.  4.*)  die  llcmcrhung  : 
«And  so  dirficidt  is  to  explain  that  point , that  , to  tliis  day, 
svhalcver  libertie»  niny  be  used  hy  privaie  iiiqulcers  , ihe 
lawshave,  very  prudcnlly,  thoughi  proper  Io  niniiitaiii  a to- 
tal silence  with  regard  to  il".  Doch  feldt  es  ji  tzl  nicht  an 
Beispielen  von  urkundlichem  Vorbehalt  diese.»  Rechtes.  Man 
s.  den  unten  angef.  Halltb,  und  die  oben  ^ e)  aiigef.  Ja- 
BOD  u.  Fboebbacb.  - 

c)  Vergl.  oben  5,  Jfotec.  Rud.  WroKHiMi  dis«,  de  obli/ationo 

civiiiin  erga  prineipcin  tyraiiniim.  Gölt.  .Ion.  lirsj.  Er- 

HABo  über  das  liecht  de«  Volks  EU  einer  li>  volulion.  Jena 
i“95.  8.  Algeruon  Sii>.»fi's  disrourses  conerniing  goveni- 
ment  (Lond.  1698.  4.^-  P-  R<  rli.  33.  l’.  111,  ch.  s u.  3 , und 
der  UeberselEer,  tl.  U.  Faa^Bn  iI.eipE.  in  d.  Eil^.' 

. S.  56.  R.  G.  ('itii'THKR's  ' iirop.  Völkerr.  II.  4 46.  Vattfi.  droit'* 
des  gens,  liv.  11,  ch.  4i  5h.  (t. Steck)  Non  .\bselEuiig  ei- 
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nes  röin.  Kfiitpr«.  1759.  4 ScKnyK  Aphori»in»’n  i tr. ; in  <ic>n  Ma- 
terialien *u  d«  r wUsensrli. ‘Erklär.  lU-r  nrecstcn  allgem.  prruss. 
Lan.leageaetze,  Heft  4.  S.  16.  Moskb's  St.ialsr.  \ II.  ti.  KLÜiit*'* 
I.it.  tSi.  Ui'bcr  d.a»  C.assrnri cht  der  wirleinb.  Landslände 
(Frankf.  1816.  8.),  3r  ff.  M.  C.  F.  W.  GBivnr.,  der  Sl.a.-itsbe- 
amte  als  Schriftsteller  (Stuttg.  i82u.  8.),  S.  ijf.  äo,  58,  61. 
D«  Lot.xr  Constitution  de  rAn"l"tcrre,  liv.  III,  cli.  14.  L.  t. 
Dafsen  öffentl.  Reelit  des  t.  Bund  s,  6.  Allgem.  t.  Re.aiEii- 
cjclopädie  (ConversationsLeiiconl,  voc.  Aufruhr.  Seihst  r. 
Hai.li'r,  in  der  Restauration  der  Staatswisseuschaften,  Th.  II, 
8.  428  ff.,  erklärt  sich  für  das  Recht  zum  Midersland.  — aßei- 
spiele  aus  der  neuern  Zeit,  in  C.  I).  \ oss  /eiten,  1811, 
Jan.  ; i8i4,  April,  S.  116  ff.,  Mai,  S.  289  ff. , Juli , S.  53  ff. 
— V on  der  AbsetEung  Philipps  II.  in  den  Niederlanden , s. 
Ul*.  Husrii  de  jure  civitatis,  lib.  I.  Scct.  3.  c.  5.  63  — 63. 

p.  88.  edit.  Thoxasii.  yitir.  Rluit  orat.  inaug.  de  jure  abdicandi 
Hegern  Philippum.  Lngd.  Bat.  1779.  Ebendess.  historiae  fede- 
rum  Belgii  federati  primae  lineac  , P.  I.  p.  35  sq.  — Der  Auf- 
stand der  Griechen  gegeu  die  türkische  Regierung,  seitdem  .Harz 
>821  , ward  gegründet  : 1)  auf  die  Thalsacbu  der  widerrecht- 
lichen Unferjochuiig  , indem  da,  wo  blofs  Gewalt  die  Grund- 
lage der  Herrschaft  ist,  die  Ucbcrmacht  der  Gehorchenden 
das  Band  auf  dieselbe'  Art  löset , wie  es  von  dein  Horrscher 
geknüpft  war;  2)  auf  die  VV'illkührherrschaft  oder  Despotie 
(orientalisches  Staatsrecht , Sultanismusj  der  Regierung , die 
weder  bürgerliche  Freiheit  noch  £igrnthii'..i  der  Lnterthanen 
anerkennt.  Völkerrechtliche  Ansichten  des  Kampfes  der  ver- 
einigten Griechen  gegen  die  Türken.  München  1821.  8. 

J)  Darsteliung  der  Grundsätze  des  Monarchomachismus,  s.  in 
Gbib!<iI^s  princ.  jurispr.  nat.  II.  7.  2.  Schkiuchastkl's  allga- 
meines  Staatsr. , §.  Er. 


§.  191. 

Fortsetzung. 

II)  Da  der  Staataoberherr  durch  Vcrtr.2g  v.u  der 
StaaUvertretung  und  Stautsregieruiio  sielt  \ ei  pilielilet 
hat,  SU  ist  er  zu  willliührlicher  Abdankung,  /-u  ein. 
seitiger  vtillkührlicher  Aiifbebuiig  seiner  vei tragniäsi- 
gen  Verbindlichkeit,  nicht  berechtigt").  F.beii  so  we- 
nig zu  M illkührlicher  Veräiissernng  der  St.Tat.sveitre- 

tung  und  Stäatsrcgierung,  t§.  177,  iä5o, ‘tji),  auf  welche  * 

* 
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ihm  nur  ein  bloPs  persönliches  Cjns  personalissimum}, 
M'cnn  gleich  auf  seine  j\achhuinmeu  ühergäiigliches , 
liecht  zusteht  ). 

а)  Günther  a.  a.  O.  II.  43.t.  Moskh's  Staatsr.  V'II.  26  (T.  Lben- 

ilers.  t.  (1.  röm.  Kaiser,  618.  , 

б)  lloussFAD  Jii  coiitrat  social,  liv.  II,  cb.  i.  — A on  Veriius- 
scrung  des  Staatsgebietes  11.  der  Staatshoheit,  unten  220  f. 
— Dcsgl.  einzelner  Uobeitsrcchte,  274«  und  der  Domainen, 
§.  162  u.  253. 


II.  C a p i t e 1. 

Die  Staatsbürger  und  Uuterthanen. 


S-  192. 

Staatsbürger  und  Uuterthanen. 

In  dem  Innern  des  Staatsvereins,  steht  dem  Staats. 
Oberhaupt  gegenüber  , die  Gesammtheit  der  Staatsbür. 
ger,  das  Volho).  Durch  den  UnterwerfungSTertrag 
ist  jenem  fortwährend  das  Hecht  übertragen,  in  Staats, 
angelegenheiten  den  allgemeieen  Willen  verfassungs- 
mäsig  ($.  314  9.)  festzusetzen  und  auszuführen.  In 
dieser  Hinsicht  ($.  4),  sind  alle  Staatsbürge'r 
oder  Mitglieder  der  Staatsgesellschaft,  physische  und 
moralische^  ),  dem  verfassungsmäsig  festgesetzten,  für 
ihren  Gesammtwillcn  geltenden  Regieriingswillcn  des 
Staatsoberherrn  unterworfene).  Daher  heifsen  sie, 
in  solchem  Ycrhältnifs  zu  ihm,  Unt  e r th  a n e n d ), 

' fl)  Von  den  verschiedenen  Bedeutungen  des  Wortes  l^olk  (Na- 
tion), 8.  Hlcbeb's  droit  des  gens  de  l'Europe,  §.  tu.  ao.  Vergl. 

I unten  19.4  u.  202. 

V)  üeiae  Cescllichaft,  auch  die  Kirche  nicht  (V  431),  bann  einen 
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Staat  im  Staate  (Statum  in  Statu)  bilden , d.  h.  ihre  AVirli- 
samlicit  der  Staatsrcgieruiig  entziehen, 
e)  Niehl  abhängig  von  eigener  Einsicht,  darf  der  staatsbürger- 
liche Gehorsam  der  Einseinen  seyn,  im  Verhällnifs  zu  \ erfü- 
gungen  des  Regenten.  Vergl. . §.4  u.  ^Ö3.  FBi'rnBAcu's  Anti- 
llobbes  , S.  56.  Aber  durch  bescheidene  A'orstellung , darf 
das  eigene  L'rtheil  demselben  vorgetragen  werden. 

J)  Untergebene , in  Beziehung  auf  Staalsbehürden. 

* » 

§.  193. 

f^erschiedenheUen  der  Staatsgenossen. 

t 

Wesentlich  ist  in  der  Staatsgesellschaft  nur  ein 
Stand,  derjenige  der  Staatsbürger.  Bei  diesem  findet 
eine  gewisse  Verschiedenheit  nach  allgemeinen  staats- 
rechtlichen Beziehungen  statt  ( §.  19/f).  Aber  eine 
Äbtheilung  der  Staatsgenossen  in  eigentlich  so  genannte 
Stände,  und  eine  Ungleichheit  dieser  Stände, 
nichts  weniger  als  Bedingung  des  Staafszwcches  0, 
hat  sich  auch  in  Teutschland , in  gewisser  Art  schon 
in  dem  ersten  bekannten  Zeitraum  ^),  in  die  Staats- 
Verfassung  eingeschlichen;  sie  hat  sogar  Ungleich- 
heit der  Rechte  erzeugt.  In  dieser  Hinsicht  hat 
sich,  nach  und  nach,  eine  dreifache  Abtheilung  (Stan. 
desclassen),  in  Adel,  Bürger-  und  Bauerstand,  gebil- 
det ($.  »95— aoi).  Staatsbürgerliche  Verschiedenhei- 
ten anderer  Art,  beziehen  sich  theils  auf  Beschäf- 
tigung, Lebensart,  Gewerbe,  Wohnort,  Ei- 
genthum und  NationalOehonomie  (§.  eo3), 
theils  auf  Verschiedenheit  der  Unterordnung  un- 
ter den  Staat  ( $.  2o3),  theils  auf  U e 1 i g i o n s v e r- 
schiedenheit  (§.  879  u.  4^2).  Noch  ein  anderer 
Unterschied,  bctraf  chehin  die  bürgerlichen  Unter- 
ordnung $ V e rh  al  tn  i sse  gegen  das  teiitscho  Bcich, 
wo  alle  Reichsunterthanen  entweder  Reichs  unmit- 
tel bare  oder  Mittelbare  (§.37)  waren;  mit  der 
teutschen  Reichsverfassung  hat  dieses  aufgeh«Jrt.  — 
Die  Rechte,  welche  von  der  Standesverschie- 
‘denheit  abhangen,  sind  in  einzelnen  Staaten  mehr 
oder  weniger  gesetzlich  bestimmt  * 
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a)  So,  in  Absicht  auf  den  Gehurtstand,  so  fern  er,  als  solcher, 

Vorrechte  geniefst : Uaco  dt.  Vraei.AHio  in  operih.  (Francof. 
|665.  fol. p.'iiSg.  Roüssüau  du  coutrat  social,  liv.  I,  ch.  9, 
am  Schlitf«.  Ka.nt's  Rcchtslehrc , 49-  S.  191.  Theod. 

SrunALX  natürl.  Staatsr.  9 ff.,  61  f.  69.  CahinctsOrilre  R. 
Friede.  Wilhelms  III.  v.  10.  März  »798.  E.  M.  v.  ScHLi.rrta’s 
Nachricht  von  einigen  Häusern  drs  Geschlechts  der  von  Schlief- 
fon, (Cassel  1781.  4.)i  S.  1.  J.  W.  V.  Abchfsholz  Minerva,  Mai 
1808,  S.  i65  ff.  SiVTKS  sur  les  privileges.  Ebe'iJers.  qu’csl-co 
que  Ic  Tirrs-^tat?  Cobdobcet's  Entwurf  e.  histur.  Gemäldes 
der  Fortschritte  des  menschl.  Geistes  (ins  Teutsehe  v.  E.  L. 
PossFi.T,  Tüb.  1796.8.),  a"d)  ff.  28 j ff.  J.  Sr.  Pütti  b Uber  den 
Eiilerschied  der  Stände,  besonders  des  hohen  und  iiicderu  Adels 
inTeutsrhl.  Gott.  1795.8.)  i3ft.  , verglichen  jedoch  mit  S.  20 
F.  W.  B.  V.  Rvxnoiiu's  Urgnnisalioii  verschiedcaer  Stände  und 
Gewalten  in  inonareli.  Staaten,  llannov.  1801.  8.  Kabc  Dif.Tn. 
IIvi.LisABs's  Gesell,  des  L'rsprnngs  der  Stände  in  Dculschl. 
Frnnhf.  a.  d.  O.  Tli.  1,  II  u.  III.  1806.  1807.  i8u8.  8.  Unler- 
suehungen  üiier  den  Geburtsadel  und  die  Moglielihcit  seiner 
Fortdauer  im  19.  J.".hrhundert.  A on  dem  Verf.  des  neuen 
Ecvia'hans  (Friedb.  BumuoLz).  B 'rl.  u.  Lcipz.  170*.  8.  Vcrgl. 
unten  §.  199.  — Dawider  s.  von  Rotzebue  vom  Adel.  Lcipz. 
1792.  8.  Thfoii.  Gottc.  von  Hippel  über  Gesetzgebung  u. 
Staatenwohl  (Ucrl.  1B04.  8.),  S.  126.  A.  W.  Reubbbg  über 
den  tcutschen  Adel.  Gott.  i8o3.  8. 

b)  Gedanken  von  d.  Vrspr.  u.  Lnterschied  des  adelichen , Bür- 
ger- und  Bauernstandes.  Cöln , 1710.  4.  D.  D.  Alavo  diss. 
binae  de  statu  hominum  apud  veteres  Gennano.s.  Lips.  1742 
et  1747.  4"  b-  Mmbi’r's  Gesch.  der  L'ngtcichh.  d.  Stände  un. 
ter  den  vornehii  stcn  europ.  Völheni.  Zwei  Bände.  llannov. 
1792.  8.  Ei’gfb.  iUoNTAo’s  (letzten -\btes  EU  Ebrach)  Geschichte 
der  tcutschen  staatsbürgerlichen  Fr.'ibeit , oder  der  Rechte 
der  gemeinen  Freien,  des  Adels,  und  der  Kirchen  Teutsch- 
laiids.  (Vom  Anfang  der  frank.  Periode  bis  Friedr.  1.)  Bd.  I, 
Th.  1 u.  2.  Bd.  II,  Th.  1 u.  2.  Bamb.  1812.  — i8i5.  8.  3.  C. 
Majfb's  Germaniens  Lrverfassung  (H.amh.  1-98.  8.),  35.  45  ff. 
l'üfiEB  a.  a.  0.  22  — 32.  Gbavvfll's  antiplutun.  Staat  (BcrI. 
i8**8.  8.),  S.  229  ff.  Karl  Mv^sebt's  Fr  iheit  der  Franken, 
Adel.  Sclavercy.  Nümb.  1799.  ff-  Wolptfb  diss.  historica 
diploimtiea  de  Personis  iinperii  Romano  • Gormanici.  Ilei- 
dclb.  1788.  9.  R.  F.  Hcji«ei.'s  Compend.  t.  Allerthümer,  124. 
K.  G.  Rossig's  Allertbümer  der  Tcutschen,  276  ff.  P.  L.  L. 
.Mebe'au  von  der  ersten  mulhmafsl.  Entstehung  der  Verschie- 
denheit der  Stände^  in  s.  MIscellaneen  , 1.  349- 

v)  U.ubsehes  Edict  v.  4*  In».  1808,  die  Grundverfassung  der 
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Tcrsriliecleiicn  Stäiiilc  bilr. ; ln  tl.  RLeiii.  liiintl , XXII.  63. 

X.XVllI.  ii;. 

5.  104. 

1)  Nach  allgemeinen  s taal  s rec  h t ti  chen  Be-  ' 
ziehu  ngen. 

Sowerain.  Volk-  L'nterUianen  u.  Nation.  Mitglieder 
des  Regentenhauses.  Rechts-  u.  Pßichtgleichheit  der 
Staatsgenossen.  ActivBürger.  Gemeinde  glieder. 

1)  Nothwendig  und  natürlich  ist  die  Abtheilung 
der  Staatsgeno.s.sen , in  dcrn  weitern  Sinn,  in  Squv«^ 
rain  und  Volk  «),  dieses  als  InhegrifT  der  Staats* 
bürger  in  Verhältnirs  zu  dein  Oherherrn.  II) Die  ein- 
zelnen liärger,  sind ’U  n t e r t han  e n ($.  iqc);  und  die 
Hasse  aller  Einwohner  des  Staatsgebietes,  bildet  die 
IS'ation,  den  wesentlichen  Stofl’ des  Slaatsver- 
eins.  III)  Das  St  a a t s i n t er  e ss  c laTst  zu,  dafs,  in 
crbürh  - monarchischen  Staaten  , die  Mitglieder  des 
Ilegenterih.iuses,  dem  gesammtcn  Volk  gegenüber, 
als  eine  höhere  Classc  ausgezeichnet  werden,  ge- 
schieden von  dem  Adel  (§.197  III),  welcher  durchaus 
in  uiiterthanschaftlichem  Verhültnifs  steht.  IV)  Alle 
Staatsangehörigen  haben  gleiche  staatsbürger- 
liche Hechte  und  Pflichten.  Heiner  darf,  wregen 
seiner  Geburt,  Ton  irgend  einem  Staatsamt  ansgcschlos- 
SCO  werden.  Alle  sind  verpilichtet  zu  gleichem  staats- 
bürgerlichem Gehorsam  (§.  4u.  285),  und  zu  gleicher 
'rheilnahuie  an  den  Staatslasten.  Die  Verpflichtung  zu 
Vcrtbeidigung  des  Vaterlandes,  und  die  Verbindlich- 
keit zu  dem  Wafl’endieiist,  sind  allgemein.  Jedem  ge- 
bührt F'reihcit  der  Person,  des  Gewissens,  des Eigeu- 
thnms  , der  Auswanderung.  Niemand  darf  seinem  or- 
dentlichen Richter  entzogen  , und  anders  als  in  den 
durch  das  Gesetz  bestimmten  Fallen,  verhaltet  und 
bestraft  werden  i).  V)  ln  Absicht  auf  Ausübung  ge- 
wisser innerer  politischer  Rechte  ( $.  4 c),  heissen, 
in  Staaten  mit  HepräsentativVerfassuug,  ActivBür- 
ger  diejenigen  Staatsbürger,  denen  ein  Mitwirkungs- 

/ 

/ 
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recht  bei  Bildung  der  Yolhsvertretang  ($.  zu- 

honimt<^).  VI)  So  fern  nach  der  Staatsverfassung  Ge- 
meinden die  Grundlage  des  Staatsrereins  sind, 
mufs  jeder  Staatsbürger  einer  Gemeinde  als  Bürger 
oder  Beisafs  ($.378)  angeboren,  so  weit  nicht  gesetz- 
lich eine  Ausnahme  besteht.  Die  Rechte  der  Gemein- 
den werden  durch  die  Gemeinderätho  und  deren  Vor. 
Steher  verwaltet,  unter  rerfassungsmäsiger  Mitwirkung 
der  Gemeindeausschüsse  oder  Abgeordneten , nach  den 
Gesetzen  und  Verträgen , und  unter  Aufsicht  der  Staats- 
behSrden  (§.  a54).  ln  manchen  Staaten  bililet  die 
Gemcindererf assung,  in  ihren  Hauptzügen,  ei- 
nen Bestandthcil  der  Staatsvcrlassung«^). 

\ 

a)  Hast  n.  a.  O.  i()3. 

b)  Alles  AVorle  des  wirtemh.  Verfass. V'erlr.  v.  1819,  n u.  f. 

Man  s.  anrb  das  Gesetz  für  die  ständ.  Verfass,  des  Herzogth. 
S.  CobiirgSnalfcld , v.  ^i8si  , 10  u.  ff. 

r)  Unter  3o  Mill.  F.inwolmem,  bat  Frankreich  80,000  ActivBür- 
ger,  ungefähr.  Nach  der  Charte  ist  wahlberechtigt,  wer 
3oo  Franken  Steuer  oder  mehr  bezahlt.  Von  den  droits  poli- 
tiques  der  citoyens  fran^ais , s.  man  Fledbiqf.o?i  , code  adini. 
nistratif  (Paris  1806.  8.),  p.  700  — 7(k>. 

«/)  I'l’irtemh.  Verfass, Vertr.  v.  1819,  §.61-69.  GfmeinJeorJ>. 
nungen , in  Baiern,  Wirtemberg,  Baden,  GH.  Hessen,  J.  P. 
sr.  SsssBVBo's  Entwurf  einer  Gemeindcordnung.  Carlsr.  18a  1.8. 

, s*  195. 

II)  nach  eigentlich  so  genannten  Ständen. 
1)  Adel.  Persönlicher,  F'erdienst^  u.  Geistesadel, 

In  Absicht  auf  den  eigentlich  so  genannten  Unter- 
schied der  Stände,  bemerkt  man  noch,  in  teutschen 
Bundesstaaten,  drei  Haup,tstände.  Der  erste  ist 
der  Adela),  ein  Geburtsland^),  womit  erbliche 
Vorrechte  vor  Mitgliedern  der  übrigen  Standcsclassen 
verbuiideii  sindo).  Diese  Vorrechte  erhalten  ihre  nä- 
here Bestimmung  , nach  den  verschiedenen  Classen 
des  Adels,  durch  das  Recht,  thcils  des  teutschen  Bun- 
des (^.  170),  theils  der  einzelnen  Bundesstaaten. 
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Blofa  pcrsünlicher  oder  nicht  erblicher  Adel 
(Amts-,  Dienst-,  Chargen-^  Kriegs-  oder  GlochenAdel), 
gehört  zu  den  Ansnahmen  von  der  Regel,  und  findet 
nur  da  statt,  wo  er  durch  Staatsgesetzc  begründet 
istd),  Unterschieden  von  dem  staatsbürgerlichen,  gieht 
es  in  sittlicher  Hinsicht  nur  Yerdienstadol  '), 
Seelen-  oder  7'ugendadel,  unabhängig  von  Zufall  und 
Verleihung,  so  wie  in  geistiger  Hinsicht  Geistes- 
adel. 

\ 

a)  SchriAcn  in  I’Ottfs's  LIt.  III.  »64.  Ki.pBFn’.<i  Lit.  10/47.  H. 
W.  Livrivz  Handb.  f.  Bücherfreunde  u.  Bibliuthehare,  'ITi.!, 
Bd.  1 (Halle  i-rql.  8.),  S.  i3i  -884,  inshes.  S.846.  C.  U.  D, 
V.  Eggzb's  Archiv  f.  Staatswissenseb.  u.  Gesetzgeb. , Bd.  I 
(Zürich  1795.  8.),  vo«.  Adel. 

i)  Ursprünglich  der  Stand  der  Gutsbesitzer,  von  0<J , d.  b. 
Besitzung.  Die  verschiedenen  Meinungen  von  dem  Ursprung 
des  Wortes  Adel  ^ s.  in  Schiltfr's  tbesaur.  antiquit.  tcuton.,. 
Tom.  III.  p.  6is.  C.  L.  Scufid's  iSachr.  vom  AdM,  S.  10. 
J.  C.  II.  DzKTrn's  verm.  Abhaiidl.,  Th,  III,  S.  1246  f.  1196. 
EberrJets.  Nebenst.,  S.  3.'i  ff. 

r)  Von  der  Nobilitate  der  alten  Teutseben  , n.ich  Tacitus,  s. 

J.  F.  Bi/snz  or.  de  vera  nobilitatis  notionc  etc.  Gocit.  1793.  8. 
<0  Wie  in  Wirtemberg  , bei  nichtadelichen  Bittern  des  CivU- 
Verdienstordens.  — Vom  Pers'onalAdel  s.  Lfisfb  medit.  ad 
Pandect. , Sp.  664.  m.5.  Mosf.b  t.  d.  t.  Unterthanen  Rechten, 
S.  391.  IUöbfb's  hl.  jurisl.  Bibi.,  St.  XXV,  S.  17  f.  — An- 
ders F.  C.  3.  Fischkb  , in  s.  Lehrbcgr.  sämmtl.  Kameral-  u. 
Polizeir. , Bd  . l , §.  806  f. 

r)  Hievon  (bei  den  Alten  Götteradcl)  s.  M.  Gbbss  diss.  Tüb. 
1717 ; in  Moser's  Spntagm.  dissertatt.  p.  181  sqq.  Estob's  neue 
hl.  Schriften, , Th.  I.  S.  i53f.  i57f.  teutschc  Rechts- 

gelahrth.  Th.  III,  §.19.4.  J.  O.  Salvids  Proben  des  t,  Reichs- 
adels, Cap,  1 u.  2.  ■ 


§.  196. 

Geburt-  und  BrieJ'adel, 

Der  Adel  ist,  in  Ansehung  der  Art  wie  Jemand 
selbst  ibn  erlangt  hat:  1)  Gcburtadcl  «)  (Ge- 

schlecht- oder  Staramadel,  nobilit.-is  gentilitia),  wenn 
er  ihm  von  dem  Vater ä),  durch  Erzeugung  in  recht- 
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FJie«),  inilgelhcilt  ist;  2)  Br  i e f ad  e 1 <? ) 
(ijulU^nadcl , noijiülas  codioillaris  s.  diplumatica),  wenn 
ilim  solcher  von  dem  Slaatsuborhaupt,  oder  voii  einem 
andern  zu  der  Adelung  Berechtigten''),  durch  ein 
Privilegium  ( .\delsbriel‘,  Diplom  oder  Patent)  verlie- 
lieu  ist.  Durch  .Adoption,  durch  (.cgiliination  ( ver- 
mittelst  nachfolgender  Fihe  , oder  landesherrlichen 
Bescriptes),  durch  llitterguts.  oder  IlitterlehnsErwerb, 
durch  Erbeinsetzung  mit  der  Bedingung,  den  adcli- 
ehen  Kamen  des  Erblassers  zu  führen,  Lann  der  Adel- 
stand , ohne  ein  lilVzu  berechtigendes  oberherrliciies 
Privilegiuui , weder  erlangt  noch  Andern  mitgcthiilt 
w CI  den. 

a)  (J.  C.  A\  . V.  SrrcK'  Ai,oii  dem  Grsc’lilechts.idrl  und  der  F.r- 
neu  rung  des  AiU  ls.  Leipz.  17-8.  8.  Eiiejelopcdie , par 
n'Ai V '.'UMFHT  et  DiiiFr.or,  voc.  Nohtesie  aiicienne,  — Der  Oe- 
si  lilecbladel  ist  entweder  Uradel  oder  neuer  Oesrlileelitadel, 
lind  beide  sind  entweder  alter  (der  auf  eine  beslimiute  Anziilii 
adcliclicr  Ahnen  oder  Vorfahren  sich  gründet)  oder  neuer, 
llLiiiiiB  isagogc  in  jus  publ.  nobiliurn  immed.,  §.3.  sq. 
h)  Eine  adclichc  IVIuiier  iheilt  den  mit  ihrem  nicht  .idcliehen 
Ehemann  erzeugten  Hindern,  weder  ihren  CeJuirt  - noch 
ihren  Briefadcl  mit;  so  fern  sic  nicht  durch  ein  I’rivilegiuiii 
besonders  hiezu  ermächtigt  ist.  Ilienach  ist  der  von  I-iinigen 
behauptete  Kunhelwlel  (nobilitas  uterina)  zu  lieuitheilen. 
Hi.Ieih  diss.  de  nobililatc  codicillari , §.3.  — Ein  aUrliches 
rrauenztmmer  verliert  sogar  durch  Verheurathung  mit  einem 
Kichtadelichen , ihren  eigenen  Adel.  UcöiiFn's  kl.  Jurist.  Hib- 
liotl)..  St.  \\V,  S.  i3.  — Kinder,  welche  geboliren  sind  che 
ihr  Vater  Hriefadcl  erlangt  hatte,  nehmen  an  des  Vaters  Adel 
nur  dann  'fhcil,  wenn  sic  in  seinem  .Adelsbrief  ausdrücklicli 
miihegriffen  sind.  Hlöber  diss.  eit.  ^..5.  .Anders  lloanii.  uhs. 
'•-o. 

c)  Des  väterlichen  Adclslandes  nicht  theilhaftig,  sind  Kinder, 
welche  ein  Adelicher  in  einer  CeiciurnceAf , in  einer,  mit 
solcher  vertragmäsigen  Bestimmung  geschlossi  in  n , Ehr  zur 
linken  Hand , oder  ansier  der  Ehe  (wenn  gleirli  Legitiiiirtiun 
durch  nachfolgende  Ehe  erfolgt  wäre),  oder  in  t'anmato  coitu 
erzeugt  hat.  — Von  Mifihenrathen,  oben  §.  i8v,  h, 

d)  Von  den  verschiedenen  Formen,  unter  welchen  der  Bricf- 
adel  vorkoimnt,  s.  Ki.rBra  diss.  eit.  §.  5.  — Von  seinem 
Ursprun«  , ebendas,  cap.  II.  p.  19  — 5o.  u.  Klchv.'bs  kl.  jur. 
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HiM.  St.  XXV , S.  3o  tr.  — Der  ßrief.i(tel  i»t  entweder  Kauf- 
adfl  oder  Gunstadel , dieser /.uweilen  \ crdieasl.utul. 
r)  >Välireud  der  teutschen  Reicbsverfassiing  x.  B. , von  einem 
der  beiden  Rcirlisvicarien  während  eines  Zwischenreichs,  von 
eiium  haiserl.  Oberhofpfal/,graf;-n  ( comes  palatinus  mnjor  ) , 
oder  von  einem  andern  durch  kaiserliche  Verleiliung  hiezu  Be- 
rechtigten. Daher  Vicariat  , Gjiiiitir-  u.  d,  Adel.  KtiBra 
diss.  eit.  i8  u.  19. 


§.  107. 


Hoher  und  niederer  Adel',  jetzt  nur  Landesadel. 
Souveraine  ErbRegenten  u.  ihre  Familien glieder,  gehö- 
ren nicht  zu  dem  Adel. 

f 

I)  .Als  St  an  de  sc  lasse  betrachtet,  tbeilt  sich  der 
Adel  in  hohen  und  niedern").  A)  Der  h'ohe 
Adel  (ü  e r r e nS  t a n d,  nobilitas  superior,  Erlauchte, 
illustres),  obiectir  betrachtet,  ist  ein  InbegiifT  bür- 
gerlicher erblicher  Vorrechte,  die  ehehin  ihren 
Grund  hatten,  entweder  in  einem,  der  Familie,  we- 
gen eines  Reichslandcs , r.ustehenden  Sitz- und  Stiiiim- 
recht  auf  der  allgemeinen  Ileichsversamminng , oder 
iu  der  erblichen  rcichsfürstlichen  Würdet»),  jetzt, 
enlsveder  in  einer  Bestimmung  des  teutschen  Bundes, 
oder  in  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigeiulen 
Willenserklärung  des  inländischen  Souverains.  Zur 
Zeit  des  teutschen  lleichs,  begriff  der  tcutschc  hohe 
Adelstand  unter  sich,  die  Erbllurfürstcn , die  Erbfiir- 
sten  des  teutschen  Reichs,  dann  die  mit  dingli- 
chere) Reirhsstan^schaft  rersehenen  Reichsgrafen , 
nebst  ihren  ullseitigen  ebenbürtigen  FamilieuMitglie- 
dern.  Jetzt  bilden  den  hohen  Adelstand;  1)  all  ge- 
mein,  das  heifst,  in  allen  teutschen  Bundesstaaten, 
diejenigen  Standesherrcii  iin  Sinn  der  BundesActe  , 
welche  svährend  der  teutschen  Rcichsverbindung  zu 
dem  hoben  Adel  des  teutschen  Reichs  gehörten  <t) , 
2)  in  einzelnen  Bundesstaaten,  diejenigen,  denen 
Termöge  dortigen  particulären  Rechtes  der  hohe  Adel- 
stand zukommt  ( §.  340  u.  411).  B)  Der  nieder» 
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Adel  (auch  gcradeliin  der  Adel,  Edellonte,  noLili* 
tas  inferior),  ist  ein  InbegrilT  Ton  bürgerlichen  erb- 
lichen Vorrechten,  womit,  in  der  StandesclassenReihe, 
der  Hang  zwischen  den  Personen  des  hohen  Adels  ei- 
ner Seits,  und  denen  von  dem  Bürgerstande  anderer 
Seils,  verbunden  ist«).  II)  Durch  .\ulU>sung  der  teut- 
schen  Beichsverbindung,  hat  der  teutschc  (unmittel- 
bare und  mittelbare)  Beichsadcl , als  solcher/)  aufge- 
hürt  ( $.  48).  Es  giebt  daher  in  den  Bundesstaaten 
jetzt  nur  Landcsadel.  III)  Frei  geworden  von  der 
Beichsbürgerschaft,  und  von  der  Unterordnung  unter 
die  Reichshoheit,  gehören  jetzt  die  souverainen 
Erb  Regenten  tcntschcr  Bundesstaaten,  nebst  den 
Mitgliedern  ihrer  F a m i 1 i c n , so  wenig  zu  dem 
Adel  (§•  III))  als  ehehiii  der  römisch -teutsche 
Baiser  und  dessen  Familie. 

a)  Teiitsrbc  BundesActe , Art.  i4 , lit.  a.  Pütteb  von  d.  Un- 
' Iprscli.  der  Stände , S.  “3  IT.  Moseb  von  der  t.  Unterthanen 
Rccliten , S.  392  IT.  Ki.vbfb  diss.  cit.  §.  6.  EjuuK  isagogc  in 
jus  piibl.  nobilluin  immed.,  ä.  sq.  — badischen  Gesetze 
untPrschriden  Herrenstand  u.  Ritterstand,  und  reebnen  zu 
dem  letzten,  alle  clienialigen  nicht  reicbsslSndiscbeB  Grafen, 
alle  Freiherren  und  Edelleute.  Bad.  Landrccbt  von  1809, 
Satz  b-”  cd.  Edicte  v.  sa.  Jul.  180«',  §.  a , u.  v.  4-  Jun.  1808, 
ai ; in  d.  Rhein.  Bund,  XII.  3ia.  XXVIII.  t «4-  — Dm  baieri- 
sehe  Ediot  über  die  Verhältnisse  des  Adels  v.  a8.  Jul.  1808, 
schweigt  von  der  Abtbeilung  des  Adels  in  hohen  u.  niedern. 
Bbein.  Bund,  XXIV'.  436.  Nachtrag  dazu,  v.  5.  Dec.  1808. 
— Die  ehemalige  Abtlieilung  des  Adels  in  reichsmittelharen 
und  mittelharen , bezog  sich  auf  das  .SuhjectionjVerhällnifs 
' im  tcutsclien  Reich,  wovon  RlCbeb  i^goge  cit.,  §.  10  et  11. 

Vergl.  oben  §.  3?.  ' 

h)  Folgen  hieraus.  RLiinr.B  diss.  de  nobilithte  codicillari , 6 

et  ao.  £6en</««.  hl.  jur.  Bibi.  XXV'.  a6  ff.  — Seit  1800,  hatto 
der  Freiherr  von  Böminclberg,  wegen  der  Hcrrscliafl  Gchnien, 
Theil  an  der  rcicbsgräflich-westphälischen  CiirialSliiiime  im 
RBiolisfiir<t mpath  (^.  alt  d). 

e)  Von  ungefursteten  reichs gräflichen  Fersonalisten  , s.  reichs- 
absch.  1634,  V *77'  VVahlcap.  I.  5.  111.  si.  KLÜnrn  isagoge 
cit.  6.  n.  3.  Moseb  v.  den  t.  Reichsstünden  , 816  ff. 
d)  BundesActe,  Art.  14,  lit.  a.  Vergl.  unten  §.  z3i , d. 
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t)  Klöbir  kl.  jiir.  Bibi.  X\V.  — Doch  geht  der  jfmts-  oder 
Difnstrang,  dem  blossen  CeburUrang  vor.  ßaJiiehe  neue 
Rangordnung  v.  6.  Jul.  1808,  membr.  I,  in  d.  Heg.  Blatt) 
St.  XX.  Eine  haähilf  Vrrurdii.  t.  ab.  Aug.  j8o6  , hob  den 
Unterschied  zwischen  Adel  u.KichtaJel,  in  den  Staatsämtern 
auf,  als  dem  Staatslnteressc  n.  dem  Zeitgeist  widerstrebend. 
f)  Auf  der  linken  Rheiiiseile , in  den  an  Frankreich  abgetretenen 
Ländern,  ward  der  Adel  durch  die  französischen' Gesetze  ab- 
geschafft.  Ipso  jure  , erfolgte  seine  Wiederherstellung  durch 
die  Trennung  diescrLändercoii  Frankreich  nicht.  Vergl.  §.■143.* 


5.  1P8. 

Stufen  des  hohen  und  uiedeni  Adels. 

I)  Jede  Classc  des  Adels  hatte,  während  der  teilt* 
sehen  Reichsverfassung,  verschiedene  Stufen. 

A)  Die  Stufen  des  hohen  Adels  waren:  1)  der  Erb- 
K ur  f ü rstens  ta  n d ( Erzfürslcn  « ) );  der  welt- 
liche Rcichsfürstenstand,  Herzoge,  Mark- 
grafen, Pfalzgrafen,  l.andgrafcn , tind  Riirggiafeu 
mit  Fürstenwürde,  eigentlich  so  genannte  Rcichsfür-. 
sten , und  gefürstete  trafen  c ) (Fürstenmasige 

3)  der  Reichsgrafenstand,  so  weit  er  mit  ding- 
licher Reichsstandschaft  versehen  war;  4)  der  Dyna- 
stenständ,  in  der  alten  Bedeutung  dos  'VV'ortes  r). 

B)  Der  niedere  Adel  hatte  f^plgeiidc  Stufen/)  : 

1)  Titular-oder  nicht-reichsständisehe (ungeförstete) 
(irafenf),  wohin  einige  auch  die  reichsgräilicheii 
Personalisten  rechneten;  a)  Freiherrren  oder  Ba- 
rone h);  3)  Edle  und  Ba  nncr  Herren  ; 4)  des 

heil.  rüin.  Reichs  Ritter;  5)  Edle  von;  6)  ge- 
meiner Adclstand,  mit  dem  Prädicat  von. 
R)  Jetzt  sind  bei  neuer  Adelung,  in  den  meisten  Bun- 
desstaaten, für  den  nie  dem  Adelstand  nur  drei 
Stufen  noch  in  Gebrauch:  Graf,  Freiherr,  und  ge- 
meiner Adclstand  mit  dem  Prädicat  von.  In 
Baiern'sind  vier  Stufen  <),  und  in  Oest  reich 
sind  alle  vormaligen  noch  üblich.  Doch  dauern  di« 
während  der  teutschen  Rcichsverfassung  erlangten 
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AdclsLencnnungCTi  noch  fort:  nur  überall  mit  Weglas- 
sung des  Pradicates  «Reichs»»,  r..  B.  in  den  'I'iteln  * 
Reichsgr.if,  Rriclisfreiherr  u.  s.  w (§.  48)-  O®*'  ’l’i- 

tel  Kurfürst  hat  nur  bei  Kurhessen  sich  erhalten 

(§.  109). 

(i)  Schriften  ia  Püttkh's  Lit.  III.  5o.  14 1.  Klübfs's  Lit.  124. 
169.  — Von  dem  Erzherzog  von  Oestrcicli , s.  Prlvilogiuiu 
rridcricianum  v.  Ji56,  in  des  Grafen  liudolfi  Coromm  de  Ciios- 
BiRO  operib.  misccllan.  Tom  I.  (V'cnct  1769.  fol.l,  p.  4 — 7 F.  F. 
Scbböttrb's  Ostreich  Staatsr.  II  9 ff.  C.  A.  Bvcii  jus  pubf. 
.nustriac. , Spcc  I.  17.  sqq.  dk  Sklchow  olem.  jur.  publ.  119. 
b)  Von  eeistlichet7  Ilrichsfürstcn  und  gefürsteten  Vrälatrn  , s. 
Klübsb  isagoge  cit.  |.  5.  not.  1.  u.  diss.  de  nobilitate  codicill. 

§.  6.  so. 

r)  Von  allen  diesen , s.  Mascov  prine  jur.  publ.  4<>7.  s*I<I- 
J.  F.  PpFfTiNCBR,  Vitriarius  illuslratus.  II.  16  — ~’(A  Cbb- 
HABDi  geneal.  Geseb.  der  erbl.  Reiebsstiinde.  I i33  IT  160. 
177.  Mosfb  von  den  t.  Reiebssländen  , passim.  Püitkr  über 
den  Untersrbied  der  Stände  , i38  f.  — Von  Pfalr.grafen , s. 
Braunschw.  Anseigen  , it54  , 3“7  f. 

d)  Unter  den  FUrstenmdsigen  ( |)rinripn1ibus ) »vufden  in  der 

Austrägal Materie  (K.  G.  O.  i55S,  II.  u.  3 R §.  102} 

nur  die  grlurstften  Relehsprdlatrn  und  grjürsteten  Reichs- 
grafen verstanden;  also  weder  die  neuen,  noch  die  apana. 
girten  Fürsten  , noch  die  ungefürsteten  reicbssländischen 
Grafen,  noch  überhaupt  die  altgräflichen  Häuser.  Püttfr's 
hist.  Entwich.  I.  sbS  f.  Hlübf.b’s  bl.  jur.  Bibi.  IV.  271  f.  479. 
Dagegen  s.  Pitti  b's  Opuscula  rem  judiriari.am  imperii  illus- 
trantia,  .^>79.  §.  11.  Mosfr  von  d.  t.  Ri’ich.s.sländen , St.i. 
Ruroe's  t.  Privatr.  §.  33q.  Wfckhelir's  Chronologen , Bd.  \. 
Mum.  I u.  4.  G.  F.  C.  Robert  diss,  de  iis  qui  dicuntur  Fur- 
stenmäsige.  Mnrb.  1785. 

e)  Schriften  bei  Klübfr,  141.  194.  Gfbdabdi  a.  a.  O.  J.  i63. 
G.  E.  AVeissf  Abh.  v.  Dynastien  ; in  F,  G.  A.  Schbidt's  fort- 

^gesetsten  Beitrügen  r.ur  Geschichte  des  Adels  (Leipz.  1793}. 
Num.  4.  Pütteb  a.  a.  O.  iii. 

/)  (v.  Stkcb)  Vom  Gescblechtsadcl  (Leipz.  1778.),  38  ff.  J.  G. 
Estob's  hl.  Schriften  , I.  844- 

g)  Einen  AJittrUulel  macht  aus  diesen  , IIosiBri,  rhaps.  obs.  899. 
Dawider  s.  Iti.ünFn  comm.  de  jure  nobiliiim  feuda  militaria 
constituendi  (fdü.  8.),  p.  3.  sqq.  und  de  nobilit.  codic.  $. 

7.  Vergl.  PüTTFB  a.  a.  O.  i3o — 133. 
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/i)  H.  W.  L*wir*  H.iiidb.  1‘.  niirlierfreunilr  und  Biblio(he1c.re, 
Th.  II.  lld.  a , A1>tli.  a,  (HaIIp  i-i)5) , S.  3 ’.^  — 335. 
i)  Graf,  I'roiherr,  RilltT,  T.nler  oder  gemeiner  Adclsland. 
Bairr.  Hegierungsbl.alt . iBoX , Sj.  i3.  Edict  über  den  Adel 
im  Kunigr.  Baiern , r.  ab.  .Mai  1818,  .als  Beil.  5 r.u  der  baiir. 
\'erfafs.Urk.  r.  1818. 


S-  100. 

Politischer  TVerth  des  A^els.  Allgemeines  Recht  und 
tentsches. 

I)  Mit  Verschmäh nn{;  jeder  Art  von  C.astenllnim 
nnd  Aristohratismus , erhennt  das  Staat.slnteresse " ) 
nur  den  Adel  des  ]>  c r s ö 11 1 i r h c n Verdienstes, 
bei  den  gleich  gebohrnen  Staatsgeiiossen ; indem  <t  es 
«dem  Kind  nicht  verleiht,  Mas  dem  Vater,  «1er  Träg- 
alieit  nicht,  was  dem  Fleifs,  dem  Vorurtheil  nicht, 
«was  dem  Genie,  das  heifst , dem  privilegii  ten  AVclt- 
,« nml  Naturadel  gebührt,  der  an  Racen  und  Kasten 
« nicht  gebunden  ist». 6 ) II)  Das  allgemeine  Recht 
fordert  Rechtsgleichheit  (Isunomie)'all  e r U n- 
terthanen  (§.  4)1  »nd  wenn  bevorrechtete  GebuiA- 
stände  an  sich  schon  nichts  weniger  als  not  h wen- 
dige Ucbel  r ) , sondejfn  , auf  das  Gelindeste  .niisno- 
drücht,  psychologich-pulitisciicr  I.umis  oder  .Assignalo 
der  Eitelkeit  sind,  so  ist  gewifs,  dal'swer  jcl/.t  anders 
urtbeilt,  wenigstens  sein  Jahrhundert  nicht  versteht «'). 
Illj  In  Teutschland  hat  die  Staatsgesetzgebung  dieses, 
hin  und  wieder,  schon  mehr  oder  minder,  wenigstens 
stillschweigend,  am  sprechendsten  durch  gicichmäsige 
A’erthciinng  der  Staatslasten  unter  alle  Untorthanen, 
anerkannt  r ) , so  dafs  dem  Adel  meist  nur  Nennwerlli 
geblieben  ist,  nachdem  man  ihn  vorlängst  der  Stan- 
despflichten entlcdi(^t  hat , aus  welchen  seine  Vor- 
rechte allmählig  herVorgewachseii  waren.  Dagegen 
sind  in  manchen  Bundesstaaten  diese  Rechtsverhält- 
nisse entweder  anders,  oder  noch  nicht,  wenigsten.» 
nicht  durchaus  bestimmt/)  Eben  so  verschieden  sind 
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die  Beispiele,  in  dci^  zu  dem  teutschen  Bund  nicht 

gehörigen  Staaten £'). 

«)  Dem  Staatscweck  gemäfs.  Vergl.  oben  § 193,  u.  ebendas.  Note  a. 

— Exegese  Ton  Moktesqvuc's  oft  mifsverstandenem  Geschieht* 
Spruch:  «point  de  monarque,  point  de  noblcsse ; point  de 
noblesse,  point  de  inonarquev  ; in  Klüber's  Uebersicht  der  dipl. 
Vcrhandl.  d.  wiener  Congr.,  S.  i37ff. — «Monautoritüne  repo- 
sait  pas,  commc  dans  les  vieilles  monarebies,  sur  an  echafaudage 
de  castrs  et  de  corps  intermediairrs ; eile  ^tait  imm^diate,  et 
n'avoit  d'appui  que  dans  eile . meme , car  il  n'jr  avait  dans 
rEmpire  que  la  nation  et  moiv.  Bdosapahte,  in  dem  Manu> 
scrit  venu  de  Saint  Halene  ( Londres  i8>7.  8. ),  p s3.  Anders 
Ludwig  \IV.  mit  seinem  «.['Etat  c'est  Tlfoi». 

i)  Worte  in  J.  W.  von  Abcbsbholc  Minerva,  Mai  1800,  S.  269.  — ' 
Der  Geburt  sollte  der  Staatsbürger , ausser  der  physischen 
und  geistigen  Ausstattung  und  dem  Gesclilechtnamen , mehr 
nicht  eu  danken  haben , als  das  in  dem  bürgerlichen  Gesetz- 
buch bestimmte  oder  gebilligte  Erbrecht. 

c)  Worte  F.  von  Schlöeeb's  , in  s.  Staatsgelahrtbeit,  Tb.  I, 

S.  .51. 

d)  Vergl.  KtünvB's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  194  — soi.  — Bei 
reifer  Erwägung  des  politischen  Charakters  unseres  Zeitalters 
(§.  92)  und  des  eigenen  Vortbeils,  werden  erblich 'Bevor- 
rechtete weder  unbelehrbar  noch  unversöhnlich  auch  nur 
scheinen  wollen.  Ihrer  eigenen  Einsicht  wird  nicht  entgehen, 
dafs  angebohrnes  Verdienst  nicht  denkbar,  folglich  ein  er- 
worbener Ehrentitel  achtungswerther  sey  als  ein  ererbter, 
da  er  bei  dem  Subject  Eigenschaften  voraussetst , die  ihm 
persönlich  angehören  , und  nicht  ohne  Unterschied  ein  Erb- 
tbeil  Aller  seyn  können , die  aus  derselben  Ehe  hervorge- 
gangen sind. 

c)  Die  Constitution  des  ehemaligen  Königreichs  Pf-'estphalen  von 
1807,  Art.  IO,  i4u.  i5,  verordnete  Rechtsgleichheit  aller  Un- 
terthanen,  hob  alle  Adelsprivilegien  auf,  und  liefs  den  Adel 
dem  Namen  nach  , blofs  als  TitularSache  fortdauem.  Rhein. 
Bund,  XII,  482  ff.  Zwei  westphäl.  Decrete  v.4-  Sept.  1811,  den 
Adel  und  die  Majorate  betr.  — Fast  eben  so,  die  Constitution 
des  K.  Baiern  v.  1.  Mai  1808,  Tit.  I,  5,  in  dem  Rhein.  Bund, 
XIX.  5,  u.  das  baier.  Edict  v.  28.  Jul.  1808,  nebst  Nachtrag  v.  s8. 
Jul.  1808,  und  Nachtrag  v.  22.  Dcc.  1808,  die  Verhältnisse 
des  Adels  betr.,  ebendas.  XXIV.  43^.  Desgleichen,  eine 
Verordn,  für  das  Grofsberzogtb.  Berg  v.  3>.  März  1809 , in 
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. d.  Allgem.  Zeit.  , April  1809,  u.  in  \1.  Code  politique  (Pari* 
1809.  8.),  p.  699;  das  grofsberzogl.  frankfurtische  ürgaiiisa« 
tioosPatont  r.  i6.  Aug.  1810,  14  ii»  d.  Rhein.  Bund. , XL VII. 

358;  das  hrrzogl.  anhah  - cöthensche  v.  38.  Dec.  1810,  Art. 
8u.  9,  ebendas.  LII.  97  u.  die  Verfafs.Urli.  des  GH.  Hessen, 

▼ 1830,  Art.  19  — 30,  38  — 3o,  37  u.  38. 

Von  linden,  das  angef.  Edirt.  v.  t\.  Jun.  1808,  %.  3i.  f.  Rhein. 
Bund,  XWIII.  13).  Hasskl’s  Handbuch  für  i8ifi,  I.  117. 
Von  dem  GH.  Hessen  , s.  die  V'erlafs.L'rk.  v.  1830  , Art.  38. 
g)  Beipiele : 1)  aus  dom  tiordanicrilianisclien  Freistaat;  aus 
Frankreich  r.  1790  bis  1808,  von^i8o8  bis  4*  Jun.  i8i4  1 
die  Constitution,  Art.  71,  die  Beibehaltung  des  alt-  u-  neu- 
fraiizusist'hen  Adels  verordnete;  aus  dem  ehemaligrn  König-* 
reich  Italien , bis  i8o8 , und  nachher  bis  1814 ; aus  dem  Für- 
st nthum  Lucca  , von  i8o5 — >8i4;  aus  der  SiebruInselnRe' 
publik  , seit  der  Constitution  v.  1804  ; aus  dem  Norden  von 
Europa,  in  den  ältesten  Zeiten  der  Rlon.archie;  aus  der 
Türk'  i ; aus  dem  sinesisehen  Kaiserreich ; aus  der  alten 
AVelt,  vorzüglich  hei  Griechen  u.  Römern  ; — 3)  aus  Holland, 
nach  d.m  Gesetz  v.  33.  Mai  1809  u.  dem  köuigl.  Statut  r. 

1.  Oct.  1809,  wodurch  rin  rcrfassungsn\äsiger  .\del  einge- 
führt,  d.r  ab  r durch  e.  Gesetz  v.  14.  Febr.  1810  wieder 
aufgehoben  ward;  aus  Rom,  wo  im  Juli  1809  der  Adel  auf- 
gehoben ward;  aus  Spanien,  nach  J.  Constitution  v.  6.  Jul. 

, 1808,  Art.  i4o , u.  d.  k.  Dccret  v.  i8.  -^ug.  iBotj ; aus  Neapel, 
wo  1800  Ferdinand  IV'.  allen  Adel  aufhob  und  einen  neuen 
einfübrte , dann  von  1806  bis  i8i5  ; Spanische  Constitution 
der  Cortes  v.-iq.  März  i8i3  , Art.  5 ff. , 16  ff.  u.  27  ff.;  aus 
der  Schweiz ; — 3)  aus  Bufsland  , England  , Dänemark, 

Schweden. 


S-  200. 


2)  Sürgerstand. 

Der  zweite  Hauptstand  ist  der  BGrgerstan^  o) 
(Bu  rgerliche,  civici,'  burgenses,  Lourgeoisiei ; eine 
Eahlreiche  Classe  h) , welche  alle'  Freien  unter  sich 
begreift,  die  weder  zu  dem  Adel,  noch  zu  dem  Bauer- 
stand gerechnet  werden  Itönnen  r).  Eine  Abtheilung 
derselben  (der  gcehrtere  Bürgerstand),  wird  Hono- 
ratioren (vornehme  Bürger)  genannt  d), 

KUbcr's  iZtalU  RkI.1, 


» 
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d)  (Job.  Frhr.  v.  Uomx)  Dü-  Flirc  di-s  ISüi'^t'rslamles  nach  drn 
Uciclisrccbten.  Wii'n,  i79>.8.  G.  L.  Bormrb's  ßechuf.  U.  I, 
Abtb.  1,  Kuin.  55.  IIoaaxL  obs.  6i8.  Alosxn  tuii  dpr  t. 
Uutprtbanen  Hpcnlcii , 489  ff. 

l)  n ocb  mitersrbiedcn  von  dem  SiaatsbUrger  [citoyen)  , und 
voll  dem  figpndii'b  so  genannten  Bürger  einer  Stadt,  tnrj- 
clopedie  , par  Uiokbot  et  d'AixaiBKHT , art.  bourgeois  und  ci- 
loyeii.  Hovssrsu  coiitrat  social , liv.  I,  ch.  9,  Note  *. 

c)  In  dem wurden,  unter  den  Freien,  Freigebohrnen 
oder  Mehren  (ingcnuis),  nicht  blofs  die  Rittermiisigen  oder 
Ritterfreien  (wie  Job.  Ge.  Cramu»  und  Graf  Roat  glaubtciit^ 
sondern  auch  Aer  Bürger . und  freie  Bauerstand , die  Gemein- 
freien  , begriffen.  Man  unterschied , nach  Erbauung  der 
Städte  , ingenuos  militares , burgenses  und  rusticos.  rüTTsa 
a.  a.  O.  33.  69.  103.  G.  L.  BoKuaFa  diss.  de  jurib.  ex  statu 
militari  Germanor.  pendentibus.  Gott.  1740.  1700.  4.  J.  H.  C.  De 
Skxohow  de  jurihus  ex  statu  ingenorum  in  Germania  penden. 
tibus.  Goett.  1756.  4.  u.  in  s.  Electis,  1 19.  J.  F Rubde's  t.  Privatr- 
§.  3*7  ff. 

J)  Honoratioren  heissen,  in  dem  gemeinen  Leben,  Personen 
aus  dem  Bürgerstande , die  eine  geebrtere  Existenz  haben, 
als  die  ist,  welche  ein  zünftiges  Gewerbe  giebt.  Dahin 
gehören  z.  B.  der  Stand  der  Gelehr>en  , Künstler  , und  Kauf- 
leute-, und  diejenige  GetVt/iciiAeit,  die  für  ihre  Person  auf  einen 
hohem  Stand  ni<-ht  Anspruch  machen  bann.  Mosxa  von  der 
l.  Gnterthanen  Rechten,  463  f.  — Ob  der  Rcirbshofralh 
diese  Honoratioren,  in  der  Lehre  von  Mifsheurathen , als 
den  Gegensatz  der  von  ihm  so  genannten  personarum  jdebe- 
»*  jarum  (v.  Rizxfzl's  Reichshofrath  , I.  353.  Bfvss  St.  C.  XXL 
38<i.)  betrachtet  habe  l — ln  Baiern  ward  das  Privilegium 
dev  Siegelmäiigkeit  (Mosn  von  der  t.  Untertb.  Rechten  , 467  f. 
Allgein.  Zeitung,  1809,  Num.  19)  aufgehoben,  durch  Verordn. 
V.  30.  Apr.  1808,  ind.  Regier.  Blatt  des  folg.  Jahres,  Nuin.  6. 

§.  201. 

3)  Bauerstand  \ freier  und  unfreier. 

Dritter  Stand.  Pöbel. 

\)  Der  dritte,  auch  ehrenwerthe,  Stand  ist  der 
Bauerstand  (Landbauer,  rustici,  ruricolae),  wie 
die  zahlreichste,  also  auch  die  nützlichste  Classe  von 
Staatsbürgern;  wohin  die  gehören,  deren  unmittel- 
bare Hauptbeschäftigung  in  liandwirthscliaft  bt steht, 
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»o  Fern  sie  nicht  durch  Adelstund,  Amt,  oder  besondere 
Hechte  , von  diesem  Stand  ausgenommen  sind  «). 
ll)  I^eibeigene  (Hörige,  Eigenitehdrige , bomines 
proprii),  die  entweder  für  ihre  Person  in  erblicher 
Leibeshnft  (tlalseigene) , oder  wegen  ihrer  Güter  in 
dinglicher  Erbhorigheit,  erblicher  Gulspilieht  oder 
(lutsunterthänigkeit  (Diensthauern),  den  unfreien 
Bauerstand  ausmachen  i),  sind  in  dem  heutigen Teutsch* 
land  nur  noch  als  auffallende  Ausnahme  Ton  der 
Regel  KU  betrachteiv  Gänscliche  AbsebaiTung  der  Leib» 
eigenschaft,  absolutes  Verbot  derselben,  ist  eines 
Ton  den  Gebotem  der  heutigen  Culturverhältnisse. 
in)  Ausserdem  unterscheidet  man  auch  Adel  und 
Nichtadel,  und  rechnet  zu  dem  letzten  den  Bürger- 
und Bauerstand;  der,  in  dem  Gegensatz  der  Geist- 
lichkeit und  des  Adels,  auch  der  dritte  Stand  (Tiers- 
etat) genannt  wird.  IV)  Der  Pobel,  der  hohe  und 
niedere,  eine  Ausgeburt  der  Nation,  sich  sträubend 
gegen  rechtliche  Ordnung,  Sitte  und  Vernunft,  biU 
det  keinen  Stand;  er  findet  sich  zerstreut  in  allen 
Ständen  c). 

n)  Also  gehören  daliin,  weder  alle  Bewohner  des  platten  Landes, 
noch  biofs  die  Besitzer  ^ines  Bauergutes  oder  der  Baueriän- 
derei.  Vcrgl.  im  übrigen,  \V.  F.  Scbsödtku  de  notione  rusti. 
corum  io  Germania  (Goett.  174^)«  V 9*sqq.  Rq>db's  t.  Prirntr. 

$.  48s.  tVssTPBAL's  t.  Privatr.  I.  i44<  Mosaa  v.  d.  t,  Unter- 
thanen  Rechten,  475“  Taglöhner  und  Handwerker  , auf  dem 
Lande,  geboren,  jene  zu  dem  Bauer-,  diese  zu  dem  Bürger- 
Stand.  — JielchMinmitte/bare  Bauern  (Rvsna  a.  a.  O.  %.  78) 
gab  es  nicht.  Die  einzelnen  Bauern  in  den  Reichtdörfern, 
waren  Unterthanen  der  unmittelbaren  Dorfgemeinde.  Rzsoel 
(Annalen  der  Staatskräfle  von  Europa  , I.  iso)  nennt  sie 
Einwohner  der  unmittelbaren  Reichsdörrer. 
li)  PatrimoiiialLeibeigene.  nicht  StaataLeibeigene,  die  nur  in  Her* 
kerstaaten  denkbar  wären.  . A.  L.  Scblözxb's  Staatsgelabrtheit, 
1.61.—  Aufgehoben  ward  die /.ei4eigenic/i<i/'t:  1)  indem  Radi- 
sehen  am  s3.Jul.  1783,  ScNLüZEh'sStaatsanzeigen,  V.  39.  und  1819 
in  den  neuerworbenen  Landestheilen ; iu  dem  Fürstenth. 
HohenzollernHechingen  1798;  3)  in  den  Herzogthümem  Hot- 
stein  u.  Schletwig  , i8o4  ; 41  >n  dem  Nanuuijihen  , am  1.  Jan. 
1808,  Rhein.  Bund,  XIV.  335;  5)  in  Baiern , i8u8,  Regier. 

, 28  * 
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Blatt  Ton  1808,  St.  40>  6)  indem  ehmal.  Grofslicrzogtb.  lierg, 
in  dem  Er/urtisthrn,  Baireuthischen  , FulJaUchen  u.  Hanau- 
isclien , durch  Dccretc  B.  IVapolcon'a  , datirt  Madrid  10.  Dcc. 
1808;  in  dem  ehcmnl,  Königr.  FE’estphalen  , durch  die 
Constitution,  Art.  i3,  u.  hönigl.  Dccrctc  v.  a3.  Jan.  1808 
u.  Jul.  1801),  in  d.  Rhein.  Bund,  XVIII.  416,  u.  in  d. 
Moniteur  westphalicn,  180g,  n.  jo3;  8)  in  d.  Fürstenth.  Lippe- 
Detmold,  am  i.  Jan.  1809;  9)  in  d.  Fürstenth.  Schaumburg- 
Lippe , am  IO.  Fcbr.  1810,  in  d.  Rhein.  Bund,  XLIII.  ii5; 

10)  in  Schuedischl'ommern  , vom  J.  1810  an,  durch  \ erordn. 
T.  10.  Jul.  1806,  in  dem  Polit.  Journal  1806,  Jul.  S.  68i ; 

11)  in  dem  chemal.  Grofsherzogth.  Pranhfurt , durch  das 

OrganisationsFatent  v.  16.  Aug.  1810,  §.  i3  J 12)  HessenDarm- 
jtndr  hob  die  Leibeigenschaft  auf,  in  dem  Herzogtb.  M'est- 
phalen  , 5.  Nov.  1819,  u.  in  dem  Fürstenth.  Starkeuburg,  durch 
V'erordn.  r.  2Ö.  Mai  1811,  in  d.  Rhein.  Bund, L VI.  194,  LXIII.  3g4, 
allgemein  in  der  Verfafs.  Lrh.  1820,  Art.  25.  i3)  ln  den  künigl. 
preussischen  Staaten  findet  persönliche  F>buntcrthäuigkcit 
nicht  statt,  schon  nach  dem  Allgem.  Landr.  t.  Th.  II, 

Tit.  7,  Abschn,  4,  S.  342  ff.,  u.  nach  königl.  Edicten  r.  29. 
Dec.  1804  u.  9.  Oct.  1807 , Th.  Scbslslz  über  Erbunterthä. 
nigkeit.  Berl.  1808.  8.  i4)  TVirtemb.  Edict  v.  18.  IVov.  1817, 
betr.  die  Aufhebung  der  persönl.  LeibeigenschaftGeialle  , u. 
Verfafs.Vcrlr.  1819,  §.25;  i5)  Aehnliche  Verordn,  der  freien 
Stadt  Frankfurt  T.  1.  Jan.  i8i8 ; i6)  Aufhebung  in  JMccklen- 
biirg,  im  Febr.  1820. 

c)  Beherzigungen  vor  dem  wiener  Congrefs  (1814.  8.)  , S.  12 
— 18. 


§.  202. 

III)  nach  Beschäfligung,  Lebensart,  Gewerbe,  IVohn- 
ort,  Grundeigenthum,  National Oekonontie. 

1)  In  Hinsicht  auf  Beschäftigung,  Lebens* 
art,  und  Gewerbe«),  unterscheidet  man:  Staats- 
beamte, abgethcilt  in  Civil*  und  Militär*  ^Wchr-) 
Stand;  Geistiiehheit  ^)  , Holleute,  Gelehrte  Oi  Hünst* 
1er,  Häuf-  und  HandcKleute  , Fabricanten  und  Manu* 
facluristeii , Handwerker  oder  Professionisten , Land* 
wirthe  (Handels-,  Gewerb-  und  Bauerstand),  Taglöh- 
ner und  Gesinde.  II)  Von  allen  diesen  unterscheiden 
sich  die  Rentenzehrer  (rentiers),  eine  blofs  consumi* 
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rende  und  goiiiefscnde  Classe  (Kostgänger  des  Slaa* 
tes),  und  die  Armen  und  Arbeitlosen  ‘I),  (Freizebrer). 
111)  Auf  den  Wohnort  beziehen  sich  die  Abtheilnn- 
gen,  i)  in  Städter  und  Landleutc  oder  Bewohner  des 
platten  Landes;  2)  in  solche,  die  für  immer,  oder 
nur  als  Fremde  für  die  Zeit  ihres  Aufenthaltes  in 
dem  Staatsgebiet,  ihren  Wohnsitz  in  diesem  haben 
(subditös  perpetnos  et  temporarios) ; 3)  in  inländische 
und  auswärtige  (foreiises)  Güterbesitzer,  je  nachdem 
diese  zugleich  ihren  Wohnsitz,  oder  nur  Grundeigen- 
thum  in  dem  Staatsgebiet  haben,  IV)  Alle  Eiinwoh- 
ner, das  heifst  alle^  die  ihren  beständigen  Aufenthalt 
in  dem  Staatsgebiet  haben  (ihr  Inbegritf  ist  die  Na- 
tion), sind  entweder  Grundeigenthümer,  Eigen- 
thümer  einzelner  Theile  des  Staasgebietes,  oder  Bei- 
wohn er  (Landeigner  oder  N’ichlLandeigner).  V)  In 
Hinsicht  auf  N a t i o n a I O eh  o n o m ie , unterscheidet 
man  Producenten  und  Consumenten.  Die  er- 
sten heifsen  so,  so  weit  sie  sich  mit  UrProduction, 
oder  mit  industrieller  oder  commerzicller  Production, 
beschäftigen. 

n)  Diese  Classification  ist  wichtig,  in  Absicht  auf  die  Verschie- 
denheit der  Rechte  ; wovon  das  Meiste  in  das  teutsche  Pri- 
valreclit  gehört.  Ausserdem  hönnte  man , mit  den  Oeho- 
nomisten  , die  Nation  eintheilen,  in  die  productive  Classe , die 
Classe  der  Grundeigner  (Gutshesiteer,  Zehntherren),  und 
die  sterile  Classe.  Scrasue  Annalen  der  Politik  , Heft  I 
(Berl.  1809)  , Num.  1.  — In  dem  Mittelalter  unterschied  man 
I.ehr-,  IVehr-M.  Nährstand,  d,  h.  Geistlichkeit,  Adel.  u. 
Volk. 

t)  Die  wichtigsten  UnterscheidungsMerkmale , finden  sich  bei 
der  katlnlischen  Geistlichkeit,  Zu  der  Geistlichkeit  gehören, 
in  d.  Königreich  Sachsen  , auch  die  UnversitätsRcctoren 
V.  Rönen's  kiirsächs.  Staatsr.  III.  i55  ff. 

c)  Die  meisten  Vorrechte  geniessen  die  Lehrer  und  Studirenden 
auf  Universitäten,  und  die  Graduirten.  Vergl.  a.  B.  v.  Kö 
MES  a.  a.  O.  4 >0  F. 

d)  Aug.  Nieusss's  Grunds,  der  Slaatswirthscbafl , I,  3^ 
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203. 

m nach  ^Verschiedenheit  der  Unterordnung  unter  den 
Staat.  Immediat-  und  MediatUntertkanen. 

Alle  Unterthanen,  als  solche,  siiul  dem  Staat  u n- 
mittelbar  unterworfen.  Aber  in  Absicht  auf  die 
Ausübung  mancher  Hobeitsrechte,  unterscheidet  man, 
in  manchen  Staaten,  Immediat-  und  M e d i a t Untcr- 
thaneii  »)  • je  nachdem  die  Unlerlliaiien , in  Ansehung 
der  y\usül>ung  aller  Iloheitsrechte , den  udininistri- 
reiidcn  Staatsbehörden  unmittelbar,  oder,  in  Anse- 
hung gewisser  Hoheits-,  auch  giitslierrlieher  oder 
Patrimunial  rechte , einer,  der  Staatshoheit  unterge- 
ordneten Grundubrigkeit  unterworfen  sind  (Gutsun- 
terthanen,  Unter-  oder  Tlintcrsassen),  — Hie  ünler- 
th.i'nigkeit  wird  nicht  aufgehoben  durch  Standescrliö- 
hung,  durch  Befreiung  von  gewissen  Slaatslasten , 
durch  Erwerb  oder  Besitz  eines  oder  mehrerer  sei', 
leihbnrer  Regalien  ($.  loi),  der  Stande.shorrlichheit, 
der  subalternen  Landeshoheit,  der  Grundherrlichkeit, 
durck  kirchliche  Weihe  und  Widmung,  u.  d. 

«)  Dk  Sclckow  dem.  jur.  germ.  priv.  §.  3oi.  3(3.  C.  H.  GKisi.Kn 
comm.  de  findsassiatu , 107.  Homiiel  rli.ips.  obs.'6ou.  (Pa.ui.'s} 
Chronik  der  Teutschen,  Jul.  1808. 

§.  204. 

Alle  in  Landsassiat. 

Die  Unterthanschaft  wird,  in  teutschen  Staaten, 
auch  bezeichnet  durch  das  Pr.ädicat  landsässig. 
Ij  Daher  heifsen  alle  Unterthanen  Landsassen  a), 
in  dem  weitern  Sinn  /’>.  Pcr  liibegrifT  der  ihnen  in 
diesem  Verhaltnifs  zukommenden  besondern  Rechte  <■), 
wird  A c t i V L a n d s a s 8 i a t (Landsasserci)  genannt;  in 
dem  Gegensatz  des  Passivl. andsassiats,  eines 
Inbegriffs  der  den  Ijandsasscn  obliegenden  Staalspllich- 
ten , oder  derjenigen  Staatsbefugnisse,  welche  der 
Landesherrschaft  über  sie  und  ihre  in  dem  Lande 
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hefindliclie  VcrmogcnsSubstaiu!  vorbommen  ^ . 10  In 
dem  engem  Sinn,  versteht  man  unter  Landsassrn 
die  höhere  oder  privilegirte  Classe  der  Landcsunlcr- 
thanen ').  III)  So  fern  der  Lands assiat,  insheson- 
derc  die  TerrilorialGerichtharhcit,  gegen  auswärtige 
Besitzer  inländischen  Grundeigcnthums(forenses),  hlofs 
auf  das  in  dem  Land  gelegene  Grundeigenthum  einge- 
schränht  wird,  heifst  erunvollstän  d ig  (cingeschränbt, 
nicht  voll,  minus  plrnus):  vollständig  (uneinge- 
schränkt, voll,  plenus)  hingegen,  w enn  er  auch  auf  die  per- 
sönliclien  Verhältnisse  der  Forensen  ausgedehnt  wird/). 
Dieser  wird  jetzt  in  den  meisten  teutsclien  Staaten  gel- 
tend gemacht  g).  ' 

a)  I .andsttssen  heissen  aurh  , in  andern  Bedeutungen  : i)  In- 
länder, in  dem  Verbällnifs  r.u  Ausländern;  a)  Landleute , in 
dem  Gegensatx  der  Städter  (C.  II.  Geisleb  comm.  de  land- 
sassiatu,  §.  i8.  et  19.  p.  bi.  sqij.) ; 3)  Ritter^ul^hesitzer 
(meist  landtagfähig) , di«  in  einigen  Ländern,  in  Ahsirht  auf 
den  Gerirlitstand  , sieh  abtheilen  in  Kanzlei-  oder  5c/iri/f. 
Sassen  und  jlmtsnssen  (untcrsrliieden  von  den  gemeinen  Anils- 
nmeji^ehenen').  Biccius  von  dem  landsässigen  Adel,  38i  ff. 
.Mosin  von  der  Ilciclisslände  Landen  ,-33q  f.  PrKrviKGBB , II. 
1)59.  IV.  9.  De  Selchow  eicm.  jur.  germ.  priv.  §.  a56.  sq.  — 
^'oll  Frl stisieii  , s,  Geisleb  ii5.  — Von  Insassen,  Ebenders, 
loi).  31<isin  n.  a.  O.  539. 

h)  GiisLia,  i38. 1.  P.  Lsao's  diploinat.  Blumcnlese,  Num.  83$ 
in  Mil'sii's  Gcscliichirorschcr , III.  *3i.  — Nicht  hlofs  die 
f/rnndrlf’enlhumer,  sondern  aurh  die  fibrigen  Einwohner 
(Eingesessenen)  des  Landes  , werden  unter  den  Landsassen 
hegriffen.  ' 

v)  Davon  i.  ItlosER  von  der  t.  Unterthanen  Becbten  und  Pflichten, 
S.  160  ff.  — Schriften  von  dem  Landsassiat , in  Pütteb's  Lit. 
III.  10?..  Klvbeb's  Lit.  147. 

d>  Gvisler  I.  c.  §.  48.  p.  18?.  schräuhi  zwar  diese  Abtheilung 
ein , auf  den  Landsassiat  in  dem  engem  Sinn , gestellt  aber 
S.  >89  ff.  seihst , dafs  das  Wort  PassivLandsassiat  gleichbe- 
deutend sey^init  I.anJeshoheil. 

e)  Gbislfb  , 3~.  sqq. , wo  aurh,  §.  — 4''i  von  ihren  ge- 

meinen und  hesondcrti  Rerliten  gehandi  It  wird. 

f)  Sogar,  in  einigen  Ländern,  auf  l'asfaHeii  \xaA  Ufitbelelmre, 
als  solche,  selbst  bei  ausländischen  Lehen  (Aussen-  oder 
Butenichen  , feudis  extra  curtem).  Biccivs  a.  a.  O.  S*)!!  f.  389. 
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K.  S.  TkenkniÄ'»  Handb.  dps  bursächa.  Lebnr.  38.  Pütt. 
»ATS  r)cm,  jur.  feud.  §.  453. 

g)  Biccids,  3^9.  Boebxfr  prinr.  jur.  foiid.  §.  5i8.  de  Sflchovt 
elcm.  jur.  germ.priv.  255.  n.  4.  Röxkr's  hurAiiclis.  Staatsr. 
II.  i3  ff.  PorrRDORF  proc.  cir.  I.  10.  §.  3i.  Pdtilb’s  Rrclitsf. 
Bd.ll,  Th.  4.  S.  968.  Preussische  Proccfsordn.  Tit.  II. 

114.  — Vou  Forgnstn,  unten,  §.  827  u.  38o. 

§.  205. 

Nach  Verschiedenheit  der  persönlichen  u.  dinglichen 
Unterwürßgkeit.  Seweis  der  StaatsSubjection. 

Gutsbcsit;^,  Wolinsitz  nnd  DienstverhältniPs,  be- 
gründen die  persdnliche  n)  Unterwürfigkeit:  bür- 
gerliche Subjection  des  Grundeigentliums  unter  die 
Staatshoheit,  die  d in  g 1 i ch  e Unterwürfigkeit.  I)  Die 
dingliche  wird  beurkundet  durch  den  Beweis,  daPs 
die  Sache  Th  eil  oder  Zugehor  deh  Staatsgebietes, 
oder  wenigstens  ron  dem  Eigenthümer  wirklich  und 
rechtmasig  daPür  anerkannt  worden  sey.  II)  Das 
einsige,  wahre  und  sichere  Merkmal  der  persönli- 
chen Unterwürfigkeit  gegen  den  Staat,  ist- die  un- 
E weideutige, rcchtmäsige Anerkennung  derStaats- 
hoheit.  Diese  kann  auf  zweifache  Art  geschehen: 
ausdrücklich,  durch  ausdrücklichen  Unterwerfungs- 
Vertrag,  der  gewöhnlich  in  einen  HuldigungsAct  ein- 
gekleidet  wird;  stillschweigend,  indem  man  die 
Ausübung  der  Staatshoheit  sich  gefallen  läPst. 

a)  J.  F.  T.  Tböltsch  , in  SiEBEaHEES  Reitr.  I.  iss.  111.  161.  IV. 
87.  i38. 


, §.  206. 

Fortsetzung. 

Der  Bew'cis  der  persönlichen  Unterwürfig- 
keit gegen  den  Staat,  kann  also  zwciPach  gePührt  wer- 
den : einmal,  durch  Beglaubigung  einer  rechtmäsig 
geschehenen  ausdrücklichen  Anerkennung  der 
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Staatshoheit  n),  insbesondere  einer  wahren  StaatshnU 
digung;  anderns,  durcli Beglaubigung  stillschwei- 
gend geschehener  Anerkennung,  also  durch  glaub, 
würdige  Anzeige  solcher  Handlungen,  aus  welchen 
herrorgeht,  dafs  die  Ausübung  der  wesentlichen  und 
allgemeinen  Hoheitsrechte  rechtmasig  und  wirklich 
sey  anerkannt  worden.  Die  letzte  Beweisart,  obwohl 
specifisch,  ist  nicht  minder  kr.äftig,  als  die  erste  ^). 
Inzwischen  ist,  vorzüglich  bei  ihr,  Tielfaltig  nicht 
blofs  über  das  factische  , sondern  auch  über  das 
rechtliche  Verhältnifs,  besonders  über  die  Beweis- 
k^ft  mancher,  als  Merkmale  der  Unterwürfigkeit  an- 
gegebener  Hechte,  gestritten  worden  c).  Daher  fol- 
gen hier  Grundsätze  über  die  merkwürdigsten,  öffent- 
lich zur  Sprache  gebrachten  Beweisgründe  d).  Nach 
den  neuern  Territorial Ve Änderungen  und  Ausglei- 
chungen, sind  Streitigkeiten,  wo  diese  Grundsätze  in 
Anwendung  kommen,  seltener,  aber  doch  nicht  überall 
unvermeidlich. 

a)  J.  B.  ScauB's  rcchtl.  Entwickelungen  einiger  Materien  in  Be- 
trcfTder  Landeshoheit  (l'rankf.  n.  Lcipz.  1795.  8.),  17.  34- 
h)  Eprobatione  spccicrum,  resultat  probalio  gencris.  Wer  aa 
einem  Ort  alle  wesentlichen  und  allgemeinen  Hohcitsrechlo 
besitzt , hat  daselbst  die  Staatshoheit.  Wrarrnsi-'s  t.  Staatsr. 
5^4  f.  Gkislxr  de  landsassiatu  , §.  5s.  sqq.  Mossn  von  der 
Landeshoh.  überh.  191  f.  u.  1931.195.  Dagegen  s.  CaAxra,  T. 
VI.  obs.  1431.  §.  6. 

r)  Diese  Streitigkeiten  sind  zweifach  : 1)  o5  die  Person  oder  Sache 
lanjsa'tsig  sc}  ? — i)  JVem  die  Landeshoheit  zustelie  ? — 
Nachricht  von  einer  grofsen  Menge  Landeshoheitstreitig- 
keiten  , bei  Moskh  von  der  Landeshoheit  üherhaupt , 9Ö  — 176. 
C.  H.  ScHwijifB  theatrum  praetensionum.  Edit.  2.  1717.  fol. 
PörTER's  Lit.  III.  83o  ff.  Klübbu's  Lit.  148.  693.  — Von  den 
Rechtsmitteln  , s.  de  CnAXKR  II.  obs.  63i.  Moses  a.  a.  O.  191  f. 
C.  J.  Eise?!Stvch  diss.  de  modo  superioritatia  territorialis  jura 
contra  cos  , qui  sc  illi  suhjcctos  esse  negant , legitime  perse- 
qiicndi.  Lips.  i-85.  4-  (Klürf.r's  kl.  jur.  Bibi.  VI.  161). 

J)  Schriften  in  VüixKn's  Lit  III.  io3.  828.  Ki.übik's  Lit.  i48  f. 
692  ff.  SmcBK's  Nebenst  IV.  i4i.  de  Cbameb  , VI.  obs.  i4ii. 
IIeld's  rcich.spräiat.  Staatsr.  II.  35.  \V£St#hai’s  Staatsr.  671. 
Geisleb  I.  c.  5o  — 56.  v.  Botb's  Staatsr.  t.  Reicbslande  I.  80. 
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Mosra  a.  b.O.  irr — 190  (>vo  pin  Biphahetlsclipt  Vcrr.pic.biiif» 
Ton  Grünilpn  u.  Gcgpngründpii)  Lhemtess.  Zusätze  zu  s neuen 
Staalsr.  II.  bbi.  EienArrs.  von  der  He icUssländp  Landen,  53?  ff. 
Jo  Hfumasb  diss-  de  ch.nracleribus  siiperioritalis  terrll.  caute 
designandis.  Alt.  ■~4')  4-  Hened-  Schuiiit  diss  de  notis  cha- 
racteristlcls  superioritatis  lerrit.  Ingoist  f?-!  4-  fJ-  F. 
Tböi.tsch)  Gedanken  von  d.  .ächten  Begriff  und  Grunde  der 
Unmittelbarkeit  und  TerritorialGererlitigkeit  in  vermischten 
Beichslnnden.  Frankf.  u.  Leipz.  i-86.  8.  (v.  Epplkh's  Ge- 
tchiclite  der  Landesliobeit  .Streitigkeiten  und  Grundsätze,  nach 
welchen  dieselben  benrtlieilt  werden  müssen.  Ulm,  1795.  8. 
J.  B.  ScBuc  a.  a.  O.  B.  C.  II.  HevnrBRFir.H  diss.  de  jure  .ipa. 
nagii  comitum  mcdiatoriim  in  Saxonia  (Lips.  1783),  §.  27  — 3i. 

§.  207. 

Gnnidsütze  über  die  Seweis gründe.  'Erster  Grundsatz. 

Iluldi guug. 

I)  Bewiesen  wird  die  Staatshoheit,  durch  dieThat- 
s.ii'he  iinzweideuti{'er  n)  und  rechtmäsiger  b)  , aus- 
tlriicklicher  oder  .stillschweigender  (wovon  §.  209) 
A II  e vlt  e n n un  g derselben.  Kine  ansdrücli  liehe 
Anerkennung,  Hegt  in  der  Staatshuldigung  r) 
(hnmagium , tessera'.subjectionis  civilis),  einem  feier- 
lichen, meist  eidlichen,  Versprechen  der  Unterthan- 
pflirht.  Sic  ist  entweder  vollständig  oder  allge- 
mein (homagium  plcnum  s.  universale),  oder  unvoll- 
s t ,ä  n d i g oder  particiilär  (minus  plenum  s.  particulare), 
je  nachdem  sie  entweder  in  Ansehung  der  Person 
und  des  Grundeigenthums  zugleich,  oder  blofs  in  Hin- 
sicht auf  den  Gutsbesitz  in  dem  Staatsgebiet,  geleistet 
wird  ‘0  Sie  unterscheidet  sich  von  andern  Verpflich- 
tnngsarten,  die  z.  B.  auf  Lehn-,  Schutz-,  Cent-, 
(ieriehts-,  Standes-  oder  Gutsherrlichheit  (Ablegung 
der  Lehnpflicht,  Lehnhuldigung  oder  vassallagium 
der  Yassallen,  Untersassenhuldigung  der  standesherr- 
lichen Uiitersassen , Patrimonial-  oder  Erbhul- 
digung der  Patrimonial  pflichtigen  , und  Erbeid 
oder  Erbpflicht,  jnramentum  assecurationis , der 
Eigenhörigeil),  oder  auf  Bürgerpflicht  (Bürgereid) 
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ftirh  beziehen  O-  Torläufige  oder  Eventaal- 
Huldigung,  wird  den  SuccessioiisUcrechtigtcn , z.  B. 
dem  BegicrungsNachfolger , Milbelehnten,  Erbverbi  u- 
derten,  Anwärter  u.  d. , für  seinen  künitigen  Siicces- 
siunsFall  geleistet/).  Sie  ist  also  kein  Merkm.-l  der 
gegenwärtigen  Unterwürfigkeit. 

a)  Blofs«  Curialien , Courtoisie  , u.  a.  HöflicbkcitsBcxeugungeN 
haben  keine  Beweiskraft. 

b)  Also  keine  moderne  Pfahlbürgerscliaft , Vcegl.  of.  Hrssk.fs 
niedit.  ad  ingtrum.  pac. , Spec.  IV.  mant.  I.  §.  ii.  p.  i). 

c)  Schriften  bei  PitrrKa  HI.  <)<).  Ki  übfr  146.  C.  G.  Bvss  Grund- 
sätze der  Huldigung  in  Teuttehland.  TUb.  179).  8.  Prxr- 
risccR  IV.  I.  sqq. 

t!)  ScHwroRR,  ViTHisR,  HoR5 , CHLsuEKits  u.  8.  sprechen  von 
persönl'chrr  und  dinglicher  {realer)  Huldigung. 

e)  Strvrk's  Nebenst.  IV.  i(>7.  3IoiiLL>n'g  usus  praet.  distinct.  feu- 
dal. XIII.  1.  Bcsz  a.  a.  O.  3.  Note  a.  33-38.  — ■ 
Von  der  Gerichitpflicht  s.  PuiFSDORr  de  jurisdict.  gcrin. 

108.  O.  A.  Hi.kivscrbod's  Lehre  von  der  peinl.  Gerichts- 
barkeit  (Frankf.  i8n.  8 ),  S.  lot. 

f)  Schriften  bei  PürrEii  u.  Ki.i'nrR  a.  a.  O.  Bwss  Staatsk. 
XIII.  3)1.  31errau's  .Misccllauren , II.  i/|6  ff. 


§.  2(^. 

Fäll«  der  Huldigung. 

Die  Slaatshiildigang  o ) wird  geleistet,  demSt.iats- 
oberherrn,  i)  hoi  dein  Hegierungsantritt , von  allen 
Untertliancn , wenigstens  von  den  Familienhäuptern , 
auch  von  den  Staatsbeamten  un^  von  der  Geistlich- 
keiti);  2)  während  der  jedesmaligen  Regierung,  von 
den  neuen  Bürgern , Unterthaiien  , Schutzverwandten, 
Staatsbeamten  u.  s.  w. , bei  ihrer  Annahme;  in  denen 
Staaten,  wo  der  volle  Landsassiat  gilt_(§.  204),  auch 
von  den  TecritorialYassallen,  bei  Ablegung  ihrerLehn- 
pflicht. 

a)  Strvbr's  Nebenst.  IV.  167.  — Sic  ist  nicht  notbwendig.  Lv- 
DOLE  Symph.  consult.  for.  II.  ii54.  ii65. 

b)  Essor'b  neue  kleine  Schriften , 1.  65.  ff* 
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S.  209. 

Stillschweigende  HoheitsAgnition. 

Der  Beweis  stillschweigend  geschehener  An- 
erkennung der  Staatshoheit , bedarf  sprechender  Hand- 
lungen. Dahin  gehört:  i)  die  Agnition  der  Ausiilnin 
der  Staatshoheitsrechte,  wovon  unten  (§.21 
u.  if.)  das  Nähere;  2)  die  Ausübung  der  Landstand- 
schaft, durch  Erscheinen  mit  Sitz-  und  Stimmrecht 
auf  landständischen  Versammlungen  a ) ; 3)  die  Nie- 
derlassung in  dem  Staatsgebiet,  indem  man  daselbst 
seinen  beständigen  Wohnsitz  nimmt,  auch  wohl  zu- 
gleich Grundeigenthum  erwirbt  6 ).  4)  Nicht  immer 

liegt  eine  Anerkennung  der  Staatshoheit,  in  der  Er- 
wähnung in  den»  ordentlichen  Kirchengeb^t  c) 
(preces  publicae)  ; in  der  Feier  öffentlicher  F r c u- 
denfcste<^)  ( lactitia  ptiblica);  in  der  üfTciitlichcn 
Trauer«)  (luctus  publicns). 

o)  Stbubk’s  Nebenst.  IV.  »ä?.  J.  C.  W.  v.  Snea  s Abhandl. 
aus  <1.  Staats-  und  Lrlinr.  17  ff. 

b)  Beispiel  in  den»  Wcslpliäliscben  Frieden.  J.  P.  O.  V.  18. 

c)  Schriften  in  Pvttf.h's  Lit.  III.  io3.  Klvbkb's  Lit.  i4<).  Stbvbb 

a.  a.  O.  i63.  Boemuib  J.  £.  P.  lib.  111.  tit.  4>.  8>.  sqq. 

H.  W.  V.  Bülow’s  Betracht,  über  die  Wahlcap.  Leopolds  II. 
70.  — Nicht  nur  der  Begent , sondern  oft  auch  Erbrerbrü- 
dertc  u.  a.  SuccessionsBerechtigte  , Mitglieder  der  landeslier- 
lichcn  Familie,  Standesherren,  Grundherren,  Birchenpatrone, 
Schutzherren , eingepfarrte  landsassige  Gcrichtsherrschaftun 
u.  a.  werden  in  das  ordentliche  Hirchengebet  cingeschlossen. 

d)  Schriften  in  Fvtteb's  Lit.  III.  io3. 

e)  Ebendas.  Blübeb's  Lit.  »49.  — Man  unterscheide:  0)  allge- 

mrinc  LaridesTrauer ; b)  Collegien-  und  c)  //q/Trauer  ; d)  auch 
für  Standes  - , Grund-  oder  Cerichtsherrschaften,  Prälnten, 
K irchenpatrone  u.  a. , wird  oft  eine  eingeschränkte  öfTentliche 
Trauer  erlaubt.  Mosfb's  pcrsönl.  Staalsr.  II.  Bönigl. 

preuss.  TrauerHeglemcnt  v.  7.  Oct.  1797.  Riccius  vom  land- 
säss.  Adel , 494- 
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§.  210. 

Zweiter  und  dritter  Grundsatz. 

II)  Der  qualificirte  Besitz  aller  allgemeinen  und 
•wesentlichen  Hoheitsrechte  (§.  98,  100  u.  206,  Note  h), 
ist  ein  sicheres  Mcrhmal  der  Staatshoheit « ).  'III)  Der 
Besitz  der  besondern  Hoheitsrechte  (§.  100),  ein- 
zeln betrachtet,  beweiset  die  Staatshoheit  nicht  ^); 
aber  er' vermehrt  die  Kraft  des  Beweises,  der  durch 
die  übrigen  Beweisthümer  geführt  wird.  Daher  he- 
•weisen,  1)  die  StaatsServituten  nicht  für  eine 
allgemeine  Staatshoheit  des  Berechtigten  <•) , z.  B. 
Bluthniin  , Cent  oder  Fraisch  in  fremdem  Gebiet  d)- 
denn  Staatsdienstbarheiten  sind  Ausnahmen  von  der 
Kegel,  nnd  das  Ganze  der  Staatshoheit,  als  untheil- 
barcs  Recht«),  bann  einem  Souverain  in  einem  frem- 
den Staatsgebiet  nicht  zusteheii/)  , 2)  Verleihbare 
Regalien,  verliehen  an  Landsassen,  insbesondere 
ansehnliche  Grundeigenthümer , oder  Gemeinheiten, 
mit  Subordination  gegen  die  Staatshoheit  (§.  lOi), 
begründen  nicht  eine  Staatshoheit  der  Privilegirtenf). 

«)  De  ScLcnovr  dem.  jiiris  pnbl.  germ. , T.  L v.  Roth  s 

Staatsr.  d.  Reidislandc , I.  8~.  — Andere  begnügen  sich  mit 
dem  Besitz  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt. 
Geisub  de  landsassiatu,  196-213.  217.  — Oder  mit  dem  Be- 
sitz der  gesetzgebenden  Gewalt,  Gerichtbarkeit , Fiscalge- 
rechtigkeit,  Hcerfolge  u.  des  Steuerrechtes.  Hecxakx  diss. 
cit.  52.  AE  Cbahsb  T.  II.  obs.  623.  — Oder  mit  der  ge- 
setzgebenden, «oberhauptlichen  T und  oberrichterlichch  Ge- 
walt. Majeb's  weltl.  Staatsr.  III.  45.  — Oder  mit  der  Aus- 
übung der  höchsten  Gerichtbarkeit.  Stbobe  , IV.  i4a.  — 
Oder  mit  dem  Majestätsrecht  in  gcistl.  Sachen  (jus  circa  sacra). 
Stbcbk  , IV , 161  ff.  Dagegen  s.  WcsrraAL's  Staatsr.  074.  — 
Oder  mit  der  blossen  Civil-  oder  PolizeiGericblbarkeit.  v. 
ErpLEs  a.  a.  O.  65  ff. 

l)  De  Selcbow  1.  c.  Majbb  a.  a.  O.  III,  4>>  Geisleb  1.  c.  196. 
— Hier  gilt  die  Regel:  tantum  praescriptum  , quantura  rite 
possessura.  — Beispiele:  die  Regalien  der  Stadt  JVlinden. 
• J.  P.  O.  XI.  4‘  V.  Roth  a.  a.  O.  I.  86;  die  Gerichtbarkeit 
(wiewohl  das  merkwürdigste  Recht,  in  der  EntstehungsGe- 
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srhirblp  der  teutsriien  Landrslioheit.  Gkislfr  I.  c.  7.i3.  Strv- 
RE,  IV.  t4i.  KlObpii's  Gescliichte  der  GericIiUlcIien.  Erl. 
1785.  8.);  die  /tpprllalionslnstanz  ^ ScucE  a.  a,  O.  1.  CBi- 
■PR  T.  13',  ob».  1095.  Gös^cpr  1.  c.  S.  63.  S.  F.  Skoritr 
Staatsrecht,  Geschichte  und  Statistik  der  Reirhsdoricr  Gochs* 
heim  und  Sennfeld  (1801),  S.  68  f.  PürrcR  eiern,  jur.  publ. 
§•  477»  Iirlormalioi:srrcht  j da»  Struerrccht , SrBUBR,  IV. 
Red.  164.  OB  LvDOLr  obs.  iu7.  Wbrkueh  T.  III.  P.  IV.  obs. 
io3.  Moseb  von  der  Landeshoheit  iiberh.  i83.  3Vbstphal's 
Staatsr.  674.  Dagegen  s.  de  Lvdolb  syraphor.  I.  83q.  vergli. 
eben  mit  II.  ii5a;  der  Glockenschlar , die  Befugnifs,  Glo. 
eben  für  obrigkeitliche  Zwecke  zu  gebrauchen.  J.  F.  Ludo- 
vici  diss.  de  co  q.  j.  e.  circa  campauas.  Hai.  1-08.  4.  Fr* 
Weisung  der  dem  gräfl.  Hause  Wied  zustchenden  Hoch-  und 
Gerechtigheiteu  im  Dorfe  Irlich  am  Rhein  (Neuwied  1770. 
Fol.),  S.  i34  ff. 

c)  Reuss  Staatsk.  I.  36o.  XVII.  3a  ff.  Mosfr  a.  a.  O.  67.  Püt- 
ter's  hist.  Entwich.  III.  378.  Boebber  jur.  feud.  %.  64.  H. 
IliLDEBRABD  diss.  de  jurc  regali  in  alieno  territorio  , supe- 
rioritatem  territorialem  non  inferente.  Alt.  1709.  N.  S.  Göa* 
»ER  von  t.  Staatsrechtsdienstbarkeiten,  3i-34.  80  ff. 

d)  Unten  397.  Moseb  a.  a.  O.  65.  r.  Rotr  a.  a.  O.  I.  84. 
G.  L.  ßoEHBER  elect.  I.  34>.  IIblo's  reichsprülat.  Staatsr.  II. 
47.  Rfuss  Staatsk.  XX\.  332.  Scbor  a.  a.  O.  176. 

e)  Vergl.  Moser  von  der  Landeshoheit , S.  200.  Leist  19. 
S.  49-  ibique  cit.  not.  4-  F.  K.  Wieland  über  die  Einfüh- 
rung der  erblichen  Kaiserwürde  in  Frankreich  (Berlin  1804. 
8.),  S.  83  ff. 

f)  Di  Ludolf  T.  II.  obs.  198.  n.  9.  p.  535. 

')  Z.  D.  die  PatrimonialGerichtbarkeit.  BIoser  a.  a.  O.  63. 

333  ff. 


s.  211. 

Vierter  und  fünfter  Grundsatz- 

IV)  Der  Besitz  zufälliger  oder  ausserwesent. 
lieber  Hoheitsrechte  (§.  98)  beweiset , nicht  für,  uiid 
Mangel  derselben  nicht  wider  die  Staatshuheit  «). 
V)  Rechte,  die  zu  den  Hoheitsrechlen  in  heiner 
Beziehung  gehören,  sind  untauglich  zu  dein  Beweis 
der  Staatshoheit  ^);  z.  B.  Lehnherrliehkeit  <•),  unter- 
schieden Ton  der  Lehnfaoheit  d) , das  blofse  Eigenthum 
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«les  OiU's«),  manche  Arien  der  Vogtei/),  das  Patro- 
nalreclil  g),  die  w eslpliiilische  FreistuhlGerichlbar» 
heit  I'). 

a)  r>.  /oll  - und  Stapelgen-rhtigheit , PotlRegal,  Detract, 
u.  d.  1.  c.  i()5.  V.  lloTH  a.  a.  ().  8i  f. 

l)  ltcvMA^^  diss.  cit.  sqq.  Geislir  1.  c.  p.  196.  sqq. 

<■)  Moser  a.  a.  O.  64-  Scuck  a.  .1.  O.  Ausgenommen,  >vo 

der  rolle  LamVsasslat  gilt  (^.  204). 

•!)  \'rrgt.  unten  Cap.  XVII. 

e)  ^ ergl.  jedoch  SrRcse's  Nebenst.  IV.  16O.  Die  rheinische 
BundfsActe  unterscheidet  genau,  sout'erainete  und  prof’rii'tc. 
Vergl.  oben  , ijl  u.  44- 

yj  Mager  a ScuonsKfiG  de  adrocalia  armata.  Francof.  1719.  Fol. 
Moser  a.  a.  O’/6'r.  Ehendess.  auswärt.  Staatsr.  4hs.  ue  Sbi.- 
SHOsv  rlcct.  513.  sqq.  Geisieb  1.  c.  *ii.  v.  Zwierieis's  Ne- 
bcnsl.  I.  10-.  C.  G.  Voigt's  gemeinnütE.  Abhandl.  Num.  XII. 
Scucr  8.  a.  O.  128.  sii.  Eugeh.  Motitao's  Gesell,  der  teut- 
schen  Staatsbürger!.  Freiheit  , Bd.  I (1812),  Abschn.  3. 

.)  Vergt.  J.  P.  O.  V.  44- 

h)  C.  P.  Hopp  über  die  Verfassung  der  heimlichen  Gerichte  in 
Westphalen,  §.  3i~  ff.  RtÖBER’s  Geschichte  der  Gerichtslehcn, 
S.  44  1 55-64  u.  107  ff.  Ehendess.  Beschreibung  von  Baden 
bei  Rastatt,  Th.  I,  S.  164  ff-  — Kur  auf weslphälischer  oder 
engerischer  Erde  gab  es  Freistühlc  oder  Vehmgericlite , und 
Freigrafschaften.  Kopp,  a.  a.  O.  ^.35  u.  40.  Daher  dienen 
solche  EU  Bcsiimniung  der  Grenzen  Ewisclien  Altsachsen  (West- 
sachsen oder  Westphalen)  und  Altfranhen.  P.  F.  J.  Müllpb's 
Beitrag  Eur  Bestimmung  der  Grensen  /.wischen  den  Franken 
und  Sachsen  der  V'orseit  (Duisb.  u.  Essen  1804.  8.),  S.  78. 
3,  F.  Müllib,  der  Pfarrer  von  Elsey,  ( d.  h.  qachgelassene 
verinischtc  Schriften  , Dortm.  1810.  8.) , Bd.  I , S.  54  ff-, 
Bd.  II , S.  46  ff. 

1 

§.  212. 

Sechster f siebenter , achter  Orundsatz. 

\I)  Der  Beweis,  dafs  eine  Sache  Bestandtheil, 
oder  Zugehür  des  Staat^ebictes  sej , begründet  die 
Staatshoheit.  \II)  Aber  die  Beweiskraft  des  Grun- 
des von  der  I<age  innerhalb  des  Staatsgebietes,  und 
des  geographischen  Z us  am  luenhanges  (Conti- 
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guität,  argumentum  a situ),  hängt  ab  von  der  Evi* 
denu  der  Eigenschaft  eines  geschlossenen«)  und 
richtig  vermarlitcn  6)  Landes  (territorii  cinusi ). 
Vni)  Auch  Verträge  und  andere  gültige  Verfügun- 
genc),  dienen  zu  dem  Beweis  der  Staatshoheit )• 

a)  V'ergl.  §.  8o.  Schriften  in  Püttee's  Lit.  III.  8s8.  HLi'oFa's 
Lit.  691.  — Streit:  1)  über  das  Brocardicon:  quidquid  est 
in  terrltorio , etiain  est  r/r  territorio ; — 3)  über  dieBiistent 
gescliliisseiier  teatseber  Länder.  Mosra  t.  d.  Reichsstände 
Landen,  104—117.  Df  Bfbocs  annot.  ad  Cocceji  jurisprud. 
publ.  645.  Strdbf's  Nebcnst.iV.  i53.  Websher  P.  IV.  obs.  3. 
PÜTTFB  instit.  jur.  publ.  §.  47b.  F.hentless.  Kechtsf.  Bd.  I. 
Resp.  iH.  n.  III.  HF.rDEsaEicH  diss.  de  jure  apanagii  comi* 
tum  mediatorum  in  Saxonia,  p.  ai  — a8.  GüsTKr,B's_yölkerr. 
II.  186.  -lob  ff.  'Wkstphxl's  Staatsr.  573.  r.  Crsmes's  weslar. 
Bcjtr.  III.  184.  — Die  Rtchtsvermuthung  streitet  nicht  diifür. 
— Einige  substituirten  die  Eintheilung  in  vermisehie  und  un- 
vermischte  Länder,  v.  Tböltsch  in  der  oben  (§.  ao6,  Noted) 
angef.  Abh.  — 3)  Hypothese : dafs  in  den,  von  ursprünglich 
wendischen  Völhem  bewohnten  Ländern,  die  Landeshoheit 
früher  entstanden  sey  , als  anderswo  ; dafs  jene  Länder  seit- 
dem territoria  clausa  Seyen,  und  d.aher  für  diese  Eigenschaft 
noch  jetzt  die  Rechlsvcrmutbung  streite.  PüTTi.n's  histor. 
Entwickef  I.  7 u.  \~b.  tbendess.  Beitr.  I.  173.  v.  Ramp  t 
Beitr.  zu  dem  meckicnburg.  Staatsr.  I.  (1795.  8.)  1 — 3o.  Da- 
gegen s.  Geisleb  1..  c.  195.  Ebendess,  progr.  de  analaigia 
juris  publ.  10.  p.  33. 

h)  iVicht  Ton  Naturmarken,  als  solchen,  ist  hier  die  Bede, 
durch  welche  bisweilen  die  Wohnsitze  gleich  redender  Men. 
schenmassen  geschieden  sind.  — Unterschied  zwischen  Staats- 
und PrivatGrenze ; zwischen  Territorial-  und  kirchlicher,  z. 
B.  Provinzial-,  Diöces-  und  KirchspiolGrenze  j desgleichen 
zwischen  Militär -,  Geleits  - und  Gerichts  oder  Amts-,  auch' 
St.idt-,  Dorf-  und  Gutsgrenze , ferner  Mark-,  Forst-,  Jagd-, 
Crundeigentbums-u.  d.  Grenze.  Ds  Craiibs,  T.  I.  obs.  359-  Giis- 
TBEii  a.  a.  O.  II.  170  IT.  Rhein.  Bund , LVI.  ao5.  -r  Bei  den 
Staatsgrenzen  unterscheidet  man  Land  - , Flufs-  und  Seegren- 
zen. Von  politischen  Grenzen,  Gübtheb  II,  273. 

c)  Moshe  yon  der  Landeshoheit  überhaupt  , 86  f. 

d)  Von  der  Kraft  des  Beweises  unvordenklicher  Verjährung, 
seit  Aufhebung  der  teutschen  Reichsverbinduug , und  in  Hin- 
sicht auf  die  Vorzeit. 
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S.  213. 

nach  verschiedenen  Qesichtpuneten  des  bürgerlichen 
Rechtstandes. 

In  Absicht  auf  den  bürgerlichen  Bechtstand,  sind 
die  Unterthanen  des  Staates  auch  noch  zu  betrachten, 
in  Ansehung  i)  ihrer  Religion  (unten  Cap.  XVI), 
a)  ihrer  bürgerlichen  Ehre, 3)  ihrer  ehelichen, 
4)  elterlichen,  5)  ror  mun  dsc  h a ft  lic  h en,  6)  pa- 
trimonial*  und  1 ei  h pf  ii  ch  t i ge  n , und  7)  ihrer 
Yerm  oge  nsYerhältnisse  ; alles  gröfstentheils  Gegen- 
stände der  Priratrechtswissenschaft. 


In.  C a p i t e 1. 

Die  Landstände. 


S.  214. 

Landstände-  Landstandschaft.  Reehtstitel  derselben. 

Pf^irksamkeit  der  Landstände. 

I)  Land  stände«)  sind  Staatsbürger,  die,  hraft* 
der  StaatsGrundrerfassung,  zu  collegialischer  Stell- 
Tertretung  des  Yolkes  bei  dem  Regenten,  für  be- 
stimmte Staatsverhältnisse  berufen  sind.  II)  L a n d- 
standschaft,  heifst  die  Pllicht  und  Berechtigung 
zu  Sitz  und  Stimme  in  landständischen  Yersainmlun- 
gen;  cs  sey  in  Person,  oder  durch  Bevollmächtigte, 
oder  durch  gewählte  Abgeordnete  (§.  e^i).  TU)  Dem 
Zweck  gemäfs,  s;:Ilte  die  Landstandschaft  nur  durch 
^Yahl  von  Mitbürgern  erlangt  werden.  Dabei  kann 
die  Wählbarkeit  an  positiv  vorgeschriebene.  Eigen, 
schäften  gebunden  seyn,  an  Lebensalter,  an  ein  bc- 

Klstlm'«  «fftBll.  ftrclil.  29 
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stimmtesMaas  Ton  Steuerentrichtung,  oder  von  Grund- 
oder CapitalEigenlhum,  an  Gewerbe  gewisser  Art,  an 
Wissenschaft  oder  Kunst,  an  bewährte  vorzügliche 
Einsicht  und  Vatcrlandstreue  * ) ; denn  in  der  Stände- 
versammlung  sollen  alle  Elemente  der  Kraft  und  des 
Wohlstandes  der  Nation  Wortführer  haben,  Grund- 
und  CapitalBesitz, 'Kunst-  und  Gewerbileifs , Sittlich- 
heit , Einsicht',  und  Geistesbildung.  Inzwischen  ist 
jetzt  in  mehreren  Hundesstaaten  die  Landstandschaft 
entweder  auf  Erwählung  von  Mitbürgern  gar  nicht, 
oder  neben  solcher  auch  auf  andere  Bechtstitcl  ge- 
gründet ( §.  221  u.  fl’.).  IV)  Die  Staatsregierung  ist 
Terpflichtct,  nicht  nur,  in  bestimmten  Angelegenhei- 
ten, entweder  die  Einwilligung  oder  den  Rath  der 
Ständeversammlung  cinzuholen,  sondern  auchAnträge, 
Anzeigen,  W’ünsehe  und  Heschwerden  derselben  an- 
zunehmen, und  darauf  nach  Gebühr  zu  beschliessen  r). 
Das  Maas  der  landständischen  Wirhsamheit,  bezeich- 
net den  Grad  der  politischen  Freiheit  ( $.  4)  eines 
Volkes. 

a)  Im  Sinn  wahrer  Volhsverlretuiig.  I>rr  Stanl  werde  regiert, 
nicht  durch  das  Volk,  und  nicht  mit  ihm,  aber  auch,  Terfas- 
siingsmäsig,  nicht  ohne  dasselbe.  — Eine  StaatsGrundverfas- 
sung  mit  Landständen,  heifst  eine  repräsentative  (§.40.970), 
eine  landständischc;  denn  diese  ist  nicht  Gegensatz  von  jener, 
es  sey  denn,  dafs  man  unter  dieser  FcudalStände , aus  dem 
Mittelalter  herslammend,  unter  jener  VolhsSouvcrainetät  in 
der  Staatsverbindung  sich  denken  wollte.  — Der  verfassungs- 
mäsige  Regieruugswille  des  regierenden  Subjectes , gilt  hier 
fiir  den  Willen  der  Gesammtbeit.  — Auch  in  Freistaaten  sind 
Landsländc  denkbar,  nur  nicht  in  rein  demokratischen.  — 
Schriften  in  rürreR's  Lit.  III.  375.  Klübzr's  Lit.  §.  io36  ff. 
Verzcichnifs  dtr  Schriften  v.  iBi4  bis  1816,  mit  Anmerk.  u. 
Auszügen,  in  der  Allemannia,  Ild.  VII  (München  1816),  S.  ais 
— 298.  — Moscr  V.  d.  Landeshoheit  überhaupt,  Cap.  au.  14. 
Ebenders.  von  der  Reichstände  Landen,  286— i53o.  Püttss 
instit.  juris  publ.  genn.  §.  197.  sqq.  Haberlih's  Handb.  des  t. 
Staatsr.  Bd.ll,  §.  197  ff.  Lf.ist’s  t.  Staatsr.,  §.43ff.  Göhzeb's  t. 
Staatsr.  §.  i5off.  Dasz Handb. dest.Privatr.IX’.a)^.  SrRVBR'sIVe- 
benst.  II.  35i.  Ebendess.  Obss.  juris  et  bist.  157.  Rhein.  Bund, 
LX'II.  465.  J.  C.  Bisisgsr's  vergleichende  Darstellung  der  Staats- 
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rerfatsung  der  europ.  Moiiarchieen  u.  Republilien  (Wien  1818. 
8.),  S.  4^3  — 56o,  W.  T.  HnuG,  das  RepräsentativSystem, 
oder  Ursprung  und  Geist  der  stellvertretenden  Verfassungen. 
Lcip*.  1816.  8.  Ueber  teuische  Freiheit  u.  Vertretung  teut- 
scher  Völker  durch  Landstände.  Lcipz.  1814.  8.  Bemerkun- 
gen über  die  künftigen  LandesConstitulionen  und  die  Volks- 
Repräsentationen  in  Tcutschl.  i8i5.  8.  C.  C.  Dabkiow  , An- 
ciLios  u.  F.  L.  V.  Hornthal,  oben  §.  177,  Note  a,  Ueber 
Verfassungsvertrag,  Verfassungsformen,  und  die  Wirksamkeit 
ständischer  Versammlungen.  Wiesbaden  1817.  8.  Sebald 
Bhfbdel,  die  Geschichte,  das  Wesen  und  der  Werth  der 
NationalRcpräsentation.  Ablh.  I u.  II.  Bamb.  1817.- 8.  An. 
Graf  V.  Molthk  s Ansichten  bei  dqn  Ansichten  (a.  Aufl.  Kiel 
1816) , S.  76  —81.  Maicc>as  über  Volksgcwalt  u.  Alleinherr- 
schaft. Halle  1817.  8.  C.  F.  Scni.ossEii's  ständische  Verfas- 
sung, ihr  Begriff,  ihre  Bedingung.  Frankf.  i8it.  8.  W.  Rsiw- 
■ABD,  die  t.  BundesActe  über  Ob?  Wann?  Wie?  teutscher 
Landslände.  Heidclb.  1817.  8.  Jul.  Scbhelsiho's  Beleucht,  der 
ReinhardUcheii  Schrift.  1819.  8.  Ebender,,  über  den  Begriff 

u.  die  3\irksamk.  der  Landstände.  Rudolst.  1818.  8.  J.  Run- 
bard's  Uobersicht  der  verschied.  Staatsverfassungen  über  Volks- 
vertretung. München  1818.  Fol.  K.  v.  Rottecrs  Ideen  über 
l.andstäiide.  Carlsr.  1819.  8.  Rlübeb's  Uebersicht  der  dipl. 
Vcrhandl.d.  w.Congr.,  S.  J^.)f.,  i94f.u.549.  - Allgemeines 
StaalsverfassungsArchiv.  Weimar,  Bd.  I u.  II,  1816.  8.  — 
C.  I).  Voss  allgem.  Archiv  der  landständ.  Verhandl.  u.  .An- 
gelegenheiten der  Staaten  des  t.  Bundes.  Darmst.  Bd.  I. 
Heft  1.  1811.  8. 

h)  Gelehrte,  Künstler,  Sta.itsbeamtc , Rriegsleute , sollten, 

al,  solche  , hier  nicht  in  Betracht  kommen. 

»)  Die  Verfassungsurkundc  des  preussischen  Ffirslenthums 
Neuehaiel  v.  18.  Jun.  i8i4,  Art.  i4,  bezeichnet  die  dorti- 
gen Landsländc  (Audiences  generales)  als  <^ge,etzgehende  Be. 
hör  Je  und  Nationalrathv.  Haiulb.  deS  Schweiz.  Staatsr.  (Aarau 
1811.  8.) , S.  464- 


• S-  215. 

Politischer  Gesichtpunct. 

Die  Anstalt  der  VolIisTertretung  (National- 
stell Vertretung),  ward  in  Teutschland  seit  Jahrhun- 
derten Landschaft  genannt,  das  heifst,  eine  das 
ganze  Land  rorstellendc  Corporation  j und  jedes  Mit- 
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glied  derselben  biefs  Land  stand,  weil  es  berufen 
war,  für  das  ganze  Land,  die  Gesammtheit  der  Ein- 
wohner, auf  dem  Landtage  zu  stehen.  Gefordert  Ton 
dem  politischen  Charakter  des  Zeitalters  (§.  92),  ist 
diese  Anstalt  jetzt  in  den  meisten  teutschen  Bundes- 
staaten ein  Hauptbestandtheil  der  Staatsverfassung , 
und  unbeliebt  oder  verdächtig  in  ihrer  heutigen  Ge- 
stalt nur  da  , wo  man  sein  Jahrhundert  nicht  versteht 
oder  nicht  verstehen  möchte,  uiid  niifstrauend  svahnt, 
neben  und  mit  ihr  die  Zügel  der  Regierung  mit  heil- 
samer Kraft  nicht  handhaben  zu  können.  Gegründet 
auf  den  Grundsatz  allgemeiner  Volksvertretung, 
und  versehen  mit  wesentlichen,  die  Dauer  der 
Staatsvferfassung  und  die  Zweck-  und  Gesetzmäsigkeit 
der  Staatsverwaltung  sichernden  Rechten,  aber  we- 
der eine  Mitregentschaft  noch  eine  Ausgeburt  der 
Anarchie,  nicht  der  Regierung  feindselig  gegenüber- 
stehend,  sondern  mit  ihr  ein  gemeinschaftliches  Inte- 
resse verfolgend,  verstärkt  und  sichert  dieselbe  die 
reclilliclie  Kraft  der  Staatsregierung,  ln  ihr  soll  sich 
der  gesammle  CulturStand  des  Volkes  , mit  allen 
davon  .'ihh.ängenden  Rcchtshegi  illen  und  Bedürfnissen, 
darstellcn.  Als  wahrer  Landesvertreter  ander  Seite 
des  Fürsten,  als  Wächter  der  Regierung,  ihrer  ge- 
setzgebenden und  vollziehenden  Macht  , besonders 
der  Finanzgewnlt,  als  volksthünilirlies  Bildungsmittel, 
erhöht  sie  das  Glück  der  Nation«)  .Als  Vermittler 
zwischen  der  Regierung  und  dem  Volk,  erleichtert  sie 
jener  das  schwere  .Amt  des  Regierens,  diesem  die 
Pflichten  des  Gehorsams.  Sie  wacht  gegen  Mifsbraiich 
der  Regcntengewalt  durch  Staatsdiener,  gewährt  dem 
Staatshaushalt  eine  heilsame  Durchsichtigkeit,  sichert 
wider  Gefahren,  in  welche  den 'einen  Theil  Versu- 
chung Zu  Willkühr  und  Unterdrückung,  oder  Mifslei- 
tung  seiner  Räthe,  den  andern  der  aus  dem  Gefühl 
gebotener  politischer  Unmündigkeit  herTorgehende 
Unmuth  leicht  stürzen  könnten,  entwickelt  einen  ed- 
len und  treuen  Yolksgeist,  weckt  den  Sinn  für  Opfer 
zum  Besten  des  <>aii7.en,  und  ist  unter  schwierigen 
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Umständen  die  sicherste  Stutze  des  Staates,  sonach 
wahres  Staats-  und  Zeitbedürfnirs.  F’ür  den  Regen- 
ten  ist  sic  ein Hiilfsmittel , welches  er  bei  Festsetzung 
seines  Regierangswillens  in  bestimmten  Fällen  za  ge- 
braachen  sich  gewohnt  and  angewiesen  ist.  Durch 
sie  wird  die  Staatsveriassung  fähig,  fortwährend  das 
Bessere  aafzunehmen , welches  fortschreitende  Ein- 
sicht and  Erfahrung  darbieten,  und  das  Neue,  welches  , 
Tcränderte  Verhältnisse  gebieten  , damit  nicht  das 
Staatsgebäude  in  dem  Lauf  der  Zeit  reralte , und  end- 
lich Zusammenfalle.  Sie  ist  ein  Organ,  durch  wel- 
ches die  Nation  ihre  Stimme  verfassungsmäsig  für  Ge- 
meinwohl vernehmen  lassen  bann  und  mufs  ; sic  ver- 
schafft der  Regierung  nothtvendige  Gelegenheit  i 
Worte  der  Wahrheit  zu  vernehmen.  In  Ftu-m  iir.d 
Handlung,  trügt  sie  das  Gepräge  des  allgemeinen  Wil- 
lens^), ist  nicht  blofs  berathend  , auch  nicht  Stell- 
vertreter nur  eines  Theils  feinesStandes  oder  einer 
Castc)  der  Staatsbürger,  und  eben  so  wenig  Deck- 
mantel eines  KrjptoAristohratismus , zu  Anhäufung 
und  Bewahrung  staatszweckwidriger  Auszeichnung  , 
Befreiungen  und  Vorrechte.  Denn  ungerecht  v.rre 
eine  Capitulation  des  Regenten,  mit  Einer  Classe  von 
Unterthanen , wodurch  die  ändern  Classcn  und  das 
Wohl  des  Ganzen  beeinträchtigt  würden  c ).  Durch 
die  Anstalt  der  Volksvertretung , wird  jede  Staatsform 
eine  ständisch-verfassungsmäsige  oder  reprä- 
sentative ( $.  9*7,  a)  , aber  weder  Pöbelherrscbaft 
($.  97,  a),  noch  Volksherrschaft,  noch  VolkSonvo- 
rainetätd)  in  der  Stäatsverbindung  (§.  i,  b)  begrün- 
det, und  eben  so  wenig  irgend  eine  Verletzung  der 
dem  regierenden  Subject  gebührenden  Treue  und 
Ehrerbietung,  zu  deren  fester  Bewahrung  vielmehr 
dieselbe  wesentlich  bestimmt  ist.  Hat  das  System  der 
landständischen  Verfassung  für  die  Staatsverwaltung 
einige  Unbequemlichkeit , so  wird  diese  reichlich  da- 
durch vergütet,  dafs  duich  verfassungsmäsige  Einwir- 
kung der  Landstände,  die  Verwaltung  eine  volkstbfim- 
liehe  Sicherheit  erlangt , dafs  MinisterDespotisuius 
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nicht  bestehen,  dafs  nicht  leicht  ein  Untauglicher  (un. 
redlicher,  yerschwenderischer  , unwissender,  talent- 
loser) auf  dem  Ministerstuhl  sich  erhalten  bann,  dafs 
Talent  und  persönliche  'Würdigkeit  Einzelner  durch 
den  natürlichen  Mechanismus  der  'Verfassung  in  die 
Höhe  gehoben,  und  dem  Landesfürsten  noth wendig 
vor  die  Augen  gestellt  werden,  und  dafs,  weit  ent-  ' 
fernt,  die  Person  des  Regenten  zu  einem  Schatten- 
bild, zu  blossem  Werkzeug  eines  Ministerial-  oder 
Volkswillens  herabzuwürdigen,  ihr  vielmehr  ein  hö- 
herer Grad  von  Heiligkeit  oder  Unverletzbarkeit  (§.177) 
gewährt  wird,  als  zu  erreichen  wäre,  wenn  dieselbe 
nach  einer  vertragmäsigen  Verfassung  und  erhaben 
über  jeden  persönlichen  Vorwurf  nicht  regierte , son- 
dern der  Gefahr  oder  dem  Verdacht  blofsgestcllt 
wäre,  nach  eigener  oder  fremder  'Willkühr  zu  herr- 
schen. So  bildet  die  Volksvertretung  ein  festes  Ge- 
wölbe, von  welchem  der  Monarch,  der  allein  der 
Staat  selbst  weder  ist  noch  seyn  kann,  als  Schlufsstein 
des  Staatsgebäudes  , nothwendig,  sicher,  und  erhaben 
über  Alles  getragen  wird  « ).  Dennoch  fehlt  es  auch  die- 
sem RepräsentativVerfassungsSystem  nicht  an  Geg- 
nern/). 

a)  Vergl.  Encyclopedie , par  dAlekbeht  , toc.  Represetuant. 

A.  'W.  Rebbbbg  über  die  Staatsverwaltung  teutsclier  Länder 
und  die  Dienerschaft  der  Regenten.  Hannover  1807.  8.  Hi- 
berlin's  Ilandb.  d.  t.  Staatsr.  I.  §.  197  f.  Rhein.  Bund  , III. 
38i.  Behb'i  Darstell,  des  rhein.  Bundes,  §.  70-71.  Die  alten 
Landstände  u.  neuen  VolksRepräsentanten ; in  der  Alleman- 
nia , Bd.  VI  (München  1816.  8.),  S.  167  ff.  3,  G.  Paiil's  po- 
litische Lectionen  (München  1810.8.),  Kum.  11.  Nassauische 
Erklärung  über  Zweck  und  >Vesen  der  landständ.  Verfass., 
ln  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  4<>- 

b)  Eine  repräsentative  Regierung,  ist  die  Regierung  im  Sinn 
der  öffentlichen  Meinung  (§.  21;,  das  anregende  Princip  der 
Staatsverwaltung.  Unsichtbar  tragen  ihre  Verfügungen  die  . 
bedeutungsvollen  Buchsl.iben  S.  P.  (^.  R. , als  Sinnbilder 
jener  Meinung  au  der  Stirne.  Sie  ist.bestimmt , Ereiheitund 
Monarchie  , das  monarchische  und  das  demokratisehe  Prin- 
cip. (res  olim  dissociabiles  , principatum  et  libertatein),  für 
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Gemeinwohl  eu  ycreinigen.  Allgemein  offenbart  sich  bei 
den  gebildeten  Völbem  Europa's  ein  Streben  nach  dieser 
Verfassung;  eine  Folge  des  seit  dem  letxten  Viertheil  des 
i8.  Jahrhunderts  bei  ihnen  erwachten  Gefühls  erlangter  Mün- 
digkeit. — Oft  hat  das  entscheidende  Stimmrecht  der  Land- 
stände , ihre  Stimm-  und  Redefreiheit,  das  ^Vohl  des  Lan- 
des und  der  RegentenFamilie  gerettet.  Darum  sollen  Land- 
stände keine  stummen  Schöffen,  nicht  schweigende  Schult- 
heifsen,  nicht  Jaherren  oder  Postulatdiencr  und  Figuranten  auf 
einem  Staatstheater  seyn,  auch  nicht  blofs  lebendige  Berichte, 
welche  die  Regierung  einfordirt , der  Landtag  kein  Gaukel- 
spiel. In  dem  Schoofs  der  Landstände  , entwickelt  sich  für 
monarchische  Staaten  jene  vaterländische  ächt  demokratische 
(volksmächtige)  Gesinnung,  durch  welche  sich  oft  schon  das 
willkommenste,  sehr  heilsam  angewendete  Uleincnt  der  wah- 
ren Fürstenmacht  gebildet  hat.  Klübes  a.  a.  O. 

c)  Preufsens  Vorschlag , in  Klübfb's  Acten  des  wiener  Congr. 
Bd.  II,  S.  So/;.  Volksvertreter,  die  aus  einer  privilegirleii 
Gaste  hervorgehen  (Feudal  - und  MiuisterialStände)  beachten, 
in  der  Regel,  vor  Allein  die  Fortdauer  ihrer  Privilegien  und 
Sinecuren.  In  ihnen  'erheben  Feudalismus  und  Lltramon- 
tanismus  oder  Curialismus  stolz  ihr  Haupt,  sie  werden  Werk- 
zeuge eincrsysteniatischen  und  unabwendbaren  Unterdrückung, 
und  es  wird  durch  sie  die  heilige  Würde  der  Volksvertre. 
tung  entweiht.  — Auch  darf  die  Volksthümlichheit  der  An- 
stalt nicht  vereitelt  werden,  durch  allzusehr  beengende  Wähl- 
et lelie , welche  Eigenschaften  (z.  B.  in  Absicht  auf  Alter, 
Stand,  Vermögen,  Orundeigentbum , SteuerQuantum  u.  d.  ) 
der  Wähler,  Wahliiiäiiner  und  (zu  DeputirtenStellen)  Wähl- 
baren vorschreiben,  die,  wohl  gegen  den  W'illen  der  Wähler, 
zu  irgend  einer  Art  von  Aristokralismus  fübreu.  Eine  Nation 
hat  NationalDcputirtc  zu  w.ählen.  Vergl.  lieber  laudstäiid. 
Repräsentation  im  Grofsherzogth.  Hefsen  (Stuttg.  i8io  8.), 
S.  Soff.  Auf  den  altteulschen  März  - oder  Maifcldem , er- 
schieifcn  Alle  die  freies  Eigenthum  besasseii,  Echtnort  hatten, 
und  seböppenbar  waren. 

i)  Supremaiii  potestatem  in  republica  esse  penes  populum.  — 
Boisst  d'AiioLAS,  in  seinem  Bericht,  womit  er  am  ?.3.  Juni 
1793  den  Entwurf  der  dritten  französischen  Constitution  dem 
NationalConvcnt  verlegte,  sagte:  «Das  Volk  kann  nicht  selbst 
die  Sourerainetiit  ausüben;  eine  repräsentative  Constitution 
ist  Alles,  was  selbst  die  glühendste  Freiheitsliebc  für  eine 
Nation  von  :i3  Millionen  Menschen  fordern  kann».  Vergl.  1,  k. 

r)  Der  Geist  des  neuem  RepräseiitativVerfassungsSysteins  spricht 
sich  hauptsächlich  in  folgenden  Grundsätzen  aus : positive 


Digitized  by  Google 


444  II.  Th.  III.  Cap. 

Vertragmäsigkeit  dea  gegenaeitigen  BechtaverhSItaiaaea  cwi- 
achen  dem  regierenden  Subject  und  den  Regierten j Unver- 
letzbarkeit dea  Regrnten ; Verbanntuig  niebt  nur  der  Will- 
kfihrherrschaft , sondern  auch  der  positiven  Unbeaebrinkt- 
beit  des  regierenden  Subjectes;  allgemeine  Volksvertretung 
bei  der  Staatsregierung ; bestimmte  Trennung  der  vollziehen- 
den Gewalt  von  der  gesetzgebenden,  und  nothwendige  Mit- 
wirkung der  Volksvertreter  bei  der  letzten;  Bewilligung  der 
Staatsauflagen  durch  die  Volksvertreter;  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Staatsbeamten  für  licgierungshandlungen ; Selbst- 
ständigkeit des  Richteramtes ; Gleichheit  aller  Staatsgenossen 
vor  dem  Gesetz  und  dem  Richter,  und  dafs  Geburt  weder 
ausscbliessend  noch  i or.'.ugweise  Anspruch  auf  irgend  ein 
Staatsamt  gewähre;  Verbannung  jeder  Beschränkung  der 
Freiheit  der  Personen  und  des  Kigenthums , die  nicht  durch 
Recht  und  Gesetz  begründet  ist , und  dafs  Niemand  seinem 
ge'selzmäsigen  Richter  entzogen  werde;  glcichinäsige  Verthei- 
lung  der  Staalslastcn  ; Gewissensfreiheit;  IVcfsfreiheit , bei 
gesetzmäsiger  Strafbarkeit  des  beleidigenden  Mifsbrauchs. 
f)  Gegner  sind:  Gaora  , in  d.  Rhein.  Bund,  Heft  64,  S.  111. 
Ebenders.  in  Ludkn's  Nemesis,  Bd.  II  (Weimar  i8i4  ),  St.z 
u.  3.  I.  A.  Dsnu.!!,  in  s.  Statist.  Daratell.  der  preufs.  Mo- 
narchie (Berlin  1817  8.)  , S.  491  ff.  (nach  welchem  Landstände 
schädlich  sind  , u.  zeitlier  nirgend  das  Glück  der  Völker  ge- 
macht haben);  LuDOi.rn  BecHrtioBr , über  Landstände  und 
Volkss’ertretung , in  Ad.  Müllvb's  Staataanzeigen,  Bd.  II 
(Leipz.  1817),  S.  173 — 247  (nach  welchem  durch  und  durch 
jacobinisch  die  Ansicht  derjenigen  ist,  welche  VolksRepräsen- 
tation  verlangen , mit  dem  Recht , die  bestehenden  Einrich- 
tungen und  Gesetze  zu  prüfen , neue  auszumitteln  und  vor- 
zuschlagen , die  Staatseinnahme  und  Ausgabe  zu  bestimmen, 
u.  s.  w. ) C.  C.  Dabklow  in  den  17-'  u.  2>7*  angef.  Schriften.  — 
Für  das  landständische  VerfassungsSystem  , s.  man  Schlözfb's 
Stnatsgelahrtheit,  Th.  1,  S.  166  ff.  Fr.  J.  v.  Hendbicb  , in 
Ludem's  Nemesis,  Bd.  III,  S.  zlo  ff.  Kbog,  v.  IIoRBTnAi. , 
Bbfkof.l,  ScBazLZiNo , V.  Rottzcb  in  den  §.  214  angef.  Schriften, 
viele  Andere  , und  fast  alle  im  §.  219  angef.  Verfassungsurkun. 
den.  Wider  V.  Abztii«,  s.  Bbi  ndel  a.  a.  O.  Abth.  II,  Vorr.,S.  VI  ff. 

s.  216». 

Geschichte. 

I)  Ueber  den  Ursprung  der  Landstände  <>),  wel- 
chen einige  bestimmt  in  das  zwölfte^'),  andere  iu  das 
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dreiisehnte  c ),  noch  andere  in  das  fünfzehnte <t),  und 
wieder  andere  zwischen  das  vierzehnte  und  sieben- 
zehnte <’),  Jahrhundert  setzen,  läTst  sich,  mit  histori-  • 
scher  Treue,  im  Allgemeinen  wenig  sagen.  Die  Ge- 
schichte der  einzelnen  Staaten/),  mufs  die  nähere 
Itestimmung  geben.  Auch  zeigen  sich  meist  Stadien 
in  der  formalen  Ausbildung  landschaftlicher  Verfas- 
sung. II)  Dem  Wesen  nach,  bemerkt  man  landstän- 
dische Verfassung  schon  in  dem  Geist  der  0*11  en  tcut- 
schen  Staatsverfassung  nicht  weniger,  als  in  der  teut- 
schen  Territorialverfassung  des  Mittelalters  g). 

a)  Mosea  von  der  licichsslände  Landen,  347  If*  G.  Stbot 
son  dem  Ursprung,  Uutrrschicd  und  Gerechtsamen  der  Land- 
Stände  in  Teutschinnd,  besonders  in  Mecklenburg,  mit  An* 
merk.  v.  C.  J.  (Jabgow).  Ilnmb.  1741-  8.  Pötteii's  Beitr.  I. 
107.  F.  C.  HXbibun's  Criindlinien  einer  Geschichte  der  t. 
Landstände;  in  Schi.ösfb's  Staatsanr.eigen  , Heft  67  (1791), 

S.  a65  — 177.  HiBEBU>'s  Handb.  d.  t.  Slaatsr.,  Bd.  II,  §.197. 

C.  H.  Labg's  Prüfung  des  s ermeintl.  Alters  der  t,  Landstände. 
Gütt.  1796.  8.  Dawider  s.  A.  L.  Jacobi's  Auflösung  einiger 
Zweifel , über  das  Alter  und  Bepräsuntationsrecht  teut  eher 
Landslände.  Hannover  1798.  8.  C.  G.  Webfb  diss.  I.  et  II. 
de  vera  ordinum  provincialium  , tum  in  Germania  gencratim  , ^ 
tum  speciatim  in  Bavariae  ducatu,  eporha  recte  constituenda. 
Lips.  1797.  4*  F.  E.  Lotz  staatswissenschaftl.  u.  jurist. 
Nachrichten,  I.  Jahrg.  i.  Bd.  (Hildburgh.  1799.  4*)  Num. 

S7  — 3o.  II.  J.  HABTnAs;«  über  d.  Ursprung  u.  das  Ver-  - 
hällnifs  d.  Landstäude.  Nürnb.  i8o5.  8.  B.  D.  HöLi.mABif't 
Gesch.  des  Urspr.  der  Stände  in  Teutscbl.,  Th.  III  (1808), 
Abschn.  IV.  Seb.  Bhetidel  a.  a.  O.  Abth.  I,  S.4<fl‘*  s»olf. 
Abtli.  II,  S.  1 IT.  G.  A.  Zva  Bach's  Ideen  über  Recht , Staat, 
Staatsgewalt  u.  s.  av.  , Th.  II  (Cöln  1817  8),  S.  i66  — s38. 
b)F.C.  J.  Fischeb’s  Gesell.  desTlespotismus  in  Teultchl.,S.i3ftIf. 

— Von  noch  frühem  Zeiten,  s.  Lotz  a.  a.  O. 

»)  Wzbeb  1.  c.  — \on  l.Uiiich  und  TJniVrn,  s.  unten,  Notef. — 
Von  PT^irzburg,  s.  P.  Oeetvbbeichkb’s  Denkwürdigkeiten  der 
Staatenkunde  Teutschlands  , Bd.I,  lieft  i (1808.8.),  Nuro.  i. 
Rhein.  Bund,  XXVI.  a(>8  IT. 

«0  Mosib  a.  a.  O.  347.'  Mösib's  patriot.  Phantasien,  Th.  IV, 
Num.  5i.  Kloit  colleg.  diploinat.  histor. , c.  i4-  A.  F.  H. 
Possz  über  das  Staatseigentbum  in  den  t.  Reichslanden,  197. 
Lab6  a.  a.  O. 
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e)  Vergl.  Mo»«  a.  a.  0. 

/)  Von  dem  Lüttichitchen,  s.  Hiihbicii's  t.Reichagesch.  VIII.  yaB.  — 
. Von  Baiern,  J.  N.  G.  r.  Kbekhkb's  Anleit,  zur  Kenntnifs  der 
baicr.  Land  tage  im  Mittelalter.  München  i8o5. 8.  Die  baier.  Land- 
tagSTCrhandlungrn  in  den  J.  i4ao  bis  i5i3,  hrrausg.  v.  Fr.  r, 
Khennfb.  München  i8o3  — i8o5.  i8  Bände.  8.  Samml.  baier. 
landstäiid.  Freiheitsbriefe.  München  1779.  4*  Kbeithaii's 
baier.  Staatsr.  4>6.  (Paseeb's)  Versuch  über  den  Ursprung 
und  den  Umfang  der  landständischen  Hechte  in  Baicm.  1798. 
1799.  8.  J.  Budbaet's  Geschichte  der  Landstände  in  Baiem. 
Heidelb.  1816.  a Bände.  8.  Zweite  Aufl.  1819.  Webeb  1.  c. 
Lote  a.  a.  O.  — V^on  der  Oberpfalz,  L.  v.  Egcbheb's  Gesch. 
der  Tormal.  Landschaft  in  der  Oberpfalz.  Amb.  u.  München 
i8oa.  8.  3.  J.  Obehnbehgvb  von  den  Freiheiten  und  Privilegien 

des  landsässigen  Adels  in  der  Oberpfalz  (Ingoist.  1784.  8.), 
S.  27  ff.  J.  G.  Ff.sshaieb's  pragmat.  Staatsgeschichte  der 
Oberpfalz,  B.  I (München  1799.  8),  S.  270  — 291.  — Von 
M^rtemberg  (münsinger  Vertrag  v.  1482)  , Moseb  v.  d.  Reichs- 
Stände  Landen , 358.  — Von  der  Marhgrafschaft  Baden , Moser 
a.  a.  O.  373.  573  u.  1548.  — Von  Mecklenburg , Stmit  a.  a.  O. 
t A.  A.  W.  T.  Flotow  über  das  Recht  des  Adels  in  Mccltlen- 
burg , und  dessen  Verhältnifs  zu  der  Landeshoheit.  Schwerin 
1790.  4-  — Von  dem  Fürstenthum  Lippe,  die  unten  §.  222" 
angef.  Deductionen.  — C.  A.  Zum  Bach's  Geschichte  des 
Ursprungs,  der  Bildung,  Formen  u.  Rechte  in  d.  preuji. 
Rheinprovinzen,  Cöln  1817.  8. 

g)  «Nec  Begibus  iufinita  aut  libera  potestas.  De  minoribus 
rebus  principrs  Consultant,  de  majoribus  omnes*.  Tacitcs 
de  M.  G.  c.  7.  Caboli  M.  Capitulare  de  a.  801.  et  Capit.  3. 
de  a.  8o3.  bei  Baluz.  T.  I.  p.  356  et  894.  Bug.  Moivtag's  Ge- 
schichte der  teutsch.  bürgerl.  Freiheit , I.  5i.  C.  G.  Heinbich's 
teutsche  Reicbsgeschichte,  Th.  I,  S.  81.  36o.  Th.  II,  S.  6 ff.  467. 
'WixsABD,  in  dem  Rhein.Bund,  LIII.  3oo  ff.  Klübeb's  Ueber- 
sicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.  S.  2.^2. 
Die  oben  in  der  Note  a angef.  Schriften.  — Parömie:  itwo 
wir  nicht  initrathen,  da  wollen  wir  auch  nicht  mitthaten». 

§.  216b 

Fortselzwtg. 

III)  In  einem  grossen  Theil  der  moiiureliiscli  ge. 
formten  Länder,  hatte  landstnndisehe  Verlassuiig  bis 
in  die  letzte  Zeit  des  tcutsehen  Reichs  ibrlgedau. 
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ert  n).  Aber  in  etlichen  hürtc  dieselbe  auf,  in  Folge 
der  durch  den  ReichsdeputationsHauptschlurs  Ton  i8o3 
verfugten  Länderveränderungen  ^);  in  andern  ward 
sie  aufgehoben,  tbeils  noch  in  der  letzten  Zeit  der 
tcutschen  Reiebsverbindung , entweder  vermöge  der 
in  dem  presbnrgcr  Frieden  (36.  Dec.  i8o5)  beigelegt 
erhaltenen  Suuverainetät  <^),  oder  kraft  vermeintlicher 
landesherlicher  Machtvollkommenheit  d),  tbeils  nach 
Auflösung  des  teutschen  Reichs,  in  dem' Zeitraum  des 
rheinischen  Bundes  <■).  IV)  In  den  Jahren  1806  bis 
1810,  wurden  in  etlichea neu  zusammengesetzten  rhei- 
nischen Bundesstaaten  Versuche  einer  landstän- 
dischen Verfassung  neuer  Art  zur  Schau  aus- 
gestellt, aber  ohne  Dauer  und  gedeihlichen  Erfolg/^). 

V)  Auf  dem  wiener  Congress,  ward  im  Namen  fast 
aller  tcutschen  Staaten  unumwunden  anerkannt,  dafs, 
auf  der  heutigen  Stufe  politischer  Cultur,  in  allen  teut- 
sclien  Staaten  eine  durcli  Grundverträge  bestimmte  Ver- 
fassung mit  Volksvertretung  nothwendig  scj  (5.217»), 
und  die  Denker  erkannten  einstimmig,  ohne  Ueber- 
einkunft,  diese  Forderung  wie  für  rechtlich  begrün- 
det, also  auch  für  heilsam  zu  wahrer  Staatenbildung. 

VI)  Dem  zufolge , liefs  man  in  eiuer  bedeutenden  An- 
zahl von  Bundesstaaten  die  frühere  landständische 
Verfassung  mit  erneuter  Kraft  fortbestehen  (5.220»); 
in  einem  grossen  Theil  jener  Staaten,  ward  eine 
neue  landstäudische  Verfassung  errichtet  g)  (5>  219); 
in  verschiedenen  wird  eine  solche  nächstens  erwartet 
(5.  S2ob).  VII)  Seit  der  französischen  Revolution, 
ist  der  Grundsatz:  kein  civilisirter  Staat  kann  ohne 
StaatsVerfassungsurkunde  mit  Volksvertretung  beste- 
hen, europäische  Völkersitte  geworden  ä). 

a)  SchriAen,  oben  V 2i4ia. 

b)  Von  dem  ehemaligen  Fürstenlhum  Munster,  s.  Reichsdep. 

HaupUchliirs  T.  »5.  Febr.  i8o3,  3.—  Von  den  Rcsien  des 

kurtrierischen  Landes  auf  der  rechten  Rheinseite  s.  Ocffmul. 
Erklär,  des  F.  v.  NassauWeilburg  v.  6.  Fohr.  1804 ; in  Hi- 
semjLia's  Staatsarchiv,  Heft  5o,  S.  »83.  Rhoiu.  Bund,  Heft  1, 
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S.  i35.  — Von  dem  Heraogtlium  TVestphalen,  ».  die  oben 
49>  a I angef.  Schrift  von  Rusde. 

c)  Von  H’^rtember«;  ^ «.  Verordn,  v.  3o.  Dec.  i8o9,  in  d.  Rhein. 
Bund,  I.  i38.  — Von  Breisgau  , s.  burbad.  Verordn,  v.  a j. 
Mai  1806 , in  dein  Rhein.  Bund , I.  i4o. 

d)  Von  SchuedischPotnmern,  8.  königl.  Verordn,  v.  16.  Jun.  1806, 
in  d.  Polit.  JoiirnRl  1806,  S.  687;  wogegen  daselbst  neue 
Landstände  u.  die  schwedische  ReichsTerfassung  eingefuhrt 
wurden,  ebendas.,  Aug.  1806,  S.  817  u.  8io.  Doch  ward 
die  Fortdauer  der  dortigen  ProTinrial Verfassung  bedungen, 
in  d.  schwedisch -dänischen  Frieden  t.  Riel  y.  i4*  Jan.  i8i4i 
Art.  8,  u.  in  Preussens  Verträgen  mit  Dänemark  v.  4.1  tt. 
mit  Schweden  r.  7.  Jun.  i8i5;  in  RLüsEa's  .4cten  des  wiener 
Congr. , Bd.  V , S.  607  u.  5i3. 

<)  «Aus  landcsherrlicherMachtyollkommenheit»,  ward  die  land- 
stäLdische  Verfassung  aufgehoben  , in  dem  GH.  durch 

Verordn,  v.  1.  Oct.  1806;  in  d.  Rhein.  Bund,  III.  38i.  — 
Eben  so  in  dem  S.  CohurgSaalfeUliscUen , 1806.  — Die  Ein- 
rerlcibung  des  Hersogthums  Holstein  in  die  dänische  Mo- 
narchie (Verordn,  v.  9.  Sept.  1806) , schloss  die  Aufhebung 
des  Restes  von  landständischer  Verfassung  in  sich.  RUiBen's 
Ucbersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr.  , S. 
t4i  f.  — ln  AnhaltCöthen  ward  , durch  Verordn,  v.  aö-  Dec. 
1810,  die  l&ndständiscbe  Verfassung  aufgehoben,  und  eine 
andere  nach  neufransösischeiu  /uschnilt  eingefuhrt.  Rhein. 
Bund,  LII.  97.  LIV.  38i.  Sic  steht  auch  in  den  Constitu- 
tionen der  curop.  Staaten , Th.  II  (Leips.  1817.8.),  S.  abolf. 
Der  Hersog,  so  heifst  cs  im  Eingang,  «glaube  seinen  Unter- 
thanen  keine  heilbringendere  Constitution  geben  sii  können, 
als  diejenige,  welche  Napoleon  der  Grofse  seinen  Völkern, 
welche  er  als  Vater  liebt,  gegeben  hat».  — ln  ßaiern  ward 
in  denen  Prorinseu  (Baiern  , Ncuburg  , Vorarlberg  u.  Tyrol), 
wo  noch  landsländische  V erfassung  bestand , solche  suerst 
dahin  gemirJert  , dafs  die  landständischcn  StcuerCassen  ab- 
geschafft wurden  (Verordn.  V.  8.  Jun.  180' , in  d.  Regier. Blatt, 
Nnm.  iö) , dann  aber  anfgehohrn , durch  Verordn,  v.  1.  Mai 
1808.  Rhein.  Bund,  Will.  468.  Dagegen  ward  eine  Natio- 
nalRepräsentation  dir  äas  e,»azQ  Reich,  iu  dessen  Constitution 
V.  1.  Mai  1808,  (iu  d.  Con.vlitutionen  der  europ  Staaten,  Th.‘ 
II,  S.  i3j)  verordnet,  aber  nachher  nicht  angeordnet.  Rhein. 
Bund  Will.  4'ld.  XIX.  II  f.  Rlübee's  angef.  L'ebersicht  etc., 
S.  f.  — Vcr/.eiclinifs  der,  über  die  Aufhebung  der  Stände 
in  den  RheinbunJSlaaten,  erschienenen  Schriften,  mit  Anmerk, 
u.  Zusätzen;  in  der  Allcmannia , Heft  41  u.  4'^  (München 
1816.  8),  S.  101— aia. 
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f)  Von  d.  GruftherKOgthuin  Berg,  s.  Rhein.  Bund  I , ti8  i3i. 

II.  a5a.  — In  dem  Könige.  Pf^estphalen  wurden,  mit  Auf- 
hebung der  bisher  in  (Kurhessen  , Braunschweig  u,  Pommern) 
bestandenen  landstäiidischen  Verfassung,  Reichsstänile  {c\n 
Reichstrugbild)  eingefübrt.  NapoUon's  Constitution  du  roy- 
aume  de  Westphalic , ▼.  i9.  Not.  1807,  art  11  u.  99  — 
33.  Rhein.  Bund  , XII.  4?^  Constitutionen  der  europ.  Staaten, 
Th.  II , S.  117.  KlUbbb's  Staatsr.  des  Rheinbundes , %.  187. 
Nach  swei  StaatsComödicn , Reichstage  genannt,  1808  u.  1810 
(Rhein.  Bund,  XX.  319.  XXII.  89.  XLI.  3oi),  hörte  auch  dieses 
Schauspiel  auf.  Rhein  Bund  , XIX.  18.  — Dieses  Muster  fand, 
im  J.  1810,  Nachahmer  an  dem  Grofsherzog  v.  Franfc/urf,  welcher 
eine  Constitution  v.  16.  Aug.  1810  (in  d.  Constitutionen  der 
europ.  Staaten  , Th.  II. , S.  a35)  gab  , und  su  Hanau  im  Oct. 
1810  eine  Ständerersammlnng  halten  liefs  (Rhein.  Bund,  XLVII. 
958.  XLTX.  195.  L.  199.),  u.  an  dem  Herzog  t.  AnhaltCöthtn. 
Von  diesem  und  Ton  Baiern , s.  oben  Note  e. 

g)  Pölitz  (F ortsetztmg  ron  Possblt’s)  Geschichte  der  Teutschen 
(Leipz.  1819.  8.) , S.  758  — 771. 

h)  Man  s.  die  Constitutionen  der  europäischen  Staaten  seit  den 
letzten  a5  Jahren.  Leipz.  u.  Altenb.  Th.  I u.  II , 1817.  Th. 

III,  >890.  gr.  8.  (Ein  4.  Theil  soll  nachfolgen.) 

5-  217«. 

Bundes  - n.  staatsrechtliche  Nothwendigkeit f Garantie , 
u.  richterlicher  Schutz,  der  landständischen  yerfassung. 

I)  Die  Grundgesetze  des  teutschen  Bundes  erhlä- 
ren  das  System  der  landständischen  Verfas- 
sung (Repräsentativ  System)  für  einen  nothwendi- 
g e 11  Bestandthcil  der  Grundverfassung  eines  jeden 
Bundesstaates  o) , mithin  jeden  für  einen  ständisch- 
Tcrfassungsmäsigen.  Sie  verpilichten  die  Bundesver- 
sammlung, darüber  zu  wachen,  dafs  diese  Bestim- 
mung nirgend  unerfüllt  bleibe  h),  also  dafs  in  jedem  Bun- 
desstaat eine  landständische  Verfassung  fortwährend 
bestehe.  II)  Dem  zufolge  war  zu  erwarten:  1)  dafs 
die  Bundesversammlung  für  Erfüllung  dieser 
Bundespilicht  Sorge  tragen  werde.«)  ; 2)  dafs  in  de- 
nen Bundesstaaten , wo  laiidständische  Verfassung  nicht 
schon  aus  der  früheren  Zeit  fort  dauert,  wieder 
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eingeführt,  oder  errichtet  ist,  solche  ohne 
langen  Verzug  werde  ein  geführt  werden 

3)  dafs  überall  den  Landstä'nden  wesentliche 
Rechte  werden  gelassen,  oder, eingeräiimt  werden; 

4)  dafs  diese  landständische  Verfassung  allenthalben, 
wo  sie  es  nicht  schon  ist,  nicht  nur  zu  einem  rer- 
tragmäsigenc)llauptbestandtheil  der  Grund- 
verfassung  des  Staates  werde  erhoben,  sondern  auch 

5)  im  Innern  zwecUmäsig  werde  gesichert,  und  aus- 
drücblich,  wie  auch  mehrfach  schon  geschehen  ist/),  un- 
ter die  Gewähr  desteutschen  Bundes  gestellt  werden, 
der  auch  ohnediefs  in  bestimmten  Fällen  zu  Aufrecht- 
haltnng  derselben  berufen  ist  ($.  164).  Sdgar  von 
auswärtigen  Mächten,  sind  ehedem  zuweilen  die 
Rechte  teutscher  Lnndstäiidc  garantirt  worden  (§.  >7/1). 
ni)  Zu  richterlichem  Schutz  der  landständischen 
Verfassung,  dient  theils  eine  grundgesetzliche  Bestim- 
mung von  der  Verantwortlichkeit  der  ober- 
sten Staatsbeamten  ($.  262),  theils  die  Verord- 
nung eines  durch  Compromifs  gewählten  Schieds- 
richter Amtes  ($.131(1),  theils  die  Errichtung  ei- 
nes StaatsGerichtshofes,  als  richterlicher  Be- 
hörde wider  Unternehmungen,  die  auf  den  Umsturz 
der  Verfassung  gerichtet  sind,  und  wider  Verletzung 
einzelner  Bestimmungen  derselben  g').  Auch  ist  aus- 
drückliche Verpflichtung  aller  Staatsdiener 
auf  die  Verfassungsurkuude,  in  manchen  Bun- 
desstaaten yerordnetA).  IV)  In  denen  Bundesstaaten, 
wo  früher  schon  landständische  Verfassung  staats- 
grundgesetzlich begründet  war,  ist  solches  un- 
abhängig von  dem  Fall  dei-  teutschen  Reichs- 
verb i n d n n g > ), 

«)  Diindesj^tie  , Art.  i3. — Voii  der  incrli»  ürdigen  Geschichte 
und  dem  Sinn  dieses  Artikels,  s.  Klüber's  an^ef.  Lrbersicht 
etc.,  S.  194  fr.  Bicsom  des  proscriptions , T.  II  (Paris  xSio.  8.), 
p.  197  — 317.  V erhandliingcn  Uber  jenen  Sinn,  und  über  die  F rage, 
ob  zwischen  Repräsentativ-  und  landständischcr  Verfassung 
ein  wesentlicher  Unterschied  sc)-  , kommen  vor  in  den  carls- 
bader  CunfcrensProtocollen  v.  6.  bis  3i.  Aug.  1819,  .Nutn. 
I,  7—10,  i3  , 19  u.  s3,  u.  in  dem  Proloc.  der  B.  V.  v.  10. 
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Sept.  1819,  §.  «*o,  S.657  und  671  der  Orig.  Ausgabe.  Endlich 
erfolgte  in  dem  64.  ^.rt.  der  lu  einem  Grundgesete  des  Bundes 
erhobenen  (§.55),  wiener  SchluJsActe  v.  1820  eine  bestim- 
mende Erklärung  des  i3.  Art.  dahin,  dafs  «in  allen 
Bundesstaaten  landständische  Verfassungen  statt  finden  jollenv 
wodurch  die  in  angef.  Protoc.  der  B.  V.  v.  20.  Sept.  1819 
angekündigte  Berathschlagung  und  Beschlufsnahme  überflüssig 
gemacht  ward.  — Festsetaung  gleichförmiger  Grundsätze  für 
landständische  Verfassung,  schlug  Ocstreich,  am  ti.Nov.  1816, 
der  Bundesversammlung  vor.  IUvbkb's  StaaUarchiv,  Bd.  II  * 
S.  84.  — In  die  Willkühr  der  Fürsten , stellt  die  Einführung 
landständischer  Verfassung,  C.  C.  Dsanow  überden  i3.Art. 
der  t.  BundesActe.  Gött.  1816.  8.  Dawider  s.  Lud*h's  Neme- 
sis, Bd.  VI,  St.  1 (i8i5),  Num.  7. 
h)  Wiener  SchlufsActe  t.  1820 , Art.  64.  Vergl.  oben  §.  166. 
c)  Nach  dem  Beschlufs  der  B.  V.  t.  s5.  Mai  1818  (Protoc.  ▼. 
1818,  §.  127),  hatten  diejenigen  Regierungen,  von  welchen 
der  i3.  Art.  der  BundesActe  noch  nicht  erfüllt  war,  die  Ver- 
pflichtung übernommen , der  B.  V.  binnen  Jahresfrist  die 
geeigneten  »littheilungen , von  den  ferneren  Einleitungen  in 
den  ständischen  Einrichtungen,  von  deren  Fortgang,  und 
wo  möglich  , von  ihrem  allseitigcn  Resultat  au  machen,’ 
welchem  die  B.  V.  sofort  vertrauenvoU  entgegensab. 

J)  Theils  schon  vor  dem  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  s5.  Mai 
1818 , theils  späterhin , machten  einaclne  Bundesglieder  bei 
der  B.  V.  .^naeige  von  ihrer  Einführung  einer  landständischen 
V erfassung  , etliche  von  noch  bevorstehender  Einführung. 
Man  s.  die  Register  der  Protocolle,  voc.  Verfassung, 
e)  Seiner  Natur  nach,  ist  das  Verfassungswerk  ein  aweiseitiges 
Geschäft,  ein  Act  des  wechselseitigen'  Gebens  und  Nehmens; 
also  keine  Pollicitation , nicht  eine  in  jedem  Augenblick 
wicderrufliche  Verleihung.  Das  Versprechen  und  Acceptiren 
kann  eben  sowohl  stillschweigend  als  ausdrücklich  erfolgen; 
das  Iclate,  unter  Anderem,  in  der  ersten  Ständeversammlung, 
und  in  dem  Regierungseid  (§.  i83).  Ueber  landständische 
Repräsentation  in  dem  Grofsheraogthum  Hessen  ( Stuttg. 
1820  8.),  S.  5,  7,  10  u.  45.  — Daher  sind,  in  der  Theorie, 
pactirfe  Verfassungsurkunden  die  Regel,  u.  octroyrte  (von  der 
Regierungsgewalt  allein  ausgegangene,  wie  die  franaösischc 
von  i8i4)  sind  Ausnahmen.  Wider  das  einseitige  rorsthreiben 
((Ictroyren)  landständischer  Verfassung,  sprechen  die  Bei- 
spiele von  Nichtannahme  einer  octroyrten  Verfassung,  im 
IValdeckischen  ( l8l4) , in  TVirtemberg  (i8l5—  1818),  Kur- 
besten  (i8i5  u.  1816),  LippeDetmold  (1819)  und  GH.  Hessen 
(1810),  Auch  s.  man,  auf  Veranlassung  eines  kurhess.  Minist. 
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Rescriptesr.  i.  Mai  1816,  den  Neuen  rhein.  Merkur,  1816,  St.to.  — 
Ausdrücklicb  tragen  das  Gepräge  eine«  Vertrags,  die  Verfaa- 
«ungsurkunden  vondemK.  der  Niederlandefi8i5) , von  S.  Wei- 
marEisenach,  Waldeck  u.  Frankfurt  (1816) , von  Hildburghausen 
(1818), von  Wirtemberg,  wo  sogar  eine  constituirrndc  Ständever- 
sammlung gehalten  ward  (1819),  von  Braunschweig  (i8j.o).  Doch 
findet  auch  eine  octrojrte  Verfassung,  den  Rechtsgrund  ihrer 
Gültigkeit  in  der  Anmerkung  oder  stillschweigenden  Annahme 
des  Volkes. 

f)  Die  Garantie  des  t.  Bundes  ward  in  folgenden  Verfassungs- 
Urkunden  ausdrücklich  als  Schutzmittel  aufgestcllt:  1)  in  der 

j.  wrimar.eisenachischen  v.  i8t6,  §.  m J a)  in  der  s.  hUJburg- 
hausischen  v.  1818,  §•  58;  3)  die  in  der  s.  coburg-saaljeldischen 
V.  i8ao,  §•  m.  — Zugesichert  ward  von  der  B.  V.  die  ver- 
langte Garantie , in  den  Protoc.  der  B.  V. , für  die  erste, 
i8i~ , § 98;  für  die  andere,  1818,  228;  für  die  dritte,  1822, 

167  — Auch  Baden  machte  bei  der  B.  V.  den  Antrag 
auf  Gewährleistung  seiner  Vrrfassungsurkunde  , und  die 
B.  V.  bcschlofs  InstructionsEinholung , in  d.  Protoc.  v.  1818, 
214 ; seitdem  ruht  die  Sache.  — Eine  Verordnung  der 
Grofsherzogc  von  IMecklenhurg  v.  28.  Nor.  1817,  Lctr.  die 
schiedsrichterliche  Entscheidung  der  Verfassungsstreitigkeiten 
zwischen  der  Landesherrschaft  und  den  Lnndständen , erhielt 
die  Garantie  der  B.  V.  , in  d.  Protoc.  v.  1818,  §.  127.  Vergl. 
unten  §.  226  , d. 

g)  Wirtembergische  Verfafs.ürk.  v.  1819,  §.  190  — aoS.  Bai- 
erischc  v.  1818,  Tit.  X,  5 u.  f. 

h)  S.  hildburghaus.  Verfafs.  ürk.  v.  1818,  §.  55.  S.  coburg- 
saalfeldische  V.  1820,  §.  120. 

i)  Vergl,  die  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  56,  u.  oben 

§.  49. 

217  b. 

‘Bestimmungen  der  wiener  SMuJs Acte  v.  1820. 
Ausser  dem,  daPs  die  wiener  SchlufsActe 
Ton  1820  der  Bundesversammlung  zur  Pllicht  macht, 
dafür  zu  sorgen,  dafs  in  jedem  Bundesstaat  eine 
landständische  Verfassung  fortwährend  bestehe(5.2i7  “), 
enthält  dieselbe  noch  folgende  Bestimmungen « ). 
I)  Den  souverainen  Fürsten  der  Bundesstaaten  bleibt 
überlassen,  die  landständische  Verfassung,  diese 
innere  Landesangelegenheit,  zu  ordnen,  mit  Berück* 
sichtigung  sowohl  der  früherhin  gesetzlich  bestande- 
nen ständischen  Rechte,  als  auch  der  ■ egenwärtig 
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obwaltenden  Verhältnisce  &)-  II)  Landstancliscbe  Ver- 
fassungen, die  in  ( von  den  Belheiliglen  ausdrücklich 
oder  stillschweigend)  anerhannter  Wirksamkeit  beste- 
hen, hünnen  nur  auf  rerfassungsinnsigein  Wege  wie- 
der abgeändert  werden  c).  III)  Hei  Errichliing  und 
Einrichtung  der  landständischen  Verfassung  in  den 
Bundesstaaten,  sind  folgende  Ton  Bundeswegen '^ ) 
gesetzte  Einschränkungen  zu  beobachten,  i)  Da 
der  Bund,  mit  Ausnahme  der  freien  Städte,  aus  sou- 
Terainen  Fürsten  besteht,  so  mu(s,  dem  hiedurch  ge- 
gebenen Grundbegriff  zufolge , die  gesammt^ 
Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupt  des  Staates 
Tercinigt  bleiben,  und  der  Souverain  kann  durch 
eine  1 and  ständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung 
bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stande  ge- 
bunden werden«),  2)  Durch  landständischc  Verfas- 
sung, darf  kein  Bundesfürst  in  der  Erfüllung  seiner 
b u n d es  in  äs  i g c n V c r p f 1 i ch^t  u ngen  gehindert 

oder  bcschiänkt  werden/).  3)  \Vo  Oe  f fc  ntlich- 
heit  landständischer  Verhandlungen  durch  die  Ver- 
fassung gestattet  ist  ( $.  229),  niufs  durch  die  Ge- 
schäftordnung  dafür  gesorgt  werden,  dafs  die  gesetz- 
lichen Grenzen  der  freien  Acusscrung , weder  beiden 
Verhandlungen  selbst,  noch  bei  deren  Bekanntmachung 
durch  den  Druck,  auf  eine  die  Ruhe  des  einzelnen 
Bundesstaates  oder  des  gesaminten  Teiitschlatidcs  ge- 
fährdende Weise  überschritten  werden^).  IV)  WMrd 
von  einem  Bundesglied,  für  die  in  seinem  Lande  ein- 
geführte Undständisebe  Verfassung,  die  Garantie 
des  Bundes  nachgesucht,  so  ist  die 'Bundesversamm- 
lung berechtigt,  solche  zu  übernehmen.  Sie  erhält 
dadurch  die  Befugnifs,  auf  Anrufung  der  Bethei- 
ligten, die  Verfassung  aufrecht  zu  erhalten,  und  die 
über  Auslegung  oder  Anwendung  derselben  entstande- 
nen Irrungen , so  fern  dafür  nicht  anderw  eit  Mittel 
und  Wege  gesetzlich  vorgeschrieben  sind,  durch  güt- 
liche Vermittlung  oder  compromissnrischc  Entschei- 
dung beizulegen  ^ V)  Ausser  dem  Fall  der  über- 
nommenen besondern  Garantie,  und  der  Aufrechthal- 

Klubcr'*  •Seoll,  U«ctl. 
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tung  der  über  den  i3.  Artikel  der  BiindcsAete 
festgesetzten  (in  gegenwärtigem  §.  erwähnten)  Be- 
stiiniiiungen',  ist  die  B.  V.  nieht  berechtigt,  in  land- 
standische  Angelegenheiten,  oder  in  Streitigkeiten 
zwischen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen,  einzu* 
wirken,  so  lang  solche  nicht  den  Charakter  aufrüb* 
rerischer  Bewegungen  oder  wirklichen  Aufruhrs  an- 
nehmen ')• 

а)  Die  Erörterungen  und  Bcratlisclilagiingen  über  den  i3.  Art. 
der  nundcsActe,  und  überdie  laiidstänuisclic  Vcrtässuiig  in  den 

I Dundrsst.'iatcu,  welche  in  den  wiener  MinisterialGniferenzcn 
statt  liaticn,  findet  man  in  den  für  diese  aufgesetzten  Pro- 
tucoilcn  , iVum.  6,  7,  8,  9 u.  't8 , \om  16.,  19.,  24.  u.  28. 
Dec.  1819,  11.  V.  II.  3Iai  1820. 

б)  Wiener  SelilufsActc  v.  i8ii>,  Art.  55. 

c)  Wiener  SrhlufsActe  , Art.  56.  — Hienaeh  ist  auch  die  Frage 
zu  beiirtheilen  : ob  und  wie  fern  eine  Staatsregieriing  befugt 
sej,  zu  BunJetLesclilässen  , die  mit  der  LaiiJesGrtiiiilverJaiSung 
in  'Hlderspruch  stehen,  ihre  Zustimmung  zu  geben?  und  ob 
und  wie  w eit  Ueschlüsse  dieser  Art , selbst  .nach  erfolgter 
lick.mntmachung  tV  164  u.  i56),  laudesserfassiingsniasig  in 
demselben  Lande  verbindende  itrafthaben  ? A'ergl.  dieSclilufs- 
(>lausel  in  der  h.  baierischen  Bckaiiutmiiehuiig  des  Prefsbe- 
sehlusses  V.  1819,  unten  4*7'’»  Kote  r,  u.  die  Verfassungs- 
gesetze der  Bundesstaaten  über  die  Verantwortlichkeit  der 
Alinister  262'. 

d)  Dafs  der  Bund  nicht  berechtigt  sey , eine  allgemein  rer- 
bindende  Begel  über  die  V erfass img  der  einzelnen  Biindes- 
staa.en  aufzustellen,  behauptet  Behb  , in  der  oben  i56) 

I anpef.  Schrift,  S.  5i  ff. 

/•)  3Viener  SrhlufsActe,  Art.  57. 

I)  Wiener  SchlufsActe , Art.  58.  Vcrgl.  unten  §.  22Ö’,  X. 
g)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  59. 

ii)  Wiener  SchlufsActe  , Art.  60.  ,\’'ergl.  §.  217*,  i56  u.  164. 
Wiener  SchlufsActe,  Art.  61. 

218. 

I/aii/ilGesicht/>uiicte  des  heutigen  landständischen  Ver- 
jassungsSystems.  Sein  jetziger  Bestand: 

1 ) in  den  freien  Städten. 

ln  dem  heutigen  Zustand  des  RepraseiitativSy- 
stcins  in  den  teulschen  Bundesstaaten,  ist  mein  fache 
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Verschiedenheit  hcmerhbar ; thcils  nach  der 
Staatsforin,  tlieiU  nach  h'orm,  Ursprung,  Entstehungs* 
art,  Ausbildung  und  Ausdehnung  des  Instituts,  theils 
nach  seinen  Grundlagen  und  nach  der  Art  und  demUm* 
fang  seiner  Wirhungsbefugnisse.  Alle  diese  verschieb 
denen  Betrachtungen  , sind  in  der  hier  folgenden 
Darstellung  in  Betrachtung  zu  nehmen.  A)  In  den 
freien  Städten,  wo  die  Staatshoheit  ihrer  Sub- 
stanz nach  der  Sladlgemeinde  , die  Ausübung  der  äus- 
seren Hoheitsrechte,  und  die  vollziehende  Gewalt,  mit 
Eiiischlufs  <lcr  Verwaltung,  einem  in  seinen  Gliedern 
wählbaren  Balh  oder  Senat,  unter  mehrfacher  Mitwir. 
hung  , und  Beiordnung  von  BürgerUepräsentanten , 
zusteht,  vertrat  früher  schon,  und  vertritt  jetzt  wie- 
der, zum 'I  heil  neu  gebildet,  ein  inebr  oder  weniger 
zahlreicher  Ausschufs  der  B ü rg  e rsc  h a ft  a)  , 
unter  versehiedeiieu  Benennungen,  an  der  Seite  des 
Senats,  die  Stelle  der  in  andeiii  Bundesstaaten  beste- 
henden , oder  noch  einzuiührenden  Landstände  &). 
Die  wiener  SchlnfsActe  von  1U20,  Art.  62,  erkennt 
die  Anwendbarkeit  des  i3  Artikels  der  BiindesActe 
auf  die  freien  Städte  in  so  weit,  als  die  besondern 
Verfassungen  und  V’^erhältnisse  derselben  es  zulassen. 

«t  Man  S.  oben  178'  u.  f. 

l)  Erklärung  der  freien  Städte,  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818, 
§.41;  "o  es  heifst:  «Je  glückllelier  stch  die  freienSlädte  in 
dieser  Lage  befinden , um  so  lebbafier  müssen  sie  sich  mit 
dem  '«Vunsrii  vereinigen,  durch  allgemeine  Ausführung  des 
i3.  Art.  ein  Bedürfiiifs  erfüllt  zu  Sehen  welches  sehr  drin- 
gend zu  werden  scheint,  und  dessen  Befriedigung  eine  der 
sieliertteii  Grandlsgen  der  Kraft  des  Bundes  zur  Erhaltung 
der  ätissorii  und  iiiuern  Sicherheit  scyii  wird  , die  zuletst 
dorh  liHuplsäelilich  auf  der  Zufriedenheit  aller  Bürger  det 
Bandcsslsaten  beruhen  mufss. 
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§.  219. 

fi)  In  den  monarchisch  geformten  Bundesstaaten',  wo 
landständische  V^erfassmig 
- a~)  theils  neu  errichtet  ist. 

B)  Was  die  monarchisch  geformten  Bundes* 
Staaten  betrifft,  so  ist  I)  in  einem  grossen  Theil  dersel. 
' ben  , seit  Auflösung  des  rheinischen  Bundes , eine 
landständische  Verfassung  neu  errichtet  worden, 
nachdem  dieselben  friiherhin  entweder  heine,  wenig, 
slens  keine  in  dejn  jetzigen  Umfang  des  Landes,  oder 
eine  anders  gebildete,  zum  Theil  unlängst  factisch 
aufgehobene,  hatten,  die  in  manchen  von  der  Landes- 
herrschaft  war  aufgehoben  worden.  Die  Staaten,  w o- 
rin  solches  geschehen  ist,  sind  folgende,  geordnet 
nach  der  Zeit  folge  ihrer  V'erfassungsurkun. 
den,  welche  hier  für  die  Geschichte  der  Bildung 
und  Entwickelung  des  BepräsentalivSystcms,  so  wie 
der  Inhalt  dieser  Urkunden  in  Absicht  auf  die  bei  ih. 
rer  Entstehung  herrschenden  BegierungsMa&imen  ^ 
mehr  oder  weniger  bemerkenswerth  ist:  i)  das  Her- 
Bogthum  Nassau»);  i)  das  Grofsherzogthum  Lu- 
xemburg^); 3)  die  Kilrstenlhüiner  Schwarz  bürg- 
Rudolstadt  c),  4^  Schaumburgd),  und  5)  Wal- 
deck «);  5)  das  Grofsherzogthum  SachsenWeimar- 
Eisenach/);  7)  das  Fürstenthum  SachscnHild- 
bnrghausen  ;) ; 8)  das  Königreich  Baiern^); 
4)  das  Grofsherzogthum  Baden«);  lu)  das  Fursten- 
thum  Liechten  stein  11)  die  Königreiche  Wir- 
teniberg^)  und  12)  Hannover««);  i3)  das  Herzog- 
thum Braunschweig,  nebst  dem  Fürstenthum 
^lankenburgn);  14)  das  Grofsherzogthum  Hes- 
sen««); i5)  das  Herzogthum  SachsenCoburgSaal- 
f e 1 d p ). 

d)  Nassau.  Edict  T.  I.  u.  2.  Sept.  i8i4,  betr.  die  Errichtung 
der  LandstSnde ; als  Beilage  7 xu  40  der  Protor.  der  B. 

V.  1818,  auch  in  den  Constitutionen  der  europ.  S'aaten , Tli.  II 
(Leipx.  1817.  8.},  S.  29&if. , u.  in  den  Europ.  Annalen,  i8i5. 
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r.od.  iliplom.  S.2i3.  (Dawider  s.  C,  D.  Vo**  Zeiten,  i8i5  , 
Sl.  I.  S.'’off.  Critlsche  Rcleiiclil.  des  N orworts  sninmt  Be- 
merkungen, womit  das  nassauiiehc  Edict  u.  s.  w.  im  3nniii.r- 
heft  der  Zeiten  von  Voss  begleitet  worden  ist  Frankf.  i8i5. 
8.  Ki.ÜBxa's  Uebersiebt  der  diploroal.  V>rhandl.  des  wiener 
Congr. , S.  2i8.  ff.)  %'erordn.  v.  3u  ii.  4.  Nov.  i8i5,  betr.  die 
Bildung  der  Uerrenbank  der  Landstünde;  als  Beil.  8 Kti 
der  Protoc.  der  R.V.  v.  1818,  n.  in  d,  aiigef.  Constitutionen, 
Th.  III,  S.  577.  Patent  v,  4-  Nov.  i8i5,  die  Wahl  der  Land- 
slände hetr.  , ebendas.  S.  37b.'  Nassauische  Erklärung  in  der 
B.V, , in  dem  angef.  4o-  — SilsungsProtocolle  der  ersten 
landständisehea  DeputirtrnVersamml.  dos  Herzogtli.  Nassau, 
von  d.  J.  1818.  Wiesbaden  1818.  P'ol.  Bemerkungen  über 
Nassaus  Landstände.  1818.  8.  Prüfende  Bemerkungen  zu  den 
Bemerkungen  etc.  Wiesb.  1818.  8. 

6)  T.uxemhurg.  Wegen  seiner  dci-maligen  Verbmdiing  mit  dem 
Königr.  der  Niederlande  ( io<) ) , hat  es  mit  diesem  die  k, 
niederländische  Constitution  roin  ?'|.  Aug.  i8i3  gemein.  Sie 
sicht  in  den  angef.  Coustitufio.neu  der  curop.  Staaten,  Th.  II, 
S.  499  ff*  Indem  1.  dieses  FiindaincntaKicsetzes  heifst  <;s : 
«Da  das  GIl  Luseniburg  unter  l.incr  Souverainetät  mit  dem 
Honigr.  der  Niederlande  steht,  so  wird  es  nach  demselben 
FiindamcntalGcselz  regiert  werden,  seinen  Verhältnissen  zu 
dem  t.  Bund  unbeÄchadet').  — Luxemburg  hat  eigene  Provin- 
zialStände,  welche  4 Depntirte  in  die  1.  Kammer  der  General- 
Staaten  des  Königr.  senden.  Man  s.  §.19.2*,  i.  — Luxembur- , 
gische  Anzeige  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  ^.106.,  vergl. 
mit  §.  3ä  der  Protoc.  v,  i8i6. 

«)  S.  Rudohtath,  Publicanduin  wegen  der  VolksRepräsenlation 
m den  fürstl.  scliwarzb.  Landen,  v,  8.  Jan.  1816.  Rudolsl, 
1816,  sechs  woitläuRg  gedruckte  Seiten  in  kl.  8. ; auch  in  den 
angef.,  Constitutionen  der  curop.  Staaten,  Th.  II,  S.  364  ff.,  u. 
in  Bisisgzb's  vergleichender  Darstellung  der  europ. Staatsver- 
fassungen (Wien,  i8t^  8.J,  S.  607  ff.  I^andcsfürstlicbe  Er- 
klärung V.  ii.Apr.  i8z(,^  enthaltpud  eine  nähere  Entwickelung 
und  Vermehrung  des  apgef.  PubUcauduiu.  Vergl.  unten 
7ij"  ,e.  Der  erste  Landtag  ward  eröffnet  am  8.  Apr.  1821. 

J)  Sehaumbirg  , lippischea  Thcils.  \ urCassungsurkunde  v.  i5. 
3aa.  1816;  in  Ki.übkb's  Siaauarehiv,  R.  I,  S.  67  ff. , u.  in  d. 
angef.  Cupstiiuliunen,  Th.  HI , S.  — Rfi  der  Theilung 
der  Grafschal't  Srhauuiburg  zwischen  Ues&enCassel  u.  Lippe. 
AJverdUsen,  bestanden  s(luua>burg;sehc  Lapdstände,  die  zu- 
erst gemeipschaftlicb  blieben,  und  bis  1661  allgemeine  Land- 
tage hielten naeUhge  abgr  sich  frciwiUig^  trennten  , in  dqm 
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lipp'schfti  Tlieil  späterhin  ganz  in  Untbätigltcit  gerielhen,  iu 
dem  besaischcn  liingegeu  sieh  erhielten. 

e)  J'Vahleth.  Landesverfrrtg  v.  19  Apr.  1816,  wodureh  die  (i8i4 
einseitig  abEuändern  versuchte)  landständisclie  Vcriassuiig 
aufs  Neue  begründet  ward  ; auch  in  d.  Conslitulioiien  der  eu- 
rop.  Staaten,  Th  111,  S.  368.  u.  mit  Anmerluingrn  In  Klubkii's 
Staatsarchiv,  Ud.  II,  S.  <43  ff.  Uns  nicht  zur  Ausftihrung  gc- 
hommeiie  Verfassungs-  11.  VcrwaltungOi  ganisntioiisDecret  v. 
t8.  Jan.  1814,  steht  in  d.  angef.  Constitutionen,  Th.  11,  S.  a'b. 

— Vergl.  Mosr.n  von  der  Beicbssläude  Landen,  S.  474  “.*494. 
Rhein.  Bund  , Heft  Vll , S.  160. 

f)  Ä.  M'eimarEisonach  Grundgesetz  über  die  laiidständ,  V cr- 
fafs. , V.  5.  Mai  i8i6j  in  ULÜBrn’s  Staatsarchiv,  I’.d,  1,  S.  i6< 

— io3,  als  Reilage  20  zu  §.35  der  Protoc.  der  B.V.  v.  1816,  u. 
in  den  angef.  Conslitutioncu  der  europ.  Staaten,  Th  11,  S. 
33o  ff.  Ward  vertrag  weise  errichtet,  uud  garantirt  von  dem 
t.  Bund,  Ln  d Protoc.  der  B.V.  v.  1817,  §.93.  Voraus  gieug 
eine  Verordnung  über  e.  landsländ.  Berathschlagungsver- 
samml. , in  IlLVBkR's  Staatsarchiv,  Bd.  1,  S.  146.  — S Weimar- 
eiscnach.  Ständeverhandhingen  aufSchloss  Doriiburg.  6 Hefte. 
Weimar  1818  u,  1819  4-  S.  Widmarisehe  LandtagsVerliandlun- 
gen  im  .Tolir  1820  u-  1S21  Weimar  182t.  4 Hi'''  Landtag  des 
CH  S W eimarEisenach,  1820-  Jena  1821.  8.  — Im  J.  i8<h^  wa- 
ren die  Landstände  von  Weimar,  Eisenach  it.  .leiia  vereinigt 
n.  bestätigt  w orden.  Im  Jahr  1811  erhielten  sie  eitie  neue  Liii-^ 
richtuug  , unter  dem  Namen  ProvinzialÜrputatioii  des  Hcr- 
EOgth  Weimar.  Jen.  Allg  Lil.  Zeit.  1810,  EB.  Nuni.  7.1  , u. 
Allg.  Zeit  18t  I,  Num.53.  Von  diesen  V’eränderungen  u.  vou 
der  früheren  Verfassung,  s.  das  Allgemeine  Staatsverfassuiigs- 
Archiv,  Bd.  H,  St.  2 

g)  S m/  tburgliniisrn.  Orundgesotz  der  landschaftl.  Verfass.  V. 
19.  März.  i8t8;  in  d.  Begier  Blatt  v.  1818,  Num.  16,  u.  in  d. 
,angef  Con.slitulionen,  Th  111,  S 386.  Ward  vertragweise  er- 
richtet unil  garantirt  von  dem  t.  Bund.  Protoc.  der  B.V.  v. 
1818,  §.  ii5.  — Durch  c.  Bekanntmachung  v S.Aug.  1807,  war 
die  Fortdauer  der  landschaftl.  Verfass,  zugesichert  worden, 
Rhein. Bund,  IX.  48ä-  Vergl.  auch  das  landesherrl.  Rescript 
V.  iS.Sept.  i8i5 , in  d.  Allgcm  Zeit.,  1816,  St.  i56 , S.  io23; 
worin  «Verbesserung  der  Mängel  der  bisherigen  «Ver- 
fassung angeküuiligt  ward  , wo  die  Ritterschaft  meist  ein 
«entsrhiedenes  l'ehergesvieht  über  die  Städte  hatte,  u.  beson- 
«ders  der  Bauerslaiid  gar  nicht  vertreten  war»,  der  jetzt  in 
die  Landschaft  einzuführen  sey.  — Mil  e.  Reseript  v.  if.Nov. 
181  ward  ein  Ent^vurf  der  Verfa.ss. Erkunde  den  Ständen  zu 
Eröffnung  ihrer  Ansicht  inilgetheilt.  — Landtags^  erhandlungen 
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dr*  Fürstenth.  Hildburslinusen.  »Bände.  Hihlb.  i8?i . 8.  Im 
J.  1819,  ward  seit  1771  der  erste  Landtag  wicde.r  gelinltcn. 

/i)  Baiern.  V erfafsungsiirkundc  r.  ?6  ^lai  1818,  mit  10  dann 
gehörenden  Edicten  von  demselben  Tage , u.  mit  einem  An- 
bang au  §.  io3t  besonders  gedruckt  in  4. , aucli  in  G.  Dui.lix- 
Gva's  Verfafs.  des  Hönigr. .Baiern,  mit  den  darin  angef.  frühe- 
ren k.  Edicten  u.  Verordnungen,  Bd.  l — Ul  (^lünclien  1818 

— iSti).  8.),  u.  die  V'crfafs.l  rk.  allein  in  den  angef.  Consti- 
tulionen,  Tli.  III,  S.  ii»,  ii.  in  dem  diplomat.  Codex  zu  L. 
Liiurits  Statist,  herald.  genealog.  Taschenbuch  Europa,  Ud. I, 
Ahth  1 (1819),  S.  10».  Ein  kurzer  Abrifs  dieser  ^erfassung, 
m I.  C.  Bisikgkh's  vergleichender  Darstell,  der  Stnntsverfas- 
sungen  der  europ.  Monarchieeu  u.  Hepukliken,  S.  S'^o — 5~8. 

— Baierische  Anzeige  bei  der  B.V . , in  d.  Trotoc.  v.  1818, 
^.154.  -r  Verhandlungen  der  i.  Kammer  dcrStändcversainyil. 
des  Hönigr.  Baiern,  im  J.  1819.  illünchcu  1819.  8.  \ erhand- 
lungeu  dm.  Hammer  u.  s.  w. , imJ.  1819.  Hefte.  München 
1819  — 1811.  8.  V^ollstäiid.  alphabct.  Repertorium  über  die  Ver- 
handlungen  der  ersten  Ständcversamml.  desH.  Baiern. München 
i8si.  8.  Jul.  Gr.  v.  SooEN  , der  baicr.  Landtag  v.A'ürnb. >819. 
)8ii.  8.  — \on  früheren  Ereignissen  s.  Hlömb's  Lehersicht 
der  diploin.  A'erhaiidl.  des  wiener  Congr. , S.  »»a  IT.,  11.  oben 
Vii6*,f,  u.  »t6*’,e.  Biksdei.  a.  (V  »14)  a.  O,  Abth.  I.  S.  ».|61T. 

i)  Baiien.  Verfassungsurkunde  v.  »».  -4ug.  1818;  in  d.  bad. 
Regier.Blalt,  1818,  Kuin.  18,  auch  als  Beil,  x«  zu  214  der 
l’rotoc.  der  B.V.  v.  1818,  in  den  Constitutionen  der  europ. 
Staaten,  Th.  UI,  S.  35i  , vergl.  mit  Tb.  II,  S.  249ir-  < u.  in 
LvDKns  diplomat.  Codex,  zu  dessen  Statist,  herald.  gone.al. 
Taschenbuch  Europa , Bd.  I,  Abtb.  2 (1820),  Num.  1.  Auch 
besonders,  unter  d.  Titel:  Die  landständ,  Vcrfassiingsurk.  f. 
d.  GH.  Baden,  nebst  den  dazu  gehör.  Actenstücken.  Carlsr. 
1819.  8.  — Die  Garantie  des  t.  Bundes' ward  verlangt,  bis 
jetzt  aber  nicht  ertheilt.  Oben  217’  f.  — Verhandlungen 
der  Standevcrtamml.  des  GH.  Baden  (v.  1819);  enthaltend 
die  Protocolle  der  i.  Hammer.  4 Hefto.  Carlsr.  1819.  8. 
Verhandlungen'  der  ».  Hammer  der  Ständeversamml.  des 
GH.  “Baden.,  1819.  8 Hefte.  Carlsr.  1819  — 1820.  8.  — Ver- 
handlungen der  I.  Hammer  der  Stüudevers.  des  GH.  B.  im 
J.  1820,  6 Hefte.  Carlsr.  1820.  8.  Verhandlungen  der 

2.  Hammer  u.  s.  w.  im  J.  1820.  9 Hefte.  Carlsr.  1820.  8.  — 
Lehersicht  der  ständischen  ^ erhandlungcn  beider  Kammern 
des  (>H.  Baden,  s Bänden  Carlsr.  1820.  8.  t Besonders  abge- 
drtiikt  aus  C.  v.  Hott^ck's  Archiv  lür  landständ.  Angelngeu- 
beiten  im  GH.  Baden.  ) Beurthciluiig  der  Verhandlungen 
der  badischen  Landslände  ini  J.  i8'.o.  Lcipz.  1821.  8.  — 
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Lanilständo  halte  Raden  in  der  Marh{(rafsehaft  seit  i’/^  J.ihr. 
Iiiindi-rtcn  nicht  gcliabt , in  dein  neu  erworbenen  Rreisgau 
iHub  abgeschaift,  im  J.  1808  durch  Verordn,  r.  5.  Jul.  aber, 
und  nachher  auf  u.  nach  dem  wiener  Congrefs  eine  Lan- 
desRepräsentation  mebrmal  angekündigt.  liLiiDFH'a  angef. 
Ucbcrsichl,  S.  »07  u.  C.  D.  Vosa  Zeiten  , i8i6 , St.  7. 

Allgem.  StaatsverfassungsArchiv , Bd.  I (i8i(il,  S.  ;'l9i  ff. 

k)  J ieehtenstein  (\'adus  u.  Schclleiibergl.  Landcshcrrl.  EdicI, 
datirt  aus  Eisgrub  am  9.  Nor.  1818 ; gedrucht  in  den  angef. 
Constitutionen,  Th.  111,  S.  433,  und  in  der  Allgcm.  Zeitung 
V.  9.  u.  IO.  Febr.  1819.  — Erklärung  in  d.  I’roloc.  d.  B.  V.  v.  1819, 
$.  14.  — Von  den  Rechten  dieser  Landstände,  unten  §.  ai5*,c. 

l)  f'J’irirmherg  Verfassungsrertrag  v.  a5.  Sept  1819.  8. 

Auch  in  dem  Staats-  u.  Regier.  RI.  v.  1819.  Num.  65;  u.  in 
d.  angef.  Constitutionen,  Tli.  111,  S.  191.  Wartl  durch 
Verhandlungen,  mit  einer  zu  dein  Ende  eiuberufenen  Stän- 
devcrsammliing , verlragwcise  zu  Stande  gebracht.  Erklär, 
in  d.  l'rotoc.  der  B.V.  , 121.  — Verhandlungen  in  der 

Kammer  der  Standesherren  des  Königr.  Würtemb. , iin  J. 
1820.  5 Hefte.  Stuttg.  1820  u.  1821.  8.  Verhandlungen  in 
d.  Hammer  der  Abgeordneten  des  H.  \V. , im  J.  1820.  i5 
HeAe  11.  3 ausserord.  BeilagenheAe.  Stuttg.  1820  u.  1821.  8. 
~ Verhandlungen  in  d.  Kammer  d.  Abgeordn.  des  H.  W. , 
im  J.  1821.  .3  He  Ae  u.  2 ausserord.  Beilagcnhefte.  Stuttg. 
2821.  8.  — Frühere  Versuche,  mit  den  Landständen  über 
eine  Verfassung  übereinzukommen , in  den  J.  i8i3  bis  1817, 
mifslangen.  Mans.  davon  Ki.üBi!n's  angef.  Uobcrsicht,  S.  aabffl 
u.  Verhandlungen  der  würtemb.  Landstände , in  den  J. 
i8i5  — 1817.  4s  Hefte  u.  2 HeAe  Beilagen,  1 Heft  Supplc* 
mentActenstücke , t HeA  Anliang  zur  aS.  Abthcil.,  i HoA 
Register.  (Heidelb.)  i8i5 — 1817.  8.  Verschiedene  Flug- 
schriften , u.  Aufsätze  in  period.  Blättern.  Entwurf  der 
Verfafs.  für  das  Königr.  Würtemberg  (nebst  e.  AdelsSlatut, 
als  Beilage^;  vom  Könige  der  Ständevcrsaminl.  mitgctbeilt 
(3.  März)  1817.  Stuttg.  8.  Auch  in  den  angef.  Constitutio- 
nen, Th.  111 , S.  170. 

nr)  Hannover.  Patent , die  Verfassung  der  allgejn.  Siändever- 
sainml.  bete.,  v.  7.  Dec.  1819;  in  d.  hannöver.  (jesclz-samml., 

I.  Abthcil.,  Num.  26,  u.  in  d.  angef.  Constitutionen,  Tb.  111, 
S.  34o.  — Von  den  Rechten  dieser  Landstände,  unten 

223 ‘,e.  — Nach  Wiedereroberung  des  Landes,  ward  im 

J.  1814  die  landsländ.  Verfassung  bestätigt,  und,  in  Folge 
eines  Patents  v.  12.  Aug.  i8i4,  u.  eines  andern  r.  2.  Sept. 
1814 , wegen  Organisirung  der  Landstände  ( in  den  Europ. 
Annalen,  1810,  Cud.  dipl. , S.  207),  am  i5.  Dec.  i8i4  der 
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Lanfltag  wieder  crölTner.  Polit.  Journal,  Jano  i8i5,  S.  71  fF., 
86  ff.  Klüdfh's  an:;pf.  Uobcrsicht,  S.  aao  f.  Vois  /eiten, 
Jul.  1816.  F.  L.  V.  Bfrlfpsch,  was  bedeuten  die  Landständo 
in  Hannover?  1816.  8.  H.  1<dobn  , dag  Königr.  Hannover, 
naeli  seinen  öffcnll.  Verbältnissen , besonders  die  Verliand- 
. lungen  der  allgein,  Ständevcrsamnil.  in  den  J.  1814  < >8>3  u, 
1816.  Nord  hausen  1818.  8.  — Eine  lichanntmacliung  v.  3i.  Aug. 
181&  Tcrordnete , dafs  auch  die  Einwohner  des  Fiirstentli. 
OttfrieslanJ  und  von  Harlingerland,  an  der  StändeTcrsamml. 
des  Kdnigr.  Tlicil  nehmen  sollten.  Zu  Aurich  wurden  am 
IS.  Nov.  1818  die  iin  J.  1807  aufgelöscten  ostfricsischen  Land- 
Stände  wieder  hcrgcstellt,  und  mit  ihnen  die  Stände  des  H.ai>- 
lingcrlandes  vereinigt.  Im  Kov.  1818  wurden  die  hihlrshei- 
mischen  Landstände  wieder  hergcstcllt.  Von  den  Provinaial- 
Ständen  des  It.  Hannover,  s. 

n1  Drauiischii'eig.  Verordn,  die  erneuerte  LandschaflsOrd- 
niing  betr. , v.  «S.  Apr.  i8ao.  (Braunschw.  1810.  39  8.  in  8.) 
Ward  durch  Verhandlungen  mit  einer  durch  e.  Verordn. 
T.  6.  Sept.  1818  einberufenen  Ständevcrsammlung,  vertrag- 
weise KU  Stande  gebracht,  gemeinschaftlich  für  das  Herzogth. 
BraunscliwcigWolfcnbültel  u.  das  Fürstenth.  Blanhenburg.  — 
Erklär,  in  d.  Protoe.  der  B.V.  t.  i8ao,  §.67.  — Zuin  ersten- 
mal nach  der  franzüs.  Oecupation,  wurden  im  Der.  1814  die 
Schatzräthe  ( Deputirte  der  Landschaft)  wieder  versammelt. 
lIi.iisFn's  angef.  Uebersicht,  S.  231. 
c)  GH,  Hessen,  Verfassungsurkunde  v.  17.  Dec.  1820.  — Er- 
klär. in  d.  Protoe.  der  B.V.  v.  1818,  92;  1819,  §.  9a  u. 

29.8.  — (Die  Annahme  einer,  durch  c.  Edict  v.  18.  Mär*  1820 
gegebenen , Constitution  hatte  Schwierigkeiten  gefiuidcn. 
Bemerkungen  das  Edict,  die  landst.  Verfafs.  des  GH.  Hes- 
sen betr.  Frankf.  1820.  8.  Ueber  landstämL  Repräsentation 
im  GH.  Hessen.  1810.  8.  Erörterungen  über  landst.  Verfafs., 
nameutl.  in  Bezieh,  auf  d.  GH.  Hessen.  1820.  8.  Treue 
DarstclI.  der  Verhandlungen,  welche  der  Eröffn,  der  Land- 
stände des  GH.  Hessen  vorangiengen.  Mainz  1820.  8.  Die 
I.andständc  des  GH.  Hessen , seit  d.  14.  Oct.  1820.  8.)  — 
3Vicsb.  189,0.  8.)  — Verhandlungen  der  2.  llaininer  der  Iiond- 
ständc  des  OH.  Hessen,  in  den  J.  1820  u.  1821.  Darinst.  1820 
u.  189.1.  20  Hi  Ae,  nebst  4 Heften  aiissrrord.  Beilagen  u.  Re- 
gister. 8.  P.  J.  Flobft's  hist.  krit.  Darstell,  der  Verhandlun- 
gen der  Stäiidcversamml.  des  GH.  Hessen.  Gicfscii  1822.  8. 
p)  S,  CohurgSaalfeld,  Gesetz,  die  ständische  Verfass,  des 
Henogth.  S.  CoburgSaalf.  betr.  v.  8-Aug.  1821.  Cob.  l82l.4• 
— - Garaiitirt  von  d.  t.  Bund.  Protoe.  der  B.V.  v.  1821,  ^.249: 
1822  , 43  u.  167.  — Ein  früheres , die  Grundzüge  der  zu 
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i’rrichtendcn  ^nilstäml.  ^'prf.ifs.  enih.iltcndcs  , Dcoret  v.  i6. 
JUärz  i8i6,  steht  in  <1.  .Tii};ef.  Constitutionen,  Th.  II,  S.  3o6. 
— Auf  das  non  ornorbonc  !■  ürstenth.  fJchlcnhrrg  (mit  27,100 
Ein^v.  auf  8,4  <^M.)  erstreikt  sich  diese  VoWassung  nicht; 
daselbst  besteht  ein  eigener  Eandr.ith.  Man  s.  222*, m. 

S-  220". 

b)  TheUs,  wie  in  der  neuem  F'orzeit , fortdanerl , oder 
wieder  hergestellt  ist. 

II)  In  einem  bcdeutcnclen  Theil  der  monarchisch 
geformten  Bundesstaaten , dauert  entweder  die  wäh- 
rend der  tcutschcn  Iteichsverbiiidung  schon  bestan- 
dene landständisebe  Verfassung  fort,  bald  unver.än- 
dert  bald  mit  mehr  oder  weniger  Veränderung,  oder 
es  ist  dieselbe  in  solelier  Art,  nach  einer  während 
der  französischen  Inliabung  des  Landes  statt  gebab- 
teu  Linlcrbrcchung,  wieder  hergestellt  worden. 
In  diese  Classc  gehören:  1)  Oestreich,  mit  seinen 
zu  dem  Blind  gehörenden  Staaten«);  a)  dbs  König- 
reich Sachsen,  mitlnbegrin'desMarhgrafthums  Ober- 
lansitzh);  3)  das  Kurrfirstentbmn  llesscnf);  4)  und 
.5  ( die  Grorshcrzogtliünier  M e ck  1 e n b u r gS  c li  w e- 
r i n und  M e ck  l e n b u r g S tr  c 1 i t z «^ ) ; 6)  die  Försten- 
thünier  SacbseiiGotha  und  Altenburg«);  7)  das 
Fürstenthum  S a c h s e nM e i n i n ge  n/ ) ; 8)  9)  u.  10) 
die  J‘'ürstenthümer  An  h a 1 1 B e r n b u r g,  A n h a 1 1 D e s- 
sau  niid  A n h al  t G o t h en  ff);  1 1)  und  12)  die  Fnrsten- 
tbiimer  Reufs  älterer  Linie  (ReufsGreitz)  und  Reufs 
jüngerer  Linie  (ReufsScIileitz , ReufsLubenstein  , und 
ReufsEbersdorf ) ^' );  i3)  das  Fürstentbuiu  Li  ppe  i ). 

«)  Oestreich  bat,  in  den  vcrsrliiedenen  l’rovinzen , fortwährend 
L.andstände,  und  hnlt  l’ostiilatcnTage  wie  friilierliiii ; in  dem 
Erzliereogthuin  Kiederöstreirli  oder  in  dem  Land  imtir  der 
Ens  und  in  dem  Land  ob  der  Ens,  in  Ste^orinark  und  Ilärn- 
then  , in  Itrain  (erneuert  durch  ein  Patent  s.  26.  Jan.  1819), 
in  Böhmen  , in  Mahren  und  Schlesien.  Durch  eiu  Edict  s . 
24.  März  1816,  ward  in  Tjrol  die  von  Baieni  li!  >8  aufge- 
hobene landständisebe  \ cciassung  wieder  liergcstellt,  auf 
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die  Grundlage  der  rorigen  Privilegien  und  Fncilieitcn}  in  »I. 
Constitutionen  d.  enrop.  Staaten,  Th.  II,  S.  io5 , und  in 
lUöarn'a  Staatsarchiv , Bd.  11 , S.  i3?  ff.  — S.-)lKburg  und 
Vorarlberg,  so  wie  Görs,  haben  die  Errichtung  einer  land- 
ttäudisrhen  Verfasaung  noch  su  erwarten.  — VonUestreirh 
überhaupt,  a.  man  J.  C-  Bisisota's  vergleichende  Darstell. 
derStaatsierfassungen  der  europ.  .Monarchie  n u.  Bepublihcn 
(Wien  1818.  8.),  S.  10  u.  4^7  — 47'^-  Hbfnoitl  a.  (§.  114)  a.  O. 

Abth.  I,  S.  i63ff.  — Vergl.  die  östpcich.  Erlilärungen  in  den 
Protoc.  derB.V.  V.  1818,8.79;  v.  1819,  ^.a  >o;  u.  unten  §.  275",  f. 
h)  H.  Sachsen.  Land-  und  AnsschufstagsOrdnung  v.  11.  Märs 
1728;  in  d.  Codex  Auguateoa,  I.  Fortacts.  ( v.  R.  C.  v.  Br>- 
MGsxa , Lcips.  1772.  Fol. ) , S.  3t  — 44-  Kursächs.  L.Tnd- 
tagaordn. , hcraiug.  v.  F.  C.  HsusuAaN.  Lcips.  1799.  8.  tSchrif- 
ten  von  ScaasaBa  u.  Wfisse,  unten  §.  228. ; Das,  in  gleichem 
Geist  abgefafste  (unged  ruckte),  V.  Decret  v.  i6.  Oct.  1820.  — I>- 
klärung in  d.  Protoc.  der  B.V.v.  1818,  56.  — VN'cgcn  rdurch 

den  Landcsverlust  v.  i8i3  veränderten  T»  rritorialN  erhältnisse, 
ward  die  sonst  völlig  getrennt  gewesene  landstämlische  Ver-  ' 
fassung  der  Oherlausits  , mit  der  alterbländiselien  in  gewisser  / 

Art  vereinigt.  Man  unterscheidet  nämlich,  seit  dem  Land- 
tage V.  18  ym  , in  Hinsicht  auf  die  landständische  Verfassung , 
swei  Landestheile ; 1)  die  alten  Erblande  , eingetheilt  in  vier 
Kreise,  den  meifsnischen , leipziger,  er/gebirgischrn , und 
vogtländischen;  2)  die  Oberlausils.  TVacIi  dieser  .\bthcilung 
sind  unterschieden,  die  alterbländische  Landschaft  und  die 
oberlausiuische , »eiche  beide,  in  der  Regel  alle  6 Jahre, 
in  der  allgemeinen  Landesversammlung  sich  vereinigen.  Das 
gegenseitige  (JuotalVerhältnifs  beider  Landestheile  , bei  Ver 
theilung  gemeinschaftlich  bewilligter  ausserordentlicher  Lei- 
stungen, ward  i8ti  in  der  allgemeinen  Landesversammlung 
provisorisch  festgesetzt,  für  die  Oherlnusitz  bei  Geldbeiträgen 
auf  ’/,o,  bei  ?iaturalPrästationrn  auf  *y,ro  des  Ganzen.  Aus- 
zug aus  den  V erhandlungen  des  Landtags  von  (1821. 

8 S.  in  4*  ) und  als  Beilage  zu  St.  20  der  Gcsetzsamml.  von 
1821.  — Leberdiels  werden  in  dem  Marhgraflhum  pberlausitz 
noch  jetrt  besondere  Landtage  , tind  in  jedem  der  4 Kreise 
der  alten  Erblande  Kreistage  gehalten.  Man  s.  %.  222*,  h.  — 

Von  der  Verfassung  vor  i8i5  , s.  man  v.  Röxaa's  kursächs. 

Staatsr. UI.  I — 58u.  j<;ff.  Bisiscbb,  S.  490.  Rhein.Bund.  LV.  1 1“. 
c)  Kurhessen.  Von  der  landständ.  Verfassung  vor  der 
franz.  Occiip.vlion,  s.  C.  VV.  JjBUDFnHOSK’s  kl.  Schriften, 

Bd.  I ( 178".  8.),  iV.  I , u.  Mosva  v.  der  Reiclisstäiide  Lan- 
den , S.  620  ff.  Hanau  hatte  keine  , Schnumhurg  hatte  eigene 
LandsläudeC^  219,  d.),  — f rüherUin  hatten  H. Cassel u.  H.  Darm- 
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stailt  ^emeinsrhnftiicbe  oder  allgemeine  Landtage  , nnd  jedea 
für  sich  wieder  besondere  oder  engere ; jene  allgemeinen  sind 
seit  1628  nicht  mehr  vorgekommen-  — ln  seinem  Beitrittver- 
trag  zu  der  grofsen  Allianz,  datirt  Frankf.  a.  Sept.  i8i3, 
Art.  sep.  et  secr.  3 , verpflichtete  sich  Hurhessen , • ä reta- 
blir  Ics  Utals  de  son  pays  dans  les  constitutions  et  Privileges 
dont  ils  jouissaient  cn  i8o5,  sans  que  pour  cela  aucun  individu 
puissc  se  soustraire  aui  charges  communcs«.  De  Mshtsks 
recucil , Supplement,  V.  633.  Durch  e.  Regier.  Ausschreiben 
V.  aq.  Aug.  1814  ( Europ.  Annalen  i8i5,  Cod.  dipl. , S.  a43), 
ward  die  landständ.  Verfassung  bestätigt.  Auch  in  dem 
Haus-  u.  Staatsgesrtz  v.  4-  März  1817,  ward  aie  festge- 
setzt. In  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  i8i8,  §.  127,  erklärte  der 
Kurfürst,  dafs  Er  «demnächst,  nach  eigenem  Ermessen,  u. 
nach  den  individuellen  Verhältnissen  seiner  Staaten,  das 
IVöthige  anzuordnen  nicht  entstehen  werde»,  — Durch  ein 
£dict  V.  27.  Der.  i8i4,  wurden  20  ständische  Deputirte  zu 
einer  am  i.  März  i8i5  zu  eröffnenden  landständischen  Ver- 
sammlung einberufeil.  So  ward  im  J.  i8i5  u.  1816  wieder 
ein  engerer  Landtag  gehalten , wo  zum  erstenmal  auch  De- 
putirte der  Bauern,  einer  von  jedem  der  fünf  Ströme  (Lan- 
dssubtheilungen  ) , zugelasscn  wurden.  Es  ward  e\a  Entwurf 
zu  einer  neuen  (verlragmäsig  nicht  zu  errichtenden)  Landes- 
verfassung (in  d.  Constitutionen  d.  europ.  Staaten,  Th.  II, 
S.  253  ) vorgclegt,  der  Landtag  aber . zuerst  vertagt , nachher 
aufgelösrt , weil  beide  Theile  sich  nicht  vereinigen  konuten. 
Ki.übv.b's  angef.  Ucbcrsicht  ,etc. , S.  217.  Beurkundete  Darstel- 
lung der  kurhessischen  Inindtagsvcrhandliuigen  (von  d.  J.  i8i3). 
Mainz  1816.  8.  Nachtrag  hiezu.  1816.  8-  Kurhcssiache  Land- 
tagsvcrhandlungen  v.  1816,  Abth.  1 — IV'.  1816. 8.  Uebcrsicht 
der  Verhandlungen , in  dem  allgem.  Staatsverfafs,  Archiv , 
Bd.  I,  St.  4i  ti.  B.  II,  St.  I.  Bbcbdel  a.  a.  O,  Abth.  II,  S.8ff. 
tf)  Mecklenburg.  Die  beiden  Grofsherzogthümer  Scliwerin  u. 
Strelitz  haben  eine  gemeinschaflliche  landsländische  Verfks- 
sung,  eine  Ritter-  und  LandschaR , welche  begründet  u.  ein- 
gerichtet ist  durch  die  Union  v.  1S7.3  u.  den  landesgrimdgc- 
setzl.  Erbvergleich  v.  1755,  dieser  in  Fsbzb's  europ.  Staats- 
canzley,  GIX.  i6q,  u.  als  Anhang  zu  C.  G.  Jabuow  von  den 
Regalien  (Rost.  1757.4-),  S.  i — i5i.  Man  s.  auch  Scbi-özv-b’s 
Staatsanzeigen,  IV.  49^,  u.  Verbesserungen  in  der  Organi- 
sation der  Landsländc  v.  i8o8,  in  d.  Rhein.  Rund,  LIII.  2~8, 
Im  J.  1808  ward  diese  Verfassung  ihrem  Wesen  n.vch  be- 
stätigt. Einen  Zusatz  erhielt  dieselbe  durch  die  oben  (%.  217* , 0 
angef.  Verordn,  v.  28.  Nov.  iBi't,  betr.  die  Entscbridungsart 
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b«i  Streitigkeit^  ünnchen  der  LamlestierrschaA  u.  denLand- 
ständen  über  Verfassiingsgegenstände. 

''  e)  Gotha  u.  ^Itenburg.  Jedes  dieser  beiden  Fürstenthümer 
hat,  nnrerüBdert  bis  jetzt,  eine  eigene  landständische  Ver- 
fassung , und  eigene  Landtage.  Mosen  von  der  Reichsstäude 
Landen,  S.  4^8  u.  i4H4-  Rhein.  Bund,  Heft  39,  S.  4?3.  — * 
F.rklärung  in  d.  Protoc.  d.  B.V.  t.  i8i8,  »6.  — Merkwür- 

dige Erklärung  des  Herzogs  an  die  altenb.  Landständo,  im 
J.  1818,  u.  Resultate  dos  altenb  Landtags  t.  1818  j in  L.  Lüdkbs 
diplomat.  Codex , zxt  dem  Statist,  herald.  geneal.  Taschen- 
buch Europa,  Rd.  I,  Abtli.  t (i8so),  Num.  3.  Für  Alten- 
burg, ist  man  mit  einer  Erweiterung  der  landständischen 
Repräsentation  beschäftigt. 

f)  S.  Meiningen,  Die  landständisrhe  Verrossimg , welche  un- 

verändert fortdauert,  beruht  auf  Vertrügen,  zuin  Thcil  aus 
der  Zeit  der  Grafen  von  Henneberg.  Mos?«  a.  a.  O.  — • 
Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  36. 

g)  .Inhalt,  Die  säinmtlielien  lierzoglieh  - anhjiltisclien  Häuser 
haben  gemeinschaftlich  eine  landständischc  Verfassung.  Eigent- 
liche Landtage  wurden  seit  i698nichtgehalten  , wohl  aber,  von 
Zeit  zu  Zeit , von  dem  Senior  des  Hauses  ausgeschriebene 
Depntations  - u.  I<andrcchnungstage.  Mosxna.  a.O. , S.  34q, 

463  u.  i447-  AnhaltCöthen  hatte  in  seinem  Landestheil, 
durch  c.  Decret  v.  s8.  Dec.  1810,  die  Landstände  aufgehoben,  ' 
und  dagegen  neue  , von  neu  französischer  Art,  cingeführt. 
Rhein.  Bund , Heft  it , S.  99.  Constitutionen  der  europ. 
Staaten , Th.  II , S.  ahn  ff.  Es  ward  aber  nach  dem  Tode 
des  Herzogs,  am  z4-  >813,  diese  Constitution  aufge- 

hoben, und  die  alte  Verfassung  mit  etlichen  Aenderungeii 
wieder  bergestellt.  Rhein.  Bund,  Heft  65,  S.  isS  ff.  — In 

d.  Protoc.  der  B.V.  V.  1818,  §.  127,  erklärten  die  drei  anhai- 
tischen Häuser;  «bei  ihnen  bestehe  noch  eine  landstandische 
Verfassung,  aber  ihre  Verbesserung  werde  gewünscht,  da 
der  Lauf  der  Zeiten  ihre  ursprüngliche  Gestalt  gar  sehr  ver- 
ändert habe;  ihr  Absehen  hätten  sic  auf  eine  Lcbercinstim- 
mung  in  der  Verfassung  der  anhaitischen  Landestbeile  ge- 
richtet, die  ohne  Beachtung  mannigfacher  Rücksichten  und 
ohne  vorsichtige  Einleitung  nicht  zu  erreichen  sey*. 

h)  Reufs.  Mosbb  von  der  Reiclisstände  Landen,  S.  4~4i  >>>3 
u.  1494. 

i)  Lippe,  Es  besteht  hier,  für  Ritterschaft  und  Städte,  von 
Zeiten  her  eine  landständisrhe  Verfassung.  Mossn  a.  a.  O. 

S.  4?4  >49^-  Erläuternd  hierüber , sind  folgende  bei  der 

B.V.  eingercichte  Deductionen  : 1)  Geschichtl.  u.  rechtl.  Dar- 
stell. der  in  d.  f.  lippe-detmold.  Lande  bestehenden  g jedoch 
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dem  Laude  voi*enthaltcnen  landfltänd.  Verfafs. ; von  den 
Laii<Utaiidcn  von  Rittersrliaft  u.  Städten.  Franbf.  1817.  Fol. 
7t)  C.  G.  Ci.osTFHnEiv.H's  hi'itisrhe  Beleuchtung  der  von  Seilen 

der  Landstäude dea  F.  Lippe  übergebenen  Druchschrift 

etc.  Lemgo  1817.  Fol.  3)  Gegeitbeleuchluug,  als  Antwort 
auf  die  von  dum  Archivrath  Clostibmeii.b  in  den  Druck  ge- 
gebene Beleuchtung  — ; in  Auftrag  der  Landstände  von 

Bitlerschaft  und  Städten  des  F.  Lippe  , von  C.  A&tbf.  Min- 
den u.  liielcf.  1819.  Fol.  — 'Während  des  rheio.  Bundes  war 
die  jährliche  Haltung  der  Landtage  unti  rblirJ>en.  Nach  Auf- 
lösung ilieses  Bundes , verlangten  die  1 aiidslände  vergebens 
>ollstäudige  Wiederherstellung  der  alten  Verfassung,  dann 
aber  zeitgeniäse  Modification  derselben  in  dep  Wege  der 
l'ebereiuhuid't  mit  ihnen.  Nach  mehrfacher  Verhandlung, 
wcndetcu  sic  sieh  iui  J.  1817  beschwerend  an  die  B.V. , wel- 
ches den  oben  aiigef.  Deductions Wechsel  veranlafste.  Auch 
SchaumburgLippu  vereinigte  sich  mit  dieser  Beschwerde  bei 
der  B.V.  , welche  hierauf  eine  VermittlungsCommission  er- 
nannte. Protoc.  der  B.V^  v.  1818,  §.  149  u.  ais.  — Unter- 
dessen gab,  durch  ein  Decret  v.  8.  Jun.  1819,  die  Fürstin 
Vormünderin  u.  Regentiu  dem  Lande  eine  neue  s Landstän- 
dische Verfassungsurkunde  (Lemgo,  1819.  3i  S.  4-)l  auch 
machte  sie  von  dieser  Ertheilung,  als  einer  Erfüllung  des 
lä.  Art.  der  B.A. , Anseige  bei  der  B.V.  Protoc  v.  1819, 
i3o.  Gegen  diese  eiuseitige  Aufhebung  der  alten,  und  die 
beabsichtigte  eiuseitige  Einfuiirung  einer  neuen  Landesver- 
fassung (^.  49  ^>7‘'i  fl) , protestirten  bei  der  B.V.  sowohl 

die  Lanflstände  als  auch  der  Fürst  v.  SchaumburgLippe.  Es 
kam  daselbst  xu  wechselseitigen  Erklärungen;  die  B.V.  gab 
solche  an  die  obengenannte  eine  Commission,  welche  inderSi- 
tsung  V.  9.  Sept.  1819  Vortrag  .loco  dict.  gedruckt  S.  691  — 64’) 
der  Orig.  Ausg. ) erstatt«  te,  und  welche  iin  J.  i82o(Protoc.  lioj 
ergänxt  ward.  Protoc.  der  B.V.  v.  1819,  18a,  i83  u.  194. 

Seitdem  ist  diese  Angelegenheit  bei  der  B.V. , in  den  ge- 
druckten Verhandlungen , nicht  mehr  sur  Sprache  gekommen. 
Ihrem  Inhalt  nach,  ist  die  streitige  Verfassuugsurkunde  eine 
der  passendsten  für  die  heutigen  'CulturVerbältnisse , auf 
jeden  Fall  ein  dem  Boden  anvertrautes  Saatkorn,  das,  xu- 
nächst  im  lippiseben  Lande  , nicht  ohne  Früchte  bleiben  wird. 
Man  findet  sic  abgedruckt  in  den  Constitutionen  der  europ. 
Staaten,  Th.  111,  S.  4'b  — 431.  Es  ist  xu  hoffen,  dafs  die 
xcitherigen  Landslände  die  xcitgemäsen  Verbesserungen  der 
landständischen  Verfassung  in  andern  Bundesstaaten , nament- 
lich in  S.  WcimarFisi-naeh , S.  Hildburgshaiisen , u.  S.  Co- 
burgSaalfeld  (§.  219  u.  -iaab),  nach  frtthervu  ähulicbeu  Ver- 
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liällnissrn  nie  im  liiipisclien  nicht  luibeachtet  lauen 
nei'dru. 

§.  220’». 

c)  Theils  noch  zu  erwarten  ist. 

111)  In  Terschiedeiifii  Bundesstauten , ist  die  Ein- 
lulii'ung  uUer  \YiedereiiifüIirung  einer  landständiscLcn 
Verfassung  theils  zu  hoii'cii,  theils  schon  verhcis- 
sen,  und  hier  das  Werk,  dem  Yernehinen  nach,  der  Vol- 
lendung nah.  In  diese  f.lasse  gehören;  i)  Preus- 
seni^);  3)  das  Horzogthum  Holstein  1>);  mit  .\us- 
schlufs  des  llcrzogthiims  Lauenburg,  vo  lai:dslän- 
disclic  Verfassung  fortwährend  besteht  <■);  3)  das  Hor- 
zoglhum  Oldenburg,  nebst  dem  Fürstenthum  £u- 
tiudj;  4)  die  Fürstcnthüraer  S ch  w a r z b u r g S o n- 
ders hause  11  r ),  5)  HohenzollernHechingen, 
6)  Hohenzollern  Sigma  ringen/),  und  7)  Hes- 
sen Homburgs);  auch  8)  etliche  östreichische  Pro- 
vinzen (5  320«  , a). 

a)  Preussen.  In  einer  vom  wiener  Congrefs,  ▼.  ss.  Mai  i8i5 
datirten  V*eronlnung  (in  d.  preul's.  Gesetssamml. , i8i5,  St.  9, 
u.  in  d.  Coustilutionoii  der  rurop.  Staaten,  Tli.  II,  S.  ii4), 
ward  eine  & Hrprasentation  des  Volhes  » verheisseu ; in  den 
einxrlncn  Landesllicilen  sollen  ProvinzialSländo  gebildet,  11. 
aus  ihnen  eine  Versammlung  der  Laudesllepräsentnuten  ge- 
vrählt  werden,  welche  zu  Ilerlin  ihren  Silz  haben  soll.  KlU- 
bkh's  L'ebersicht  der  diploiuat.  Verhandl.  des  wiener  Coiigr. 
S.  2z3  f.  Nach  vielen  mühsamen  Vorarbeiten,  ist  jetzt  das 
Werk  seiner  Ausführung  nab.  — Erklärung  in  d.  Protor.  der 
n.\  . V.  5.  Febr.  1818,  26.  Beschlufs  d.arauf,  ebendas. 

137.  — Von  dem  ehemaligen  SchwedisebPommern , s.  ub<  'i 
»i6,  d. — G.  H.  M.  V.  WrDKLi.,  die  Rechte  dir  Land- 
stände  der  teutscheii  Provinzen  in  der  preufs.  Monarchie 
zwischen  d.  Bheiii  u.  d.  Weichsel,  durch  Erk.  belegt  als 
Corpus  juris  publici.  Lcipz.  1817.8.  Zum  Bach's  oben  2i6',a, 
angef.  Geschichte.  BnrsoKL  a.  a.  O.  Abtb.  11,  S. 68ff. 
i)  Holutin.  Uieses  Herzoglhum  h.altc  , in  Vcreiuigiuig  mit 
dem  weder  zu  dem  teulschen  llcich  noch  zu  dem  t.  Bund 
gehörenden  Schleiwis , bis  1712  Landtage.  Von  dem  Vor 
gang  im  J.  1806,  s.  2161,,  e.  JJurch  eine  k.  Erklärung  v. 
z8.  Jan.  liiiä , ward  VV  ieJerU  isLcllung  der  Laudsläiide  zu- 
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sichert,  und  es  hatten  defshalb  Verhandlungen  statt.  Vergl. 
Ki  üsfb's  aiigef.  Uebersicht,  S.  211.  Polit.  Journal , März  iBij, 
S.  io5  ff.  Eine  h.  Verordn,  v,  19.  Aug.  1816  (in  lUi/BKa's 
Staatsarchiv,  Dd.  II,  S.  27O)  ordnete  Vorbereitungen  an, 
EU  Eintuhrung  einer  neuen  landständ.  Verfassung.  Vergl, 
Allgem.  StaaisverfassungsArchiv , Bd.  II,  S.  in  ff.  In  <1. 
l’rotoc.  der  v.  1818,  a6 , erklärte  Dänemark,  clal'i 
es  «im  Begriff  stehe,  die  in  dem  II.  Holstein  cinKiinilireiu'io 
Verfassung  zu  bestimmen».  Privilegien  der  holsleinisrh. 
schlcswigiscben  Ritterschaft;  zum  Druck  befördert  v.  F.  C, 
Jknskn  u.  D.  lIzGEwiscn.  Kiel  1797.  4*  Ealh's  kurzer  In, 
begriff  der  Schleswig*  holstcin.  Landesprivilegien ; in  den 
Kieler  Blättern , Bd.  III,  Heft  1 (1816',  ?ium.  6.  F.  C. 
DAHLazK>'s  urkundl.  Darstell,  des  dem  Schleswig- holstcin. 
Landtage  zustehenden  Stcuerbewilliguiigsrechtes.  Kiel  1819. 
8.  — Den  Prälaten  und  der  Ritterschaft  der  Uerzogthrinier 
Holstein  u.  Schleswig,  ward  durch  c.  k.  Erklärung  v.  6.  Oct. 
i6i5 , die  ungestörte  Fortdauer  des  zwischen  ihnen  beste, 
henden  nexus  socialis,  nach  der  k.  Resolution  v.  «7.  Jun. 
1731,  zugesicberl.  Vergl.  Beehdel  a.  (§.  214)  a.O.  Abth.  II,  S.  101  ff. 

e)  In  Absicht  auf  den  dänischen  Theil  des  ilerzogthuins  Laurii- 
burg , verpflichtete  sich  Preussen,  in  c.  Vertrag  mit  Ilan- 
nover  v.  29.  Mai  i8i5,  u.  in  d.  SchlufsActe  des  wiener  Con* 
gresses , die  bisherigen  Rechte  u.  Privilegien  bestehen  zu 
lassen  ; eine  Verpflichtung  , welche  nachher  Dänemark , bei 
dem  Eintausch  dieses  Landes,  übernahm.  Ri.vbib's  Acten 
des  wiener  Congr. , Bd.  IV,  S.  4^  ‘4^,  Bd.  V',  S.  207. 

K.  Dänisches  Patent  v.  6.  Dce.  i8i5,  in  RLiraEa's  Staatsarchiv, 
Bd.  I,  S.  4öB.  — In  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  §.  26,  er, 
klärte  Dänemark,  das  Herzogth.  Lauenburg  geniesse  furlwäb- 
rend  die  landständische  Verfassung,  die  unuiiterbrochrn  in 
demselben  statt  gefunden  habe,  und  ihm  durch  besondere 
Staatsverträge  auch  für  die  Zukunft  zugesicbert  worden 
sey. 

J)  OlJenburg  u.  Eutin^  Die  Grafschaften  Oldenburg  it.  Del- 
menhorst  wurden  1773  von  Dänemark  an  das  jetzt  regierende 
Haus  abgetreten,  u.  hierauf  von  R.  Joseph  II.  nuter  dem 
Namen  Oldenburg  zu  einem  Herzogthum  erhoben , statt 
dessen  jetzt  der  Titel  Grofsherxogthum  geführt  w erden  könnte. 
Man  s.  oben  §.  106  u.  109.  Weder  in  Oldenburg  noch  in 
dem  Fflrstcnthum  Eutin  oder  Lübeck  , waren  früherhin  Land- 
stände, wozu  seit  1816  noch  das  neu  erworbene  FUrsteu- 
tliiim  Birkrnfelil  kommt.  — In  d.  Protoc  der  B.V.  v.  1C18, 
127,  erklärte  Oldenburg:  « Für  die  oldenburgischcu  Lande 
ist  die  landsländische  Verfassung  durchaus  neu,  u.  es  fordert 


Digitized  by  Google 


Die  Landstände. 


469 

reife  üeberlegung , um  eine  heilsame  Einwirkung  der  ver- 
schiedenen Classen  der  Staatsbürger  eweckmäsig  und  dauernd 

SU  ordnen.  Vieles  ist  bereits  vorgearbeitet ». 
r)  Schwarzhur gSonJershausen.  Von  der  früheren  Verfassung,  s. 
Mossr  von  der  Reicbsstünde  Landen,  S.  469  u.  37g.  Er- 
klärung in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  127. 

f)  HohtnzollernHechingenn.  Sigmaringen.  Beide  Fürstenthümer 
hatten  früherhin  keine  Landslände.  Erklärung  in  d.  Protoc. 
der  B.V.  v.  1818,  %.  127. 

g)  HessenHomburg , nebst  der  neu  erworbenen  Herrschaft 
Meisenbeim,  batte  früherhin  keine  Landslände.  Vergl.  io~  e 
n.  die  angef.  Constitutionen,  Th.  III,  S.  443. 


S.  221. 

Allgemeiner  yertretwigs  Grundsatz-  f^^alilgesetze,  Grund-  - - 
lagen  der  Landstandschaft,  f^erschiedenheit  der  Stimm- 
führer auf  dem  Landtage. 

1)  Schon  in  der  Natur  einer  Volksvertretung  Hegt, 
daPs  diese  unmittelbar  von  dem  Volk  ausgehen 
müsse  (§.  qi4)-  Aber  auch  das  Staatswohl  fordert 
die  Organisation  der  Landstände  , nach  dem  Grund- 
satz allgemeiner  Volksvertretung«);  denn  nicht 
zufällige,  nicht  individuelle  und  corporative  Interes- 
sen, sondern  die  allgemeine  Bildung  und  Einsicht,  das 
allgemeine  Bechtsverhältnifs  und  Bedürfnifs  des  Vol- 
kes, sollen  vertreten  werden.  Daher  darf  namentlich 
der  freie  Bauerstand,  die  zahlreichste  Classe  der 
Untertlianeu,  mithin  die  Hauptmasse  des  Staatsvercins, 
nicht  ausgeschlossen  werdend  ).  Nicht  jeder  einzelne 
Landstand,  wohl  aber  die  Gesammtheit  der  Landstände, 
vertritt  die  Gesammtheit  des  Volkes  (§.  226).  II)  Nach 
der  Natur  der  Anstalt,  sollten  [Mitglieder  einer  Stän- 
de Versammlung  solches  nur  durch  Wahl 'von  Mitbür- 
gern werden  C§*  214);  doch  nicht  durch  Wahl  des 
Volks  in  Urvcrsammlungen  (asscmbl^-es  primaircs,  wie 
in  den  drei  ersten  Constitntioneir  Fr.snkreichs  von  • 

*79^  11.1795).  Wahlgesetze  bestimmen  dann 
das  Wahlrecht,  die Erwähluiigsart , die  Eigcnschal'len 

Klikbrr's  vffcBtl.  Rcclitt  31 
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der  Wähler  und  Wählbaren.  Der  Geist  des  Instituts 
gebietet,  dafs  diese  Gesotr.c  das  Wahlrecht,  die .ilil- 
fäbiglieit  und  Wählbarbeit  nicht  /u  sehr  bcschiiiiil.cn 
(§.  5i5,  c).  111)  Doch  beruht  in  einzelnen  ßiindcsstaa- 

ten  jetzt  die  Landslandschaft,  entweder  ausseblie» 
send  oder  neben  dein  Rechtstitel  einer  Erwählung 
durch  lUitburger,  bald  auf  Geburt  (bei  «len  Prinzen 
Tom  Regentenhause),  bald  auf  landtagfähigem  Guts- 
besitz, verbunden  zuweilen  mit  gewissen  persunlicben 
Eigenschaften  «les  Besitzers,  bald  entweder  auf  Cm- 
puratiüiisRccht  oder  auf  StandcsclasscnRccbt , beides 
durch  besondere  Rechtstilcl  begründet,  bald  auf  pri- 
vilcgirtcm Grundbesitz , bald  auf  einer  Amtswürde,  ei- 
ner besondern  Ernennung  oder  Verleihung  von  Seite 
des  Regenten.  IV)  Die  auf  dem  Landtag  erscheinen- 
den Stimmführer,  sind  dann  tbeils  gebuhrne 
otlcr  erbliche,  thcils  erbohrnc^  diese,  entweder 
durch  unmittelbare  Wahl  einer  stimmberechtigten 
Gesammtheit,  oder  der  von  ihr  hiezu  ernannten  W alil- 
männcr  (Abgeordnete  oder  Deputirtc  §.  3i5,  c),  oder 
durch  Bevollmächtigung  von  Seite  eines  stimm- 
berechtigten Einzelnen  (Stellvertreter  oder  Bevoll- 
iniichtigtc) , oder  durch  Ernennung  auf  bestlniinlc 
Zeit  (oben  Num.  111».  V)  Bei  den  R i tt  e r gu  ts Be- 
sitzern werden,  ausser  dem  landtagfähigen  Gutsbe- 
silz,  zu  der  persünliciien  Stimmfähigheit  zuweilen  noch 
besondere  persönliche  Eigenschaften  erfordert  c ),  z.  B, 
I.ibadcl,  Ahnenprohe  d)  , Indigcnal. 

fl)  Vcrgl.  ii6,  II. 

h)  Dennoch  hatte  dieser , bis  auf  die  neueste  /eil , in  <I*  n w o- 
nigslen  teutschen  Ländern , eigene  unmittelbare  Vertretung 
auf  dem  Landtag.  Er  hatte  dieselbe,  als  seltene  Ausnahme, 
iiiTjrol,  Thorn,  in  dem  I.ande  Hadelii,  in  der  Grafschaft 
Hoya,  in  dem  Stift  Kempten,  in  Baireulh,  Ostfricslnnd,  A\ir- 
temberg.  Mosin  von  der  t.  Reiebsstönde  l.uindcn,  458.  469. 
4’3.  Lkso's  Sleuencrfaasung , 9.27.  Sptm.tB's  Geseh.  von 
Wirlciiibcrg  , S.  lo-..  Auf  dem  srhwcdis  'li • pouiinerUrheii 
I.;;ndtag,  9.  Aug.  1806,  erschien  auch  der  BauerstanJ.  — Ei- 
genes Vcrtrotungsrjcbt  auf  dem  Landtag,  «rhielt  der  Kauer- 
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•tand  in  der  neuesten  Zeit:  im  Herxogthum  Nassau  im  Sept. 
i8i4;  ü>  Hurbessen  im  Dec.  1814  (Hlübfb's  Ccbcrsirht  etc.- 
S.  ii8);  in  dem  GH.  Luxemburg  tt.  in  dem  Uerzoglhum  Nas 
sati , i8i5;  in  den  Fürstentbümem  SchwarxburgRudolsIadt, 
SchaumburgLippe  u.  Waldecb,  u.  in  dem  Groisherzogthum 
S.  WcimarEisenach  i8ib  (KLtiBFa's  Staatsarchiv,  Bd.I, 
u.  ISO,  Bd.  II,  S.  »5i  u.  i63);  Ln  Tyrol,  1816,  aberm.al  1 ebendas. 
Bd.  II,  S.x37lt  seil  1817  in  Baiern,  Baden,  Wirleniberg,  GH. 
Hessen,  in  dem  Herzogthum  Braunschweig  und  Fürsten* 
tbum  Blankenburg,  in  dem  Herzogtbum  S.  CoburgSaalfcld,  in 
den  F'ürstenthümem  Hildburghausen  u.  Liechtenstein.  — £.  M. 
ÄHSDT  über  den  Bauerstand  u.s. Stellvertretung.  Bcrl.  i8i5.  8. 
Uebrr Repräsentation  des  Rauerslandes;  in  d.  Rieler Blättern, 
Heft  V''  ( i8i5l,  u.  in  d.  Allemannia,  Bd.  VII  <1816},  S.  161  f. 
e)  Jo.  Gottl.  Sr.eBR  diss.  de  conjunctione  loci  et  suffragii  in  co* 
raitiis  prorincialibus.  Lips.  1769.4.  Cab.  Cna.  KoaLSCRÜma diss.  ' 
de 'jure  standi  in  comitiis  provincialibas.  Viteb.  1787.  Lbodib* 
Bosr's  kleine  SchriAen,  I.  3a.  Moscb  a.  a.O.  S.  5oo.  5a5.  v.  Rö- 
Kvn  a.  a.  O.  III.  11.  i3.  y 

J)  Noch  üblich  in  dem  Königreich  Saclise'n,  mit  Inbegriff  der 
OherLausitf,.  in  Oestreieli,  Böhmen  u.  Mähren  In  dem  ersten, 
nach  Einiget  seit  i53o,  nach  Andern  erst  seit  1700.  Rhein. 
Bund,  Lill.  3oi.  I 


S-  2?2«. 

Unheit  oder  Ablheiluugen  der  Scändeversammlungen. 
Allgemeine  oder  Heiehs stände  und  ProvinzialStände. 
Kreisstände.  Provinzial ~ oder  landrUthliche  ColUgien. 

1)  Zufolge  der  allgemeinen  Vertretnngseinheit  der 
Landstände  (§.  221  u.  226,  II),  dieses  Fundamental* 
Grundsatzes  landständischer  Yeifassung  »),  bilden  aiii 
dem  Landtoge  für  Berathscfalagung  und  Beschlüsse  ^ 
in  einer  Reihe  von  Bundesstaaten  ä ),  alle  Land.stände 
zusammen  eine  einzige  Versammlung,  ein  Plenum; 
welches  nicht  hindert,  dafs  in  der  Versammlung  die 
Sitzordnung  nach  veVscliiedenen  Stunden  , Classen, 
Curien  oder  Bänken  bestimmt  se)'ii  könne.  II)  In  an- 
dern Bundes.stuaten  v ) berathschlagen  und  beschlicsscn 
die  Landstäiide,  örtlich  getrennt,  in  zwei  Abthei- 
langend),  genannt  Bainmernv),  Sectionen/), 

31  * 
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oder  Herrenbanlt  und  Yersaminlung  der  L. -in  des* 
de  puti  r ten  ^)  , oder  erste  Classe  und  Landes- 
V e r s a mm  1 u n g A ) , überall' eine  Art  von  Ober-  und 
IJnlcrhaus.  III)  In  etlichen  Bundesstaaten  bat  man, 
für  einzelne  Landestheilc,  b e so  nder  e oder  P r o v i n- 
zialStändc  und  Landtage,  für  alle  zusammen 
hingegen  allgemeine,  Reichs-  oder  NationalStäiide 
und  Reichstage  oder  allgemeine  Ständeversammlun- 
gen' ),  die  nicht  überall  nothwendig  aus  Mitgliedern 
der  ProvinzialSländeversammlungen  zusammenzusetzen 
sind.  lY)  In  dem  Königreich  Sachsen  erscheinen 
jetzt  in  der  allgemeinen  Landes-  oder  Ständevcrsainm-' 
luiig,  Landstände  aus  den  alten  Erblanden  und  aus 
dem  Marhgrafthum  Oberlausitz.  Es  bestehen  über- 
diefs,  in  dem  letzten  besondere  ProvinzialStände 
seäb,!!),  und  in  jedem  der  vier  alterbläiidischen 
Kreise  eigene  Kreisstände  A).  Y)  In  verschiedenen 
teustchen  Provinzen  der  linhen  Rheinseitc  bestehen, 
als  eine  Art  von  besondern  RepräsentativCollegien, 
die  von  der  französischen  Regierung  cingeführten 
Repart  ementalKäthe  Oj  unter  dem  Namen  Pro- 
vinzial- oder  La  n d r a t h 'n)'  eine  für  Vereinfa- 
chung der  Staatsverwaltung  nützliche  und  bei  dem 
Volk  beliebte  Einrichtung. 

ii)  Ein^  Ständeversammlung  ist  V^ertroter  einer  politischen  Ein- 
heit , des  gesammten  Volkes , für  einen  goincinschaftlichen 
Zweck.  Die  beiden  Grundhräftc,  das  licniniende  und  das  an- 
treibende, oder  das  bewahrende  und  das  neuernde  Princip, 
linden  sich  in  dem  Plenum  einer  Ständeversammlung  beisam- 
men , vermöge  der  Verschiedenheit  der  Ansichten  und  der 
freien  Erörterung.  Ein  verfassungsmäsiges  Recht  des  Regen- 
ten , 4'C  St<Hndevcrsammlung  ku  vertagen  , oder  aufzulosen , 
und  neue  Wahlenau  veranlassen,  ein  imbcschränktes  Veto  (das 
Reeht  SU  freier  Erklärung  des  verfassungsmäsig  hemmenden 
W iderspruehs)  dieser  Versammlung,  sind,  einander  gegenüber, 
stark  genug,  in  einem  monarchischen  Staat  mit  Repräsentativ- 
Verfassung  das  Gleichgew  icht  zwischen  der  Regierung  und  den 
Stünden  zu  bewirken  und  zu  erhnlten.  Besteht  man  aber  auf 
einer  Zweiheit,  so  erfolge  die  Spaltung  in  nationalem  Sinn, 
nicht  in  dem  vergänglichen  des  Casleuthums. 
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b)  So  in  Kurtipssen,  in  <Jen  Hcrnogthiimern  S.  WelmarEisennrh 
und  S.  CoburgSaalfi-ld,  in  den  I'flrstenthümcrn  S.  Hildburg- 
hauacn,  Liechtenstein«  SchwarsburgRudolstadt,  Sebaumburg 
Lippe  , Waldech. 

c)  In  den  Königreichen  Baiem,  Hannover,  und  Wirtemberg,  in 
den  Grorshereogtbümern  Baden,  Hessen,  Luxemburg  (in  die- 
sem vereinigt  mit  den  Ständen  des  Königreichs  der  Nieder- 
lande) und  jVIechlenburgScbwerin  und  Slnditr. , in  den  Hcr- 
xogthäraern  Braunschweig  und  Nassau,  auch  seither  in  dem 
Eürstenihum  Lippe. 

fl)  Gründe  wider  eine  solche  Abtheilung  oder  Zweiheit,  das 
ZweiharamerSjstem , worin  gewöhnlich  die  erste  gröfsten- 
Iheils  eine  Adels-,  Fair-  oder  MagnatenKammer,  die  sweite 
eine  Kammer  der  Gemeinen,  der  Abgeordneten  oder  Landes- 
.Deputirten  ist,  findet  man  in  dem  Entwurf  des  (wir^femb.) 
ständischen  Comite  über  das  8.  Cap.  des  su  erneuernden  Ver- 
fassungsV'ertrags  (1816.  8.),  S.  5a  — 66,  in  d.  Allgem.  Staats- 
verfassungsArchiv,  Heft  i (1816),  in  GaärEii.'sAbh.  bedarf 
Preussen  einer  Constitution  (t8i6)?  in  der  Neuen  Alloman- 
nia,  Bd.  II,  Heft  1 (1816),  S.  6 — in  M.  v.  Coluh's  Jahrbü- 
chern der  Literatur,  Bd.  IX  (Wien  i8ao.  8.),  S.  aqi  — 394» 
Hesats  oder  krit.  Jahrbuch  der  Literatur,  1810,  St.  1.  S.  368f., 
u.  in  Ki.üsin's  Ucbersicht  etc.,  $.  sSa  ff.  193 ff.  — Dafür  s.  (v. 
Wahgfsbvih)  in  d.  Europ.  Annalen,  i8i4,  B.394ff,  (Ebeiidcr- 
■sclbe)  Die  Idee  der  Staatsverfassung  in  ihrer  Anwendung  auf 
NVirtemberg.  Frankf.  i8i5.8.  (Ebenderselbe)  Leber  die  Tren- 
nung der  Volksvertretung  in  swei  Abtheilungen,  iv  über  die 
landschaftl.  Ausschüsse.  1816.  8.  Gedanken  über  die  Schrift: 
über  die  Trennung  u.s.  w,  1816.  8,  (Vertheidigt  jeno  Schrift.) 
Fs.  Ahcilloh  über  Staalswisscnschaft  (>8so),  S.  77  fr. 

e)  So  in  Baiern,  Hannover,  Wirtemberg,  Baden,  GH,  llcsscn.. 

f)  So  in  braunsrhweig.  • : 

g)  So  im  lleraogthum  Nassau. 

6)  So  in  dem  Königreich  Sachsen,  wo  die  erste  Classe  der  Land- 
Stände,  bestehend  aus  den  Prälaten,  Fürsten,  Grafen  und  Her- 
ren, sich  streng  absondert  von  der  eigentlich  so  genannten  Lan- 
desversaminluhg  oder  den  beiden  andern  Classeii,  der  Ritter- 
schaft und  den  Städten,  indem  sie  einseitig  mit  der  Regierung 
communicirt.  Zwar  berathscblagcn  auch  die  Ritterschaft  und 
die  Städte  jeder  für  sich,  aber  sic  conferirrn  miteinander,  luid 
bringen  gemeinschaftliche  Beschlüsse  au  Staude, 

i)  ln  dem  Königreich  Ha/i/iovcr  hat  man , seit  1B19,  eine  allge- 
meine Versammlung  der  Stände  des  Königreichs , und  sio- 
benfache  ProvinxialLandschaftcn,  nämlich  die  calcnbcrg- gru- 
bonhagensche  mit  Einschluss  des  Fürstenthuins  Gütlingeu,  die 
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lüneb'TgWche  , die  hoydsrlie , die  brcmen-  und  verdcnseh^, 
die  osnabHU-hische,  die  hildesbeimiscbe,  die  patfriesisehe.  H. 
bflnnover.  StaaUhalender  auf  1831,  S.  >48 — >59. — Nach  der 
preujs.  Verordn,  v.  22.  Mai  i8i5,  sollen  in  den  einzelnen  Lau- 
destheilen  ProvinzialStönde  gebildet,  und  aus  ilineil  eine  Ver. 
Sammlung  der  LandesBeprüsentanten  gewüMt  werden.  — 
lias  Grofsliersogthum  T .uremhurg,  in  seiner  \ ereinigung  mit 
dem  Königreich  der  Niederlande,  hat,  wie  andere  1‘rovinsen 
dieses  Staates,  eigene  Etats  proeinciaui,  60  an  der  Zahl,  wel- 
che Tier  Deputirtozu  der  sweiien  Kammer  der  l'.taU  genernux 
wählen.  FundainentalGeset*  des  Könige,  der  Niederlande  v. 
i4.Aug.  i8i5,  %.77  ff.  u.  nq — 161.  Vergl.  oben  §.  siq  f. 

k)  In  dem  Könige.  Sachsen  bestehen  KrelsstäntI* , in  jedem  der 
4 Kreise , in  welche,  seit  der  TerritorialVcränderung  v.  i8i5, 
die  alten  Erblande  eingetheilt  sind.  Die  Stände  eines  jeden 
Kri’ises  tlieilen  sich  in  zwei  Corpora! ionen,  in  Kiltcrschaft  und 
Städte.  Zu  ihrer Wirhiingsbcfugnils  gehören:  Berathung  und 
' Berorworlung 'desjenigen , ’ was  sic  für  das  M’olil  des  Kreises 
nothwendig  crachlen;  Besorgung  der  ständischen  Cassen-  und 
Hechniingsangclegenheiren«  der  allgemeinen  des  Kreises,  oder 
der  besondem  Corporation,  entweder  der  ritterschafU.  oder 
der  städtischrn  ; die  hreisständischen  Wahlen  der  Kreisvorsi- 
tzenden  und  Deputirteu  etc. ; Besorgung  der  ihnen  vom  Kö- 
nig aufgetragenen  oder  ttherlassenen  Angelegenheiten.  Die 
Kreistage  sind  entweder  allgemeine  desselben  Hi-ciscs  , d.  h. 
für  beide  Corporationen,  deren  jede  hier  an  einer  besondera 
Tafel  Platz  nimmt,  o i er  besondere,  für  eine  derselben ; die 
letzten  also,  entweder  rittersehaftliche  oder  städtische.  Nur 
auf  landesherrliche  Anordnung  oder  Gestattung  , können 
Kreistage  gehalten  werden,  ausgenommen  bei  einer  allgemei- 
nen Landesrersammlung,  für  die  dabei  anwesenden  Kreisstände. 
Jeder  Kreis  bat  in  der  allgem.  Landcsversammlung  eine  be. 
stimmte  Zahl  rittcrschafllicher  Wahlstellen,  welche  durch 
Wahl  der  an  den  Kreistagen  Thcil  nehmenden  Besitzern 
schriftsässiger  Güter  aus  Personen  ihres  Mittels  besetzt  wer. 
den.  Die  Ausschufsstände , welche  der  Kreis  zu  einem  Aus- 
schufstag  des  Königreichs  sendet,  werden  auf  dem  Kreistag 
Ton  den  übrigen  Ständen  mit  Vollmacht  TcrseKen.  Allgem. 
KreistagsOrdnung  r.  10.  Aug.  i8zi } in  d.  Gesetzsamml.  t.  i8zi, 

8t.  16,  S.  99  — HO. 

{)  Nach  der  französischen  Verfassung,  besteht  eine  dreifache  ' 
Repräsentation:  die  beiden  Kammern  zu  Paris  für  das  ganze 
Reich,  ein  conseil  departcmental  für  jedes  Departement,  ein 
Conseil  ff'arrondissemcnt  (Bczirkrath)  für  jeden  Bezirk.  Nach 
dem  Gesetz  rom  8.  Fluviose  J.  Vlll,  toll  in  jedem  Depari.'- 
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ment  ein  Depanemenla} Raih  oder  consril  gtMicruI  durrh  freie 
Wahl  der  Uewohiier,  und  nach  bestimmten  IVurinen  bestelr  ii; 
er  soll  in  jedem  Julir,  auf  Einberufung  der  Regierung,  sich 
versammeln,  und  langer  nicht  als  14  Tage  versammelt  bleiben. 
Sein  Wirkungskreis  ist:  1)  theils  nlmiristratU'  - richterlich,  in- 
dem er  über  Beschwerden  einseiner  Besirkc,  Städte  oderGc- 
meimlen,  wegen  unrichtiger  ^'erthcilung  der  Steuern  , ent- 
scheidet; 3'  theils ßnm-ttiell,  indem  er  a)  die  dem  Departe 
ment  aufgelegten  dlrecteu  Steiicru  unter  die  verschiedenen 
Besirke  desselben  verlhcilt , b)  die  für  die  Dcpartemental- 
Casse , EU  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  für  besondere  Bedürf- 
nisse dessDepartemrnts , nüthigen  /ulageCeutimen  auf  den 
Vorsclil.vg  dir  Regierung  festset/.t,  und  c)  die  Rechnung  der 
obersten  UepartementalRehördc  ^desl*^äfeeten)  über  die  \'er- 
wendung  dieser  Fonds  abhurt  und  genehmigt.  Uebrrdiefs 
dient  er  3)  durch  seinen  Präsidenten  als  Organ  des  Departe- 
ments unmittelbar  bei  den  Ministerien , für  Beschwerden , 
Wünsche  und  Bedürfnisse  des  Landes, 
m)  ln  dein  baierischen  Rheinkreis,  unter  dem  Namen  J.an^rath, 
— in  der  gh.  hessischen  Provinz  Rheinhessen,  unter  dem  Na- 
men Proi’inzialRath,  durch  Verordn,  v.  7.  Aiig.  1818.  iV'ergl. 
Verhandlungen  in  der  3.  Bammer  der  Landslände  des  OH. 
Hessen,  von  1831,  Heft  10,  S.  io5  — 1»5.  — In  dem  saehso;;- 
coburg-saalfeldischcn  Fürstentbum  l ichtenlerg,  unter  dem 
Namen  l.antlrath,  durch  Verordn,  v,  3.  Sept.  iSsi.  — Aul'den 
baierischen  Landtagen  von  i8u;  und  1833 , k.am  die  Eiiifülmmg 
dieser  landräthlicheii  Collegien  auch  in  den  übrigen  bnierl- 
sehen  Proiinxen  in  Antrag.  Jul.  Gr.  v.  Soi»s,  der  b.sier. 
Landtags.  1819  (Nürnb.  1831.  8.),  8.  19 — 35.  Sic  war  soii 
dem  König  durcli  V'erordn.  v.  i.  Jan.  1833  vorläufig  seiiou  be- 
schlossen, ward  aber  suspendirt  durch  eine  Bckaniitinarhuiig 
V.  36.  Jun.  1833, 


§.  222 

Classett  Jrtr  Landstände- 

Gewuhnlich  isftclie  Landst.andscbaft  , nach  vor. 
schiedenem  Vcrliältnifs , bestimmten  Classen  Kiigc- 
ilicilt.  F.bebin  gab  es  in  moneben  Sta.Ttcn,  laut  der 
landscliaftlicben  Matrikel,  nur  eine,  in  .indem  ewei, 
drei  oder  vier  Classen  ( Curien  , Collegien,  Jliiube) 
der  Landstäiide  a).  Jetist  rindcl  man  in  teutsebvn  iiuii- 


Digitized  by  Google 


476  II.  Th.  111.  Cap. 

desstaaten,  nach  Verschiedenheit  der  angenommenen 
Grundlage  der  Landstandschafl : i)  bald  zwei  Clas- 
sen  , bestehend  z.  B.  aus  Ritterschaft  und  Städten^), 
oder  aus  Geistlichkeit  und  Landmannschaft  c);  <i)  bald 
drei  Classeu,  bestehend  a)  entweder  thcils aus  Fürsten, 
Grafen  und  Herren  (Magnaten  oder  PairsJ,  theils  aus 
Ritterschaft,  theils  aus  Städten oder  bj  aus  einem 
Collegium  der  Prälaten,  Grafen  und  Herren  (und 
zwar  in  dem  Königreich  Sachsen  jetzt,  mit  Inbegriff 
der  Unirersität  Leipzig),  aus  Ritterschaft  ^ und  aus 
Städten  <')  oder  c)  aus  Abgeordneten  der  Ritter- 
schaft, der  Städte  und  der  Bauern,  Landbezirke  oder 
Dorfgemeinden/),  oder  ans  Rittergutsbesitzern  und 
Deputirten  der  Städte  und  Flecken  und  der  bäu- 
erlichen Amtsbezirke ?);  3)  bald  vier  Classen,  be- 
stehend a)  aus  Herren,  aus  Prälaten,  aus  Ritter-  und 
Mannschaft,  und  aus  Städten  ^')i  oder  b)  aus  Geistlich- 
keit, Ritterschaft,  Städten,  und  Bauern  >) i oder  c) 
aus  Abgeordneten  der  Rittergutsbesitzer,  der  Städte, 
der  Eingesessenen  auf  dem  platten  Lande,  und  des 
geistlichen  oder  Lehrstandes*).  4)  Bei  der  neuen 
Einrichtung  der  landständischen  Verfassung  in  Baiern, 
Ha  nnover,  Wirteniberg,  Baden,  Grofsherzogthum  Hes- 
sen, und  in  dem  Herzogthum  Nassau,  hat  man,  bei 
Vertheilung  der  LandesRepräsentation  , auf  die 
verschiedenen  Standesclassen  nicht  ausschliessend 
Rücksicht  genommen,  sondern  auf  aaszeichnende 
Verhältnisse  der  Geburt  (bei  den  Prinzen  des 
Regentenhauses),  der  Familien,  einzelner  Perso- 
nen, des  Grundbesitzes,  des  Gewerbes,  des 
Amtes,  der  Gemeinden,  der  Kirchen-  und 
Lehranstalten  *)• 

n)  Mosni  a.  a.  O.  4>>>  475>  Püttsb’s  Li*.  III.  «78  f.  Kttisr.s’s 
Lit.  270  ff.  — Von  der  landschaftlichen  Mafrile/,  ebendas.  641. 
fc)  So  in  Mecklenburg , SachscnMciningen , in  den  Fürstanthü- 
mern  Altenburg,  .Anhalt,  SchwarzburgSondershausen,  Lippe. 
Reufs,  Mosxa  a.  a.  O.  4^8-  f.  In  dem  ehemaligen  Grofshcr- 
zogthuin  Ber-g  waren  Ritterschaft  und  Hauptst.ädte.  Rhein. 
Bund,  II,  95a.  Von  der  Lausitz  s.  ?(oteh.  — In  Oestreichisch- 
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Srlilesien  heisspn  die  Landatände  «Fürstenn.  Stande'?;  jene 
be;;rcifen  unter  sich  die  Herr.oge  u.  Fürsten,  diese  die  freien 
Standesberren  u.  die  dem  Landesfursten  unmittelbar  unter- 
worfene Ritterschaft,  Ihre  allgemeinen  Zusammenkünfte 
heissen  Fiirstentagc.  y 

r)  In  dem  Fürstenthum  Lifrhtenstein  bildet  die  Geistlichkeit  die 
erste  Classe,  bestehend  aus  dreiDeputirlen,  welch»  alle  geist- 
lichen Beneficiaten  u.  CommunitSten  aus  ihrem  Mittel  auf  Le- 
benszeit wählen,  u.  aus  allen  geistlichen  Pfründnern,  die  ein 
Hegendes  oder  steuerbares  Vermögen  von  wenigstens  sSoo  fl. 
Steuersatz  besitzen;  die  Landmannschaft  ans  den  Vorstehern 
und  Altgescliwornen  einer  jeden  Gemeinde , u.  aus  allen  ün- 
terthanen,  die  liegende  Grunde  mit  einem  Steuersatz  von 
ttooofl.  besitzen. 

«/)  Von  SarhseiiColha,  8.  Moser  a.  a.O.  S.  4f>9. 

e)  In  dem  Könige.  Sachsen,  r.  Rönza  a.  a.  O.  III. 7;  wo  jedoch, 
seit  den  i8i5  veränd«*rten  Territorial  Verhältnissen,  in  der  er 
sten  Classe  das  besondere  Collegium  der  Universitäten  weg- 
fallt,  seit  1811  die  Universität  Leipzig  dem  Collegium  der 
Prälaten,  Grafen  u.  Herren  emverleibt,  auch  in  der  allgemei- 
nen Landcsversammlung  seit  1817  die  obcrlaiisilzer  Landschaft 
mit  der  alterbländischen  der  Kreise  vereinigt  ist.  Man  s. 
Note  h.  Daselbst  hat  die  erste  Classe  das  Recht,  durch  yib- 
geoTihiete  auf  dem  Landtage  zu  erscheinen,  v.  Rüxfb  111.  1(1. 
Auch  bat  daselbst  die  rdiri/'tra.irig'e  Ritterschaft  VirilStimmen; 
die  BesitZcranitxn.sjigrr  Rittergüter  haben  nurTheil  an  Curita- 
Stimmeu.  Ebendas.  S.  16  f.  Die  letzten  senden,  aus  jedem 
Amt,  von  ihnen  gewählte  Depulirte  auf  den  Landtag.  -Allgcm. 
KreistagsOrdii.  v.  10.  Aiig.  1821,  §-87;  in  d.  Gesetzsaminl.  v. 
1821,  St.  16.  Im  Jahr  1821  ward  die  Berechtigung  zur  Land- 
tagfäliigkeit , auf  alle  ncuschriftsässigcn  Rittergüter  ohne  Un- 
terschied ausgedehnt,  und  überdiels  in  jedem  der  4 alterblän- 
dischen  Kreise,  auch  in  der  Oberlausitz,  eine  Anzahl  rittcr- 
schaftlicherStellen  (zusammen  vierzig  an  der  Zahl)  gegründet, 
welche  aus  dem  Mittel  der  bis  dahin  für  ihrePerson  nicht  land- 
tagiahigen  Rittergutsbesitzer,  durchs/ a/i/  der  ritterscbaftlichen 
Kreisstäude  eines  jeden  der  4Rrcise,  in  der  Oberlansitz  aber 
durch  Wahl  der  Stände  vom  Lande  (Note  h),  zu  besetzen 
sind,  und  ihren  Inhabern  gleiche  Rechte  und  Pflichten,  wie 
den  altadeliclicn  Rittergutsbesitzern,  gewähren  u.  auflegen. 
Man  s.  den  amtlich  bekannt  gemachten  gedruckten  Auszug 
aus  den  Verhandlungen  des  am  i5.  Oct.  1820  erölfncten,  u.  am 
lä.  Jiin.  i8'ti  beschlossenen  Landtags  (i8zi.  8 S.  in  4-  n.  als 
Beil,  zu  öt.  10  der  Gcsetzsamml.  v.  1821),  S.  5 u.  f.  — \ on 
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<l(*u  KreUftänJen  in  den  4 HrcitLni  der  alten  Erblande,  oben 
»n* . 

/)  So,  aeit  i8i6,  in  dem  Grofsfarrzoglhum  S.  If  'eimar Eisenach, 
wu  «II  Abgeordnete  von  dem  Stande  derllittergntabeaiUer,  lo 
von  dem  Stande  der  E.niern,  als  Volksvertreter  erwählt  wer- 
den«. Klüszk's  Staatsa'rehiv,  Dd.  I,  S i6Cf.  Indem  Heraoglhiun 
5.  CoburgSaalfeld  besteht  die  Gesammtlieit  der  Landstände 
aus  17  gewählten  Abgeordneten,  6 aus  der  Ilitterscliafl,  laus 
den  Stadtnbrigkeiten  zu  Coburg  u.  Saalfeld,  3 aus  den  Städten 
Coburg , Saalfeld  u.  l'öfsneck , 6 aus  den  übrigen  Städten  u. 
Dorfgemeinden.  — In  dem  Fürstenthum  S,  RuJolstaslt  besteht 
die  Volksitepräsentation,  aus  18  gewählten  LandesRepräsen- 
tanlcn,  nämlich  6 Ililtergutsbesitzem,  6Einwohncrrn  vonStäd* 
len  , 6 mit  Landeigenthum  angesessenen  L'nterthancn,  die  we- 
der Rittergüter  besitzen  noch  städtische  Rürger  sind.  — Auch 
d'C  ProvinzialStände  des  Grofsbrrzogthums  Luxemburg  beste- 
hen, seit  i8i5,  aus  Deputirten  der  Ritterschaft,  der  i8Städte, 
II,  der  Landhezirke  ( districts  riiraux ) ; jede  dieser  drei  Clas- 
sen  «ähll  jo  Abgeordnete. 

• ) ln  dim  Frirslcnlhiim  Siiiavmburg,  lippischen  Anthcils  , er- 
I ..  inen  auf  dem  Landtag  die  wirklichen  Besitzer  adelicher 
C.iier,  von  den  Magistraten  gewählte  Depulirte  der  Städte  11. 
Flecken,  11.  aus  den  Besitzern  der  Hauergütcr  gewählte  Depu- 
tirtc  der  Amtsiinterlhancn.  KLimEz's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.69. 
In  dem  Fürstentbum  JT’aldeck  bestehen  die  Landstände  aus 
den  Hiltergutsbcsilzcrn  , aus  Deputirteii  der  Städte,  wozu  in 
den  drei  ersten  Städten  der  erste  Bürgermeister  u.  derStadt- 
.Secretair,  in  den  übrigen  der  Bürgermeister  allein  bestimmt 
sind,  u.  aus  inRepräsenlantcn  des  Bnuerstandes , zwei  aus  je- 
dem OberJuslizamt.  Ebendas.  Bd.  II,  S.  j5o  11.  f. 

h)  Sn  }>is  i8i3  in  AerOber.  und  NieJerlausit:.  Daselbst  hiefsen 
die  drei  ersten  Classen'das  Land.  Das  Land  luid  die  Städte 
halten,  jedes  auf  dem  Landtag  eine  CiiriatStimme.  v.  Rünrn 
a.  a.  O.  III.  59.  So  noch  jetzt  in  dem  bei  Sachsen  gebliebenen 
Theil  der  Oberlausitz  , welcher  jetzt  eine  besondere  Land- 
schaft (Stande  von  Land  11.  Städten)  hat,  durch  die  er  an  der 
allgemeinen  sächs.  Landesversammlung  Theil  nimmt.  i8n  wur- 
den für  landschaftliche  Versammlungen  eine  Anzahl  rittcr- 
schaftliclier  Stellen  gegründet,  welche  aus  dem  Mittel  der  bis 
dahin  für  ihre  Person  nicht  landtagiahigen  Rittcrgiitsbcsitzir, 
durch  T'l^nhl  derStänle  vom  Lande  zu  besetzen  sind.  — Ue- 
berdiefs  besteht  daselbst  eine  fortwährende  ständische  Depu- 
i,itinn,  zu  Besorgung  der  dem  Lande  und  den  Städten  gemein- 
schafllichen  MilitärAngclcgenhcilcii , durch  welche  auch  die 
gemeinschaftlichen  CasscnAiigclegcnheitcn  derPruiinz  besorgt 
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wrrfl™  sollrn.  Mandat  die  neuen  Verfassung'  u.  Verwal- 
tungseinricbtiingen  in  der  Oberlaiisiu  hetr. , r.  ii.MSrs  i8ii 
(Gesetataniml.  i8si,  IV  . — i'ürSchtreditchPommern 

wurden,  in  der  angef.  V'erordu,  v.  Au».  1806,  die  im  V ge- 
nannten rier  Classen  festgesetet.  — 80  auch  in  dem  Herr.og- 
thum  Krain  seit  i8it^.-  Dieselben  vier  ('lassen  besteben  in  A'is' 
Jerötlreich , Steyermark  , Böhiuen  , Mähren,  Galizien. 

i)  Sein  Karhrisen,  seit  dem  Dcc.  i8i4,  wo  auch  der Bauerstand 
das  Beeilt  eigener  Vertretung  erlangte.  — Iffdem  Hery.nelbiim 
Braunschirrig  ii.  Fiirstentbuin  Blankenburg  sind:  Prälaten,  so- 
wohl iu  der  ersten  als  auch  in  der  zweiten  Section  der  Land- 
Stände,  BittcrschaD  oder  die  Besitzer  von  78  landtagHihigen 
Rittergütern,  allein  der  ersten,  19  Depntirtc  von  denStädten, 
nnd  für  den  Stand  der  nicht  zu  der  Ritterschaft  gehurigeu 
Grundbesitzer,  ein  Deputirter  von  jedem  Rreisgericht  aus  der 
Zahl  iler  sowohl  auf  dem  platten  Lande  als  auch  in  den  Städ- 
ten und  P'lechen  ansässigen  Schrift  • und  Freisassen,  allein 
der  zweiten  Scetion.  — ln  1 yo!  bestehen  die  Landstände 
aus  Pr.älatenslard,  Herren-  11.  Hittcrstnnd,  Bürgerstand,  Bau- 
erstand. 

k)  In  dem  Fürstcnshimi  Hildhurghaatm  besteht  die  Landschaft 
aus  gewählten  Abgeordneten  von  vier  Ständen,  6 aus  den  Rit- 
tergutsbesitzern , 3 aus  den  3 Städten  , 6 aus  den  P'lngrsesse 
nen  der6Aemter,  i aus  dem  geistlirhen  oder  Lehrstande. 

l)  In  Bairrn  besteht  die  Hammer  der  Reiclisräthe  atu  den  voll- 
jährigen Prinzen  des  h.  Hauses,  den  ReichsKronbeamtcu,  den 
beiden  Krzbisrböfen,  den  Häuptern  der  standesherrlicheii Fa- 
milien im  Sinn  der  t.  KundesAi  te,  als  erblichen Reichsrällien, 
einem  vom  Kenig  ernannten  Bischof,  dem  jedesmaligen  Prä- 
sidenten des  protestaiitischrn  GeiirralConsistoriums,  und  aus 
vom  Honig  erblich  oder  auf  Lebrnszeit  rrnannten  Mitgliedern; 
die  zweite  Hammer  besteht  aus  den  Grundbesitzern,  mit  guls- 
{lerrlicber  Gerichlbärheit , Abgeordneten  der  Universitäten, 
Geistlichen  der  kathol.  u-  protest.  Hirche,  Abgeordneten  der 
Städte  und  Märkte  , u.  den  zu  a nicht  gehörigen  Landeigen- 
thüinem.  — ln  Hannover  ist  die  erste  Hammer  zusammenge- 
setzt aus  -persönlich  hereehtigten  Mitgliedern,  nämlich  deu 
Standesherren  im  Sinn  der  UiindcsActe,  dem  Erbmarschall, 
dem  Grafen  von  Stoiber»  wegen  der  Grafschaft  Hohenstein, 
dem  GeneralErbpostmeister,  z Achten,  einem  HlosterDirec • 
tor , den  hathol-  Bischöfen,  einem  angesehenen  protestanl. 
Geistlirhen,  den  mit  einem  ]»crsönlichen  erblichen  Stiinm- 
rrcht  begnadigten  Majoraihcrren,  dem  rräsidenten  des  Gcne- 
ralSteiier-  u.  SehatzCollegli  , den  ritterschafi liehen  auf  Le- 
benszeit erwählten  Mitgliedern  des  allgemeinen  SvliatzCollegii, 
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lind  aus  35  iur  die  Dauer  desselben  Landtags  erwählten  Depu- 
lirten  der  sieben  ProTinsialHitterschaflen ; die  sierite  Kammer 
bat  an  Slitgliedern,  die  auf  Lebensaeit  gewählten  nicht  ritter- 
schaftlichcn  Mitglieder  des  SchatzCollegii , sechs  Deputirte 
▼on  eben  so  viel  Stiften,  einen  der  Lniversität  Göttingen, 
zwei  Ton  den  C.onsistorien  zu  erwählende  Deputirte  für  das 
Kirchen-  u.  Schulwesen,  66  Deputirte  von  den  Städten,  von 
der  Grafschaft  iiohnstein,  von'den  hojaischen  und  diepholii- 
srhen  riechen,  von  freien  Gutsbesitzern  die  nicht  zu  der  Kit* 
tcrschaft  gehören  (7.0),  von  dem  Lande  Hadeln  (1),  und  von 
den  Flechen  und  Freien  der  Grafschaft  Bentheim  (i).  — ln 
M’irtemherg  bestellt  die  Kammer  der  Standesherren,  aus  den 
Prinzen  des  h.  Hauses,  aus  den  Häuptern  der  standesherrli- 
* dien  Familien  ira  Sinn  der  BundesActe,  und  aus  den  vom  Kö- 
nig erblich  oder  auf  Lebenszeit  ernannten  Mitgliedern;  die 
Kammer  der  Abgeordneten  besteht  ans  i3  Mitgliedern  des  rit- 
tersckaftl.  Adels,  von  ihm  aus  seiner  Mitte  erwählt,  aus  den 
6 Protestant.  GeneralSuperintendenten,  aus  dem  hathol,  Lan- 
desbisebof,  qinem  von  dem  Domkapitel  aus  seiner  Mitte  ge- 
wählten Mitglied,  u.  dem  ältesten  hathol.  Decan,  ausdemUni- 
TcrsitätsCanzler , aus  einem  gewählten  Abgeordneten  von  je- 
der der  7 vornehmsten  Städte,  aus  einem  gewählten  Abgeord- 
neten von  jedem  UberaratsBezirh.  — ln  Baden  besteht  die 
erste  Kammer  aus  den  Prinzen  des  gh.  Hauses,  den  Häuptern 
der  standesherrl.  Familien,  dem  katbol.  Landesbischof  u.  ei- 
nem von  dem  Grofsherzog  auf  Lebenszeit  ernannten  Prote- 
stant. Geistlichen  mit  dein  Bang  eines  Prälaten,  acht  Abge- 
ordneten des  grundherrl.  Adels,  zwei  Abgeordneten  der  Lan- 
des Universitäten,  und  den  vom  GH.  ohne  Rüchsicht  auf  Stand 
u.  Geburt  ernannten  Personen;  die  zweite  Kammer  besteht 
aus  63  Abgeordneten  der  Städte  und  Acmtcr.  — ln  dem  GH. 
Hessen  ist  die  erste  Kammer  eben  so  eingerichtet  wie  die  ba- 
dische, nur  dafs  hier  auch  der  Senior  der  frcihcrrl.  Familie 
von  Kicdescl  dazu  gehört;  die  zweite  Kammer  besteht  aus  6 
Abgeordneten  des  hinlänglich  angesessenen  Adels , von  ihm 
aus  seiner  Mitte  erwählt,  aus  10  gewählten  Abgeordneten  der 
8 vornehmsten  Städte  (Darmstadt  u.  Mainz  wählen  jede  1)  , 
und  aus  34  Abgeordneten  von  eben  so  viel  aus  Städten  und 
Dorfgemeinden  zusammengesetzten  Wahlbezirken.  — ln  dem  / 
Herzoglhum  Sassau  ist  die  Landstandschaft  zunächst  verthcilt 
nach  dem  Unterschied  zwischen  Adel  und  Nichtadcl.  Es  be- 
steht die  Herrenhanh  ( Adclskainmer)  a.us  drei  Classcn  von 
Mitgliedern,  aus  gchohrnen,  den  Prinzen  des  Regentenbauses, 
aus  crblichei) , den  Häuptern  drei  standcshcrrlirher  u,  drei 
grundherrlicber  Familien , und  aus  gewählten  sechs  Deputir- 
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ten  der  adelichen  Gutarigenthümcr;  die  Versammlung  der 
L.mdesdeputirten  (Kammer  der  Gemeinen)  atu  22  Mitgliedern, 
geetählt,  3 von  der  Geistlichkeit , 1 von  den  Vorstehern  der 
höheren  Lehranstalten,  .3  von  bestimmten  Gewerbebesitxem, 
i5  von  und  aus  bestimmten  Landeigenthfimern,  von  denen  die 
urenigstens  , u.  aus  denen  die* 'wenigstens  at  fl.  zu  jedem 
GrundsteuerSimplura  beitragen.  Verordn,  v.  3.  Kov.  i8i3, 
vergl.  mit  dem  Patent  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814. 

s.  223. 

Lands taudsclu^t  der  Standesherren,  und  des  ehemali- 
gen unmittelbaren  Aeichsadels so  auch  der  Geistlichkeit, 

I)  In  Absicht  auf  Landstandschaft , verordnet  die 
teiitsche  BnndeiActe:  1)  dafs  die  Häupter  der 
s ta  n d es  h e r r 1 i c h en  Familien  die  ersten  Staiides- 
herren  in  dem  Staat,  zu  dem  sie  gehören,  seyn , und 
mit  ihren  Familien  daselbst  die  privilegirtestc  Ciassc 
bilden  «),  mithin  au  den  ersten  Stellen  unter  den 
Landständen  berechtigt  seyn  sollen;  2)  dafs  die  (land> 
tagfahig)  Begüterten  aus  dem  ehemaligen  unmit- 
telbaren Rcichsadel,  Antheil  an  der  Lamlstand- 
schaft  haben  sollen  i).  II)  Dagegen  fanden  die  auf 
dem  wiener  Coiigrefs  gemachten  Anträge,  die  teut- 
schen  katholischen  Bischöfe  und  Domcapitel 
mit  liegenden  Gründen  auszustatten,  und  in  allen 
Bundesstaaten  als  Landständc,  und  zwar  als  die 
ersten,  anzuerkennen,  keinen  F.ingang  r) ; so  we- 
nig als  der  Vorschlag,  die  katholische  und  evan- 
gelische Geistlichkeit,  als  solche,  an  der  stän- 
dischen Verfassung  Tlieil  nehmen  zu  lassen  d).  Den- 
noch haben,  seit  jenem  Congress,  in  einer  Reihe  von 
Bnndestaaten,  sowohl  llischofe  als  auch  andere  höhere 
Geistliche  beiderlei  Religion , Landstandschaft  erhal- 
ten (§.  232  ‘).  DI)  Wohl  aber  sind,  in  mehreren  Bun- 
desstaaten, geistliche  Stiftungen  und  Corpora- 
tionenOi  wohin  auch  Universitäten/)  gerech- 
net zu  werden  pflegen,  wegen  landtagfahigen  Güter- 
besitzes zu  Landstandschaft  berechtigt. 
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«)  BuadesActe,  Art.  14«  lit.  b.  — Ueber  den  Auedruck  terstr 
Stanilesherrent , vergl.  KLflun's  Ueberticht  etc. , S.  991  IT. 
994,  995,  298,  3oo,  3i9  u.  329.  Dieser  Ausdruck  flofs  aus 
östreicbischen  Entwürfen  in  die  BundesActe.  Klübph's  Acten 
des  wiener  Congresses,  Bd.  II.,  S.  4 u.  3i8.  Li  preussi. 
sehen  Entwürfen  stand:  sie  sollten  «als  Standesberren  die 
ersten  LanJsiiinite  bilden*.  Ebendas.  S.  36  u.  3o6.  Die 
amtliche  französische  Ueb'.rsetsung  derB.A.  bat:  «Lea  chef« 
de  CCS  maisons  forment  la  premiere  classe  des  Etats  dans  Ics 
pay»  auxquels  ils  appartiennent».  KLiJsKa's  angef.  Acten  etc., 
Bd.  VII,  S.  477.  Vrrgl.  unten  93s  b.  — Landstandschaft 
steht  den  Häuptern  der  standesberrlichen  Häuser,  in  dieser 
Eigenschaft,  mithin  ipto^ure,  cu , nicht  durch  Wahl,  und 
nicht  als  Deputirten  oder  Abgeordneten;  in  so  fern  werden 
sic  zuweilen  gebohme  oder  Erblandstände  genannt  221). 

b)  BundesActe , Art.  14 , gegen  das  Ende.  Hlüsbb's  Ueber- 
sicht  etc.,  S.  916,  242  f.  u.  3ä9ff. 

«)  Klübxb's  Uebersieht  etc.,  S.  216. 

d)  V.  J.  Dswora  , wird  es  nützlich  seyn,  die  kathol.  u.  pro. 
testant.  Geistlicbk.  an  der  künft.  Stand.  Verfassung  der  t.. 
Prorinzen  des  linken  Rhciuufers  Theil  nehmen  zu  lassen  ? 
Mit  c.  Anhang  r.  C.  G.  Broch.  Cöln  i8i5.'8. 

*)  Allgemeine  Grundsätze  über  das  Vertreten  der  Kirche  bei 
StändeTersammlungeii , mit  besond.  Rücks.  auf  Würtemberg. 
Herausg.  t.  H.  £.  G.  Pbclos.  Heidelb.  1816.  8.  — V orste- 
her  oder  Inhaber  (Statthalter,  Comthure)  geistlicher  Rii- 
terordensBesitzungen , geniefsen  oder  genossen  hie  und  da 
Landstandschaft. 

y ) In  so  fern  haben  oder  halten  Universitäten,  in  mnneheii 
Ländern , Sitz  und  Stimme  in  der  Classe  der  Geistlithen. 
R.  Haoszh  V,  d.  PrälatenRcchtcn  der  Universitäten.  I rankf. 
a.  d.  O.  1788.  8.  u.  in  Roppe's  niedersäobs.  Arcliiv  f.  Juris- 
prud.  Bd.  I,  Num.  6.  Rlübkr's  jurist.  Biblioth , St.  XX.  — 
So  fern  sie  weg  n des  Besitses  landtagfäliiger  Rittergüter , 
Lsndstandschaft  geniefsen , gehören  sie  nicht  zu  den  Präla- 
ten. Lr.tSRR  Sp.  664.  m.  3o.  et  3s.  Szoza  a.  a.  O.  — Auch 
nicht,  wenn  sie,  wie  jetzt  in  mehreren  Bundesstaaten , ohne 
Rücksicht  auf  Güterbesitz , Landstandschaft  haben.  — In 
dem  Mittelalter  svurden  Universitäten  landtagbercchtigt,  nicht 
bloCs  wegen  ihres  Grundeigenthums , sondern  auch  wegen 
vorzüglicher  Geistesbildung,  und  wegen  ihres  Ansehens  bei 
dem  Volk. 
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S-  224. 

Rechte  der  landständischen  Corporationen: 
i)  nach  den  wiener  Congrejs  Verhandlungen. 

T)  Das  Volk  hat  ein  Tertragmäsiges  Interesse, 
nicht  nur  an  der  Verfassung  des  Staates,  sondern 
auch  an  dessen  Verwaltung  durch  die  Staatsre- 
gierung. Die  Ausübung  der  in  dieser  Hinsicht  ihm 
y.iislelienden  Rechte,  gebührt,  in  der  Regel,  seinen 
Vertretern  bei  dem  Regenten,  den  Landständen. 
II)  In  den  Verhandlungen,  welche  auf  dem  wiener 
Congrefs,  der  Eriichtnng  des  tciitscheu  Bundes 
Torausgieiigeii,  sprachen  die  Stifter  des  Bundes,  mit 
Ausnahme  sehr  welliger,  ihre  Ueberzeugung  dahin 
aus  n),  dafs  das- Minimum  der  Rechte  der  land- 
ständischen Corporationen,  in  allen  Bundesstaaten  be- 
stehen müsse:  i)  in  Mitwirkung  bei  der  Gesetz, 

gebung;  5)  in  der  Nothwendigkeit  ihrer  Einwil- 
ligung zu  Festsetzung  und  Regulirung  der  öf- 
fentlichen Abgaben,  verbunden  mit  der  hievon 
untrennbaren  Mi  taufsiebt  auf  deren  Verwen- 
dung, wenigstens  Rennlinfs  von  der  bevorstehenden 
oder  geschehenen  Verwendung;  3)  in  dem  Recht  der 
B c s c h w e r d e f ü h r u II g über  Mängel  oder  Mifs- 
brä'uchc  in  der  Laiidesverwaltung,  insbesondere  in 
dem  Recht,  geselzniä.sige  Bestrafung  schuldiger  Staals- 
diener,  und  zu  dem  Ende  ihre  V'ersetzung  in  den 
Anklagestand,  zu  fordern.  III)  Das  hier  angenom- 
mene RepräsenlativSjstem  giebt  die  vollziehende 
Gewalt  dem  Regenten  allein,  die  gesetzgebende  ihm 
und  den  Landstäiiden  gcnicinschafilich ; es  bedirgt 
die  Festsetzung  oBenllicber  Abgaben  durch  voraus 
erfolgte  laudständische  Einwilligung. 

«)  Klübihs  angef.  Uebersiebt  etc.  , S.  soi  IT.  — Dasselbe  tbat 
auch  Hallen  , welches  dem  Bund  erst  später  beiirat  , in  c 
Kote  V.  9.  Doc.  1814  ; ebendas.  S.  107.  — Fast  eben  so  Säi- 
snu  , in  e.  Patent  v.  1.  u.  s.  Sept.  1C14  ) ebendas.  S.  119  f. 
— Preufstn  versprach,  schon  vom  Congrefs,  in  e.  Edicl  v. 
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32.  Mai  i8i5 , dafa  die  Wirjkaamlieit  seiner  LandesRepräsen* 
tanten  sich  erstrecken  solle , auf  Berathung  über  die  per* 
Söul,  und  Eigcnthunisrechte  der  Staatsbürger,  mit  Einschlufs 
der  Besteuerung.  Ebendas.  S.  2a3  f.  I 

S.  225». 

2)  nach  der  Qrundverfassung  teutseher  Bundesstaaten. 

I)  Die  nähere  Bestimmung  der  den  Land- 
ständen eines  einzelnen  Bundesstaates  zustehen- 
den Rechte  und  ihres  Umfangs,  ist  einer  der  wich- 
tigsten Gegenstände  des  Ycrfasanngsrechtes  des- 
selben Landes  «).  II)  Die  allgemeine  Grundlage 
teutseher  landständischer  Verfassung,  ist : Theiliiahine 
des  Volkes  durch  Abgeordnete,  mittelst  Berathung 
und  Einwilligung  b)  oder  Zustimmung,  zuweilen 
oder  in  gewissen  Fällen  auch  mittelst  blofser  Be- 
rathung  CBeirath),  i)  an  der  Gesetzgebung  c), 
und  2)  an  Bestimmung  der  St  a a t s a u f 1 a g e n 
III)  Nach  der  besondern  Landesrerfassiing  hüiiaen,  je- 
doch nicht  blofs  Gesetzgebung  und  Abgahenwesen, 
sondern  auch  Gegenstände  der  Verfassung,  der 
Rechtspflege,  der  Verwaltung,  der  Militär- 
einrichtung, der  Natioualwirthschaft,  nament- 
lich Landwirthschaft,  Handel  und  Gewerbe,  zu  land- 
täglicher  Verhandlung  kommen  Die  meisten  der 
neueren  landständischen  Verfassungsurkunden  enthal- 
ten ausdrückliche  Bestimmungen  hierüber.  IV)  In 
etlichen  Bundesstaaten  ist,  selbst  nicht,  oder  kaum 
das  Minimum  landständischer  Rechte,  zu  dessen  Ein- 
räumung auf  dem  wiener  Congrefs  die  grosse  Mehr- 
heit der  Stifter  des  tculschen  Bundes  sich  bereit  er- 
klärt hatte  (§.  224),  den  Landständen  in  der  neuen 
landständiseben  Verfassung  zu  Thcil  geworden  O* 
V)  In  den  Sstreichischen,  zu  dem  teutsehen  Bund  ge- 
hörenden Staaten , ist  der  frühere  Umfang  der  stän- 
dischen Wirkungsbefugnifs/)  geblibben  oder  wieder 
hcrgestellt  worden  ($.  220  *,a). 


Digitlzed  by  Googl 


l)ie  Landständev  48j 

I*)  Eben  sö  genaue  als  reicbhaltige  Bestimmungen  , itnliiaiteU 
das  FundamentalGesetc  des  Könige,  der  Nieäerlande  ^ mit 
Inbegriff  von  Luxemburg,  V.  24-  Aug.  i8i5 , %.  io5 , 197  j 
121,  128»  1 13  u.  ff.,  das  s,  ti'eimar-eisennchtsche  Grundgesets 
V.  5.  Mai  1816,  6 u.  97  ff.,  die  neuesten  Verfassungsur- 

linndeii  von  Schaumburg  , LJ'aldeck  , S,  Hildhurghaustn  , Si 
CohurgSaalJeld  , Baiern  , Baden,  CH.  Hessen-, 
b)  Mosfh  von  dcV  I.andesholieit  in  Regierungssactieni  L 36i: 
Ebendefs.  Nebenstunden , I.  77.  II.  l65.  C.  C.  A.  H.  v,  Kampm 
einige  AVortc  über  die  Gemeiiisambeit  des  DesteuetungsRe* 
gals  in  Mechleuburg.  Ncustrcl.  1798.  8. 
t)  Mosfr’s  Ncbenst.  , yf  — 222.  v.  CitsKzn's  wctr.l.  Nebcnst. , 
Tb.  104,  S.  198.  Pütteb's  Lit.  §.  1088.  — Kaiser  Hvixnicb's  VII. 
l rb.  V.  I23i  I dafs  ohne  Mitwirluing  der  angeselienerii  Und 
höhern  Landsasscn,  kein  Territorlalbcrr  Ordnungen  und  neue 
Rechte  errichten  dürfe;  in  J.  A.  v.  Scbdltfs  coburg.  Landes- 
gesch.  d.  Mittelalters.  Coburg  1814.  4‘  ' 

d)  Reichsabschied  v.  i54a  , 53k  Mosin  von  der  Landeshoheit 

in  Stcuersachen,  S.  17.  Pütteii  instit.  juris  puhl.  genn.  198; 
Abgaben  sollten  anders  nicht  als  vermöge  eines  Gesetr.es  er- 
hoben werden.  In  so  fern  ist  die  Steucrbovilligun»  uiitei' 
der  standisehen  Mitwirkung  zur  Gesetzgebung  bcgriffelik 
»•)  Füe  das  Fürstcntlium  I.iccbienstein  (Vaduz  u,  Schellcnhcfg) 
ward«  in  einem  aus  Eisgrub  datirteu  Ediet  Vk  9k  Kov.  1818« 
»die  in  den  k.  k.  öslreicbisclien  teutsciieu  Staaten  bestehende 
landständische  Verfassung  (man  s.  Note  f)  iu  ihrer  Wckeiik 
heit  zum  Muster  genommenvk  Mitwirkung  bei  der  Gesetzge- 
bung , sey  es  auch  nue  durch  Vorschläge«  ward  (^.  16)  den 
Ständen  ausdrücklirb  versagt.  Bei  Einfiilirung  neuer  allgck 
meiner  Abgaben , soll  ständische  Beratbung  vorautgeben  « 
Welcher,  in  gerechten  unti  billigen  Fallen,  die  höchste  Gc^ 
nehmigung  nicht  versagt  werden  soll  ().  i5).  Auf  jlem  Land- 
tag soll  der  jedesmalige  Steuerbedarf  durch  Postulatc  vorgek 
legt  werden;  dann  «haben  die  getreuen  Stände  nur  über  die 
«Einbringlichkeit  der  postulirten  Steuern  zu  beratlischlagen , 
«und  dafür  zu  sorgen«  ii)-  Dagegen  wird  «jedem  Landk 
stand  die  Befugnlfs  eingeräumt,  auf  dein  Landtag  Vorschläge 
■n  machen,  die  auf  das  allgemeine  Wohl  abzielen»  (^.  i3)j 
nur  dürfen  solche  nicht  das  «bürgerliche,  politische  und 
peinliche  (Gesetz-)  Fach  und  die  äusseren  Staatsverbälttaisseis 
(§.  16) , auch  nicht  solche  Gegenstände  betrelfcn , die  entwe- 
der zufolge  der  Urbarien  oder  althergebrachter  Üebung,  die 
fürttlicben  DorainialGefälle  oder  die  Privatrenteii  4es  Landes- 
herrn angehen,  wenn  sie  gleich  den  Namen  von  LandesRega^ 

Kiok««*,  öfftutl.  Iterhl. 
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lien  führen  (§.  i^'.  — In  dem  Königreicli  Hannover  gieht  ilas 
Patent  V.  7.  Dec.  1819 , $.  fi . der  allgemeinen  Ständevcrsainin- 
liing:  1)  «das  Recht  der  V^erwilligung  der  erforderlich  n 

Steuern,  und  der Mitrerwaltung  derselben  unter  rerfassiings- 
■näsiger  Concurrenx  und  Aufsicht  der  Landcsherrachafl ; s)  Jas 
Recht  auf  Zurathezichuug  bei  neu  zu  erlassenden  allgemei- 
nen Landesgesetzen;  3)  das  Recht,  über  die  zu  ihrer  Bera- 
thung  gehörigen  Gegenstände,  Vorstellungen  an  die  Lan- 
desherrschaft zu  bringen» ; Alles  «im  Wesentlichen  Rf chto , 
welche  frülierliin  den  einzelnen  hannörerischen  Provinzial- 
Landschaften  zugestanden  haben«.  — Das  seliwarzburg-ruJol- 
ttäiltische  Publicandum  vom  8.  Jan.  1816 , verordnet  1 
blofs,  dafs  «die  Wirl.samheit  der  VolhsRepräsentatioii  sich 
auf  die  Ucrathung  über  alle  Gegenstände  der  Geset/.gi  bung  , 
welche  die  persöniiehen  und  f igenihumsrechte  der  Sta.itsbür- 
ger,  mit  Einschlufs  der  Besteuerung  betreffen,  erstrecke». 
Aber  eine  spätere  landesherrliche  Erklärung,  v.  si.  Apr. 
i8zi  , erweitert  jene  Wirks.imkeit  dahin,  dafs  «die  Landes- 
Repräsentanten  haben:  1)  das  Hecht  der  Kerathung  und  Zu- 
stimmung bei  allen  neu  zu  erlassenden  Gesetzen , welche  die 
persönlichen  Verhältnisse  oder  das  Eigenthum  säinmtlicher 
ünterthanen  betreffen , doch  dafs  die  ^’^erweigcrung , unter 
ausführlicher  Anführung  der  Gründe,  durch  */,  der  anwescie- 
den  Mitglieder  statt  haben  kann;  1)  das  Recht  der  Rera- 
thung  und  Bewilligung  aller  zu  Deckung  der  nothw<|ndigen 
Staatsbcdürfnissc  auszuschrcibenden  Steuern , worüber  in 
jedem  Jahr  die  Rechnungen  dem  LandtagsAusschufs  zur  Pi^. 
fiing  und  zu  Erinnerungen  dawider  vorzulegen  sind  ; 3)  das 
Recht,  alle  Mängel  und  Gebrechen  in  der  Landesrerwaltiing 
und  Vollstreckung  dem  Landesfursten  anziizeigen ; 4)  neue 
Landesschulden  können,  ohne  ausdrückliche  Einwilligung 
der  Landesversammlung  nicht  gemacht  werden.  — Ein  grofs- 
henog).  hessisches  Edict  v.  18.  Mürz  1820  batte  den  Ständen 
mehrfach  beschränkte  Rechte  zugedacht,  da  aber  wegen  An- 
neliminig  derselben  sich  Schwierigkeiten  hervorthaten , so 
hatte  dieses  die  ausgedehntere  und  vollständigere  V'erfaa- 
sungsurkunde  vom  17.  Dec.  i8io  zur  Folge.  ; 

/')  Die  Landtage  werden  in  der  Regel  durch  einen  landesfflrtt 
liehen  Cominissär  eröffnet , welcher  den  Ständen  die  landes- 
fürstlichen Ansinnungen  oder  Posiulate,  zur  Berathschlagung 
mittheilt;  nur  im  Lande  unter  der  Ens  empfängt  eine  land- 
ständische Deputation  zu  Wien  , in  feierlicher  Audienz , die 
Postulate  unmittelbar  aus  den  Händen  des  Monarchen.  — 
Die  t'f  'iri.ungsbefugnifs  der  Landstände  umfafst  «die  Evident- 
haltung und  Repartirung  der  auf  Grund  und  Boden  gelegten 
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Steuern , und  der  damit  im  Zusammruliang  strhenden  Lei- 
•tungen  an  Geld  und  Naturalien,  das  Creditwesen,  die  Ver- 
waltung der  ständischen  DomcsticalFonds  , die  Anstellung 
der  ständisebcn  Beamten,  die  Führung  der  stSndisrhen  Ma^ 
trikcl,  die  Vorsrhläge  au  den  SliAungsplätxen  die  ihnen  Vor- 
behalten sind,  u.  s.  w.  Dabei  haben  sie  das  Recht,  ihre  ge- 
meinsamen Wünsche  für  das  Beste  des  Landes,^  durch  d^s 
Organ  der  Landesbehörde  vor  den  Thron  bringen  eu  hun- 
nen.  Das  Recht  der  Besteuerung  selbst  , ist  seinem  gnnsen 
Umfang  nach  dem  Landesfürsten  Vorbehalten  , der  die  be- 
schlossene Ausschreibung  der  mit  der  Grundsicuer  iin  Zu- 
sammenhang stehenden  Anlagen  an  Geld  und  Naturalien, 
den  Ständen  jährlich  in  der  Form  eigener  1‘ostulate  bekannt 
macht.  Deputationen  an  das  allerhöchste  Hollagrr,  dürfen 
nur  nach  vorläufig  von  dem  Monarchen  erhaltener  Geneh- 
migiing  abgesandt  werden».  J.  C.  BistsoFH's  vergleichende 
Darstell,  der  Staatsverfafs.  der  europ.  Alonarchiecn  u.  Re- 
publ.  (Wien  1818.  8.1,  S.  469  if- 

§.  225»*. 

Fortsetzung. 

VI)  Bet  der  Gesetzgebunfv  erstrecUt  aich  das 
■ ständische  Milwirliungsret-Iit,  in  dev  Regel,  nicht  blofs 
auf  die  Errichtung  neuer,  sondern  auch  auf  Aen- 
derung,  Aufhebung,  und  authentische  Ausle- 
gung bisheriger  Gesetze  o' ; nicht  nur  auf  bürgerliche 
und  peinliche,  sondern  auch,  in  der  Regel,  auf  Po- 
liseigesctze  ^),  zuweilen  selbst  aut  militärische  Straf- 
gesetze r).  Aber  das  Hecht,  die  zu  V'ollziehung 
und  Handhabung  der  Gesetze  erforderlichen  Ver- 
ordnungen und  Anstalten  zu  errichten,  auch  in  drin- 
genden Fällen  i n t e ri  m i s ti  s c h e VjCrfügungen 
SU  machen,  und  zur  Sicherheit  des  Staates  das  Nö- 
thige  Torzuhehren,  steht  dem  Regenten  ohne  Torher- 
gegangene  ständische  Mitwirkung  ZU  d).  yH)  Bei  dem 
Finanzwesen,  kann  der  Begriff  der  Selb  st  be- 
ste 11  erung  des  Volkes  durch  LandstänrTe  (am  besten 
durch  gew.Thlte  Abgeordnete)  umfassen,  nicht  nur  das 
Erkeuutitifs  über  Noth  Wendigkeit  oder  Nützlich- 

32  • 
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Itcit,  Rec htmäsigt  e it , Art,  Summe,  und  Ver- 
theilung  aller  direrten  und  indirectcn  Staatsaulla- 
gen, in  Kriegs-  und  Friedciiszeiten  (§.  817  n.  f. ), 
sondern  auch  das  Recht  der  Einsicht  der  Rech-... 
nun  gen,  der  Qegen*'  oder  Mitaufsicht  oder 
Controle  in  der  Verwendung  der  Staatsabgaben, 
wohl  gar  das  Recht  der  Umlage  und  des  Einzugs 
in  eine  abgesonderte  Gasse  «■),  die  land- 
schaftliche Staats-  oder  SteuerCasse,  unter- 
schieden Ton  andern  StaatsCassen , namentlich  von 
der  Kammer-  oder  DomainenCasse,  oder  auch  zum 
Theil  in  eine  unter  landständische  Aufsicht  gestellte 
Staatsschuld  e n z ahlungsCasse  /). 

a)  'NVirtemb.  SlaatsvcrfassungsVcrtrag  , ' v.  1819,  5-  88.  Badi- 

srlic  Verfassungsurh.  v.  1818  , 64. 

b)  Die  Polizeigf  setz^rbung  ist , in  der  Itcgel , hievon  nicht 

ausKuschlielscn.  ^Virtemb.  V^erfafs.  Vertr.  v.  1819,  91. 

Stkubk  obss.  jiiris  et  hist.  obs.  4-  §•  *5.  Ebentiers,  von  Re- 
gier. u.  Jiistizsachen  , §.  VII,  Note  b.  r.  Rprg's  Handbuch 
des  Polizeir.  Th.  I , S.  197  ff.  Ebentlejs.  Reclitsfällc,  Th.  III. 
N.  4-  Decisioncs  imperial,  in  caussis  JMecklcnb.  de  a.  171.4. 
bei  $TBiniE  a.  a.  O.  Mechlenb.  Erbverglcich  v.  1755,  §.  191. 
196  f.  .1 

1)  Wirtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  §.  100. 
d)  Wirtemb.  Verfafs.  V crlr.  v.  1819,  §.  89. 
r)  Mosfb  von  der . Landeshoh.  in  Steuersachen,  S.  648.  Hü* 
BvnLiv's  Handb.  des  t.  Siaatsr. , Bd.  II,  198,  S.  49  ff* 
Verhandlungen  in  d.  V ersamml.  der  Landständc  des  Könige. 
Wirtomberg,  Abth.  IX  (i8i5.  8.),  S.  Soff.,  88ff.,  ii4ff-i  101  ff. 
Abth.  X,  S.  68  ff.  (I'ischeb)  lieber  das  Cassenrecht  der  wir- 
tembergischen  Laudständc.  Frankf.  1816.  gr.  8.  — Von  dem 
Recht  der  Landständc  zu  geheimen  ^/usgaben  und  einer  gr- 
beimen.  Truhe,  ebendas.  S.  41  — 56.  — In  dem  Könige. 
Hannover  haben  die  Landständc  die  Mitvcrwaltung  der  Ge- 
ncralStcuercasse , unter  verfassiingsraäsiger  Concurrenz  u. 
Aufsicht  der  Landesherrsebaft.  Patent  v.  7.  Dec.  1819 , |.  6. 

— Von  dem  braunsebweigisvhen  LandesStcucrcollegium  , ei- 
ner gemeinschaftlichen  landesherrlich-stündischen  Behörde, 
s.  die  erneuerte  Landschaftordn.  ▼.  1810,  ^ 19  fr.  — Von 
dem  landständischen  Cassenrecht  in  dem  Fiirstenth.  Hi/dÄur»'- 
hausen , s.  das  dortige  Grundgesesete  der  landständ.  Verfafs. 

V.  1818,  1 , lit.  e,  u.  dcsgl.  in  dem  Fürstenih.  TfaU 
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Jeekf  ».  HLifBKH’s  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  261  u.  268  ff.  — 
Von  den  s.  weimav-eisenachiscUen  landschaftlichen  Gassen, 
und  von  der  den  Landstiinden  eingeräumten  Ernennung  des 
Cassiers  bei  der  IlauptLandsehaflcasse , s,  Ki.vber's  Staatsaii- 
chiv,  Bd.  I,  S.  166,  igi  ff.  u.  200.  — In  Baiern  wurden, 
in  denen  Provinzen , svo  noch  Landstände  waren , 1807  die 
besondem  landschaftlichen  Steuercassen  aufgehoben.  Ver- 
ordn. V.  8.  Jun.  1807,  in  d,  Regicrungsblntt  1Ö07 , N.  a5.  — 
Auch  in  Schweden  haben  die  Rcicliastände  eine  bestimmte 
Aufsicht  über  die  öffentlichen  Gassen. 

/)  Wirtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  120,  t88  u.  198  (vergl. 

unten,  821, b).  Hildburgliausischc  Verfass.  Urh.  §.  5o.  — 
ln  AVirtemberg.  besteht  überdiefs  eine  landst.ändischc  Gasse 
für  den  ständischen  Aufwand,  Verfafs.  Erk,  §.  t94< 

5.  225 
Schhifs. 

VIII)  Das  Terfassungsmäsige  Mitwirhung.srecht  der 
Landständc  kann  sich  erstrechen  nicht  nur  auf  Er- 
richtung oder  Prüfung  des  Finan^gesetzes  ($.319) 
für  einen  bestintmten  Zeitraum,  sondern  auch  auf 
Contrahirung  und  Tilgung  der  Staatsschulden, 
auf  Uctiernehmung  neuer  Lasten  auf  den  Staat 
und  dessen  Angehörige,  auf  Erwerb  und  Veräufse- 
rung  der  S t aa  tsg  er  c ch  tsame , des  Staatseigen- 
thums, insbesondere  des  Staatsgebietes  C$- 
S73.  374))  auf  Gründung,  Veränderung  und  Aufhe- 
bung der  Staatsanstalten,  auf  Ausübung  des 
y e r tr  agre c h ts  mit  Auswärtigen,  insonderheit  bei 
Handels-  und  SubsidienVerträgen  ($.  463  a).  1\)  Zum 
Beruf  der  I.andstände  gehört  überdiefs,  dafs  sic  in 
Hinsicht  ,'\uf  Mängel  oder  Missbrauche  bei  der 
Staatsverwaltung,  ihre  Wünsche,  Vorstellungen 
und  Beschwerden  dem  Regenten  vortragen,  auch 
wegen  verfassungswidriger  Handlungen  Klage  an- 
stellen"!. X!  Auch  die  Zahl  der  zu  Ergänzung  des 
stehenden  Heeres  jährlich  erforderlichen  Mann- 
schaft, bann  zu  einer  Vereinbarung  mit  den  Stän- 
den ausgesetzt  se>n  ij.  \lj  Aenderung,  bestim- 
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nifn<le  Erläuterung  oder  Auslegung,  und  E i- 
gänzung  der  V e i f a ss  u n g s ur  ku  n d e , kann  ohne 
verfassungsnuasige  f.inwilligung  der  Stände  nicht  statt 
haben  c).  XII)  Verbindlichkeiten,  -welche  durch 
Grundverträge , Staatsverlräge  und  Herkommen  des 
tcutschen  Bundes  ($.  55,  56  und  58)  den  Bun- 
desstaaten in  Hinsicht  auf  ihre  Verfassung , Vertre- 
tung und  Ver-waltung,  oder  in  Ansehung  der  Bechts- 
verhältnisse  ihrer  Staatsangehörigen,  oder  in  Absicht 
auf  Leistungen  für  Bundesz-weche,  z.  B.  durch  Mann- 
schaftstcllung  und  Geldbeiträge,  aufgelegt  sind  oder 
werden  (§.  71),  befinden  sich,  aufser  der  Wirkungs- 
hefugnifs  der  Landständc,  und  nur  bei  Festsetzung 
und  Anwendung  der  Mittel  zu  deren.  Erfüllung,  kann 
ihre  verfassungsmäsige  Mitwirkung  cintreten  dj. 

a)  Wirteinb.  Verfafs.  Urk.  v.  1819,  §.  ia4.  Hildburghausischo 
V.  1818 , ^.  9 g. 

4)  Wirtemb.  Verfafs.  Urk. , 99. 

c)  Raierische  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  X.  7.  Badisclie  v.  i8>8, 
64  u.  74.  W irtcmbergisclie  v.  1819,  §.  177.  Gr.her*.  hes- 
sische T.  1820,  Art.  HO.  Hildburghausischc  v.  1818,  53. 

Sehwarzburg-rudolstädtische  landeshcrrl.  Erklärung  t.  si. 
April  1821  , Num.  a. 

<0  Verfassungsurkunden , von  S.  Hildburghausen,  1818,  §.  5; 
Baden,  1818,  §.  1 u.  2;  Wirtemberg , 1R19,  3;  GH.  Hes- 

sen 1820 , Art.  1 u.  2 j CoburgSaalfcld , 1821  , Art.  1 u.  9. 
Braunschweig-  und  blankcnb.  erneuerte  Landschaftordn.  v. 
1820,  i5.  Sehwarzburg-rudolstädtische  landesherrl.  Er- 

klärung V.  21.  April  1821,  Num.  6.  (So  auch  die  Organisa- 
. tionsUrkunde  für  die  Landstände  des  Ffirstenih.  Keuchatcl 
V.  26.  Dec.  1814,  Art..  11 , in  Beziehung  auf  das  Verhältnifs 
zu  der  Eidgenossenschaft.  Handb.  des  Schweiser.  Staatsr., 
S.  4f^')  ~ Vergl.  die  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  58. 

§.  226. 

. GnmdsüCze  über  Art  und  Umfang  der  landuändi sehen 

liechte- 

I)  Pns  verfassungsmäsige  Mitwirkung s- 
recht  der  Landslände,  für  Ausübung  bestimmter 
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Hoheitsrechte,  in  einzelnen  Staaten  auf  Tersehiedenc 
Art  gestaltet,  hebt  die  Regierungseinheit  nicht  auf. 
Dasselbe  schliefst  daher  weder  eine  Mitregentschaft 
in  sich«),  noch  eine  Theilung  der  Souveraine- 
tat  oder  der  Begicrungsgcwalt  zwischen  dem 
Regenten  und  den  Ständen,  noch  eine  gänzliche 
Trennung  der  inneren  allgemeinenHobeits- 
r echte  II)  Ihrer  ursprünglichen  und  wesentlichen 
Bestimmung  nach,  gebührt  den  Landständen,  so  weit 
ihre  Befugnisse  reichen , allgemeine  Vertretung 
bei  dem  Regenten,  in  Hinsicht  auf  die  Gesammtheit 
der  Untcrtliancn,  und  so,  dafs  jedes  Mitglied  der 
Stände  als  Vertreter  nicht  blofs  seines  ßezirhs,  son- 
dern des  ganzen  Landes  anzusehen  ist;  ein  Grundsatz, 
der  in  den  meisten  der  neuern  landständischen  Ver- 
fassangsurhunden  ausdrüchlich  ausgesprochen  ist  ^). 
III)  Ausser  den  oben  ($.  225)  angezeigten  landsch.aft. 
liehen  FundamentalRechten,  streitet  die  R echtsver- 
muthung,  gegen  die  rechtliche  Nothwendigheit  ei- 
ner landsländischen  Mitwirkung  oder  Theilnahme  au 
der  Staatsverwaltung,  so  fern  nicht  eine  entgegen- 
stehende besondere  Reebtsvermuthung  laiidesgrund- 
gesetzlich  begründet  ist  c).  IV)  Zwecltgcmäfs  ist 
i)  die  Festsetzung  schiedsrichterlicher  Ent- 
scheidung, für  den  Fall  eines  Zwiespaltes  über  Aus- 
legung  oder  Anwendbarkeit  der  Verfassuiigsurkniide  ) , 
und  2)  eine  Bestimmung  über  die  Art,  wie  Zusätze, 
Erläuterungen  und  Aenderungen  der  Verfas- 
sungsnrkunde  zu  Stande  gebracht  werden  können 

V)  Anträge,  Vorschläge,  Vors  t eil  ung  en.  Bi  t- 
t’n,  Wünsche,  Anzeigen,  Erinnerungen 
und  Beschwerden/),  das  Staatswolil  betreffend, 
unaufgefordert  vor  die  Landesherrschaft  zu  bringen, 
steht'den  Landständen  , wie  allen  Unterthanen,  frei. 

VI)  Wegen  Mifsbrauchs  ihrer  verfassungsraäsigen 
Rechte,  sind  l.andstäude  verantwortlich. 

f')  Pürrrn's  I.il.  III.  1061.  McijHn's  Ait.  sy^.  Mosra  von  drr 
Lantleslioheit  übcrluiupt , aoy.  EbenJert,  von  der  Iteichs- 
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slünrlc  Landen  , 3ii.  &3().  ScaiiAcnEBT's  Staatsr.  der  gesammten 
Bcicbslamle , S.  4>*  ■47-  Ast,  Fbask's  Etwas  über  die 

3VabIcapitulationen  in  d,  gcisll.  Wahlstaaten  (1-78.  8.),  S, 
ii3.  Lösung  des  SlaalsFrobleins : ist  mit  dem  Begriff  der 
3ourerainelät  der  Begriff  8er  Landstände  verrinbar?  1806.  4> 
Vergl.  Püttbb's  Beile,  I.  »?<),  u.  C.  Aeswkr  über  landschaft- 
liche Verfassung  und  Nationalllepräscntatiun.  Landsh.  1809, 
8-  — Freunde  des  schwankenden  Bechtes,  vermeiden  be- 
stimmte Aeusserungen  hierüber.  — Ob  dfe  Landstiindc  , als. 
Corpus,  in  diesem  Verhältnifs  ain  Uiilerthaneu  xu  betrachten 
seyen?  8,  Mosra  von  d.  B.  Staude  Landen,  548-839.893.  Oder 
als  privilrgirle  ünterthanen  und  Häf/ie  l v.  Rotu's  Staatsr. 
der  Beichslande , IJ.  55.  Oder  ob  sie  in  vrrfassungsmäsig 
mod’ßcirter  Unttrordnung  ZU  der  Landesherrschaft,  oder 
ihr  blofs  zur  Seite  stehen? 

Landständische  Verfassungsurkunden  seit  1816:  weimar-eiseni 
nachisebe,  67;  schwarzbiirg- rudolstiidtischc,  i ; hild- 
burghausisehe , 6;  badische,  §.  69;  \virlembergisclie , 

§.  i33;  grofsh,  hessische,  Art.  88;  braunschweigische  er- 
neuerte Landschaftsordnnung  von  1820,  V 'i  coburg-saal- 
feldiscbe  , §.  34  u.  S-?.  — So  auch  Scbwfdtr  introd,  in  jus 
publ.  c l3.  p.  869.  llinEBList's  Reichshistorie,  II.  4^  VIII, 
691.  ( V.  Hizdrich's  ) Oedanken  über  die  allerwichtigste  An, 

gelegenbeit  Teutschlands.  Th.  I (1795.  8 ),  S,  z33,  Pütti-u 
a.  a.  Q.  — Dawider,  Riesf.r  de  nat.  et  indolc  daminii  in 
territoriis  Germ,  lib.  II.  c.  6.  A.  F.  II.  Posse  über  das 

. Staatseigenthum  in  den  trutschen  Reichslanden,  und  das 
StaatsRepräsentationsrecht  der  teutseben  Landslände  (Rost,  u, 
Leipz.  1794.  8.  ) , Absebn,  II.  Göhse«  y.  StaatsrechtsdiensU 
barkeiten  , 60, 

()  SrarDK,  Tb.  111,  Red,  8j,  Büdeb  obss,  juris  publ,  p.  i5(L, 
Moseb's  Justizverfassung , 1,  206.  Scbkaubebt's  Beiträge,  I, 
96.  — Von  dem  landsländischen  Mitwirkungsrecht  bei  Lan-. 
des  - und  DomänenV'cräusscrungcn,  bei  Landesvertheidigungs- 
Anstalten,  bei  Besetzung  des  Hofgerichtes  , bei  Contrahirung 
neuer  Landeaschuldep,  Moser  von  der  R,  Stände  Landen, 
t38i,  i383  — Von  ihren  Rechten  hei  Gefahr,  besonders 
während  der  Abwesenheit  oder  Verhinderung  des  Landes- 
berrn , bei  der  Gemütbskrankheit , oder  Gefangenschaft  des, 
selben,  bei  Erlöschung  der  RcgentenFamilie  , ohne  Succes- 
sionsBere.chtiglc,  bei  Aenderung  der  Slaatsverfassung,  u.d.  m, 

d)  Geschehen  ist  dieses  in  dem  hildburghaus,  landschafil  Grund-, 
geselz  V.  i8>8 ; 5.57.  — Verordn,  der  Grofsherzoge  yon  Meek- 
lenhurgSchwcrin  u.  StA'litz  v.  8.  Jiov.  1817,  belr.  eine  mit 
thron  Landständen  getroffene  Yercinbarung , dafs  und  wie 


Digitized  by  Google 


Die  Landstände. 


493 

fltrritiglieiten  iwiscticn  der  Landesliemchaft  nnd  den  Stün. 
den  «über  Landesverfassung  , LandesGrundgesctie  , sonstige 
öiTentliche  Verträge,  die  Ausübung  und  Anwendung  dersel- 
ben , so  wie  überhaupt  wegen  Ausübung  der  landesherrlfchen 
Gewaltv,  durch  beiderseits  erwählte  Schiedsrichter  entschieden 
werden  sollen  , so  dafs  diese  bei  Verletzung  des'Besitzstandes, 
nach  Umständen,  selbst  vor  dem  Versuch  der  Güte,  ein 
Inhibitorium  zu  Erhaltung  des  vorigen  Status  quo , oder  ein 
angemessenes  Interimisticum  erkennen  können , und  dafs  die 
Landstände  bei  unterbleibender  Folgeleistung  den  Uecurs 
an  die  durch  die  Schiedsrichter  nehmen  können,  als 

Beilage  87  zu  d.  P^otoc.  der  B.V,  v.  22.  Dec.  1817,  u.  iu 
den  Constitutionen  der  europ.  Staaten , Th.  III,  S.  438.  Ward 
^arantirf  von  dem  t.  Bund  «um  alle  Bestimmungen  dessel- 
ben, in  welchen  auf  den  Bundestag  Bezug  genommen  wor- 
den, jederzeit  aufrecht  erhalten  zu  wollen».  Protoc.  der 
B.V'.  V.  181",  §.  4*6.  V,  1818,  %.  127,  — Die  sch/rarzburg, 
ruJolstäiltische  landesherrliche  Erklärung  v,  ai.  .Vpr.  1821, 
Num,  6 bewilligt  compromissarische  Entscheidung  der  Bun. 
desTcrsaminlung,  wenn  bei  den  Lnndständeu  Zweifel  darüber 
entstehen , ob  das  Staatsbedürfnifs  eiuer  Stcuerforderung 
der  Begierung  begründe.  — M.  s,  auch  die  wieuer  Schlufs- 
Actc  v.  1820,  Art.  60,  wo  eine  ähnliche  Bestimmung  für 
den  Fall,  wenn  die  landständische  Verfassung  von  dem  t. 
Bund  garantirt  ist, 

«•)  Badische  VerfafsiUrk.  v.  1818,  §.  64  u.  74.  GH.  hessische 
V.  1820,  Art.  110.  Schwarzb,  rudolstädtische  landesherrl. 
Erklärung  v,  21.  Apr.  1821  , Num.  2, 

/)  Gravamina  ordiuum  provincialium , Landesbeschwerden ; 
cahiers  de  doleancc  in  dem  alten  Frankreich.  — Auch  das 
Recht  zu  gerichtlicher  Klage  wider  das  Staatsministerium  u. 
einzelne  oberste  Staatsbeamte  , wegen  Ungesetzmäsigkeit  der 
Regierungshandliingen , kann  den  Landständen  eiiigeräumt 
sejn.  Vergl.  ziS',  VT,  u.  262, 

S.  227. 

Collcgial-  und  Deputations  Rechte. 

I)  Den  Landständen,  als  einer  eigenen,  für  sich 
bestehenden  Corporation,  steht,  in  der  Regel, 
«las  Recht  zu,  unter  landesherrlicher  Oberaufsicht, 
ihre  c o Uc  gi ali«  che  n Angelegenheiten  nach 
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Gutfilulcn  zu  bestimmen  "),  und  die  nöthigen  land- 
scLai'tlichen  Diener  zu  bestellen  t).  II)  Willkühr-, 
liebe  Zu  s a Ul  in  e n k ii  n f l e (PrivatConvente)  wer- 
den ihnen,  in  den  meisten  Staaten,  nicht  mehr  ge- 
stattet c).  III)  In  manchen  Staaten  sind  füt*  gewisse, 

, laufende  oder  blofs  Torbereiteude , Geschäfte,  land- 
ständische Commissionen,  Ausschüsse  oder 
Deputationen  angeordnet,  zuweilen  ein  weiterer 
oder  grosserer,  und  ein  engerer  Ausschufs  d) , in 
ninnchcn  Ländern  fortbestehend  auch  ausser  der  Zeit 
der  allgemeinen  Ständerersammlung ').  IV)  Einseitige  ^ 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  findet,  in  der  Regel, 
nicht  statt:  wohl  aber  landesherrliche  Erhebung 
eines  Gutes  zu  eine,m  landtagfäbigen,  wo  und  so 
weit  Güter  dieser  Art  bestehen. 

(i)  liRFTrs  diss.  de  potostate  Augiistissimi  suppletoria , Sect. 

U.  §.  II.  Mosrs  T.  d.  R.  Stände  Landen , — VonUnio- 

iie»  derStände , s.  Mosen  a.  a.  0.659 — 7i5.  1U6.  H19.  — Von 
ilirrn  Siegeln  , s.  ebendas.  818.  Mosrn's  Rcchlsmaterien  , St. 
VII,  iV. «.  Von  den  walderkiscben  Landständen,  s.  Klüskii's 
Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  a56  f. , 161  , s65  11.  168  IT. 

b)  AVirtemberg.  Verfafs.Urk.  V.  1819 , §.  193  11  f . ; welmariscbe 

V.  1816,  57  IT. ; hitdhurghausisclie  v.  1818,  §.  s4  If • S 

burg-saalfcidischc  v.  i8».i,  lo).  — Von  dem  l .antiSymlicut 
8.  die  braunscLw.  erneuerte  Landscliaftordn.  v.  i8ao , 38. 

Von  iMndrdthen , s.  Mosrn  V.  d.  R.  Stände  Landen,  76a. 

M.  O.  CvBTivs  hists  polit.  Abhandl.  137.  v.  Bsno's  teutsches 
Magasin , 1796,  Heft  II,  l\um.  6.  Von  Landrätben  iq  dem 
eiienialigcn  Grorsherzogthum  Berg,  s.  Rhein.  Bund,  I.  110. 
Von  Lamlichaf tConsulenten , Symlicen , Canzlern^  j4rchi~ 
varen,  Secretären,  Registratoren,  Advocaten,  u.  S.  w.  Mossn 
a.  a.  O.  8oa.  — Von  landständisclicn  Gebäuden,  Archiven, 
Registraturen,  Kanzleien,  Bibliotheken,  ebendas.  816.  819. 

<)  S.  weimar-eisenach.  Verfafs.Urk.  v.  1816,  §.  56;  baierisehe 
V.  1818,  VII,  3i;  badische  v.  1818,  5a  ; hiTdburgliausische 
V.  1818,  §.  45  > fürstl.  liechtensteinische  v.  i8i8,  §.  10;  wir- 
tembergische  v.  1819,  V i grofsb.  hessische  v.  i8ao,  Art. 

63;  braunschweig,  erneufrte  Landscliaftordn.  v.  18*0,  §,  33 
u.  f.  K.  F,  IIavs.vans's  Bevträge  zur  Krnntnifs  der  kursächs. 
Landesversammliiiigen , Th.  II  (Leip/,.  1798.  8.),  Jium  1. 
Mossn  a.  a.  O.  1519. 
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J Mosrn  a.  a.  O.  763.  Braiiiischvtcig.  erneuerte  LandacbaA. 
orilij.  V.  i8io,  §.  3j  u.  f. 

f)  jMcchlenb.  Erbvergl.  v.  i-55,  itö  ff.,  S.  weimar-eisenacb. 
Orumlgcsel/.  über  <Iie  landst.  Verfal'a. , §.  >o5  u.  ff.  Hild- 
biirghausisi-he  WTfafs.L'rk. , §.3,  iQir.  f. , 43  u.  f.  ; badiscbe, 
5i  ; wirtuinbcrgiiclie  , §.  187  — 19a;  coburg-saalfeldische, 
$.  104  ff.  Sehwar^burg- rudolatädtisrhe  landesherrl.  Erklär. 
T.  ai.  Apr.  lüai,  Kum.  4-  Waldcrkischer  Landcsyerlrag , 
T.  19.  Apr.  1816  r §.  ai  u.  ff.  In  Tjrol  hat  man  drei  Arte.a 
von  InniUtäiidischen  Versammlungen,  den  grofsen  offenen 
L.vniltag,  den  grofsen  AusschuTsCongrefs , die  pereniiireude 
oder  perpetuirlicbc  Activität.  ln  Böhmen  u.  Mähren  be- 
steht ein  permanenter  LaudesAusschufs , in  Niederöslreirli 
im  Lande  unter  der  Ens,  u.  iin  Lande  oh  der  Ens  , in  Steier- 
mark und  in  Bärnthen,  ein  Collegium  der  Verordneti  ' u. 
ein  Collegium  der  Ausschufsrätbe. 


228. 

f''ersammhmgen  der  Landtcliaft.  Ort  u.  Zeit 

Nach  Verschiedenheit  der  Landesrerfassung  und 
der  Umstände,  werden,  unter  TcrPassungsinäsiger  Mit- 
wirkung des  Regenten,  ordentliche  und  ausser, 
ordentliche  Landtage,  allgemeine  Landtags- 
Tersaminlungcn , unt\  engere,  Ausschuls  - oder  lle- 
putationstage , gehalten«);  in  der  landesherrlichen 
Residemt,  oder  an  einem  andern,  bestimmten,  oder 
beliebigen  Ort  f’)  Die  Ausschreibung  der  or- 
dentlichen Landtage  (Conrocation),  geschieht  Ton  dem 
Regenten  r) , entwetjfr  /.u  bestimmter  Zeit,  z.  R. 
jährlich,  oder  bach  zwei,  drei  oder  sechs  Jahren, 
oder  ausserordentlich  so  oft  es  nöthig  , insonderheit 
nach  einem  Rrgierungsw'cchsel , oder  nach  Gutfinden, 
allenfalls  auch  auf  Ansuchen  der  Landstände  <^). 

«)  IlrirHASDT  (liss.  de  stalibus  provinrialibus , p.  is.  Hiccics 
spiril.  juris  grrm.  pr  r.  2s3.  .Uosrs  v.  d.  B.  Stände  Landen, 
l385.  1493.  i407*  \ on  ormfinschaftliclien  und  hesnndtrn 

Landtagen  in  Hessen  u.  Schauinburg , s.  oben  §.  S19  u.  210, 
u.  Mosta  a.  a.  O.  620.  i5i4.  Lh>d»bhosf’s  kleine  Schriften, 
1.67.124*  — Von  ers  tinmlungcn,  s.  Mosis  a.  a.  O. 
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)5i4.  D-  G.  ScHBFBFB  von  cliiirf.  sächs,  Land  - u.  Aussrhufs. 
tagdn.  H.alle  1754.  i‘69,  1793.  8.  (Auch  in  F.  C.  Moskr's  di- 
ploniatisch-histor.. Belustigungen , Th.  I,  S.  i8j.  ) — C.  E. 
Weissi's  S^usäUe  hiezu.  Leipz.  1799-  8.  Von  chem.iligen 
Stiftstagen  in  dem  Königreich  Sachsen,  s.  Rüni-n  a.  a.  O. 
h)  Moszh  von  d.  R.  Stände  Landen,  i3oo.  — Von  Landtagen 
unter  freiem  Himmel , ebendas.  4^8-  Sculözkii's  Staatsan- 
«teigen  , lieft  ^'2,  S.  4t'-  'v-  Lieb'habvu's  Beitr.  zur  Erörtcr, 
der  Staatsrerfass.  der  braupschw.  lüneb.  Churlaudc  (Gotha 
1794.  8. ) , S.  120. 

r)  Vorrecht  und  Schuldigkeit  hiebei.  Mosea  a.  a.  O.  1496, 
£6«n(7e22,  Rechtsmaterien,  IV.  481.  SriiVBEobss.  juris  et  bist, 
obs.  IV.  §.  24. 

#7)  Moseb  von  der  R.  Stände  Laqden , iSoo, 


5.  229. 


Verhattdlwigen  während  der  Ständeversammlung, 


I)  F’ur  die  Verhandlnngzart  in  der  StändeTersamin.. 
lung,  besteht  gewöhnlich  eine  G e s c h ä f t-  oderYcr^ 
handl  ungsordn  un  g,  entweder  in  der Yerfassungs- 
urhunde  , oder  abgesondert  von  derselben.  II)  Unter 
Beobachtung  des  gehörigen  Ceremonielso),  erl'ol-. 
gen  bei  einer  Ständeversanimlung  ; 1)  die  EröffV 
nung  des  Landtags  h) ; 2)  die  Ernennung  oderErwäh-. 
lung  des  Präsidenten  und  des  YieePräsidenten, 
oder  des  LandstthaftDirectors,  da  wo  nicht  ein  bestän-, 
diger  Präsident,  z.  B,  der  Landerhinarschall  oder 
Landmarschall,  ist;  3)  die  landesherrlichen  Propo-. 
sitioiienr)  (Postulate);  4)  die  Vorlegung  des  Fi-> 
nanzherichtes  uqd  Finanzplans  (§.319),  so 
wie  derElntwürfe  zu  neuen  Gesetzen  und  Einrich- 
tungen; 5)  die  Bcrathschlagung,  allgemeine, 
oder  abgesonderte  nach  den  Abtheilungen  oder  Glas- 
sen  der  Landstände  <1) , auch,  für  gewisse  Angelegen- 
heiten, des  .Ausschusses,  und  zwar  in  oder  ohne  Hei- 
seyn  landesherrlicher  (zu  Einmischung  in  die  Erör- 
terung berechtigten  oder  nicht  berechtigten)  Cominis- 
sarien,  öffentlich  oder  bei  verschlossenen  Thören  (in 
geheimer  Berathung  oder  geheiinem  Cumile);  0)  die 
Anordnung  ständischer  Couimi,ssioneu , für  l’rii- 
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fung  und  Vorl)creilung  einzelner  Angelegenheilcn ; 
*;)  die  Ab  s t i Ul  um  II  g der  Einzelnen,  und  zwar  in 
der  Regel  nach  eigener  Einsicht,  ohne  Mandat  oder 
Instruction;  8)  die  Fassung  der  Beschlüsse  nach 
Stimmenmehrheit  der  Einzelnen,  oder  der  Abtheilun^ 
gen  (Curien)  in  d^r  Landschaft,  in  den  zu  solcher 
qualilicirten  Fällen  <•);  9)  die  (mm  m u n i ca  t io  n un- 
ter den  yerschiedenen  Abtheilungcu  der  Ständever- 
sammlung (^.222);  10)  die  E r h 1 ä r u iig  e n der  Slände- 
versammlung,  beii'iilligc , eiim illigende , gutaclitcnde, 
abweichende,  mifsbiiligende  (landständisches  Veto, 
225  !>)•  11)  die  \'erabredung  und  Entwerfung  der 
La  n d e s b e s ch  w e r d e n /)  , der  Landesgebre- 
chen, Erinnerungen  und  Desiderien,  der 
Vorstellungen,  Vorschläge,  Anträge  und 
Bitten;  12)  die  landesherrlichen  Resolutionen, 
der  LandtagsAbschied  »),  auch  der  Depu- 
tations Abschied;  i3)  zuweilen  besondere  lan- 
desherrliche Entschliessung  oder  Resolutioq  auf 
die  ständischen  Beschwerden  (Erledigung  der  Landes- 
gcbrechcn);  14)  die  Entlassung,  V e r t a gu  n g ^), 
oder  Auflösung  der  Ständeversaminlung , meist  mit 
Feierlichlieit.  III)  O ef  f e n 1 1 i c h k e i t der  landstän- 
dischen Verhandlungen  (Zulassung  des  Publicums  iu 
den  Sitzungen,  und  öflentliche  Mittheilung  des  Denk- 
würdigen der  Verhan. Illingen),  als  Regel,  ist  zweck- 
gemäfs,  theils  als  Sporn  für  Thätigkeit  und  Beruf- 
treue  der  Mitglieder,  theils  als  Erinnernngs-  und  Bil- 
dungsinittel  für  Staatsbeamte  und  Mitglieder  der 
Stäiidcversammlung , und  auch  für  Anregung  eines 
Tcrfassungsmäsigen  Volklebens  >).  Was  in  Hinsicht 
auf  öffentliche  Rechte  und  Pflichten  im  ISamen  Aller 
verhandelt  wird,  mufs,  in  der  Regel,  auch  Allen  kund 
werden. 

o)  Von  dem  landcslierrliclicn  Ceremoniel , s.  Mosss's  Rcclits- 
materien.  St.  IV,  S.  )ßi. 

h)  Von  dem  Erscheinen  der  Grafen  und  Herren  durch  -Ihge- 
ordnete,  der  l nivcrsilätcn , der  Städte,  der  amtsässlgen  Rlt- 
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terCurien,  durch  Bevollmächtigte,  a,  Riicrabdt  di$a.  c!t., 
p.  33.  sq.  Auf  den  Landtagen  der  pstreischischen  zu  dem 
t.  Bunde  gehörenden  Staaten , ist  jeder  Landstand  der  drei 
oberen  Classen  verpflichtet,  persönlich  zu  erscheinen,  und 
selbst  in  den  wichtigsten  V'erfainderungsrällen  kann  er  durch 
einen  Bevollmächtigten  sich  nicht  vertreten  lassen ; nur  in 
OestreichischSchlesieu  zeigen  sich  Ausnahmen  hievon.  Bisibgi-  b ' 
.1.  a.  O.  S.  4?o  f- 

c)  Mosfb  t.  d.  R.  Stände  Landen  , i3o3. 

tV,  Moskb  a.  a.  O.  i5o4  lf> 

r)  SravBt  obss.  Juris  et  hist.  ao6.  — Von  dem  Röcht  in  Theile 
ett  gehen  (Jus  eundi  in  partes,  itio  in  partes  ) s.  E.  F.  Gk* 
uBGii , ob  und  in  wie  fern  Jus.  eundi  in  p.srtes  auf  teutsche 
Landes-  und  Ständeversammlungen  anwendbar  sey  ? iStuttg. 
i8i’^-  8.),  S.  71  S.  u.  73  f.  Woldeh.  SEwrAHTH  diss.  de  (iui- 
nibus  circa  Jus  decidendi , quo  vota  majora  in  comitiis  utun> 
tur,  recte  regundis  ( Lips.  1818.  4-  ),  p-  61  — 73.  — Ob  in 
dem  Fall  einer  Stimmengleichheit , dem  Landesherrn  ein  Ent- 
scheidungsrecht,  oder  richterliche  Auctorität  in  solchen  Fäl- 
len gebfihre,  welche  sich  auf  die  verfassungsmäsige  Concur- 
renz  der  Landstände  zu  Ausübung  eines  Hoheitsreebtes  , oder 
auf  .die  natürliche  Freiheit  der  Stände  beziehen?  StbvbbI.  c. 
«07.  Von  Weimar  s.  Ri.übfb's  Staatsarchiv  , Bd.  I,  S.  187.  — 
Ob  auch  für  Fälle  des  getrennten , oder  ungleichartigen 
Interesse,  namentlich  bei  der  Steuerbewilligung , im  Zweifel 
die  Mehrheit  der  Stimmen  gelte?  Verneint  wird  cs  von  Mosfb 
8.  a.  O.  i5o8.  Ehen JeFF.  Rechtsmaterien,  I.  i.'iS.  160.  Stbvbr 
I.  c.  so6.  Wo  der  allgemeine  Vertretungsgrundsatr.  (^.  sii) 
gilt,  ist  das  Interesse  aller  Stimmführer  gleich,  doch  aber 
auch  das  besondere  einzelner  Beitragpflichtigen  gebührend  r.ii 
beachten.  Jetzt  entscheiden  die  meisten  Verfnssungsurkundcu 
über  die  angeführte  Frage.  * 

f)  Vergl  %.  a»6,  Num.  V.  Mosfb  a.  a.  O.  n8<).  «v.q’. 

g)  MoazB  a.  a.  O.  i5ii.  Rf.css  Staatsk.  XXXVIII.  a35.  Von 
Weimar  s.  RlCbeb's  Staatsarchiv,  Bd.  1,  S.  ii)o.  — Von 
den  Kosten  des  Landtags,  s.  Mosfb  a.  a.  O. , S.  i5u.  Die 
meisten  der  neueren  Verfassungsurkunden,  bewilligen  den 
Landständen  eine  bestimmte  Entschädigung. 

h)  Von  Vertagung  oder  Prorogation,  und  von  jlußösnrg  der 

Landtage , handelt  Mostn  von  der  ReichsstäiiJe  Landen , S. 
i5io.  Manche  Verfassungsurkunden  enthalten  hierüber  eigene 
Bestimmungen,  z.  B.  die  weimarische,  %.  sjff,  die  baierische, 
VII,  s3;  die  wirtembergische , 186;  die  grofsh.  Ifessische, 

Art.  63  u.  ff. ; die  hildburghausische , 43- 

i)  Bbak's  Minerva  , i8a> , Fcbr.  , S.  197  — SyJ.  Verhandlungen 
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der  2.  Kammer  der  grofsb.  hesaisclirn  Landstände , iS-to, 
Heft  1 , S.  58  ff.  , 74  ff. ; Heft  3 , S.  67  ff. , 79  ff. , iio ; ’ 
Heft  5 , S.  70.  Jent  X.  Bvnthsx's  Tactih  oder  Theorie  des 
Gesehäftganges  in  deliberirenden  VollisStändeversammlun. 
gen;  nach  dessen  liinlerlafs.  Papieren  bearbeitet  t.  St.  Dü- 
xo^T.  Erlangen  1817.  8.  Frauen  werden  im  englischen  Par- 
lament nicht  sugelassen  ; inan  glaubte  bemerkt  au  haben , dafs 
ihre  Gegenwart  nicht  selten  nnchtheilig  auf  die  Debatten  eiu- 
wirke.  Besthsh,  S.  189.  — Weise  Beschränkung  in  der  wiener 
SchlufsActe,  oben§.  117*'.  Oeffentlich  sind  die  ständischen  Sit/.iiii- 
gen  in  beiden  Kammern,  in  Baden  u.  im  GH.  Hessen;  nur  in 
der  «weiten  Kammer,  in  Baicrn  u.  Wirtemberg,  auch, 
nach  einer  neuem  den  §.  9 des  Patents  vom  i.  Sept.  i8i4 
abändernden  Bestimmung  im  Herzogthura  Nassau.  — . In 
dem  K.  Sachsen  wünschten,  auf  dem  Landtage  i8so  11.  1821, 
die  Stände  den  Druck  der  Landtagsschriften,  der  König 
bewilligte  aber  blofs , dafs  nach  beendigter  Landesversamm- 
lung , aus  den  zur  Publicität  geeigneten  Verhandlungen,  ein 
kurzer  Auszug  gefertigt , u,  durch  den  Druck  bekannt  ge- 
macht werden  sollte.  Zum  erstenmal  erschien  ein  solcher 
Auszug  unter  dem  6.  Oct.  i8si  , auf  8 QuartSeiten , aus  den 
Verhandlungen  des  jüngsten  a^tmonatlichen  Landtags.  — 
Die  braunschweig.  Landtagordn.  v.  i8so,  |.  rb,  verordnet 
Geheimhaltung  der  Verhandlungen  so  lang,  bis  die  Resul- 
tate derselben  gefafst,  u.  zur Publication  gelangt  sind;  auch 
ist  nicht  erlaubt,  Meinungen  u.  Vota  einzelner  .tlitglicdrr  • 
bekannt  zu  machen,  , 
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IV.  C a p i t e t. 

Die  Standesherreti. 


§.  230  ^ 

ISegriff  der  Standesherren  u.  Standesherrschaß:en.  Butl* 
desstaaten , worin  standesherrliche  Bezirke.  Unterord» 
nung  unter  mehrere  Bundesstaaten  zugleich. 

I)  Standesherrena),  im  Sinn  der  tcutschcn 
BnndesActe^},  sind  der  Bundesacte  gemäPs  beTor- 
rcchtete  Landeigcnthümer  vom  Herreiistande  c) , vor- 
mals teutsche,  fast  durchgchends  reichsständisclic 
Landesherren  von  fürstlichem  oder  gräflichem 
Stande,  welche,  bei  dem  Fall  der  teutschen  Reichs* 
Verbindung  oder  späterhin/),  der  Staatshoheit  teut- 
scher  Souveraine  unter  bestimmten  Bedingungen  un- 
tergeordnet wurden.  Unpassend  auf  ihren  Rechtsxu* 
stand  sind  die  Benennungen  Mediatisirte  und  mit- 
telbar gewordene  ehemalige  Reichsstände^).  II)  Ein 
nach  Vorschrift  der  BundesActe  standesherrlich  be- 
vorrechteter Landesbezirh,  vormals  ein  reichsuiiniit- 
telbares,  den  Inhaber  zu  teutscher  Landeshoheit,  meist 
auch  zu  Reichsstandschaft,  berechtigendes  Territo- 
rium, heifst  Standesherrschaft;  cs  bann  aber 
demselben,  neben  dieser  Benennung  der  Gattung,  der 
Titel  Fürstenthum,  Grafschaft,  oder  Herrschaft  zu- 
kommen,  welcher  durch  das  Beiwort  «standesherr- 
lich » sich  genauer  bezeichnen  lafst.  III)  Standesherr- 
liche Bezirke  dieser  Art,  bestehen  in  folgenden  neun 
Bundesstaaten:  in  den  koniglich-preussischen  Pro- 
vinzen VVestphalen  und  Niederrhein;  in  den  Rünig- 
reichen  Baiern,  Hannover,  und  Wirtemberg,  in  den 
Grofsherzogthümern  Baden  und  Hessen,  in  dem  Kur- 
fürstenthum Hessen,  in  dem  Herzogthum  Nassau,  und 
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in  dem  FürslcntLiim  llohenzollcmSigmaringen  h), 
IV)  Manche  Standesherren  sind,  wegen  standesherr- 
licher  Besitzungen,  der  Souverainetät  mehrerer 
BundesCilrsten  zugleich  untergeordnet  ')• 

a)  Schriften,  die  Slanilrslierren  betreffend,  sind  nngczcigt , in 
WiSKOPp's  rhein.  IJiiiiil,  XX.  180  — 11^.  — Gbcseh  über  die 
Standesherren;  in  Lides's  Xcniesis,  Bd.  III,  St.  2 (i8i4). 
S.  273  — 2q3.  I.  B.  T.  Szssbuhg's  Enl%vurf  für  e.  umfassende 
u.  gleichbcitliclie  Bestimmung  der  Standes-  11.  grundlicrrHciiru 
Reelitsverhältnisse.  Carlsr.  1821. 8.  Archiv  für  Standes-  u.  gruud- 
hcrrliclie  Rechte  u.  \ erhältnissc , Geschichte  u.  Statistik , alter 
u.  neuer /eit.  Rd.  I,  Hefti.  Ilcilbronn,  1821.  Heft  2 u.  3. 
Carlsr.  u.  Baden,  1821.  Bd.  H,  Heft  i.  Ebendas.  1822.  gr. 8. 

4)  Die  BundesActe,  Art.  14,  lit.  b,  gebraucht  von  den  Häup- 
tfrn  dieser  fürstlichen  und  gräfliehen  Häuser  das  3Vort  Stan- 
desherren. — Wesentlich  verschieden  von  diesen  Staudes- 
herren, deren  Rcchtsp.ustaud  durch  die  tcutsche  BundesActe 
bedingt  ist,  und  die  man  daher  am  genauesten  durch  die 
Benennung  Standesherren  im  Sinn  der  t,  BundesActe  beieich- 
Bct , sind:  1)  diejenigen  Standesherren,  die  schon  vor  1806 
als  ansehnlich  bevorrechtete  Grundcigenthfiiner  in  verschie- 
denen Ländern  bestanden,  >vie  in  Schlesien  (seit  dem  i4- 
Jahrluindert  , freie  und  minderfreie  Standesherren , mit 
Standesherrschaftcii  und  Minderherrschuften  , luid  wo  noch 
1819  Thurn  und  Taxis  — man  s..  §.  447  > d — für  sein  Fürsten, 
thiim  Rrotosz^n  Standesherrlichheit  erlangte),  in  der  Oher- 
und Niederlausitz-,  2)  diejenigen,  welche,  nach  Auflösung 
der  t.  Beiehsverbindung,  in  etlichen  Bundesstaaten  Standes- 
herrlichkeit  durch  landesherrliche  Verleihung  erlangt  haben  ; 
eine  \ crlcihung,  durch  welche  weder  Hoffnung  zu  Curiat- 
Stimmrecht  in  dem  Plenum  der  B.V.  (§.  116),  noch  Eben- 
bürtigkeit (§.  23i),  noch  auch  ein  in  allen  Bundesstaaten 
noth  wendig  anzuerhennender  hoher  Adelstand  (§.  23i)  erlangt 
werden  kann.  Vergl.  240b. 

c)  Herrenstand , im  teutschen  alt-staatsrechtlichen  Sinn.  Vergl. 
oben  , §.  197 , u.  RLÜBEas  isagoge  ln  elemcnta  juris  publici 
quo  utiintur  Nobiles  immediati  in  Imperio  R.  G.  ( Erl.  1793. 
8.),  §.  S.  Rhein.  Bund,  XXIII.  194.  — Die  Benenimng  ..Vrair- 
Jesherren  in  dem  oben  angegebenen  Sinn,  ist  nun  stylo  pu-^ 
blico  fast  allgemein  angenommen.  Andere  hatten  sie  für 
privilegirte  Herren  erklärt.  Behb's  sjslemat.  Darstell,  des 
rhein.  Bundes  , §.  146.  Zacuabiä's  Abhandlungen  zu  Erläutcr. 
des  Staatsr.  d.  rhein.  Bundesstaaten,  S.  2.4  ff.  Vergl.  oben 
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§•44,  c.  Oder  gar  für  Siaalshramir,  UtHK  a.  a.  O. , S.  4o<). 
Vcrgl.  auch  Gacstn  a.  a.  <).  , S.  i'i  ff. 
fl)  Nur  wenige  Ausnnhmt-n  hat  die  ScliliifsActe  des  wiener  Con- 
grewes  dadurch  begründet,  dafs  sic  aueh  Etlichen,  die 
Heiclisstandschaft  Dicht  hatten  , .Standesherrlichkeit  im  Sinn 
der  t.  BundesActe  angewiesen  hat.  Von  dieser  Art  sind: 
der  Fürst  s’on  //  in^eiiiiciiillcrlcburg  wegen  der  Ilerrsehafl 
Homburg  an  der  Mark,  deren  standesherrliche  Gerechtsame 
im  J.  iß'Ji  au  die  Hrone  l’reussen  veräussert  worden  sind 
(nicht  auch  wegen  seines  Anthcils  an  der  s-oi  mals  reichs- 
st.ändiiehen  Grafschaft  %Vittgenstein );  der  Herzog  von  Crny 
svegen  Dülmen;  die  Fürsten  von  nenihrimSteinJnri  wegen 
Stelnfiirt  (nicht  auch  wegen  der  reichständiseheii  Graf- 
schaA  Bentheim),  und  von  BrntheimTecklenbuig  oder 
HrntheimRhcihi  wegen  der  Herrschaft  Bheda.  Acte  finalduton- 
gres  de  Vienne,  art.  43.  Von  der  nicht  reichsständisclien , 
nun  aber  staiidesherrlicheii  Grafschaft  HohenLiinburg  , dem 
F.  von  BentheiniRlieda  gehörend,  unten  ■ij**"!''.  — 0*c  i“ 
dem  Ilüiiigreich  M irteinberg  gelegene  Grafschaft  I.üwen^teiii, 
dem  F.  v.  Löwenstein WertheimRosenberg  gehörend , war  nicht 
reichsst.vndisch.  — Der  wirtcmbcrgische  Verfassungsvertrag 
V.  i8ii;,  i'2(),  giebt  eine  Stelle  in  der  ersten  Rammer  derLan<l- 
stündc , den  a Häuptern  der  fürstl.  u.  gräfl.  Familien , u.  den 
Vertretern  der  slandeslierrl.  Gcineinschalten,  auf  deren  BcsiU- 
ungen  vormals  eine  Reichs-  oder  ^rcMtagsStimnic  geruht  hat  ». 

e)  Auch  die  BundesActe,  Art.  14,  lit.  a,  spricht  nur  von 
fürstlichen  und  gräjlichen  Häusern,  ttocli  findet  sich  eine 
Ausnahme  bei  dem  Freihrrrn  v.  Bömmelherg , dem  Hesit/er 
der  vormals  rcichsständischen , in  dem  43.  Art.  der  wiener 
CongrefsAeto  als  Standeshereschaft  anerk.innten  Herrschaft 
Gchmeii.  Vergl.  i3i  , d. 

f)  Die  Geschichte  dieser  Art  standesherrlichcr  L'nterordiiung, 
beginnt  mit  dem  J.  1806.  Schon  kurz,  vor  Auflösung  des  t. 
Reichs,  entstand,  durch  freiwillige  Liitcrwerfung,  die  standes- 
herrlichc  Unterordnung  der  Grafen  von  Fugzer  unter  Baierii. 
Baierische  Declaration  <oin".  Jun.  1806.  Aber  in  Jllasse  er- 
folgten standesherrliche  Subjeelionen , durch  die  rheinische 
BundesActe , Art.  -i'f.  Im  .1.  1807  suL.jirirtu  der  König  von 
VVestphalen,  den  Fürsten  von  Kanniizliietberg  wegen  Ricl- 
berg;  desgleielicii  im  J.  180Ö  der  Grofsherzog  von  Berg  den 
Graten  von  Briitheim'J'ecklenburg  wegen  Rheda  und  Ho- 
henLimburg.  Im  J.  1810  unterwarf,  doch  ohne  Standes- 
herrliche  Vorrechte,  Napoleon  theils  sich  selbst  theils  dem 
Grofsherzog  von  Berg,  verschiedene  ehemalige  Reielisstäii- 
de  , d.e  bis  dahin  noch  frei  gebiieüeii  waren,  nämlich  die 
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Fürsten  von  SHlir.äitlm  und  SiilinHjrburg  und  den  Herzog 
von  Arenherg  (§.  3t).  Endlich  wurden  im  J.  :8i5  auch  die 
Bouveraineii  Fürsten  von  Isenburg  und  von  der  ! eyen , so 
wie  die  dem  ersten  durch  die  rheinische  BundesActe  subjicir- 
ten  Grafen  von  Isenburg,  slandcsherrlicb  unterg  ordnet.  Acte 
final  du  eongres  de  Vienne,  art.5>  et  HLittvn's  Leber* 
sicht  der  diploinat.  3 erhandl.  des  wiener  Congr  , S.  19,  81, 

91  , 86,  i35  u.  561.  F.beniless.  Acten  ilis  sviencr  Congr. , lld. 

II,  S.  579f.  Bd.  VllI,  S.  IÖ2.  Reces*  general  de  la  Commis- 
sion territoriale  rassemblee  ä Francl'urt , du  tu  juillet  1819, 
art.  8,  19  et  i5.  Ein  U>  such  des  F.  v.  der  i ey  en,  um  Entschä- 
digung oder  sonsiige  Hülfe,  wegen  verlorener  Landeshoheit, 
ward  von  der  B.V.  zweimal  abgewiesen,  in  ihren  Proioc.  v. 
■816,  tt,  u.  V.  i8to,  tti . — Dagegen  ward  der  Lantigraf  von 
Hessen  Homburg,  welcher  vermöge  der  rheinischen  BundesActe 
gegen  den  GIl.  von  Hessen  in  standesherrlicher  Lnterordnung 
gestanden  batte,  von  derselben  durch  den  Acte  final  des  wie- 
ner Congresscs  befreit  (§.  106,  c).  — Geschiebte  dt  r sogen. 
Mediatisirung,  in  d.  angef.  Archiv  etc.  Bd,  1,  Heft  1,  S.  laiff., 
Heft  a , S.  172  ff. 

g)  Obgleich  (u  ihren  Souverainen  unstreitig  in  unrnirielhnrein 
SubjcciionsV  erhülinirs  stehend , werden  diese  Standesherren 
hin  und  wieder  MeJiatisirte  oder  millrlbar  gewordene  vor- 
malige Reirhsstünde  genannt,  selbst  in  der  t.  BundesActe, 
Art.b  u.  14,  u.  in  der  wiener  Congrcfs.Lcte,  Art.  3t,  43  u.  5a, 

So  wie  in  der  wiem  r SchlufsActe  von  i8to , Art.  63,  in  man- 
chen Slaatsverträgcn  und  landesherrlichen  Edicten;  durch 
Verwechslung  von  Begriffen  des  ehemaligen  t.  Staat>recbtes, 
und  des  heutigen  I.  offcntlicbeu  Rechtes,  welchem  der  Be- 
griff vormaliger  Unmittelbarkeit  und  Mittelbarkeit  (§.371  fremd 
ist.  — Zur  Zeit  des  teutschen  Reichs,  waren  alle  einer  teutseben 
Landeshoheit  oder  Landesherrlichkeit  ( §.  36,  a ) sunächst  un- 
tergeordneten Reichsangehörigen,  Mittelbare  oder  Media:\jts-  • 
terthanen  des  Baisers  und  Reichs  oder  der  BeichsStaatsge- 
walt.  Dagegen  waren  dieser  unmittelbar  untergeordnet,  nicht 
nur  die  seit  dem  Fall  der  Reichsverbindung  einer  Staatshoheit 
als  Standesherren,  also  mit  Vorzug  vor  andern  Staatsgenos- 
'sen,  untergeordneten  vormaligen  rcichsunmittelbaren  Landes- 
herren, sondern  auch  alle  übrigen  reichsunmittelbaren  Lan- 
desherren, und  der  niedere  reichsuuniittelbare  Adel.  V'ergl. 
oben  -9,  b.  Mediatisirte  hiessen,  damals,  gewesene  Reichs- 
unmiltelbare , die  aus  dem  Stande  der  Rcichsiinmittelbarheit 
in  denjenigen  der  Rcicbsmittelbarkeit  waren  herabgesetzt, 
die  aus  unmitlelbaren  Reichsuiiterthanen  (über  diesen  Aus- 
druck s.  den  Anhang  zu  Schuzvss  compeud.  jiiris  publ. ) in 
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reiclismittelbare  waren  verwandelt  worden,  llci  dein  niedern 
reiclisunmittclbareii  Adel , insumlerbeit  bei  der  Ileirbsritter- 
sclwift , fanden  sich  tielc  lieispiele  stdriier  .Mcdiadbiriin^;;  in 
der  neuem  Zeit  seit  frülier  bei  dem  vogtläudiselicn  Adel, 
bei  dem  VogtciAdel  in  der  1’falz  am  Uhein  und  IVecliar,  bei. 
dem  Adel  auf  dein  Westerwald,  ii.  a.  Hallen  ^lediatisirte 
Rcicliständscliaft,  initliin  iieielissteiierpfliclit  gehabt,  so  hicssen 
sie  auch  ( aus  der  neichsmalriUel  ) Eximirte.  Mit  dem  Fall 
der  Rciclisvcrbindung,  haben  Relchsholieit,  Relclisstandschaft, 
Reiclisuninillelbarkeil  und  .Aliltelbarheit  überall  aufgehörl, 
und  die  Landesholicil  hat  sich,  bei  denen  welche  fremder  Ho- 
beit  nicht  untergeordnet  worden,  in  unabhängige  Staalshuheii 
verwandelt.  — In  SrhiUz  genommen  wird  die  Renennung  Me- 
diatisirte,  in  d.  angef.  Archiv  für  Standes-  u.  grundhcrrl. 
Rechte,  Bd.  I,  Heft  i,  S.  108— iiö;  als  obeine  Keuenuung, 
welche  eine  am  höchsten  bevorrechtete  Standesclassc  bezeich- 
net, weniger  ehrend  wäre  als  eine  publicistisch -sinnlose,  wo- 
mit fortwährend  eine  crllUenc  Herabsetzung  angedeutet  würde. 
Folgerichtig  wäre  dann  auch  die  Benennung /17ei/ia(/icrrr<Au/- 
ten  , statt  Standesherrschaften , von  Einigen  Standesgebiele 
benannt.  Durch  eine  Fiction  wird  a.  a.  0.  die  Bundes- 
versammlung lür  ein  unsichlbares  ObrrJinupt  (vergl.  Qucli 
Archiv.  Bd.  I,  Heft  1 , S.  34,  Heft  ^!,  S.  4 mit  einer' 

t-Gesammthoheit  des  t.  Bundes , etwa  gleichlautend  mit  der 
«ehemaligen  Rcichshoheltv , erklärt ; die  Bundesglicder  hat- 
ten wohl,  «in  Beziehung  auf  sich  seihst,  eine  Art  von  Un- 
«abhangigkeit , doch  nicht  in  Beziehung  auf  amUre  unabhäu- 
«gige  Mächlev.  Der  Bund  habe  die  höchsten  , ein  Bundes- 
glied die  höheren,  ein  Mcdiatisirlcr  die  niedem  Regierungs- 
rcchfc  , von  der  Gerichtbarkeit  habe  jedoch  der  letzte  die 
mittlere  und  niedere.  Die  Ohersthoheit  des  Rundes  sey  der 
B.V.  anvertraut ; diese  übe  die  höchsten  Regierungsrechte 
aus,  jedes  Bundesglicd  nur  die  höheren,  ein  Standesherr  die 
niederen,  und  zwar  die  beiden  letzten  im  Xamen  der  höchsten 
oder  obersten  Buudesbehörde,  oder  aus  Auftrag  des  Bundes 
(Bd.l,  Heft  1,  S.3|).  So  könnten  denn  auch  jetzt  die  subji- 
cirten  Reichsstaude  «A/rdlatiirrtvgenaiint,  in  keiner  Beziehung 
aber  zu  (Jaterthanen  herabgewürdigt  werden».  (Doch  schwö- 
ren sie  das  Homaglum!)  Die  Einwohner  in  ihren  Gebieten, 
seyen  zunächst  «Unterthanen  des  Med'unherrn  , also  IVlediat- 
«Unterthanen».  (Aach  solcher  Art  zu  argumentiren , wären 
die  letzten,  in  Beziehung  auf  den  Bund,  AftrrlVledialVateT- 
thanen.)  Auch  wird  daselbst  das  Prüdicat  Mediatisirte  aus- 
schliesscnd  den  Staudesherren  beigelcgt,  da  cs  doch  eben  so 
wohl  dem  vormaligen  reicbs'.uimill«lbar(.n  niedem  Adel  zu- 
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kommrn  müfste,  dom  gleiche  Unterordnung  Yviderfahren  ist, 
und  (len  dofshalb  die  BundesActe,  Art.  14,  unter  den  f^mirtel- 
bar  gewordenen  Ileichsangehörigen«  begreift.  Endlich  wird 
(Bd.  I,  Hefts,  S.So  u.  ff.)  behauptet,  dnfs  die .Tiistiz-  und  l’o- 
lizeibeamten  der  Staiidcshcrren,  nur  von  diesen  Befehle  an- 
r.nnehmcii  hatten,  nur  von  ihnen  abhängig,  und  nur  ihnen 
verantwortlich  seven. 

h)  Ein  l'rrzeichnifs  der  St.  H.  im  Sinn  der  BundesActe,  geord- 
net nach  den  Bundesstaaten , findet  man  unten  im  jinhang, 
Nuin.  IV.  — S'on  standesherrlicher  Seite,  ward  im  J.  1820 
eine  hei  der  B.V.  zu  haltende  71/afri^e/  der  slaudcsherrlichen 
Familien  in  Antrag  gebracht  ( §.  281,  d ). 

i)  Manche  haben,  als  Slandeslierren  , rirr  Souveraine,  wie  die 
beiden  Linien  von  LöwenslelnSVerthcim.  Andere  haben  drei, 
wie  Fürstenberg,  Leiningen,  Thurn  und  Taiis,  SolmsBraun- 
fels,  SolmsHödelheim  , WaldbottBassenheim.  Viele  haben 
zwei,  wie  die  Fürsten  und  die  Grafen  von  Isenburg,  beide 
Linien  von  Oellingen,  Sali'nflrantheini,  Arenberg,  LoozCors- 
wrrem  , BentheimSteinfurt , SVittgenstelnHohcnsteln , Wied- 
Runliel , WiedXeuwicd  , SolmsLich  , LeiningenWesterburg, 
ErbachErbach,  RechterenLiinpurg,  Grafen  von  Fugger. 

§.  2301». 

Staudesherrlichkeit.  Ihre  Normen.  Erlöschung. 

D Die  Standesherrlichhcit  oder  der  Rechts- 
zustand der  Slaiidesherren  als  solcher  ($.  3u  e,  u. 
4*1  — •>5),  sowohl  für  ihre  Person  und  F'nmilie,  als 
auch  für  ihre  standesherrlichcn  Besitzungen,  be- 
zeichnet den  Inbegriff  ihrer  besondern  Rechte,  na- 
mentlich ihre  Vorrechte  vor  der  Person  und  dem 
Grundeigenthum,  sowohl  der  Patriiuonial-  oder  Grund- 
herren, als  auch  der  übrigen  Slaatsunlerthanen. 
II)  Dieser  Rechtszustand  der  Standesherren  ist 
theil.s  allgemein  oder  für  Alle,  durch  die  Bundes- 
Arte,  in  Verbindung  mit  der  SchlufsAcIc  des  wiener 
Congresses  von  i8i5  •),  mithin  v e r tr  a g w c i se  und 
völkerrechtlich,  festgesetzt  fi);  theils  ist  derselbe 
besonders,  in  einzelnen  Bundcsstualen , bald 
stäatsgeselzlich,  bald  vertragweise,  und  in 
solchem  Fall  nicht  selten  auf  verschiedene  Weise, 
bestimmt.  A'on  beiden  Hauptarten  von  Bestimmungen 
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flicscs  Ppthtszustamlfs,  ist  liier  aligPsoiuUrt  zu  Ii«n- 
deln.  III;  Der  lieson»lei  e Rcchtsziistarcl  einer  standes- 
herrlichen  Uesitziing  erlischt  nicht  nur  durch  ^ cr- 
zichtleistung  , freiwillige  oder  noihwendige,  sondern 
auch,  in  der  Regel,  wenn  dieselbe  ganz,  oder  we- 
nigstens der  InbegriH'  der  standesheri  liehen  Gereclit- 
same,  durch  besondern  Rechtstite!  von  dein  Staat,  zu 
welchem  dieselbe  gehört,  erworben  wird  r). 

a)  AusdrürMirh  verweiset  auf  die  BundesActe  , der  Arte  final 
du  congres  de  Vienne,  art.  3j.  43  et  52,  auch  art.  64  : über- 
diefs  wird  daselbst  in  dem  art.  24  TcrsrliicdcnerStandeshcrrcn 
erwähnt. 

I 

h)  In  Erwägung,  dafs  diese  vormals  rrirhsuninittclbaren  Lan- 
desherren, ihrer  in  Gemäfsheil  der  Iculschen  Hcichsverhimlung 
genossenen  politischen  SelhstständigUeit,  ohne  eigene  Schuld, 
zum  Vortheil  anderer  vormals  reichsuninittelbarer  liamlcs- 
herren  gleicher  Art,  beraubt  wurden,  ward  (selbst  von  ^a• 
poleon,  man  s §.  3oe,  4t  ».  4^)  für  nüthig  erachtet,  ihre  ln- 
terordnung  an  bestimmte  Bedin»roi»en  wesentlich  zu  binden, 
deren  vollständige  Gewährung  sic  zu  fordern  hereehligt  scjn 
sollten.  Daher  dürfen  die  Restandtheile  dieses  vulKcrrerhl- 
lich  bedungenen  Reehtszustandes,  wie  anomal  sie  auch  in  der 
jetzigen  Staatsordnung,  erscheinen , und  wie  unhequem  man- 
che derselben  für  die  Staatsverwaltung  . sevn  mögen,  ihnen 
einseitig  weder  entzogen,  noch  beschräniil,  noch  durch  Staal.s- 
einrichtungen  werthlos  gemacht  werden.  Gewifs  ist,  dafs  der 
durch  die  RiindcsActe  festgesetzte-  standeaherrliche  Rcchlszii- 
atand  nicht  als  A'erleihiing,  am  wenigsten  als  wiederrufliches 
Pririlegium  oder  Begünstigung,  sondern  nur  als  Rest  eines 
früheren,  grösseren  und  vollhommeneren  llcchtsvciliältnisscs 
zu  betrachten  sey.  Vcrgl.  5.  236''. 
e)  Beispiele  liefern  die  vormaligen  Standesherrschaften  Cöii- 
horn . Keustndt  und  Homburg  an  der  Mark  im  preussisclirn, 
Thrngen  und  Khttgau  im  badischen  Staat.  Man  s.  das  Ver- 
Zeiehnifs  der  Standesherren,  im  Anhang.  — Von  Vrräussc- 
rungen  anderer  Art,  t.  man  %.  >3i,  d.  t 
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231. 

liech  t s zu  s t and  der  S taiide.therren. 

T)  Nach  Bextimmungen  der  t.  B nndes A c Le\ 

im  f'erhältnijs  : i)  zu  dem  t.  Bund',  a'  zu  särumtl, 
Bundesstaaten. 

Die  tonische  Bundes  Acte  «)  hcstiinmt  den 
hiinfligen  Reclitszustand  derjenigen  Standesherren^ 
frelche  Tormals  Beichsstnndc  waren,  auf  folgende 
Art.  I)  ln  Absicht  auf  ilii*  unmittelbares  Ver- 
bal tniss' zu  dem  teiitschen  Bund,  ward  festge- 
setzt, dafs  die  Frage:  ob  die  vormals  reiebsständi- 
schen  Standesberren  einige  0 « r ia  I S t i ni  m c n , in 
dem  Plenum  (nicht  auch  in  dem  engem  Bath)  der 
Bundesversammlung,  haben  sollen?  in  Erwä- 
gung zu  ziehen  sej,  bei  Brralbiing  .der  Einriebtungs- 
gesetzc  des  Bundes  &).  fl)  In  Hinsicht  auf  das  Ver- 
ba Itnifs  der  S; andesherren  zu  den  Bundesstaa-  ' 
len  <■),  vereinigten  sich  die  Stifter  des  Bundes  in 
der  BundesActc,  um  ihnen,  in  Ceinärsbeil  der  dama- 
ligen Verhältnisse,  in  allen  Bundesslaalen  einen 
gleichförmig  bleibenden  Beebtsz  ustand 

zu  verschalVcn,  dabin:  dafs  A)  im  Veiliallnirs  zu 

Fämmtlicben  Bundesstaaten,  i)  die  fiirstlirhen 
und  gräflichen  standesberrliclieii  Häuser,  in  'J'entsrb- 
liiid  fernerhin  zu  dem  hohen  Adel  gerechnet  wer- 
den  sollen,  und  dafs  ü)  das  Becht  der  Ebenbürtig- 
heit,  nach  dem  bisher  <0  damit  » erbiindenen  He- 
gt ill,  ihnen  bleiben  f)  soll  (§. 

o(  Art.  6 II.  1».  — Bekräftigt  in  der  wiener  Sc'ilufsActc  von 
i8lo  Art.  63  II.  63.  — Die  wiener  Con^reftt'erhandlun^rn 
über  die  narlifolgendcn  Besli-niniingcn  , liailrt  man  im  /.ii- 
sammen1i.ang.  in  BLÜarn's  Lebersicht  der  diplomat.  Verliandl. 
des  IV.  Oongr. , S.  191  ff.  Man  s.  auch  das  angef.  Archiv  , 
Bd.  I , Heft  2 , S.  ii).3  ff. , Bd.  II , Heft  1 , S.  90  ff. 
h)  Bundes  tele.  Art,  6.  Bi.üBKa's  Acten  des  iv.  Congr. . Bd. 

II,  S.  53i.  V orgl.  oben,  A-  **h,  g. 
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c)  BundcsActe,  .Art.  i.}.  — Diese  Brslimmuiigcn  gelten,  ahf'erirng, 
für  <]/<>  Biinilesgenossen.  Vergl  oben  i56,  i3ob  b,  u.  44  c. 

J)  Unter  « bisber»  ( Bunclcs.Aclo , Art.  14,  a),  ist  ohne 
Zweifel  der  Zeitraum  vor  Auflösung  der  teulsclien  Reichs- 
Tcrbindung  r.u  verstehen.  M.vn  vergl.  die  Anmerkung  in 
Rlühfrs  angef.  Aeteii  etc.,  Bd.  11 , S.  jSy,  Note  * u.  Ebeiuless. 
Uebersicht  etc.,  S.  3ii  u.  32^.  — Die  amtliche  französische 
Uebersetzung  der  B.A.  hat;  «Ic  droit  de  naiss.mcc  egale 
nt>ec  !es  maisons  souveraines ».  KLvnFB's  angef.  Acten , Bd. 
A'll , 8.  477.  Rri  solchem  Sinn,  und  auch  wenn  man  unter 
jener  Ebenbürligheit  sich,  nach  dem  gewöhnlichen  Sinn  des 
Wortes,  mehr  nicht  denkt  als  angehohrne  Genossenschaft 
des  hohen  Adelstandes  in  allen  teutschen  Bundesstaaten 
(^.  197),  w«rc  in  dieser  Stelle  der  BundesActe  ein  Erken- 
nungsgrund slaiidesherrlicher  Mifsheurathen  eben  so  wenig 
zu  Anden,  als  in  der  bekannten  Stelle  der  kaiserlichen 
Wahlcapitiilatiun.  Vergl.  oben  iÖ2,  Note  b.  — Seit  Ent. 
stehung  der  Slandesherrliclikeit,  sind  Ehen  zwischen  Prinzen 
aus  souverainen  Regentenhäusern  und  Töchtern  aus  blofs 
standcsherrlichen  Familien , nicht  vorgekommen.  Auch  ist 
das  russische  Manifest  v.  1820  ( oben  §.  182 , a ) ihnen  ent- 
gegen. — Zu  der  Zeit  der  Rcichsverfassung  unterschied  man 
in  der  Genossenschaft  des  hohen  Adels , alt  - und  neufürst- 
liche, r.uweilen  auch  alt-  und  neugräfliche  Hauser.  A'cr- 
schiedenc,  jetzt  standesherrliche  Familien,  gehörten  damals 
EU  den  neufürstlichen  oder  neugräflichen.  — Der  Frei/ierr  von 
Bömnielberg , Besitzer  der  Standesherrsehaft  Ochmen  unter 
preufsischer  Staatshoheit,  gehörte,  als  er  i8oo  einem  Grafen 
T.  EimburgStvrum  in  die  ReichsherrschaR  Gehmon  succedirlc, 
nicht  zu  dem  hohen  Adel  ( §.  »97);  er  erhielt  aber  dessen 
ungeachtet,  wegen  Gehmcn  , Thcil  an  der  gräflich  - westphä. 
liehen  ComitialCuriatSlimme.  — Hei  den  wiener  MinislerialCon- 
ferenzen  im  J.  i820*(  28.  Proloc.  v.  11.  3Iai  1820),  erfolgte 
von  standcshcrrlichcr  Seite  der  Antrag:  i)  dafs  sämmtlichc, 
des  Rechtes  der  Ebenbürtigkeit  jetzt  theilliafligc , standes- 
herrliche Familien  in  ein  zu  dem  Endo  bei  der  Biindescanzlei 
zu  erölTuendes  Protocoll  oder  Register  (standesherrliche 
Matrikel)  verzeichnet,  und  dafs  in  solches  die  in  diesen  Fa- 
milien durch  Geburt,  Vermählung,  oder  Tod  vorgehenden 
Veränderungen,  in  Folge  der  von  den  Häuptern  derselben, 
sowohl  au  die  B V.  als  auch  an  die  einzelnen  Hundesglieder, 
gelangenden  Anzeigen,  regelmäsig  und  forllaiifend  cinzii- 
tragen  wären ; 2)  dafs  diesen  ehchin  reichsständischen  1 a- 
inilicn  ein,  ihrer  Ebenbürtigkeit  mit  den  suuverainen  Häu- 
sern angemessener  Rang  und  Titel  zuerkannt , und  das  Prä- 


Digitized  by  Google 


Die  Standesherren. 


509 

Jicat  Diirclilauclit  für  die  Fürsten,  so  wie  das  Prädicat  Er- 
laucht für  die  Grafen,  gesetslich  bestimmt  werde.  Die  Ver- 
sammlung ver\Yies  diesen  Antrag , mit  den  übrigen  , rur  Be- 
rathung  .an  die  Bundesversammlung. 

<■)  Standesherren , die  schon  früherhin  diese  Ebenbürtigheit 
nicht  hatten,  ward  solche  durch  diese  Bestimmung  der  Buiides- 
Acte  nicht  verliehen,,  da  in  solcher  nur  von  Fortdauer  der 
Ebenbürtigkeit  die  Rede  ist. 


§.  232. 

_ i 

3)  zu  denen  Bundesstaaten,  zu  welchen  sie  gehören: 

■ a)  persönliches  Verhältnijs. 

II)  Im  Tcrhältniss  zu  denen  Bundesstaaten, 
zu  avelchen  die  einzelnen  Standesherren  gehören  «), 
sollen,  so  viel  AA)  ihren  persönlichen  Rcchtszu* 
stand  betrid),  i)  die  Häupter  der  standesherrlichen 
Familien,  die  ersten  ^’)  Slandesherren  desselben 
Staates  seyn.  a)  Sie  und  ihre  Familien  c),  bilden 
daselbst  die  privilegir  teste  d)  (am  meisten  bevor- 
rechtete) C lasse,  insbesondere  in  Anseliiing  der 
PersonalBesteuerung  c),  und  geniefsen  3)  unbeschränkte 
Freiheit,  ihren  Aufenthalt/)  in  jedem  zu  dem 
Bund  gehörenden,  oder  mit  demselben  in  Frieden  le- 
benden Staat  zu  nehmen  g)  ; desgleichen  4)  privile- 
girten  Geriehtstand,  und  5)  Befreiung  von 
M i 1 i t är  P f 1 i c h t i g k e i t.  Jedoch  sind  dieselben 
6)  den  Landesgesetzen  unterworfen. 

o)  In  jedem  dieser  Bundesstaaten,  können  die  Standesherren 
die  hier  folgenden  Rechte  fordern  (§.»36’’).  Dieses  hindert 
nicht,  dafs  durch  Uehereinkunft  zwischen  ihnen  und  der  Landes- 
herrschaft, einzelne  Rechte  dieser  Art  aufgehoben,  abgeän- 
derl,  oder  modificirt  werden  können;  wovon  hin  und  wieder 
sich  ^Beispiele  finden. 

. 6)  Hievon  oben  §.  »»3,  a.  — Ausser  dem  Vorzug  in  der  Land- 
Standschaft,  schliefst  diese  Bestimmung  a\ich  jeden  andern  vor 
Standesherren  anderer  Art  in  sich  , namentlich  vor  denen  in 
Schlesien,  in  der  Ober-  und  Kiederlausitz , und  vor  solches, 
denen  in  dem  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes  und  seit  Fr- 
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rirlitnng  der  t.  Rundet^rtc  Sl.Tnde»!)crrlielil<rit  durch  landes- 
herrliche Verleilninq  *u  Theil  geworden  ist  ( ^.  *39  u.  2^0''  )• 

«1  PJ^eihliche  Mitglieder  eines  standcsherrlichen  Hauses,  treten 
durch  l'~erheuratliiii!g  mit  einem  Mann,  der  nicht  r.u  derselben 
Familie  gehört,' aus  jener  Familie  heraus,  in  den  Stand 
und  die  Familie  ihres  Mannes;  bei  Verheuratliung  mit 
einem  Mann  von  einem  andern  Zweig  ihrer  Familie  , treten 
dieselben  in  den  Stand  und  die  Linie  des  Mannes;  jedoch 
überall  unbeschadet  der  .^tirrfisinnsrrcliie  für  sic  und  ihre 
Kinder,  so  weit  solche  in  Gesetr.en  oder  Herkommen,  in 
rechtsgültigen  Verträgen  oder  Verfügungen  gegründet  sind. 

(f)  «Privilegia  ita  intelligenda , ut  aliquid  tribuant  ujtra  jus  com- 
mune«. GnoTius  de  J.B.  et  P. , lib.  II.  c.  18.  ^.4.  n.  4-  Fine 
werthlosc  Begünstigung,  würde  eine  ronlradictio  in  adjecto  in 
sich  srhlicssen.  Beil,  ai  zu  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1819,  §. 
101 , S;  194  der  Orig.  Ausg. 

e)  Die  baicrische Declaration  v.  1807  ertheiltden St.H. : 

i^Zollhefreiung  von  allen  Lebensmitteln  für  ihr  Hausbedürf- 
nifs  (nicht  auch  Accisefreiheit ) ; 2)  Befreiung  von  AVeggcld 

innerhalb  des  eigenen  standcsherrlichen  Bezirks,  fUrdicStaii- 
desherren  und  ihre  Familie. 

f)  Damit  ist  nicht  auch  die  Freiheit  gegeben,  in  Dienttr  eines 
andern  Bundesstaates  nach  Gutfinden  zu  treten,  ohne  defshalb 
in  der  Verfügung  über  slandesherrlichc  Einkünfte  beschränkt 
werden  zu  dürfen.  Vcrgl.  rbeinisrhe  BundcsActc  , Art.  7,  u. 
KLÜDxn's  Staatsrecht  des  Bheinbundos,  192. 

g)  Wegen  eines  hlosscn  auswärtigen  Aufenthaltes  dieser  Art, 
darf  einem  Standesherrn,  oder  einem'31itglied  seiner  Familie, 
kein  Recht  entzogen  oder  geschmälert,  namentlich  keine  Last 
aufgelegt,  kein  standesherrliches  Einkommen  mit  Abgaben  be- 
legt werden.  In  seiner  Eigenschaft  als  Grundherr,  als  Staats- 
diener,  als  StaatsPcnsioiiär  n.  d.,  kann  er  dieselbe  Befreiung 
nicht  begehren. 


§.  233. 

i)  Rechtsztistand  der  slandesherrlichen  Besitzungen’, 

I>ß)  In  Absicht  auf  den  Rechlsr.iistand  der  stan- 
desherrliclien  HezirUe,  gebühren  den  Standes* 
Herren,  als  verfassungsmäsigen  Untcrobrigheiten  ($.  101), 
1)  bürgerliche  und  peinliche  Gcrichtbar* 
heit,  in  erster,  und,  wo  die  Besitzung  (iu  deinscl* 
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hcn  I.antlc)  yroTs  genug  ist,  .aiicli  ii  zweiter  Instanz: 
a ) F o r s l G e r i c h t b a r 1«  e i t ; 3 ) O i t s F o I i z c i «) ; 

/|)  Aufsicht  in  Kirchen-  mul  S ch  ti  I s a e h c n , 
auch  iiher  miMc  Stiftungen  Jefloch  sind  5)  alle  * 
diese  Gerechtsame  auszuüben,  a)  nach  Vorschrilt  der 
Landesgesetze,  und  b)  unter  O h e ra  ii  fsi  e h t der 
liegierungcn  h).  6)  Ihre  Besitzungen  (die  I.inwolmer 

der  standesherrlichen  Bezirlte}  sind  der  Militär  rer- 
fassung  iinlei  werfen.  7)  In  Absicht  aiil  K e I [>  e- 
steiieriiiig,  in  Ansehung  ihrer  staiidesliei  iliilieii 
Grnndbesitzungen  <■),  sind  die  Slandeshenen  die  pri- 
vilegirleste  Classe,  und  8)  auch  in  BcrlSlreilig- 
heiten  geniefsen  sie  einen  privilogirten  Gericht-- 
stand*?). 

n)  Zu  verstilipn  ist  iwhl  unter  ttruPolizci , natli  «lein  liier  oli- 
waltenHen  \^erliältnirs,  die  eir./rrp  F.i/isei  in  dem  "*11135011  Um- 
fang des  st.-ndeslierrlirhenjKezirlis,  also  eine  portieu- 

lärc  oder  /iosiVAPolizei  i^. 3o3i.  Die  TJiindrsArle  .sprnlit  den 
St.  H.  «ubrrhaiinl  alle  diejenigen  Kerlite  zu,  «elolic  niclil  zu 
«derStantsgewattund  den  höheren  negieniiigsreclitcn  gcliöri  ii«. 
Fic  baierisfhc  Dccl.-iration  v.  ifio-  (vergl.  j 15  , lit.  E,  Inl'st 
dtn  Standeslirrren  die  «gewöhnliche  niitcn  l'oHzt  if,  im  Ge- 
gensatz der  «obersten  Polizei  im  Allgemeinen'»,  u.  das  baie- 
rische  Edict  V.  i6.  Mai  1818.  §.26,  sprieht  ihnen  die  *Loc*iI  • 
«und  DistrictPolizei«  zu.  Der  Ausdruck  Ort  bezieht  sich  oli- 
neliin  zuweilen  auf  einen  grösseren  Hezirh,  als  denjenigen  ei- 
ner einzelnen  Ortschaft,  z.  B.  ehedem  der  (rcichsritterscli.ift- 
llclic)  Hitleron,  d.  h.  der  (reichsunmittclbare  ) Riitercantnii. 
h)  Es  wird  also  durch  die  den  Standeslicrren  ziistehendc  Aus- 
übung manclirr  obrigkeitlichen  Rechte,  die  Einheit  der  Slaats- 
gcsvalt  und  der  Unterthanscliaft  nicht  aiifgchohen. 
e)  Vcrgl.  (P.  J.  Ei-obft)  Ueber  das  Recht,  die  Dom.iinen  der 
Standesherrrn  zu  besteuern;  in  Caoai's  u.  Jsiip's  Germanien, 
Bd.  III,  Heft  I , INum.  3* 

r/)  Die  BiindesArle,  Art.  14.  bewilligt  ihnen  ü/ierhnripf  privilegir- 
ten  Gcriclitsland , ohne  Ausnahme  zu  machen,  in  Ansehung 
einer  oder  der  andern  Art  dessclhcn.  — Auch  bleihcn  den 
Standesherrcii  ihre  Gmnil^üter  odcrDornniiien  (§.  zäj,  el,  und 
ihre  »rnirdärrr/ir/ico  Gerechtsame , ihre  Rechte  auf  l'ntrinioni- 
4ilDienjte  oder  Frohnen  (^.  382,  a),  nebst  den  statt  derselben 
etwa  zu  entrichtenden  Beluitions-  oder  Dienst geUlern , und 
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auf  GrunA-  oder  ratrimonial^bgahen  44  **•  u.  3i3),  des- 
gleichen die  I.elinPrästanda  aller  Art , obgleich  deren , als 
blosser  Eigenthumsrechtc  (^.  i34i  Num.  2%  in  der  HundcsActe 
ausdrücklich  nicht  erwähnt  ist.  Vetgl.  KLchui's  Staatsr.  des 
Rheinbundes, 


§.  234. 

e)  vermischtes  Verhältnijs. 

CC)  Veberdiefs  sollen,  in  persönlich-dingli- 
cher Hinsicht,  i)  nach  den  Grundsätzen  der  frühe- 
ren teutschen  Verfassung,  a)  die  noch  bestehen- 
den standesherrlichen  FamilienVerträge  auf- 
recht erhalten  tverdcti,  und  b)  die  slandeshcrrlichen 
Familien  befugt  seyn , über  ihre  Güter  und  Fami- 
lien Verhältnisse  verbindliche  Verfügun- 
gen zu  treffen;  doch  müssen  solche  dem  Staatsober- 
haupt vorgelegt,  und  bei  (und  von)  den  höchsten 
Landesstellen  znr  allgemeinen  Kenntnifs  und  Nachach- 
tung gebracht  werden.  c)Alle  bisher  dagegen  (ge- 
gen die  standesherrliche  FamilienVerfassung)  erlasse- 
nen Verordnungen,  sollen  für  künftige  Fälle 
nicht  weiter  anwendbar  seyn.  2)  Ueberhaupt  sol- 
len den  standesherrlichen  Häusern,  in  Büchsicht  ih- 
rer Personen,  Familien  und  Besitzungen, 
alle  diejenigen  Rechte  und  Vorzüge  zugesichert 
werden,  oder  bleiben,  welche  a)  aus  ihrem  Eigen- 
thum und  dessen  ungestörtem  Genufs  herrühren, 
und  b)  nicht  zu  der  Staatsgewalt  und  den  hö- 
he,rcn  Regierungsrechten'«)  gehören.  3)  Defs- 
wegen,  und  weil  die  BundcsActe,  in  Betracht  ihrer 
früheren  Staatsverhältnissc  , die  Häupter  der  standes- 
herrlichen Familien  für  die  ersten  Standesherren 
und,  mit  ihren  F'amilicn,  für  die  privilegirleste  Classe 
desjenigen  Bundesstaates,  zn  welchem  sie  gehören, 
erklärt  (§.  332),  gebührt  ihnen,  in  Hinsicht  auf  ihre 
Personen,  Familien  und  slandeshcrrlichen  Besitzun- 
gen , vor  Andern  Landstandschaft,  und  die 
erste  Stelle  unter 'den  Landsländen  (§.223).  4)  Ueber 
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Vci  äus  serung  standcsherrlicher  Vorrechte,  ent- 
hält die  BundesActe  keine  Bestinimung  b). 

«)  Hievon  s.  inan  die  Congrefs  Verhandlungen,  in  H lieber 's  angef. 
l’ebcrsicht  etc.,  S. 3oi  u.  3iiff.  Vergl.  oben  lo^,  c.  AVeit 
die  meisten  Stimmen  wollten , dafs  der  B.A''.  die  Bestimmung 
der  Grenze  der  höheren  Hcgierungsrechtc  su  überlassen  sey. 
h)  Man  kann  fragen : ob  bei  einer  l'eräusserung  standeshcrrli- 
eher,  vorhin  reichsständischer  Eigenthumtrechte  und  der  da- 
von herrührenden  Linhünfle,  zn  Uebertragung  der  damit  ver- 
bundenen slantlesherrlichen  Vorrechte,  sodann  zur  Verausse- 
rung  der  Stantlesherrlichheh  mit  voller  AVirhung,  ausser  den 
durch  Landesgeselze,  Lehnverhältnifs  und  Familienvcrfassung 
etwa  gebotenen  rörmliehkeitcn , erfordert  werde , dafs  der 
neue  fCrwerber  ehmbürtiges  Alitglied  der  standesberrliehea 
Faniilie  des  A^eräusscrers  sey?  ob  hinreichend  sey,  dafs  er 
ebenbürtiges  Alitglied  einer  andern  staudesberrlichen  Familie, 
einer  inländischen  oder  ausländischen,  sey  ? ob  und  ivie  f^rn 
hiezu  besondere  landesherrliche  Einwilligung  erfordert  wer- 
de? wie  cs  nach  A'eräusserung  der  Standesherrlichkeit,  mit  den 
durch  Landesgesetze  begründeten  persönlichen  Vorrechten 
des  Veräusserers  und  seiner  Familie  zu  halten  sey?  Bestim- 
mungen hierüber,  enthalt  die  unten  (^.  a jo*)  angef.  prcussische 
Instruction  v.  3o.  Mai  1820,  §.  03.  In  dein  -aS.  Protoeoll  der 
wiener  MinislerialConferciizcu  , von)  11.  Alai  1820,  kam  von 
standesberrlichcr  Seite  eine  Vorschrift  in  Antrag,  dafs  bei 
Vcrüusscrung  ehehin  reich.sständisclier  Besitzungen  an  Micht- 
ebenbürlige,  nur  die  BcalHechte  auf  diese  übergeben  , die 
PcrsonalA'orzüge  aber  dem  A^orbesitzer  bleiben  sollen.  Es 
ward  dieser  Antrag  zur  Beratbung  an  die  Buudesvcrsainm- 
luiig  verwiesen. 


§.  235. 

Grundlage  zu  einer  künftigen  näheren  u.  gleichför- 
migen Bestimmung  des  Rechtszustandes  der  Standes- 
herren. 

Ueberdiefs  ist , um  die  in  den  wiener  Congrefs- 
Vei'handluugcn  von  mehreren  Seiten  in  Anregung  ge- 
kommene Uiibestimnitlieit  mancher  Rechtsverhältnisse 
soFnrt,  ganz  oder  theilwei.se,  zu  hoben,  in  der  teut- 
schcii  Bundes.Acte  Festgesetzt,  dal's  aU  Basis  und 
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Noi'm,  a)  bei  der  näheren  Bestimmung  der  ange* 
rührten  Befugnisse  sowohl,  wie  b)  überhaupt, 
lind  in  allen  übrigen  Puncten,  zu  weiterer  Iie> 
grüiulung  und  Feststellung  eines  in  allen  Bundesstaa- 
ten ü b e r ei  n st  i mni  in  ende  II  Kechtszustandes  der 
mittelbar  gewordenen  (der , teutschen  Bundesfürsten 
untergeordneten,  vormaligen  reichsständischen)  Für- 
sten, Grafen  und  Herren,  die  in  diesem  Betreff  er- 
lassene hüuiglich-baierische  Verordnung  von  1807a) 
unterlegt  werden  soll  l>). 

e)  Dii  se  ist  nuten  §.s37,  Note  d,  näher  angczcigt. — Die  wiener 
Erörterung  dieses  Punctes,  findet  man  in  Klübür's  Aclcn  des 
wiener  Congresses,  Bd.  II,  8.431,  4^,  4*>3,  5o4,  5ii,  5ii,  53u 
u.  538.  Ebendess.  Vebersicbt  etc.,  S.3i5  — 3ii.  — Auf  diese 
baieri^che  Declaration  verweisen  aberinal  die  Beschlüsse  der 
B.V.  V.  >4.  Mai  1819  u.  17.  Oct.  1810,  in  den  Protuc.  v.  >819, 
101,  u.  V.  1810,  §.  178.  In  dem  CommissionsVortrng  in  der 
Beil.  70  KU  V der  Protoc.  v.  1819,  beifst  es;  »Die  Absicht 
des  t.  Bundes  wollte  und  konnte  es  nicht  sc}u,  inselbigen  (iu 
den  wiener  und  sonstigen  Verhandlungen)  die  Lage  der  Mc- 
diatisirlen  ungewisser  oder  schlechter,  wie  im  rheinischen 
Bunde,  KU  stellen.  Die  Vorschriften  desselbm  abt  r lauten 
auch  für  alle  Staaten  gemein;  nur  waren  sie  nicht  alleulhal- 
ben  gehörig  befolgt.  Es  k.am  also  darauf  an,  eine  Landesge- 
setsgebung  zu  finden,  wo  dieses  am  meisten  gescheh  n w.ir; 
und  es  ist  in  dieser  Hinsicht,  dal's  die  baierische  Verordnung 
von  1807  als  normirend  aufgestclit  ward;  wefshalb  auch  die 
unmittelbare  Beziehung  auf  die  RhcinbundActe  unterbleiben 
konnte». 

b)  Eigene  Verhandlungen  der  Bundesversammlung  über  diesen 
Gegenstand  , stehen  bevor.  Protocolle  der  B.  V.  v.  1816, 
V3i;  V.  1817,  V Klübzu's  Sl.iatsarchiv,  Bd.  II,  S.  87. 


§.  236». 

Rechtsverwahrung  der  St.H.  gegen  P^or stehendes.  Be- 
hauptete PViedei  her  Stellung  einiger,  und  Unterwerfung 
anderer  unter  Preufsen. 

1)  Durch  vorstehende  Bestimmungen  , f.mden  diu 
Standesherren  ihre  Hoffnungen  und  Erwartungen  so 
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weni^  Itefi  iedJgt  •’),  d.ifs  sic  auf  dem  wiener  Cungrclk 
durch  lürmlicbe  11  e r h t s v e r w a h r u ii  g , den  Liiiilaiig 
ihrer  Hechte,  wie  ihn  der  HcsitKiluiid  vuii  iöu’3  he- 
/.eirhne,  sich,  iliren  Nnchhunimen  und  Unterthaneii, 
für  ewige  Zeiten  vorhehielten  I>).  II)  Verschiedene 
Tüll  Napoleon',  theils  bei  i^rriclitung  des  rheinisi  heii 
Hundes,  theils  spaler,  ihrer  pulitisclieu  SclLststandig- 
heit  beraubte,  und  theils  dem  Gi  ufsherzugthuni  l>ei  g, 
theils  Frankreich  unterworfen  gewesene  Fürsten  und 
(Irafcn  r),  deren  Hcsit/.iuigen  in  dem  ehemaligen 
westphälischcn  Kreise  gelegen  sind,  suchten  iiisLe- 
sondere,  wiewohl  Tcrgebeiis,  auf  dem  Goiigrefs  den 
Grundsntis  geltend  /.u  machen,  dafs  sie,  nach  Vcrliei* 
hung  der  ihnen  aufgedrungenen  fremden  Uerrseher, 
in  ihre  vorigen  Hechte  ipso  jure  wieder  cin> 
getreten  seyend).  Noch  andere  bestrebten  sich 

auf  demGongrefs,  durch  freiwillige  Unterwerfung  , 
unter  Preufen,  Erleichterung  und  einen  gesiclicr* 
ten  Hechtszustand  zu  erlangen  r)  ; ein  Schritt , wel- 
cher jedoch  eine  Absonderung  ihres  Schicksals  von 
demjenigen  der  übrigen  Standesherren,  nicht  zur 
F’olge  hatte.  IV)  Alle  diese  Widersprüche,  Verwah- 
rungen und  Hestrebnngcii , haben  die  Bestimmungen 
der  SchluPsActe  des  wiener  Congresses  und  der  Buii- 
desActe  weder  aufzuhalten  noch  zu  entkräften  »er-  ' 
niocht. 

«)  Ki.üsfr's  Ucbrrsicht  der  diplom.  V'erbantIL  des  wiener  Cuiigr. 

S.  i4«j  f.  u.  3'i6f. 

b'  a.  a.  O.  S.  »49  f-,  3i”,  3ii  n.  565. 

*)  Die  Herzoge  von  Arenberg,  Loo/.Corswarem,  und  Croy.  di« 
Fürsten  von  SalmSnlin  und  SalmKyrburg,  der  Rbeingraf  (seit 
1817  Fürst)  von  SalniUorslmar,  und  der  Grat' (seit  1817  Fürst) 
von  ItenlhcimSteiiifurl, 

J)  KlI'iiih  a.  a.  O. , S.  i5o  u.  828  f. 

s)  ItuisKR  a.  a.  ü. , S.  i5of.  u.  33o  IT.  Dieses  tbaten  die  Fürsten 
von  SaynWittgenslcin , WiedNeuwied  und  Wiedllunbcl , di« 
Fürsten  und  Grafen  von  Solms,  der  Graf  von  BentheimHheda 
«der  Tecklenburg. 
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s.  230  b. 

Bestimmungen  der  wiener  Schlufs Acte. 

Die  wiener  SchlufsActe  tou  1820«)  sichert 
abermal  den  Rechtszastand  der  Standetfherren,  durch 
folgende  Beslimmung.  «Es  liegt  der  Bundesver- 
sammlung ob,  auf  die  genaue  und  vollständige 
Erfüllung  derjenigen  Bestimmungen  zu  achten,  wel- 
che der  vierzehnte  Artikel  der  BundesActe  in  BetrelV 
der  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Reichssläiide 
und  des  ehemaligen  unmittelbaren  Reichsadels  ent- 
hält. Diejenigen  Bundesglicdcr,  deren  Ländern  die 
Besitzungen  derselben  einverleibt  worden,  bleiben 
gegen  den  Bund  zur  unverrückten  Aufrechthaltung 
der  durch  jene  Bestimmungen  begründeten  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  verpllichtet.  Und  wenn  gleich 
die  S tr  e i t igk  e i t e n , welche  über  die  Anwendung 
der  in  Gemäfsheit  des  vierzehnten  Artikels  der  Bun- 
desActe erlassenen  Verordnungen  oder  abgeschlosse- 
nen Verträge  entstehen,  in  einzelnen  Fällen  an  die 
competenten  Behörden  des  Bundesstaates, 
in  welchem  die  Besitzungen  der  mittelbar  gewordenen 
Fürsten,  Grafen  und  Herren  gelegen  sind,  zur  Ent- 
Scheidung  gebracht  werden  müssen,  so  bleibt  densel- 
ben doch,  im  Fall  der  verweigerten  gesetzlichen  und 
verfassungsmäsigen  Rcchtsliülfe,  oder  einer  einseiti- 
gen zu  ihrem  Nachtheil  erfolgten  legislativen  Erklä- 
rung der  durch  die  BundesActe  ihnen  zugesicherten 
Rechte,  der  Recurs  an  die  Bundesversamm- 
lung Vorbehalten  &) ; und  diese  ist  in  einem  solchen 
Falle  verpflichtet,  wenn  sie  die  Beschwerde  gegrün- 
det findet,  genügende  Abhülfe  zu  bewirken». 

«)  Art.  63,  verbunden  mit  der  allgemeinen  Bestimmung  des 
Art.  53.  — Verhandlungen  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
‘ Standesherren,  in  den  wiener  IVIinisterialConferenzen,  in  dem 
28. Protocoll , V.  II.  Mai  1820.'  Von  standesherriieher  Seite 
waren  damals  in  Wien  seeht  besondere  Anträge  gemacht  wor- 
den, und  es  hatte  der  ueunts  Ausschiifs  einen  eigenen  V'ortrag 
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über  den  i4-  Arl.  ilcr  B.A.  erstattet,  welcher  nebst  jenen  Anträ- 
gen von  östreicbischer  Seite  der  ConferenE  empfebleud  vorge- 
legt ward.  Diese  bescblofs,  eine  Rerntbung  bei  der  B.V.  bicr- 
ttber  cinEuleiten.  Die  B.V.  nahm  hierauf  diesen  Gegenstand 
in  die  inNote  a des  hier  folgenden  §.  erwähnte  Zus.immenstel- 
lung  auf.  — Schon  in  den  carlsbader  Conferenzen  (Proloc.  v. 

3o.  u.  3i.  Aug.  i8to)  "ar  die  Frage  von  einer  bestiinincnden 
Auslegung  des  i Art.  der  BundesAetc  Eiir  Sprache  gekom- 
men, sie  ward  aber  xu  den  damals  beschlossenen  wiener  Con- 
ferensen  verwiesen. 

h)  Beschränkende  Meinung  über  diesen  Rccurs  , in  Bodhskt's 
Hecht  des  d.  Bundes,  S.  217  u.  ff. 

S-  236«. 

yerhandlmtgen  und  Beschlüsse  der  B.P^, 

IlTrer  Bestimmung  gernäfs,  hat  die  Bundesver- 
• ammlung  die  Herstellung  und  Aufrechthaltung  des 
gesamniton  standesherrlichen  Rechtszustandes  .sich  zur 
Pflicht  gemacht.  Nicht  nur  hat  sie  I)  die  Frage  von 
standesherrlichen  CiiriatS{immen  in  dem  Plennin  / 
der  B.  V.  unter  ihre  Berathschlagungsgcgenstände 
fürrolirh  aui'genommen  ( $.  116,  g),  sondern  sic  hat 
auch  II)  dasselbe  in  Absicht  auf  Vollziehung  des 
14.  Artikels  der  BundesActe  gethan  «) , und  für 
diesen  Zweck,  durch  einen  Beschlufs  vom  1.  Oct. 
1818,  eine  eigene  Commission  aus  ihrer  Mitte  nie- 
dergesetzt ^).  111)  Diese  Commission  erhielt  den  Auf- 
trag: 1)  die  angehrachten  oder  weiter  sich  ergeben- 
den Beschwerden  und  Vorstellungen  der  subjicirten 
ehemaligen  Reichsstände,  Reichsritterschaft  und  Reichs« 
angehörigen  zu  erörtern,  und  gutachtlichen  Vortrag 
au  deren  Erledigung  zu  erstatten  ; 3)  eine  Zusammen- 
stellung und  Anwendung  derjenigen  Grundsätze  zu 
begutachten,  welche  zur  hefriedigenden  Erfüllung 
des  Art.  t4  der  BundesActe,  sowohl  in  Hinsicht  der 
Form  der  Behandlung  als  in  Ansehung  der  Sache 
selbst,  für  angemessen  erachtet  werden  c),  IV)  In 
einem  Vortrag  eroffnete  diese  Commission  ihre 
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Ansicht  über  Wortlaut  und  Sinn  des  i4-  Arlihels  der 
ItundesActe,  insbesotidcre  iin  Verhältnifs  zu  liandes- 
geselzcn  und  Einriclilnngen , über  den,  (iesichlpunct 
aus  welchem  ühcrdiefs  die  haierische  Declaration  von 
ido7  als  Basis  und  I\onn  zu  F'estsetziing  eines  iiber- 
eiastininiendeii  Bechtszusiaiides  in  allen  Bundesstaa- 
ten zu  betrachten  sey,  und  über  diejenigen  Gegen- 
stände, welche  zu  befriedigender  Erfüllung  des  1 1- 
Artihels,  durch  gegenseitige  Verhandlungen  der  ein- 
zelnen Hegierungen  mit  ihren  Standesherren  zu  er- 
ledigen wären,  mit  Vorbehalt  des  Erhlärungs  - oder 
F'.ntsehciilungsrechtes  der  B.  V-  l'ür  den  Fall  eines 
Zwiespaltes.  Zugleich  überreichte  die  Coininissiun 
eine  tabellarisch  geordnete  , vergleichende  suuiinari- 
sche  Darstellung  des  Beclitszustaiides  der  siibjlcirteii 
Toriiialigen  Reichsstände  <■). 

a)  In  (1er Reihenfolge  Ihrer  Agendonim,  srir.te  die  B.V.  diesen 
Gegenstand  als  liur  dritten  Classe  gehörend.  Protoc.  t.  iHi-, 
5a,  Beilagen,  Niiin.  II,  u.  §.91.  iedcrholt  ward  solchi  r, 
unter  IN'um.  1 , in  die  Ordnung  der  Beratbsehlaguiigsgegcn- 
sländc  gesetzt,  in  dem  Protoc.  r.  i8i~,  ^.388,  und  aberinal  in 
diejenige  «/iisainnienstelliing  der  zur  weitern  Beralhiing  au 
den  Bundestag  zu  bringenden  hesondern  Gegenstände«,  welche 
zu  der'vi  rtiMU liehen  Sitzung  v.  2-.  ,TnI.  i8ao  loco  dictatur.ie 
gedrucht  ward.  — Suinmarisehe  l ehersielit  der  Vcrhandliin- 
gen  der  B.V'.,  die  slaatsrcclill.  V'crliiilliiisse  der  Mediatisirten 
betr. , in  d.  Archiv  lür  Standes -11.  griindhcrrl.  Rechte,  Bd.  I, 
Hcfli,  S.  Hefti,  S.  »19«.,  H.tt3,  S.  i8iff. 

fl)  Prolocollc  der  B.V.  v.  1C18,  §.  iij;  v.  t8.;o,  ii  u.  no ; r. 
i8?i , V »70. 

r)  Protoc.  V.  1818,  2?5. 

J)  Beilage  20  zu  101  des  Protoc.  v.  24-  'l-'i  1819,  u.  iiid.  angef. 
Archiv,  Bd.  I,  Heft  2,  S.  1 ( j ff.  , Ib  It  3,  S.  187  ff.  Einen  frühe- 
ren giitachtl.  Bericht  des  haiinöver.  (lesundtcn,  findet  man  in 
der  Beil.  22  zu  %.  3i  der  Protoc.  v.  1816. 

•)  Beilage >4  r.u  1. 101,  der  Protoc.  v.  1819;  auch,  u.  zwar  aus- 
gedehnt auf  das  gii.  hessische  Fidiet  v.  7.  Apr.  1820  u.  die 
preufs.  Instruction  v.  3o.  Mai  iß.-.o,  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  II, 
Hefti,  S.  108  ff.  Darin  sind  die  einzelnen  Gegenstände  Uber- 
sii'hilich  di  rgestelli,  nach  der  baier.  Declaration  v.  180",  nach 
der  nirtemb.  Darslelluug,  nach  d,m  badischen  Edict  v.  1C19, 
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nach  der  grofslicrEuglich  - hessischen  ErManing  v.  5.  März 
1818,  nach  dem  baier.  Edict  vom  s6.  Mai  1818,  und  nach  der 
rhciu.  BundesActe. 


s.  236^. 

Fortsetzung. 

V)  Durch  einen  BeschluTs  vom  24.  Mai  i8iq“), 
■wurden  hierauf  von  der  B.  V.  •)  alle  Regierungen, 
die  cs  angeht,  «dringend  aufgefordert,  den  Subjicir- 
ten  zuvörderst  alle  die  einzelnen  Bel'ugnisse 
und  denjenigen  gesammten  Rechts zustand  an- 
gedeihen zu  lassen,  so  wie  die  Bestimmungen  des 
Art.  14  , zugleich  mit  der  bnierischen  Verordnung 
vom  Marz  1807 , die  Basis  und  Norm  dazu  angebeii, 
auch  sich  dieserhalb  irur  zunächst  an  den  Ausdrüch 
und  die  Vorschrift  derselben  zu  halten;  diejenigen 
Verordnungen  der  einzelnen  Bundesstaaten,  welche 
hiemit  in  iderspruch  ständen,  oder  nicht  ausreich- 
ten , möchten  abzuändern  oder  zu  ergänzen  seyn. 
Ferner  möchten  2)  die  Regierungen  über  alle  Puncte 
und  streitigen  Fragen,  welche  durch  die  voige- 
dachten  Bestimmungen  nicht  erledigt  werden,  oder 
worüber  eine  verschiedene  Anwendung  nach  der  ei- 
genthümlichen  Beschaffenheit  der  Bundesstaaten  ge- 
wünscht wird,  zwar  noch  die  Unterhandlungen 
mit  den  ihnen  subjicirten  vormaligen  Reichsstän-Ien 
und  Reichsadelichen  ungesäumt  fortsetzen  und  betrei- 
ben, damit  ein  freiwilliges  Uebereinhummen 
noch  versucht  werde,  in  dessen  Ermangelung  jedoch, 
wären  innerhalb  hürzester  Zeitfrist,  diejenigen  Puncte, 
welche  dann  noch  streitig  und  unerledigt  geblieben, 
nur,  mittelst  Vorlegung  der  darüber  geführten  Ver- 
handlungen, an  den  Bundestag  zu  bringen,  und, 
nach  der  von  demselben  im  Sinn  der  BundesActe  ab- 
zugebenden Erhlärung,  zuin  endlichen  Abschlufs 
zu  befördern  und  zu  entscheiden».  VI)  Auf  Veran- 
lassung der  in  den  wiener  MinisterialConferenzen  von  t 

34  • 
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1820  Tcrsammcltcn  Bcvollmächligten  der  lUindesglie- 
dci’,  ward  abcrmal  die  Aiifmerbsainlicit  der  B.  V.  auf 
die  Anträge  und  Beschwerden  der  Stan<lesherren  ge- 
richtet (§.  236 •>,  a).  \’II)  ln  Ansehung  dieser,  hat 

dieselbe  nach  wie  vor,  sich  bestrebt,  ihrer  amtlichen 
l'hätigheit  einen  angemessenen  Erfolg  zu  verschaffen 
( §.  236  c u.  236  e ). 

o)  Protocollp  iler  B.V\  v.  1819,  101 ; in  Brzicliuiig  genommrn 

in  (1.  Proloc.  v.  1820,  %.  178.  Sur  PJ'inemherg  ilisscntirtc  bei 
diesem  Besclilufs,  unter  Anfuhiung  besonderer  Gründe  (f.  loi 
des  Protoeolls).  Auch  OH.  Hessen  gab  bald  naclilier  eine  ab- 
weichende Erhlärung,  im  §.  i^Sder  Proloc.  v.  1819.  — Schon 
in  dem  Beschlufs  der  B.V.  v.  1.  Oct.  1818  ( Proloc.,  §.2i5), 
wurden  die  «von  eiii/.eluen  vormaligen  Reichsstiinden  und  von 
den  Bevollmächtigten  des  vormaligen  unmittelbaren  lleichs- 
adels  eingereichten  Vorstellungen,  den  Regierungen,  welche 
cs  angeht,  im  ,\llgcmeinen  zur  geneigten  Würdigung  emploh- 
lenv.  — Auch  ist  bemerhensvverth,  der  Vortrag  des  östreieh. 
Gesandten,  in  d.  Protoc.  v.  1.  Oct.  1818,  V nebst  dem  er 
, sten  PräsidialVortrag  in  d.  Protoc.  v.  1816,  §.7,  II,  i. 

I 

s.  236  «•. 

Standes  herrliche  Beschwerden.  Landesherrliche  Gegen- 
erklärungen und  /hizeigen,  wegen  ErJ^iillung  des  i4-  Ar- 
tikels der  B.A. 

1)  Zu  Erlangung  des  ihnen  zugesicherten  Rechts- 
Kustandes,  wendete  sich  ein  gruPscr  Theil  der  Stan- 
desherren  mit  Anträgen  und  Beschwerden  an 
die  Bundesversammlung  «).  Manehe  dieser  Beschwer- 
den waren  von  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Stan- 
desherren  g e ni  e i n sc  h a f 1 1 i eh  , wider  die  Regierun- 
gen verschiedener  Bundesstaaten  gerichtet^); 
andere  von  mehreren  in  Gemeinschaft,  blofs  wi- 
der die  Regierung  eines  einzelnen  Landes  c). 
Andere  Beschwerden  wurden  von  einzelnen  stan- 
dcshcrrlichen Häusern,  blofs  gegeh  dieTtegierung  des- 
selben Landes  angebracht  II)  Diejenigen  Re- 
• gierungeii  von  Bundesstaaten,  wider  welche  Beschwer- 
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den  dieser  Art  namenUich  gerichtet  waren,  wurden 
hiedurch  zu  Gegen  erhlärungen  vcranlafst  e ). 
III)  Aber  auch  andere  Regierungen  iialimcn  Anlafs  zu 
Anzeigen  bei  der  R.  V.,  Mas  in  ihren  Ländern  sic 
für  Ordnung  des  standesherrlichen  Rechtsziislandcs 
und  zu  Lrfüllung  des  14.  Artihels  der  BundesActc 
gclhan  hätten  /). 

o)  Von  Zeit  zu  Zeit  erscliienm  am  Sitz  der  B.V.  eigene  BevoU- 
mächtigte : etliche  für  eine  bedeutende  Anzahl  von  Standes- 
herren,  wie  anfangs  der  Graf  von  ff 'altleck  (Heil.  22  zu  3i 
des  Protoc.  r.  1816},  naehher,  an  dessen  Stelle,  der  Graf  von 
Basstnheim  (Protoc.  v.  1819,  loi , Beil.  20  u.  23,  r.  1821, 
§.43);  andere  für  einzelne  standesherrlichc  Häuser,  z.  B.  für 
das  fürstliche  Gesammthaus  Hohenlohe,  dann  für  Castell  und 
Rechterenl.impttrg,  Protoc,  v.  1817,  §.5;  für  die  fürstlichen 
Häuser  J.einingen,  I.öivenstein  Cl^erthtimRosenberg , und 
Thurn  und  Taxis,  Beil.  22  zu  §.  3i  des  Protoc.  v.  1816 ; für 
Löwensieinl I'erthehnFreuilenberg,  Protoc.  v.  1820,  §.  i”8. 
t)  Beilage  22  zu  §.3i  der  Protoc.  v.  181h.  Wider  [T'irtemherg, 
BaJen  und  GH.  Hessen,  Beil.  20  zu  101  derProtoc.  v.  1819. 
0)  Wider  f'f  'irtemberg , Protoc.  v.  1821,  §.43  u.  107.  Wider 
Baden,  Protoc.  V.  1821,  §.  ir8j  v.  1821,  §.  16  lu  107. 

J)  i)  Wider  FFIrtemherg : a)  von  dem  fürsl.  Hause  Thurn  und 
Taxis,  Beil.  20  zu  §.  lOi  des  Protoc.  v.  1819,  eine  Beschwer, 
de,  welche  gütlich  beigelegl  ward,  Pratoc.  v.  1819,  §.  209, 
wirtenib.  Begier.  Bliftt,  1819,  Nuin.  i j6;  h)  von  dem  fürstl, 
Gesammthause  Hohenlohe,  Beil  20  zu  §.101  des  Protoc.  v. 

1819,  u.  Archiv  für  Standes,  u.  griindherrl.  Beeilte,  Bd.  I, 
Heft  1 , 8.  39  «f. , Heft  2 , S.  29  ff. , Heft  3 , S.  47  ff. , Bd.  II, 

Hefti,  S,  28ff. ; c)  die  Beschwerden  der  Grafen  von  f-fohlcclt. 
l'yrmont  und  von  IsenhurgMeerholz , wurden  durch  Veber- 
einhunft  beigelcgt,  Protoc.  v.  1822,  §.38,  wirtemb.  Begier, 
Blatt,  1819,  Num.  5711.  79.  — 2)  Wider  Baden,  a)  von  dem  F. 
von  l .öu  ensteinPf’ertheimFreudtnberg , Beil.  20  zu  §.  101  der 
I’rotoc.  V.  1819,  Protoc.  v.  1820,  §.  178,  v.  1821,  §.  16,  u,  Ar- 
chiv für  Standes ' u.  grundhcrrl.  Bechtc,  Bd.  I,  Hcfti,  S.'2ff., 
Heft  2,  S.  83ff. , Hefts,  S.  114  ff-;  b)  von  den  fürstl.  Häusern 

Löwensteinll  ertheiniRosenberg  u.  c)  Reiningrn , Protoc.  v. 

1820,  §.178,  u.  V.  1821,  §,  iti,  II.  Archiv  für  Standes  - u,  grund- 
herrl.  Bechte,  Bd.l,  Hefli,  S.86ff. , Hefts,  S.89ff. , Heft  3, 
S.  127  fr.  — 3)  Wider  GH.  Hessen!  a)  von  dem  Gr.  v.  Erbaeh. 
Erbach,  Protoc.  v.  1821  , §.  20h.  u.  v.  1822,  §.44»  tl*®  Denk- 
schrift V.  11.  Jun,  1821,  mit  Anmerkungen , in  d.  angef.  Ar- 


Digitized  by  Google 


522  II.  Th.  IV.  Caj). 

chiv  , nd.  I,  Heft  3,  S.  I — 4^  ; b)  von  den  fürstl.  Häusern 
< SotmsBraunfels  und  SolmslAch,  Protoc.  v.  182»,  ^.180,  N.  91. 
«)  1)  PTArtemberg , Protoc.  v.  1818,  §.57  u.  i55  ; v.  1819,  §.  loi; 
V.  i8ji,  §.  45;  V.  i8i7,  §.  3d.  2)  Baden,  Proloc.  r.  1818, 

§.107;  V.  1819,  §.68;  V.  1821,  §.243.  3)  GH.  Hexien,  Protoc.  v. 
1818,  § 65',  u.  die  d.izu  gehöri!;c  , loco  dictatur.ie  gedrucbto 
«Kälierc  D.TrsteU.  der  standcsherrl.  Verliältnissc  in  ilcm  GH. 
Hessen,  S.  178  der  ürig.  Ausg.  der  Protoc.  v.  1819,  §.  128. 

/)  1)  Preussen,  Protoc.  v.  1818,  §.212;  v.  1820,  §.74.  2)  Bniern, 
Protoc.  V.  1818,  §.  i33;  3)  Hannover , Proloc.  v.  1818,  §.97. 
4)  A^axxau  , Protoc.  t.  1818,  §.20. 

S.  237. 

//)  IVach  staats  gesetzlichen  Sestimmungen  ein- 
zelner ßnndes  Staaten’, 

i)  vor  Errichtung  des  t.  Bundes. 

I)  Schon  die  rheinische  Bundes  Acte  «), 
hatte  den  Bechtszustand  der  Ton  ihr  gesch.-ifTencn 
Standesherren,  im  Wesentlichen,  vertragmäsig 6)  be- 
stimmt (oben  §.  43 — 45).  II)  Sinn  , Umfang  und  Aus- 
legung ihrer  Bestimmungen,  so  wie  die  wichtige 
Frage:  für  W'en^(den  Landesherrn,  oder  die  Stan- 
desherren,) in  zweifelhaften  F.ällen  die  Rcchtsver- 
muthung  streiten  müsse  ? waren  fast  nirgend  ausser 
Streit  geblieben  c).  Auch  vermifste  man  , in  derscl- 
' ben  BundesActe,  noch  verschiedene  nähere  Bestim- 
mungen über  jenen  Bechtszustand , welche  zu  Ver- 
meidung aller  Ungewifsheit  des  Rechtes,  so  wie  ziir 
Gleichfürmighcit  der  Standeshcrrlichhcit  in  allen  Bun- 
desstaaten, für  nothwendig  erachtet  wurden.  III)  Durch 
diese  zweifache  Betrachtung,  glaubte  man  in  einzel- 
nen Bundesstaaten  sich  vcranlalst  und  befugt,  zu  ei- 
gener s t a ats  g c s e t z I i n h e r Festsetzung  des  Hechts- 
zustandes der  inländischen  Standesherren  , für  ihre 
Personen,  Familien,  und  .slandesheri  liehen  Besitzun- 
gen, mittelst  oberlandeshorrliclicr  Declarationen, 
Organisationen,  Verordnungen,  Fdicle,  Re- 
solutionen, Erläuterungen,  u.  d.  d). 
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«)  \iicJi  <lie  Finirrisiingsrrntocolle  der  Commissarien  des  Biin- 
desstifters  (ohon  §.  3o,  c),  rnlliiflten  zum  Thcil  ausdrücklicko 
Bedingungen  der  Kiiiv  cisung  in  di&»berhoheitsIandc. 

h)  Von  abweichenden  Meinungen,  s.  oben  V44<  Note  c. 

«)  Hievon  lirvai'n's  Staatsrocht  des  Klieinbundrs,  itifi  — t lo. 
Ehendrss.  L'ebersicht  derdiploni.  Vcrhandl.  des  wiener  Congr., 
S.  -.TÖf. 

d)  Hicher  gehören : i)  Für  Derlarnlion,  die  Souverai- 

ni'täts-  und  SiibjcctloiisVerliältnisse  in  den  siikordlnirlen  Län- 
dern betr. , V.  19.  März  i8o~;  in  d.  baier.  Begier.  Blatt,  180-, 
S.  4k3 — 490,  in  Wisnoee's  Hhcin.  Bund,  IV.  ^73,  ii.  in  d.  Ar- 
chiv für  Standes-  u.  griindlierrl.  liechte,  Bil. I,  lieft  1,  S.  194 
ff.  ,’ii.  in  d' n Quell  'n  des  ölTentl.  Rechts  der  t.  Bundessta.a- 
ten,  Bd.  II,  S.  3.39 ff.  Friäuleriing  ( v.  35.  Mai  ift>7  ) der  He. 
clarationcn  v.  3i.  Hec.  i8i>6  u.  19.  März  1807,  die  Bestätigung 
der  FamilienVerträge  betr. ; Rhein.  Bund  , VII.  175,  u.  in  d, 
angef.  Archiv,  Bd.  II,  Heft  1,  S.  i6i  ff.  Fdirt  über  die  guts- 
herrlichen Rechte,  v.  38.  Jul.  1808;  Rhein.  Bund , XXII.  i38. 
Fdict , die  Verhältnisse  des  Adels  betr.,  v.  3.8.  Jul.  i8o8; 
Rhein.  Bund,  XX1\^.  436.  Nachlrag  dazu,  v.  33.  Der.  i8«j8. — 
Declaration  v.  7.  .Tun.  1806  (nx  I iTiditung  des  rlu  in.  Bundes), 
die  Gr.afen  von  Fugger  betr..  HTiein.  Bund,  1.  67.  II.  336. 
Vergl.  mit  der  Bekaniitmacliung  der  baier.  LandesDirectiun 
in  Schwaben;  Rhein.  Rund,  XII.  5i6.  XIV.  395.  Declaration 
über  die  Rechte  u.  Iinmunitülen  des  F.  v.  Thiirn  u.  Taxis  u. 
s.  Dienstpersonals  in  d.  Stadt  Regensburg,  v.  3->.  März  1813; 
in  d.  Regier.  Bl.lll  v.  1813.  Wrgl.  H.  v.  ScusLnsss  .Vlag.azin  d. 
baier.  St.aats- u.  Privatr.,  Bd.  I (1808),  Xum.3. — TOnderDe- 
rlaration  für  tlen  Graf,  n von  Pappenheini,  unten  33  ).  b.  \ ou 
der  Declaration  für  den  Prinzen  F.iigcn,  Herzog  von  f.euchin>~ 
her:,  als  l iirslen  von  EiehsriiJt , unten  'loi'.a.  — 3' Für 
AViHTtaBFBG  : Resolution,  mehrere,  die  subordinirlen  Fürsten, 
Grafen  u.  Edellcule  angehende  Hcstiinnjuiigen  betr.,  r.  36. 
Jiin.  180-;  Rhein.  Bund,  IX.  i(36.  Verordn,  über  die  01>sl  ;i:  i- 
tionen,  Inventuren  und  Verii.ögrr.stlieiliingrn  bei  den  tledi  - 
llsirten  , v.  i4.Fcbr.  1807.;  Rbeiiil  Bund , V.  3oo.  W’II.  ‘zjt. 
Zusaininenstellung  der,  die  Verhältnisse  der  Fürsten,  Grafen 
tmd  Edelleute  des  Königreichs  (Wirieinberg)  bestitninenden 
Gesetze  und  Verordnungen.  Stuttg.  1811.  4-  (Erschien  auih 
mit  Aninerk.  unter  d.  Titel’  TVürtenibergs  Souvorniuetäis^ 
.Mifsbräurbe  u s.  w.  Teulschl.  1814.  8).  Vergl.  Archiv  f..r 
Standes  u.  grumlhrrrl.  Rechte,  Bd.  1,  Hefts,  3.173—193. — 
3)  1 ür  Bsof.s  ; Provisorische  Verordn,  die  staatsre-, htl.  Ver- 
hältnisse der  subordiiiirten  Fürsten  u.  Grafen  betr.,  v.  30. 
März  1807;  Rhein.  Bu^l,  V^ll.  106.  \ trutdu.  (oder  drittes 
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ConstitiitionsEdicO  dii>  St.indcshrrrlichl«eits Verfassung  betr. 

V.  S2.J11I.  1807;  Rhein.  Bund,  XII.  321.  XVII.  272.  XXIV.  433. 
u.  in  d.  angef.  Archiv , Dd.  II,  HcRi,  S.i63ff.  Verordn,  die 
Siegel  der  St.  H.  betr. , v.  8.  Oct.  1807,  in  OESTEnncicacn’s  Ar- 
ehiv,  Jahrg.  II,  St.  2,  M.8.  Organisation  f.  d.  Grofsberzogth. 
Baden,  v.  26.  Xov.  1809.  Verordn,  r.  14.  Mai  i8i3,  betr.  die 
Einziehung  aller  « stand csherrl.  Obrigkeit  in  Criminal- u.  Ci- 
vil-, auch  Rechts-,  Kircheu-  11.  gemeinen  Polizei-,  auch  Re- 
gicrungs.<achen«;  in  d.  Regier.  Bl.  i8i3.  St.  i5.  Verträge  mit 
Frankfurt  u.  VVirzburg,  wegen  der  unter  mehreren  Bundes, 
fürsten  zugleich  angesessenen  Standes-  und  Grundherren,  r. 
1811  u.  1C12,  II.  V'crordn.  wegen  der  zugleich  im  Grofsherzog- 
thum  Hessen  angesessenen,  v.  5.  Mai  i8i3,  in  d.  Regier.  Blatt, 
i8i3,  Sl.  17.  Von  FarailienI'3deicommisscn,  s.  bad.  Lande,  t. 
1809,  Salz  577  ca  ff.  u.  Verordn,  v.  3.  Jun.  1808,  §.  22,  in  d. 
Bhein.  Bund,  XXVIII.  128.  A’on  ihrem  Gerichtstand  s.  Ver- 
ordn. V.  8.  Jun.  1810.  Vcrgl.  auch  Rhein.  Bund,  XXXV.  3o3. 

— 41  Für  das  Grofsherzogthum  Hfsses  : Declaration , die 
ataatsrechtl.  Verhältnisse  der  Standesherren  u.  ihrer  Bezirke 
n.  Gebiete  betr.,  v.  i.  Aug.  180^;  Rhein.  Bund,  XIII.  54. 
Nachträge  hiezu,  v.  Si.März,  20,  Jun.  u.  28.  Dec.  1808,  in  d. 
Rhein.  Bund,  XX.  256.  XVIII.  45“-  Anordn,  einer  obervor* 
mundschaftlichen  Behörde  über  Familien  vormaliger  Reichs- 
Stände;  Rhein.  Bund,  IX.  489.  Vergl.  auch  Rhein.  Bund,  LXII. 

24i.  'LXIII.  64.  Verordn,  wegen  der  Siegel  der  Staiides- und 
PatrimonialHerren,  v.  i.Aug.  1808.  Von  ihrer  Steiierpfliclit, 
Verordn,  r.  20.  Jun.  1808,  in  d.  Rhein.  Bund,  XX.  239.  — 

5)  Für  das  ehemalige  Grofsherzogthum  AYibzbubo:  Verordn. 

V.  9.  Jun.  1807;  in  d.  Rhein.  Bund,  X.  3.  — V ergl.  auch  Rhein. 
Bund,  Vlll.  295.  IX.  491.  XIV,  296.  XX.  t8o. 

s.  338. 

Ihre  Anwendung  und  Uehersicht, 

1)  Die  vorhin  genannten  staatsgesetziiehen  Bestim- 
mungen, werden  in  manchen  Bundesstaaten , nicht  , 
immer  ohne  Widerstreit  mit  den  Yorschril'ten  der 
tcutschen  BuiidcsActe  ($.  ti3i  fl'.),  noch  jetzt  mehr 
oder  weniger  in  A n w e n d u n g gebracht.  II)  Obgleich 
schon  früher  aus  ihnen,  als  blofs  parliculnren  Bestim- 
mungen, allgemeine  Grumlsätze  nicht  zu  bilden 
waren',  so  gewährt  doch  eine  summarische  Darstel- 
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lung  ihres  Inhaltes  «),  namentlich  ihrer  wichtigsten 
Eigenheiten,  eine  Uebersicht  nicht  blofs  der  Ab- 
sichten, Grundsätze  und  Yerlahrungsweise  einzelner 
Staatsregierungen,  sondern  auch  desjenigen , worauf 
man  bei  der  beTorstehenden  Erforschung  und  nähe-r 
ren  Festsetzung  eines  in  alle'n  Bundesstaaten  über- 
einstimmenden staats-  und  privatrechtlichen  ^ erhält- 
nisses  der  Standesherren  ($.  335^,  die  Aufinerbsam- 
heit  zu  richten  habe. 

a)  Eine  solche  findet  man,  in  Ki.vdfh's  StaaUr.  d.  Hhein. Bun- 
des, Y — ii8,  nach  folgenden  Rubriken:  A)  Teruinli- 
chrs  VerhiiUnifs.  Huldigung.  Titel  und  Wappen.  Kirchen- 
gebet. Trauer.  Canzlei  - u.  HofCcrerooniel.  Residenz  und 
Einkünfte.  Ehren-  u.  Schlofswaehe.  Ausnkrtige  Kriegs- 
dienste. Fainiliengesetze.  Verbindlichkeit  allgemeiner  Lau- 
desgesetzc'.  Persönliche  Polizeibehörde.  (Icrichtstand  : i)  in 
CivilStreitigkeiten ; a)  in  Sachen  der  frciuilligeu  Gerichtbar- 
heit;  3)  in  peinlichen  Sachen.  Aeltcre  Privilegien  und  Exem- 
tionen. Heutige  Immunitäten.  Auswärtiges  Staat sverhältnifs 
B)  Verhältnifs  der  standeshrrrliche»  Besitzungen,  i)  Grund- 
eigenthum.  a)  Rechte.'  «)  Oberhohcitsrechle.  i)  Standes- 
herrlicbe  Realrechte.  Gericbtbarkcit , bürgerliche  und 
peinliche.  Cent.  Forst-,  Lelm-,  geistliche  und  freiwillige 
Gcrichtbarkeit.  Fiscalische  Sachen.  Justizbeanite  und  Ganz 
leien.  Appellation.  Aufsicht.  Taxen  luid  Sporteln.  Nie- 
dere Polizei.  Finanz-  und  Cameralrecbte.  Obcrlandeshcrr 
liehe  Reservatrechte.  Patrimonialhcrrlichc  Rechte.  Privile- 
gien- und  Dispcnsalionsrecht.  Aemter-,  Titel-  und  Rang 
recht.  Erziehimgswesen.  Oeffentlicher  Unterricht.  Rii- 
fhensachen.  Lehnsachen.  Landes-  mjd  Kammerschulden. 
Pensionirung  und  Abtheilung  standcsherrlichcr  Diener.  — 
Vergl.  auch,  Rhein.  Bund,  \ H.  i.'jS-  VIII.  aoo.  XLI.  127. 
Ribb's  System.  Darstell,  des  rhein,  Bundes,  §.  98  — 189- 

s.  239. 


Ihre  Entstehungsart  und  F'erschiedenheit.  Eesclnr er- 
den dagegen,  E'erleihwig  der  Standesherrlichkeil. 

I)  Dabei  wird  jedoch  niclit  zu  übersehen  seyn, 
dafs  in  dem  Streit  über  Stnu,  Umfang  und  Auslegung 
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der  rheiiiisclien  BundesActe,  so  wie  über  ReclitsTer- 
muthung,  die  Oberhoheitsherren  selbst,  oft  für 
eigenen  Vortheil,  zur  Entscheidung  geschritten 
seyen',  und  dafs  in  ihren  staatsgesetzlichen  Willens- 
erhlärungen , der  Rechtszustand  der  Standesherren, 
dessen  allgemeine  Glcichfürmigheit  selbst  die  rheini- 
sche BundesActe  beabsichtigte,  nicht  selten  auf  ganz 
Terschiedene  Weise,  hie  und  da  sogar  wider 
den  hlaren  Inhalt  jener  BundesActe,  bestimmt  worden 
sey.  Durch  welches  Alles  II)  die  Standesherren  zu 
vielfach  geäusserten  Beschwerden  sich  berechtigt 
hielten  «).  III)  Endlich  ward  auch,  in  dem  Zeitraum 
des  rheinischen  Bundes,  in  etlichen  Bundesstaaten 
Standesherrlichheit  an  ansehnliche  Grundherr, 
schäften  durch  Prisilcgien  gegeben  l>). 

*)  (t.  Städfl's)  Bemerkungen  zu  d.  grofslierzogl.  badiselien 
OrganisationsEdict  v.  »6.  Kov.  1809.  \Vcrllieim  1809.  Fol. 
Leidensgeseliichte  der  durch  die  RheinbundActe  mediatisir- 
ten  Tormal.  Reichsstände.  Teutonien  i8i3.  8.  Geburt , 
Thaten  u.  Ende  des  Rheinbundes.  Germanien  i8i.3-  8.  Mate- 
rialien zu  Germaniens  tViedergeburt.  1814.  8.  AVürlembergs 
SouveraiiietätsMirsbräuche.  Teutschl.  iBi).  8.  V^ergl.  auch 
Ki.übeh's  Uebersiebt  der  diplom,  V'erhaiidl.  des  wiener Congr., 
S-  «79  ff.  — Von  der  t^oiiipetenz  der  B.V.  bei  Beschwerden 
dieser  Art,  oben  «36'’.  — Von  den  Beschwerden  u.  An 
trägen  der  Standesherren,  auf  dem  wiener  Congrefs,  s.  Ri.ü- 
BF.a's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  «8i  ff. 

Ii)  Standesherrlichheit  erhiidten  : i)  in  dem  Grofsherzogthum 
Hessen,  im  J.  1808,  die  gräflieh-görl/.ische  Herrschaft  5c/i/ifi, 
deren  Besitzer  wegen  solcher  vorhin  Mitglied  der  fränkischen 
Reichsritterschaft , und  überdiefs  seit  iSo.'i  Mitglied  des  wette- 
rauischrn  CrafenCollegii  gewesen  war;  Rhein.  Bund,  XXIX, 
i 2)  in  dem  GrofsherzogMiiiin  Iladen  , iin  Jahr  i8u8,  die 
gräflich-hoclihcrgische  , jetzt  niarkgröflich-badJsrhc  Herrschaft 
Zivinoenherp  am  Neckar,  früher  zu  der  fränkischen  Reichs- 
ritterschaft, Canton  Otteiiwald,  später  unter  kurpfälzischc 
Hoheit  gehörig;  3)  in  dem  Königreich  Daiern , durch  eine 
königl,  Declaration  v.  «2.  März  iB)"  , der  Graf  von  Pappen- 
beim,  für  seine  vormals  reichsunmittclbare,  doch  nicht  reichs- 
Ständisrhe  Grafsrh-afl  oder  II  rrscliaft  Pajipenhelm,  Es  wur- 
den ihm,  eine  .lustizC-auzici  als  Gericht  zweiter  Instanz, 
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ein  MediatConaittorium , die  standetihrrrlicbrn  Ehrenrechte 
u.  (.  Yf.  eingeräumt.  Im  J.  1819 , erhielt  er  in  der  b.iieri- 
sehen  Ständeversaramlung  Sitz  und  Stimme  in  der  Kam- 
mer der  Rcichsräthe  , unter  den  Standesberren ; als  Reiebs- 
erbmarscball , hatte  er  auf  der  allgemeinen  Reichaversamm- 
lung  in  dem  Reichsfürstenratb  Sitz , aber  nicht  Stimme.  — 
Von  KaunitsRiatberg  und  BentheimTecklenburg , dir  in  den 
J.  1807  und  1808,  jener  ron  dem  König  von  Westphalen, 
dieser  ron  dem  Grofsherzog  ron  Berg,  standcsberrlich  un- 
tergeordnet wurden,  5.  oben  §.  i3o*,  Note  f.  * Vrnnöge  der 
SchlufsAcle  des  wiener  Congresses,  haben  beide  nun  Stan- 
dcsherrliehkeit  im  Sinn  der  t.  BundesArte.  — Von  den 
JT'irkungen  einer  V'erleihung  der  Standesherrlicbheit,  uiileii 


s.  240«. 

a)  Seit  Errichtung  des  t-  Bundes, 

I)  Seit  Errichtung  tles  tcutsclicn  Bundes,  ist  in 
den  meisten  von  denen  Bundesstaaten,  in  welchen 
Sfandesherren  sich  befinden,  durch  landesherr- 
liche Verordnungen  tind  E r 1»  1 a r 11  ii  g e n , /.um 
'I’heil  nach  vorher  genommener  Büchsprache  mit  den 
Betheiügten , der  Rechtszustaiid  der  inländischen 
Standesherren  dergestalt  festgesetzt  worden,  dafs  die 
in  dem  14.  Artikel  der  BundesActe  enthaltenen  Be- 
stimmungen nicht  nur  namentlich  auf  dieselben  ange- 
wandt, sondern  auch  theils  näher  bestimmt,  theils 
erweitert  wurden,  obgleich  nicht  durchgehends  und 
nicht  überall  zu  voller  Zufriedenheit  der  Standesher- 
ren. 11)  Veroidnungen  dieser  Art  sind  bekannt  ge- 
macht wurden  , in  P r e u s s e n «) , B a i e r n b) , Wir- 
te in  b e r g <■),  B a d e n d) j Grofsherzogthum  Hessen  c), 
Kurh  essen  /).  Nassau  hat  durch  Auseinander- 
setzung mit  jedem  einzelnen  Standesherrn,  dessen 
besondern  Bei btszustand  geordnet  g'),  wie  auch  in 
TcrschicdenL’ii  andern  Bundesstaaten,  neben  der  da- 
selbst erlassenen  allgemeinen  Verordnung,  geschehen 
ist  h). 

«)  Praussen:  Edicl  v.  11.  Jun.  i8i3,  in  der  Gesclzsaminl.  Hir 
die  preufs.  Staaten,  i8i5.  St.  9,  in  d.  Protoc.  der  B.V.  t. 
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ißi8,  als  Beilage  a3  lu  aia,  ».  in  Ki.ß»rn's  Staatsarcliis« 
Bd.  II,  S.  143  fF.  A'crgl.  auch  davon  die  V'^erbandliingcn  der 
Landstände  des  Knnigr.  Würlemberg,  im,J.  1B16,  Abth.  XXI. 
— Als  nähere  und  ergänsende  Bestimmung  dieses  Edictcs, 
erschien , unter  dem  3o.  Mai  i8ao , eine  Instruction  wegen 
Ausführung  des  Edictes  v.  11.  Jun.  i8i3,  in  der  angef.  Ge- 
sctzsaminl. , i8ao , Num.  9,  und  in  d.  Protoc.  der  B.V.  r, 
1810 , als  Beil.  8 sii  §.  y4- 

h)  Bairrn  ; Edict , betr.  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  der  Stan- 
desherren , v.  a6.  Mai  i8i8,  u.  Edict  über  die  Rechte  des 
Adels,  von  demselben  Datum;  beide  als  Beilagen  ku  der 
Verfassungsurhunde  von  demselben  Datum,  u.  in  G.  Döl- 
i,inofb's  Verfafs.  des  Rönigr.  Baiem , Bd.  I.  Das  erste 
Edict  steht  auch , als  Beil.  7.0  zu  i33,  in  dem  Protoc.  der 
B.V.  V.  1818,  u.  in  dem  Archiv  für  Standes-  und  grundherrl. 
Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  314  IT. 

c)  ri'irtemherg ; Declarationen , die  staatsrechtl.  Verhältnisse 
betr.,  a)  für  Thum  und  Taxis,  8.  Aug.  18x9;  b)  für 
U'ialJeckPyrmout , V.  i3.  Aug,  1819;  c)  für  IsenburglVleei, 
holz,  V.  31.  iNov.  1819,  alle  in  d.  wirtemb.  Rogier. Blatt.  — 
Wegen  der  übrigen  5»  wirtemb.  Standesherren , s.  »lie  wir- 
temb. Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  3i.  Jan.  1833 , 
%.  3& 

d)  Bajfii:  'Verordn.,  die  standcslicrrl.  Verhältnisse  betr.,  v. 
33.  April  1818,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt  v.  1818,  IS'um.  9, 
und  in  den  Protocollen  der  B.V.  v.  1818,  als  Beilage  37 
zu  §.  107.  — Edict,  die  Standes-  und  grundherrl.*, Verhällnisso 
betr.,  V,  16,  April.  1819,  in  dem  Regier.  Blatt , u.  in  d.  Pro- 
toc. der  B.V.  v,  1819,  als  Reil.  i3  zu  §.  68,  und  in  d.  an. 
gef.  Archiv,  Bd.  II,  Heft  1,  S.  304  IT.  — Man  s.  auch  die 
oben  (V  336',ej  angef.  badischen  IxMärungcn  in  der  B.V. 

e)  CH.  Hessen-.  Edict,  die  standesheri-1.  Rechtsxerhältuissc  betr., 
V.  i'".  Fehr.  it’20.  In  d.  Regier.  Blatt.  Man  s.  auch  die  oben 
(§.  236',  e)  angef.  Erhlarungen  in  der  B.  V. 

/)  K urhessen.  Verordn,  v.  1,  Mai  1818,  betr.  den  Gericht- 
stand der  Standesherren. 

g)  Nassau-.  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.i  1818,  §.  20. 

/i)  So  in  den  preussischen  Rhein-  xind  westphälischcn  Provin- 
zen , u.  in  'Wirtcinberg. 
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S.  240'*. 

IVirktmgen  tiner  f'erleihuiig  der  Statidesherrlichkeit. 

Wird  in  einem  Bundesstaat,  einem  Grundeigen* 
thiimer  und  dessen  Familie,  durch  1 an d e s h e r r 1 i* 
che  Verleihung,  Standesherrlichkeit  mit  demsel- 
ben, oder  mit  eim-in  davon  nicht  sehr  abweiclienden 
Umfang  von  Gerechtsamen  ertheilt“),  wie  solcher 
den  Standcsherreii  im  Sinn  der  teutschen  Bundes- 
Actc  zukommt,  so  lieruht  I)  der  Rechts titel  der 
Privilegirtcn  einssig  auf  der  Verleihung  des  inlän- 
dischen Staatsoberhauptes,  und  cs  können  der  6.  und 
• 4.  Artikel  der  BundcsActe,  als  solche,  nicht  alsBcchts- 
quelle  dienen.  11)  Es  wird  also  durch  eine  solche,  in  ihrer 
Wirksamkeit  auf  das  Staatsgebiet  des  Ertheilers  sich 
beschränkende  Verleihung,  i ) ein  Anspruch  zur  Theil- 
nahme  an  einer  standesherrlichen  CuriatStimme 
in  dem  Plenum  der  Bundesversammlung,  wenn  eine 
solche  errichtet  würde  ($  ii6  g u.  23i),  chen  so 
wenig  begründet,  als  2)  ein  in  allen  Bundesstaaten 
nothwendig  anzuerkenuender  hoher  Ade  Island 
(§.  s3i),  und  3)  die  in  der  BundesActe  den  Standes- 
herren zugesicherte  P'ortdauer  der  Ebenbürtig- 
keit (§.  23i);  w enn  gleich  dem  Bevorrechteten  diese 
Vorzüge,  alle  oder  zum  Thcil,  aus  andern  Rechts- 
gründen  zustchen  können. 

a)  Beispiele  aus  der  Zeit  des  rhein.  Bundes , oben  i3<),  b.  — 
K.  baicrische  Erklärung  der  staatsrechtlichen  V erhälliiisse 
des  Prinzen  Eugen,  Herzogs  von  Leuchtenherg,  in  seiner 
Eigenschaft  als  Fürst  von  Eichstädt,  v.  i5.  No\.  i0i7  , in  d. 
baier.  Regier.  Blatt  r.  1817,  S.  9.I7  ff.  — Der  gräfl.  (nun 
fiirstl.  ) beniheim -tcchlenburg-  oder  rbedaischen,  vormals 
rcichsunmittclboren  , aber  nicht  reichsständischen , Graf- 
schaft oder  Herrschaft  Hohenlimburg,  welche  in  der  Schlufs- 
Acte  des  wiener  Congresses,  Art.  7.3,  blofs  für  ein  preiissi- 
sches  Schutzland  erklärt , und  daher  in  dein  Art.  43  und  a4 
unter  den  preussischen  Standesherrsebaften  unerwähnt  ge- 
blieben war,  wurde,  auf  Bitte  ihres  Besitzers,  des  Grafen 
(seit  1817  Fürsten)  von  BcntheiiiiTecklenburg  oder  Bent- 
licimRheda , durch  eine  küniglich-prcussische  (JabiiictsOrdra 
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V.  i().  Dec.  1816  StaDdeslierrlichkeit  ringerfiiimt.  Die  letxte« 
im  Sinn  der  t.  BundesActe,  war  ihrem  Besitzer,  wegen  der 
gleichfalls  TOrliin  reichsuninitt.  Ikarcn,  aber  nicht  reichsstän- 
dischen Herrschaft  Rheda , in  der  SchlufsActe  des  wiener 
Congreases,  Art.  43«  schon  zugesichert.  — K.  preussische 
Erhebung;  1)  des  f.  thurn  - u.  taxischen  Fürstenthums  Arotoj- 
z^n  ZU  einer  schlesischen  Standesherrschaft,  im  J.  1819, 
unten  V 354'',  Notebj  1)  des  landgrafl.hesseu-rolhenburgi- 
schen  ratibur-raudcnschen  Güti  rCoinplexus  und  der  Herr- 
schaft Corvey  , jenes  unter  dem  Namen  MecliatHcrzogthum 
Rntibor  , dieser  unter  der  Benennung  MediatFürslenthiim 
Curvey , im  J.  i8aa.  3l  der  hatzfeldtischen  Herrschafleu  /•/ ;7- 
' Jrnbur«  u.  Schönstein  zu  e.  Standesherrschaf  , 1811,  s.  den 
folg.  , Note  b. 

§.  240c. 

Mittelclasse  zwischen  Standesherren  u Grundherreii. 

Als  eine  Mittelclasse,  swischen  den  Standes* 
herren  im  Sinn  der  teutschen  BundesActe  und  den 
Turmals  rcichsunmittelbaren  Grundheiren , bann  man 
gewisse  ansehnliche  Landeigenthüiner  betrachten,  die 
sowohl  lür  ihre  Person  und  h'amiüc,  als  auch  für 
ihren  Herrschaft  - und  Eigenthumsbe/.irh , mit  einem 
Inbegi'in’  Ton  Vorrechten  ausgestattet  sind  , der  sie 
'/.war  auf  eine  höhere  Stufe  als  die  Grundherren  er* 
hebt,  .aber  doch  einen  Anspruch  auf  alle  den  Slan- 
desherren  durch  die  BundesActe  zugesichcrlcn  Vor- 
rechte nicht  begründet  “),  wenn  gleich  manche  der- 
selben, z.  B.  F.benbürtighcit  und  in  allen  Bundestaa- 
ten anzuerhennender  hoher  Adelstand,  in  anderer 
Hinsicht  ihnen  zustehen  honnen.  Dahin  gehören 
1)  solche,  die  zur  Zeit  der  teutschen  Iteichster.bin- 
dung,  wenn  gleich  ohne  dingliche,  und  nicht  alle  mit 
persönlicher  Reichsunniittelbarheit,  und  ohne  Lan- 
deshoheit, doch  zur  Ausübung  eines  solchen  Inbe- 
griffs Ton  Regierungsrechten  ermächtigt  waren,  den 
man  damals  Yertragmäsige , oder  auch  reichsmittelbar 
untergeordnete  oder  subalterne  Landeshoheit,  Lan- 
desherrlichheit  oder  Regierungsgewalt  ($.  101,  a)  zu 
nennen  pflegte  U)  Auch  diejenigen  gehören  da- 
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hin,  die  zwar  mit  einem  iiiiiidcrn  Umfang  von  unter- 
geordneten negierungsrt'chlen  tiis  die  so  eben  ge- 
nannten, doch  aber  mit  einem  bedeutenderen  als  die 
fiiundlierren  ge>\ öluilielier  Art,  ausgestnltet  sind; 
sey  es  als  Rechte  persönlicher  und  dinglicher  Bcichs- 
unmittelbarkeit  und  Landesherrlichkeit  zur  Zeit  des 
teutseben  Reichs  ^),  oder  kraft  landesherrlicher  Ver- 
leihung neuerer  Zeit 

a)  Ein  ordo  medioxumus  , auf  welchen  darum  mit  Homucl 
(rhapsodia  observatt.  , T.  \ I.  obs.  899.)  die  Regel  nuch 
nicht  anzuvvenden  seyn  möciile:  >'coinparatum  in  cl.issciu 
ejus  cui  comparatur,  non  in  seqiientcm,  esse  collucanuiims. 
h)  Beispiele:  1)  Das  fürstliche  und  gräfliche,  Tormals  reiehs- 
ständischc  , Haus  Schonburg  , im  Vcrhältnifs  zu  dem  Koiiigr. 
Sachsen,  nach  einem  Recefs  von  i~4o  (v.  Rönxa's  Slaalsr. 
u.  Statistik  des  Churfürslcnth.  Sachsen,  Th.  II,  S.  '73  — 83), 
erhielt  seinen  Rechts/.nstand  durch  eine  königlich-sächsische 
Declaration  v,  18.  Mai  i8i5  bestätigt , welche  für  einen  Re- 
standtbeil  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  , Art.  118, 
erklärt  ward.  Rlüb»r's  Acten  des  wiener  Cougr. , Bd.  M, 
S.  139  flT.  Bd.  VII,  S.  i55.  Im  Jahr  1818,  machte  Schön- 
burg, in  einer  gedruckten  Denkschrift,  bei  der  B.V.  den 
Antrag  «auf  Bcstimmui^g  seiner  bei  dem  t.  Rund  anszuü- 
«benden  Rechte  und  \'ortheile , insbesondere  in  Rctrefl’  der 
«Stimmbererhtigung  bei  demselben»;  cs  stehe,  fügt  es  hinzu, 
«mit  drn  mediatisirten  fürstliclien  und  gräflichen  Häusern  lici- 
• neswegs  auf  einer  Linie».  DieSache  kam  zeilher  in  der  B.V. 
nicht  in  Berathung.  — 2)  Das  gräfliche,  vormals  reichss' in- 
dische Haus  Stolberg,  a)  wegen  der  Grafschaft  Hohnstein  im 
Röuigr.  Hannover  (§.  ioi,a),  b)  wegen  der  Grafschaften  W er= 
nigerode  *^)  fstolberg,  beide  in  k.  prcussiscbe:u 

Gebiet.  — 3)  HessenllheinfelsHothenbnrg,  wegen  der  so  ge- 
nannten rothenburgischen  Quart  in  Rurhesscu.  ' Decisioues 
llasso  - CasseL , T.  II.  dec.  a85.  n.  3.  — 4)  Schwarzburgilu- 
Jühiatitt  wegen  des  Amtes  Ilm  unter  Sachsen  - gothaischer 
Hoheit.  Man  s.  die  s.  gothaischc  Erklärung  in  d.  l’rotoc.  der 
B.V.  V.  1818,  ao.  Aehnlichc  Verhältnisse  Scliuarzburg- 
SonJershaujens  zu  S.  Weimar  und  Preussen  (vorhin  Hursach- 
sen)  sind  durch  Uebereinkunft  aufgehoben,  die  ersten  1811, 
die  andern  181b.  — Diu  Herrschaft  Broich  an  der  Ruhr  (1819 
mit  i3,8ii£inw.  auf  mehr  nicht  als  V«QM.)  eine  Herrschaft, 
w enn  gleich  nicht  reichsunmittelbar,  doch  mit  sehr  bedcutcu- 
dcu  \ urrcchlcii,  chchin  unter  giufsherzoglicb -b'crgischer  IIo- 
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heit , anfangs  den  Djrnasten  von  Broich  bis  i37s,  dann  den 
Grafen  su  Limburg  aus  der  liohrnlimburgcr  Linie  bis  i5o8, 
hierauf  der  Familie  von  Daun  , Grafen  zu  F'slhenstein , bis 
endlich  dem  gräfl.  Hause  Leiningen  u.  Dachsburg  gebä- 
rend, aus  welchem  sie  zuletzt  bis  iBi8  eine  an  den  Prinzen 
Georg  von  HessenDarmstadt  vermählte  Erbtochter  besafs,  von 
welcher  dieselbe  auf  deren  zweiten  Sohn  Georg  übergieng. 
Obgleich  Broich  in  der  rhein.  BtuidesActe,  Art.  i4  i Stan* 
ilcsherrschaft  dein  Grofsherzog  von  Berg  untergeordnet  ward, 
so  wurden  doch  von  diesem  standesherrliche  Rechte  der  Be- 
sitzerin nicht  eingeräumt,  vielmehr  alle  Rcgicrungsrechte  ihr 
entzogen;  erst  seit  dem  i.  April  i8i6  erhielt  sie,  von  Preussen, 
wieder  die  CivilGerichtbarkeit  erster  Instanz, 
r)  Als  Deispielc  mögen  dienen ; i)  das  CondominatAmt  May- 
Scheit]  (i8i8  mit  i456Einw.)  in  dem  preufs.  Regierungsbezirk 
Coblenz , dem  Fürsten  von  WiedRunkel  u.  dem  Grafen  von 
Walderdorf  gehörig,  ehehin  Bestandtheil  der  nichtreichsstän- 
dischcii,  aber  zu  RreisstandschaD  im  kurrheinischen  Rrcis  be- 
rechtigten Grafschaft  Niederlsenburg,  war  reichsunmittelbar, 
aber  weder  rcichs-  und  kreissländisch  noch  reichsrilterschaft- 
lieh,  dennoch  beitragpflichtig  zu  Kammerzielen.  — «)  Schlofs 
und  Flechen  Schwarza  ( 1816  mit  98/1  Einw.  in  139  Häusern), 
im  preufs.  Antlieil  der  Grafschaft  Heiyiebcrg,  dem  gräflichen 
Hause  StolbcrgW'emigcrode  gehörend,  war  reichsunmiltelbar, 
aber  weder  rciclis  - und  kreisständisch  noch  rcichsrilterschaft- 
lich,  auch  in  der  neuem  Zeit  nicht  reiche  - und  kreissleiier- 
pflichtig,  früher,  wie  es  scheint.  Zugehör  der  Grafschaft  Hen- 
neberg, von  welcher  es  i549  durch  eine  Erbtochter  an  Stol« 
borg  kam,  seit  i35o  wirzburgisches  aufgetragenes  Erb-  und 
PatrimonialLehn.  — 3)  Die  Herrschaft  Schauen  (V!,  <JM. , im  J. 
1800  mit  luigef.  1100 Einw.),  bei  Halberstadt,  im  preufs.  Re- 
gierungsbezirk IVLagdeburg,  der  freiherrlichen,  nun  gräflichen 
Familie  v.  Grote  gehörig , war  weder  reichsständisch  noch 
rcichsritterscbafllich  , aber  reichsunmittelbar.  Die  Schlufs- 
Actc  des  wiener  Congresscs,  Art.  4.3,  erklärte  solche  für  einen 
Bestandtheil  der  preufs.  Monarchie.  — Solche  ehehin  reichs- 
unmittelbai'c  , aber  weder  rcichsständischc  noch  reichsritler- 
schsRIiehe  Besitzungen,  sind  auch:  das  fUrslI.  trautiiiannsdor- 
tische  ( 1811  an  den  geh.  Rath  v.  Feder  verkaufte)  Dorf  Um- 
pfenbaeh  unweit  Wertheim  {BnACFa's  Beiträge  su  e.  Staatsr- 
der  rhein,  Bundesstaaten , S.  67  u.  199) ; das  v.  Kanne'sebe 
Rittergut  I.iehaa  bei  Coburg;  das  freihcrrl.  v.  Rurzrockischc 
freie  Gut  H'ellingsbuttel , iin  Hereogth.  HolsteinGlückstadt ; 
das  FreischulzenGut  an  der  mecklenburgischen  Gren- 

ze, ehebin  («791)  dem  Fürsten  von  Hessenslein  gehörend.  — 
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Dfe  als  Bestandthcil  der  preussischcn  Monarchie  in  der  wie- 
ner CongrcfsAi-le  , Art. 43,  lauch  in  der  rlieiii.  BundesArte, 
Arl.i4^  genannte,  fürstlich  - und  gräflich-  hatzfehliischeHcrr- 
Schaft  IVilJenburg,  an  der  Sieg,  im  J.  1816  mit  26i4£in\v.  auf 
ungcf.  2 QM.,  bii  i4>B  eine  BcsilEung  der  Dynasten  von  VVil- 
deiibcrg  , war  reichsnttcrschaftllch.  V^ereinigt  mit  der  angrcu- 
xenden  fürstlich  - hat/.feldtischen,  ehehin  unter  Kurcoln  land- 
sässigen,  Unterherrschaft  Schönsiein  ( i8i5  mit  iSrhEinw. ), 
ward  dics-'lbe  1821  von  Preusseu  zu  einer  Stamletiierrschaft 
erhoben,  unter  dem  Namen  /■J-'iUenburgSchönstein, 
tlj  V'crgl.  239  u.  240  . 


V.  C a p i t e 1. 

Die  Gr^ndherren, 

§.  241. 

Grundherren.  Grundherrlichkeit.  Verschiedene  Arten 
der  Grundherren.  Uebersicht  des  Capitels. 

I)  Die  Grund-,  Guts-  oder  Patrimonial- 
Hcrrcn  sind  Grundcigcnthüiner,  adcliche  oder  nicht 
adelicbe,  physische  oder  moralische  ")  Personen,  welche 
sowohl  für  iliic  Person,  als  auch  l'iir  ihre  gruiid* 
herrlichen  B e s i t /. un  g e n *) , besondere  Rechte  ge- 
niefsen  ; theils  weniger,  theils  geringere,  als  die  Stan- 
deslierren  c)  II)  Der  InbcgiilV  dieser  besondern  Per- 
sonal- und  RealRechte,  heifst  Grund-,  Guts-  oder 
Pa  l rim  o n i a 1 H c r r 1 i c hk  ei  t «O-  IH)  ln  mobreren 
Bundesstaaten,  findet  man  verschiedene  Arten 
von  Griindherren : 1)  in  Bundesstaaten  auf’  der  rech- 
ten Seite  d*s  Rheins,  a)  theils  solrhe,  die  bei  Auf- 
lösung der  teiitscheu  Reiebsrerbindung , nebst  ihren 
Besitzungenschon  landsässig  oder  r e i c h s itii  1 1 e 1- 
bar,  b)  theils  solche,  die  damals,  nebst  ihren  Be- 
sitzungen, zwar  nicht  mit  Reichsstandschaft  versehen, 
aber  doch  r e i c h s u nmi  1 1 el  b u r c)  waren;  a)  in 

lUubcr'ft  öffcnil.  RccUt. 
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ßundcsstnaten  auf  der  linken  Rheinseite,  a)  solche, 
die  »or  der  durch  den  lünevülhr  Frieden  ( i8oi  ) er- 
folgten Abtretung  an  Fraiihi eieii , landsiissig,  und 
h)  andere,  welche  damals  reichsunmittelbar  wa- 
ren IV)  Der  Rechtsxustand  der  Gruiidherren  ist 
festgesetzt,  theils  allgemein  (dieses  für  die  vor- 
mals r e ic  h s u n in  i 1 1 e 1 b a r e n Grundhorren  , theils 
auf  der*  rechten,  theils  aaf  der  linken  Rhein- 
Seite,)  durch  die  teutsche  BundesActe,  theils  be- 
sonders, in  einzelne:)  Bundesstaaten  staatsge- 
setzlich, zum  Th  eil  auch  vertragmasig,  und 
zwar  nicht  selten  auf  verschiedene  Weise.  Von  bei- 
den Arten  von  Bestimmungen,  ist  hier  zu  handeln. 

a)  Auch  Gemeinheiten  oder  Körpersclinflen  (Corporationen), 
geistliche  und  weltliche,  befimien  sich  hie  und  da  unter  den 
Grundherren.  I4^iriemb,  VerMs.  \<rtr. , i8nj,  § 39  IT. 

b)  Herrschaften,  Grundherrschaften,  Gebiete,  lier.irke  , Ritter- 
güter, Güter,  Höfe,  Sattelhbfc,  Orte;  lebnbare  tind  allodiale, 

c)  Vergl.  BBsVEa's  ße}:trägc  zu  e.  allgem  Staalsr  der  rhein. 
Bundesstaaten,  S.  199.  — Ungeachtet  der  stets  fortschreiten- 
den, strengeren  und  bestimmteren  Ausbildung  der  teutschen 
L uidesholieit , befandeu  sich  doch  vielfältig,  in  fast  allen  teut- 
schen Staaten,  laudsUssige  Unterubrigkeueu,  sowohl  ansehnli- 
che Grundeigenthümer  und  Gemeinheiten,  als  auch  \Venig  be- 
güterte, adeliehe  und  nichtadeliehe  Gerichtsherren,  fortwäh- 
rend in  dem  Besitz  der  Ausübung  und  Benutzung  einer  Reihe 
von  niedern  oder  verleihbaren  Regalien  (§.  loi).  Von  dieser 
Art  sind  z.  B bürgerliche  und  peinliche  Gerichtbarkeit , nie- 
dere Orts-  oder  BezirkPolizei,  jus  fisci  minus,  Aufnahme  neuer 
Untertbanen,  Judenschutz,  IndustrieConcessionsrechl  (§.  3~5), 
Forst-  und  Jagdgercchtigkeit , niederes  Wasser  - und  Berg- 
werkregal, Nachsteuer  und  Abzugs^eld,  überhaupt  die  so  ge- 
nannten benutzbaren  oder  FinanzRegalieu  ( ^.  98,  b,  u.  273), 
die  man  als  einen  jiusflufs  oder  Anhang  dieser  j’ariiculären, 
unter  georihirten  obrigkeitlichen  Gewalt  oder  Regierungsge- 
trnit  betrachtete.  Zahl  und  Umfang  dieser  Regierungsrechte, 
waren  am  belrächtlichstcn  bei  denjenigen  Fürsten  und  Grafen, 
stä  ltischen  und  geistlichen  Gemcinh.  icen,  welchen  eine  ver- 
Ira^mäsige  oder  untergeordnete  I anjesboheit  oder  LandeS- 
herrlichkeit  (§.  101, a)  zustand.  Bei  andern  ward  diese  Art 
von  Regit  rungsgewalt  mit  verschiedenen  Kamen  bezeichnet, 
z.  B,  Herriiciikeitj  l'^ogleilichkeit^  Gericht^  liorj * und  Gemein» 
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Jitherrichaft,  Gfhot  und  Verbot,  Gerichts  - \xai  VoUzeiherr~ 
Schaft,  VairimonialCeriihikarkeit  (§.  a88-a9o'.  Beispiele  die* 
ser  Art  finden  sit-li  noch  jetzt,  bei  den  Standcsherren  (§.  i3o) 
und  Grundhrrren,  bei  manrhen  Städten,  und  bei  denen,  wel- 
chen untergeordnete  Landeshoheit  aus  der  Zeit  der  toutschen 
Rcichsverfassung  noch  zusteht.  Vcrgl.  hLÜssa's  Acten  des 
wiener  Cougresses,  Bd.  \ I,  S.92  u.  139. 

d)  Bei  Rittergütern , heirsen  die  dinglichen  und  vettmischten 
Rittergutsreehte  auch  Real .4<leL 

e)  Vergl.  oben,  §.43,  Kum.  III. 


S-  242. 

Reehtszus tand  der  Grandherren. 

/)  Allgemein,  nach  der  t.  Bundes  Acte,  u-  zwar 
der  vormals  reichsunmittelbaren  Grundherren, 

1)  auf  der  rechten  Rheins  eite. 

Die  teutsche  B u n des.\cte  o)  bestimmt,  allge- 
mein, den  Rcchtszustand  der  jetzigen,  Torinals 
reichsonmittelbaren  Grundheri-en  auf  der  rech- 
ten Hheinseitc,  und  zwar  in  der  Regel  nur  derjeni- 
gen , welche  , nebst  ihren  Besitzungen  , der  Matrikel 
der  Reichsritter  sc  liaft  ein  verleibt  waren  I*)  , auf 
folgende  \rt  c).  I)  ln  Absicht  auf  ihr  persönliches 
Vci  haltiiifs,  soll  ihnen  zustehen:  1)  unbeschränkte 
Freiheit,  ihren  Aufenthalt  in'  jedem  zu  dem 
Bund  gehörenden,  oder  mit  demselben  in  Frieden 
lebenden  Staat  zu  nehmen  ($.  aSe);  2)  privilegir- 
ter  Gerichtstand. 

a)  BundosActo,  Art.  i4 , gegen  das  Ende.  Vergl.  auch  wiener 
SclilufiActe  von  i8so,  Art.  63. 

b)  Iti.ÖBrn's  Uebersicht  der  diploin.  Verhandl.  des  wiener  Congr., 
S.  3ö6f 

c)  Die  wiener  CongrcfsVerhandlungeu,  s.  in  Klüsibs  angef. 
Uebersicht  etc.,  S.  34>ff. 


35  • 
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s.  243. 

Fortsetzung. 

II)  In  Ansehung  ihrer  grundherrlichen,  Tormals 
reichsunniitlclharen  Besitzungen,  soll  ihnen  zu- 
stehen: i)  Aiithcil  der  ( landtaglähig)  Begüterten  an 
Laiidstandschaftfl);  c)  PatrimonialGcricht- 
barheit;  3)  Forslgerichtbnrkeit;  4)  Orts- 
Polizei  (§.  a33,  a)  ; 5)  Kirchen  Patron  at,  jedoch 
so,  dafs  alle  diese  Rechte  nach  Vorschrift  der  Lan- 
desgesetze auszuüben  sind  (§.  233);  6)  pririlegir- 
tcr  G e i'i c hts t a n d , in  R e a I Streitigkeiten  b), 

a)  Ein  Vorzug  in  der  Landstandschaft,  >vic  bei  den  Standeslier- 
ren  ( §.  tii) , ist  in  der  BiindesActe  nicht  gegeben.  Ob  und 
wie  weit  sie  VirilStiinmrecht,  und  in  welcher  Abtheilung  der 
Landslände,  auszuüben  haben,  hängt  von  der  landständischen 
Verfassung  desLandes  ab.  Vcrgl.  Klübeb's  angef.  Uebersicht, 
S.  36/,. 

h)  Auch  ihre  PrieatgUter,  und  ihre  Rechte  auf  PatrhionialDien. 
ste  und  jibgahen , bleiben  ihnen,  wie  den  Standesherren 
(§.  i33,  a)  , als  Eigenthumsrechte. 


§.  244. 

Schlujs.  j 

Endlich  sollen,  III)  in  Absicht  auf  ihre  rer- 
mischten  Verhältnisse,  nach  den  Grundsätzen  der 
fiühern  teutschen  Verfassung,  t)  ihre  noch  beste- 
henden b'amilien  Verträge  aufrecht  erhalten 
ts'ürden.  Auch  soll  2)  ihren  Familien  die  Beftignifs 
zustchen,  über  ihre  Güter  Terbindliche  Verfügun- 
gen zu  treffen;  doch  müssen  solche  dem  Staatsober-  * 
haupt  Torgelegt,  und  bei  (und  von)  den  höchsten 
Landesstellen  zur  allgemeinen  Kenntnifs  und  Nach- 
achtung gebracht  werden.  3)  Alle  bisher  dagegen 
(.gegen  die  vormalige  reichsadeliche  FainilieiiVerfas- 
sung)  erlassenen  Verordnungen«),  sollen  für 
künftige  Fälle  nicht  weiter  anwendbar  seyn.  IV3  In 
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Absicht  auf  den  Recurs  an  die  B un d e st e r sa m m> 
lung,  wegen  Nichterfüllung  des  14.  Artiliels  der  Biin- 
dcsActe,  treten  auch  hier  die  oben  (§.  236  u.  236 
angeführten  Grundsätze  ein  ^). 

a)  Hievon  KtÜBKii's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  3'ii , u.  unten 

246,  Note  a. 

b)  Dafs  die  Hinweisung  auf  die  baierische  Verordnung  von  1807, 
als  Basis  und  Norm  u.  s.  w.  (§.  233),  in  dein  i4- Art.  der  Bun- 
desActe,  aurli  auf  den  vormaligen  unmittelbaren  Beichsadel 
anwendbar,  und  dafs  bei  diesem  unter  jener  Verordnung  nicht 
nur  die  Declaration  v.  19.  März  1807,  die  baierischen  Standes- 
herren betr.  (§.  237,  d),  so  weit  solche  auf  jenen  Adel  passe, 
sondern  auch  die  baieri.scl^  Verordn-  v.  3i.  Dcc.  1806,  die 
Ritterschaft  und  ihre  Hintersassen  betr  (§  246,  a)  ,'  zu  verste- 
hen scy,  wird  behauptet , in  d.  Archiv  für  Standes-  u.  grund- 
herrl.  Rechte,  Bd.  II,  Heft  1 , S.  81  — 89.  Dawider  s.  man, 
ausser  dem  Inhalt  und  der  Ordnung  des  14.  Art. , die  Entste- 
hungsgeschichte jener  Hinweisung  in  den  Acten  des  wiener 
Congr. , angeführt  oben  V>35,a. 

s.  245«. 

a)  Auf  der  linken  Rheinseite. 

I)  Die  Anwendung  Torstehender  Grundsätze , auf 
denjenigen  ehemaligen (nichtrcichsständischen)  reiche* 
unmittelbaren  (reichsritterschaftlichen)  .Adel  ($. 
36,  a)  , welcher  auf  der  linhen  Rheinscile  , von 
jener  Eigenschaft  her,  noch  begütert  ist,  und  wel- 
cher nach  der  durch  den  lünevillcr  Frieden  von 
1801  erfolgten  Abtretung  teutscher  Länder  an  Franh- 
reich,  nach  französischen  Gesetzen  war  behandelt 
worden,  yerordnet  die  BundesActe  o)  nur  in  gewis- 
ser Art.  Sie  setzt  fest,  dafs  hiebei  1)  Beschran- 
hungen  statt  finden' sollen,  und  zwar  2)  diejeni- 
gen, welche  die  dort  bestehenden  besondern  Ver- 
hältnisse 6)  nothwendig  machenc).  Zugleich  3)  er- 
kennt sie  hiedurch,  stillschweigend,  an,  die  Wie- 
derherstellung des,  durch  französische  Gesetze 
Ternichtet  gewesenen,  niedern  Adelstandes,  für 
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jene  Gutsbesitzer  und  deren  Familien  <^).  II)  Diese 
'Vorsclirift  der  BuiidesActe,  setzt  nacbfolgendc  nä- 
here Bestimmungen  des  Rechtszustandi-s  der  ge- 
nannten Gutsbesitzer  roraus , M'elche,  da  sie  der 
Bundesversammlung  nicht  Yorbehalten  worden  , den 
neuen  Landesherren  überlassen  sind  e). 

n)  BundesArte,  Art.  i4,  am  Schlufs.  — Die  salm -reifrorsclioid- 
djckische  Herrschaft  Dyck,  bei  Neufs,  war  reichsunmittelb.ir, 
aber  weder  ri'ichslSndisch  noch  rcichsriltcrachafllich. 

b)  Dieser  auf  der  linken  Bbeinseite  begüterte  Adel,  war  nicht 
nur  durch  die  Abtretung  jener  Länder  an  Frankreich  , seiner 
persönlichen  und  dinglichen  Reichsunmittelbarkeit  und  seiner 
reichsunmiltelharen  Landesherrlichkeit  oder  TerritorialGc* 
rechtigkeit  (^.  36,a,  u 37  beraubt  worden ; ihm  hatten  die 
französischen  Geselse  auch  den  Adelstand  , und  das  was  die 
Franzosen  droits  seigneuriaux  et  feodaux,  die  Teutschen  Guts., 
Grund,  oder  PalrimonialHerrlichkeit  und  Lehngcreehlsame 
nennen,  nebst  den  7.rhnt . und  Patronatrechten,  genommen, 
und  seine  rormaligen  FideicommifsRechte  und  PassieLehn. 
Verhältnisse  vernichtet. 

c)  Die  wiener  CongrefsVcrhandlungen,  s.  in  Klöbfb's  angef.  Uc- 
bersicht  etc. , 8.  36811.  u 5561T. 

«/)  Ki.übkb's  angef.  Lebersicht  etc.,  8.374*  Vcrgl.  §.  19-,  f. 

»)  Gleich  den  näheren  Bestimmungen  für  die  Standnhrrren , 
welche  derselbe  i4*  Artikel  ebenfalls  den  Landesherren  über- 
läfst,  nur  unter  Verweisung  auf  die  baierische  Declaration  von 
1807  (§.  l35).  - Es  findet  ileevrr  an  Bundrsversammlung 

Statt,  wenn  Gutsbesitzer  behaupten , dafa  die  von  den  neuen 
Landcsherr.sciiaftcn  gemachten  Beschränkungen,  das  Maas  der 
iVothwendigkeit  überschreiten.  Wiener  SchlufsActe  von  i8?.o, 
Art.  63.  Die  BundesArte  hatte  dieses  unbestimmt  gelassen. 
Rlübeb's  angef.  Uebersieht,  S.  373.  — Bei  Bestimmung  der 
Grenze  dieser  Nothwendigkcit , möchte  politische  Rücksicht 
nicht  weniger  als  juristische  cintreten , und  daher  als  leiten, 
der  Grundsatz  anzunchmen  seyn:  dafs  kein  Vorrecht  (§  x4* 
— «44)  einsuräumenscy,  welches  mit  der  auf  der  linkenRhcin- 
seite  seit  dem  Anfang  der  französischen  Einrichtung  bestan- 
denen Rechts-,  Gerichts-,  Polizei-  und  Steuerverfassung, 
und  mit  der  daselbst  in  demselben  Zeitraum  ausgebildctcn 
lind  eingewurzelten  Volkstimmung  für  unvereinbar  zu  achten 
ist.  Vergl.  jedoch  die  gedruckte  BifMehri/f  des-überrheinischen, 
vormals  lurmittclbaren  Adels,  an  die  Bundesversammlung  v. 
i5.  Dec.  1817,  worin  die  B.V.  um  Bestimmung  des  Rechtszu- 
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•tanilea  ilirsc«  Adels  gebeten  «ird.  — Die  oben  ( §.  »4i)  er- 
vräbnte  ^nfenthaltsjreiheit  möchte  am  wenigsten  einem  An- 
stand unterworfen  sejn. 


§.  245»*. 

yerhandhmgen  u.  Beschlilsse  der  B.f^.  Erhlärungeit 
und  Beschwerden  bei  derselben. 

I)  Die  Dundcsversamnilung  hat  der  Herstel- 
lung und  Handhabung  des  Itechtszustandcs , welcher  ^ 
in  der  BundesActc  dem  Tornialigcn  unmittelbaren 
Heichsadel  ungesichert  ist,  ihre  pflichtmnsige  (§.  a36 1>) 
Aulinerhsamheit  gewidmet.  Nicht  nur  hat  sie  zu  Voll- 
ziehung des  i4.  Artikels  der  BundesActe,  «den 
Rechtszuvtand  des  vormaligen  Beichsadelsv  ausdrück- 
lich in  die  Ordnung  ihrer  Bcrathschiagungsgcgenstände 
gesetzt«),  sondern  auch,  auf  die  von  Bevollmächtig- 
ten dieses  Adels  bei  ihr  gemachten  Anträge  i),  die 
oben  ($.  s36  c)  erwähnte  Commission,  und  den 
($.  a36'<)  angeführten  Besch  lufs  vom  q4’ 
namentlich  auch  auf  diesen  Gegenstand  erstreckt. 
IIj  In  ihrem  Vortrag  vom  24-  Mai  erachtete 

diese  Commission,  dafs  die  von  der  vorinuligen  Reichs- 
ritterschaft  erhobenen  Beschwerden  noch  auf  sich  be- 
ruhen kSnnten , bis  zu  Einlangung  eines  Resultates 
der  von  ihr  unmittelhar  an  die  Höfe  von  Baiern, 
Wirtemberg  und  Baden  gerichteten  Vorstellungen. 
Durch  einen  zweiten  Vortrag  vom  5.  Oct  1820 
veranlafstc.die Commission,  auf  v iederholte Beschwerde 
des  genannten  Rcichsadels,  eine  von  der  B.  V.  an  die 
erwähnten  drei  Hofe  erlassene  Aufl'ordcrung  zu  bal- 
digster Erklärung.  III)  Erklärungen  nicht  nnr 
dieser  drei,  sondern  auch  anderer  Höfe,  sind  theils 
früher  schon,  theils  später  bei  der  B.  V.  erfolgt  <*); 
es  sind  aber  die  Beschwerden  dadurch  noch  nicht 
überall  erledigt/). 

«)  Unter  Num.  1,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  388.  Man  i.  auch  den 

Präsidial  Vortrag  in  dem  Protoc.  v.  ii.Nov.  1816.  — Summa- 
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risrhc  Ucbersiclit  der  Vcrliancllungon  d.  B.V.  über  diesenGe. 
genstand,  in  d.  Archiv  für  st.indcs.  und  grundherrliche  Rech- 
te, Bd.I,  Heft  I,  S.  166 — |■•o. 

b)  Diirstrlliing,  l-Tklürting  u Ritte  des  vorm.'il.  Rcichsadels,  da- 
tirt  Fr.mhf.  .1  ^I.  den  i2.Febr.  1817,  u.  unterzeichnet  von  des- 
sen Revollinächligten  , den  Frhrn.  v.  Zobel  zu  Darstadt  u. 
Ruät  V.  Collenb.ich.  Fol.  Auch  in  d.  Arrfiiv  für  Standes-  u. 
grnndherrl.  Rechte,  Bd.I,  Heft  j,  S.94  d - Hefti,  S.  ii6fT. 
r)  Protoc.  V.  1819.  Bi  il  10,  lit.  A,  e,  zu  %■  loi. 
il)  Protoc.  T.  iSioi,  162. 

r)  Erhlürungen  gilben  bei  der  B.B. : 1)  JT^triemherg,  in  d.  Fro- 
toc.  V.  1811,  §.262;  T.  1822,  IO.  2)  narUn,  in  d.  Protoc.  y. 
1820,  §.162;  V.  189.1,  ^.243.  3)  GH.  Hessen,  in  d.  Protoc,  v. 

1818,  §.65.  4)  grofsberzogl,  und  herzog! , 'sächsischen  Häu- 
ser, in  d.  Protoc.  v.  1818,  §.20.  5)  Nassau,  in  d.  Protoc.  r. 

1818 , §. 20. 

f)  Selbst  im  GH.  BaJen  nicht  , obgleich  die  milbelheillgten 
Frhrn.  von  Zobel  und  Rüdt  von  Collenhach  im  Mai  1819  hei 
der  B.V.  angezeigt  hatten,  dafs  da.s  badischcEdict  v.  16.  Apr. 

1819,  belr.  die  grnndherrl.  Rechtsverhältnisse , von  dem  vor- 
mals unmittelbaren  Adel  des  Grofsherzogtbums,  mit  Ausnahme 
weniger  Einzelner,  angenommen  worden  sey.  — /'7  'iriemherg 
erhlärtc  in  d.  Protoc.  v.  1C22,  §.  10,  dafs  die  grosse  Mehrheit 
des  ritterschaflliclicn  Adels,  die  königliche  FcsUelzung  seines 
Rechtszustandes  angenommen  habe. 


§.  246. 


//)  Nach  s taats  g es  e tzli  chen  u,  vertragmäsi- 
gen  Bestimmungen  einzelner  Bun  des  Staaten. 


I)  ner  Rechtsznstand  der  Gnindherren , der  che- 
hin  landsässigen  und  rcichsunmiltelbarcn , ist  über* 
diefs  in  einigen  Kuiidcsstaaten  s la  a t sg c s e tz I i c h, 
bic  und  da  zum  Theil  auch  rertragmäsig,  und 
zwar  nicht  selten  auf  Terschiedene  Weise  bestimmt  <>). 
U)  Zu  .staatsgesetzlichen  Bestimmungen,  in  Ansehung 
der,  bei  Aullösutig  der  teiitscbeu  Reichsverbindung, 
einzelnen  Btindesfürstcn  untergeordneten,  vormaligen 
reichsunmittelbaren  Güter  und  deren  Besitzungen, 
hatte  die  rheinische  BundcsActe  diesen  Bundesfürsten 
freiere  Hände,  als  bei  den  Standesherren,  gelassen  ^), 


Digitized  by  Google 


Die  Grundherren. 


541 

«)  I)  Von  ältern  Bechtsqiipllcn,  so  weit  diese  nocb  gelten,  von 
landesherrlichen  Privilegien,  Dcelarationen,  Assecuralionen, 
von  Lindes-  und  Erhvcrgleichen,  LandlagsRecessen  u.  d. , s. 
oben  §.  ”3flT.  Ä.  Koer's  Grnndherrlirliheil  in  den  altem  B«. 
•tandtheHen  des  Kunigr.  Haiern.  Laadsb.  1809.  8.  — II)  Von 
rtevrrn  Bcchtsquciien  gehören  hifher:  1)  für  BAmü ; V'er- 

ordn. , die  BilKrsrhaft  und  ihre  Hintersassen  betr. , v.  3i. 

I)  r.  i8o6 , in  d.  Rhein.  Bund,  V.  118.  u.  in  d.  Archiv  fUr 
Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  is4  ff*’ • u. 

Bd.  II,  Heft  1,  S.  iä3iT.  Erläuterung  hiesu,  die  ßesläligung 
der  Eamilien3>rträge  betr.,  v.  a5.  Mai  1807,  chendas.  VII. 
l'-5,  II.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  II,  Heft  1,  S.  161  ff.  Edict 
ilb -r  die  gutsherrlichen  Rechte,  v.  28.  Jul.  1808,  in  d.  Rhein. 
Bund  , XXII.  i38.  Edict  über  die  hünA.  Verhältnisse  des 
Adels,  V.  28.  Jul.  1808,  ebendas.  XXIV.  436.  Nachtrag  dann, 

V.  21.  Dec.  1808.  Edict  wegen  Aufhebung  der  EdelmaniisFrci- 
heit,  V.  20.  Apr.  1808,  in  d.  Rhein.  Bund',  XXIX.  3i5.  Edict 
wegen  Aufhebung  der  Siegelmäsigheit , v.  20.  Apr.  1808,  in  d.  • 
Regierungshl.  1809,  Num.  6.  Edict  wegen  Aufhebung  der  Fa- 
milienFideicommisse,  u.  Einführung  der  Majorate,  v.  ii.Dec. 
1811,  in  d.  Rhein.  Bund,  LXIII.  333,  u.  in  d.  R 'gier.  Blatt, 
i8t2,  Num.  I.  Erhlärende  V^erordn.  hieiu,  v.  i4.Aug.  1812, 
«bendas.  1812.  Drei  Edicte  vom  16.  Mai  i8i8,  a)  über  den 
Adel,  b)  über  die  gutsherrlichen  Rechte  u.  die  gutsherrliche 
Gerichtbirkeit , c)  über  die  FamilienFideieommisse ; beide 
vom  26.  Mai  1818,  u.  als  Beilagen  6 u.  7 bei  der  haier.  A’er- 
fassungsurhunde  von  demselben  Datum  ; auch  in  Döllihgxb's  - 
Verfassung  des  Könige.  Baicrn,  Bd.  I.  Declaration,  die  staats- 
jcechtl.  Verhältnisse  der  Grafen  von  Pappenheim  betr.  v.  22. 
März  iBo'v.  — 2)  Für  Wibtembkbo:  Resolution  v.  26.  Jun.  1807, 
in  d.  Rhein  Bund,  IX.  436.  Provisorische  Instruction  für  die 
PatrimonialBeamten,  v.  10.  März  1807,  ebendas.  X.  69.  Reso- 
lution, die  Obsignationen,  Inventuren  und  VermögensThei- 
lungen  betr.  , v.  14.  Febr.  i8o-,  ebendas.  V.  3oo.  Aufforde- 
rung an  sämmll.  Vassallen  und  Unterthanen,  ihren  Wohnsitz 
in  die  königl.  Staaten  zu  verlegen,  v.  26.  Oct.  1806  u.  11.  Sept. 
180V,  in  d.  Rhein.  Bund,  VII.  i3i.  X.  i54.  Die  oben,  237,  s 
Note  d,  Num.  2,  angef.  Zusammenstellung  etc.  Stuttg.  1811. 4- 
Entwurf  c.  wirtemb.  AdelsStatuts , v.  J.  1817,  Anhang  II,  u. 
in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  I,  IleAi,  S.  227  ff.  Verfafs.Vertr., 
1819,  ^..39fT.  Verordn,  v.  8.Dec.  1821,  wodurch  e.  bleibender 
Rcchtszustand  fiir  die  Mehrzahl  des  vormals  unmittelbaren 
reichsrittersch.  Adels  festgesetzt  wird  ; in  d.  angef.  Archiv, 

. Bd.  I,  Hefts,  S.iqSff. , u.  als  Beilage  bei  d.  Protoc.  der  B.V, 
r.  i3.  Dcc.  1821.  Vvirtemb.  Erklär,  in  dies.  Protoc.,  §.  iSi,  u. 
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in  d.  Prot.  t.  1811,  10.  — 3)  Für  hkom  Verordn.,  die  Ein- 

theilung  der  Ritterorte  betr.,  nehtt  provitorisrher  Bestimmung 
ihrer  Rechte,  r.  ü5.  Nor.  1806;  berichtigter  Abdruck  vom  i3. 
Dec.  1806,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1806,  Num.39  u.  33,  u.  in 
d.  Rhein.  Bund,  IV.  %-!,  Verordn.,  die  GruudherrlichkeiU- 
Verfassutig  betr.,  r.  91.  Jul.  1807,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt, 
1807,  Nom.  3i,  in  d.  Rhein.  Bund,  XIV,  190,  u.  in  d.  angef. 
Archiv,  Bd. II,  Heft  1 , S.  iSoff.  Organisation  des  Grofsher- 
cogthuins,  V.  16.  Nor.  1809.  Die  oben,  %.  137,  Nnied,  Num.3, 
angef.  Verordn,  r.  14.  Mai  i8i3.  Verordn,  die  Rechtsverhält- 
nisse der  rormal.  Reiehs.stände  u.  Reicbsangeliörigcn  betr. , 
V i3.  April  1818,  ^.38 — Bi~,  als  -Beil.  17  zu  ^ 107  der  Protpe. 
der  B.V.  V.  1818.  Edict,  die  Standes  - u.  grundherrl.  Reehts- 
▼erhältnisse  betr  , r.  16.  Apr.  1819,  als  Beil.  i3  zu  ^.68  der 
Protoe.  der  B,V.  r.  1819,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd  II,  Hefti, 

S.  104  IT.  Badische  Erklär,  in  d.  Protoe.  der  B.V.  v.  i8so,  162; 
V.  i8si,  V *43.  Von  FamllienFIdeicommissen,  s.  bad.  Lande. 

T.  «809,  Satz 577 can.  ff.,  u.  Verordn,  r.  5.Jun.  1808,  §.aa,  in 
d.  Rhein.  Bund,  XXVIII.  ii3.  Verträge  u.  V'crordn.  r.  5. 
Mai  i8t3,  oben  §.  i3t,  Note  d,  Num  3.  Verhandlungen  der 
bad.’Regierung  mit  dem  rormal.  unmittelh.  Reirhsadel,  im 
Jan.  181s;  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.I,  Heft  3 , S.  7^4  , Heft3, 
8.  i65.  — 4)  Für  das  Grofsherzogthum  Hfssks:  Resolution, 
Vregen  des  Geriehtstandes  der  vormaligen  Reirhsständc  u. 
Rcirlnritttr,  in  dem  Rhein. Bund,  VI.  465.  Vergl.  auch  eben- 
das. VIII.  295.  IX.  49>-  Verordn.,  die  staat'reehtl.  Verhält- 
nisse der  edelirhen  Gerirhlsherrcn  betr.  , v.  1.  Dec.  180^,  in 
dem  Rhe  u.  liuud.  XIV  21J.  Verordn,  die  Siegel  der  Stan- 
des- u l'alrimoiiiuUicrreti  betr  , v.  i.Aug  itiot).  Hessische 
Erklär,  in  d Protoe  d.  B.V.  r.  1818,  §.(>3.  — 5)  Für  das  ehe- 
malige Grofshei-zogihum  Wizzavac:  Verordn.,  die  lieehte 
und  Verbindliehlu iteu  der  adel.  Gut.sbesilzer  und  ihrer  Un- 
tertbanen  betr.  , v.  9. dun.  1807,  in  dem  Rhein.  Bund,  X.  3. 

— 6)  Für  die  "i  nlfl:mnniich  ~ und  A . jnr/uijr/ieit 

Länder,  s.  die  Erl  lärnng  in  d.  Protoe.  der  B.V.  v.  1818.  ^.20. 

— 7t  Von  Nsssav,  s.  die  nassauisehe  Erklär,  in  d.  Protoe.  der 
B.V.  V.  >8)8,  §.  20. 

ä)  KLäBzn'a  Slaatsr.  des  Rheinbundes,  §.99 — 101. 

§.  247. 

Uehersiclit  äerselb<rn\  und  Ausnahmen. 

I)  Eine  summarische  Uebcrsicht  der  wichtig- 
sten Bestimmungen,  welche  in  einzelnen  Bundesstaa« 
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tcn  für  die  Griindherren  bestehen  «),  mit  Andeutung 
der  Torsiiglichsten  Abweichungen,  ist  in  mehr  als  ei- 
ner  Hinsicht'  belehrend ; wiewohl  auch  hier  jede 
Schlufsfulge  von  dem  Besondern  auf  das  Allgemeine, 
surgfältig  zu  Termeiden  ist.  II)  Dabei  ist  als  Aus- 
nahme Ton  der  Regel  zu  betrachten,  wenn  etlichen 
Grumlherrs«  haften  , Gei  ichts-  und  OrtsPoli^eiherr- 
schaften,  welche  ehchin  zwar  in  gewisser  Art  zu  der 
unmittelbaren  Reichsritterschaft  gehörten,  aber  doch 
zugleich  einen  liöhern  Standpiinct  hatten,  als  die 
reichsiittcrschaftlichen  Ortsherrschaffen  (§.  289,  b), 
oder  deren  Besilzungnii  ehehin  rcichsunmittelbar,  aber 
weder  veichsstandisch  noch  reichsritterschnftlich  wa- 
ren, oder  die  ei  st  seit  Aullosung  der  teutschen  Reichs- 
Verbindung  anselinliche  Grundbesitzungen  erworben 
haben,  (§.  33o  * b,  u.  s4o  a),  von  dem  Staatsober- 
haupt entweder  inländische  S t a n d e s h e r r 1 i ch- 
heit,  oder  eine  Art  von  Mittelstand  zwischen 
Standesherren  und  Grundherren  verliehen  worden, 
oder  denen  aus  der  frühem  Zeit  ihr  höherer  Rechts- 
znstand  geblieben  ist  ^). 

a)  Eine  solche  findet  man  inKLVBin'sStaatsr.  desRheinbundes, 

4.  110  — s3>,  nach  folgenden  Rubriken:  A)  Pertönllehes 
Verhälinifs.  Gerichtstand.  Wohnsits-  ConscriptionsFrei- 
heit.  Staatsdienste.  FamilrenStatuten  n.  FamilienFideicora- 
misse.  PrSdicat  Herr.  Hirchengebet.  Trauer.  Persönliche ' 
Dienste.  Verschiedene  Immunitäten  u.  Pflichten.  Ehemalig« 
rittcrschaftliche  CorporationsVerhältnisse.  Renirrchte.  Ver- 
hältnifs  in  Absicht  auf  Steuer-  und  MilitärRcalLasten.  Ge- 
richtbarkeit , bürgerliche,  peinliche  und  freiwillige.  Niedere 
Polizei.  FiscalrechL  Landtagfahigkeit.  Kammer-  und  Fi-  , 
nancrechte.  Gruiidhcrrliche  Rechte.  Rechte  und  Pflichten 
der  Gutsunterthanen.  Rirchcnsachen.  Vrrhältnifs  eu  Stan- 
desherren, vormaligen  Landesherren.  Vergl.  auch  Nsra's 
Abhandl.,  in  d.  Rhein.  Bund,  XX.  199;  u.  BEnn's  Darstell. 
des  Rhein.  Bundes , §.  <89  — 198. 
h)  Wie  den  Standesherren  in  Schlesien , und  in  der  Ober  - u. 
Niederlausitz  (§.  «3o*,  b). 
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VI-  C a p i t e 1- 

Oberherrschaft  und  Staalseigenthumsrecht. 
Rechtsverhaltniss  in  Hinsicht  auf  Staats-  und 
Privatvermögen  , herrenlose  Sachen , und 
Staatsschulden. 


S-  248. 


Hecht  der  Oberherrschaft.  Staatseigenthumsreeht , in 
Beziehung  auf  Staatsvermögen  , Privatvermögen  , und 
herrenlose  Sachen. 

I)  Jeder  Staat  hat  nicht  nur  das  Recht  der  O h e r> 
herrschaft  (imperiun  s potestas  publica),  den  In* 
begriff  der  oberherrlichen  Rechte  zu  dem  Zwech  des 
Staates«),  sondern  er  ist  auch  fähig,  Eigenthum 
zu  erwerben  und  zu  besitzen  (capax  dominii). 
II)  Staatseigenth  umsrecht  C in  patrimoiiium 
reip.)  ist  die  Befugnifs  des  Staates  , alle  Auswärtigen 
(Staaten  und  Einzelne)  Ton  der  Zueignung  und  dem 
Gebrauch  des  Staatsgebietes  und  der  darin  befindli- 
chen Sachen  auszuschliefsen  f>).  Gegenstände  dieses 
Staatseigenthumsrcchtcs  sind:  nicht  nur  i)  das  Ver- 

mögen der  staatsbürgerlichen  Gesammtheiu  das  Staats- 
Vermögen  oder  Staatsgut  in  dem  eigentlichen  Sinn  c) 
(patrimonium  reip.  publicum),  ein  Inbegriff  Tun  Sa- 
chen, deren  Eigenthum  dem  Staat  zusteht,  so  dafs 
ihr  eigenthilmlicher  Gebrauch,  nach  Art  des  Privat- 
eigenthums, ausschliefsend  für  den  Staatszweck  be- 
stimmt ist;  sondern  auch  n)  das  Yermögen  der  Pri- 
vatpersonen, als  solcher,  das  Privatvermögen 
(patrimonium  privatum) , welches  als  mögliches  Mittel 
für  den  Staatszweck,  unter  dem  Schutz  des  Staates, 
auch  gegen  Auswärtige,  steht  <f);  und  selbst  3)  die 
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innerhalb  des  Staatsgebietes  befindlichen  herren* 
losen  Sachen  (adespota).  Die  letzten  sir.d  als  nicht 
occupirt  anzusehen,  nur  in  Ansehung  des  Staates  und 
seiner  Bürger in  Hinsicht  auf  alle  Auswärtigen,  sind 
sie  fremd  oder  occupirt  «)., 

a)  Das  Recht  der  Oherherrschaf t erstrecht  sich  über  alle  l'er- 
soneQ  und  Sachen , die  der  oberhcirlirhen  Gewalt  des  Staa- 
tes unterworfen  sind.  — Dahin  gehört  auch  das  unter  dem 
äussrrsten  Recht  des  Staates  begrilfeiie  so  genannte  Ober, 
ei^enthumsrecht  (dominiun\  eminens),  wovon  unten  Cap. 
XIX.  — Auch  sind  die  Rechte  des  Staates  über  das  so  ge- 
nannte mittelbare  Staatsvcrniögen  (§.  a54),  anders  nichts, 
als  Rechte  der  Oberherrschaft. 

h)  jfusit’ärtigem  Staats-  oder  Privatgut  hann,  in  dein  Staats- 
gebiet , eine  bedingte  Exterritorialität  zustehen.  Auch  Grund- 
eigenthum , innerlialb  der  Grenzen  des  Staatsgebietes  (iu- 
clavirt)  kann  sich  hierunter  befinden. 

»)  Auch  öffentliches  oder  unmittelbares  Vermögen  des  Staates 
benannt.  (Einige  nennen  es  StaatsPrivateigenibum. ) — Es  ist 
theils  heu'egliches  (Fahrnifs),  thcils  unben  egliches , z.  B. 
öffenliche  Flüsse,  Canäle,  Strassen,  Forsten,  Bergwerke, 
Staatsgebäude , überhaupt  Domänen  oder  Kanimergüter. 
Vergl.  §.  2^9  — 253.  — Namentlich  gehört  dahin,  das  so 
genannte  Fiscusgut  (§.  258} , bewegliches  und  unbeweglichrs. —> 
Einige  begreifen  das  gesummte  öffentliche  Vermögen  des 
Staates,  unter  dem  Wort  Domänen  oder  Rammergüter , 
oder  auch  unter  dem  Wort  FiscusGut , ohne  Rücksicht  auf 
die  besoudern  Behörden,  durch  welche  es  verwaltet  wird, 
oder  auf  die  Verwendung.  — Vergl.  C.  A.  ab  Uffkl  de  he- 
reditate  mobiliari  illustrium.  Jeu.  1740.  4-  BoacHAnni 
diss.  de  hereditate  quadruplici  (Marb.  i~54.  4.),  c.  2.  §.22. 
Lcoolf  de  jure  feminar.  illustr. , Sect.  II.  membr.  I.  16.  — 
Errichtung  und  Fortführung  eines  Staatsinventars  oder  Ver- 
mögensverzeichnisses. 

<0  Vergl.  264.  Auch  das  Privat-  oder  SchatnllGut  und  das 
FamilienGnt  des  Regenten  gehört  dahin,  s.  §.  252. 

«)  Unten  §.  256  u.  f.  274.  ln  diesem  Sinn  , spricht  Gbotius  de 
J.  B.  et  P,  lib.  11.  c.  4-  >4-  vou  einem  domino  populi  ge- 

nerali. 
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S.  249. 

Natur  des  Staatseigenthumsr echtes. 

Das  Staatscigenthumsrecht,  in  dem  oben 
angegebenen  Sinn,  ist,  i)  beiii  Grund-  und  Boden- 
cigeiithum  des  regierenden  Subjectes  oder  seiner 
Familie,  an  dem  ihm  unterworfenen  Staatsgebiet  <>). 
Auch  besteht  dasselbe  s)  nicht  in  der  Staatsgewalt 
selbst,  etwa  als  Eigenthum  einer  1 n d i t i d ua  1 P e r- 
son  oder  Familie  ^) , wie  in  so  genannten  Patrimo- 
nialStaaten.  Es  ist  vielmehr  3)  ein  Ausfluss  der 
Staafshoheit,  doch  w'esentlich  unterschieden  von 
der  Oberherrschaft  über  Pe  rso  n en  c).  4)  Ob- 

gleich heineQuelle  von  Hoheits  rechten,  w irUt 
es  doch,  dafs  Auswärtige  (Alle,  'Welche  Mitglieder 
dieses  Staates  nicht  sind)  das  Staatsgebiet  nach  allen 
seinen  Theilen,  und  alle  darin  beKndlicben  Sachen, 
gleichviel  ob  solche  Privat-  oder  Staatsvermügen,  oder 
Adespota  sind,  als  schon  occupirt,  mithin  als  fremd 
ansehen  müssen,  und  in  Hinsicht  auf  solche,  ohne 
Erlaubnifs  des  Staates,  keine  Art  des  Gebrauchs  sich 
erlauben  dürfen. 

a)  «Ad  reges  potestas  omnium,  ad  slogulos  proprietas*.  Se- 
BECE,  orat.  3i.  — Auders,  Kamt  in  d.  Rrchtslrhre  , 180  f. 
C.  L.  ScBEio  de  juris  publici  et  pr  vati  convenientia  et  dilTe. 
rentüs , p.  7.  (wo  es  heifst:  « iinperans  rcj  in  Jominio  habet, 
personas  autem  jnssu  dirigit»).  Ficbek's  Lehrbegriff  sämintl. 
Kameral-  und  Polizcirerhlc  , II.  388.  C.  G.  Biehkb  de  na- 

, tura  et  indole  donilnii  in  territoriis  Germaniae  (Hai.  1780. 
8.),  lib.  I.  §.  10.  p.  4<>.t  wo  die  Worte:  «Germania  tota 
— — regitur  jure  patrimoniali  et  berili.  — — Superioritas 
tcrrilorialis  — — cum  ipsis  territoriis  in  pafrmionlo  est,  ut 
palriiiinnialem  et  heriirm  baud  inepte  diieris  ».  Dai)Z  Handb. 
des  t.  Private.  I.  loi^*.  Scbbacbebt's  Lehrb.  des  t.  Staatsr., 
Bd.  I,  4*  n.  *49-  — Wider  Biebvb  s.  A.  F.  H.  Posse  über 
das  Stnatseigenlbum  in  den  teutschen  H.  Landen  (Bost.  1794. 
8.),  S.  33  ff.  und  in  Bofpe's  Almanach  der  Recbtsgel.  (1795. 
8. ) , S i65  — 177. 

b)  Anders,  3.  C.  Mbjeb  in  d.  Einlcit.  in  das  Privatfürstenrecht 

überhaupt , 4<>t  S*  Scbbevbebt  in  d.  Staatsr.  der  ge- 
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lammten  R.  Lande , $.  t65.  — Dawider  • Pos»  o.  a.  O. 
§.  3 u.  4,  S.  j5  ff. 

»)  So  heifst  die  Befdguifi,  die  Handlungen  der  Staatsgenosten 
dem  Staatszwecli  gemäfs  zu  leiten.  Der  717enjc/i  kann  Gegen- 
stand der  Oberherrschaft,  nicht  des  Eigenthums,  seyn.  Die 
Oberlierrsciiafl  hat  zwei  Gegenstände , Personen  und  Sachen, 
Leber  die  Saclien  erstreckt  sich,  ausser  der  Oberherrschaft, 
auch  das  Staatseigentiiumsrecbt  ( ^.  i/|8).  — Da  auch  nn- 
kurperliche  Sachen  (Befugnisse)  Gegenstand  des  Eigenthums 
seyn  können  (dominium  reruin  incorporalitim) , so  wäre  das 
Reiht  zu  der  Oberherrschaft  (zu  der  Staalsregierung,  zu 
Ausübung  der  Staatsgewalt)  in  einem  PatrimonialStaat,  Eigen, 
thuni-,  nicht  die  Oberherrschaft.  Dieses  Eigentbum  oder 
eigenthüniliche  Recht,  wäre  aber  nicht  Siaatscigenthum. 
V'^er.l.  Gaotivs  de  J.  B.  et  P.  lib.  2.  e.  3.  4-  üb.  3.  c. 

20.  52.  Rocsseau  cuntrat.  social,  p.  33.  J.  I'.  Ka\seb 

de  dir:  rso  doininii  et  imperii  jure.  Giess.  i'728.  Jac.  Havk 
(ibcr  den  Unterschied  der  Oberherrsrbafl  und  des  Eigen- 
tbuuis  (Jena  8. ),  3o  u.  5o.  G.  F.  ZiaTsrn  diss.  de 

differentiis  jurium  iniperii  ac  dominii  eorumque  effectibus  in 
regimine  terriloriali  (Heidelb.  1793.  4-)<  ^<35.  Posse  a.a.O. 
§.  6 ff.  Majfb's  Antonomiu,  I.  22.  40  Ö3.  Ebendess. 

Einleil.  m d.  Privatfiirstenr.  , 120.  25.  79.  Vergl.  Fischeb's 
Bameral-  und  Pulizeirechte  , II.  324.  388. 


S-  250. 

Staat serwerbuugfu.  y>:räus\erung  des  Staatsgebietes  , 
u.  der  Staatshoheit. 

I)  Was  »1er  Regent,  durch  irgend  einen  Rechts- 
titel, von  Staatswegen  erwirbt,  wird  sofort  Eigen- 
thuin  des  Staates,  und  gehört  zu  dem  Staatsvermö- 
gen o)  Sind  es  Landesbezirke' mit  Sourerainetät . so 
erfolgt  ihre  Verciiiigang  mit  dem  Staatsgebiet  in 
der  Regel  ipso  jure,  und  sie  treten  dann  mit  solchem, 
im  Zweifel  , in  volle  Rechisgemeinschaft  (§.  353, 
Note  c).  II)  Da  durch  den  UnterwerfungsVertrag  der 
Regent  nur  die  Vertretung  und  Regierung  des  Staa- 
tes , nach  Erfordernifs  des  Staatszweckes,  erhalten 
hat,  auch  sein  Recht,  wie  narh  dem  Naturrecht  jedes 
Vertragrecht,  blofs  persönlich,  und  er  uur  dazu  be- 
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fugt  ist,  wozu  er  zugleich  auch  verpflichtet  ist;  so 
steht  ihm , den  nicht  zu  vermuthenden  F'all  eines 
PatrimoiiialStaates  ausgenommen,  ^ie  eine  willkiihr» 
liehe  Veräussei'ung  der  Staatsvertretung  und  Staats- 
regierung (§.  177.  »91),  also  auch  eine  willhiihrliche 
Veräusserung  des  Staatsgebietes  l>)  m,J  Jer 
auf  demselben  haftenden  Staatshoheit  (§.  176), 
ganz  oder  zum  Tlieil,  nicht  zu  <).  Es  ist  vielmehr  das 
Einwilligungsrecht  der Unterthanen,  oder  ihrer  Beprä- 
sentanten,  in  Yeräusserungsfällen  dieser  Art  gegrün- 
det ‘l).  Auch  kann  freiwillige  Abtretung  auf  einem 
zu  dem  teutschen  Bund  gehörenden  Gebiet  haftender 
S o u V e r a i n e t ä t sB  e ch t e , ohne  Zustimmung  der 
Gesammtheit  der  Bundesglieder,  nur  zu  Gunsten  ei- 
nes Mitverbündeten  geschehen  r). 

o)  Wirtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  «819  , §.  * '*•  Ö?*  Hildburghaus.  ■ 
Haus-  u.  Grundgesetz,  über  Staatsgüter  u.  Staatsschulden 
*.  26.  Apr.  1820,  §.  I.  — G.  M.  de  Ludolf  de  jure  femi- 
uarum  illustrium,  Scct.  II.  membr.  I.  i5.  et  16. 

2>)  Schriften  iu  Hlübkb's  Lit.  §.  \565^.^  Erblichheit  des  Rechtes 
zur  Thron-  oder  Regierungsfolge,  ist  nickt  gleicbgeltcnd 
mit  Eigeutbum  des  Staatsgebietes. 

c)  Badisches  Haus-  u,  FamilienStatut  v.  4-  Oct. * 1817,  §.  1. 
Kurhessisehes  Haus-  und  Staatsgesetz  v.  4.  März  1817,  1. 

Grotius  de.  J.  B.  et  P-  lib.  11.  c.  6.  §.  3.  sqq.  EjusJ.  an- 
nales  et  historiae  de  rebus  Belgicis  (Amst.  i69t.  Fol.),  bb. 
VII.  PvFEHDonr  de  jure  nat.  et  geut.  lib.  VIII.  c.  5.  §.  9. 
sqq.  Fatrc/ droit  des  gens,  liv.  1,  ch  21,  §.  2570t  sulF.  Rsrs  a.  a. 
0.63.  Stbubf.  obs.jur.  ctliist.  germ.  obs.  4.  §.17.  Hogpfbkb’b 
Natiirr.  §.  20t  Zfhtnbr  diss.  cit.  §.  10.  Rlübeb's  kl.  jur. 

'Bibi.  X.  223.  Barthol.  de  las  Casas  ulrum  reges  vel  prin- 
cipes  cives  ac  subditos  alienare  possint?  Tub.  1625.  4.  rcc. 
ib.  1678.  4*  ~ -Vnders  ( nur  nicht*  bei  Wahlstaaten ) Theod. 

H.  A.  ScmiALZ  diss.  de  jure  alienandi  territoria,  absquecon- 
sensu  statuiim  provincialium , principibus  Germani.'ic  com- 
petente  (Rint.  it86  81,^4  ~ Man  vcrgl.  im  übrigen, 
als  practisch  merkwürdige  Fälle  , die  Erklärungen  der  Stände 
in  dem  Elsafs,  als  dieses  an  Frankreich  abgetreten  werden 
sollte,  rommerische  Erklärung  auf  dem  westphäl.  Fr.  Con- 
grefs  1646,  bei  Pfabbbb  bist.  Paris  Westphäl.  lib.  3.  §.  17. 
Erklärungendes  norwegischen  Volks*  und  Reichstags,  als 
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Daiiemarti,  in  dem  liieler  Fr.  v.  14.  Jan  1814,  Norwegen 
nn  Schweden  abgetreten  hatte.  Allgem.  Zeitung  1814 , Beil. 
Num.  5o  if.  Erklärungen  defshalb , in  der  Sitr.ung  des  engl. 
Parlaments  v.  10.  Mai  i8>4.  Allgem.  Zeit  1814,  Beil.  64 
Journal  de  Francfort  »814.  u.  147.148.  149  (an.  de  Breme) 
2i5.  ai8.  Carlsr.  Zeit.  1814,  N.  145.  Anrede  der  norwegi- 
sehen  VoIhsRcpräsentantcn  an  ihren  neuen  König,  in  der 
Audiens  V.  14.  Dec.  1814,  in  dem  Journal  de  Francf.  i8i5, 
n»  4.  FarttensMufs  von  ni6,  in  Huson  metrop.  Salisb.  II! 
407.  Andere  Beispiele  bei  Bignon  du  congres  "de  Troppau 
(Paris  i8ai.  8.),  ch.  V,  p.  n5  et  suiv.  - Von  VeräuLe. 
mng  emaelner  HoheiUrcchte , §.  574  j desgl.  der  Staatsdo- 
mänen , $.  353. 

d)  So  auch  das  Grundgesetz  der  landschaftl.  Verfafs.  des  F. 
HiUburghausen,  v.  19.  März  1818,  §.  2 , lit.  a,  u.  §.  40! 
fVirtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  §.  85.  Von  liaUrn , ««* 
dem  J.  1778,  8.  C.  \V.  v.  Doun's  Denkwürdigkeiten  seiner 
Zeit,  Bd.  II,  S.  65  ff.  — Dafs  Einwilligung  der  Lantisiän.le, 
oder  der  ünterthanan , in  Ermanglung  einer  besondern  Be- 
stimmung, nickt  nöthig  sej  , behaupten  Stbob*  obss.  juris  et 
hist.  germ.  obs.  IV.  14.  Moskb  von  der  licichsstände  Lan- 
den,  |ai5,  278  f.  3ii.  Sibube’s  Nebenst.  II.  423.  Bikukb 
I.  c.  sai.  sqq.  Schbavbebt's  Staalsr.  der  gesammten  Reichs- 
lande,  §.  81.  ScHÄALs  1.  c.  j.  19  — 21.  — Dawider  s.  A. 
F.  H.  PossB  a.  a.  O.  14  f.  Ebenders.  über  das  Eiiiwil- 
ligungsreclit  teutscher  Lntcrthanen  in  Landesveräusscrungcu 
Jena  1786.  8.  (Auch  in  C.  F.  Häbeblis's  Nschricliten  etc. 
VII.  542  ff.).  Erläiiter.  verschied,  wicht.  Gegenstände  für 
d.  Staatsmann  und  Gelehrten.  Schmalk.  1786.  KLiiBF.a's  kl. 
jur.  Bibi.  X.  233  ff.  Das  EehnObereigentbum  kann , in 
der  Regel,  ohne  Einwilligung  des  Vassallcn,  nicht  veräussert 
werden.  Möllbb  distiuct.  feud.  c.  20.  dist.  i.  ■NVulsle»  in 

Samml.  zu  d.  Lehar.,  II.  Num.  21.  Mascov  de 
jure  feudor.  p.  220.  A Globio  de  rebus  dubiis  in  jure 
feud.  p.  112.  Anders  Böhbbb  princ.  juris  feud.  ^209.  Mak- 
tibi  in  Zepebmch's  Samml.  II.  Num.  20 , 22 , a3.  Schilteh 
ad  jus  feud.  alemann.  268. 

e)  Wiener  SchliifsActc  v.  1820,  Art.  6. 
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S.  251. 

Fortsetzung. 

So  fern  ein  tciitsclier  Bundesstaat  ein  Patrimo- 
nialStaat  wäre«,  Itünnte  dem  Regenten  die  Beliig- 
nifs,  sein  Recht  auf  die  Rechtsrertretung  und  Hegic- 
i’ung  des  Staates  zu  veräussern,  nach  den  Bedürfnis- 
sen des  Staates  nicht  ahgesprochen  -werden  />);  vor- 
Lchaltcn  jedoch  die  Einwilligung  derer,  welchen  ein 
vertragmfisiges  SuccessionsRecht  zusteht  r) 

«)  Welches  von  den  teutsehen  Erbstaaten  behauptet,  C. 
Majeb  in  d.  Ein),  in  das  l’rivatfürstenr. , V4*>,  S.  Bo.  Sch\au- 
8KBT  in  d.  Sta.itsr.  der  gesatninten  Reichslande , S.  it>5  f. 
Vergl.  Grotius  1.  c.  lib.  I.  c.  3.  ii.  >2.  i3.  Vattel  droit 
des  gens  , I.  5.  68.  Mösfb's  osnabriieh.  Gesch.  1.  Vorrede. 
Zentskb  diss.  cit.  12—  18.  Posse  a.  a.  O.,  S.  26.  — Doch  un- 
terscheidet sich  auch  ein  PatrimonialStaat  wesentlich  von  einem 
sogenannten  hnuj  - oder  lUenscherrlichen  Staat  (regnumherile, 
rechtlich  eine  Chimäre);  wie  bürgerliche  Oberherrschaft  von 
haus-  oderdienstherrlichcr  Gewaltfimperiiim  herilc),  wie  Staats 
pAicht  von  GutspOicht.  Piitteb’s  Beitr.  Th.  I , Nuin.  8.  DbLu- 
noLF  svmphorem.  consult.  for.  T.  I.  cons.  10.  p.  826.  Vergl. 
Majkb's  Autonomie,  188.  Rave  a.  a.  O.  5o. 
h)  Ghotivs  de  J.  U.  et  P.  I.  c.  3.  §.  12.  II.  r.  6.  3.  et  lib. 

III.  c.  20.  §.  5.  Zektseb  l.  c.  §.  7.  Scai.KTTWKis’s  Recht  der 
Menschheit,  292. 

«)  ScHSAOBEBT  a.  a.  O.  173.  v.  Rora's  Staatsr.  t.  Reirhslande, 
II.  25.  Leist's  t.  Staatsr.  §.  38.  C.  G.  Gmelik  diss.  de  liniiti- 
bus  juris  alienandi  territoria  seciilaria  iiiiperii  Germ.  Tub. 

1795.  4' 


S-  252. 

Domänen  oder  Karnmergiiter.  ' 

Ein  wichtiger  Bestandtheil  des  Staatsreriuügens, 
sind  die  S t a aa  t sD  o m ä n e n »),  Krön-,  Staats- 
oder Kammergüter,  Grundeigeiithura  des  Staates, 
zum  Theil  verbunden  mit  grundherrlichen  nutzbaren 
Gerechtsamen  h),  dessen  Ertrag  zu  dem  Staatsauftvaiid 
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bestimmt  ist  f).  Sie  unterscheiden  sich  wesent- 
lich, nicht  nur  von  Privat-  oder  SchatullGütern  de« 
Regenten  , sondern  auch  von  Hoheitsrechten,  auch 
den  einträglichen  , und  von  dem  FiscusGut  e)  (§.  258). 
Die  Einkünfte  der  Domänen,  gehören  zu  dem 
Staats  einkomm  e II  /). 

a)  Schriften  in  Püttpb’s  Lit.  III.  loj«  ff  Ki.vbkr's  Lit. , S. 

s6r.  Cph.  Faisii  jus  domanialr.  hVancof.  1701.  fol.  Jo«. 
(Ji.iuD. Dsstoucups  Bcurlhcilun);  der  Dninäiiciirechte  In  DeuUrh- 
land.  München  1768.  8.  Nachtrag  hrer.u , ebendas.  1768. 
Fortsetzung , ebendas.  1768.  8.  Dan.  Gollfr.  Scrribu's 
Abh.  von  Kaininergütem  und  Finkünften.  Lcipz.  1743.  s. 
Aufl.  1754.  4-  P-  Chassot  de  FlohkscoihtJ  Etwas  über 
die  Natur,  die  Veräusserung  und  VA-rschulduiig  der  Uam- 
niergüter.  Heimst.  1795  8.  Mosra  von  der  Reiclissländc 
Landen,  so5.  De  SKLbuovv  elem.  juris  piibl.  416.  t.  Roth's 
Staatsr.  t.  Reichslandc,  II.  16.  tq.  Fisciiir's  Rameral-  und 
Polizeirechte , II.  4'"9  — 499-  Böbmfb  prine.  juris  feud.  6o_ 
Scusavbiiit's  Erläiit.  des  Lehnr. , 118.  C.  C.  A.  H,  v.  Kamptz 
Erörter.  der  Vcrbindlichheit  des  wcitl.  Reicfasfürslen  aus  d. 
llandl.  seines  Vorfahren,  i4  — 33.  Strubr  , IL  Bed.  1. 
V.  Brar/s  Beobacht,  u.  Rechtsf.  I.  Nuin.  1.  J.  P.  HAni.'s  Ilandb. 
der  Staatswirthschaft  und  Finanz  (Erl.  1811.  8.),  886  ff. 

Von  der  Etymologie,  s.  v.  Gübvl's  Abhandl.  aus  dem  Staatsr., 
II.  74.  — Einige  unterscheüUn  Domänen  und  Kaminergütcr. 
In  Bestiininung  des  Unterschieds,  weichen  sie  jedoch  sehr 
von  einander  ab.  Vergl.  Ghotius  am  unten  a.  O.  Pifeh- 
ooHE  de  jure  nat.  et  gciit  lib.  8.  c.  3.  8 et  11.  B>.uaEH 

jur.  nov.  controv.  obs.  11.  Pöttmars  elem.  juris  feud.  § 65. 
V.  Rotu  a.  a.  O.  Schmkpmartfl  a.  unten  a.  O. 

b)  Es  giebt  DomänenHi  rrschaften , Aeinler,  Städte,  Dörfer, 
Höfe,  Mühlen,  Forste,  Aecker,  Gärten,  Wiesen,  Berg- 
werke, u.  d.  Dir  heutige  FinanzPraris  rechnet  oft  zu  den 
Domänen  auch  diejenigen  grundherrlichen  Gerei;ht$ame  , 
weiche  für  sich  bestehen , das  heifst , wenigstens  jetzt  nicht 
mehr  als  Gerechtsame  eines  DomänenGuts  bestehen  , nämlich  : 
isolirte  Rechte  auf  PatrinionialDienste  oder  Frohnen  (§.  38a,  a), 
und  auf  guts-  oder  grundherrliche  oder  PatrimonialAbgabcn 
(|.  3i3). 

«)  Sam.  Cocceji  jus  ciy.  controv.,  P.  II.  llb.  49- tit.  i4-  Mascov 
princ.  juris  publ.  p.  787.  Sihubz  a.  a.  O.  §.  5 u.  7.  Göbfi. 
a.  a.  O. , S.  8.  u.  Dfstovcbfs  «.  a.  O. , S.  4-  Preuft- 
allgcni.  Landr.  Th.  II,  Tit.  i4>  §•  >>  f lUüBsa«  Staals- 

36  * 
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arcbiv , Bd.  I,  S.  485.  auch  die  ehemalige  Consti- 

tution du  ro^aume  de  Weslplialie  , art.  9.  — Abweichende 
Begriffe,  s.  bei  Mo&kh  a.  a.  U.  207  f.  Görki.  a.  a.  O.  ~5. 
Gbotics  de  J.  B.  et  I’.  lib-  II.  c 6.  11.  L.  C.  Schhöhkr 

elem.  juris  nat. , sociulis  et  gent.  (Groning.  1775.  B.),  90a. 

II.  Bast's  Bechtslebre,  iB3.  ▼.  Ruth  a.  a.  O.  ScnhiuK- 
KASTEL  t Repertor.  1.  '■11.  PüixaAssi  1.  c.  — Von  den  7«/r/- 
Gütern  (bonis  inensalibus)  in  geistl-  Staaten,  s.  Strobe  und 
ScnxAt'BERT  a.  a.  O.  C.  G.  Bibre-b  de  natura  ct  indole  do- 
minii  in  territoriis  Germ.  (Hai.  1780.  8.),  43. 

J)  In  dem  preufsischen  Staat,  ward  dieser  Unterschied  aufge- 
hoben. Bebxbr  jur.  noT.  contror.  T.-  I.  obs.  11.  Fiscuer 
a.  a.  O.  II.  493-  Vergl.  ^ a55, a. 
a)  Die  ehemaligen  Domänen  oder  KammergiUcr  der  jetrigan 
StanJesherren , führen  meist  diesen  Kamen  noch  fort,  ob- 
gleich sie  jetzt,  in  der  Regel,  wie  Privatgut  behandelt  wer- 
den, und  der  Name  ttandesherrliche  GrurulgUter  ihrem 
/ jetzigen  V^erhältnifs  angemessener  scyn  möchte. 
f)  C.  F.  HÄBBRLin’s  Handb.  des  t.  Staatsr.  II.  $.  191.  Moser 
T.  d.  Landeshoheit  in  Steuersachen,  535  ff.  Pö'ttbb's  Beitr.,  I. 
137.  T.  Hamftb  a.  a.  O.  §.  13.  S.  33  — 33.  Strobe,  Th.  II, 
Bed.  I,  5-  3.  u.  7. 


s.  253.  - 

« 

EJgenthtmsverhältnifs , iräusjerwtg  und  Belastung 
derselben. 

I)  In  der  Regel,  ist  die  Substanz  der  Domänen 
Staatseigenthum  und  unveräusserlich  «);  wenigstens 
wird  bei  einer  RepräsentativYerfassung,  Einwilligung 
der  Ständeversammlung  zu  der  Veräufserung  erfor- 
dert 3).  n)  Wo  sie  aber,  hraft  des  particulären 
Staatsrechtes,  oder  eines  besondern  Rcchtstiteis , Ei- 
genthum des  Regenten  c),  oder  Üdeicomniissarisches 
Haus-  oder  EamiliciiEigcnthum  des  Regcntcnllauses 
sind,  gesetzt  auch,  dafs  etwa,  aus  andern  Gründen, 
einem  Dritten  SuccessionsRechth  darauf  gebühren, 
steht  der  Yeräusserung  hein  Hiiidernifs  im  Weg  «), 
so  bald  dieselbe  dem  Staatszwech  nicht  entgegen  ist, 
iiud  übordiefs  in  dem  Fall  der  Eigenschaft  eines  Fa- 
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niilicnEigcnthums , Einwilligung  der'  SuccessionsBc* 
rechtigten  liin'/.ukuinmt /).  III)  Wider  unreclitmäsige 
Yeräusseruag , steht  dem  Nachfolger  in  der  Regic> 
rung  die  RcvocationsBefugnifs  zu  g).  IV)  Das  Wort 
Teväusserung,  wird  hier  im  weitern  Sinn  genotnmen, 
so  dafs  auch  Verpfändung,  Belastung  mit  Ser- 
vituten, und  infeudation,  überhaupt  jede  Ueher- 
tragung  eines  dinglichen  Rechtes,  darunter  begriffen 
sind  /<)•  Absicht  auf  Verwaltung  der  Do- 

manen  und  auf  V e r w e n du  n g ihres  Ertrags  (§.  394), 
ist  den  Ständen  in  manchen  Staaten  ein  bestimmtes 
Mitwirhungsrecht  eingeräumt  >). 

a)  Sm.  Cocgkji  I.  c.  E.  J.  Tettzf.l  diss.  de  doraaniis  prinei- 
piini  iiialien.ibilibus.  Erf.  i7*8.  Von  dem  wirtemb.  Kamnier- 
gul.  s.  den  wirtemb.  V'rrfafsA'ertr.  V.  1819,  §.  loi  u.  io3.  Land- 
lagsabscb.  v.  1629,  in  der  W'ürtrmb.  Grundverfassung , S. 
466  f.  Erbvcrglcich  v.  1770,  CI.  IV-  a.  Pavi.us  Bauptur- 
künden  der  würlcnib.  I.andrsgrtindvcrfafs. , St.  I,  S.  119.  — 
Von  dieser  sehr  slrritigen  Frage  , s.  Etwas  vom  Befugnisse 
der  Fürsten  in  Veriiusserung  der  Domänen.  Münster  u. 
H.^nnov.  1786.  8.  Mosen  a.  a.  U.  193  ff.  Ltnr.n  Spec.  5o. 
ined.  6.  .sqq.  Fisnon  .v.  .i.  O.  II.  481  ff.  4o3  ff-  Dvstooches 
a.  0.  O. , S.  8.  GnoTivs  I.  c.  Pir»>DOKr  de  ju*"*  "**• 
genl.  lib.  8.  e.  5.  8.  cl  11.  ScHBÖnrn  1.  c.  j.  qo5.  Hörr- 

»Fas  Naturr. , §,  196.  J.  C.  llarrsAiiKns  Nalurr. , V 446. 
F.  G.  V.  Hebtlein's  Versuch  über  die  wcsentl.  Hechte  der 
Majestät , V ^9-  FLEiscntn  instit.  juris  feud.  33o.  Scbfidk- 
«sim.i.'s  allgemein.  Staatsr.  II.  §.  ajü.  — Von  der  Vcräussc- 
riing  in  Noihfällen,  s.  J.  A. Schlettwkis's Rechte  dcrMensch- 
heit,  §.  984. 

f)  V'on  der  Nothwendigheit  der  Einwilligung  der  I.anästänJt , 
oder  ümerthanen , s.  Grundgesetz  für  d.  landsch.  Vorfafs. 
des  F.  Uildburgh,  ».  1818,  §.  9,  lit.  f,  «.  §.  5.  S.  Hildburgh, 
Ha  ns  - u.  Grundgcset>i  v.  9^.  Apr.  1820,  4 1 ^ n.  10.  IVir- 

tfmt.  Verfafs.Urh.  V.  1819 , 83,  102,  io3,  107.  Badische  v. 

)8i8 , §.  58.  S.  CoburgSaalfelilische  v.  1891,  V 7^  **•  **9" 
Hebtius  , T.  I.  resp.  t3.  De  Lvbewig  consil.  Halens.  T.  II> 
lib.  9.  cons,  34.  n.  14.  i5.  Fioni  scoont  a.  a.  O. , S.  9.  36  ff- 
Dawider,  s.  S-minE  an  dein  unten  (Note  d)  a.  O.  Vlust.n 
von  d.  11.  Stände  Landen,  994.  \3»KNUEn  P.  V.  obs.  161.  P. 
X.  obs.  37T".  469.  Gösseb  über  Staaisrechtsdienstbarliciten , 
V.  60.  — Die  kurpfalzbaierischt  Staats  - und  Fidcicunimirs- 
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rrigm.'ilili  V.  lo.  Oct.  i8o4  , %.  lo  u.  ii,  ver1>iptft  allr  iiTid 
V'craiissprung , Verpfändung,  Infeudation,  Reinfeiida- 
tron  und  Kx perl a uzen  der  Staats-  und  KammergUter,  Staats, 
und  Kammergefällc.  Vergl.  auch  Baitisches  Haus  - u.  Fami- 
lienStat'ut  v.  4-  Oft-  t8i7 , §•  i.  Kurhtfs.  Haus-  u.  Staats, 
gesetz  V.  4.  M.irz  1817,  §.  1.  — Für  vcräusserllch,  nach  dem 
Bcdürfnifs  des  Staates , erlilärt  die  Domänen , das  jirenssu 
sehr  Edicl  V.  17.  Dec.  , in  Hahl’s  Handb.  d.  Staatswirth- 
schaD  (i8«i.  8.),  S.  107  ff. 

t)  Dieses  behaupten  von  den  teutsehen  F.rbstaafen  überhaupt. 
Splchow  , RöHXPn  a.  a.  O. , FLonpsxouar , 63.  Schxxi.z  na- 
türl.  Staatsr. , %.  166.  Man  s.  aber  A.  H.  Göchpl  diss.  pos- 
sessorium summariissimum  an  et  qualenus  adrcrsiu  princi- 
pem  a subditis  possit  inslitui  ? (l'rl.  1798.)  §.  i3. 

«/)  So  PÜTTPB  in  princ.  juris  piibl..  §.  191.  ScBXAUBPnT's 
Staatsr.  der  ges.  Keichslandc , V *43.  Lpist's  t.  Staatsr., 
§.  27..  Mlrtemher^hchrs  KammerschrciberciGut , ein  Fami- 
lienFideicommifs , nach  Eberhards  lll.  Codicill  v.  16-4,  § 8, 
M.  Carl  Alexanders  Testament  §.  3 u.  4 , **.  n-'>rh  dem  \ er- 
fafs.Vertr.  v.  1819  , V ****  **•  *®®.  heifst  cs  HofDoinai- 

nenKaminergut,  unterschieden  von  dem  oben  Note  a,  er- 
wähnten Hammergut.  Badische  V'crfafs.Urh.  1818,  ^ 39» 
verglichen  jedoch  mit  §.  58.  Das  oben,  Note  b,  angef.  hiUl- 
Haus  - und  Grundgesetz  v.  1870,  §.  1.  Für  landes- 
herrl.  FamilienEigenthum  erklärt  */,  der  Domainen,  die  grofs- 
herzogl./ieijrrche  Verfafs.Vrh.  v.  1870,  Art.  6 u.  ff.,  das 
Ganze  das  Gesetz  für  die  stand.  Verfafs.  des  Herzogth. 
Cobur^Saalfeld  v.  i87i,  §.  76  u.  119.  — Nach  manchen  Haus- 
gesetzen , sind  auch  die  neu  envorbenen  Güter  dem  Fainilien- 
Eideicoinmifs  ipso  jure  ciiiverleibt.  Spi.riiow  I.  c.  S.  4*b- 
n.  6.  Fi.okp.\coubt  a.  a.  O.  69.  Stbcbv:  übss.  juris  et  hist. 
193.  sq.  — Von  dem  baierisrhen  Haus-  u.  StaalsFideicom- 
mifsVerinögen , s.  baier.  Fid^icominifsIVagmatih  v.  70.  Oct. 
1804,  §.  7;  baier.  Constitution  v.  i.  Mai  1808,  Tit.  a,  11; 
baier.  Familicngcselz  v.  78.  Jul.  1810,  Art,  55.  Andere  Haus 
u.  Staatsgcselze  s.  unten  7J9,  Note  f. 

e)  Stbvbe  de  staluum  provincialium  origine  cl  praccipuis  juri- 
bus,  |.  18;  in  dessen  Obss.  jur.  et  hist.  197.  Mosfb  a.  a. 
O.  774.  3i7,  V Jdsti’s  StaatswirthschaD , Th.  II,  V "5- 

f)  Mospb  a.  a.  O.  774.  776.  3i7.  J.  A.  Hfi.lpild  diss.  de  re- 

slricla  illustrium  alienandi  faciillate  (Jen.  i?47)  , c.  7.  71. 

77.  c.  3.  §.  4>-  *99.  — Gesetz  für  stand.  Verfafs.  des 

Herz.  CohnrsSaalfrld  v.  1871,  §.  76  u.  119,  ernennt  die 
Stünde  zu  Garants  wider  Verminderung  u.  Veräusscruug  der 
Domänen.  — Von  Verüusserung  der  Domänen  in  ehemali- 
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gfn  r;-ichsuninillplbarcn  Sliftlanden  oder  geistlichen  M'alil- 
stanten,  s.  G.  L.  Bohmkh  princ.  juris  canon.  §.  Sch.wu* 

BFBT  a.  a.  O.  §.  io3f.  Fiscbeb's  Hamcral  - und  PoliEeir. , II.  486. 
Moseb  a.  a.  ü.  317.  Gönneb  tod  StaaUrechtsdienslbarkei- 
teu  , 59.  Vcrgl.  oben  §.  176,  d. 

g)  Jo.  Ge.  Lamm  de  bonis  camrralibus  alicnati.i , praesrrtiin 

eintitiis  et  in  feudiim  conccssis , a successore  rcvocandiA. 
Vinar.  i"’53.  — Von  der  Gültigkeit  älterer,  in  dem  Mittel- 
alter  geschehener , Veräusserungen  und  Lehnreichungen  , F. 
J.  Löwe  diss.  de  e.  q.  j.  e.  principi  auceessori  circa  revo- 
canda  avnlsa.  Lips.  1717.  Fiscnta  a.  a.  O.  II.  494  49b* 

Mecklenb.  Erblandcsvergl.  §.  96  — 98,  bei  Jabgow  v.  d.  Re- 
galien , append.  p.  3i.  — Ueber  die  Gültigkeit  der  von  c. 
Zwischenherrscher  , während  der  feindl.  Inhabung  des  Lan- 
des, geschehenen  Veräusserungen,  s.  KLi’BEB's  curop.  V'öl- 
herreebt,  §.  a38u.  f.  . 

h)  Vergl-  G.  L.  Röhmeb  princ.  juris  can.  610.  Jascs  a Costa 
in  Deeretales  Gregorii  I\.,  lib.  I.  tit.  4>*  ct  lib.  111.  tit.  11. 

i)  Gesetr.  für  die  Stand.  Verfafs.  des  Peru.  S.  CoburgSaalf , 

1831  , §.  76  u.  119. 


S-  254. 

Privatgut  Mittelbares  Staatsvermögen. 

l)  Privatgut  ist  Alles,  dessen  Eigcnthiim  Pri- 
vatpersonen, als  sulchen,  Kiistcht.  Dahin  gehört  in 
dem  Staatsgebiet  das  Vermögen  , welches  Eigenthum 
physischer  oder  moralischer  Privatpersonen  ist;  na- 
mentlich das  Kirchen  - und  fromme  Stiftungsgut, 
auch  das  Privat-,  Patrimonial-  oder  Schatull vermögen 
des  Regenten.  II)  Mittelbares  Staatsvermögen, 
nennen  F.inigc  das  Vermögen  der  Stadt-,  F'lecken- 
nnd  Dorfgemeinden  (^.  194)1  auch  dasjenige  der  mil- 
den oder  frommen  Stiftungen  für  Religion,  geistige 
Ausbildung,  oder  Wohltbätigheit  gegen  Hülfkedürf- 
tfge  o);  so  dafs,  bei  zweckmäsiger  Verwaltung,  das 
Vermögen  der  ersten  /.u  den  Kosten  der  örtlichen 
obrigkeitlichen  Bedürfnisse,  der  Rechts-  und  Polizei- 
pflcgc,  dasjenige  der  letzten,  welches  stets  als  hei- 
lig und  unantastbar  sollte  behandelt  werden,  zu  Lehr- 
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Erziebnngs*  und  VaterrichtAnstalten , mitrerwendel 
KU  werden  pflegt.  In  Absicht  auf  Gemeinde  - und 
StiftungsTermugen,  ist  jedoch  keine  Staatsbehörde, 
in  der  Regel,  zu  eigenmächtiger  oder  einseitiger  Ver- 
fügung und  Verwaltung  befugt  (§.  4^6  fl’.  456). 

a)  Einige  betrachten  Corporationrn  dieser  Art  wie  Suuttsgt- 
sellschaften  (die  dcs  Staates  wegen  existiren).  Sie  legen  da- 
her dem  Staat  an  ihrem  Vermögen  ein  Miteigenthumsrecht 
bei , so , dnfs  der  Staatsgesellschaft  der  grniejsende  und  voll- 
ziehende Tbeil  des  Eigentbutns,  dem  Staat  Aev  dirigirenJa 
Theil  Kuhoinme,  jedoch  unter  grmeirMr/ia/t/icAcr  Mitwirkung 
bei  Ausübung  dieser  gelheiltcii  Eigenthumsrechtei  Vergl. 
Groiivs  de  J.  B.  ct  P.  II.  3.  19.  r.  Stlck's  Ausführungen 
einiger  gemeinnütz.  Materien  (Halle  &) , S.  xi.  Bbaukb's 
Abhandlungen  sur  Erläut.  des  westph.  Friedens,  II.  10  ff. 
Jarguw  Ton  den  Regalien,  467.  Sks.  Bbfboxl  , das  Hecht 
u.  die  Verwendung  der  milden  Stiftungen.  Leip/..  1814.  .8- 
Abh.  was  ist  der  Staat  den  frommen  Stiftungen  schuldig  ? 
in  Bwfb's,  Bkhr's  und  Scrott's  allgcm.  StaatsCorrespondenz, 
Bd.  I (1814),  Num.  i3.  Von  dem  Hecht  zu  secularisiren  , 
unten  §.  436  u.  ff.  — Von  der  Communal Verwaltung  s.  hai- 
erisrhe  Anordn,  einer  GeneralVerwaltung  des  Stiftung  - u. 
GommunalVermögens , in  d.  baier.  Hegicr.Blatt  1808,  St.  5. 
Dawider  ergieng  e.  Irnier.  V'erordn.  v.  6.  Mär*  1817.  betr. 
die  Verwaltung  des  Stiftung- u.  Commnnan'ermögcns.  Baier, 
Edict  über  das  Gemeindewesen , in  d.  baier.  Regier.  Blatt, 
1808,  St.  61.  Gemeindeordnungen,  oben  19.^.  — Als 
Stantsgut  betrachtet  das  A'ermögen  der  Klöster,  der  Bil- 
dungs-  und  AVohlthätigkeitAnstalten , Gösbeb  , in  s.  teut- 
sehen  Staalsr. , 4>3«  VIII. 


$.  255. 


Privat-  oder  Sehatull-  und  FamilienGut  des  Regenten. 


I)  I.antleshcrrliclies  Privat-,  Patrimonial- 
otlor  S c li  .1 1 ti  1 1 G u t n)  , denkbar  auch  in  einer  erbli- 
chen Mcn.-ircbie  , heiPst  d.is  Prirateigenthum  des  Re- 
genten. Dieser  hat  defshalh,  der  Regel  nach,  Eigen« 
Schaft  und  Rechte  eines  Privatmannes  i).  Zu  Ver- 
äusseruiig,  auch  Lehnretchung  der  SchatullGuter, 
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bedarf  er  reichs-  oder  landständischer  Eintrilligang 
nicht  0;  der  agnatischen,  und  auch  der  lehnherrlichen, 
nur  dann,  wenn  sie  FaroilienFideicommirs,  oder  lehn* 
bar  sind  dj.  Die  landesherrliche  Schatulle  (principis 
ratiu)  geniefst,  nach  Vorschrift  der  römischen  Ge* 
setze,  und  nach.teutschem  Gerichtsgebrauch,  jura 
fisci')*  So  auch  die  Schatulle  der  landesherrlichen 
Gemahlin  und  des  Thronfolgers  /)  (Augustae 
et  Caesaris  ratio).  Das  Priratgut  des  Regenten,  ist 
bei  seinem  Ableben  als  PrivatNachlafs  zu  behan- 
deln ( §.  180).  II)  Auch  die  Regenten  Familie 
bann  eigene  FamilienGüter  besitzen  g),  mit  oder 
ohne  Fideicommifs  - oder  Lehnverbindung,  abgeson- 
dert ron  den  StaatsDomänen  und  tob  dem  Priratrer- 
mögen  des  Regenten. 

a)  Von  andern  auch  ^batoulle-  und  ScatuIGut , desgleichen 
KabinetGiit,  Cassettc  particuliurc  du  prince,  genannt.  Jsa- 
con  Ton  den  liegalicn,  4Ö8.  Jo.  Tob.  Hoiibami  diss.  de  pa- 
trimonio  principis  privato  , quod  die  Chatoullr  rocant.  Jen. 
1TS7.  A.  F,  RiriSiis  diss.  de  bonis  principis  pntrimonialibus. 

I. ips.  1737.  Moseb  von  der  Reichsstände  Landen,  aia  ff. 
Ebenden,  von  der  Landeslioli.  in  Camcralsacben.  4-  F.  C. 

J.  Fiscubb's  Lcbrbegr.  der  Rameral  - und  Poliscireebte  , II. 
4~9'ff.  Baier.  Familiengesetz  v.  1808,  Art.  53  ff.  Rhein. 
Rund , XLIX.  i3.  — Einige  unterscheiden  Palrimoninl  • und 
SchatullGul.  Roth's  Staatsr.  t.  Reichslandc , II.  3q.  v.  Göbvx's 
Abhandlungen  aus  dem  Staatsr.  St.  a,  S.  23i.  C.  C.  A.  II. 
V.  Kamptz  Erörter.  der  Verbindlichh.  des  weltl.  Reichsfür- 
aten  aus  den  Handl.  s.  Vorfahren,  36.  — Einige  untersthei- 
den  Patrimonial  - und  SchatullGOter , schreiben  jedoch  an 
beiden  dein  Regenten  das  volle  Eigenthum  zu.  v.  Roth  a, 
a.  O.  — In  dem  prrussischen  Staat,  ist  der  Unterschied  zwi- 
schen Domänen  • tind  (liegenden)  SehatuIlGiiiern  aufgeho- 
ben, und  beide  sind  für  unverSusserlich  erhl.’irt.  Prems, 
allgem.  Landretht,  II.  i4  u.  i3.  Fischpr  a.  a.  U.  II.  4o3  f> 

h)  Oestreich.  Gesetzbuch,  Th.  I,  Hauptsl.  1,  §.  io. 
f)  PiiiTMAAN  elem.  jiiris  feud.  §.  65.  not.  c.  FLOBVKOorBT  a. 

a.  O.  64.  Rivglzb  de  domnniis  Gcnnaniae , lib.  I.  16. 

<f)  XcuxANB  medit.  juris  priv,  princ.  T.  IV.  lib.  1.  tit.  4-  3i. 

sq.  p.  3i.  Sfu  PüTTBAss  dem.  juris  feud.  05.  not.  c. 
r)  L.  3.  C.  1^  quadrienn.  pracscr.  Bnissosivs  de  V.  S.  roc. 
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rat  in.  Strtb  U.  M.  lib.  4^.  tit.  5.  §.3.  LKvsr.a  Sp.  458.  m.  3. 
Gmflis’s  Ordn.  d.  Gläubiger,  IV.  ai.  Anders,  wie  cs  scheint, 
Mosfb  a.  a,  O.  ai3.  — Die  römischen  Gesetze  fordern  zu 
Verjährung  dieser  Güter,  einen  40jährigen  Zeitraum.  L.  4.  C. 
de  praescript.  3o  vel  4®  annor.  L.  ult.  C.  de  fund.  patrim. 

f)  I..  6.  §.  i.  D.  de  jure  fisci.  Puff.sdob?  , T.  IV.  obs.  i6i. 

IIfi.i.fzld  diss.  de  liypotheca  fisci  , 34.  Fütteb  prim.  lin. 

juris  priv.  princ.  8.  not.  a.  Ghf.lib  a.  a.  O. 

g)  IJerühmt  und  sehr  bedeutend  sind  die  östrcichiscbcn  Patri- 
monialFamilienhcrrschafien  , in  Oestreich  unter  der  Ens,  in 
Böhmen,  Mähren  und  Ungarn. 


s.  256. 


jfdespota.  Res  nullius.  Bona  vacantia. 

I)  Das  Staatsgebiet  und  jede  Sache  , ■welehe  sich 
darin  beKndet,  sind,  wegen  de^  darauf  sich  ber.ie* 
henden  Staatseigcnthumsrcchtes  ($.  248,  249),  in  An- 
sehung aller  A ns  w artig  e n «)  als  fremd  oder  oc- 
Cupirt  zu  betraehten.  Das  Meiste  hievon  ist  ent- 
weder Privateigeathum  (§.  254,  255),  oder  Staatsver- 
mögen (§,  248,  252).  Was  Iteines  von  beiden  ist, 
beifst  h er  r e n 1 o s e s Gut  («?i(rar«T.»)  I>).  Adespota 
sind  also  Sachen,  innerhalb  eines  SlauI.sgebietes , die 
weder  zu  dem  Privateigenthum,  noch  zu  dem  Staats- 
Vermögen  gehören.  Sie  sind  als  nicht  occupirt 
aiizu.sehen,  nur  in  Ansehung  des  Staates  und  seiner 
Dürger,  nicht  in  Hinsicht  atii' Auswärtige.  II)  Sic  un- 
terscheiden sich  von  Niemand  gehörigen  Dingen 
(rehns  nullius),  als  nicht  occupirten  Sachen  ausserhalb 
eines  Staatsgebietes;  und  III)  von  so  genanntem  erb- 
losem oder  vacantem  Gut  oder  Nachlafs  (ledig 
Gut,  bona  vacantia),  welches  der  Staat,  kraft  eines 
positiven  subsidiarischen  Erbrechtes,  sich  zueignet. 

a)  In  diesem  Sinn,  spricht  Gbotius  de  J.  B.  et  P.  lib.  1.  c.  4* 
§.  19.  von  einem  dominio  populi  generali. 

b)  Auch  derelinqnine  S.ichcn  innerhalb  dos  Staatsgebietes  ge- 
hören dahi«.  Vcrgl.  \.  j38  , Suih.  VI. 
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Recht  auf  Adtspota. 

« 

I)  Adcspota,  die  als  Zuwachs  (jure  accessio-  ■ 
nis)  zu  dem  Privateigenthum,  oder  zu^dem  Staatsver- 
mügen  im  eigentlichen  Sinn,  kommen,  sind,  als  der 
Hauptsache  einverleibt,  als  Bestandtheil  derselben  zu 
betrachten ; es  findet  also  forthin  ein  Occupations- 
Becht  defshalb  nicht  statt.  II)  Gleiche  Bcfugnifs 
zur  Occupation  der  Adespotpn,  haben,  wenn  das 
particulärc  Staatsrecht  keine  andere  Bestimmung 
giebt  «),  die  einzelnen  Bürger,  und  der  Staat  *)  ; 
dieser,  weil  er  des  Erwerbs  auf  gleiche  Art,  wie 
jene,  fähig  ist,  beide,  weil  eine 'besondere  Zueignung 
dieser  Sachen,  innerhalb  des  Staatsgebietes,  noch 
nicht  erfolgt  ist.  III)  Auswärtige  sind  nicht  befugt, 
Adespota  sich  zuzueignen  c)  ü56). 

a)  Wie  meist  in  Ansehung  der  gefundenen  Silatzt  und  der 
ilrrelinquirien  Sachen.  PüTTia's  Lif.  III.  6i3.  Ki.üsita's  Lit. 

G i386.  Held's  reichsprälat.  Staatsr.  II.  619.  Selchow  elein. 
juris  germ.  prir.  534-  Rubdk's  t.  Privatr. , §.  i83.  Das« 
Hahdb.  I.  i&3.  Jahgow  von  den  Regalien,  604.  Vergl. 
I'reuss.  allgem.  Landr.  I.  9.  74  — io6.  Code  civil  franjais, 
Art.  7i3.  — Von  Schätzen  s.  ebendas,  art.  716.  — Von  Berg- 
werken unten,  in  dem  Cap.  von  der  FinansIIoheit.  — Von 
O.len  Vlät  r/'/i,  ^ Hügeln  ^ Thdlerny  f't'^aliiungen  y Ge- 

huschen  11.  d. , s.  ScnSAUBKBr's  Staatsr.  d.  gesammten  Reichs- 
lande,  |.  i"o.  — T'l'üstes  J^aml , innerhalb  einer  Dorjwar- 
knng,  sprechen  dem  Landesherrn  au,  SmoBE,  Th.  IV,  Red. 
109.  V.  Bi'i.ow  u.  Hagexask  in  d.  pract.  Erörterungen,  Tli. 
II,  Nuin.  »7.  --Andere  der  Dorfherrschaft,  nicht  der  Dorf- 
gemeinde. Cbb.  Ebs.  Weise,  s.  resp.  Ed.  Pi.atkeb,  di«s.  de 
doininio  agrnrum  iiicultonim  intra  confinia  pagoruin  Germa- 
niac  sitorum  (Lips.  i8o3) , V ^ 

b)  Die  Prävention  findet  statt. 

e)  Diese  Theorie  der  Adespoten  , ward  von  dem  Verf.  «uers» 
Torgetragen , in  s.  hl.  jur.  Riblioth.  XIX.  3y3  f.  und  aus 
dieser,  doch  nicht  ganz  richtig,  von  Das«  in  d.  Handb.  defc 
t.  Privatr. , I.  101 u.  181.  — Vergl.  übrigens  Pötteb  $ 
Lit.  111.  §.  1375  ff.  Klübeb's  Lit.  S.  Biekeb  1.  c.  p.  81. 
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90  sq.  3.  A.  L.  Seioi:kstichkii  comm.  de  fundamentii  juris 
supremae  potcstatis  circa  adcspota.  Goct.  it8«;.  4-  (Ki.öb*b’8 
kl.  ]ur.  Bibi.  XIX.  357.)  Zestse»  1.  c.  §.  45  54.  Robd* 

a.  .a.  0.  §.  182. 


s.  258. 


Auf  res  nullius , bona  vacantia  uni  res  derelictas. 

FiscusGut. 

IVO  In  Absicht  aufNiemand  gchurigeSachen 
(res  nullius),  hat  jeder  Staat,  jedes  physische  oder 
moralische  Individuum,  gleiches  OccupationsRecht. 
Es  entscheidet  also  das  Zuvorkommeii  (res  cedit  pri* 
mo  occupanti).  V’)  Auf  lediges  oder  vacantes 
(jut  (bona  vacantia),  inshcsoiidere  oder  so  genannten 
erblosen  Machlafs,  wozu  ein  ordentlicher  Erbe 
(Intestat-,  Testament-  oder  Vertragerbe)  nicht  vor- 
handen ist,  eignen  die  heutigen  Staaten  dem  Fiscus 
ein  subsidiarisches  oder  ausserordentliches  Erbrecht 
zu  o),  so  wie  \'I)  ein  ausschliefsendes  Occupations- 
Recht in  Hinsicht  auf  verlassene  Sachen  l>')  (res 
derelictas).  VII)  Alles , was  das  particuläre  Staats- 
recht dem  Fiscus  ziieignet,  heifst  FiscusGut  c) 
(bona  liscalia),  z.  li.  lediges,  verlassenes,  verwirktes 
Gut  (bona  vacantia,  dcrclicta,  ereptitia),  Schätze, 
gefundene  Sachen,  was  das  Meer  auswirft,  Bernstein, 
schiffbriiehige  Güter  (wo  das  Straudrecht,  die  Grund- 
ruhr, gilt),  Perlen  und  Goldsand  in  Privatwasscr , 
u.  d.  d).  Ks  gehört,  gleich  den  Domänen,  zu  dem 
Staatsvermögen,  und  verwandelt  sich  in  Domäne,  so- 
bald es  dem  Inbegriff  derselben  einrerleibt  wird. 

«)  PüTTtBS  Lit.  III.  §.  i3"6  ff.  Ki.übeb's  Lil.  4t3.  BKnvKB  jur. 
nor.  coulrov.  T.  I.  obs.  .5i.  Stbobe  , Tli.  II,  Bctl.  '■4. 

i)  Leysfb  Sp.  4 13.  Sp.  658.  m.  17.  ct  18.  GCstheb's  Völker- 
rpclil , II.  64.  70.  Jo.  Hknb.  Fei.zii  diis.  eicerpla  controver- 
siaritm  illiistrium  de  rrbus  pro  derelicto  babitis.  Argonl.  1708.4. 
(<BFG.  JIajabsii  disp.  de  jure  rei  dcrelictao ; in  £jii«  Dissert. 
T.  I.  n.  16.  BuADr's  t.  Priratr. , 182.  Oben  ^ «Sy,  IVotea. 
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•)  E.  J.  Tcrxl  diss.  de  domauiis  principum  inalienabilibus , 
§.6  — 7. 

J)  J.  E.  RostiABN  von  dem  Mnlifenrecht  (droit  d'ipavc) , in 
d.  Erlang,  gel.  An/..  lySo,  S.  7 fT.  v.  Tböltccb  Anmerhiin- 
gen,  II.  i6'i.  Haltavs  gloss.  v.  Mulfibe.  S.  L.  Lkbbkii  prae- 
Icctio  de  fontibus  juris  patrii  (Bemae  1788.  8),  p.  ai. 


§.  259. 

Staatsschulden. 

I)  Per  reine  Bestand  des  Staatsvermögens  ergiebt 
sich,  nach  Abzug  der  Staatsschulden.  Eigentlich 
so  geuannte  Landesschulden  f>) , Kainmerschulden 
Landschaftschulden,  da  wo  Landstiiiide  sind,  subsidia- 
risch auch  Schulden,  welche  Staatsinstitute  unter  Ga- 
rantic  des  Staates  contrahirt  haben,  gehören  in  die 
Classe  der  Staatsschulden  c);  nicht  so  Privat-  und  Fa- 
milicnschulden  des  Regenten  d) , auch  nicht  Aemter- 
und  Gemeindcschulden.  II)  Staatsschulden  werden, 
vermöge  der  Rcgcntenpllicht,  giiltigerweise  contra- 
hirt, aus  rechtfertigender  Ursache  r),  mit  Beobach- 
tung der  in  der  StaatsverfassungsUrhunde,  oder  in  den 
Haiisgesetzcn  des  Regenten  vorgeschricbenen  Förm- 
lichlieit /) , insbesondere  mit  Einwilligung  der  Land- 
sth'nde  (§.  22Ö).  Rechtfertigende  Ursache  ist  je- 
des wahre,  unmittelbare  Staatsbedürfnifs.  Dahin  ge- 
hören: 1)  unzweifelhafte,  bleibende  Landesverbesse- 
rung,  und  rechtliche  Folge  neuer  vortheilhafter  Läu- 
dererwerbung ; 2)  Tilgung  rechtmäsiger  Staatsschul- 
den; 3)  Rettung  des  Staates,  des  Regenten,  oder  sei- 
nes vermuthlicben  Nachfolgers,  aus  unabwendbarer 
grofser  Gefahr  oder  Beschädigung.  ' III)  Staatsschul- 
den werden  errichtet,  bald  auf  blofsen  Staatsverwal- 
tungsCredit  ( d.  h.  unversicherte,  schwebende,  oder 
unfundirte  Staatsschulden,  Staatscasse-  und  Admini- 
stratioiisSchulden,  iloatiiig  debt,  dette  llottante,  unta- 
delhaft, wenn  dadurch  etatsuiäsige  Einnahmen  zu 
etatsmäsigen  Ausgaben  nur  anticipirt  werden,  oder 
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wem  unabwendbare  ausserordentliche  Bedürfnisse 
eiiitreten),  bald  mit  General-  oder  SpecialHypotheh, 
auf  bestimmte  Staatsgüter,  Provinaen,  Aemter  , Las- 
sen oder  Staatseinkünfte,  die  den  Staatsglaubigcrn  zu 
sicherer  Bezahlung  des  Capitals  und  der  Zinsen  die- 
nen sollen  g)  (fundirte  Staatsschulden). 

а)  Moseb  von  der  t.  R.  Landen,  i357  ff. 

б)  Moseb's  Staatsr.  XXIII.  4&9  ff.  XXIV^.  i ff.  Ehendert.  von 
der  Landeshob.  in  Cameralsachen , 6i  ff.  Ebenders.  persunl. 
Staatsr.  II.  117.  iso.  58s.  (Cuassot  de  Flohescocht ) Etwas 
u.  s.  w.  (oben,  V > Note  a ). 

•)  Mosr^  von  dem  reichsstiinJicken  Schuldeuwcsen,  Th.  I.  u. 
II.  Frf.  u.  Leipr..  1774.  *775.  4>  J-  N.  Bischöfe  orat.  de 
aore  principum  alieno.  Heimst.  1794.  8.  Ueber  die  Natur 
u.  die  Abtragung  der  Staatsschulden  u.  ihrer  Zinsen.  Krankt', 
a.  M.  1801.  8.  F.  C.  V.  Moseb's  Hofrccht,  I.  i45,  und  in 
der  Vorrede  eu  dem  II.  Band.  Ueber  das  öffentliche  Schul- 
denwesen.  Leips.  1810.  8. 

d)  Diese  fallen  auf  seinen  PrivatNachlafs.  Moseb's  pcrsönl. 
Staatsr.  II.  58s. 

er)  Dabei  sollte  nie  die  Betrachtung  fehlen  , dafs  Staatsschulden. 
machen  nicht  weniger  scy , als  die  Mittel  der  /ukuiifl  den 
Bedürfnissen  der  Gegenwart  opfern. 

.0  Ha  US  - und  Staatsgesetze , betreffend  die  Staatsschulden,  die 
Privat-  und  Familit  nschulden  des  Souverains,  die  Schulden  der 
Mitglieder  seiner  Familie,  u.  die  Slaatsveräiisscrungen:  1)  Ein- 
seitige Verordnungen,  z.  B.  Testamente,  in  Braunschweig,  Wir- 
Icmbcrg  u.  a. Moseb's  braunschw.  lüneburg. Staatsr.  7I.Schfibt's 
.\nmerkungen  u.  ZusätEe  daEu,  61.  Moseb's  Staatsr.  XXXIII. 
608,  und  persönl.  Staatsr.  II.  i5i.  177  ff.  — 3ijians-  oder 
V'amilienvertragei  in  Braunschweig  v.  i535  u.  i5i)i}  — von 
SachsenWeimar  u.  Eisenach.  Moseb's  braunschw.  lüneb. 
.St.  H.  71.  Ebendess.  persönl.  Staatsr.  II.  129.  137;  — in 
dem  Hause  Nassau  der  Erbvereiuv.3o.Jun.  i~83,  10  - 18, 

in  Rfiss  Staatsk.  XV^I.  92,  u.  De  Mahtess  Becueil,  II.  4o’; 
II.  Vertrag  v.  18.  Apr.  i8o5 ; — in  Baiern,  v 12.  Oct.  179h, 
II.  Haus-  u.  Staatsfidcicommifs- , dann  SchiildenPragmatik  v. 
au.  Oct.  1804,  in  dem  baier.  Regier.  BlatI,  in  v.  Abetin's 
Genius  von  Baiem.  Bd.  I.  Heft  1 (i8o3),  S.  i5,  und  in  der 
Allgem.  Zeit.,  180.2,  Num.  20  ff.;  bestätigt  in  d.  Constitution 
des  Bönigr.  Baiern  v.  1.  Mai  1808,  Til.  II,  $.11,  in  d.  baier. 
Regier.  Bl.  i8o8.  St.  22;  — in  .SachspnCoburgSaalfeld  , v. 
I.  Apr.  1802,  in  KlCbeb's  Rheluischeu  StaatsAiiteigeii , lleA  I, 
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i8oi , S.  4^>  — in  MecklcnburgSchwerin,  Staats*  und  Haus- 
Fundamcntalgeset/..  v.  >i.  Mai  i8oä,  in  d.  meckleiib.  scinyor. 
Staatskalender  t.  i8o(),  S.  189;  — in  Baden,  v.  5.  Oct.  1820, 
in  dem  bad.  Regier.  Blatt,  1820,  N.  i5.  — 3)  J.anilesgruntU, 
i'eririige:  Wirtembcrgische  LandtagsAbschiede  t.  1629  u.  i652. 
(Moseh's  persönl.  Stantsr.  11.  i5i),  und  Erbrergleich  v.  1771, 
ad  Class.  IV^  S.  93;  braunschweig- wolfeiibüttelischer  Ver- 
trag mit  der  Landscliaft  v.  1.  Mai  1794.  bei  FLOnE^coun'r 
a.  a.  O. ; s.  bildburghausisches  Haus  - und  Grundgesetz  v. 
26.  Apr.  1820. 

g)  Nie  sollte  man  eine  Sicherheit  anbieten,  die  der  Unterrich- 
tete für  angemessen  nicht  gelten  läfst.  — Von  den  verschiedenen 
Methoden,  Staatsschulden  zu  machen,  s.  Lüdib’s  National- 
Industrie  (Braunschw.  i8b8),  Cap.  11.  Ueber  das  öffentliche 
Schiildcnwesen.  Leipz.  i8io.  8.  Ideen  über  Staalsschnldeu- 
Tilguug,  vom  Grafen  von  Soden.  Wien  1814.  8. 

s.  260.  • 

Fortsetzung. 

IV)  Bei  Staatsschulden,  lautet  die  Verb  riefu  ng 
(Staatsobligation,  Staatspapier,  Banknote),  entweder 
auf  einen  namentlich  darin  angegebenen  Gläubiger, 
oder  auf  jeden  luhaher  (au  jiorteur,  Papiergeld). 
V)  Die  Zahlung  n)  wird  gestellt,  auf  Sicht;  auf  be- 
stimnile  Zeit  nach  Sicht;  auf  Capitalfufs  (nach  Ablauf 
der  slipiilirlen  Zeit,  nach  Maas  und  Münze,  wie  diu 
Anleihe  geschah);  auf  Anticipationen  oder  Abtragung 
des  ganzen  Capitals  nebst  Zinsen,  von  einem  bestiiiini- 
teii  Einkumnien  des  Staates,  binnen  kurzer  Frist;  auf 
Jahrgefalle  (.Annuitäten,  Zeitrenten,  Beuten,  die  nur 
während  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren  bezahlt 
W'erden,  ohne  Rückzahlung  des  Capitals);  auf  Leib- 
renten; auf  Tontinen  ; auf  Lotterie,  u.  d.  J).  \ 1)  Der 

Staat  hat,  in  der  Regel,  dieselben  Rechte  und  Pflich- 
ten yvie  ein  Privatgläubiger.  VII)  Von  der  Verbind- 
lichkeit des  Regierungsfolgers , die  Schulden  seiner 
Vorfahren  zu  bezahlen,  wird  oben  gehandelt  ($.  189). 

«)  Zu  Regulirung  und  Tilgung  des  Staatsschuldenwesens , sind 
in  iiiaochen  Landern  eigene  SchuldentilgungsCommiuioutn 
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und  AmortisationsCassen  verordnet  (§.  3ai  b).  — Von  den 
Rfchtsu’ohlthatön,  Moratorien,  Competenc  u.  a. , g.  die  angef. 
Abhaiidl.  über  die  Natur  und  Abtragung  u.  s.  >v. , 8 ff. 

Mögen  V.  d.  rcicbggtänd-  Schuldenwctcn , I.  687  ff.  — Von 
dem  StaattBankerott,  s.  die  Abh.  über  die  Natur  derStaaU- 
scbiilden,  S.  69  ff. 

h)  V.  Oebih  , in  ScHLoun'g  Staatsantcigcn , LIX.  3o6.  C.  San 
TOBiot  Handb.  d.  Staatawirthschaft , i3i  ff. 


VII.  C a p i t e I. 

Staatsverwaltungsform. 


§.  261. 


Staatsform.  Staatsverwaltung.  F’erwaltungsform. 

I)  Die  Staatsform  (forma  civitatis  s.  rcipublü 
cac,  $.97)  ist  in  den  Erbstaaten  des  teutscben  Bundes 
monarchisch  (monokratisch) , in  den  freien  Städten 
republikanisch  (§.  177—179).  II)  Die  Staatsver- 
waltung (administratio  rcip. ) besteht  in  rechtmäsi- 
gcr  und  zweckgemäser  Ausübung  der  Hoheits  * und 
Eigenthumsrechte  des  Staates , nach  seinem  inncrn 
und  äussern  Verhältnifs.  III)  Die  Verwaltungs- 
form (forma  administrationis) , die  Art  der  Staats- 
verwaltung (Verwaltungsordnung,  Administration),  ist 
nicht  überall  dieselbe.  Wie  sie  aber  auch  beschaffen 
sey,  so  müsse  in  der  Verwaltung  achter  National- 
odcr  Gemeingeist  walten.  IV)  Wo  Landstände 
sind , gebührt  diesen  eine  verfassungsinäsigc  Mitwir- 
kung bei  Ausübung  bestimmter  Iloheitsrcchtc  ($.  aa6). 


Digilized  by  Google 


StaatsVerwaltungsforni.  5G.5 

§.  262. 

yerantwortUchkeit  der  StaatsMiniiter. 

In  jeder  durch  VolksTertretung  unterstützten,  al- 
so Terfassungsmäsig  eingeschränkten  Monarchie,  sollte, 
wie  in  England,  das  StaatsMinisterium,  und,  so 
viel  seinen  bcsondcrn  Wirkungskreis  betrifl't , jeder 
Einzelne  Ton  den  obersten  Staatsbeamten,  je- 
der Vorsteher  einer  obersten  ^Staatsrerwaltungs- 
bchürde  , hier  als  erstes  Organ  und  oberster  Diener 
der  vollziehenden  Gewalt,  nicht  hlols  der  Person  des 
Regenten,  sondern  auch  den  Stellvertretern  des  Vol- 
kes, gesetzmäsig  verantwortlich  seyn;  sowohl  für 
Zweckmnsigkeit,  als  auch,  und  zwar  vor  einer 
richtenden  Behörde,  für  Gesetzmäsigkeit  oder 
Vebereinstimmang  der  Begierungshaudlungen  (sowohl 
Begehungs-  als  apch  Untcrlassungshandlungen) , mit 
der  Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Staates  «). 
Mit  Hülfe  dessen,  und  da  hier  rechtwidrige,  wirkli- 
che oder  angebliche.  Befehle  des  Regenten  nicht  zur 
Entschuldigung  eines  Mifsbraiichs  der  Staatsgewalt 
dienen  können,  auch  seine  Verfügungen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  Unterzeichnung  eines  oder  mehrerer 
Mitglieder  der  gehörigen  Staatsbehörde  bedürfen, 
befindet  sich  dann  der  verfassungsmäsige  Monarch, 
der  Mittelpunct  der  Macht  und  Majestät  der  Nation, 
in  eine  Art  von  Allerheiligstem  versetzt,  unerreich- 
bar für  den  Stofs  politischer  Bewegungen.  Auch 
steht  dann  ein  würdiger  Minister,  zugleich  geschützt 
gegen  ungeziemende  und  beleidigende  Angriffe,  fester 
als  bei  einer  Staatsordnung,  wo  nur  Hofgunst  ihm  die 
Dauer  seiner  Stelle  verbürgt  und  Engel  der  Finstcr- 
nifs  ihn  umschweben.  In  solchem  Geist,  bestehen 
jetzt  in  verschiedenen  Rundesstaaten  Gesetze  über 
Verantwortlichkeit  der  Minister  und  andern  obersten 
Staatsbeamten  ^). 

«)  Jeder  der  obersten  StaaUbeamlen'  sey  verantworllicli . 
sowohl  für  den  Inhalt  der  vou  ihm  conlrasignirlen  , 

Ktuhvr*.  offcnll.  Rctht. 
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von  ilcni  Regenten  ausgoliendcn  Vprlugungeii , als  aucli  für 
ilasjeiiige , wäs  er  für  sich  verfügt  , oder  was  ihm  inncr- 
hall)  »eines  Geschäflkr.-isea  zu  tliun  obliegt.  Das  Letze 
gelte  auch  von  den  übrigen  Staatsdieiiem  und  Bihüi-deii 
insbesondere  haben  diese  die  von  höheren  Behörden  an  sie 
ergangenen  Anvveisungen  bei  < igeiier  V'erantwortliclikeit  zu 
befolgen  , wenn  ihnen  solche  von  der  geeigneten  Stelle  und 
in  gehöriger  Form  zukoinmcii,  und  nicht  wider  die  Grund- 
vcrlassung  oder  die  Gesetze  des  Staates  anslossen.  — Pro- 
tocoll  der  leir  emh,  Ständevcrsamml.  v.  ?3.  April  i8i~.  \'er- 
hnndlungen  der  ei/ten  Kaniiner  der  Ständeversainiiil.  des 
GH.  Baden,  i8»o , Heft  4-  S.  616  — 691.  Heft  5,  S.  70711. 
749 1 "•  Verhamdlungen  von  i8n.  Vcrhandl.  der  zweiten 
Hammer  des  GH.  Hrs.ten  , 18^0,  Heft  2,  S.  30;  Heft  6 , S.  , 
6”  tf.  118  ff.  u.  Beilagen  S.  5 ff.  Ki.Cbih's  Lcbcrsicht  der 
diploinat.  Verhandl.  d.  wien*  r Congr. , S.  2i5  u.  356.  Hc- 
fleiinns  sur  Ics  constitutions , la  distribiilion  des  poiivolrs 
et  Ics  garanties  dans  iinc  nionarchie  coiistitulioniicllc  ; par 
Bfmsxin  Constakt.  Paris  1814.  8.  .Ih.  Rvt  de  la  respon- 
sabilite  des  agents  du  pouvoir.  Paris  1818.  8.  Geber  die 
Verantwortlichkeit  der  Minister;  aus  dem  Frans,  des  Hrn. 
Bekj.  de  CossTAnr  ; in  den  Miscellen  der  neuesten  ausländ.  Li- 
teratur, St.  VII.  ( Leipz.  i8i3.  8),  Num.  5.  Vergl.  auch 
Entwürfe  franz.  Gesetze  wegen  Verantwortlichkeit  der  Mi- 
nister, vom  Dec.  1814  t u.  v.  24.  Der.  1816,  in  dem  Journ.il 
de  Francfort,  i8i5,  n®  11  u 12,  u.  lOi-,  n®  4 j ''t-  28.  Jan. 
i8i(),  in  d.  Allgem.  Zeit.  1819,  \.  36.  Vorträge  in  den  pa- 
riser H.iinmern,  1816  vom  Gr.  Lai.lv- Tulknoal , u.  1817  vom 
Minister  DzsKDaE. 

h)  .V,  tvehnar-eisenacli.  Grundgesetz  über  die  landst,  Verfafs. 
1816,  §.  5 u.  11 1 ff.  S.  hildburghausisches  i 1818,  §.  2,  5-2 
u.  53.  /Jflier.  Verfafs  Ürli.  V..1818,  X.  4 — 6.  Badtsthe 
f . 67.  Badisches  Gesetz  v.  5.  Oct.  18211.  f'llrlemb.  Verfafs. 
3'ertr.  v.  1819,  5i  ff.  u.  184.  GH.  /lexrücAe  Verfafs.  Urk. 

V.  1820,  Art.  109.  S.  coburg~snaiJeldische  v.  1821  , §.78.  M^al~ 
dttkischer  Landesvertr.  über  die  landst.  Verfafs.  , 1816 , 20. 

« 

s.  26.1. 

Uebertragung  der  Staats geschäjce  an  Staatsheamte } 
auf  verschiedene  Art. 

I)  Die  oberste  Leitung  der  Staatsverwaltung, 
liegt  in  der  Hand  dtis  Souvei'aias,  dessen  Subjec* 
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tivität  hier  Torzuglich  in  Betrachtung  hommta).  II)  Er 
ernennt  Staatsbeamte  ($.  4<>>)  i denen,  bald  ein- 
zeln, bald  in  S t a a t s C ol  I e gi  e n vereinig^  (Admi- 
nistration durch  Einzelne,  und  CollegialAdmiiiistration 
durch  Haupt-,  Neben-  und  FilialCollegien) , die 
Staatsgeschä  Tte,  inländische  und  auswärtige,  nach 
bestimmter  Einrichtung  der  Staatsverwaltung,  über- 
tragen werden,  fit)  In  der  Art,  wie  die  Besorgung 
der  Staatsgescbäi’le  den  Staatsbehörden  obliegt, 
unterscheidet  man:  i)  Co  1 1 e g i a 1 System  , das  heifst, 
Behandlung  der  Staatsgeschäi'te  durch  Collegien,  in 
welchen  die  Beschlüsse,  nach  gemeinschaftlicher  Be- 
rathung,  durch  Stimmenmehrheit  gebildet  werden; 
3)  Einheit-  oder  Bü  r ea  uSystem  , das  heifst,  Be- 
handlung der  Staatsgeschäfte  nach  dem  Willen  Ein- 
zelner (en  bureau),  deren  Gehülfen.  blofs  berathende 
Stimmen  eingeräunit  sind  );  3)  Mittelweg  oder 

zwechmäsige  Vereinigung  beider  Systeme,  indem 
manche  Arten  von  Staatsgoschäften  durch  collegialisch 
berathende  und  bestimmende  , andere  durch  einzeln 
ausführende  Staatsdiener  behandelt  werden,  damit 
Beife  und  Sicherheit  der  Beurtheiliing  mit  zwechinä- 
siger  Beschleunigung  der  Geschäfte  verbunden  werde  e). 

a)  Gans  rntxirhen  darf  sich  der  Regent , weder  der  unmittel- 
baren Thcilnabme  an  der  Staatsverwaltung , noch  der  Auf 
siclit  ii!)"r  die  Staaiidiener.  — Schriften  in  PijTTKn’s  Lit.  III. 
s85.  u.  KLÜBvn's  Lit.  275.  Vormalige  Erinnerungen  des  Kai- 
sers an  Landesherren  eu  dem  Selbstregieren , in  Mosxa's 
persdni.  Staatsr.  II.  73  f.  Eienderr.  von  Kegierungssnehen,  4. 
i)  Dawider  und  von  der  Büreaucratie , vergl.  Beherzigungen 
' vor  d.  wiener  Congrefs  (i8i4-  8.),  S.  3o  — 34.  Allgein. 
Anzeiger  der  Deutschen , 1814 , Num.  85.  — Gesetzgebung 
und  Justizsachen,  sind  in  jedem  Fall  collegialisch  zu  behan- 
deln. A.  W.  Rfbbfbo  über  die  Staatsverwaltung  teutsriier 
Länder,  V 4-  G.  H.  v.  B*ao  in  Cboxr's  u.  Jaüf’s  Germanifii, 
Bd.  II,  Heft  i,  Num.  3.  Jenaischc  allgem.  Lit.  Zeit.  >808, 
Num.  R3. 

e)  Beispiele  in  d.  haierischen  Instruction  für  die  GeneralBreiF. 
Commissärc,  v.  17.  Jul.  i8u8,  V 45  ff-  1 u.  in  d.  grofsherzogl. 
fraukf uni  sehen  Verwaltungsordn.  v.  27.  Ocl.  1810;  in  d- 

37  • 
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Bhrin.  Bund  , L.  2i^.  33-.  Vcrj>l.  J.  V.  Fries  vom  deulschrn 
Bund  (1816.  8.),  S.  i'i’2. 


s.  264. 

Ahthtiliui g der  Staatsbehörden- 

In  einem  gröfsern  Staat,  Iiann  folgende  Ab* 

theilung  der  Staatsbehörden  statt  finden. 

Der  SouvERAiH  «), 
umgeben  von 

Ministern  S ta  a tsS  e er  etä r en  ^). 

Unter 

Seinem  Vorsitz 

Teranimclt  sich,  zu  Berathschlagung  über  die 
nichtigsten  Staatsangelegenheiten, 
der  Staatsrath  <■). 

a)  AVic  dem  Steuermann  die  j^lücliliehe  Fahrt,  die  Genesung 
dem  Arzt,  dem  Fcldhcrrn  der  Sieg,  also  liege  diesem  llc- 
genteu  das  Wohl  der  Staatsbürger  am  Herzen  , auf  dafs  ihr 
Leben  durch  Kraft  gesichert,  reich  an  Glüchsgütcrn , durch 

' Ruhm  ansehnlich  , achtbar  durch  Tugend  scy.  Fin  solches 
Werk,  das  gröfste  unter  Menschen,  und  das  beste,  müsse 
Ihm  gelingen!  Sctpio  ap.  Cic.  ad  Attic.  A'lil.  11.  Beherzigungen 
vor  dem  wiener  Congrefs  1 1814.8.  ),  S.  34  — 37.  J.  J.  Fsoel’s 
Fürstcnspiegcl.  2.  verb.  Ausg.  Berlin  1802.  8. 

b)  Von  CabinetsR,Hlhen  und  OeneralAdJutanten  (Ciiil-  und 

MiliiürCabiuet)  ; mit  ostensibler  A'crantwortlichlieil.  <>  Fin 
Jeder,  der  dem  Regenten  vortragt,  mufs  ein  3Iann  von  Fin- 
flufs  in  den  Sachen  seines  Vortrags  scyn , oder  er  ist  ein 
unnützes  Geschöpf,  oder  die  Personen  neben , über  ihm , 
l.ähmen  ihn,  aus  niedriger,  verderblicher  Fifersucht.  Der 
Vortragende  bei  einem  Landesherrn,  ist  Alinistcr  bei  dessen 
Person,  wie  auch  sein  Titel  laute.  Sollen  und  höiinen  die 
DepartemcntsJIinistcr  in  der  Wirlilicl  keit  nur  Departements 
Chefs  bleiben,  so  inufs  der  CabinetsHath  nicht  nur  Minister 
scyn,  sondern  auch  so  heifsen».  Die  Ursachen  \oa  Preusiens 
Fall  (1807.  ^8.  MipisterGemälde;  in  den  augef.  Be- 

herzigungen, S.  3t  — 4*. 

c)  Seiner  Hauptbestimmung  nach,  eine  blofs  herathenäe  Be- 
hörde; ausnahinweisc  , für  bestimmte  Fälle,  auch  wohl  eine 
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entscliridpnde  oder  verfugende ; in  manchen  Ländern  Gebri- 
merRath  genannt,  f^irtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  V 54  tf- 


s.  265. 

Fortsetzung. 

l)  Die  Tcrschicdencn  Zweige  der  St.-iatsver- 
w a 1 1 u n g sind  : 1)  die  a u s w' ä r tig  e n,  2)dicinncrn 
Staatsverhältnissc.  Zu  den  ersten  gehören  alle  Ver- 
handlungen mit  andern  Staaten,  in  friedlichen  und 
kriegerischen  Verhältnissen.  Zu  den  let/. ten  gehö. 
ren : Gesetzgebung , Staatswirthschaft  mit  Inbegriil' 

der  Finanzen,  innere  Sicherheit  und  Wohlfahrt,  bür- 
gerliche und  peinliche  Rechtspflege,  Lehn-  und  Re- 
tigionsSachen.  Demnach  sind  die  ordentlichen 
Staatsbehörden  c),  folgende: 

A)  Staatsbehördu  der  auswärtigen  Staatsvcrbält- 
nisse. 

R)  Staatsbehörden  für  die  innern  Staatsrerhalt- 
nisse  : 

I)  bestimmende  und  dirigirende  oder  Re- 
g i in  i na  1 Behörden  , für  i)  Gesetzgebung, 

2)  Finanzen,  nebst  der  RechnungsControle,  ^ 

3)  Polizei,  4)  Justiz,  5)  Lebnsacben,  6)  Geist- 
liche-, und  7)  KriegsAngelcgenheitcn  : 

II)  aus  führen  de  oder  V o 1 1 z i c h u ng  s ßnliör- 
den : 1)  gerichtliche  oder  Justizßehör- 
den,  oberste  oder  centrale,  provinciale,  und 
örtliche;  2)  V erwaltungs-  oder  ad  mini- 
strirendc  Behörden  (für  alle  StaatsVerwal-  • 
tungsgegenstände  ausser  der  Justiz  und  dem 
Kriegswesen),  centrale,  provinciale,  und  ört- 
liche; 3)  MilitärBehörden , generale  oder 
centrale  und  particuläre. 

II)  In  gröfsern  Staaten,  bisweilen  auch  in  ver- 
hältnifsmäsig  kleinern,  sind  für  die  verschiedenen 
Zweige  der  Staatsverwallung,  als  oberste  Staatsbe- 
hörden folgende  StaatsMinisterien  angeordnet 5)  : 
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j)  der  au*wärtigen  Angelegenheiten;  a)  der  Ju- 
stiz; 3)  der  Fin.inzen;  4)  de*  Innern  (der  innern 
Verwaltung,  im  eingeschränkten  Sinn) ; 5)  des  Kriegs. 
Hiezu  kumniincn,  in  manchen  Staaten,  nc^ch  eigene 
StaatsMinislerien  für  die  Polizei  und  fiir  die  Kir- 
chen- oder  Cuit.4ngclegenheiten ; d.-is  letzte  etwa 
mit  Inbegriff  des  öfl'entlicheii  Unterrichtes  und  Er- 
siehungswesens , welche  ausserdem  entweder  dem 
PoliaeiMinisterium  oder  dem  Ministerium  des  Innern, 
so  wie  die  Lehnsachen  demjenigen  der  Justiz, 
anvertraut  werden.  III)  Ein  StaatsMinisteriiim 
besteht  gewöhnlich,  aus  einem  StaatsMinister , einem 
General Dircctur  , mehreren  MinisterialRäthen  , einem 
GeneralSecretar,  u.  s w. 

«)  Schritten  über  rlieLiiirichtung  oder  Organisation  der  Staats- 
Verwaltung,  in  Pötti'b's  Lit.  III.  *60.  u.  Krüssas  Lil.  i85.  — 
Vcrgl.  Mosi.h  y.  d.  l.andesh.  überhaupt,  817,  u.  v.  d.  Laiides- 
hoh.  in  Rpgicrungss. , 7.  »4  ff.  \\4sTraai.'s  Staathr.  , Num  8. 
Fiscbcb's  Lehrbegriff  d.  Kamera!  • und  Polir.eirerhtc , II.  i ff. 
Josca.  T.  ScHWABZKopp  Über  Staats-  u.  AdrersKalendcr.  Kerl. 

8.  Ideen  su  einer  Staatsverfassung  und  Regierung , 
1801.  8.  Shizr.e  einer  LandesOrganisa:fon  ; in  d.  Rhein.  Bund, 
XL  111.  4?-  V>r^leicbeiide  Schilderung  der  Organisation  der 
französ.  StaatSTerwnllung , in  Bczieli.  aut'  d.  Konigr.  VVest- 
phalen  u.  a.  teiitsche  Staaten.  Frankf.  u.  Lcipe.  180H.  8. 
K.  F.  V.  WiiBPHiae's  \ orschläge  zur  Einrichtung  c.  Slaals- 
rerwaltiing.  München  i8i5.  8.  — Dir  Staats-  und  Adrefs- 
Kalendrr  einzelner  t.  Staaten.  Genealog.  S.aatsHandbucIi 
(Frankf.  a.  M.  bei  Varrentrapp  u.  Wenner,  seit  1742  bis 
1809  jährlich,  dann  wieder  1811.  8.),  imi.Band.  Gr.  HasapL's 
allgem.  europ.  Staats-  u.  AdrcfsHondbuch  für  1809.  Weimar 
Th.  1.1809.  Th.  II,  die  BlieinbundStaateu,  von  G.  Scaonca.  1811, 
Nene  Aufl.  für  1813  u.  i8i3.  F ür  1816  bearbeitet  v.  G.  Hassr.i., 
wo  des  I.  Bds.  I.  Abth.  (181b)  u.  des  II.  Bds.  s Abth.  (1817) 
den  sämmtl.  t.  Bunde.sstaalen  gewidmet  sind. 
h)  OrganisationsGeselse  teutscher  Staaten,  i)  Pbeossib  : Ver- 
ordnungen ▼.  i6.  Dec.  1808,  I.  Nov.  1810,  34.  Apr.  1813, 
3o.  Jun.  1814.  3o.  Apr.  u.  i6.  Deo.  i8i5;  in  d.  Gesets- 
Saminl.  für  die  preuss.  Staaten,  u.  in  d.  Polit.  Journal. 
Vcrgl.  J.  D.  F HeuFF,  der  preus.s.  Secretär.  3 Theile  Berl. 
3,  Aufl.  1816.  EhvniUss,  Nachträge  zu  den  I.  Th.  Berl.  i8i6. 
K.  L.  WoLTBSKs’s  Geist  der  neuen  preuss.  StaatsOrganisa- 
tion  (t.  1810),  Leipz.  1810.  8.  Die  neue  Slaatsrerfassung 
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ilpr  prcuM.  Monarchie,  in  tnbellar.' Uebersicht.  Berlin  i8ii. 
iUitKRLiN's  SiaaUnrt'biv,  HeA  3^,  S.  i/|6  ff.  (J.  G.  Boi.tk's) 
Anleit.  e.  KeDnlnifs  des  öffcntL  Geschäftsganges  in  den 
preuss.  Staaten.  Berl.  1804.  8.  Fr.  v,  RAvarn  über  die 
N'crfafs.  der  Behörden  iin  preufs.  Staate;  in  (Manso's)  Gc. 
schichte  des  preufs.  Staates,  vom  hubertsburger  Fr.  an,  etc. 
Tli  in  (Franhf.  1820.  8.).  — Sacbskh:  Hünigl.  Rescript  v. 
Sept.  1817,  die  Frrichtung  e.  Slaatsraths  betr.  — 3)  Baifbk: 
Organisation  der  LandesCollegien ; in  Revss  Staatskanxld, 
1-9^,  V'l.  1.  Constitution  des  Ronigrcichs , t.  i.  Mai  1808, 
Tit.  3;  in  d.  Rhein.  Bund,  XIX.  3.  1S7.  Instruction  f.  d. 
GcneralRreisCommissärc , v.  17.  Jul.  1808;  in  d.  Rhein.  Bund, 
1..  aa5.  Verordn,  v.  1.  Febr.  1817,  wegen  Bildung  u.  Ein- 
richtung der  obersten  Stellen  des  Staates  ; in  d.  Regier.  Blatt, 
Num.  IV.  Handbuch  der  Staatsverfassung  u.  StaatsverwaU 
tiing  des  Rönigr.  Baicrn.  7 Bände.  München  1807  — i8i3.  8. 
— 4)  WiBTEnsEBG  : OrganisatiousFatent  v.  18.  Mär«  1806.  Rescr, 
V.  I.  Jul.  i8ii,  wegen  Einführ.  des  BüreauSystems  in  d. 
Ministerien  des  Innern  u.  d.  Finanzen.  Rhein.  Bund,  XXXIX. 
394.  LVI.  ?&'>.  a88.  3oo.  Bcsgl.  v.  8.  Nor.  i8i6,  für  d.  Geh. 
BathsColIegium ; desgl.  v.  . . S‘-pt.  1817,  betr.  die  Organi- 
sation der  höchsten  Gerichte;  desgl.  v.  18.  Nov.  iRi'-,  die 
SlaatsvcrwsltiingsFormcn  u.  die  HessortVrrhältnisse  der  ober- 
sten Staatsbehörden  betr.  G.  HsArr's  Repertor.  über  d.  h. 
wirtemb.  Gesetzgebung  v.  1797  — i8oq,  Th.  III,  Abth.  a 
(Stuttg.  i8i4*  8.).  — 5)  Baues:  Organisation  der  bad,  Lande, 
in  i3  Edicten.  a Theile.  Mannh.  i8<j3.  R-  Fünf Consliliilions- 
Edicte.  V.  1807  u.  1808,  in  d.  Reg.  Blatt,  u.  besonders  ?.u- 
sammcngedruckt , Carlsr.  1808.  8.  Neueste  Organisation  der 
Gcschäftsverwalt.  d.  obersten  Staatsbeliörden  , v.  ä.  Jul.  i8o8, 
in  d.  Reg.  Blatt , 1808,  N.  zi  u.-?i,  u besonders  abgedruckt, 
Carlsr.  1808.  8.  Rhein.  Bund,  XX.  3ii.  OrganisationsEdict 
V.  26.  Nov.  1809,  mit  Beil.  A — F;  in  d.  Regier.  Blatt  v. 
■1I09,  Num.  49  ff.  Aurh  besonders  abgedruckt.  Carlsr.  1810. 
ß.  Neue  Aufl.  i8i3.  8.  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  Heft  XL  — 
XLIV.  PersonalUrganisation  v.  3l.  Dec.  1810,  in  d.  Reg. 
BlatI , 11.  besonders  abgedruckt;  Carls.  i!)io.  8.  Verordn. 
V.  21.  Sept.  iRii , wegen  Wiederrinführung  eines  Staats- 
raths u.  c.  Cabinetsraths ; in' d.  Reg.  Blatt,  1811,  Num.  24. 
Verordn,  v.  1821,  die  Einricht,  des  Slaalsministcrii  betr.  — 
6)  RoBBKSsrs;  Verordn,  über  die  Einricht,  der  Staatsv:  r- 
waltung,  v.  29.  Jun.  1821.  — 7)  Grofsherzogthum  Hksske: 
HauptOrganisationsPatent  v.  12.  Ort  i8<>3;  in  Hähkbi.in's 
Staatsarchiv,  L.  <i5  — 166.  — Verordn,  v.  1821  , die  Erricht. 
• e.  Staatsraths  betr.  — 8)  S.  Wmmab:  Verordn,  v.  1.  Dec. 
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i8i5 , wegen  Einricht,  e.  StaatsMinislerii , in  HLi'Bf  r's  Staats- 
archiv, Bd.I,  S.  73.  — 9)  Nassau  ; Verordn,  über  die  Organi- 
sation der  Staatsverwaltung , v.  9.  it.  11.  Sept.  iBö,  11.  v.  3. 

U. 6.  Jan.  1816;  ind.  nassau.V’crordnungsBlatt.  — 10)  S.  Co- 
bdbg:  Verordn,  vom  4-  Jun.  1808,  die  neue  Einrichtung  des 
LandesMinisterii  betr.  ; in  d.  Hhcin.  Bund,  X\I.  47a.  Dergl. 

V.  I.  Mai  1801;  in  (Blübfb's)  Bheinisehen  Staals.'inrelgcn 
Heft  2,  S.i24^.  — •')  AshaitCötbes : \^erordn.  v.  28.  Dac. 
iBio  u.  19.  Febr.  1811;  in  d.  Rhein.  Bund,  LU,  UV  u. 
LXV. 


s.  266. 


Vtreini  gung  mehre  r er  Behörden. 

Ausserordentliche  und  provisorische  Behörden. 

I)  Einheit  und  üebersicht  , Zeit-  und  Uostcncr- 
sparnifs  fordern , dafs  die  Staatsrerwaltun»  gerade 
nur  in  so  viel  Abtheilungen  gütrennt,  und  un- 
ter so  viel  Collegien  und  Einzelne  verlbeilt  -Herde, 
als  zu  ordentlicher  und  schleuniger  Bearbeitung  nü- 
thig  sind  «).  Zu  grofse  Vervielfältigung  der  Staats, 
behürden,  vermehrt  die  Ver-H'iekelung  der  Verhält- 
nisse in  der  Staatsverwaltung.  UcbertriebcMe  Cenlra- 
lisirung,  hindert  oder  erschwert  die  Aulsiclit  über 
die  ünterbebörden.  Zu  weit  getriebene  Trennung 
und  Abgrenzung  der  einzelnen  A crwaltiings/.wcige, 
vervielfältigt  obne  Noth  die  Mittheilungen,  folglich 
die  Geschäfte.  II)  In  kleinern  Staaten,  oft  auch  in 
gröfsern,  können,  müssen  daher  mehrere,  höhere 
und  niedere  Staatsbehörden  vereinigt  sevn  (ver- 
mischte oder  cumulalivc  Behörden).  Doch  ist 
nicht  rathsam , Justizbehörden  mit  Verwaltungs-  oder 
Ilegierungs-,  Polizei  - und  Finanzbehörden  zu  verei- 
nigen. Selbst  die  Verwaltung  der  Gerichtbarkeit  in 
nicht  streitigen  Sachen  (§.  '?<;()),  ist  nicht  selten  ge- 
trennt von  derjenigen  der  Gerichtbarkeit  in  streitigen 
Sachen.  Reine  Absonderung,  findet  sich  .itn  ullgc- 
meinsten  bei  Militärbehörden.  III)  Auch  können,  aus- 
ser den  permanenten  Behörden,  für  einzelne  Auf-  . 
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träge  oder  Geschäftzweige,  ausserordentliche  und 
provisorische  Behörden  verordnet  scyn. 

a)  Den  Charakter  einer  Staatsregieron^,  erkennt  man  aus  ihren 
Grundsätzen  und  ihrer  Handlungsweise  , in  dem  Innern  und 
Aeussem,  aus  der  Organisation  der  Verwaltungsbehörden,  aus 
ihrem  Geschäftgang  und  den  dabei  bcrrscheiidon  Grundsätzen. 
Deberall  sind  zu  meiden : Ucbcrlastung  mit  Beamten,  lieber- 
treibung  der  Gegenaufsicht  (§.  370),  Mehrung  des  Schreib- 
werkes, Viel  - und  Breitregieren.  — Von  solchen  Gegenstän- 
den der  höhern  Staatskunde,  s.  (Briegsr.  ScnKirsj-n's  in  Kö- 
nigsb. ) Gedanken  und  Meinungen  über  Manches  iin  Dienst, 
/weite  Aufl.  1804.  II.Bändchen.  Bönigsb.  1806.  II.  Bds.  z.Ab 
sehn.  1813.  3.  Abschn.  1821.8.  (Gott.  gel.  Anz.  i8u5 , 55.  1807, 
143.)  Blübeb's  Staatsr.  des Hheinb. , ^.248,  Notea.  A.  W.  Bkh- 
BFBC  über  die  Staatsverwaltung  deutscher  Länder,  unddieUie- 
nerschaft  dcrBcgenten.  Hannover  1807.  8.  IsiEnR.  v.  Büi.ow's 
Bemerkungen  (zu  Rehbergs  Abb.).  Berl.  i8o8.  8.  Linigc  l'.rläu- 
tcrungen  zu  v.  Bülow's  Bemerkungen  etc.;  v.  Wachibiiaofh. 
H.innover  1808.  8.  — Von  dem  politischen  Tahellen-  u.'lirch- 
nungsu  fsen,  und  von  Acr  Conjectura! Politik  , s.  Büssiu's  Poli- 
tik, 29511.  lieber  moralische  Statistik,  11.  \on  leberschätzung 
der /ahlenStatistik,  s.  Minerva,  April  1814,  S.  71 — 77.  H.  V. . 
Hffrwagfn's  Anleit,  zur  rieht.  Benntiiirs  d.  preuss.  Staats- 
wirthschafl.  Berl.  i8<j8.  8. 

h)  illosER  von  d.  Landeshoh.  in  Regicrungssachen , 38.  — Zur 
Pndic,  doch  nicht  als  Muster , vergl.  man  das  angef.  S.  cobur. 
gische  Organisationspatent  von  1802,  in  (Bi.iiRFH's)  Rhein. 
Staatsanzeigen , H.  124,  u.  das  Patent  über  die  Organisation 
der  Landcsbcliiirdcn  des  Fürstenthums Leiningcn,  d.d.  Amor- 
bacb  den  i.Dcc.  1804.  Nachtrag  dazu,  vom  10.  Jun.  i8o5.  I bl. 

S.  267. 

Neben  Collegien.  Commissionen. 

Für  manche  Staatsangelegenheiten,  werden  zu- 
weilen, ein  für  allemal,  besl.andige  C o ni  in  i s s i o- 
nen,  auch  Neben-  oder  F i 1 ia  1 C o 1 1 e g i e 11 , ange- 
ordnet. Für  einzelne,  vorilbergebende  Angelegen- 
heiten, werden  Commissionen  in  dem  eigentlichen 
inn,  ernannt«),  mit  oder  ohne  Subdelegations- 
Recht.  Die  Commissionen  sind  bestimmt,  bald  für 
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JustixsAchen , liald  für  andere  Gegenstände  der  Staats- 
Tervraltung;  in  dem  ersten  Fall,  entweder  von  Amts-  . 
wegen,  oder  auf  Begehren  einer,  oder  beider  Par- 
teien; es  sey  für  die  ganze  Sache,  oder  für  einzelne 
Verhandlungen.  Auch  unterscheidet  man,  hin  und 
wieder,  Hof-  und  LocalGommissionen.  Mehrere  Com- 
missarien  für  denselben  Gegenstand,  werden  entweder 
als  gemeinschaftlich  bestellt,,  oder  mit  der  Clansel : 
summt  und  sonders,  oder:  sammt  oder  sonders. 

a)  Schriften  in  Püttzb's  Lit.  III.  §.1101.  KLVBea's  Lit.  296.  G.  C. 
F.  SziuEB  dias.  vindiciae  potestatis  camerae  imperialia  supre- 
mac  dccernendi  commissiones  ad  inlegrain  caussam  (Erlang. 
1793.  4‘^i  V **]■  Gsolmas's  Theorie  des  gerichtl.  Verfah- 
rens, 137.  — Unterihanen,  seihst  der  höchsten  Classc,  sen- 
den an  denRegenten  oder  dessen Slaatshehörflen,  lieine  Com- 
niissarieu,  sondern  BeTollmächtigle,  Abgeordnete,  Drputirte. 


§.  20a 

Archive  und  Registraturen.  Arehivrecht. 

1)  Wichtig  für  die  olFcntliche  Geschäftfulirung, 
sind  die  Staats  A r c h iv  e n)  (chartophylacea,  tabularia 
s.  chartaria  publica),  unter  Aiictorität  des  Staates  er- 
richtete Gebäude  oder  Gemächer,  für  Aufbewahrung 
der  Urhunden  und  Acten  , unter  Aufsicht  verpilichtc- 
ter  Arcliivare.  Ilj  Dem  Regenten  allein  steht  das 
A r c h i V r c ebt  b)  (jus  archivi)  zu,  die  Hefugiiifs, 
Sfl'entliche  Archive  zu  haben,  ihnen  ülfentliches  An- 
seben zu  verleihen,  und  für  die  darin  aufbewahrten, 
an  sich  unverdächtigen  Urkunden,  die  Rechtsver- 
muthung  der  Aechtheit  zu  verordnen  c).  III)  Auch 
landständischen  und  andern  Corpurationen,  Stadt-  und 
Grundobrigheiten , kann  dieses  Recht,  untergeur  diict, 
in  bestimmter  Art  verliehen  werden  ä). 

«)  Püttfb's  Lit.  III.  204.  Ki.varB's  Lit.  990.  Huca's  Literatur 
der  Diplomatik,  4>5  If.  H W.  LawXtz  Handb.  für  Bttcher 
freunde  u.  Bibliothekare,  Th.  II,  Bd.  2,  Abtb.  1 (Halle  1795.8.}, 
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8.71  — 94-  J-  M.  V,  Arsi.>  über  die  Geschichte  des  Kanslei- 
u.  Archivwesens.  Kempten  1798.  4* 

J)  Jo.  Eiserhsrt  de  jure  diplomatum.  H.il.  1736.  4-  * G. 

St.  WiRSAKi).  Lips.  »767.  4*  J-  K.  BEHl.E^  dies,  de  probalion« 
perdocumentaarchiyalia.  Mog.  1760.  4.  F.  W.  A.  Liiair.  obss. 
de  auctoritate  diplomatum  ex  archivo  dcpronilorum.  Baruthi 
i"96.  8.  W*STrHAi-'8  Staatsr. , 91.  Jabgow  von  d.  Regalien, 
s63.  — Beweiskraft  der  archivalischrn  Staats  - u.  PrivatOrigi- 
nalUrhuuden.  Lxtseb  Sp.  s66.  m.  7.  n.  3.  5.  Bbohfs  sei.  obs. 
for.,  obs.  4"o.  CiNE  de  probabilitate  jurid.,  §.  i8‘^.  sqq.  G.L. 
BoFnxEii  in  Gexsi.fb's  etc.  Archiv  für  die  civilisl.  Praxis,  B.Il, 
Heft  1 (1819),  Num.  VIII.  G.  Ij.  Bokhmcb  priiic.  juris  canon., 
804,  Note  c.  — Bcweishrafl  der  archivalischrn  Cvpialhüehet 
und  Mbschrifien.  J,  W.  Wai.dscbiiidt  diss.  de  probntionc  per 
diplomataria.  Marb.  1726.  u.  in  Babi>c's  clave  diplom  p.  891. 
Wkstphai.  a.  a.  O.  98.  J.  C.  C.  Scbbötfb's  verm.Abhandl.il. 
192.  Latms  I.  c.  4-12.  sqq. 
t)  Westpbm.  a.  a.  O.  9a ff.  Latbie  I.  c.  %.8.  sqq. 

‘0  lIxBTius  T.  I.  rrsp.  XX.  n.  17.  AVistphai-'s  Pi  ivatr.,1. 116. — 
Ob  sie  dieses  Recht  auch  ohne  Verleihung  haben  ? Leyssb 
Spec.  268.  h83.  m.  9.  Scbrötes  a.  a.  O.  Latbie,  1.  c.  b.  sqq. 
Müleeb  obss.  ad  Leyseb.  T.  III.  obs.  47>-  SrovBE's  Kebepst. 
VI.  422. 


S-  260. 

Fortsetzung. 

1\0  Meist  hat  ein  Staat  mehrere  Archive , ein 
General-  oder  HauptArchiv  , und  mehrere  Par  ti- 
cul är-  oder  NebenArchive,  Provinzial-,  Kreis-,  Re- 
gierungs-, Kammer-  u.  d.  Archive.  Für  alle  hat  man 
hie  und  da  eigene  ArchivOrdnungen«),  worin 
der  ArcliirPlan,  die  äussere  und  innere  Einriehtiing^), 
die  Obliegenheit  der  Archivare,  u.  d.  bestimmtsind  c). 
V)  Zuweilen  haben  abgelheillc  Linien  eines  Kegenten- 
hauses ein  g e m c i n s c h a ftl  i c h e s Archiv '0-  M)  \ on 
den  Archiven  unterscheiden  sich  die  dll'entlichcn  Re- 
gistraturen oder  Re|>osiluren  (ältere,  und  lanfeivle 
oder  currente)  der  LandesCollegien  und  LoealKehor- 
den , auch  der  städtischen,  der  Landsch.irten,  Univer- 
sitäten, Standes-  und  Grundlierron,  u.  a.  <).  Unei- 
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gentlicli  M'erden  solche  zuweilen  Archiv  genannt,  z.B. 

Amts-,  Kloster-  u.  d.  Archiv. 

a)  Marltgräfl.  badische  ArchirOrdnung  und  Instruction.  Carlsr. 
i8oa.  8. 

h)  Hauptregel;  jede  Urkunde  ist  wichtig,  für  eine  Prrjo»/,  einen 
Ort,  eineSacfie,  — Schriften,  von  Spifss,  £ckuitsiiviisf>  u.  a. 
bei  PiixTFB  u.  Iti.iJBF.R  a.  a.  O.  It.  G.  Gü.vtup.h  über  die  Ein- 
richtung der  Haiiptarchive.  Altenb.  17&3.  8.  G.iTTKBF:r,'s  pract. 
Diplomatik,  Tli.I,  Abschn.  6.  G.  A.  ISachviav:«  über  die  Ar- 
chive. Amb.  1801.  8.  J.  A.Ofgc's  Archivwissrnschaft.  Gotha 
1804.  8.  J.  E.X.  V.  Epplks’s  Anleit.  r.u  Einrichtung  der  Archive 
und  Registraturen.  Erf.  i8o3.  8.  I’PTTFn's  jiir.  Praxis,  I.  x.66. 

c)  Zweckmäsige  Einrichtung  der  Archiv«  , äussere  und  innere. 
Repertorien.  Vorsichtregcln  und  Aliitel  wider  das  V erderben 
der  Urkunden  und  Siegel,  wider  Moder  und  Insecten. 

li)  So  die  sämmtlichen  sächsischen  Häuser  .'ilbcrtinischeV  u. 
emestiuischcr  L'iiie,  ehehiii  zu  Wittenberg,  v.  Hünsa's 
Slaatsr.  u.  Statistik  des  Churfürstenth.  Sachsen,  I.  5ai.  Eben 
so  die  gesammten  sächsischen  Häuser  ernestinischer  Linie, 
wegen  ihrer  Antheile  an  der  gefürsteten  Grafschaft  Hennc- 
berg , zu  Weimar,  vermöge  des  hcnncbcrgischc^  Thcilungs- 
Reccsscs  V.  1660,  in  Gxafey's  Kern  der  sächs.  Geschichte, 
S.  1098. 

«)  Schriften  von  Clapboth,  Fladt,  Bvchhobn  u.  a. , in  PCttkb's 
u.  Ki.i'BVR's  Lit.  1)1)0.  J.  M.  MAnrnAvB's  RegistratiirPlan. 
Wien  1789.  8.  J.  C.F.  Stuss  von  Archiven  ( eigentlich  , Regi- 
straturen). Leipz.  1790.  8.  E.  F.  UuLFNHAnr's  Anleit.  zu  An- 
ordnung u.  Erhaltung  der  Amts-,  Rcnlerey-,  Stadt-,  Fami- 
lien-, Gerichts  - u.  KirchenHepositui'cn.  Marb.  i8o5.  8.  G.F. 
J.  SEDFLnAYFB's  Anleit.  zur  Systematik  und  Führung  der  Regi- 
straturen. Ramb.  1807.  8.  Gabi.  Hecht's  Theorie  der  Regi- 
straturlcbre.  Hcidclb.  1808.  8.  Fbiidb.  Gi;ts<.heh's  Rfgistra- 
turwissenschaft.  Stuttg.  1811.  8.  Ge.  Frsn.  Döllincfb  über 
die  zweekniäsigste  Einrichtung  der  Registraturen.  Münclicn 
1811.  8.  E.  Daubebt  über  das  Begistraturn  esen.  Braunschw. 
181a.  8. 
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S.  270. 

GeschäJ^tBezirkordnimg,  Instruction.  Aufsicht.  Vcr- 
ant Wörtlichkeit  u.  Unverletzlichkeit  der  Staatsdiener. 

Ae  cur  s. 

I)  Eine  Wirliungs-  oder  GesehäflBezirU* 
Ordnung  (Abgrenzung  des  Gescbäflbreises,  Compe- 
tenz-  oder  RessortRcglcment  j be'stimnit  den  Dienst- 
lireis,  das  heifst,  den  Umfang  der  amtlichen  'N\ir- 
bungsbefu gnifs  der  huhern  Staatsbehörden,  in  An- 
sehung sonohl  der  G e g e n s tä  n d e <>) , als  auch  der 
Am 1 8 u n t e r g e b c n e n.  II)  Einzelne  Staatsbeamte 
und  niedere  Rebürdeu,  erhalten  eine  Dienstord- 
nung oder  Ver  wa  1 tun  gsV  o r s c h r i ft  (Instruction); 
irobei  der  Rlcinigbeitsgeist , 'welcher  in  rcgieriings- 
reichen  Zeiten  und  bei  Rcgicrungssuchtigen  leicht 
überhand  nimmt,  zu  vermeiden  ist,  damit  die  Selbst- 
thäligkeit,  das  freie  , nützliche  Wirken  des  Geistes, 
bei  dem  Staatsdiener  nicht  gehindert  werde.  III)  Alle 
Staatsdiener  sind  der  Aufsicht  des  Souveruins  un- 
ter'worfcii.  In  Hinsicht  auf  Erfüllung  der  Amtspilicht, 
auch  auf  Privatleben,  so  fern  dieses  auf  Amtsaiisehen 
und  Amtstreue  naebtheilig  'wirken  konnte.  Restiinrote 
Amtsgeschäfte,  können  fortwährend  einer  Gegenauf- 
sicht oder  Controle  unterworfen  werden  fr).  Diese, 
so  'wie  die  periodische  Revision  und  Visitation, 
ist  BO  elnzurichten , dafs  wechselseitiges  Vertrauen 
und  Ehrgefühl  dabei  bestehen  können.  Militärische 
Behandlung,  verträgt  sich  nicht  mit  dem  intellectuel- 
Jen  Staatsdienst , und  pedantische  Uebertreibung  der 
formalen  Pünctlichkeit  schadet  der  Sache.  IV)  Anf 
das  heiligste  und  einfachste,  selbst  wider  den  Re- 
genten, sey  gesichert,  die  Ve  r a n t w oi  1 1 ich  k ei  t 
pllichtvergesscner  (§.  262),  und  die  Unverletzlich- 
keit pflichtgetreucr  Staatsbeamten.  V)  W'ider  Mifs- 
bräuche  und  Bedrückungen  der  Staatsbeamten,  dient 
der  Reciirs  an  die  ihnen  Vorgesetzten  höbern  Staats- 
behörden, auch  an  deu  Regenten. 
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n)  DcpartemcntsConflictc,  Compctenr.-  oder  RessortStreitigliei- 
ten,  wegen  Unbestimmtbeit  d.-r  Grcneen  ( *.  B.  bei  einem 
so  genannten  Departement  des  Innern);  auch  ie  nachdem 
Herrschsuebt  oder  ArbeitscHeue , die  Hand  eu  dem  Nehmen 
oder  Zurückschieb'en  ausstreckt. 
h)  F.  A.  r.  ZwaMsiGEE  über  Zweck,  Begriff  u.  Bestimmung  jeder 
Controle;  in  HäacBLiB's  Staatsarchiv,  Heft3i,  S.4*5. 


§.  271. 

CanzleiCeremoniel.  Staatssprache. 

In  der  Staatsgewalt  ist  begriffen,  die  Befugnifs, 
nicht  nur  I)  das  Ceremoniel  und  Titulalurwe- 
sen  in  dem  uffentlichen  Geschäftgang  zu  bestimmen 
(s.  iie,)  sondern  auch  II)  über  den  Gebrauch  einer 
bestimmten  Sprache  oder  S p r a c h f o r m,  in  schrift- 
liehen  und  mnndlichen  Verhandlungen  zu  Tcrfrigeii  ») 
(SprachenRcgal , jus  idiomatis , jus  principis  circa  lin- 
gtiam).  Dahin  gehören  Verordnungen  über  die 
Sprache,  welche  in  Staatsrerhandlnngcn  , von  oder 
bei  Staatsbehörden  , bei  dem  öffentlichen  Unterricht, 
bei  der  uffentlichen  Goltesverehrung , an  dem  Hof, 
in  Handelsbücbcrn  u.  d.  gebraucht  werden  soll 
Entscheidung  erheblicher  Streitigkeiten  der  Sprach- 
lehrer und  Sprachforscher,  u.  d. 


a)  Püttvk's  Lit.  III.  io5.  KLllsvn's  Lit.  S19.  Hvca's  Lit.  der  Di. 
plomatik,  39.  376.  SratrBE's  Nebenstunden,  VI.  4>b.  Jabrow 
V.  d.  Regalien , S.  s66.  J.  L.  E.  PirrTXAH.v  pr.  de  usu  linguae 
latinae  in  vita  civili  causisque  maxime  publicis.  Lips.  1793.  4. 
.\rth.  DecH  de  usu  et  auctoritate  juris  civ.  Rom.,  p.  i5o.  sqq. 
C.  F.  Waxch  de  lingtia  latiua , lingua  legitima ; in  dessen 
Opuse.  I.  4os.  C.  H.  PoDOH  de  palma  linguae  latinae  ab  Eu- 
ropae  civitatibus  de  pace,  foederibiis  etc.  publice  agentibus 
optimo  jure  retribuenda.  Vratislaviae  i8ir*.  4*  Mabtbbs 
Einl.  in  das  europ.  V'ölkerr.  ^ 174  u.  828,  Note  a.  Sur  l’uni- 
versalitede  Ir  languefrangaise  ; indem  Journal:  Le  Nord  phy- 
sique,  politiqiie  et  moral ; 1798,  n.  IV.  Hi.OBrB's  Uebersiebf 
derdiplomat.Verhamll.  des  wiener  Cougr.,  S.  53^ff.  Ehenjets. 
droit  des  gens  moderne  de  l’Europe,  %.  ii3  et  suiv.  Von  der 
Sp  rache  der  t.  Rundesversaninilung,  s.  oben  i36. 
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h")  Dah«rStaoU-,  CanBlei-  u.  Gtriclitsprache,  Kirchea-  u.  Schul* 
spräche,  Hof-  u.  Gemeinsprache  (iiiioma  publicum,  judicialc, 
sacrum,  scholasticum,  aulicuin,  vulgare).  (Die  polnische  Con- 
stitution V.  37.N0V.  iBiS  ist,  im  Original,  französisch,  abersie 
verordnet,  §•  z8,  den  ausscblicssenden  Gebrauch  der  polni- 
schen Sprache  in  allen  ölfeiillichen  Verwaltungs- , gerichtli- 
chen u.  militärischen  Angelegenheiten.  Diejnorwegische Con- 
stitution V.  4-Nov.  1814,  verordnet,  dafs  alle  Gesetze  in 

norwegischer  Sprache  ausgefertigt  werden  sollen.) 

S-  272. 

Einthei)ungen  des  Staatsgebietes, 

Zu  dem  Zwech  der  Staatsverwaltung,  dienen  ei- 
gene TerritorialEinthcilungen  oder  geogra- 
phisch-politische Abthcilungen  des  Staatsgebietes, 
z.  B.  in  Provinzen,  Kreise,  Regierengsbe/.irhe,  Ober- 
ämter , Ober  - oder  Landvogteien , Landgerichte  , 
Bezirke,  Cantone,  Bürgermeistereien,  Aemter,  Ge- 
richte, Städte,  Flecken,  Dörfer,  Banerschaften , 
Stadt-,  Flecken-  und  Dorfgemeinden,  Sammtgeniein- 
den  ($  >94)1  Amtskorperschaften  u.  d. ; oder  in  Oe- 
partemente,  Districte^  Cantone  und  Municipalitcten «); 
desgleichen  in  Immediat-  und  MediatBezirke,  z.  B. 
standesherrliche  und  grundherrliche;  auch  in  Städte 
und  plattes  Land  ä). 

a)  Baierische  Verordn,  v.  si.Jun.  1808,  wegen  Eintheilung  des 
Königreichs  in  i5  Kreise ; Hhcin.  Bund,  XX.  i4^-  Neue  Ein- 
theiluug  desselben  in  9 Kreise  u.  2 Stadtbezirke  (Augsburg  u. 
Kürnberg),  nach  c.  Verordn.  >v.  i6. Sept.  1810 ; ebendas. 
XLVllI.  44o-  Verordn,  v.  3.  u.  ao.  Febr.  1817,  wegen Einiheil. 
in  8 Kreise,  mit  Einverleibung  der  Lor.ilCommissariatc  etc.; 
Rogier.  Blatt,  Num.  IV.  Verordn,  wegen  Bildung  der  Stadt-, 
Flecken-  u.  Dorfgemeinden,  v.  Jun.  1818.  — ll'inemhtrg. 
Verordn,  v.  Nov.  1810,  die  Eintheilung  des  Königreichs  in  13 
Landvogteien  betr. ; ebendas.  Li.  3i4-  Edict  v.  18.  Nov. 
1817,  betr.  die  Eintheil.  des  Königr.  in  4 Verwaltungsbezirke. 
— Bailisihe  Verordn,  v.  i3.  Nov.  1810,  die  Eintheilung  des 
Grofsherzogthums  in  9 Kreise;  ebendas.  U.  44^!  Verände- 
rungen seiner  AemtcrEiniheilung , in  d.  bad.  Regier.  Blatt, 
i8i3,  Num.  33,  a.  ibis-  Num.  3. 
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t)  Von  Forst-  und  JagdRevicren , und  von  Marken.  — - Von 
kirchlichen  Provinzen,  Diöcesen,  Pfarreien  und  Kirchspielen. 


VIII.  C a p i t e I. 

Verhältniss  zwischen  StaatsHoheitsrechten 
und  Eigenthuinsrechtea. 


§.  273. 

Grenze  der  Staats  Hoheitsrechte. 

Der  Grund  der  SlaatsHoheitsrechtc , als  der 
Mittel  zu  dem  Zweck,  ist  die  unabhängige  Staats- 
gewalt a)  C§.  97  fl.).  Durch  diese  wird  der  wesent- 
liche Charakter  der  StaatsHoheitsrechte  bestimmt, 
uhd  der  Umfang  derselben  begrenzt.  Wenn  inan 
aber,  in  teutschen  Staaten,  unter  den  so  genannten 
benutzbaren,  liicratircn,  Finanz-  oder  Kammer- 
Regalien  (§.  9Ö,  b)  verschiedene  bemerkt,  die  ei- 
gentlich nur  PatriraonialRechte  aind,  und  ur- 
sprünglich blols  Ausflüsse  des  Eigenthumsrechtes 
waren,  so  haben  sie  den  Namen  Regalien,  so  fern 
sie  in  den  Händen  einer  Staatsregicrung  sich  befinden, 
durch  Mifsbrauch,  oder  durch  Verwechslung  der  Be- 
griffe erhalten,  und  verjährter  Gebrauch,  selbst  der 
Regierungen , hat  den  Besitzstand  des  unpassenden 
Wortes  gesichert.  Wiewohl  man  solche  Rechte  , in 
dem  System  eines  positiven  Staatsrechtes , nunmehr 
in  der  Reihe  der  Hoheitsrechte  nicht  vermissen  darf, 
so  ist  doch,  vorzüglich  bei  ihnen,  eine  richtige  Bcr 
Stimmung  der  Grenze  zwischen  StaatsHoheit  uud 
PrivatEigenthum  wichtig  i). 
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o!  Nach  Bifnkb  (Je  natura  et  inJoIe  Jomiiiii  in  territ.  Genn.  io. 
tqq.) , Jas  F.lgrnthiim  des  Staates  an  dem  Lande.  Von  dem 
Staatseif’tnthum , in  dem  wahren  Sinn  des  Wortes,  oben, 

§.  »48  f. 

b)  Z. B.  bei  Flüssen,  bi  i dem  Forst-  und  Jagdwesen,  bei  Berg- 
werben , Mineral w.asser,  Salr.qucllen , berrcnlosen  Sachen. 
Rusdk's  teutsches  1‘rivalr.,  102  ff.  Dsse Ilandb.  d.  t,  Priratr., 
1.  ioi‘‘.ff.  Nutj  i.M.Aur  von  den  wahren  Benn/.oirben  der 
TerritorialReclite  o<ii  r Regalien  j in  dessen  Eroi'teningen , 
Kinn.  II.  Püttih'.s  Beiträge,  Tli.  1,  IVnni.XII.  G.  F.  Zi>tmb 
diss.  de  differenliis  jnrinm  iinperii  ae  doininii  enruinqiie  effee- 
tibus  in  reginilne  lerr  toriali  (Ilcidclb.  i-qS.  4-  , V *9-  *<1<1- 
Sm-chow  rlein.  jnris  puhl.  §.4»^-  Lkisks  de  assi  ntntiunib. 
JCtorum,  p.  IIX>.  sqq.  Vcrgl.  hairr.  Edict  v.  2(>.  Mai  l8i8,  belr. 
die  Verhältnisse  der  Standcsiierren,  §.  49. 


§.  274. 

Fortsetzung. 

n Alle  Mraftrcn  Hoheitsrechte  fliefsen  aus  der 
Staatsgewalt  (§.  97  u ^78),  »ie  aus  dem  Grund, 
eigenthuiii ar).  II)  Hie  Herrenlosigkeit  einer  Sache, 
begründet,  an  sich,  nicht  die  Regalität  dei selben^). 
111)  Da  der  Name  die  Sache  zu  ändern  nicht  vermag, 
so  ti  elcn  P r i va  t r e ch  t c , die  bei  Verleihung  oder 
Verlheilung  des  Pi  i vateigenthums , von  dein  Staat 
Vorbehalten  wurden  e),  darum  nicht  in  die  (ilasse 
der  Regalien.  I\)  Die  Hoheits rechte  erstrecken 
sich  über  das  ganze  Staatsgebiet,  über  alle  darin 
belindlicben  Personen  und  Sachen,  auch  die  Privat- 
guter des  Regenten  (§.  355).  V)  In  Ansehung  der 
unverlcihbaren  Huheitsrechte , ist  der  Regent  allein 
an  die  Grundsiilze  des  S t a a t s r ec h t e s gebunden. 
VI)  Alle  Einkünfte  von  Hoheitsrechten,  gehören 
zu  dem  Siaatseinkonuneii.  MI)  Unbedingte  Verlei- 
hung oder  V ® f d u s * e f“  tig  einzelner  Hobcitsrechte, 
findet,  in  der  Regel,  nicht  statt  (^.  loi.  söu). 

a)  In  einem  PalrinionlalStaat,  wäre  das  Rrcht  r.u  der  Oberherr- 
schaft, Eigenthuin;  nicht  die  Oberherrschaft.  Vcrgl.  oben. 

»49 1 Note  c. 

Klub«',  iir.oll.  II».  1,1. 


s 
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b)  Von  Adespoten,  oben  §.256  f. 

c)  Z.  B.  der  Bergzehnte,  wo  und  so  weit  nicht  blofs  die  Berg- 
hoheit, sondern  auch  die  BergwcrkGercchtigheit  Regal  ist. 
Vergl.  V ^3,  Note  c. 


S-  275. 

Eigentknmsreehtei 
i)  der  Untertharien, 

1)  Die  aus  dem  Grundeigenthum  iliessenden 
Rechte,  unterscheiden  sich  wesentlich  von  der  Ein- 
wirkung der  Staatshoheit  auf  dieselben,  und  von 
den  darauf  haftenden  öffentlichen  Abgaben  und 
Diensten,  welche  der  Staatszweck  nöthig  machte). 
II)  Die  Rcchtsvermuthung  streitet  >V'ider  den 
Regenten  und  den  Fiscus , und  es  liegt  diesem  der 
Beweis  ob,  wenn  derselbe  wahre  Ausflüsse  des 
P ri  v at  e i gen  th  u ms,  oder  Gerechtsame,  welche  in 
die  natürliche  Freiheit  der  Staatsbürger  eingreifen, 
als  StaatsHoheitsrecht , als  Slaatsvcrmögeii , oder  als 
landesherrlicbes  Privateigeuthum  in  Anspruch  nimmt 

a)  Z.  B.  hei  Veräiisscrung  mul  Benutzung  des  Grundeigcnlhuins. 
Oberaiifiirht  auf  l’rivalwalihing,  Jagd,  Berg-  und  Sal/.werlie, 
Einsrhriinliiuig  des  Banrerhtes,  Bcsteuermig , das  üiisscrsle 
liecht  auf  Sachen.  — l)aal\echtder  TerritorialLosung  (Mark, 
losung  im  weitern  Sinn)  ist,  als  Näherrecht  hei  Verausserung 
inländischen  Eigenihums,  den  Inländern  gegen  Ausländer  hie 
und  da  durch  Landesgesetze  gegeben.  C.  F.  \Va>.cu's  Näher- 
recht (3.  Aull.  1795),  §.  3i.  C.  Weishaab’s  würtemb.  Privatr. , 
S.  1)4.  W.  A.  ScBurPF  diss.  de  retractu  tcrriloriali.  Tub. 
1748.  4-  — Ob  dem  I.anilesherrn , als  solchem,  der  Relracl, 
selbst  gegen  Inländer,  gebühre  ? L.  F.  E.  Jan  diss.  de  rc- 
tractu  tcrritoriali  dominortim  territorialium  in  Germania.  Al- 
torf.  i?74'  4*  Dem  Landsberrn  spricht  solchen  ab,  « nisi  jus 
provincialc  vel  consuetudo  coutraria  legitime  doceatur*,  W.  A. 
Si.ittxp»'  diss.  decas  quaestionum  de  jure  rctractus  (Tub.  1737. 
4.),  quaesl.  VII.  — Der  Zweck  des  Eigenthums,  ist  ganz  ver- 
■schieden  von  dem  der  Oberherrschaft.  Jac.  Rave  über  den 
Ontersrhied  der  Überberrsebaft  und  des  Eigeuthunis  (Jen. 
1760.  8.  J,  S.3iIT.  ~ Die  Staatsrcgicrung  darf  mündige  L nler- 
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tlianen  nie  *o  behandeln , wie  ein  Hausvater  seine  Hausge- 
nossen. 

6)  Dem  Staatsbürger  können,  ohne  Ungerechtigkeit,  Befugnisse 
nicht  entaogen  werden,  von  welchen  es  nicht  evident  ist,  dafs 
. deren  Bcsite,  in  ihrer  Hand,  dem  Staatseweck  wesentlich  und 
nothwendig  widerspreche.  Vergl.  Ficars's  Grundlage  des 
Naturreebts,  Th.  II,  S.  ao. 


S-  276. 

Fortsetzung. 

ni)  Anzeige  des  Rechtstitels  oder  Beweis- 
führung, bann  der  Regent,  oder  in  seinem  Namen 
der  Fiscus,  von  jedem  Staatsbürger  fordern,  wenn 
die  Rede  ist  ron  einem  unverleih  baren  Staats- 
Hoheilsrecht  n)  (§.  loi).  FV)  Nicht  so  bei  Terlcih- 
baren  Regalien  ( $.  loi),  oder  an  sich  zulässigen 
Immunitäten,  und  den  unten  (Num.  VI)  angeführten 
Abgaben  und  Diensten,  in  deren  ruhigem  und  un- 
tadelhaftem  Besitz  ein  Staatsbürger  sich  heilndcl  ä). 
Vielmehr  kann  dieser  defshalb,  in  dem  Fall  einer 
Besitzstorung , gegen  den  F'iscus  , die  Kammer , die 
PriTalgüterVerwallung  (.die  Sehatulle),  sich  aller 
possessorischen  Rechtsmittel  bedienen  c). 
V)  Verleihbare  Regalien  und  Immunitäten 
können  durch  unvordenkliche  Verjährung  erwor- 
ben werden  VI)  Wenn  die  neuere  und  neueste 

StaalsFinanzpraxis  die  Regalität  solcher  Rechte  durch- 
setzt, welche  ehehin  für  blofse  Ausflüsse  des  Privat- 
eigenthnms  galten  '(§.  378) , so  sollte  sie  doch  ihrer' 
Behauptung  keine  rückwirk  ende  Kraft  beilegen, 
auf  ältere  Abgaben  und  Dienste,  welche  in  der  Vor- 
zeit der  Eigenthümer  für  Benutzüng  seines  Eigen- 
thums sich  rechtsgültig  hat  versprechen  lassen  «). 

a)  A.  H.  Göcs«.  diss.  possessorium  stimmariissimum  aa  ct  qua- 
tenus  adversus  principem  a subditispossit  iustitui  ? (Erl.  1798. 

4.)  V »4-  ' 

h)  Göcrbl  diss.  cit.  $.  st.  t3.  Vergl.  C.  A.  v.  Bnxir«  in  Sitstn 
asBs  jor.  Magas,Il.  i83.  — Der  Besitsstand  mufs  respectirt 
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werden,  so  lang  ihm  der  offenbare  Beclifssfaiid  nirht  widrr- 
spriciit.  Ausserdem  würde  lieiii  wohlerworbenes  Hecht  der 
Staatsbürger  sicher  8c_vn.  — Die  Aneeige  des  Hechtstitels  hal- 
ten für  nothwendig,  so  bald  nur  die  Regalitat  des  Hechtes 
überhaupt  ausser  Zweifel  ist,  C.  F.  HisBKKi.i»,  ilandb.  des  t. 
Staatsr.  III.  ii;o.  J.  F.  Düni.vn  s-on  d.  Hegalien,  33.  IIix- 
jiFi.sToss  Entwirliel.  des  Hegrilf  der  Regalität , vj. 
t)  Gocrel  1.  c.  19.  sqq.  et  i3.  — Andere  gestatten  zwar  das  Pos- 
sessorium summariissimum  gegen  den  Regenten,  fordern  aber 
zugleich  die  Kditioii  und  denlteweis  des  Heobtstitcls.  A.  G-Pe- 
TEHMUiv  diss.  de  valore  posscssorii  summariissinii  ndversus 
prinripem  regalia  vindicantem  a subdito  instituti  (Lips.  irSi}, 
■’.seqq.  J.A.  V.  Ichstsdt's  Abh.  v.  d.  Jagdrechlen,  111.  797. 
33*.  Sau.  SrnvCH  diss.  de  necessitate  edeiidi  litiilum  posscs- 
sionis,  c.  3.  Wkr.mikb,  P.  II.  obs.  366.  Hind  quaest.  for.  I. 
188.  Ki.eis’s  Rechtssprüche,  Bd.  I,  Num.  19.  E.  F.  Peotes- 
have:b  über  das  gerichtl.  Verfahren,  in  Sachen,  welche  den 
neuesten  Besitz  betreff  n i Leipz.  1797.  8. ) , i.^. 

iJ)  CoccFji  diss.  de  praescriptiune  iinmemoriali,  c.  IV.  th.4.  sqq. 
F.  C.  IIauppbecht  diss.  de  pracscriptione  iinmunitatis  a collec- 
tis,  c.  7.  tli.40.  n.  i8'i.  sqq.  G.  D.  Hofkasr  diss.  de  munere  et 
iminuiiitate  metatorum  militariuin  tVub.  i73i),  Wrbn- 

mfr,  P.  IV'.  obs.  5.  n.  8”.  sqq.  BöiimKR  decis.  et  consult.  T.  III. 
P.  3.  rons.  658.  n.  5.  et  cons.  661.  n.8.  Hofacheb  princ.  jiiris 
civ.,  T.  II.  8f>8.  Levseb  Sp.44>.  m. 7.  et  8.  Spec.458.rn. 

I — 6.  Ii/eni  de  assenlationibus  JCtoruin,  c.  3.  Sect.  7.  §.  i3. 
p.  10«.  VV^stphal's  Staatsr.  169  f.  RönvXB  princ.  juris  feud. 

70  |.  Göckfi,  1.  c.  §.  18,  Anders  , (..hii.  Thozasius  diss.  de 
praaseriplione  rcgalium  ad  jura  subdilurum  non  perlinenle 
(Hai.  1696),  c.  3.  und  in  Fnisii  jure  duinaniali,  111.  177.  — V''icr- 
zigjährige  Verjährung  halten  für  hinreiehend , Görnfb  von 
Staatsdienstharkeiten,  §.70  — 77.  IlmMFLSToss  a.  a.  O. , §.  i8. 
— Von  Verjährung  der  ßjcalischen  und  DouiänenGüter , uu- 
'•  ten,  §.389  II.  3i^. 
r)  Z.  B.  W'asserzins  , wovon  §.  371. 

§.  277.'”" 

2)  des  Staates  und  des  Regenten. 

1)  Die  E i g e n t li  u m 8 Verliällnissc  des  Staatsrer- 
mügens , so  wie  des  Privateigenthums  des  Regenten 
lind  seiner  Familie  f$.  955j,  sind,  in  der  Regel,  naoh.  , 
dem  gemeinen  Privutrecht  deä Staates  zu  Leut Üici>> 
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Icn.  n)  Streitigkeiten  darüber  geboren , als  Prirat- 
saclieh,  vor  die  coinpctenten  I.aiidcsJustizbcbÜrtlen, 
III)  Ist  die  Verwaltung  jenes  Eigcnthunis  , dersel- 
' ben  Behörde  übertragen,  welche  StaalsHobeits- 
rechte  zu  verwalten  hat,  so  ist  dieselbe,  bei  der 
Mehrheit  ihrer  Repräsentation , in  jedem  einzelnen 
P’all  nur  nach  demjenigen  ihrer  V’erhältnisse  zu  beur- 
thcilen,  oder  zu  behandeln,  in  welchem  sic  handelt, 
oder  in  Anspruch  genommeu  wird.  IV)  Alle  gruud- 
herrlichen  Berechtigungen  des  Staates,  so 
auch  des  Regenten  und  seiner  Familie , nach  ihren 
Priratverhältnissen,  insbesondere  PatrimonialDiensle 
und  PatrimonialAbgaben,  sind  Privatrechte. 


IX.  C a p i t e 1. 

/ 4 

Aut'sehende,  .gesetzgebende,  vollziehende 
. ' ’ Gewalt. 


S-  278. 

ufs  ehende  Gewalt. 

Begriff. 

Höchste  Oberaufsicht  des  Staates«),  die  ober- 
aufsehende  Gewalt  (potestas  inspiciendi  suprcina , jus 
supremae  inspectionis)  , ist  das  Recht  fortwährender 
wrirksamer  Aufmerksamkeit  auf  Alles,  was  auf  den 
Zweck  des  Staates  Einlliifs  haben  kann  2>).  Beobach, 
tend,  mufs  sie  jeder  Anordnung  und  Vorschrift  vor* 
ausgehen,  und  deren  Vollziehung  uud  Erfolg  he* 
gleiten.  , 
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a)  Schriften  in  PürritB's  L!t.  III.  3oofF.  Ca*.  Avo.  Tittxan:«  <1o 
ambitu  juris  supremae  inspectionis.  6011.1797,4.  II.C.  Scuei- 
dfma:itkl's  Rcpertor.  des  Staats-  und  Lebnr.,  I-a38.  EbenJess. 
Staatsr.  nach  d Vernunft,  I.  i49^' 
b}  Von  den  Gegenständen,  s,  C.  G.  Rösno's  Politik  (Leipe.  i8o5. 
8. ) , S.  t58, 

§.  279. 

Bestandtheile. 

BcgriiTen  ist  darunter  : 1)  das  Recht,  dem  Zweck 
gentäls,  Ton  Allem  Kenntnifs  ku  nehmen,  was 
in  Absicht  auf  Erreichung  des  StaatsEweckes  wichtig 
ist  «)  Diesem  Recht  entspricht  die  PAicht  der  Un- 
terthanen,  zu  Mittheilung  der  in  jener  Hinsicht 
ndthigen  Nachrichten,  aufgefordert  oder  nicht,  o)  Das 
Recht  zu  billigen,  zu  genehmigen,  zu  best ä> 
tigeni),  was  dem  Staatszweck  gemäfs,  3^  zu  raifs. 
billigen,  aufzusc hieben,  zu  hintertreiben, 
zu  untersagen,  zu  Teouichten,  was  ihm  zuwider 
befunden  wird,  besonders  das,  was  die  Sicherheit 
Aller,  oder  Einzelner  bedroht.  4)  Zu  veranlas- 
sen, was  mittelbar  oder  unmittelbar  zu  Erreichung 
des  Staatszweckes  dienen  kann  c). 

m)  Yoa  En tJeckungsmit fein  , Scheidemastci.'s  Reprrlor.  a.  a.  O. 
V8 — ij.  Ebendess.  allgem.  Staatsr.,  S.  Sdif.  Hi.übik's  Rryp- 
tographik,  i6fT.  u.  S.  1911!’. 

h)  Püttfe’s  I.it,  III.  3oi.  Jo.  Lun.  Uai  pr.  de  jure  principis  circa 
actus  privatos.  Francof.  ad  Viadr.  i744>  b.  ScnaüTEa's 

vermischte  Abhandlungen,  Th.I,  S.  4^7  A*- 
»)  Jede  Aenderung  in  der  Vcrwaltungsform,  geschehe  von  Oben. 
«Das  yolk  gewöhnt  sich  /.u  ändern  , und  verlernt  r.u  gchor- 
«chen».  AniSTOTEi.ES.  Alles  geschehe  durch  Rc/om!,  nichts 
durch  Revolution.  Kicht  leicht  werde  etwas  gänzlich  nieder- 
gerissen,  um  es  auf  einmal  wieder  neu  in  erbauen.  Modnieb's 
Betrachtungen  über  die  Staatsr erfassungen,  übers,  von  Hdvk- 
uan , soB  f. 
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S.  280. 

Orenzen. 

I)  Nar  da,  wo  sie  Pflicht  dasu  hat,  ist  die  Re* 
gieruDg  211  Ausübung  dieses  allgemeinen  llohcitsrcch- 
tes  befugt  <*).  II)  lieber  Gebühr  darf,  durch  Aus- 
übung desselben,  die  natürliche  Freiheit  der 
Bürger  nicht  heschranltt  werden,  besondera  in  Pri- 
vat- und  FamilicnAngelegenheiten  ^),  in  Rcligions- 
aachen,  in  Sachen  der  Autonomie  0*  Hl)  Auch  Ge- 
sellschaften, öffentliche  «O  > private,  geheime'), 
gleichviel  ob  diese  nur  ihren  Zweck,  oder  auch  ihr 
Oasejn  verheimlichen,  auch  religiöse/),  und  milde 
StiftungsSocietäten  g*),  dürfen  der  Aufsicht  und  Pi  ü- 
fnng  des  Staates  sich  nicht  entziehen , wenn  sie  auf 
Duldung  und  Schutz  Anspruch  machen. 

tt)  Die  Regierung,  innerhalb  ihrer  Grenzen,  fordert  nicht  Nach- 
richten rin,  die  des  Bürgers  Freiheit  fährden',  und  dem  Des- 
potismus frShnen.  Glück  su  mehren,  Elend  au  Rodern,  sejr 
der  Canon  der  aiifsehenden  Gewalt:  nicht  die  Sucht,  Alles 
wissen  SU  wollen.  Der  Staat  habe  die  Augen  auf  Alles,  nicht 
die  Hände  in  Allem. 

b)  3.  J.  Mossa's  Lebensbeschreib.  IV'’.  loö  ff.  Scntösi'ii's  Staats- 
aneeigen,  Hefl54,  S.118,  lleflhi,  S.  110 ff.  i4iff.  L'i-ber  das 
Gcheimnifs  der  Posten.  Franbf.  11.  Lcipz.  i~88.  8.  Ki-vcus 
Urfptographik,  S.  3o  ff. 

c)  Vergl.  s8s.  H.  B.Jsur  diss.  de  valorc  pactorum  familiae  etc. 
(Giess.  1791.  4- ) P‘  'o-  PüTTEs's  Lit.  III.  Soi.  Sslchow's 
Bechtaf.  II.  197.  Stbtch  U.  M,  lib.  So.  tit.8.  §.  s. 

d)  M.OSCH  von  der  t.  Unterthanen  Rechten,  s6i  ff.  NBTTiLaLSDT's 
Erörter.36i.  — AssecuranaGosellschaften. 

,<)  Preuss.  allgem.  Landreobt,  Tb.  II,  Tit.zo,  Abschn.  4,  §.  i84ff. 
Hskt's  RcchUlchre,  1R6.  3.  3.  Mo.sr.a  von  Gcduldung  der 

FrcimaurcrGcsellscbaftcd.  Franbf.  1776.  8 3.  A.O.  Gehi.kk 

diss.  de  inspcctionc  Suprema  in  societates  occultas.  Li ps.  1786. 
T.  Künvn's  kursäebs.  Staatsr.  II.  ^(ii.  Biku-f.ld  institiitions  po- 
litiqucs,  I.  ii5.  Fessi.kh's  sämintl.  Schriften  über  Frcymaurc- 
rey,  Tli.I.  (Freyberg  i8o3.  8.  Steht  auch  in  dem  Signatstern, 
Th.  VIII.  Berl.  1811.  8.)  Abhandl.  Num  3.  Lots  über  den 
Begriff  der  Polizei  (1807),  S.  i^iyff.  Klcbek's  kl.  jur.  Biblioth. 
VIII.  .Ityö.  Ebentless.  Lil.  285.  — Verordnungen  wider  gc- 
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588  II.  Th.  IX.  Cap.  Aiifsohentlc , 

lieime  GeselUchaflcn,  pdfittUche  (liullcn  »vidor  die  Freimaurer) 
V.  5!?.  Apr.  u.  17.  Alai  17J1,  u.  (wider  die  Ciirbonari)  v. 
i3.  Sept.  i8'ii;  kurpfulzLaieriscir  v.  4-  i"9<)  u.  5.  Aläm 

i8o.|,  hnierhche  v.  i3.  Sept.  i8i4.  in  d.  Allg.  Zeit.  i8i4.  N.l'S; 
yrrusiischf  V.  -JO.  Oct.  l”i)8,  16.  Uec.  1808  u.  6.  Jan.  iBi6}  6sl- 
reiitihclif  v.  i8»u,  in  Xifman>’S  hi.'itldrn  für  l’oli/.ei  u.  Ciiltur 
(Tflb.  1801)1  HeftVn.  I’olit.  Jouruni  i8o*  , S.  ; schueili- 
sehe,  iinliänische,  ligtirisrhe,  v i8u3,  in  dem  Pulit.  Jouniill, 
180.3,  S.343ff.;  englische,  ebendas,  i ”99,  8.  40"’ ff- i hatVsche," 
r.  ib.  Fehr.  i8i3,  in  dem  bad.  Itegier.  Itiatt  i)ti3,  Aum.  V;' 
spanische  Tom  ‘i4-  Alai  181.4  n.  Jan.  i8i3  : sanlinische  v.  , . 
Jiiii.  181  • it.  5.  Oct.  i8ai  (Journal  de  l'raiicf.  du  7 nov.  i8'i>)) 
ösireii  hi  sehe  für  IVIaHanil,  v.  i-.  Ailg.  i8i4  J j'äpsiliche  v,  . . 
Oet.  i8i.j,  in  dem  Journal  de  Frnnrf.  i8i5,  n.  neapoli- 

tanische V,  8.  Au(i.  181(1,  ibid.  i8i(),  n.  a5o;  russische  v.  ii.Aug. 
i8'!2.  Stniul  des  Dnmltapitels  r.ii  .Ingshurg  wider  geh.  Ge- 
sclUeli.,  in  T.  Bfiiu's  Sinalsmagar.in,  Bd.  III  (iroo),  Num.  16. — 
L'rlheile  von  Fingeweihten : G.  E.  Lfssihc's  Emst  u.  Falk;  In 
dessen  vcrni.  Schriften,  \'I1.  in  — 3a2.  Muulbfsvi  siir  la  mo.r 
narchie  Priissienne,  T.  V.  ji.  58 — 110.  \,  Bmgok  über  den 
Umgang  mit  Menschen,  Th.  III,  Cap.  8.  EbenJers,  in  Porr's 
pragmat.  (3esrh.  der  deuisefaen  Union  oder  der  XXIIger. 
(Leips.  179^,  S.  i65,  il\i.  (F'rh.  t.  Glricres's)  Metaphysische 
Kety.ereien  (1-96.8.),  38o.  (Ebendess.)  Schöpfung  durch  Zah- 
len n.  Worte  (1792.  8.),yS.27f.  Nene  Feuerbrändc,  Heft  XI 
(1808),  S.  101  ff.  Uic  Wünsche  eines  Deutschen  , nach  dem 
Friedens.schlussc  von  Schönbrunn  (Xiinib.  i8ie.  8.),  S.  289!^ 
Graf  V.  WiMusciiGRÄTz  über  geheime  Gesellschaften.  F'rankf. 
u.  Lcipz.  1-88.  8.  Das  Ganze  aller  geheimen  Orden.sverbin- 
dungen.  Leipz.  180S.  8.  £.  Bbamifs  Betrachtungen  über  den 

Zeitgeist  in  Deutschi.,  in  d.  letzten Decennien  des  vor.  Jahrh. 
HannoT.  i8o8.  8.  Ebenders,  über  geheime  Gesellsrhaften,  in 
Schi.özfu's  Staatsanzeigen,  Heft3i,  S.  2-8  — 293,  — Ocstreich, 
Baiern,  ET  ’irtemberg  und  Baden  , dulden  keine  geheimen  Or- 
den. — Wo  nicht  alle,  doch  mehrere  zu  dulden,  unter  Aul- 
sicht,  ist  oft  ein  gutes  Alittel,  keine  fürchten  zu  dürfen, 

f)  Lftsfii  Spec.  559.  m.  1.  sijq.  I fii>.  Pi.vtxfh  diss.  ile  sacria 
rlandcstijiis.  Lips.  i'v66,  4.  I.oti  Begriff  der  Polizei,  i32. 

g)  Bzut's  Bechtslehrc , 184  f.  Sciimvi.z  natiirl.  Slaatsr.  ^.120. 
Pvttfu's  Uit.  696  ff.  Blübfr's  Lit,  lojgff. 
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§.  281. 

B)  Gesetzgebende  Gewalt. 

Der  zweite  allgemeine  Bestandtheil  der  Staatsge- 
walt, ist  die  gesetzgebende  Gewalt»)  (potestas 
leges  ferendi) , die  Befugnifs,  Normen  dem  Staats- 
zweck gemafs  fcstzusetzen,  tiir  Alles,  was  der  Staats- 
gewalt unterworfen  ist  ^).  Bestinimangen  dieser  Art, 
heifsen  Gesetze  c).  Sie  sind  so  mannigfaltig,  als 
die  innern  besondern  Gegenstände  der  Staatsgewalt. 
Ihr  verbind  ender  Grnnd,  lie^t  in  dem  von  Staats- 
wegen erhl.arteii  Gebot  des  Staatszweckes  'J).  Autdi 
stillschweigend,  kann  diese  Erklärung  gescbebeii 
in  welchem  Fall  die  durch  die  That  als  verbindlich 
angenommene  Norm,  R e ch  t s g e wo  h nh  e i t (consue- 
tudo),  und  das  daraus  entspringende  Recht,  Ge- 
wohnheitsrecht (jus  consiietudinarium)  heifst  0- 
» 

<i)  PüTTra's  Lit.  III.  3oa.  Kldder's  Lit.  §.  loBij  (T.  Schmdphas- 
TPi's  St.mtsrecbt  nach  der  Venicinfl,  I.  ifi.'ifT. 

V\  Auch  die  Aenderung,  Aufhebung,  u.  bestimmende  Erklärung 
(§.182)  bestehender  Gesetze , ist  hierunter  begriffen. 
r)  Von  den  »erschiedenen  Benennungen:  Gesetz.,  I.andrecht, 
Ordnung  (z.B.  Landes-,  Polizei-,  Procefs-,  CriininalOrdnung), 
Constitution,  Verordnung,  Edist,  Patent,  Mandat,  Weisung, 
Fräcept,  Piiblicandum , Bekanntmachung,  Declaration  , Ite- 
Kcripc,  Decret,  Statut,  u.  d. 

J)  Daher  die  Gerechtigkeit  der  Gesetze,  ohne  welche  der  Aus- 
spruch des  Ilichlera , seinem  Inhalt  nach  , gerecht  nicht  sejn 
kSnn. 

«)  Pöttfb’s  l.il.  HI.  3<A.  Klöspb's  Lit.  §.  1039.  J.  N.  C.  Guit.- 
LAVHz  von  der  Gewohnheit.  Osnabr.  1801. 8.  B.  Ta.  Gutjabs's 
Gewuhnhritsi'ecltt.  Lcipz.  180J.  8.  R.  II.  L.  Volhuas's  Bei- 
träge zu  der  Theorie  des  Gewohnheitrechtes.  Heimst.  i8»h 
Leipz.  1801.  8.  Mkcbpb’s  jur.  Abhandl.  Samml.  I.  N.  4-  Prf- 
t»b's  Beitr.  Th.  II.  N.  21.  C.  C.  VV.  Ki.ötzpb's  Versuch  eine« 
‘Beitrags  zur  R »ision  der  Theorie  vom  Gewohnheitsrecht. 
Jena  1812.  6. 
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s.  282. 

Fortsetzung. 

Die  Kraft  der  positiven  Gesetze,  ist  eingeschränkt 
auf  die  Grenze  des  Staatsgebietes  »);  doch  können 
sie,  unter  gewissen  Voraussetzungen  i),  auch  in  frem- 
dem Gebiet  wirksam  seyn , so  fern  dort  nicht  ver- 
bietende Gesetze  entgegenstehen.  Aber  die  von  dem 
Regenten  erklärte  Aufnahme  fremder  Gesetze  ( le- 
ges  peregrinac  receptae),  gilt  für  eigene  Gesetn- 
gehung  r).  Die  Verbindlichkeit  der  Gesetze 
fängt  an,  mit  ihrer  öffentlichen  Bekanntma- 
chung d)  (Promulgation),  nnd  dauert,  bis  eine 
Aufhebung  oder  Abänderung  «) , ausdrücklich  oder 
stillschweigend,  erklärt  wird.  Bestimmende  (au- 
thentische) Auslegung  der  Gesetze,  gebührt,  da 
sie  im  Grunde  eine  gesclzartige  Bestimmung  entbälty), 
allein  dem  Gesetzgeber  ^).  Unbeschadet  der  Befug- 
nisse und  der  Rechte  Dritter,  können  Corporatio- 
nen  und  Einzelne,  durch  Willenserklärung,  in 
Absicht  auf  Personen  und  Eigenthum,  rechtsgültige 
Bestimmungen  machen  ^0  (Autonomie).  Ob  und 
wie  weit  Landständc,  bei  der  Gesetzgebung  mit- 
zuwirken haben  ? bestimmt  die  LandesGrundverfas- 
sung  (§.  936).  Durch  den  Zweck  und  die  Conven- 
t i o nal  G e se  t z e des  tcutschen  Bundes,  ist  in 
den  Bundesstaaten  die  gesetzgebende  Gewalt  mehr- 
fach beschränkt  (§.  i56  u.  f.,  u.  164  bis  175).  Es 
ist  aber  zu  Beschlüssen  des  Bundes,  welche  Ge- 
genstände der  Landesgesetzgebung  betreffen,  eine 
Staatsregierung  nur  innerhalb  der  durch  die  Lan- 
desGrundverfassung  ihr  gesetzten  Grenzen 
mitzuwürken  befugt  i),  und  cs  bedürfen  solche  Be- 
schlüsse, um  in  einem  Bundesst.aat  die  Behörden  und 
Unterthanen  zur  Nachachtung  zu  verpllichten  , einer 
landesverfassungsmäsigen  Bekanntmachung  ($.  164). 
o)  Haupts.'its , bei  deir  Lehre  von  der  Collhion  Jrr  Gesetz»  ver. 
sebiedener  Staaten.  Vösstn's  Llt.  III.  814.  Klübeb’s  Lit. 
i6o3. 

' b)  Diese  sind  angegeben,  in  Ki.vnEB'$  europ.  V’'ölkriTeckt,  §.55. 
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c)  Wäbresd  «tes  rheioisclien  Bundes , ward  in  Tcrtcliiedcncn 
teutschen  Staaten  der  Code  Napoleon  als  Landrecht  angenom- 
men. In  dem  souverainen  Fürstenthum  Liechtenstein  , wur- 
den 1817  die  östreichischen,  bürgerlichen  und  peinlichen  Ge- 
setse,  nebst  der  Gerichtsordnung,  aufgenommen. 

J)  Soll  die  Unwissenheit  des  GeseUes  nicht  entschuldigen,  so 
ist  eine  bestimmte  jfrt  der  Promulgation  festsusetzen.  Bebiw. 
van  Essbs  de  promulgatione  legum.  Bruxell.  171s.  Jos.Hkbb 
über  die  Bekanntmachung  der  Gesetze.  Freib.  1783.  Gzüch's 
Erläuter.  der  Pandccten,  Th.  I.  §.  19.  20. 

r)  H.  E.  RenPEL  von  der  nothwendigrn  Veränderung  der  Gese- 
tze. Frankf.  >792.  4-  Bobosovsbt  v.  d.  Rechte  des  Regenten, 
Gesetze  oder  bürgerliche  Rcchtsv^hältnisse  abzuändem. 
Landsh.  i8o3.  Pöttek's  Lif.  III.  §.  1086.  ^ 

f)  V.  Zbulpb's  Commentar  über  das  bürgCrl.  Gesetzbuch  filr' 
die  östreich.  Monarchie,  Th.  I (Wien  1811  ),  S.rS-  Daher  kann 
eine  authentische  Erklärung  auf  schon  entsehiedene  Fälle 
nicht  zurüokwirkeu ; wohl  aber  ist  sic  anwendbar  auf  alle 
später  entstandenen  Rechtsverhältnisse.  Ebendas.  S.  78.  Das 
östrelehische  Geselzbueh  , V 8 » « ill  sic  auf  allr  noch  zu  ent- 
scheidenden Rechlsfalle  angewendet  wissen,  auch  solche,  die 
vor  der  Erklärung  entstandene  Rechtsverhältnisse  zum  Gegen- 
stand haben,  wenn  der  Gesetzgeber  nicht  ausdrücklich  hinzu- 
gefügt  hat , dafs  sie  auf  diese  nicht  zu  beziehen  sey. 

g)  fT'ijierticAnyV/icli«  oder  doctrinale  Auslegung , die,  gramma* 
tisch  oder  logisch,  blofs  iiaeh  den  Regeln  der  Wissenschaft 
zu  machen  ist,  kann  bei  Entscheidung  'der  Rechtstreitigkeiten 
jeder  gehörige  Richter,  und,  ausserhalb  solcher,  jedar  Sach- 
verständige machen. 

h)  Autonomie , Bcfugnifs  der  Staatsbürger  zu  Sclbstgesctzge- 

bung,'  so  weit  die  Staatsgesetze  uud  die  Rechte  Dritter,  Pri- 
vatverfügiing  ziilassen.  Hasesii's  Abhandl.  aus  d.  Stantsr.  908*. 
Ppttvb's  Lit.  III.  3o2,  ■ SrntCK  tr.  de  successionc  ab  intestato, 
diss.  8.  c.  5.  21.  Riccivs  von  Sladtgesetzcn , 4’-9-  Eisra- 

■abot's  Grunds,  d.  teutschen  Rechte  in  Sprichwörtern , 1 ff. 
SztcHow  elem.  Juris  germ.  priv. , ^.55.  C.  H.  GM8i.m  sciagra- 
phia  Juris  germ.  privati,  ^.65.  Vergl.  §.  5i  u.  280  c. 

i)  Wiener  SehlufsActc  v.  1820,  Art.  56.  Vergl.  die  baicr.  Be- 
kanntmachung V.  i6.0ct.  1819,  unten  §.417'’,  Note  d. 

s.  283. 

Schlufs. 

Allgemeinheit  der  Gesetze  «),  gleiche  Berech- 
tigung und  gleiche  Verpflichtung  aller  Unterthanen  in 
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gleicher  Lage,  ist  Regel  So  weit  der  Gnind  der 
positiven  Pri vatgeset/.e  auf  den  Regenten  Anwen- 
dung findet,  ist  auch  er  zu  deren  Beobachtung  ver- 
pflichtet c),  und  seine  DispensationsBefugnifs  berech- 
tigt ihn  persönlich  nicht  zu  unbedingter  Geset/.losig- 
keit.  Eine  solche,  kann  nicht  Mittel  sepn  zu  Errei- 
chung des  Staatszweckes  ; wofür  im  Gegcntheil  der 
Regent  selbst,  die  positiven  Privatgesetze  erklärt. 

a)  AiiS7.eichDCJi  müssen  Gesetze  sich,  durch  >\’eisheit,  Gerech- 
tigkeit nnd.4idligkc>t,  durch  sweckmäsige  Vollständigkeit  und 
Allgemeinheit,  durch  leichte  Uebcrsiciit,  Hürze,  Ularheit,  Be- 
stimmtheit, und  einfachen  Schmuck  der  Urdo;  nicht  durch 

' Kleinigheitsgeist  und  schleppende  IJnbeliolfenheit,  oft  das 
sprechende  Sjinbol  der  Staatsverwaltung  j auch  nicht  durch 
Vielheit  (nianic  rcglemcntaire).  Sclbstthätigkeit  des  Richters, 
lliircii  \ ielheit  gesetzlicher  Uesliminungcn  überflüssig , oder 
wiimoglicb  zu  machen  , übersteigt  das  Maas  menschlicher  Lin- 
sicht  und  Erfahrung.  — Vorschläge  ziiEinfübrung  eines  allgc- 
tneinen  Gesetzbuches  für  die  leutschen  Bundesstaaten.  A.  F.  J. 
T>iisa.vt  über  die  Nolhwendigkeit  eines  allgem.  bürgerl.  Ge- 
setzbuchs für  TriUsehlaiul.  Hcidelb.  i8i4*  8-  F.  C.  v.Sävigsv 
vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  u.  Rechtswissen- 
schaft. Heidrib.  1814.  8. 

b)  Von  der  Theorie  der  Gesetzgebung,  s.  De  l'esprit des  loix 

(par  M.  de  Mohtzsc^iitfc).  T.  I.  et  II.  ä Lryle  1749.  4<  Auch 
Genevet74<>.  *Vol.  8.  \'erm.  in  des  Verf.  Oeuvres.  Edilion- 
Touipict,  la  seule  oü  l'ontroiive,  rapprochees  du  texte.  Iss 
objections  des  critiques  de  l'auteur,  ses  notes  et  les  observati- 
ons  il'Uelvelius,  Voltaire  cl  Corulorcet.  Paris  1811.  2 voL  in  ix. 
Tcutsch,  Altenb.  i~8x.  3Bde.  8.  Mit  Anmerk.  v.  A.W.  Uavs- 
wsLD,  Görlitz  1804.  3 Bände,  8.  Commentaire  zu  Montcsquich  ; 
par  Ic  C'Di'Stdtt  deTnset.  Paris  1821.  8.  Is.  Isblis's  V'ersuch 
über  die  Gesetzgebung.  Basel  lySq-u.  ins.  vcrin.  SchriAen.  1770.8. 
Catbahixa's  U.  Instruction  zu  Verfertigung  eines  neuen  Ge- 
selzhurhs.  Riga  1768.  8.  Joh.  IlKDass.ss  von  Tz ctschjo brüsk 
Geist  der  Gesetze  der  Teutschen.  iXürnb.  i'-6i.  8-  Frankf.  u. 
Leipz.  1779.  8.  De  la  Icgislation  ouprlncipes  dcslois,  par  M. 
Maui.y.  ä Parts.  i7(>8.  8.  Triitscb,  Naumb.  i"79.  ‘iTlieilc.  8. 
Principes  de  la  legislatioD  luiivcrselle.  ä Amsterd.  2V0I. 

8.  La  scieiiza  della  legislazione ,'  per  Gaftako  Filargicbi. 
rfapol.  1780  - 1788.  T.  I — Vni.  8.  (ln  dem  achten  Band 
steht  die  GedächtnifsschriA  auf  den  Verfasser , von  Dokato 
To«a.si^)  TonUch,  v.  Cn.  G.  C.  Lua,  Th.  I-VIl.  Ansbach 
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1783  — 1790.  8.  Eine  andere  IJebersetzung,  Wien  178^  u.  ff.  8. 
Eine  scharfe  Critik  dieses  Werkes:  La  scieii/.a  della  Icj^isla- 
zionc  vindicala,  per  Giusippi.  OKierA.  i-8»  u.  i"84.  Dagegen 
erschien  eine  Widerlegung,  zu  Constanz  1785.  Cominentnire  sur 
Touvrage  deFilangieri ; par  Bpmasi»  Co>st\5T.  Parisi8»z.  8. 
Tu.  G.  V.  HiprKLÜberGesetzgebuDgu.Staatenwohl.  Herl.  1804. 8. 
H.  S.  /.tcBABiÄ  Wissenschaft  d.  Gesetzgebung.  Lpz.  1806.  8.  J.  S. 
litcBS  Grundsätze  der  Gesetzgebung.  Lpz.  180b.  8.  Scip.  Bkxuji 
theorie  de  la  legislalion  penale.  Paris  1807.  Fol.  H.  E.  v.  Oi.o- 
big's  System  einer  vollstrind.  Criminal-,  Polizei*  u.  CivilGe- 
sclzgebung.  Ild,  I — II».  Dresd.  1809.  8.  Ehtnäess,  Syste*"  für 
das  gerichtl.  Verfahren.  Leipz.  18m).  8.  C.  G.  Bössic's  Poli- 
tik, S.  i<>3 — 184.  PzsTospT,  bisloire  de  la  Icgislation,  Vol.  I 
— IV.  Paris  181-.  8. 

c)  Die  fürstlich«  Kothyvendigkeit,  das  Gesetz,  rauf«  über  den 
Fürsten  seyn.  st^iiod  nobis  Heere  non  patinmr,  aliis  (per  le- 
ges)  indicamus».  Impp.  Thiod.  et  3 ai.es t.  in  L.  4*  C.  de  LL. 

> J.  T.  Gnosov.  in  not.  ad  Gnom  J.  B.  et  P.  lib.  II.  c.  4-  iz. 
14.  c.  10.  %.  '14.  Huxhki.,  obs.  48«.  A.  J.  ScHszvBriiT  diss.  de 
principe  legibus  suis  obligato  (Jen.  i'’93.  4-),  §•  > — >8.  ( .nue.h 
tcutsch  mit  Anmerk.  u.  Zusätzen,  von  E.  F.  IIagkmeis rnn. 
Bost.  u.  Leipz.  1795.  8.)  Ge.  Josdkhs  oratio  de  interna  legunt 
' . cirilium  obligationc,  etiam  principem , i|ua  cirem  , tenente 
(Devent.  1747.  40,  p.  38.sqq.  Beherzigungen  vor  dem  wiener 
Congrefs  (1814.8.),  S.  84  — 37.  Prciifs.  allgem.  Laiidreclit, 
Einl.  87.  — Anders,  Pütteb  prinr.  jurispnbl  gertii.  §.  H7. 
II.  H.  Gaos  IV.nturr. , ^ J^i.  4V.  J.  Biiia  in  Baceh's  etc.  allgem. 
StaalsCorrespondenz,  Bd.ll.  (1814),  Num.ii.  — Schriften  in 
Pütteb’s  Lit.  III.  3io.  Bi.cheh's  Lil.  288.  — Von  I’nVnfge- 
schdften  de«  Begenten , s.  PirrTun's  Erörterungen , II.  17-. 
Majcb's  Einl.  in  d.  Privatfürstenr. , 189.  ScasAUZBaT  1.  c.  p. 
14.  n.  11.  — filofs  histonscli  ist  die  Frage:  ob  bei  den  ilti- 
nirrn  der  princeps  legibus  solutus  gewesen  sey  i Dioais.  Go- 
dopredus  in  not.  ad  Nov.  io3.  c.  2.  §.4.  Gfb.  Xoodt  obss  l.I. 
r.  3.  Olbcb  a.  a.  Ü.  1.  43.  I’tiTiEa's  Lit.  III.  3io.  Bi.i'- 

bib's  Lit.  288. 

§.  284. 

C)  f^olUiehende  Gewa  it. 

1)  Die  Befiignifs,  zu  Aiisrührung  und  Anwendung 
der,  dem  Staats/.w ocli  geniiifs,  festgesetzten  Normen, 
die  nothige  Anordnung  zu  machen,  heifst  höchste 
rollziehende  Gewalt  «)  (vollziehende  Gewalt  in 
dem  weitern  Sinn,  ausfühiende , Tollstreckende , 
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zwingende  Gewalt,  potestas  exequendi  suprema,  sul>- 
limis  s.  generaliter  definita,  pouvoir  ex^cutif).  II}  Die 
höchste  ExecutiTGewalt  beschränkt  sich  auf  die 
allgemeine  Veranstaltung  und  Sorge,  dafs  fortwährend 
die  Bestimmungen  der  gesetzgebenden  Gewalt  zur 
. Ausführung  kommen , namentlich  dafs  in  einzelnen 
Fällen  nicht  nur  das  Verhältnifs  derselben  zu  dem  Gesetz 
rechtsgültig  bestimmt  werde,  sondern  auch  in  den  einzel- 
nen Fällen  dasjenige  geschehe,  , was  auf  solche  Art 
festgesetzt  ist.  Die  Politik  räth,  selbst  in  monarchi- 
schen Staaten,  eine  bestimmte  Trennung  der  toU. 
ziehenden  Gewalt  Ton  der  gesetzgebenden  ^),  unbe- 
schadet der  Einheit  der  Staatsverbindung  ($.  99}. 

a)  L.  C.  ScvaÖDEii  elem.  juris  nat. , socialis , et  gent. , §.  8S9. 
901.  Das.  Nsttslbladt  syst,  jurispr.  nat.  §.  1943.  sqq. 
ScBSlDF.MAHTtX  8.  8.  O.  I.  >69  ff. 

b)  J.  J.  Waoüeb  Über  die  Trennung  der  legislativen  und  exe- 
culiven  Gewalt.  AIQnchen  1804.  8.  R^flexions  siir  les  con- 
stitutions,  la  distribution  des  pouvoirs,  et  les  garanlics  dans 
une  monarchie  constitutionnelle  ; par  Bkkj.  Cobstast.  ä Pa- 
ris i8i4-  8.  Vergl.  auch  %.  366. 

s.  285. 

Fortsetzung, 

In  Hinsicht  auf  einzelne  Fälle,  wird  den  hiezu 
bestimmten  Staatsbehörden,  die  Vollziehungs- 
Oder  ExecntionsBefugnifs  (rollziehende  Gewalt 
in  dem  engem  Sinn , untergeordnete  Tollziehcnde 
Gewalt;  potestas  exequendi  subordinata  s.  speciali- 
ter  definita)  innerhalb  ihres  amtlichen  Wirkungs- 
kreises übertragen.  Durch  diesen  Theil  der  Regen- 
tenGewalt , wird  das  Ansehen  der  Gesetze  (auc- 
toritas  legum)  erlangt.  Demselben  entspricht,  die 
Pflicht  der  Unterthanen  zu  staatsbürgerlichem 
oder  Terfassungsmäsigem  Gehorsam  (obsequium  ci- 
vile,  $.  4>)  >9>  u.  >94)- 
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X.  C a p i t e 1. 
Justizhoheit. 


§.  28(5. 

Begri^  und  Umfang. 

I)  In  allen  ihren  Verhältnissen , soll  die  Staats* 
Regierung  Gerechtigkeit  üben  und  handhaben. 
Nach  ihren  verschiedenen  Bceiehungen,  ist  diese  Ge- 
rechtigkeit enfweder  üflentlich -rechtliche  , (völker- 
rechtliche , oder  staatsrechtliche)  , oder  priratrecht- 
liche.  Die  staatsrechtliche,  ist  bald  gesetz. 
gebende , bald  administrative  «).  II)  Zu  Verhütung 
der  Eigenmacht  und  Sclbsthüll'e  (der  Störung  des 
Rechtsiriedens),  zu  Untersuchung  der  Rechtshändcl 
und  Verbrechen , zu  Bestimmung  des  streitigen  Hech- 
tes, und  zu  Bestrafung  der  Verbrechen,  auch  zu 
Verhütung  möglicher  Hechlsverletzungen  und  Strei- 
tigkeiten, überhaupt  um  die  Herrschaft  der  Gesetze 
und  des  Rechtes  gegen  ^A'illkühr  aufrecht  zu  erhal- 
ten , die  nüthigen  Anstalten,  Verfügungen  und  Vor- 
kehrungen zu  machen , ist  die  Befugnifs  der  Justiz- 
hoheit^)  (potestas  judiciaria  suprema  seu  sublimis). 

III)  In  dem  weitern  Sinn,  wird  auch  das  Recht,  Ge- 
setze für  Rechtssachen  zu  geben,  darunter  begriffen. 
Iii  diesem  Sinn,  licifst  bürgerliche  oder  Civil- 
Justizhoheit  das  Recht,  CivilGesetze  zu  geben, 
und  die  Rechtspflege  in  Sachen  der  bürgerlichen,  so- 
wohl contentiosen  als  auch  freiwilligen,  Gerichtbar- 
keit  anzuordneii  und  zu  verwalten:  heifst  Straf- 
rechts- oder  Criminal  Hoheit  ( CriminalGewalt) 
das  Recht,  peinliche  Strafgesetze  zu  geben,  und  die 
Strafgcrcchtigkeitspflege  anzuordnen  und  auszuüben. 

IV)  D ie  Ausübung  der  Jnstizhobeit,  ist  eingeschränkt 
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auf  das  Inland  c).  'Aber  die  >Yirhsamlieil  reell ts* 
kräftiger  Erkenntnisse  des  geliürigcii  Richters, 
sollte,  wie  diejenige  reehlsgültiger  Vertrage,  allent- 
halben, wo  nicht  klare  Gesetze  das  Gegentheil  ver- 
ordnen, anerkannt  werdend).  V)  Den  Fall  einer 
noth wendigen  Prorogation  , oder  auswärtiger,  fort* 
währender  oder  vorübergehender,  Untcrthaiirerhält- 
nisse  abgerechnet,  ist  ein  Staat  nicht  schuldig  zu 
leiden,  daPs  seine  Unterthaneii,  als  Beklagte,  vor 
auswärtige  Gerichte  gezogen  werden  (jus  de  nun 
evocando). 

a)  Auch  von  der  adminislratiren , gebrauclion  die  IVansosch 
das  Wort  JuriJlction  und  Jurisprmlence  ; r,.  I).  um  AUribii- 
tiuiien  und  Grundsätze  des  Staalsraths  und  der  beiden  Kam- 
mern zu  bezeichnen. 

5)  I’ütti'.h's  Lit.  III.  38.,  ff.  4~o  R'-  Ki.ühkr's  I,it.  iiüft.  iii8 
F.  liFnuMASN's  Corpus  juris  judiciarii  civilis  acndenilcuin. 
Hannov.  i8io.  8.  J.  J.  Mosrn  von  der  Landesholicll  in  Ju- 
slizsarbcn.  Frankf.  u.  Leipz.  i-'t4.  ScnviDFMS.sTKL's  Slaatsr. 
nach  d.  Vernunft,  III.  4 IP-  <I.  J.  Msi.bi.zmc  conspeclus  rci 
judiriariae  romano-germanirae.  Korimb.  >7<)~.  8.  J.  G.  Sir- 
bkb’s  gcrichll.  Procefs.  Th.  I , S.  i53  — ai».  C.  G.  Kössios 

Pnlitik  , 184. 

c)  Kunigl.  baier.  Verordn,  v.  9.  Ocf.  1807 , die  Gerichtbai  keit 
fremder  Staaten  betr.  Rhein.  Rund,  XIII.  i5i. 

</)  Für  die  Rechtskraft  eines  von  einem  ausunrti^rn  eompc- 
tenteu  Gericht  gesprochenen  Grtheils,  s.  .7o.  Ai.n.  Fino. 
Mv.vs  diss.  de  effectu  cxceptionis  rci  judicntac  in  territorio 
alieno.  Gott.  1791.  4-  Pütthi's  Rechtsf  , Bd.  III,  Th.  i, 
]\um.  ^47  ” *49-  -7lARTKys  precis  du  droit  des  gens  mo 
dente  de  l'Europe  (Goett.  18-21.),  §.  <).'(.  v.  RiMPTz  Abh.  in 
Cbojif's  u.  Jauf's  Germanien,  Rd.  111,  Xum.  X.  J.  P.  A. 
l-'riFrBACH's  Themis  oder  Beiträge  zur  Gesetzgebung  (Lands- 
hut 181Z.  8)  , Num.  II.  Grofsb.  uirzburg.  Verordn,  v.  (>. 
Jul.  1811.  Erklärung  des  Card.  Consalvi , als  päpstl.  Staats- 
Secretärs , v.  11.  Alärz  1820.  v.  Kaxftz  Beitrüge  zum  Staats- 
u.  Völkerrecht^,  Bd.  I (Berlin  181S.  8.),  S.  ii3.  Sciimai.z 
europ.  Völkerrecht,  S.  i53  f.  — Dawider  s.  /acuakia  , in 
der  angef.  Germanien,  Bd.  II,  Xum.  X,  S.  229  If.  — Vergl. 
C.0,if  civil  des  Franjais  , art.  2123.  2128.  ii.  Code  de  pro- 
eedure  clv.,  art.  546.  H.  französische  Ordonnance  de  1629, 
art.  21.  Mrai.i»  rccueil  alphabeliijue  des  questions  de  droit, 
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T.  III,  voc.  Jitgenicnt,  14  — • 19.  Ebemiefs,  Repertoire 
universel  cl  raisonne  de  jurisprudence , T.  VI,  voc.  Juge- 
irent,  %.  Q.  Mi.üBEn  droit  des  gens  etc.,  §.  59  et  63. 
liönigl.  baier.  Verordn,  v.  9.  Oct.  1807  (in  dem  Rhein. 
Bund,  XIII.  i5i.),  welche  aufgehoben  ward  durch  eine 
Verordn,  v.  2.  dun.  i8ti,  König!,  westphäl.  Staatsraths- 
Gntachten  , in  d.  Rhein.  Bund,  Heft  LVII.  Num. 
Baltische  Verordn,  v.  ^3.  Mai  i8i3,  §.  11,  in  dem  Bad.  Re- 
gicrungsBIatt  i8i3.  St.  XVII.  — Dieser  Gegenstand  verdient, 
unter  den  t.  Bundesstaaten  gleichförmig,  durch  allseitige 
Gebereiukunft  bestimmt  zu  werden. 


287. 


Sefugnijs  u.  Haupttheile  der  Justizhoheit.  Privilegir- 
ter  Gerichtstand. 


I)  Zu  der  Justizhoheit  gehören:  die  Anordnung 
der  Gerichte,  in  mehrern  Instanzen  oder  Gericht- 
stnfeno);  die  Aufsicht  über  die  Gerichte,  sowohl 
über  die  dabei  nngestellten  Personen  , als  auch  über 
die  gesetzmasige Rechts-  und  Geschäftpflege  (Gericht- 
Visitationen);  die  Bestimmung  der  untergcordiicteii 
r i ch  t e r 1 i c.h  e n Gewalt  oder  der  G e rieht  bar- 
heit^)  (potestas  judiciaria  subordinata  s.  subaltcrna, 
jurisdictio ).  II)  Alles  dieses,  in  bürgerlichen 
streitigen  Rechtssachen  r)  (CivilGcrichte  und  Civil- 
Gerichtbarheit,  jurisdictio  civilis  contentiosa) ; in 
peinlichen  Sachen  (Straf-  oder  CriminalGerichte 
uud  Gerichtbarlieit , iurisdictio  criminalis);  in  nicht 
streitigen  Sachen,  in  Sachen  der  so  genannten  frei- 
willigen Gerichtbarheit  (Rechtspolizei,  Rcchtsfür- 
sorge,  jurisdictio  civilis  voluntaria),  zu  Verhütung 
möglicher  Rechtsverletzungen  und  Streitigkeiten 
($'  ^99)'  Privilegirter  oder  esiinirter  Gericht- 
stand (privilegium  fori  s.  forum  exeratum),  gilt  noch 
hin  und  wieder,  für  bestimmte  Personen  oder  Sachen. 
In  der  RPgcI,  widerstreitet  er  dem  heutigen  Bildungs- 
Eustand  und  dem  Rechtsgefühl  der  Teutschen.  IV)  Nie- 
mand darf  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen. 

Kliibcr'it  öBcutl. 
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Niemnnd  anders  als  gesctzmäsig  verhaftet  und  bestraft 

werden  (§.  19^). 

a)  Von  den  Instanzen , von  der  SuhortJination , Concurrenz 
und  Vrävention  der  Gcriclitc.  Si£b(b  a.  a.  O.  §.  148.  22a  ff. 
269  — 296.  Baierlschrs  Edirt  über  die  Goriclilsvcrfassung , 
T.  24.  Jul.  i8«8,  in  d.  Rhein.  Bund  , XXIII.  206. 

Ii)  l’tiTTFR’s  Lit.  III.  31!8.  Kiesi-B's  Lit.  §.  1159.  F*-  F-®- 

««DORF  de  jurisdiclione  germanica.  Lemg.  1740.  rer.  i'-8*.  8. 
F.  G.  Lobithas’s  System.  Entwichel.  der  gnn/.en  Lehre  von 
der  uelll.  sowohl,  als  hirchl.  Gerlchtbarh.  Halle  1775  8. 
J.  D.  Mkti  B , esprit,  originc  et  progres  des  institulions  ju- 
diriaires  des  priiicipaux  pays  de  l'Europe.  T.  I — IW  ä la 
Haye  2819  — 1821.  8. 

c)  Aus  der  blofsen  bürgerlichen  Gcrichtbarheit,  enlwichclte 
sich  ehehin  in  Teutschland  die  Landeshoheit.  Stbi'be's  Ne- 
benst.  1%'.  I.  J.  J.  Rxikhabo's  hl.  Ausführungen  , I.  18.  (v. 
Tholtsch)  Gedanheu  von  der  Unmittelbarheit  und  Territorial- 
Gerechtigheit  (1786.  8.),  §.7  — i3.  KiÜDm's  Geschichte  der 
Gerichtslehen.  Erl.  1785.  8.  Daher  betrachtete  inan  den  Be- 
sitz der  CivilGerichtbarkeit,  als  das  sicherste  Merkmal  der 
Obcrbotinäsigkcit.  Moskb  v.  d.  Landeshoheit  in  Juslizsa- 
chen,  67.  Cbaukb  obs.  1.  p.  246.  Lbendefs.  Nebenst.,  Th.  68. 
Abh.  1. 


s.  288. 

. jldniinistratorische  und  PatrimonialGerichtbarkeit. 

Die  Gerichlbarhcit  wird  verwaltet«):  t)  entwe- 
der vcrniüge  eines  von  dem  Regenten  eihaltcnen 
Auftrags,  als  Amtspflicht,  von  landesberrlicben 
JustizColIcgien  oder  Justizbeamten  (jurisdictiu  adiui- 
nistratoria)  ; 2)  oder  braft  landeslieirliclier  Verlei- 

hung, ausdrüchlicher  oder  stillschweigender,  als  ei* 
genthümliches  immerwährendes  Vorrecht , von  an- 
sehnlichen Grundeigenthumern , theils  physischen  In- 
dividuen, theils  Gemeinheiten  ( Erbgerichtbarheit, 
Hofinarhgcrechtigheit,  jurisdictio  patiimonialis,  prae- 
diatoria,  in  gewissen  Fällen  auch  dotalis).  Diese 
wird  jederzeit  als  einer  Realität  anhlcbend  betrach- 
tet i).  Der  Gerichtsherr  verwaltet  sie  in  eigenem 
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Namen;  entweder,  bei  gehöriger  Qualification , in 
Pei'son  <■) , oder  durch  einen  Gerichtshalter  d)  oder 
Justitiar  (jiirisdictio  mandata). 

fl)  Grofser  Gewinn  ist  die  Aufhebung  oder  Vermeidung  con~ 
currireniler  Jurisdictionen  , und  die  Beschränkung  der  bcson- 
drrn  Gcrirhistänile.  — Sporteln  werden  erhoben,  nicht  als 
einr.ige  yut^lle  des  Unterhaltes  der  Gerichte,  sondern  als 
ein  mäsig  r Beitrag  dazu. 

h)  Eine  seltene  Ausnahme  ist  es  , wenn  dieselbe  sine  praedio 
verliehen  ist. 

e)  J.  G.  Sturn  von  d.  Macht  d.  Reichsstände  u.  Gerichtsher- 
ren , s Ibst  Recht  zu  sprechen , s56  if.  J.  H.  Gbahs  diss. 

de  femina  jurisdictionein  patriinonialem  excrcente.  Arg. 
i"o6.  4* 

d)  Er  wird  als  mittelbarer  Staatsdiener  betrachtet.  Rosni’s 
Beiträge , Tb.  II.  Num.  i , 7 ff. 

S-  289. 

Fortsetzung. 

Die  PatrimonialGerichtbarheit«)  ist  jetzt 
eine  dingliche  Beriigiiifs,  das  Rii  hteramt  (das  bürger* 
liehe  allein,  oder  auch  das  peinliche)  durch  gehörig 
qnalilicirte  Personen,  nach  den  Gesetzen  des  Staa* 
tes  ^)  , unter  dessen  Oberaufsii  lit , in  erster  Instanz, 
inneihalb  eines  bestimmten  Itezirkes  <)  zu  verwalten. 
Begrenzt  wiid  sic,  durch  die  höchste  Aufsicht, 
die  geselzgehrende  und  höchste  F-xecuti vGewalt  des 
Regenten,  so  auch  durch  eine  höhere  landesherrliche 
Jiii  isdictionsBelugniPs.  F.s  xsird  dazu  ein  besonderer 
Reuhtstitel  erfordert,  und,  als  Ausnahme  von  der 
Regel,  ist  sie  einschränkend  zu  erklären.  Wegen 
Mifshrauchs,  ka  nn  die  Privalion  verfügt  werdend). 
Derjenigen  Gerichtbarkeit,  welche  den  Mitgliedern 
des  Regentenhauses  auf  ihren  Paragien,  und  den 
Standesherren  in  ihren  standesheri  liehen  Bezir» 
hen  zusteht,  sind  meist  minder  enge  Grenzen  gesetzt, 
als  der  gemeinen  PatrimunialGcrichtharkeit.  In  der 
neuern  Zeit,  besonders  seit  .Auilösung  der  teutschen 

39  • 
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Ilfichsrerbindung , wurdtin,  in  Terschiedencn  teut- 
tchen  Staaten,  der  PntrinioiiialGcrichtbarkeit  engere 
Grenzen  gesetzt;  in  ctliehen  ward  sie  ganz  aufge- 
hoben f). 

a)  Pöttkh's  Lii.  HI.  Hi.iißfR’s  Lit.  io55.  G.  L.  Holl»»'» 

Gcschii-lilc  u.  AVürdigiiug  der  tcutsclien  I’atrimonialGcricbts- 
barkek , mit  besonderer  Rücksicht  auf  Baicni.  Landshut 
1804.  8.  B.  W.  I’rriFvm  über  die  Grenzen  der  Civiirnlri- 
monialJurisdiction.  Gott.  1806.  8.  E.  H.  Wacbs.vvtii's  \ er- 
such e.  System.  Darstellung  der  PatrimonialGericlUsverfas- 
snng  der  Rittergüter,  nach  gemeinen  u.  sächs.  Rechten. 
Leipz.  1608.  8.  01.  verm.  Aufl.  1809.  Rhein.  Bund , XXXIX. 
45o.  XLIII.  109.  XLV  II.  209.  Glüch's  Erlaiit.  d.  Paiidee- 

ten  , III.  60.  Malblasc  1.  c.  §.  j5.  — Von  dem  jure  Jiici 

. odeliclfer  Erbgerichte,  Püttzh's  Rcchtsf.  III.  599. 

b)  Merkwürdige  Verordnungen:  König!,  baierisehe  Verordn.  , 
die  PatrimouialGericbtspflege  in  Altbaiern,  Riii-pfalz  u.  Xeii  ' 
bürg  betr. , v.  6.  Jan.  1807,  in  dem  baier.  Regierungsbl. 
180",  Xum.  s6.  Baier.  Edict , die  PatrimonialGerichtbarkeit 
betr.,  T.  8.  Sept.  i8u8,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXIV.  33u. 
Baier.  Edict  über  <Uc  Ausüb.  der  gutsherrl.  Gerichtbarkeit, 
V.  16.  Aug.  1812;  in  d.  Reg.  Bl.  1812,  N.  48.  - Baier.  Ediit 
über  die  gutsherrl.  Gerichtbarkeit,  r,  26.  Mai  i8i8,  als 
Beil.  6 zu  der  Verfafs.Lrk.  v.  i8i8.  Baier.  Gesetz  wegen 
Aufheb.  der  so  gen.  Edelmannsfreihcit , t.  20.  Apr.  1808 . 
in  d.  Regier.  Blatt  des  folg,  Jahres,  Xum.  6.  Preuss.  allgeiii. 
Landr.  II.  17.  4>  ff-  Preuss.  allgcm.  Gerichtsordn.  I.  2.  iu5. 
I.  4>-  ^ If- 

e)  Zuweilen  ist  diese  Gerichtbarkeit  eingeschränkt  auf  einzelne 
Ilöfe , Uofreiten  , u.  d.j  Jurisdictio  circumsepta , palaris  , 
Zaun-  oder  Pfahlgericht , Vogteilichkeit  inner  Erters  oder 
Etters,  mit  Thür  und  Angel  beschlossene  , oder  mit  Pfählen 
bestrickte  Vogtei,  Beifang  oder  Bifang.  J.  J.  Bfch  ir.  de 
jurisdictione  vogtejica  immediata,  p.  34.  S\x.  Strych  de 
jurisdictione  circumsepta.  Francof.  1670.  Henr.  Hii.oebrand 
de  jurisdictione  emphyteusi  Germaniae  aiincxa.  Alt.  1720, 
3.  J.  Rrinbard's  kl.  Ausführungen , I.  16.  Estor’s  kl.  Schrif- 
ten, III,  393.  Pueendorf  de  jnrisdict.  germ. , p.  3o3.  596. 
685.  .Von  dem  AVort  Etter  .s.  Zaüser's  corp.  juris  publ.  Sa- 
lisb.  (1792.  8.),  S.  160.  Fvi.da's  IdiotikenSammlung,  S.  82. 
IIaltavs  glossar.  gerin.  y.  Bifang. 
d)  G.  IL  Mylius  diss.  de  privationc  jurisdictionis  ob  ejus  abu* 
suin.  Lips.  1755.  4>  CoAXKB,  T.  I.  obs.  3i6.  V 
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(•)  Aufgehoben  ward  die  P,  G.  im  Königr.  PTlrtemherg,  durch 
e.  GcncralHcscript  v.  lo.  Mai  1809,  in  d.  wirtemb.  Rogier. 
61.  1809,  S.  189;  im  AnhaltCöthenschcn , durch  d.  Urgaiii- 
.sat.  Edict  r.  a8.  Dec.  1810,  in  d.  Rhein.  Rund,  LIl.  98 
LIV”^.  383;  im  Grofslieriogth.  Baden,  durch  Verordn,  v.  i. 
Jun.  i8i3,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt  i8i3,  Num.  i5.  Auch 
im  Grofshenogth.  Berg,  durch  Dccrct  r.  18.  Jan.  1812,  in 
d.  Moniteur  unirersel , 1813,  n.  19;  u.  in  d.  chemal.  Rö- 
nigr.  M'estphalen.  — In  dem  Königr.  Hannover  ward  sie, 
nach  einem  LandtagsBeschlufs  t.  1831,  wieder  hergestclit, 
doch  mit  Ausnahme  der  peinlichen  Gerichtbarheit , die  nur 
den  mit  P.Gerichtbarkeit  versehenen  Städten  gelassen  ward. 
Ha  nn'öv.  Patrim.  Gerichtsordn.  t.  i3.  März  1811. 

S.  m 

Gericht,  f^ogteilichkeit.  Dorf  ~ und  Gemeinäeiherr Schaft 

Ehchin  «),  so  wie  noch  jetzt  hie  und  da,  ward 
unter  örtlichem  Gerichtzwang,  Gericht  oder 
Yogteilichheit,  meist  etwas  mehr  Terstanden  als 
die  Ausübung  der  Gerichtbarheit  in  dem  eigentlichen 
Sinn.  Mit  Ausschlufs  der  peinlichen  Gerichtbarheit, 
verstand  man  darunter  eine  locale  obrighcitliche 
Gewalt,  eine  untergeordnete  Regierungsgewalt  (Ge- 
bot und  Verbot,  Herrlichheil),  bürgerliche  Ordnung 
zu  erhallen,  und  die  höhern  Befehle  anszuführen 
($.24>i  c).  Den  PatrimonialGerichthalter  betrachtete 
man  wie  eine  Orts-  oder  Unterobrigheit,  für  bürger- 
liche Rechtshändcl,  Gerichtbarheit  in  nicht  streitigen 
Sachen  und  örtliche  Polizei,  seine  Dienstherrscliuft 
als  Gerichts-  und  O r t sP  ol  i z c ih  e r r s ch  a f t. 
Vorzüglich  war  dieses  der  Fall  bei  der  Dorf-  und 
G e m e i n d e h e r rsc  h a f t , insbesondere  in  Condomi- 
nat-  oder  vermischten  Orten  ^) 

а)  Früher  noch,  vor  Entstehung  der  teutschen  Landeshoheit, 
war  die  P.  G.  ein  in  der  Gutshcrrschafl , oft  auch  in  der 
Stadtverfassung,  begründetes  Recht. 

б)  Gmslkb  de  landsassialu  , lib.  I.  87.  Porvsoonv  de  jurisdict. 
germ.  p.  793.  sqq.  J.  J.  Umnbabu's  Ausführungen , I.  53  fl*. 
G.  F.  Deislis  diss.  de  singulari  custodiendonim  igninm  ciira 
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et  inspectione , Sect.  a.  V 6 ~ ß*  Sie»esiief»  Beilr.  .1.  aoy. 
Rödeb  Ton  Erb^erichten  und  Lctmvogteien , an.  Lobftuan 
a.  a.  O. , S.  5o  ff.  v.  Oülow's  u.  Hagxmami's  pracl.  Lrorler. 
Th.  1.  Num.  43.  Eqtrl's  praxis  aurca  , I.  3~6.  129J.  J.  J. 
Bfch  tr.  de  jiirisdictione  vogtejica  iininediata , 4>4*  ^5". 
EsTon's  kleine  Scliriflcn  , 111.  394.  C.  G.  Tfupffl  diss.  de 
jiirisdictione  rommunitatis.  Alt.  i~i9.  4*  ~ 1»  Absicht  auf 
den  Umfang  dieser  Dorf-  und  Geineindeberrscliafl , so  auch 
der  VogLeilichkrit , ist  in  cinxeliicn  Fällen  auf  Gesetae,  Ver- 
träge, unbestrittenes  Herkommen  und  Besilastnnd  llüeksicbt 
Bu  nehmen,  nach  der  Hegel:  tantum  possessiim  , quatilum 
praescriptum  , rel  lege,  consuetudine  aut  paeto  aequisitum. 
Lisch  diss.  de  jurisdict.  Vogthciac,  c.  3.  3.  E.  Tao- 

nss  Entiv.  d.  fuld.  Geriehtsrerfass.  (Frkf.  i~84.  8.',  x3. 

Prruis.  Publicandum  r.  18.  Jun.  1798,  die  Dorf  - u Genu  in- 
dcberrschaft  (in  den  Fürstentbüm.  Ansbach  u.  Baireiith) 
betr.  I'reuss.  Declaration  an  die  Ritterschaft  d s Für.,tenth. 
Baireuth,  t.  10.  Aug.  1801,  §.  119  — i4o.  Bairrisclr  Ver- 
ordn. T.  s5.  Dec.  1807,  die  Dorf-  11.  Gemeindeberrschaft 
in  vermischten  Orten  betr.  Rhein.  Bund , XIV.  195. 

S-  201. 

Ausserordencliche  und  particuläre  Gerichtbarkeit. 

Neben  der  ordentlichen  Gerichtbarheit,  wird  hie 
und  da  die  Gerichtbarkeit  über  besondere  Clas- 
sen  ron, Personen  oder  Sachen,  durch  ausser- 
ordentliche Gerichte  verwaltet“).  Dahin  gehö- 
ren: die  Lehn-,  Militär-,  Universitäts- , Hol'inarschall- 
anits-,  Juden-,  Gast-,  Handels-,  Wechsel-,  Markt-, 
Zunft-,  Holz-,  Forst-  und  Jagd-,  be’rgwerk-,  Was- 
ser-, Fischer-,  Geineinheits - und  Märker-,  Erbzins-, 
Feld-,  Go-  und  I\ilgeGerichte , siedeste  Gerichte  i) 
u.  d ; auch  die  so  genannten  Bauergei  ichte  r),  welche 
der  Aufsicht  des  Staates  unterworfen,  und  deren  Sen- 
tenzen, in  der  Begel,  appellabel  sind  <0.  Die  Com- 
petenz  dieser  Gerichte,  ist  nicht  von  gleichem  Um- 
fang. Einige  dürfen  sich  nur  mit  gewissen,  ausge- 
nommenen und  befreiten  Rechtssachen  beschäftigen ; 
andere  mit  allen  bürgerlichen  , wohl  auch  peinlichen 
Rechtssachen  ihrer  GerichtsUntergebenen- 
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а)  Püttfr's  Lil.  III.  §.  1140  — 43.  I<Lveta'a  Lit.  384 

acn'a  gcrichtl  Proccfs , I.  141.  i5i.  181  — >94.  Sei.chow 
dem.  juris  gcrm. 'priv.  §.668.676.899.  Pu^opoHr  de  jiiris- 
dicl.  gerin.  P.  III.  p.  616.  S99.  EjusJ.  Obas.  T.  I.  ob».  45. 
M\i.blasc  fonsprctu»  rei  ju..ici.irine , §.  io5  — i3i. 

б)  PprFSDORr  l.  c.  p.  718. 

r)  Z.  B.  ’ileierding,  Prnpstding  , Lofsgericht  ( Laetbanh ) , Ding- 
hof, Hubengcricht , Hagengericht,  Zeidelgericht , Hcrbslrrcht 
oder  Ebch.'ift,  Scbuir.eugericht , Hclfgericbt , Bülzcngcriciit, 
jlndreasgeriebt , höfigrs  Gerirht , Kohiongericbl , blauer  Mon- 
tag, Holding,  I'riedc-,  Dorf- und  Laiidgi-riclit , iVarrengerichl 
(zu  Gosselfingi'ii  in  dein  Fürstenllium  Hi'ciiingen  (SiKBrNHFrs 
neues  Jurist.  Magazin,  I.548.  ) u.  d.  m.  Gf.bihes’s  St/io/fe/iui 
illustr.  et  rontin.  r.  3.  §.  4-  Sfi.cuo>v  I.  c. 

<?)  Stbübf’s  recbtl.  Bed.  I.  a64-  Sei.chow's  Rechtsf.  Bd.  IV 
(1785),  Num.  i38,  S.  30  — 3o8.  Das  Gcgentheil  behauptet 
Ehenders.  in  s.  Neuen  Rechtsf.  Bd.  I (178"),  Num  •}. , 8. 

»33  — 3i4- 


§.  292. 

Imbesondere  geistliche  Gerichtbarkeit. 

I)  Auch  gehurt  in  diese  CIas.se  die  geistliche 
oder  kirchliche  Gerichtbarkeit,  in  dem  heutigen  en- 
gem Sinn«),  die  Rechtspflege  in  geistlichen  Sachen  &). 
II)  Das  kirchliche  GesellschaFtrecht,  allgemein  betrach- 
tet, begründet  in  dem  Staat  für  die  Kirchengesell- 
schaft  eine  eigene  Gerichtbarkeit  nicht ; wohl  aber 
die  Hierarchie  der  rümisch-kathulischen  Kirche, 
sich  stützend  auf  göttliche  Einsetzung  c).  III)  Wie- 
wohl der  LehrbegrifT  der  Evangelischen,  sowohl 
der  augsburgischen  ConfessionsVerwandten  als  auch 
der  Refomirten,  eine  eigene  kirchliche  Gerichtbarkeit 
nicht  in  Anspruch  nimmt  d),  so  wird  eine  solche  doch 
noch  oft,  gemäfs  den  frühem  Ideen  von  ihrer  Be- 
gründung durch  die  Kirchengewalt,  eigenen  Gericht.s- 
höfen,  den  Co nsi s t o r i e n , übertragen  r).  Doch 
sind  diese  nicht  nothwendig.  In  jedem  Fall,  sind  sie 
der  Justizhoheit  des  weltlichen  Regenten  unterwor- 
fen , und  bedürfen  nicht  geistlicher  Mitglieder  7 J. 
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IV)  Ehegerichtsachen  der  Evangelischen, 
betreffend  das  Bestehen  oder  die  Anflösnng  des  Ehe- 
vertrags, die  Giiltigheit  oder  ISichtgiilligheil  des  ehe- 
lichen Bandes,  sind  hentzutage  oft  den  Civil-  oder 
bürgerlichen  (also  weltlichen)  Gerichten  ühci  liageng), 
sie  werden' dann  zu  den  Kirchensachen  nicht  gerech- 
net. Bei  denjenigen  der  Katholihen,  überläfst  man 
die  Verhandlung  und  Entscheidung,  so  weil  sic  nicht 
blofs  den  bürgerlichen  Vertrag  und  dessen  Wirlinu-^ 
gen  betreffen,  fast  durchgehends  noch  dem  geistli- 
chen llichter  !•). 

a)  Das  System  der  römisch -halholisrhen  Hierarchie,  begreift 
allgemein  unter  der  geistlicluii  Gfrichtbarheit  die  ganze 
Kir<;hcngewalt , unterscheidet  aber,  in  dem  engem  Sinn, 
bei  einem  halholischen  Bischof , die  lex  iZioeceja/m  und  lex  jiirh- 
Jirticinis die  letzte  schliefst  auch  die  Rechtspflege  in  geist- 
lichen Sachen  in  sich.  Einri-'s  hathol.  Rirchenr. , Tli.  IV, 
Bd.  3.  §.  47»"  V.  SxnToai's  Staatsr.  der  t.  Erz-,  Hoch-  und 
Bitterstifter,  Bd.  II,  Th.  2.,  Absclin.  1,  §.  17.1 
t)  Noch  fehlt  eine  feste  Bestimmung  des  Begriffs  der  geist- 
lichen Rechtssachen.  ScHSACBKBr's  Beitr.  I.  77  ff.  Ci.öcb's 
Erläut.  d.  Panderten , III.  V *9^-  Eicrhas^'s  Erklärungen 
des  biirgerl.  Rechtes  , Th.  V,  S.  87  — 3i8.  Micui.’s  Rirchenr., 
99.  — V'crgl.  haier.  Concordat  v.  1717,  Art  XII,  lit.  c, 
u.  haier,  Edict  über  die  äussern  Rechtsverhältnisse  der  Ein- 
wohner, in  Beziehung  auf  Religion  u.  kirchl.  Oesellschaflen, 
V.  76.  Mai  1818  (als  Beilage  7 zu  der  Verfafs.  l rk. ) , §.  h7  ff. 

e)  RiFGcra  instit.  jurisprud.  crcles.  P.  II,  lib.  7.  §,  öo3.  J.  C, 
Mxjza's  geistl.  Staatsr. , II.  33i  ff. 

d)  Augsb.  Confession , Art.  716  u 78.  Artieuli  Schinalcaldici, 
tit.  de  potest.  et  jurisdict.  episc.  G.  L.  Böhjifb  princ.  Jiiris 
can.  §.  739.  Msjbb  a.  a.  O. 

«)  Pöttbb’s  Lit,  III.  708.  KiÜBin^s  Lit.  p.  i494.  Sifber's  ge^ 
richtl.  Procefs , i35  ff.  Pöttfb's  Erürler. , Bd.  II.  Msota 
a.  a.  O.  II.  347. 

f)  3.  H.  Böhmeb  J.  E.  P.  T.  I.  §.  63o.sqq.  SIftics  P.  IV. 
dcc.  1.  ScHVCBBiRc  priiic.  prax.  jiidic.  I.  1 9.  Sflchow  elum, 
juris  gerin.  priv.  V hya.  Pcttkii's  Rechlsf.  I.  ?i5. 

g)  Raier.  Regier.  Blatt,  1808,  N.  10.  Dorh  nicht  überall. 
■Wifse’s  Ilandb.  des  Rirchenr.,  Bd.  III,  S.  429. 

h)  Einige  schlagen  vor,  sic  ihm  noch  ferner,  aber  nicht  als 
solchem,  sondern  als  judici  a jnincipe  delegato,  zu  lassen, 
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lind  die  Appellation  an  die  landesherrlichen  Gerichte  eu 
eichen.  Michl's  Hirchenr. , §.  86.  Göania's  Kechtsfälle  , Th.  L 
Num.  i3.  — JosFK  U.  Tindicirte  die  Rechte  des  Staats  auch 
in  dieser  Hinsicht,  in  dem  Ehepatent  r.  i6.  Jan.  1788.  — 
Paternitäts  - , Alimentations  - u.  SatisfactionsKlagen  , gehören 
Tor  den  weltlichen  Richter,  überhaupt  alle  Streitigheiten, 
welche  den  bürgerlichen  Vertrag  und  dessen  Wirhungen 
betrefTen.  Baier.  Edict  r.  s6.  Mai  1818,  betr.  die  äussem 
Verhältnisse  der  Einwohner , in  Bezieh,  auf  Religion  u.hirchl. 
GesellschaAen  ( als  Beilage  1 zu  der  Verläfs.  Urh. ) , 64. 

Dagegen  s.  das  baier.  Concordat  r,  1817 , unten  Jj. 


§.  293. 

Rechtsgang.  UngebüHr liehe  Einmischung.  Cabinets- 
Instanz.  Trennung  der  Justiz  von  Verwaltung.  Oef- 

fentliches  Verfahren,  GeschwornenGerichte. 

Der  conipetcnte  Richter  ist  befugt  und  verpllich- 
tet,  7.n  ordnungsmäsiger  Untersuchung  und  Ent- 
scheidung der  Rechtshändcl  in  * allen  Instanzen 
(§.  287);  meist  auch  zu  Vollziehung  der  rcehts- 
hräftigen  Urthcilc  (jus  eugnuspendi,  decidendi  et  exe- 
quendi)  Einmischung  einer  andern  Staatsbehörde 
in  den  Rechtsgang  einer  Sache«),  findet  nur  statt,  so 
fern  solche  von  Oberrichter  Amtswegen,  nach 
Vorschrift  der  Gesetze,  oder  blofs  zu  Beförderung 
der  Rechtshülfe,  auf  Beschwerde  wegen  versag- 
ter oder  verzögerter  Justiz,  von  der  gehörigen 
Stelle  geschiehf  6).  ln  diesem  Sinn,  ist  die  Unob- 
hangigheit  des  bürgerlichen  und  peinlichen  Rich- 
teramtes, innerhalb  der  Grenzen  seines  Berufs,  zu  ' 
verstehen  c).  Wahrheit  und  Gerechtigkeit 
müssen  überall , von  dem  gehörigen  Richter , mit  Be« 
obachtung  der  gehörigen  Form,  gchandhabt  werden. 
Darum  wären,  in  einzelnen  Justizsachen,  Verfügun- 
gen oder  Rechtspflege  von  Cabinets>vegen  (C  a b i n e t s- 
In  stanz),  unzulässig  d).  Die  Rechtspflege  sollte 
überall  getrennt  seyn  von  der  V e r w a 1 1 u n g.  Noch 
ist  die  Vorzüglichkeit  des  öffentlichen  mündli- 
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chenVcrFahrens,  in  bürgerlichen  und  peinlichen 
Hechtsachen,  nicht  überall  anerkannt,  »u  wenig  als 
diejenige  der  Jury  oder  G e s ch  w o r n e n G e r i c h t e 
zu  Aussprechung  des  Schuldig  oder  Nichtschuldig , 
in  Criminal-  und  Injuriensachen  , und  bei  PrefsTcrge- 
hen/($.  417*  u.  f.). 

a)  V'on  Maehtsprüchen  , unten  %.  458. 

()  In  dem  entgrgcngrsetr.ten  Fall , ist  e*  Mi/sb rauch  derJustia. 

c)  lialfrischr  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  VIII.  3.  PVirtembergisch» 
V.  1819,  %.  93. 

d)  CabinetsJustie  ist  Unju.stic.  PüTTrn's  Lit.  III.' 483.  Hi.fiaFa's 

Lit.  383.  HLÜBfn's  kl.  jur.  Bibi.  XV'I.  194.  Principe  fonda- 
mental  des  droits  des  Sourerains  ( a Genere  1788.  gr.  8.  ) • 
T.  I.  p.  126  et  suiv.  r.  TVoth's  Sfalsr.  d.  t.  R.  Lande,  I. 
96.11.  112.  121.  Sifbfr’s  gcrlclitl.  Procefs,  I.  212  ff.  EbenJers. 
Ton  der  Macht  der  Hcichsstände  u.  Gerichlslierren , selbst 
Recht  7.U  sprechen  (Goit.  1773.  2.  Aufl.  1783.  8. ) , §.  i3o  — 
148.  Hoscheb's  R>'chtsf.  am  R.  K.  G.  III.  i55.  M.  J.  Scnica 
über  d.is  reich  .ständische  Instanzenrecbt , deren  unerlaubte 
Vervielfältigung,  u.  insbes.  r.  der  so  genannten  Cabinets- 
Instanr..  Giessen.  1802.  8.  Rhein.  Bund , XII.  4u2.  II.  E. 
G.  Paulus  Sophronizon , Heft  I ( Frankf.  1819),  Num.  V 
u.  V’I.  Wider  Gomifb  ( s.  dessen  Handb.  des  Proccsses , 
I.  I.)  s.  Gbolmskb's  Theorie  des  gcrichtl.  Verfahrens  (3. 
Ausg.  1810 ) , 35. 

S.  m. 

liechtsmittel.  Nichtigkeitbeschwerde,  Recurs- 

Wer  durch  das  Verfahren,  oder  die  Entscheidung 
des  Richters  sich  beschwert  glaubt , kann  durch  ge- 
setzliche, suspensive  und  devolutive,  oder  blofs  sus- 
pensive Rechtsmittel,  durch  NichtigkeitBe- 
schwerde,  auch  in  gewissen  F'ällen  durch  Recurs 
(CassationsGesurh)  an  die  gesetzgebende  Gewalt,  oder 
an  eine  von  ihr  delegirte  Behörde,  gesetzmäsige  Prü- 
fung und  Erledigung  gegründeter  Beschwerden  ver- 
anlassen «). 

«)  PSitbb’s  Lit.  470  ff.  6i3  ff.  Klübebs  Lit.  1228  ff.  1177. 
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- • S.  205. 

Regierungsseuhen.  Justizsachen  des  Regenten. 

I)  Angelegenheiten,  welche  die  Stan  tsregie* 
rung,  insonderheit  die  Ausübung  unverleihbarcr  Ho- 
heilsrechte,  unmittelbar  betrefl’en  (U  e g i e ru  n g s S a> 
eben),  sind  kein  Gegcnstaml  gerichtlicher  £i-Srte- 
rung  und  Lntsclieidung  of.  II)  Justizsache  hinge* 
gen  ist  es,  Menn  die  Rede  ist  von  Verletzung  wohl- 
erworbener Privatrechte  eines  Staatsgenossen  ; na- 
mentlich von  streitiger  Ausübung  verloihbarer  Rega- 
Heil,  von  streitigen  persönlichen  oder  dinglichen  Pri- 
Tatreihten  des  Staates  oder  des  StaatsKiscus,  von  con- 
tentiüseii  Privatsachen  des  Regenten  h)  (§.  aSy).  Der 
BegrifT  einer  Justizsache,  ist  unabhängig  von  allen 
übrigen  Verhältnissen  des  Gegenstandes. 

a)  D.  G.  Stbube  von  Rrgierungs  - und  Justizsachen.  Hildesh. 
1733.  4-  auch  als  Anhang,  in  dem  V.  Thcil  seiner  rechtl. 
Bedenken , III.  3o4.  31fvius  , P.  V.  der.  i86.  ▼.  Bülow's 

u.  Hagfmess's  prart.  Erurter.  Bd.  II , N.  ii. 
li)  Klage  über  verletzles  Privatrecht,  ist  die  einzige  wesent- 
liche Eigenschaft  , der  wahre  Charakter , wodurch  eine  Sache, 
ihrem  Gegenstand  nach,  zu  einer  Justizsache  sich  eignet. 
Gönnt b's  llandb.  des  gemeinen  Proresses  , Bd.  II,  Abli.  XXVI. 
Stbube  a.  a.  O.  §.  7 ff.  EbetiJe/s.  rechtl.  Bcd.  II.  618.  Pu- 
FENDoBF  T.  II.  ohs.  87.  §.  8.  sq.  V.  Böi-ow's  u.  IIaofmann's 
prart.  Erorter.  Bd.  I,  N.  4h.  F.  K.  Gavabd,  welches  sind 
Justizsarhf  n ? Th.  I.  Nürnb.  8.  — Von  dem  Gericht- 

uand  zwischen  Itegentcn  und  Luterthanen.  Vdrgl.  iS?. 
376.  388.  Pisteb's  Lit.  III.  499.  Hlübxb’s  Ut.  laho. 

S.  206. 

Peinliche  Gerichtharkeit. 

I)  Die  peinliche  Gerichtbarheit  «)  (Strafrechts- 
pflege, hohe  oder  Obergerichtbarkeit , Halsgericht,' 
Maleiizobrigheit,  jurisdictio  criminalis  s alta),  die 
Strafgerechtigkeitspflege  gegen  Verbrecher,  ist  ein 
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Thcil  der  Justizhoheit  — in  dieser  Hinsicht  .auch  Cri- 
minalhoheit  6)  genannt,  woTOn  §.  286  — , da  das 
Strafrecht  des  Staates  durch  den  Staatszwoch  begrün- 
det wird.  II)  Die  Grenzen  der  hohen  Gcrichtbar- 
heit,' insonderheit  weicht;.  Straffalle,  als  geringe  Fre- 
Tcl  oder  gemeine  Vergeben,  zu  der  Civil-,  Unter, 
oder  Niedergerichtbarkeit  (jurisdictio  bassa)  zu  rech- 
nen sejen , bestimmt  das  particuläre  Recht  Aus- 
serdem pllegt  man  die  peinlichen  Fälle  nach  der 
Quantität  der  Strafen  zu  bestimmen,  indem  man  da- 
hin alle  Verbrechen  rechnet,  auf  welche  Leben^s-, 
Leibes-,  oder  diesen  gleich  geachtete  Strafen  gesetzt 
sind  d)  (poena  in  thesi).  Der  Gegensatz  sind  die  Ci- 
vil-, Polizei-  und  fiscalischen  Straffälle  <). 
Jll)  Die  peinliche  Gerichtbarkeit  wird  oft  zugleich 
durch  die  ordentlichen  Civilgerichte , mit  Zuziehung 
von  Schöppen,  nicht  selten  aber  durch  eigene  bestän- 
dige C ri min  al g e richte  verwaltet. 

o)  G.  J.  F.  Matsira  princ.  juris  critn.  83  — 87.  F.  G.  Msis- 
tch's  Abb.  des  pcinl.  Processcs , Tli.  I,  Abschn.  2,  Hauptst. 
2 u.  xo  — i3.  xG.  A.  Kuü^sscbbou’s  Lehre  vou  der  peinl. 
Gerichtsbarkeit  u.  d.  pcinl.  Gerichtsstände,  mit  Riieksicht 
auf  die  rhein.  BundesActe.  Frankf.  i8n.  gr.  8.  Ebemlefs. 
u.  Kleis's  u.  Kosopah'.s  fortges,  Archiv  des  Criminalrcchts, 
Bd.  VII,  St.  3 (1810).  Geschichte  derselben  in  Teutsch- 
land  , in  KLÜora's  Geschichte  der  Gerichtslehcn , 20.  aa.  a6. 
39.  — 4?  — 5a.  55  — 62.  64  — 82.  loi.  HO.  129. 
h)  PüTTF.n's  Lit.  III.  1281  ff.  Ki.übkb's  Lit.  409  IT. 

r)  Landesgesetse , Rechtsgewohnheit,  Verträge  , Rechtssprüche, 
ImmemorialPräscription. 

d)  Quisiobp's  peinl.  Recht,  II.  §.  535.  Pöttjixnm  elem.  juris  crim. 

698.  sq.  Doatr's  Commentnr  über  d.  peinl.  Hecht , Bd.  II, 
§.  283.  PuiKsnoKF  1.  c-  p.  157.  (Koch)  Leber  Civil-  und 
CriminalStrafen  und  Verbrechen.  Giessen  1782.  8.  Glück 
a.  a.  O.  §.  195. 

t)  E.  F.  Blki>-'s  pcinl.  Recht,  §.  43.  QcisTonr  .1.  a.  O.  §.  3o, 
556,  56.|. 
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I)  Nicht  selten  ist  die  peinliche  Gerichtbarheit, 
mit  oder  ohne  die  bürgerliche,  Grundobrighei* 
ten  veilicl:en  (§.  288  f.)  , untergeordnet  der  Crimi« 
nalgevalt  des  Staates.  Seltener  steht  oder  stand  sie 
einem  fremden  Staat  als  Staatsdienstbarheit  zu«), 
oder  einer  inländischen  Gerichtsherrschaft  in  ciiicui 
fremden  JurisdictionsUezirh  desselben  Staates. . In  bei- 
den Fällen,  führt  sie  oft  den  Namen  Cent,  Fraifs, 
Fraifslichhcit , Fraisch,  fi’aifsliehe  oder  malefizischc 
Obrigkeit  i).  II)  Diese  ist  entweder  uneinge- 
schränkt (centena  illiinitata,  oumimoda,  universalis), 
oder  eingeschränkt  (limitata,  specialis),  z.  B.  auf 
die  vier  hohen  Verbrechen*  O (hohen  Wrogen,  Rügen 
oder  Wände),  oder  auf  geringere  Verbrechen,  oder 
auf  das  Recht  der  Vollziehung  schwerer  peinlicher 
Strafen  <0  (Blutbann),  oder  auf  die  peinliche  Ge- 
liehtbnrkeit  mit  Ausschlufs  dieses  Vollzichungsrech- 
tes  (hohe  Gerichtbarheit  oder  Halsgcricht  in  dem  en- 
gem Sinn).  III)  ln  keinem  Fall  ist  die  Staatshoheit 
darunter  begriffen  (§.  210). 

«)f  rrgl.  ^oben  §.  sio.  PivTsas  Lit.  III.  S3o  ff.  KlOber's  Lit. 
§.  1S91  ff.  PvrKBDOBF  I.  c.  p.  178.  i83.  369.  EbentUJs.  ani- 
madvers.  I.  16.  EacBLSRECirt  de  serrit.  juris  publ. , 102.  a38. 

2/,6.  28t).  \Vz8TruAi.'$  Staatsr.  536.  Estor's  bürgeil. 
Hfcbtsgel.,  II.  49^5.  — I)rr  Gegensatz  der  Cent,  beifst 
oft  Vogtei  oder  VogteilicUkeit , Erhgericht,  u.  d.  Decr  a.  unten 
a.  O.  34.  4oo.  WrsTPn*!.  a.  a.  O.  538. 
b)  AIossr  von  der  Landeshob.  in  Justizsachen,  60.  J.  J.  Becr 
von  d._  Obergerichtbarlieit , Ccnlgcrichten  , hohen  Maleiis 
oder  fr-'iisl.  Obrigkeit  und  Blutbann.  NUrnb.  1715.  1720.  4. 
Von  den  alten  Crntgcrichten , Wfsck’s  hess.  E.indesgcsch. 
1.  77.  Pi/wsuoRF  de  jurisdict.  p.  656.  Grcpeji’s  Obss.  4*7.  — • 
^ crgl.  Rhein.  Bund  , XXII.  229. 
f)  Koch  juris  criin.,  §.  659.  J.  P.  Kress  de  rariis  jurisdictionis 
criin.  grneribus  , c.  2.  obs.  5.  in  Pliit's  analect.  juris  crim  , 
p.  .j56. 
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</)  Von  dem  Ulnthann  , PurFxooar  de  jurisdict.  187  J.  S.  F. 
Döhmeb  iid  Cabpxot  qii.  loq.  obs.  11.  Hi.öbfu's  Geseb.  der 
Gerichtlichen,  S.  4^.  90.  91.  117.  C.  G.  Kvdfh  in  pra>-f.  ad 
C.  J.  Ebcei  BHFcnT de  serviliilibiis  juris  publ.  (1739.  p.  >4' 
aq.  103.  sq.  II.  A.  Spittlfk  in  Maofb's  reichsriUerschafll. 
Mag.-)Bin , 111.  1 ir.  Eisfxbaht's  Sl.'idt-  und  Bürgerrecht, 
116.  — Die  vormaligen  ReichsBlutbannlehen , waren  nicht 
leiten  feuda  linr  praedio  ronressa.  Muser  von  d.  t.  Rcichs- 
•tänden , ii86.  FüTTBa't  Rechuf.,  Bd.  II,  Th.  1 , S.  94.  ’ 


§.  29S. 

Bfgnadigungs-f  Abolitions  - , Asylrecht , u.  d.  Bestä- 
tigungsrecht.  Kosten  der  Peinlichkeit.  Zuchthäuser. 

I'  Das  Recht  der  Strafrer Wandlung,  der  B e- 
gnadigiing  «),  der  Niederschlagung  der  Un- 
tersuchung (Abolition),  der  Restitution,  und 
der  Asyle  c)  (Recht  der  Kreiung,  P’reistatte),  bleibt 
hent  ?.ii  Tage  der  Staatshoheit  Vorbehalten  ‘0.  R)  So 
auch  das  It  e st  a t i g u n g s r e ch  t bei  T'odesurtheilen , 
der  Recurs,  die  Nichtigheitbe8ch''erde, 
die  S u p p 1 i ca  ti  o II , die  Beru  l'uiig  r).  III)  Die  Ro- 
sten der  Peiiilichheit,  insbesondere  des  Stiaf’Ap- 
paidtes  /),  hat  meist  der  Gerichtsherr  zu  tragen.  Von 
den  (jei  ichtsuntergebenen  honiieii  solche  nur  aus  ei- 
nem besondern  Rechtsgrund,  ganz  oder  zum  Theil , 
erhüben  werden  g),  z.  D.  das  Henhergeld,  Zuchthaus- 
beil rag,  u.  d.  IV)  Hingegen  das  Recht  und  die 
I’llicht,  Zuchthäuser  zu  errichten  und  zu  erhal- 
ten, ist,  in  der  Regel,  mit  der  höchsten  Staatspolizei 
vei  buiiden  ^‘). 

<i)  «Wo  das  Gewissen  lossprirht , während  das  Gesetz  rcr- 
d.iinmt«.  Manuscrit  venu  tic  Ste-Ilülcne. 
h)  B/i'Vr.  \ erfafs.  ürh.  V.  1818 , \’III.  4-  f-J'irtemhergisehe  , 18x9, 
§.  97  u.  lo5.  Il'läbiirgliaiitiicl  r , 1818  , §.  53. 

»)  PIttfb's  Eit.  III.  5.  1288.  Ri-vbibs  Lit.  S.  4*3.  Mosfb's 
Staalsr.  V.  286.  Ehemlfrs.  von  Gnadensarhen , 84-  I’fef- 
FisGFB  V'itriar.  illustr.  III.  1254  — 1271.  De  Sflchow  dein, 
juris  publ. , §.  370,  3.  Th.  B.  Uelfbicui  von  den  Asylen. 
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Hof  i8oi.  4<  Die  Asyle  sind  aufgehoben,  durch  Verord- 
nungen, in  Ansbach  und  Baireuth  , t.  i3.  Mai  u.  4- dun.  1799, 
in  Buden  durch  das  vierte  OrganisationsEdict  v.  14.  Fchr.  i8o3, 

14  ( in  ff’if-trniberg  durch  Verordn,  t.  a8.  31ai  1804. 

</)  Die  Ausübung  dieser  Rechte  setr.t , in  jedem  Fall,  staats- 
erhebliciic  Ursachen  voraus.  Mosra  von  Guadensaclien , 63. 

(yr.  'JO.  G.  R.  Bkc»a5!«  diss.  de  aequitate  privilegii  odiosi 
(Goelt.  1750),  §.  3,  not.  p.  10.  Klüber's  hl.  jur.  Biblioth. 
XVII.  90.  Rttssio's  Politik , 193.  Miorl's  Rircbenr. , §.  60. 

Jos.  OanevER  ▼.  d.  Begnadigungsrechte.  Wien  1799.  8.  Vcrgl.  > 
Kants  Rechtslehre  , S.  206.  PlrrrEa's  Lit.  III.  Ö21  ff.  Klü- 
beh's  Lit.  1281  ff.  — Vergl.  oben  V ebendas. 

Note  a. 

()  G M.  Webts  diss.  de  appellatione  in  causis  criminalibus 
(Bamb.  i8o3),  §.  12.  C.  L.  Badbittcl's  Bemerkungen  über 
die  Berufung  in  Strafsachen.  Mannh.  1806.  8.  Fevfbbach's 
Lehrb.  des  peinl.  Rechts , 643.  Göbbib's  Ilandb.  des  Pro- 

cesses , Bd.  III,  N.  4<>- 

/)  Das  Recht,  peinliche  Richtplätze , Rabenstein,  Galgen  und 
Rad,  Schandpfahl  u.  d.  Bu  errichten  und  zu  unterhalten,  ist  f 
mit  der  vollen  peinlichen  Gerichtbarkeit , auch  mit  dem  Blut- 
bann , verbunden.  Böbmib  ad  CABrzov.  qu.  109.  obs.  7. 
QvisTOBr  a.  a.  O.  II.  788.  Dorn  a.  a.  O.  II.  3oo.  Jo. 
Paol.  Endteb  diss.  de  syinbolica  possessione  jurisdiclionis 
crim.  Altd.  1712.  4- 

g)  Quistobf  a.  a.  O.  566.  J.  F.  G.  Exmebicb  über  die  Pro- 
cefskosten,  Th.  II.  S.  i35.  i4o.  »5i  ff.  Pütteb’s  Rechtsf. 

Bd.  III,  Th.  3,  S.  637.  Eben.Iess.  Lit.  III.  532.  Riübk’s 
Lit.  4-  I294- 

h)  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Polizeisachen,  114.  v.  Cra- 
■kr's  Wetzlar.  Nebenst.  Th.  i3 , S.  1.  G.  J.  F.  Mfister’s 
pract.  Bemerkungen,  I.  34*  Pütter's  Lit.  III.  334*  Klübbr's 
Lit.  1114. 


s.  299. 

Freiwillige  Gerichtbarkeit. 

Nicht  nur  für  gegenwärtige  Streitigkeiten,  son- 
dern auch  eu  Verhütung  möglicher  Rechtsverle- 
tzungen und  Streitigkeiten , ist  der  Regent  berech- 
tigt, Verfügungen  zu  machen;  Verfügungen  für  die 
Vollziehungsart  mancher  Rechtsgeschäfte  unter  obrig- 
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keitlicher  Mitwirkung,  und  für  Yormundschaften.  Die 
Befugnifs  zu  der  gesetzlichen  Verfahrungsweise  in 
Angelegenheiten  dieser  Art,  bald  mit,  bald  ohne  Prü- 
fung der  Umstände  (causae  cognitio),  heifst  freiwil- 
lige Gerichtbai  heit  o)  (Gerichtbarkeit  in  nicht  strei- 
tigen Sachen,  Rechtspolizei,  Rechtsfürsorge,  juris- 
dictio  civilis  voluntaria) , in  dem  Gegensatz  der  con- 
tentiosen.  Meist  ist  sie  den  ordentlichen  Civilgerich- 
ten  .übertragen  1>).  Doch  sind  zu  Verwaltung  der 
Obervormundschaft  <^)  (tntela  regia,  sublimis  s. 
suprema),  hie  und  da  eigene  Behörden,  Pupillen-, 
Tutelar  - oder  WaisenCollegien  oder  Deputationen , 
bestelltet).  So  auch  für  das  Hypothekenwesen. 
Aus  dein  Recht  der  Obervormundsebaft,  llicfst  die 
Befugnifs  des  Staatsoberhauptes,  den  Mangel  der  in 
Rechtsgeschäften  gesetzmäsig  erforderlichen  Ein- 
willigung der  Pilegbefohlenen  und  derjenigen, 
* welche  widerrechtlich  ihre  Einwilligung  versagen, 
ihrem  und  des  Staatsinteresse  gemäfs,  durch  Staats- 
einwilligung zu  ersetzen  (potestas  suppletoria). 

a)  C.  G.  Hofxxks  diss.  de  origine  jurisdictionis  voluntariae, 
ex  principiis  jurisprud.  rom.  et  usu  Germaniae.  Francof.  1717. 
IloFxcKxa  princ.  juris  civ.  ill.  4^06.  Glüch's  Erlaut.  der 
Pandccten , III.  $.  1^  f.  J.  Claphoth  von  freiwill.  l^erichts- 
handluugen.  Gott.  1789.  8.  ( v.  Tbützschleb's  ) Anweis,  eu 

Abfass,  recht!.  Aufsätze , insonderheit  über  Handl.  der  will- 
kUhrl.  Gerichtbarkeit.  Th.  I.  u.  II.  Leipz.  1783.  1784.  8. 
Vierte  Aufl.  1801.  8.  Güsszn's  Uandb.  des  Processes  , Bd.  II, 
Num.  XXVI,  §.  10  u.  2a.  Khüll's  Prüfungen  einzelner  Theile 
des  bfirgerl.  Rechts,  Bd.  I (1802),  Num.  1.  J.  P.  y.  Sens- 
BVBO  Uber  die  Verwalt,  der  willkührl.  Gerichtsbarkeit.  Carlsr. 
>8ai.  8. 

h)  PtrrEHooBP  de  jurisdict.  Germ.  p.  5a3.  EIbtel's  praxis  aurea, 
c.  20.  obs.  I.  — Einer  der  wichtigsten  Gegenstände,  ist  das 
Depositen Credit-  lutd  Hypotheke nivesen.  Fischkb's  Ca- 
ineral-  u.  Polizeirecht,  III.  317.  365  u.  368. 
c)  S.  F.  WiLLEXBEBO  de  supremo  orphanorum  tulore.  Gedau. 
1721,  und  in  dessen  Excrc.  II.  877.  J..  G.  Hrtb'eccivs  de  Su- 
prema principum  magistratuumque  tutela.  Hai.  1780.  und 
• in  dessen  Opbr.  II.  713. 

J)  Selchow  elem.  juris  germ.  priv. , $.  5o4» 
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r)  Ver^.  J.  Crn.  Bbetkr  dis«,  de  potestate  Augustissimi  sup- 
plctoria.  Tub.  177a.  4- 


XI.  G a p i t e 1. 
Polizeigewait. 


S.  300. 

In  den  Staatsbciugiiisscn  liegt  die  Polizeige- 
n)  , das  Recht  der  besoudern  Sorge  für  Sicher- 
heit . für  l)iirgcrlicl»e  Ordnung  , Cultur  und  Wohl- 
stand der  Stautsgenossen , ausserhalb  der  zu  andern 
besondern  Hoheitsrechten  gehörigen  Fälle  i>).  Die 
Polizei  , sich  beziehend  auf  alle  Zweige 

der  Staatsregierung , ist  von  eben  so  grofsem  U in- 
fang,  als  Einilufs  auf  den  Staatszweck  und  das 
Woblscyn  der  Staatsgenossen  c). 

n)  Scbrirten  in  Pötteb's  Lit.lII.  535  ff.  Rlöbxb's  I.it.  ^.129711. 
C.  ü.  Rossig's  Literatur  der  Polizei  und  Kameralistik.  Th.  I 
u.  U.  Leipz.  1802.  8.  (auch  Chemnitz  1812.  8.  ) Traite  de  la 
police,  par  M.  Delaxabb.  £dit.  2.  Ainsterd.  1729.  4V0I.  Fol. 
Dictionnairc  universet  de  police,  par  M.  des  Essabts.  Paris 
17Ö6  — 1790.  8 Vol.  4-  Dictionnairc  de  police  , par  Alletk. 
Paris  1820.  4^ol.  6.  Moseb  too  der  Landeshoheit  in  Polizei- 
•Bchcn.  Frankf.  u.  Lpz.  1773.  Jo.  Hedelanh  initia  juris  po> 
litiae  Germanorum.  Nnrimb.  1757.  8.  J.  C.  C.  HünrcKB's  sy- 
stcinat.  Theorie  der  Kameralwisseuscliaften.  Halle  1777.  8. 
Ebendtss.  Anfangsgr.  der  allgem.  Staatslehre,  mit  einem  Lehr- 
begriff der  ökonomisebea  Polizei.  H.alle  1795.  8.  % . Jtsxt’s 

Polizeiwisscnsciiaft.  3.  Ausg.  r.  J.  BEcnaAs^t.  Gott.  1782.  8.  . 
C.  G.  Kössio's  Lehrh.  der  Polizeiwissenschaft.  Jena.  1786.  J. 
U.  Jubg's  Lehrb.  der  StaaUPoliseiwisseuschaft.  Leipz.  1788. 

KlttLcr’«  «ffcBtl.  Acclit.  40 
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A. Nixxans 's  Grundsätze  <1.  Staatswirthicbaft.  Th.  I.  Altona  i7ijo. 
8 V.  Soa>KN>]fLS  Grundsätze  der  Handlung,  Polizei  und  Fi- 
nanz. Siebente  verb.  Aull.  Bd.  I.  Wien  1804.  8.  H.  Hiosrs's 
A'crsuch  eines  Grundrisses  der  reinen  und  angewandten  Staats- 
Icbrc,  Abth.  II.  Itirl.  <"99.  8.  G.  H.  v.  Bkrg's  Haiulb.  des  teut- 
scben  Polizejrecbls.  liannnv.  Th.  I u.  II.  i'"99.  (2.  Aull.  i8<>2.) 
III.  1800.  (t:.  .Aull.  i8o3  . IV.  1804.  V.  1806.  VI,  Bd.  1,  1806. 
Bd.  2 u.  3.  1808.  VII.  1809.  8.  (Th.  V — ' U,  auch  unter  dem 
Titel:  Sammlung  teutseher  Polizcigcsetzc.)  BvTTK'sLeitfaden 
der  EinwohnerOrdniingslchre.  Landshut  1807. 8.  Buttf's  A er- 
such der  Begründung  c.  neuen  Systems  derPorlizeiw  i.s.semcbaft. 
Th.  I u.  II.  Landsli.  1807  u.  i8u8.  8-  J.  P.  IIahl's  llandh.  der 
Polizeiwissensriiaft.  Erl.  1808.  8.  F.beiuless.  Handb.  d Kriegs. 
Polizeisvissenscb.ift  ( SicberlieitsPolizei  während  e.  Kriegs). 
Th.  I u.  II.  Erl.  1812.  8.  J.A.D.  Höch's  Grundlinien  der  Po- 
lizeiwissenscball.  Nürnb.  1809.  8.  G.  Hisaici  Grundzüge  zu 
e.  Tiieorie  der  Polizeiwisseuschafl.  Lüneb.  1808.  8.  Nachtrag 
dazu;  ebendas.  1810.  8.  F.  A.  PpAsaES'BKBc's  Handb.  des  ko- 
iiigl.  säelis.  Polizeirechts.  Leipz.  Th.  I.  1812.  8.  A new  System 
of  polier;  by  II.  .A.  Mkbewptber.  Lond.  i8:'.  8. 
h)  Logikaliscbc  Verzveeillung , über  einen  untadclhaften  Gat- 
tungsbegrilT'  der  Polizei.  Lriszit,  Spec.  68.4.  medit.  34.  sq.  Nf.ttsi.- 
BtADT's  Samml.  kl.  jurist.  Abbandl.  (1792.8.),  S.  i5".  v.  Zn  im- 
t,r\y's  Beiträge,  1.  9Ö.  11.  92.  ScUlözpr's  Staatsgelalirth.  I.  2J. 
HeGii's  jur.  Ency  rl.  §.146.  — Sammlungen  und  literarische  No- 
tizen von  dem  Begriff:  Bf.''i8f>  a.  a.  O.  II.  §.  219.  Harti.hii  >• 
in  der  .Tiistiz-  und  Polizeifnnia,  i8b3,  )!d.  II.  v.  Brnu  a.  11.  O. 
I.  4 ff.  11.  1\'.  19  ff.  V.  Ukais  in  den  Blättern  liir  Polizei  und 
Kultur,  i8«3.  St.  •^,  S.  5"<>.  Lotz  a.  unten  a.  O.  S.  i8-~3*. 
V.  /.*sgf:s  a.  unten  a.  O.  S.  8 — 11.  Uebrici  a.  a.O.,  S.  1 — 68, 
8211.  i4>.  Allgein.  KaraeralCorrespondrnt,  1808,  Nuni.  6i. 
Schkbf's  allgem.  Archiv  der  Gesundheitspolizei,  Bd.  1,  S.  44. 
c)  J.  E’.  E.  Lutz  über  den  Begriff  der  Polizei  und  den  Uiulang  der 
Staatspolizeigewalt.  Hildburgh.  1807.  8.  lieber  das  Prineip, 
die  Grenzen  u.  d.  Einfang  der  Polizei.  Leipz.  1808.  8.  C.  G. 
Röbsig's  Politik,  211  ff.  Nikhabn  a.  a.  O.  I.  11  ff.  38 — 4”.  1)f- 

LASARE  a. a.O.  1.  4*  Hzohahb  1.  c.  4>i>  W.  J.  Bfur's  Ver- 
fassung und  Verwaltung  des  Staats,  Bd.I,  Hella  (Nürnb.  1812. 
8.),  Num.  II.  Harti.fbfis's  allgem.  Justiz  - u.  PolizeiBlätter, 
Sept.  1811,  Num.  loi.  — Wie  überhaupt  in  dem  Regieren,  also 
giebt  es  auch  in  Absicht  auf  die  Thätigkeit  der  Polizei , ein 
Zuviel.  J.  L.  Schwarz  System  der  unvernünftigen  Polizei. 
Basel  179".  8.  Von  dem  Milsbrauch  der  FremdenPolitei,  s. 
Klvbfr's  Lebersicht  der  diploin.  Verbandl.  des  wiener Congr., 
S.  i3o,  Nute  *. 
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Polizeigewalt. 


S.  301. 

Hauptgegenstände  der  Staatspolizei. 

Die  Staatspolizei,  entgegengesetzt  der  PrU 
▼ atConyentionalPolizei  l'ün  Priratgesellschal'ten, 
hat  zwei  Hauptgegenstaiide  «):  Sicherheit  und 

Wohlfahrt  oder  \ ervollkommnung  dei-  btaatsgenos- 
sen.  Die  S i ch  e rh  e i t P u 1 i z e i ) dient,  wider 
Rechtsverletzungen  und  schädliche  Ereignisse , ilic 
von  der  Natur,  oder  sonst  veranlafst  weiden  r).  Die 
Bestinimuiig  der  Wohlfahrt-  oder  Vervollhomm- 
iiungsPolizei  ist,  Erlangung  und  Erhöhung  des  phy- 
sischen, sittlichen  und  geistigen  Gesellschaftwuhls. 

Die  erste  ist,  S t a a t sP  o 1 i z ei  in  dein  engem  Sinn, 
wegen  ihrer  unmittelbaren  Beziehung  auf  den  Staats- 
zweck: die  andere  ist,  S t a a t s g e s c 1 1 sc  h a ft  Polizei.  ' 
wegen  ihres  mittelbaren  Verhältnisses  zu  dem  Staats- 
zweck, und  ihrer  unmittelbaren  Beziehung  auf  das 
Wohl  der  allgemeinen  Gesellschaft  der  Einwohner  in 
dem  Staat  (des  gemeinen  \\  esens  oder  der  Gesainmt- 
heit  der  Landeseinwohner) , wobei  der  Regent  indi- 
rect,  als  tebernehmer  der  GesellschaftUireciion , zu 
handeln  befugt  und  verpllichtet  ist  </), 


a)  Dir  Scliriflstrllcr  nrirhen  Inder  ^hthtilnn»  der  Polizei  sehr 
ab.  Einige  untcrsrbrl'len  Sicherheit  , Vormundschaft-,  Ge- 
sundheit-, Grenz-,  Revolkcrungs-,  Gewerb-  und  Handiungs-, 
Strafsen-  u.  Flufs-,  Jagd-  und  ForstPolizei , u.d.iii.  \ ergl. 
Note  d. 

b)  Noch  in  dem  XVI.  Jahrhundert,  auf  dem  teutschen  llclchs- 
tage  ßumoriachen,  der  Polizcidirector  Rumormeisier  genannt. 

^ c)  Diese  Art  der  Polizei  ist  entweder  öffentliche,  oAvr  seheime, 
diese  auch  allgemeine  (police  generale)  genannt.  — /u  dem 
mifslichen  Versuch  der  Allwissenheit,  wird  die  geheime  Po- 
lizei da  verleitet,  wo  man  sich  nichts  Gutes  bewiifst  ist.  Von 
der  geheimen  Polizei  , in  der  Allg.  Polizei  - und  Justizfama, 
Mai  i8o6,Num.57— 5i)-  Beherzigungen  vor  dem  wiener  Gongrefs 
(i8i4-8.),  8.  zy— 19.  C.F.  W.  GaivKi-L  über  höhere,  geheime  11. 
SichcrheitsPolizci.llinenau  i8zo.  8.  Die  allgemeine  (gi-hcimc)  Po- 
lizeidea  französischen  Reichs  unter  Napoleon;  in  den  Dupeches 
etlettres  interceptecs  etc.  Premiere  Partie.  Au  mois  de  fevrier 
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i8i4.  u.  in  e.  Auszug  in  C.  D.  Voss  Zeiten,  Jahrg.  i8i4.  St.  3, 

S.  36t  ff.  St.  4,  S.  yfiff.  Von  derselben  s.  aueh  D^■L*c^\t  ns  - 
HoiSKi.ccAS,  in  der  Minerva,  April  i8i3,  S.  55 — 97.  Vergl.  auch. 
Die  entlarvte  hohe  u.  geheime  Polizei  des  zerstörten  Hünig- 
reichs  4Vcstphalen.  1814.  8.  — Geheime  Polizeischrifl , in 
Klübkji’s  Krjptograpbih , 8.39a. 

d)  Vergl.  Habt's  Kechtslehre,  186.  C.  Scblözeb's  Staatsgelahrt- 
heil, 18 ff.  — Für  die  verschiedenen  Gegenstände  der  Polizci- 
thäligheit,  wählen  Andere  die  Eintheilung  in  Zuan«-  u.  Hulf- 
Folizci.  Lotz  a.  a.  O.  89  f.  Oder  in  Sicherheit-  und  l'ollkom- 
men/icifPoHzei.  He>kici  a.  n.  U. , S.  397  f.  — In  anderer  Hin- 
sicht, unterscheidet  man  Personal-  und  EigrnthninjPolizei. 


S-  302. 

Ahtheiluugen  der  f'T'ohlJahrtPolizei. 

Die  Wohlfahrt-  oder  S taa  t s ge  s c 1 Is  ch  a f t- 
P01 12  ei,  hat  drei  Abthciluiigcn  : i)BeTolh'crungs- 
und  GesundheitPoliz, ci,  zu  Vermehrung  und  Er- 
haltung der  Einwohner,  uiiJ  zu  Abwehrung  der  phy- 
^ sischen  Hindernisse  ihres  Wohlseyns  »),  2)  Die  Sit- 

ten-, Erziehungs-  und  Unterrich  tPol  izei,  zu 
Beförderung  der  sittlichen,  geistigen  un<|  artistischen 
Cultur  i).  3)  Gewerb-  und  Indust riePolizei 

(Polizei  der  StaatsNationalWirlhschafl) , zu  Erleich- 
terung und  Vermehrung  der  Erwerbmiltel.  Dahin 
gehört:  die  öhonomischc  Polizei,  zu  Beförderung 
aller  herrorbringenden  Gewerbe  r)  (Polizei  der  Laud- 
wirthschaft  oder  UrProduction)  j die  Manufactur- 
PoHzei , zu  Beförderung  aller  verarbeitenden  oder 
formgebenden  Gewerbe  (Polizei  der  Fabriken,  Manu- 
facturen  und  Handwerke,  oder  der  industriellen  Pro- 
duction); die  Ha  nd  1 u ngsPolizei,  zu  Beförderung 
des  Umsatzes  und  Vertriebs  der  einheimischen  und 
verarbeiteten  Erzeugnisse,  und  zu  Leitung  der  Lie- 
ferung fremder  Waaren,  zu  dem  gemeinen  Besten.  , 

a)  Staatsanstaltrn  für  Gesnndheilpflege , Behörden  u.  Beamte, 
Vorkehrungen  wider  Seuchen,  Hungersnoth  u.  d.  — Frucht- 
oder  Gclreidesperre. 
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%")  G.B,  Atrsb  diss.  de  S.  R.  I.  princip«  politiam  circa  sludia  et 
commercia  civium  rite  adomante.  G6tt.  1745.  Hxuxasa's  GcUt 
der  Gesetse  der  TeuUcben,  64  f. 
e)  3.  P.  FxAitH's  System  der  landwirthscbaftlichcn  Polizei.  Tb. 

1 — III.  Lpz.  it8()  u.  1791.  8.  Scai.özu's  Staatsgelabrtb.  Th.I, 
S.  19  t'. 

s.  303. 

Politische  und  geographische  Abtheilung  der  Poli%ei.  - 

I)  Die  höchste,  hohe  oder  höhere  Staats-^ 
Polizei  (Polizeihoheit,  OberPolizei,  jus  politiao 
sublimis),  ist  pberall  dem  Sourcrain  Torbchalten,  die 
niedere  oder  untergeordnete  (Polizeigerechtigbeit, 
UnterPolizei,  jus  politiae  subordinatae)  oft  Grund. 
Obrigkeiten,  Standes-  oder  Grundherren,  auch  städti- 
schen Corporationen  »)  bleibend  verliehen,  sonst  aber, 
in  der  Regel,  Staatsbeamten  von  dem  Regenten  un- 
mittelbar zur  Verwaltung  übertragen.  11)  Die  Staats- 
Polizei  erstreckt  sich  bald  über  das  ganze  Staatsge- 
biet (allgemeine),  bald  nur  über  einen  Theil  des- 
selben (p a r t ic u 1 är e),  z.  D.  Provinzial-,  Kreis-,  De-, 
partement-,  Bezirk-  oder  District-,  Standesherrschaft- 
und  ÄmtPolizei,  Stadt-,  Dorf-  oder  OrtsPolizei,  n.  d.^). 
111  > Viele  Gegenstände  gehören  der  StaatsPoli/.ei  aus- 
schliefsend  (privative)  an:  andere  schlagen  zu- 
gleich, mehr  oder  weniger,  in  andere  Hoheit s- 
r echte  ein  (cumulative,  vermischte),  z.  B.  in  die 
CriminalPolizei  , welche  die  Wirksamkeit  der  Crinii- 
nalgewalt  unterstützt,  KirchenPolizei , RechtsPoHzei 
(§.  299),  u.  a.  IV)  W'as  von  Polizeigegenständen, 
ohne  Nachlheil  des  Ganzen,  den  Gemeinden  und  an- 
dern Gesellschaften  im  Staat  überlassen  seyn  kann, 
sollte  nie  iu  den  unmittelbaren  Kreis  der  Staatspoli- 
zei gezogen  werden. 

a)  J.D.  erste  Gründe  von  dam  Polieeireehte  mit- 

telbarer Städte ; in  dessen  Sammlung  kleiner  Jurist.  Akbandl. 
(1791),  Niiin.  VTI.  Mevius,  P.  I.  dee.  55.  Muser  a.  a.  U.  5. 
SiRiGiR  u.  V.  Brro  über  d.  Unterschied  zwischen  hoher  u.  >ii«- 
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Wrrfr  Polisel  i in  d.  Rhein.  Bund,  l.  78ff.  V.  »i3. 1*9.  VI.38q< 
X.  II -3o.  XVI.  69.  XIX.  47. 
i)  WitEx't  Handb.  der  Siaatswirihsch. , Th.  I,  S.  75  f. 

s.  304. 

Polizei  gesetzt  und  VerJ-ügungen, 

I 

I)  Die  höhere  PoHzeiGesetzgebunga),  ist 
Sache  der  gesetzgebenden  Gewalt  1>).  Einzelne  Ver. 
fugungen,  zumal  provisorische,  zu  erlassen,  gehört 
meist  zu  der  Befugnifs  der  provinzialen  und  localen 
Polizeibehörden.  II)  Gewöhnlich  sind  Städte  c)  und 
andere  Corporationen  d)^  Standes-  und  Grundherren, 
denen  die  niedere  Polizei  verliehen  ist,  befugt,  in- 
nerhalb der  Grenzen  ihres  Geschäfthreises , Polizei- 
Verordnungen  von  bestimmter  Art  zu  erlassen,  inson- 
derheit solche  vorschreibende  und  vollziehende,  wel- 
che, zumal  in  eilenden  Fällen,  der  Zweck  ihres  obrig- 
keitlichen Berufs  unzweifelhaft  gebietet. 

a)  V.  Rrxs  a.  a.  O.  Th.  1,  Ruch  I,  Abschn.  5.  Mosra  a.  a.  O. 
S,  iitr.  Hevvsv!«  1.  c.  V ^7*  — Dcu  ältrrn  Polixrlordnuogen 
wurden,  da  man  unter  der  Land.cspoIizci  die  ganze  Staatsre- 
gierimg  begriff,  oft  Gesel/.e  über  Gegenstände  des  l'ri\atrech- 
les  eingemischt.  Sxlchuw  elem.  juris  genn.,  V tO-  Rrsor's  t. 
Privalr.  %.  4h-  — Verzeichnisse  von  PoUzeiorJnungrn , hei 
Hedxasin  1.  c.  IO  — 44-  m 3.  B.  Hoffvb’s  Beitr.ägen  zudem 
' Poliseirecht  (1764.  8.),  i35— soi.  Sammlungen L.  B»a- 
oiri  Sainml.  tcutschcr  Ijandesgesetae,  welche  das  Poliaei-  und 
Camerahvesen  zum  Gegenstände  haben.  Th.  I — IX.  Gott. 
1781  — 1791.  4«  Ebemlrss.  Polizei-  u.  CameralMagazin.  Th. 
1 — 9.  Frhf.  a.  M.  1767—74.  u.  neues  P.  u.  C.  M.ag.ixin.  Th. 
1 II.  1.  Loipz.  1773.  i—'G.  4-  Brao  a.  a,  O.  Th.V.  11.  VI 
.(auch  unter  dem  Titel:  Sammlung  teutschcr  Poli/.i'igesrtze) 
C.  H.  L.  W.  Srii-i.vB's  V.  jVIiTTFBui  ae.'s  Saininliing  neuerer  Poli- 
r.eigcscUe.  Cob.  1793.  4-  A.  H.  Hofhmx's  Magazin  der  Polizei 
u.  innern  Sia.Ttswirtlisch.sft.  Hainh.  u.  Mainz,  i.ii.  i.  Heft.  1804. 
8.  Tn.  B.  HsBTMBrM's  allgem.  .lustiz-  u.  Polizeifama,  Tiib. 
<scit  i8o3  . Eheitilesi.  Allgem.  Polizeiblätter.  Tiib.  1808.  Gho- 
^^B■s  u.  Hvbti.ebI‘.>'8  allgem.  Archiv  für  Sicherhcils-  und  Ar- 
menpflege. A.  Blätter  für  Polizei  und  Biiltiir.  Tüb. 

(seit  180a)  8.  Baieriiche  FulizciOrganisatiousEdicto  u.  In- 
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strurtioncn  Ton  1808,  in  d.  baier.  Rogier.  Bl.itt,  11.  im  Ausciig 
in  Hochs  angef.  Grundlinien,  S.  n\  ff. 

2>)  L.  11.  Jacob's  Grund*ätBC  der  Foliaeigesetzgcbung  11.  der  Po- 
lizciAnstalten.  aBände.  Halle  1809.  8.  ScHMuKXA.fTi'La.a. O. II. 
fM)f.  HronAX!»  1.  c.  §.  38.  FicHxr’s  Grundbige  des  Nalnrrcch- 
Ics,  II.  i44-  Tittäans’s  Strafrechtswisaenselmft,  ^.11.  IlurK 
LA\n's  Beiträge,  II.  >4>  Lots  a.a.  O.  S.  4nlL  Anders,  v.  Kahu 
a.  n.  O.  I.  i5.  — Benutsung  der  latclligeusbliiiter  7.U  Polizei' 
Verfügungen.  — Von  der  Concurrenz  der  LaiuiscänJe  beider 
Polizeigesetsgebung , oben  §.  ai48'-  u.  Mo.skh  a.  a.  O.  7, 
T.  Brne's  KeclitsfSlIc  , Th.  III , IVum.  4- 
c)  Hicciui  von  Stadtgesetzen,  II.  38i— 4<'*-  NrTTaiBiAnr  a.a.O. 
Lktsth  Sp.  8.  m.  a.  WnrrnsR  P.  IX.  oba.  i44*  Stbobs's  Mo- 
benst.  I.  477<  ScHHCiBsa  diss.  infra  eit.,  Scct.  II.  §.  4- 
tl)  UiroiAAMil.  c.  §.40.  Ebtbl'b  praxis  aurea.  r.  11.  obs.  3.  Von 
der  Dorf"  updl  Qemeindeherrachaft , s.  oben,  §.  Z90i, 

S-  305. 

Insb*sottdere  der  SicherheitPolizei.  Polizei Perbreeheti 
und  Strt^en, 

Es  ist  Pflicht  der  SicherheitPolinei,  durch 
Geset/.e  und  Anstalten  auf  Erschwerung  der  Verbre« 
chen,  Entdeckung  der  Verbrecher,  Vermeidung  sol- 
cher Gelegenheiten,  und  Unterlassung  solcher  Hand- 
lungen hinnuarbeiten , die  leicht  au  Bechtsverletzun- 
gen  führen.  Handlungen,  welche  bloPs  durch  Puli- 
zcigesetise  bei  Strafe  verboten  sind,  heifsen  Polissci- 
V ergehen,  und  die  von  der  Poli/.ei , den  Gesetzen 
und  Vursebriften  gernäfs,  zu  verfügenden  Strafcni 
PolizeiStrafen  a). 

a)  Meist  Geldstrafen,  üflentliche  Arbeit,  Arrest,  Privatzflehti- 
gung,  auch  wohl  Ausstellung,  Zucht*  und  Arbeithaus.  Scbei- 
DZMASTKL  a.  B.  O.  II.  67.69.  HrcMASN  1.  c.  3uo.  J.E.  F.  Lots 
über  öffentliche  Arbeitshäuser.  Hildburgli.  »8io.  8.  — Von 
Erlanun«  der  Polizeistrafen,  Rössio  a.a.O.  ai3.  — Man  un. 
terschoidet,  Ciuil-  und  PolizeiVargehen  und  CriminalPerbre- 
fha».  Vergl.  Lots  a.a.O,  S.  56,  Note. 
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S.  306. 

Grenzen  der  Polizeigewalt. 

I)  Natürliche  Freiheit  und  wohlerwor- 
bene Rechte  der  Einwohner,  sind  einer  Ein- 
schränhunfT , durch  Gebot  oder  Verbot  der  Po- 
lizeigcwalt,  nur  so  weit  unterworfen,  als  bei  der 
Sicherheitpolizei  der  Staatszwcch,  bei  der  Wohl- 
fahrtpolizei die  im  Voraus,  oder  gleichzeitig  ertheilte, 
ausdrüchliche  oder  stillschweigende  Einwilligung  der 
StaatsgesellschaftGenossen  es  gestattet  a).  H)  Unter 
gewissen  Umständen,  kann  bei  Polizei  Verfügungen 
Pflicht  zur  Entschädigung,  gegen  den  Einzelnen 
eintreten  h).  III)  Alle  Einwohner,  auch  temporäre 
Unterthanen  r) , sind  den  Staats  - und  LocalPolizei- 
gesetzen  unterworfen.  Berufung  auf  den  privilegir- 
ten  Gerichtstand,  findet  in  Polizeisachen  nicht 
statt ‘^).  IV)  Eingriffe  der  Polizei  in  andere  Hoheits- 
rechte , sind  rechtswidrig  «). 

o)  Vergl.  Lotz  a.  a.  O.  85  ff.  Ueber  das  Princip  u.  s.  w.  (s.  oben 
§.  3oo.  Note  c). 

b)  ScBCtDPKANTr.L,  II.  68.  NamsTH  I.  infra  cit.  obs.  14.  sqq.  Pa* 
rKSDoar,  T.  I.  obs.  i33. 
e)  Mosaa’s  nacbbarl.  Staatsr.  31. 

d)  Zabobk,  wird  in  Polizcisacben  auf  einen  vorzüglichen  Gc> 
richtstand  gesehen?  Giessen,  1794-  8-  IIlvbeb's  hl.  jiir.  Bib- 
lioth.  XXVI.  225.  V.  IIoaFNTHAL  1.  c.  §.  111.  II.  p.  Vstteb’s 
ünterr.  von  der  Polizei  (lySS),  470.  4?7.  v.  Josti’s  Polizeiwis- 
senschaA  (Gütt.  1782),  366.  Booxssa  in  Siobenheos  Beilr.  I. 
118.  Korr's  Nachr.  v.  hess.  Gerichten,  II.  44-  BiBirKLo  I.  c. 
1.  101. 

' e)  Bixlfzld  1.  c.  I.  101.  Vergl.  unten,  §.  3>i  f. 


s.  307. 

Polizeibehörden.  ^ 

Zu  Verwaltung  der  Polizei,  w^erden  eigene  Po- 
lizeibehörden angeordnet,  ccntr.'de , provinoiale 
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und  locale,  höhere  und  niedere;  PolizeiMinister,  Po- 
lizeiCollegien , Magistrate,  Landräthe,  Intendanten, 
Üirectoren  “) , Beamte,  Assessoren,  Polizeimcister, 
Quartiermeister,  Strassen  - oder  PolizeiAusreiter,  Po- 
lizeidiener. Bisweilen  sind  , für  die  Ortspolizei  in 
Städten,  eigene  P u 1 i z ei  CO  m m i ssi  o n e n oder  De- 
putationen &)  aus  mehrern  I>ocalBehörden  zusammen- 
gesetzt, um  alle  Stände,  und  Einwohner  einem  ge- 
meinschaftlichen PolizeiForum  zu  unterwcrien  , weil 
Einheit  des  Willens,  Leichtigheit  in  der  Ausführung, 
die  Seele  guter  Polizei  ist  c).  ^icht  selten  ist  die 
höhere  Polizei  einer  hohem  IiandesAdniinistrativBe- 
hörde,  die  niedere  irgend  einer  LocalBehurde , z.  B.- 
dem  Stadtmagistrat,  Justiz-  oder  Kammeramt,  Ge- 
richthalter, Dorfschultheissen,  u.  d.  mitübertragen'?). 

•)  Von  dem  ehemaligen  pariser  Lieutenant-general  de  police,  a. 
DcLAXtar,  I.  i-i2.  i86. 

h)  Von  Dresden,  s.  ScnniirnFn's  sächs.  Polizcirerfass.  I.  668  ff. 
VonBerlin,  s. Corp.Constit.  Marchienr.  cont.  II.  55.  V.i^i. — 
SmcHovT  elem.  juris  germ.  priv.  %.  3<>4-  4-  Willebbas»  von 

den  Pflichten  einer  städtischen  Polizei.  i76o  fol. 
r)  J.  B.  ScHWABz  angef.  Sjrsicm  (oben  3oo,  Note  rl. 

J)  (J.  F.  Vettfb's)  Oedanken  von  Einrichtung  eines  PolizeiCol* 
legii.  Franhf.  u.  Leipz.  1748.  IIkdjiasn  1.  c.  §.291  sq.  v.  Jw- 
STi  Polizeiwisseiiscli.  II.  §.  66if.  v.  Houbtbai.  1.  c.  §.  120.  sqq. 
Bbbgivs  PolizeiMagazin,  VII.  94. 


S.  308.  • 

PoUzeirecht.  Polizeigerichtbarheit.  V trfahren. 

I)  Das  Polizeirecht,  unterschieden  Ton  der 
Polizeiwissenschaft , einem  Haupttheil  der  Garacral- 
wissenschaften  , ist  der  Inbegriff  der  gesetzlich  fest- 
stehenden PolizeiBestimmungen  n).  II)  Zu  Unter- 
suchung, Beurtlicilung,  und  Ahndung  polizeiwidriger 
Handlungen,  auch  unaufgefordert,  ist  die  Polizei- 
gericht h a r h c i t bestimmt  f>);  wcfshalb  bisweilen 
die  aufsehenden  und  verwaltenden  Polizeibehörden 
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von  f]pn  richtenden  getrennt  sind  f).  III)  Summa- 
rische, oft  schleunige  Erörterung  und  Vollzie- 
hung,  mit  practischer  (leuandheit , Menschenhennt- 
iiifs,  Consequenz  und  Energie,  Vermeidung  uimützer 
Eörmlichheiteii , ziiinal  in  gei-ingfügigeii , oder  «Irin- 
gcnden  Sachen,  ist  dem  Zweck  der  Polizei  gemafs. 

d)  Hkvxahm  ].  c.  §.6.  F.  C.  J.  Fisr.Hra's  Lehrbi'^riffsnmintlichcr 
Kaineral-  und  Polizeircclite.  Tli.  1.11. 111.  Frl.  a.  <1.  Uder  1785. 
J786.  8.  r.  Berg  a.a.  O.  Th. IV,  Abih.  I.  A.  F.  Schott’*  jur. 
Lncvcl.,  §.  aoCi.  G.H.  STocKHArsFR  de  srientianini  r.'imer.iliiim 
fiiiibiu  regundis.  — Dawider  s.  Gönnfh’s  teutseb.  Slaatsp., 

3*8,  Note  a.  Hr^iBicf  a.  a.O.,  S.  i33ff. 
h)  Vcrgl.  jedoch.  Lot*  a.  a.  O.  S.  Ö4  ft’.  — ^Yertheimiaclic  Poli- 
xeiGerichtsordnung , in  lIorFZH’s  Beitr.  I.  io3.  Hlieüi.  Bund, 
L.  107. 

r)  \ ergl.  E.  F.  Bi'iENRAJir  über  die  geriebtl.  P«dl*ei,  11.  das  Ver- 
fahren der  .IIiinir.ipalCorrcelionsTribunalc ; nach  fran*.  u, 
cvesijihäl.  Gesetzen.  Braunschw.  1810.  8, 

s.  30‘L 

Ferhältnijs  der  PoUzeigewalt  zu  der  Juslizgeu'olt^ 

Ist  das  Verhallnifs  der  Polizeigewalt  zu  der  J u-  , 
'stizgewalt»),  durch  positive  Gesetze  anders  nicht 
bestimmt  &),  so  ist  1)  Einmischung  des  Richters 
unzulässig,  iii  eigentlichen  Polizeisachen,  so  fern  blofs 
von  Nothwendigkeit  oder  Zweckmäsigkeit  polizeilicher 
Anordnungen  die  Rede  ist,  der  Gegenstand  sey  mehr 
oder  weniger  erheblich  c).  II)  Bio  fs  e r W’  i d e r. 
Spruch  eines  Unteithans,  und  dessen  Einrede  ge- 
' gen  Zweck  und  Mittel,  kann  die  PolizeiEigenschaft 
einer  Sache  nicht  ändern. 

a)  Srhriften  in  Pötter's  Lit.  III.  545.  KiCreb's  Lit.  i3u5.  G.  C. 
ScBHEiDFH  (eigentlich  T.  J.  Beisharth)  dis*,  de  causariiin  po- 
litiae  et  enrum,  quac  justitiae  dicunlur,  coiillictu  et  ditTcren- 
tia.  Goclt.  1739.  ScHBinKnASTFL  a.a.O.  II.  65  f.  Hoh(sthvl 
1.  c.  §.  i'i4sqq.  Sieber’*  gerichtl.  Procefs,  I.  V i34ff.  IIeih- 
BARTH  ad  Christin,  vol.  II.  ob*,  q.  ct  <)().  Esgelbrsciit,  ob*.  5. 
I.ATSKR  Sp.634.tn.T5.  Hobbel  obs.  5ot,  Chawr’s  wc*lar.  Ke- 
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brnst.,  Th.  I,  S.  88.  TIi.  i,  S.88.  Tb.  35,  S.  i43.  Th.  44«  S.  i<>9. 
Strubx's  Unterr.  von  Regier,  u.  Justicsachen , r.  a.  7.  c.  4. 
§ a6.  V.  Bkbo  a.  a O.  Th. I,  Bucha,  Abachn-4,  S.  i3i  ff.  Lora 
a.  a.  O.  S.  16  f.  So  ff.  Heshici  a.  a.  O- , S.  ii3ff  Gönmr's 
Ilandb.  dea  gemeinen  Processea,  Bd.  II-,  Num.  XXVI.  Wider 
diesen  , s.  W.  J-  Rtaa'a  Verfassung  u.  Verwaltung  des  Staats, 
Bd. II,  Heft  1 (Nfirnb.  i8ia  8),  Num  a 
h)  Wie  in  der  preufs.  Constitution  r.  aS.  Apr.  lyiS,  in  Mvui 
G.  G.  Marchic.  T.  II.  P.  i.  p.563.  Hoiienthal  1.  c.  §.  ia8. 
r)  Selchow  elem.  jurispubl.  genn-,  §■  a79.  Anders,  PüTTtn  iiistit. 
juris  publ.  gerinan. , 334. 


s.  310. 


Fortsetzung. 

TU)  Das  Wesentliche  des  Unterschiedes  zwischen 
Justiz*  und  P o 1 i z c isacheii , liegt  tlarin,  dafs  jene 
das  uiintitlelbare  Interesse  einzelner  L'nterthancn, 
diese  auch  das  unmittelbare  Interesse  des  Staates, 
oder  der  allgemeinen  Gesellschaft  der  Kinwuhner  in 
dem  Staat  (§.  3ui)  angehen.  IVj  Es  kanti  daher  die* 
selbe  Sache,  in  verschiedener  lieziehuug,  Justiz-i 
lind  Pulizeisnehe  seyn  «),  auch  aus  einer  Polizeisache 
in  Justiz-Sache  sich  verwandeln  ($.  3ii).  V)  In  dem 
ball  unvermeidlicher  Collision  zwischen  Privat* 
und  dringendem  Staatsinteresse,  wird  in  einer  ver- 
mischten Sache,  der  Arm  des  Richters  durch  die 
Regierung  zuweilen  gelähmt^);  doch  Entschädigung 
Vorbehalten,  für  den,  der  um  des  gemeinen  Besten 
willen  leidet  (§.  3o6). 

a)  ScHEiDF.sAs TEL  .T.  a.  Q.  II.  63- 65.  Allgemeine  deutsche  Biblioth. 
Bd.  79,  St-  a,  S.  599.  — Die  Entscheidung  der  yorfnige,  über 
die  Justiz-,  oArr  PolizeiEigenschaft  einer  Sache,  gebührt  in 
Eweifclhaflen  Fallen  dem  Richter.  Neciivtb  I.  e.  obs.  i5.  Gba* 
«t.h's  wezbar.  Nebenst.  1 88.  Stbvbe  a.  a.  O.  61.  Mwies  P.  I. 
dec.  4s-  ~ Die  Prävention,  quasi  in  re  mixti  fori,  behauptet 
Hoaari-,  obs  5oi  Reg.  a.  — Im  Zweifel,  ist  eine  Sache  für  Ju- 
stizsache KU  hallen.  Hoxmtl  I.  c.  Reg.  1. 

b)  Nedbatii  I.  c.  obs.  ab.  Stbobe,  V.  lid  173.  Ehetuhss,  Enicr. 
riebt , §.  i5- 
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§.  311. 

Schlujs. 

VI)  Zu  {»cricTi  tliclj  er  Erörterung  qualificirt 
sich  eine  Polizeisache,  wenn  sie  durcli  die  vorge- 
brachte Einrede  einer  Rechtsrerletzung  , oder  durch 
Klage  über  Verletzung  wohlerworbener  Rechte,  durch 
Anfechtung  eines  Polizeigesetzes  aus  ddm  Grund 
wohlerworbener  Rechte,  durch  Klage  über  unrichtige 
Anwendung  der  Polizeigesetze,  über  Verstofs  einer 
Polizeibehörde  gegen  unzweifelhafte  Rcstinnnnng  der 
Gesetze,  oder  ücberschreitung  der  Amtsgewalt,  oder 
durch  gerichtlich  verfolgte  Befugnisse  eines  Uritten, 
in  Justizsache  sich  verw’andelt  hat«).  Doch 
hat  dieses,  in  Absicht  auf  den  Poli/.ciPunct,  in  der 
Regel,  nur  devolutive  Wirkung^').  >11)  Daher  fin- 
det auch  in  Polizeisachen,  weder  Appellation, 
noch  ein  anderes  suspensives  Rechtsmittel,  gegen 
die  Verfügungen  oder  das  Verfahren  der  Polizei 
statt  Oj  doch  Beschwerde,  und  seihst  gerichtliche 
Klage,  wenn  die  Sache,  wie  vorhin  erwähnt,  zu  dem 
Rechtsweg  geeignet  ist  d). 

it)  PöTTFB  1.  c.  ScassiBFn  cliss.  cit.  Scct.  III.  I.  3-  Vcrgl.  den 
Auszug  aus  einem  reiclishammcrgcriclitliclien  ScuatsProtocoIl, 
in  ItzBGSTaXssEa's  Briefen  über  dasStudium  cinesPracticanten 
am  n.  Hammergericlit  ( 1788.  8.) , S.  78  f.  Preufs.  V'erordn. 
wegen  verbess.  Einricht,  der  ProvinsialPolizci-  u.  Finaiiibc- 
borden,  v.  s6.Dec.  1808,  §.38ff.  J.  F.A.  C.  Necbath  diss.  de 
cognitione  et  potestatc  judiciaria , in  enusis  qiiae  politiae  no- 
mine veniunt  (Erlang.  1780.  4-  rcc.  Wetzl,  lyyi.),  obs.  3.  sqq. 
So.  •/!.  »3.  *5.  V.  ZwiKBi.F.in's  Reitr.,  II.  qo.  Gö.\s»r's  H.Tiidb. 
des  Processcs,  II.  40.  Gbolva>’s  Theorie  des  gericlit.  Ver- 
fahrens, §.-i.  — Von  dem  Verfahren  in  dergleichen  Sachen, 
NrvnATH  1.  c.  §.  7. 

h)  PÜTTF»  1.  C.  KEtTUTH  1.  C.  S.  nOt.'l. 

ct  Hfvxans  1.  c.  433.  Nevuatu  I.  c.  obs.  i.  et  t.  Zwifbi.fis's 
Beitr.ägc,  II.  loq.  Ebenäess.  vermischte  Briefe,  140.  Bnvss 
Staatskanzlei,  XXVIII.  8q.  v.  Zabgbk  s.a.O.  S.  iqif.  Iveab, 
Wfbeb  diss.  de  appellat.  irregulari,  nt  et  de  eo  qviud  justum 
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▼fl  injuttum  cct  circa  appellat.  in  causis  )>olitiac  (-Cieas.  ijib), 
Seot.  II.  p.  a3.  Caa.  Tbvxb.vch  diss.  de  non  recipicnda  appel- 
latione  in  causis  politiae.  iMarb.  1763.  l\.  Parömie:  in  Polizei- 
Sachen  gilt  keine  Appellation.  IIebtius  parocui.  38.  t in  s. 
Opusc.  Tol.  II.  Eisknbabt's  Grunds,  teiitscher  Hechte  in 
Sprichwörtern,  5io.  — Andere  halten  Poliseisachen  nicht 
schlechthin  i'iir  inappellabel.  Mkvivs,  F.  III.  dec.  i54.  Sti- 
cBow  I.  c.  AVestpuai.'s  t.  Staatsr.  356.  ScHBEistn  1.  c.  Sect.III. 

6.  — Ist  eine  Sache  schon  gerichtlit:h  verhandelt  worden, 
so  kann  die  jippeUation , unter  dem  V^urwand  einer  Polizei- 
Eigenschaft  derselben , nicht  gehindert  werden.  Decisionvs 
llasso-Cass.  II.  63a.  Csaxeu's  weular.  Nebenst.  I.  88.  Neu- 
X.ATH  1.  c.  obs.  aa.  — Sehriften  in  Hlübsb's  Lit.  §.  ia3i. 
d)  Auch  kann  nur  in  diesem  Fall,  Beschwerde  über  Justizver- 
Weigerung  bei  der  Bundesversammlung  statt  haben.  Vergl, 

S-  148*. 


* §.  312. 

Insonderheit  zu  der  Criminalgewatt, 

Die  Polizcigewalt '.unterstützt  die  Criminalge* 
Walt,  mittelbar  durch  Beförderung  der  geistigen  und 
sittlichen  Cultur,  unmittelbar  durch  Sicherheits-An- 
stalten, zu  Verhütung  der  Verbrechen,  auch  zu  schleu- 
niger Dntdcchung  und  Herbeischall'ung  der  Uebelthä- 
ter.  ^jcide  unterscheiden  sich,  in  Hinsicht  auf  Ge- 
genstände, AA'irhungsart , Mittel  zu  ihren  Zwcchen, 
Anwendung  dieser  Mittel,  und  Verfahrungsweise  »). 

«)  ScnciixiLASTCL  a.  a.  O.  II.  66.  Pancr.  Jos.  Haus  diss.  de 
poteslalis  polititiac  ct  crinünalis  nexu  et  dilTbrentia , prac- 
cipue  in  causis  criminalibus  , plen.a  criininis  probationc  de- 
iieiente,  vel  poena  Icgali  ad  scruritatem  rcip.  baud  sufB- 
cient«.  AVirceb.  4-  Vergl.  auch  Lotz  a.  a.  O.  S.63ff.  — 

Unterschied  zwischen  der  aufiehtnden  u.  Polizeigewalt , eben- 
das. S.  78  ff.  — Der , thcorcliscb  vielleicht  nie  ganz  zu  be- 
endigende , Streit  über  das  Verhältuifs  zwischen  Criminal-, 
Justiz  und  Polizei , ist  in  Frankreich , so  wie  ehedem  in 
dem  Königreich  AVfstphalen , practisch  geschlichtet  durch 
ein  Hfilfmiltel  der  neuen  Gesetzgebung , die  Corrections  - 
oder  Zuchtpolizei.  Vergl.  Kclzmiamp  angef.  oben  §.  3o8. 
JE  wcstpbäl.  Gesetse  v.  1809  u.  >810,  in  dem  Bulletin  des 
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lois  du  royaume  de  Westphalie,  >809,  n"  44i  n.  1810,  n"i3. 
Code  de  procedure  criminelle  et  correctionnelle  du  royaume 
de  Westphalie.  Cassel  >809. 


XII.  C a p i t e 1. 
Finanzhohelt. 

§.  313. 

Ueberhaupt. 

"Begriff  tu  Bestimmung  der  Finanzkoheit.  Recht  zu 
der  Finanzverwahung.  Staatsaußagen,  unterschieden 
von  Lehn-  u P atrimonial  Ah  gaben  ■ 

I)  Das  Staatseinkotnmen,  grüfstentheils  ei 
Theil  des  NationaIF.inkoniinens  «) , fliefst  aus  Sachen, 
Hechten,  und  Diensten  1>).  II)  Der  InbcgrifI' der  Staats- 
befugnisse auf  zwecbniäsige  Festsetzung,  Vertlieilung, 
Erhebung,  Verwaltung  und  Verwendung  des  Slaats- 
eiiihommens , heifst  Finanzhoheit  (Cameral- 
hoheit  , Staatsükonomie  - oder  Staatswirthschaft- 
Hoheit  O , potestas  cameralis).  III)  Die  Nation  mufs 
jährlich  aufbringen,  was  die  Staatsunstall  nothwendig 
kostet,  so  weit  die  Kosten  aus  andern  rechtmäsigen 
Finanztjuellen,  namentlich  aus  den  Domainen  ($.  uSa), 
nicht  erlangt  werden  können.  Mehr  darf  dem  Natio- 
nalvermögen durch  Auflagen  nicht  entzogen  werden; 
denn  diese  sind  nur  ein  nothwendiges  Mittel  zu  Er- 
reichung desjenigen  Zweckes,  wefshalb  die  Menschen 
in  bürgerlicher  Gesellschaft  lehen  IV)  Aus  jener 
Pflicht  entspringt  das  Recht  des  Staates,  die  Finanz- 
rerwaltung  anzuordnen  (jus  ordinandi  et  admini- 
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Strandi  aerarium  reip.) . und  die  Staatsauflagen, 
ordentliche  und  oiisserurdentliche  , zu  bestimmen 
(Hecht  der  Staatsaullagen  oder  Staatslasten,  jus  one- 
riim  8,  tiibutorum  reip.,  jus  collcctandi,  droit  d'im- 
pul).  V)  Die  öffentlichen  oder  Staalsahgaben, 
auch  obrigkeitliche  genannt,  sind  wesentlich  un- 
terschieden von  Abgaben,  welche  vermöge  der  1j c ho- 
he rrlichkeit  und  der  PatrinionialHcrrlieh- 
keit  erhoben  werden.  Diese  sind  privatrechtlieh, 
und  heifsen  thcils  L o h n a b g a b e n / ),  theils  Palri- 
m o n i a I - , auch  guts  - oder  gr  und  herrliche  Ab- 
gaben s)  ('S-  44»  ^33  a,  243  a).  VI)  Zu  den  obrig- 
keitlichen oder  Staatsabgaben  itn  w eitern  Sinn,  ge- 
hören nicht  nur  die  Steuern  aller  Art,  sondern 
auch  alle  andern  Abgaben,  wozu  die  Staats- 
hoheit berechtigt,  die  also  vermöge  eines  (eigenen, 
oder  verliehenen)  Rcgicrungsrcchtes  erhoben  wer- 
den ). 

a)  F.  C.  Ferns  über  NationalEinkumnicn.  Tüb.  i8o5.  8-  Rdssic's 
I'olitik,  S.  tiS.  — Dir  t^urllen  des  Aartona/Eii^ommens 
find:  Ackerbau,  Alauuiacliir , Handel.  — Staalswirthschitft- 
Systeme-,  1 ) d.as  plijsiokralischc  ^ökonomisclie,  landwirthsrkaft- 
liclic  oder  AgricuIturSystein) ; 2)  Jas  Iiulustrie-  (Merkantil- 
oder  Handels  und  Fabrik  ■)  System  ; 3)  das  Ockonoinie  • Indu- 
strieSyslcm  (von  Adam  Smith);  4)  das  System  der  n.itürv 
liehen  Freiheit  aller  Gewerbe  und  der  glcirhrn  Vertheiloiig 
aller  Staatslasten.  Vcrgl.  von  den  verschiedenen  Systemen. 
C.  D-  \ oss  liandb.  d.  allgem.  StanUwissensch. , in  d.  3.  T'i. 
( 1798.  8.  > A.  F.  Ldueh  über  iNationallndustrie  u.  Slaals- 
^ Wissenschaft.  Th.  1.  II.  III.  licrl.  1800  — 1804.  8.  Des  sy- 
stenies  d'econoinie  polili(|ue  ; par  Cb.  Gamlu.  T.  I et  II.  Paris 
8.  — Hauptwerke  sind : Inquiry  into  the  nature  .ind 
causes  of  the  wralth  of  nations.  By  Adax  Smith.  1 vol.  Lond. 
1774.  IX.  edit.  3 vol.  ibid.  iVeue  Ausg.  von  Plattais, 

mit  4 grofsen  HandeUCIiarten  u.  vielen  Aiuncrk.  Lond.  i8o5. 
Teuttch  übers,  v.  Oahve  u.  Dörbiks  , in  4 Bänden.  Bresl. 
i"99.  Dritte  Av.ll.  Berl.  i^iu.  3 Bände  8.  Französisch  ühen., 
mit  vielen  Zusäisen  v.  Garmaix  Gar.vikb.  Paris  1802.  5 Bände 
8.  Teutsche  Auszüge  daraus,  v.  G.  Sartorius,  Gött.  1806, 
u.  F'.  V.  CÖLLH,  Berl.  1812.  An  inquiry  into  the  nature 
and  origin  of  public  wealth  and  into  the  causes  of  its  in. 
ATease.  By  the  harl  of  Lavummdax.*.  Ediab.  1804.8.  Ttistsch. 
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ü]>ers.  Berl.  1808.  8.  H.  Stobcb's  Handb.  derNationalWirtli- 
schat'lslobre.  Aus  d.  Franz,  mit  Zusätzen  v.  H.  H.  Rav. 
3 Bände.  Hamb.  1819.  8.  K.  H.  Rau's  Zusätze  zu  Stobch's 
Cours  d’economie  politique.  'Aus  der  t.  Vebersetz.  beson- 
ders abgedruckt.  Hamb.  1810.  8.  Simondc  de  Sisbobdi  nou- 
veaux  principcs  d'economie  politique.  T.  I et  H.  Paris  1819. 
8.  ( Kacb  S.uitb's  System. ) T.  R.  Maj-tbcs  , the  principles 
of  politicai  Fconoray.  Lond.  1810.  8.  A new  Edition  , cor- 
rectcd  and  enlarged.  Ibid.  i8ao.  8.  Traduit  en  fran^ais, 
par  CossTAKTio.  Paris  1820  8.  Datid  Ricabdo,  on  the  Prin- 
ciples of  politicai  Economy  and  Taxation.  A tbird  Edition , cor- 
rcctcd.  Lond.  i8io.  8.  Auch  teulscb : D.  Ricabuo's  Grund- 
sätze der  polit.  Oekonomie,  oder  der  Staatswirthsch.  u.  der 
Besteuerung.  Nebst  erläut.  u.  krit.  Anmerk.  v.  I.  B.  Sat. 
Aus  d.  Engl.,  u.  in  Bezieh,  auf  die  Anmerk,  aus  d.  Franz., 
T.  C.  A.  ScBBiDT.  Weimar  181 1.  8.  Die  Staats wirthsebaft 
nach  Naturgesetzen.  Leipz.  1819.  8.  J.  F.  E.  I.OTZ  Handb. 
der  Staatswirlhscbaftlehre.  Bd.  I — III.  Erl.  1821  u.  1822. 
8.  — Auderc  Lehr-  und  Handbücher  über  Staatswirihschaft, 
sind  oben  i3,  Note  h,  genannt. 

l)  Jedem  Unterthan  weiset  der  Herrscher  seinen  Reihedienst 
an.  Wenn  die  Dienste  mit  Geld  vergütet  werden  , fordert 
er  jibgahen.  (engl.,  ertaiirt,  Taxen-  oder  Taxirhoheit ). 
ScBLÖzEB'sStaatsgclahrth.  L 23.  101.  — Die  Quellen  des  .Vtnntj- 
einkommens  finden  Einige  in  Fonds  (liegenden  Gründen  und 
GeldCapitalen  ) , und  in  Beiträgen  von  dem  reinen  Einkom- 
men der  Bürger.  G S.uiTORnis  Handb.  der  Staalswirihsch. 
Berl.  1796.  8.),  Andere  ia  Arbeitslohn , Capital gewinn 

und  Landrente.  Laodkbdale  a.  a.  O.  u.  Lvdzb  in  s.  Nalional- 
Industrie  (1808),  ^.38i.  ^Noch  Andere  theils  in  dem  Staats- 
vermOgen  , theils  in  so  genannten  lucrativcn  Regalien  , ins- 
besondere Steuern. 

c)  Andere  nehmen  das  fremdartige , für  sich  bestehende  Fach 
der  Polizeigewalt , in  den  Begriff  der  Finanzhoheit  auf.  An- 
dere unterscheiden  Finanz-  u.  Cameralbohcit.  C.  G.  Mössiu's 
Literatur  der  Polizei  und  Rameralistik , Th.  I u.  II.  Leipz. 
1802.  8.  J.  W.  Placidcs  Literatur  der  Staatslehre.  Abth.  1. 
Strasb.  1798.  8.  C.  D.  Voss  Einl.  in  die  Gesch.  u.  Literatur 
der  Staatswissensebaft , Th.  I u.  II.  Leipz.  1800  u.  1802.  8. 
(oder  des  oben  angef.  Handbuchs  V.  und  VI.  Th.) 

J)  Unbestimmtheit  und  Vieldeutigkeit  des  Namens  Cameral~ 
Wissenschaften.  ScBLÖzEB  a.  a.  O.  I.  23.  26.  Niebarh's  Grunds, 
der  Staatswirthsch.,  I.  iS.  17.  J.  C.  Rödigeb’s  system.tl.  Theo- 
rie der  Kameralwissensrhatfen.  Halle  1777.  8.  Sonderbare 
Definition,  in  J.  H.  R.B<>bbeb's  sämmll.  Rameralnissenschai- 
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' (Hall«'  i^^3»  8<),  S>  i8^  — S^natirdifiksttuj^  im  xveitefn 
Sion,  begreift  iVatioitalOnkonoinie,  Staatsf'inanz*  und  Poiwei* 
vrissentcbaA  unter  sich. 

<•)  ScHFiD'KuA^Tsi.'s  Stastsr.  nach  d.  Vernunft,  H.  319. 

/)  Z.  li.  Lehnzins  (ceiisiis  feudalis),  Lehndienstgeld,  Laude^ 
mium. 

• f 1 \ 

g)  Z.  B.  Grund-  u.  Bodenzinsc  (Zinse,  census , nicht  Zinsen 
, oder  CajpilalZinsen  , usurac  ) , ^leulcn,  Gülten,  liandlobn, 
Bekenntnirsgelder,  manche  Zehnten,  Frohuablüsungs- , Dienst- 
oder BeluitioiisGelder  ( 38a  b),  auch  die  aus  ehemaliger 

Leibeigenschaft  berrührenden  Abga^ben , z.  B.  Besthaupt, 
Gevyandtheil,  Bcdeinund  oder  IlcnrathConscnsgeld , mari* 
tagiuiii.  . 

k)  Sowohl  Sporteln  als  auch  GericbtStrafgeldor , die  Polisei- 
abgaben  und  PolieeiStrafJgeldcr , die  FiscalGefaüe , die  Re- 
cepiions  , Schuta  • , Concessions  - , Becognitions  - u>  Dispen* 
sationsGeldei\  < - 


s.  314 

Staats  Finanzverwaltmig. 

\ , V«  » I* 

I)  Das  Stantscinhominen  , so  weit  es  aus  dem  Nn> 
tionalEiiikommcn  fliefst,  inuTs,  in  dein  Vcilialtnils  zu 
diesem,  so  bestimmt  und  behandelt  wTJrden,  dafs  ein 
Gleichgewicht  entsteht  zwischen  rechtinäsigef 
Einnahme  und  nöthwendigeri  Ausgabe  des  Staates. 
Wogen  dieser  weseatlichcn  Bedingung  seiner  F.rhal- 
tuiigtind  seines  Wohlstandes,  ist,  in  einer 'Weisen  Stakts-' 
Organisation , die  Staats P’inanzverwaltiing^  We.* 
der  ein  is'dlirtcr  Ajppendix,  noch  die  Magd  der  übri. 
gen  Vcrwaltungszwcigc  n> sondern  ‘Vralibcr’ Mi  tttl» 
punbt  der  ganzen  Staatsverwaltung  Dds  Rdcht^ 
dieselbe  anzuordnen,  ist  daher ‘eines  der  wuchtigsten 
Hoheitsreebte,  die  Aufgabe,  eine  der  scbweisten,  die’ 
Handhabung,  dj»s  allernf.thweiidigstc.  Ilj  ln  der  Fi» 
nanzverwaltung  wird  die  Masse  des  Slaatseinhommci.s, 
nach  Verschiedenheit  des  Grupdes  seiner  Erhebung, 
des  Zwecks,  oder  der  Verwendung,,  in  verscbiedeuc 
Abtheilungen  getrennt,  z.  B.  SteuerFonds^  üaiH» 

IUiiIht*»  Hvdit.  41 
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uier*  und  DoniäneuF'uiids,  JutttiKFonds , PultKtri-  oder 
VerwaltungsFonds,  Krit^ghFuiids,  n.  d.  ■ 

l;  ' 

ti)  Ihr  lirgt  ob,  die  Sorge  für  Slaaueinnahme  (aus  Domänen, 
Steuern,  Itegalieii,  u.  s.  m,  ) \ir\A  j^usgabe  ((.nvilListc  , Civil- 
uiul  MilitärEtat , Scliulder.lllgung  , Laiulesverhesseruiig  , I.r- 
spaniug  für  Aotlifälle)  , für  S/aatsrrchnu  Igs-  und  Cassewrsen.  — 
Das  FinanzMinisIcrtuin ; in  I.odfn's  INemesis  , Bd.  XI,  S.  /|B. 
b)  Von  drin  Zeitalter  vor  Des  Cartes,  urtbeil(  Comiorcst 
(Entwurf  eines  histor.  Gemäldes  der  Eortseliritle  des  menschl. 
Geistes,  tculscb  durch  E.  I..  I’ossvi.x,  Tüb.  i”96,  S.  178): 
f'Jioch  gab  es  keine  Wissenschaft  der  StaatsOfhonomie : die 
E'ürsten  zählten  nicht 'die' Zahl  der  Menschen,  sondern  die 
der  Soldaten  j die  Fhian:  ff^issensebuft  war  nichts,  als  die 
lUtnsl,  die  Völker  zu  plündern,  ohne  sie  zum  Aufruhr  zu 
drängen,  und  die  Itegieruiigen  beschäftigten  sich  mit  dem 
Handel  nur,  um  ihn  durch  Taxen  zu  brandschatzen,  durch 
Privilegien  zu  hemmen  , oder  sicii  dessen  Monopol  streitig 
zu  luarbenv. 


S-  315. 

Finatizwissenschajt.  Grenxen  der  Finanzhoheit. 

I,  _ 1)  l>ic  Staats  Finanz  wisse  II  Schaft  lehrt  die 
4i't  und  Weise,  wie  die  zu  Bestreitung  des  Staats-^ 
aufwandes  nüthigen  (jütermassen , auf  eine  dem  all- 
gemeinen Wohlstand  möglichst  angemessene  Weise 
aufzuhringCD,  zu  verwalten,  lUnd  zu  verwenden  sind- 
II)  Die  Grenzen,  weiche,  die  Finanzhuheit  nicht, 
überschreiten  darf,  sind:  das  wahre  Bedürfnifs  des, 

Staates.,  die  Kräfte  des  Volkes,  und  die , moralische 
Scheu,  'Mittel  zu  ergreireii,  welche  auf  irgend  eine 
AiT^die  guten  Sitten  gefährden,  die  Ordnung  im  häus-, 
liehen  Lcb'en  stören,  und  den  stillen  Gat^g  der  Natur 
uiiterhrecheu  «).  i 

a)  Xicht  iu  Zahlen  uni  todtrm  Metall,  liegt  das  Geheimiiifs* 
der  Finanzkunst,  sondern  in  hr.veckuug  und  Unterhaltung 
der  Lebenswärme  em.siger  Thärigkeit.  Nicht  die  Frage  : wie- 
viel Dienste  and  Abgaben  kann  der  Unterll-an  tragen?  ist 
die  faoclisic  Aufgabe , deren  Lötung  ihr  obliegt.  — K.  D.  Uvsij 
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xum'8  deutsche  Finans^escliichte  des  MittelaUers,  Berlin 
180^.  8.  Ebendejs.  Gesrliichte  des  Ursprungs  der  Regalien 
in  Deutschland.  Frauhf  a.  d.  O.  1806.  8.  lUiciu.  Bund,  LXl. 
I — aa. 

s-  31G. 

Slaalsaußagen. 

S l a a t s au  n a g e II  machen  nölhip,  die  ^yul■de, 
die  Selliststamiigkeit , und  daa  wahre  iledürfiiifs  des 
Staates,  luilhin  theils  der  Unterhalt  des  Regen- 
ten und  seiner  P’amilie  ($.  iG8),  theils  die  allge- 
meinen und  besonderii , ordentlichen  und  ausseror- 
dentlichen Kosten  der  Staatsverwaltung«), 
insonderheit  der  Rechts-  und  Polir.ei pflege,  des  Er. 
üiehungs-  und  UiiterrichlRegals,  des  Verkehrs  mit 
auswärtigen  Staaten,  der  Schutz-  und  Vertheidigungs- 
Anstalten  gegen  Auswärtige,  der  Finanzverwaltung 
seihst,  auch  die  Staatsschulden  (§.259  1.  u.  Sei), 
die  nöthigen  Pensionen,  subsidiarisch  die  dfl'ent- 
liche  Gottes  Verehrung  (cultiis)  , die  Errichtung 
und  Unterhaltung  einer  Dispositions  Gasse  ^),  aus 
den  Bestaiidgeldern  der  Central-  oder  GeneralCasse, 
und  die  Sammlung  eines  verhältnirsmäsigen  Schat- 
zes c) , als  Nothpfennigs , eines  eisernen  oder  Re- 
serveFonds,  des  reinen  oder  NettoErtrags  der 
Stuatsanstalt , gcmafs  der  StaatsrechnüngsBilanz, 

a)  CivilListe  188)',  Civil  - und  MllilärStaatsausgabrn. 

b)  Aus  ihr  bildet  sich  ein  MeliorationsFond$ , für  diesen  ein 
JMeliorationsPlaii. 

c)  G.  SsHTonius  Ilandh.  der  Stn.-itswirthscbaA , i3i.  D.  H, 

EscaaswsYsa's  SlaatsökonoinieRcckt , io54> 

. S.  317. 


> H^ehtlichkeU  der  Außagen.  Abgaben  System, 

/ 

I)  Zu  jeder  Stantsauflage  gehören:  Rechtmiä- 
aigheit,  in  Absicht  auf  die  Art  der  Festsetzung; 
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Nothwendiglteit,  in  Hinsicht  auf  wahres  Staats* 
bedürfnifs;  Gerechtigheit,  in  Ansehung  der  be- 
steuerten Sache  oder  Person,  auch  der  Art,  Gröfse, 
Vertheilung  und  Erhebutigaform  der  Auflage,  ihrer 
Entrichtungszeit  und  ihrer  möglichen , wahrscheinli- 
chen, oder  wirklichen  Einwirkung  auf  Sittlichkeit  der 
Einwohner  und  auf  die  Bestandtheile  des  National- 
vermögens (§.  3i8,  a).  II)  Das  AbgabenSystem 
sej  berechnet  auf  das  Einkommen,  in  seiner  wah- 
ren und  eigentlichen  Gestalt,  nicht  auf  das  Vermögen 
der  Abgabepflichtigen  <>}.  Nur  der  reine  Ertrag  von 
den  Elementen  des  NationalEinkommcns  (von  Land, 
Arbeit  oder  Gewerbe,  Geldcapital),  ist  der  wahre 
Gegenstand  der,  Besteuerung  &);  nur  die  Pro- 
ducenten  sind  die  wahren  unmittelbar  Steuerpflich- 
tigen. 

a)  Nicht  auf  das  Besitztkum,  nicht  auf  seinen  Kaufpreis,  son- 
dern auf  dessen  reinen  Ertrag.  In  der  Regel  nehme  derSta.it 
nur  da , wo  auch  der  Staatsbürger  nimmt.  In  so  fern  sind 
nur  Einhommenüieile , nicht  auch  Vermogentheile , steuer- 
fähige  Objecte.  Die  Grundrente  belege  nur  die  Bodenrente, 
nicht  auch  die  CulturReiitc  , weder  Gewerbe  , noch  Arbeits- 
lohn ; und  bei  keiner  Abgabe  verl.mgo  man  eidliche  Angabe 
des  Einkommens.  II  n'y  a rien  que  la  sagesse  et  la  pru- 
deuce  doirent  plus  regier  que  cettc  portion  qu'on  dtc,  et 
rette  portion  qu'on  laisse  aux  sujets  v.  MosTES^viEti,  liv. 
XIII,  eh.  1.  — Von  Steuersystemen  ^ s.  D.  EraKSMAvra's  Vor- 
schlag zu  einem  einfachen  Steuersystem.  Heidclb.  1808.  4- 
Ehenders,  über  die  ConsumtionsSteuer.  Heidelb.  181 3.  8. 
dvL  Gr  T.  SoDEa's  NationalOekonomie , Th.  III  u.  V.  D.  F. 
Sebgeb's  Versuch  über  das  vorzüglichste  AbgabenSystem. 
Hcidelb.  i8ii.  gr.  8.  (Vergl.  AJlgcm.  KaineralKorrespon- 
dent  1811,  Num.  118  — ii3).  Jui..  Gr.  v.  Sode.n's  Staats- 
Finanz  wirthscha  ft  (oder  dessen  NationalOekonomie , Bd.  V). 
Leipz.  1811.  8.  Darstellung  der  zeitherigen  Steuersysteme 
und  Empfehlung  einer  allgem.  V'ermögenSteuer , iii.  d. 
allgem.  HaraeralHorcspondeuteu , 1808,  St.  4>  f-  Jenaische 
allgem.  Lit.  Zeit.,  1807.  u.  9 u.  10.  1809.  11.  z86  — a88.  Von 
dem  ehemaligen  königl.  westphälischen  Xhf^ihenSjitem,  ebta- 
-das.  , n.  61  f.  Bäier.  SteuerEdict  v.  i3.  Mai  1808.  Königl. 
sächs.  Mandat,  betr.  die  Einführung  eines  neuen  Abgaben- 
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Systems,  u.  e.  neuen  Grundabgabc,  insbea. , rom  9.  Juli 
1811,  in  d.  Uhein.  £und , LXV.  a37>  Pl'lrtunh.  £dict  v. 

18.  Nov.  1817.  — Das  einfachste  AbgabenSjstcm  ist  das  nas~ 
tauisehe.  Es  hat  nur  vier  Arten  der  dirccten Steuer:  Grund- 
steuer, Gcwerbstcuer , Stempel-  u.  ConfirmationsTaxen, 
Erbschnftstcuer.  Nassauisches  Edict.  v.  10.  u.  14.  Mai  1809. 
Fol.,  u.  in  d.  Rbein.  Biuid,  XXKllI  u.  XXXIV.  Sitsungs- 
Protocolle  der  landatänd.  DeputirtenV ersainnil.  des  Herxogtb. 
IS.issau  (Wiesb.  1818.  fol. ),  S.  100  ff. 
b)  Daher  Landrente  oder  Grundsteuer,  Gewerb-  oder  Patent- 
Steuer,  und  CapitalSteuer.  — Vergl.  badische  Grundsteuer- 
Ordnung.  Carlsr.  1810.  8.  Badisch»  HäuaerstcuerOrdnung. 
Carlsr.  )8ii.  8.  Badisch»  AeciseOrdnung.  Carlsr.  i8ix.  4* 
Preussische  Zoll  - u.  VerbrauchsteuerOrdn.  v.  16.  Mai  1818, 
in  d.  GesetMamml.  für  die  preufs.  Staaten,  1818,  S.  481  ff.x 
u.  Erhcbungsrolle  für  t8’V24i  ebendas.  18a i « S.  i6ä. 

§.  318. 

Fortsetzung. 

III)  Von  allen  Arten  der  Production  Cder  UrPrx>- 
duction,  der  industriellen  und  der  commerziellcn ) 
werde,  so  viel  möglich,  nur  das  reine  oder  Netto- 
Einkommen  besteuert.  IV)  Die  blofsen  Con- 
sumenten  seyen  unmittelbar  steuerfrei,  weil  sie 
den  steuerpflichtigen  GewerbCIassen  die  Torgeschos- 
sene  Steuer  in  dem  Preis  der  Producte  wieder  erstat- 
ten, also  mittelbar  steuern.  Bei  einer  allgemeinen 
Einkommensteuer,  wurden  sie  doppelt  in  die  Steuer 
gezogen  \ unmittelbar  durch  die  eigene  Anlegung, 
mittelbar  durch  Erstattung  der  von  Andern  bezahlten 
Steuer  in  dem  Preis  der  Producte.  Mathematisch 
scharf  und  gleich  , läfst  sich  keine  Steuer  für  den 
concreten  Fall  bestimmen,  aber  grobe,  den  National- 
Wohlstand  auifallend  störende  Fehler,  lassen  sich,  « 
auch  ohne  gehässige,  inquisitorische  Formen  und 
lästige  Förmlichkeiten,  rermciden.  V)  Ein  Abgaben- 
System,  welches  als  Mittel  dient  zu  Beförderung  der 
Gerechtigkeit,  der  Sittlichkeit,  der  Wohlthätigkeit, 
und  zu  möglichster  Entwickelung  der  menschlichen 
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Kriiflc,  ist  einr»  der  edelsten  Ideale  des  menschliclicn* 
Geistes«).  \'I)  Verwerflich,  in  sittlicher  und  politi- 
scher Hinsicht,  sind  die  meisten  so  genannten  indirec- 
ten  (5.  332)  Abgaben  i)  , aber  von  Vielen  wenigstens 
als  Neben  Steuer  in  Schutz  genommen,  da  wo  die 
Grund-  und  Gewerbstcuer  nicht  jeden  Steuerpflich- 
tigen trefl'en  kann,  oder  doch  nicht  so,  wie  es  dem 
Besten  des  Staates  am  gemäsesten  wäre.  Bei  Zoll 
"und  Accise,  trifft  der  Vorwurf  am  häufigsten,  theils 
die  Erstreckung  auf  Gegenstände,  deren  Befreiung 
das  wahre  Staatsintcresse  gebietet,  theils  die  Ueber- 
treibung  und  schlechte  Erhebungsart,  so  wie  die 
grofse  Anzahl  von  demoralisirten  und  demoralisireii- 
den,  für  Erhebung  und  Aufsicht  Angestellten. 

0)  Quelle  infliienre  ont  les  divrrses  cspeces  d'impüts  sur  la 
moralitp,  ractivite  rt  l'iudusirie  dra  peiiplcs?  par  M.  da 
MosTBiotr.  Paris.  ifk)8.  ö.  Teutscli  mit  .\iiinerii.  von  Wilh. 
V.  ZixxFHasKR.  Görliu  1811.  8.  Des  impositions  et  de  leur 
inlluencc  sur  l'industrie  agricole  , niaiuifacturiere  et  com- 
thcrciale  , et  sur  la  prospörite  piibliipie;  par  M.  CaniSTisR. 
Paris  1814.  8.  F.  C.  Fvldx's  Prcisschrifl  Ober  denselben 
Gegenstand,  in  dem  hannöverischen  Magtnin  r.  1807,  St. 
58  — (16.  Gotting,  geh  Ans.  i8o5,  St.  199,  u.  1807,  St.  ii5 
u.  118. 

1)  MoKTBioif  1.  c.  p.  46.  ^ ff.  82.  n3  — »6i.  3oo  ff.  Con- 
sideralions  sur  Ics  impositions  indirrvtes  ; par  C.  U.  Scbatt- 
XAKR.  Paris  1816.  4.  Bie  Nacbtkeile  der  Accise  für  den  Na- 
tionalWohlstand.  Berl.  1808.  8.  Alfgcm.  Zeitung  1817  , Num. 
S3,  S.  i3i.  FinansProben  aus  tcutschen  L.ändern;  in  Voss 
Zeiten,  1816,  St.  4*  — Nur  die,  welche  offenbare,  blofsc 
LuiusArtibel  treffen,  scheinen  eine  unzweideutige  Ausnahme 
zu  maehen.  Die  meisten  indirerten  Abgaben  treffen  nur  die 
Consumenten.  Bei  den  meisten  ist  unvermeidlich  , dafs  s-iele 
Abgabepflichtigen  sich  ihnen  ingcheim  entziehen,  oder  dafs 
viele  Personen,  welche  über  das  Gesetz  wachen  sollen, 
durch  wiederholte  Versuchungen,  käufliche  Mittel  werden, 
das  Gesetz  zu  umgehen;  die  B stcclilichkcit  dieser  verdor- 
benen Classe  , wirkt  dann  zurück  auf  die  Sittlichkeit  der 
übrigen  Unlerthanen.  Die  meisten  indirerten  Steuern  lassen 
keine  andere  Controle  zu,  als  eine  drückende,  der  Betrieb- 
samkeit, der  natürlichen  Freiheit,  dem  V^erkebr  und  der 
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Sittlirlilipit  ^rr;lirliebe.  Si»  reranlastrn,  nebrn  dirrcten 
Slri:em  aiigi‘\Tnu(lt , eine  iinpjirfacbf*  Bosteurrung  .ders.  lbcn 
Gegenstände,  und  auf  eine  hinlänglich  bestimmte  Summe  Je« 
l'irtrags,  läfst  sich  bei  ihnen  nicht  rechnen. 


s.  319. 

Finanzgeseti.  Finanxanstahen.  Oefftntlichkeit  der  ■ 
Finauxverwaltung.  • ■ • i 

I)  Die  jswcclimasige  Festsetzung , Bestimmung, 
Vei'theilung , Erhebung  und  Verwendung  der  Stnatsw  . 
aullagen,  erfordert  die  Errichtung  eines  für  einen 
bestimmten  Zeitraum  geltenden  Finanzgesetzes, 
eines  Haupt-  oder  GeneralFinanzPlans,  Etats  oder 
Voranschlags  der  in  dem  nächsten  Finanz-,  Dienst- 
oder  Verwaltungszeitraum,  theils  bestimmt,  theils 
Termuthlich  zu  erwartenden  Slaatseinnahme  und  Aus. 
gäbe  o)  (Budget).  Durch  dasselbe  wird  jede , für 
den  folgenden  RechnungsZeitraum  (Finanzjahr,  Bud- 
gctl’eriode,  esercicc),  in  dem  Staatshaushalt  als  ge- 
wisse  oder  wahrscheinlich  denkbare,  ordentliche  und 
ausserordentliche  Einnahme  und  Ausgabe,  nach  Wil-  * 
len,  Erfahrung  und  Wahrscheinlichkeit,  zum  Theil 
sogar  für  uiiTorhergesehene  Fälle,  möglichst  genau 
und  systematisch  im  Voraus  bestimmt.  Dasselbe  wird  i 
jedesmal  zu  gesetzter  Zeit,  Tor  dem  Anfang  dcsRech- 
nungsZeilraunis,  unter  Reilegung  eines  erläuternden  alU 
gemeinen  Finanzberichtes,  neu  errichtet,  mit  Re^ 
Stimmungen,  wie  solche  die  jedesmalige  Lage  des  Staates 
nothwendig  macht.  II)  Die  Pflicht,  für  genaue  Be- 
folgung des  Finanzgesetzes  zu  wachen,  macht,  ausser 
den  nüthigen  besondern  oder  S p e c i a 1 Et  a t s , nicht 
nur  zweckmäsige  Anstalten  nothwendig,.  für  Fir- 
hebung  und  Verwendung  der  Staatseinkünfte,  nament- 
lich eine  EtatsCuratel  und  eine  Rechnungs- 
kammer, sondern  erfordert  auch  bestimmte  In. 
strnction  für  Geschäftordnung,  insbesondere  Gasse- 
und  Rechnungswesen,  und  Einrichtung  der  nü- 
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thigen  ond  nutElichen  SpeoiaK  uiid  GoneralFinaniu 
Gegenaufsicht  oder  Control  e i).  III)  Oeffent- 
lichkcit  in  Finanzsachen,  zn  Gewinnung  des  hdchst 
nölhigen  Vertrauens,  ist  mit  Verstand  zu  "üben  c). 
Aber  cs  gebe  keine  Abgabe,  welche  die  Stollvcrtrc- 
ter  des  Volkes  nicht  bewilligt  haben , welche  nicht 
unTermeidliche  Ausgabe  xum  Gegenstand  Iiat,  nicht 
von  denen  allein  getragen  wird,  denen  sie  vurtheil* 
baft  ist,  und  in  dem  möglichst  richtigen  Verhallnirs 
ihres  Betrags  zu  diesem  Vorlheil.  Die  Abgabcpilich* 
tigen' müssen  bestimmt  erfahren,  wieviel,  wovon 
und  wann  sie  zu  bezahlen  haben. 

•y  Auch  Staatsfinanz - oder  Oeconoinirplan  genannt,  bestehend 
aus  einer  allgemeinen  ZoIlEinnahiiie.  und  Zoll  Ausgabe  • oder 
liigeni’. Vorschrift , in  swccluuasig  geordneter  lebersiclilj 
loi  des  finanecs,  et.Tt  provisionncl,  etat  cstimatif  ou  approii- 
malif  des  reeeltes  et  depenses  ; unterschieden  von  dem  , von 
Zeit  zu  Zeit  zu  fertigenden  i^truartonrEtar  , einer  Uebersicht 
der  augenblicidicben  l.age  der  Staatslinanzen.  Vergl,  die 
ehemalige  Constitution  du  royaume  de  Westphalie  , art.  is. 
Eliebin  in  Frankreich,  l'ctat  du  Roi  (l'etat  des  recettes  et 
depenses  qui'l  avait  d faire).  Encjclopedie  nietliodique ; 
Finanecs.  T.  II  (Paris  1785.  4.)>  p.  83  stj.  Rhein.  Bund,  L. 
ao3.  LXI.  I.  — Der  Etat  sey  vollständig  und  solid,  d.  h.  in 
seinen  Ansätzen,  nach  Gründen  der  Erfahrung,  Klugheit,  und 
Wahrscheinlichkeit,  haltbar,  weder  zu  niedrig,  noch  über- 
spannt , kein  blofses  RcchnungsExompel ; aueb  sey  darin 
für  EtatsAusfälle  binlünglich  gesorgt.  Nicht  angefüllt  mit 
alten  Mängeln , aber  auch  nicht  mit  Luftschlössern  für  die 
Zukunft,  ist  er  höchst  nothivendig,  aber  allein  nicht  hin- 
reichend, zumal  wenn  etwa  die  Verfertiger  und  Prüfer  blofscr 
Rechen-  und  OberrcelienMasehincn , Rcchenknochto , nicht 
ächte  Stantswlrthe  wären.  Fr.  v.  Scbucbmcmi’s  Ideen  über 
Finanzverbesserungen  (Tüb,  1808. ),  S.  47-  I-  G,  H.  Fzdxb's 
Lehrb.  über  Etats  und  Rechnungen,  Tüb.  1819.  4- 
b)  Ohne  ^Controlir-  und  Tabellensucht,  ohne  Schreiberei- 
Chaos  nnd  GcschäftPedanlismus  , ohne  lästige  Plackereien. 
Einfach  sey  die  l'ehuiigs  - und  Ijerrchuungsyiethodr,  Unräth- 
liih  ist  meist  die  J'crpnchtnng.  Mit  Vorsicht  und  Nutzen 
kann,  bei  solchen  Abgaben,  zu  deren  gehöriger  Einziehung 
mehr  als  blofse  Einnahme  erfordert  wird  , mit  V ermeidung 
kostbarer  Erhebungs- und  ControleAnstalten  , das  Intcrasao 
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drr  Etanelimer  durch  Antlieile  oder  Frorcntgelder  (Tantieme, 
regic  intcressec , im  Gegensatr.  der  rt-gio  comptable),  wo 
möglich  von  der  ATet/oEinniihme , um  zugleich  zu  Ersparung 
an  Ausgaben  zu  ermuntern , mit  dem  Staatsinteresse  ver- 
hnflpft  werden,  da(h  Erhöhung  des  Ertrags  durch  vermehrte 
Aufroerksamheit  bewirkt  werde , die  dann  eher , als  von 
PflichlenHeroismus,  sich  ersvartea  läfst.  — > Bei  gewissen 
Einrichtungen,  frifst  das  Heer  von  Einnehmern,  Contro- 
leuren und  Wächtern , ungefähr'  die  Hälfte  der  verrechne- 
ten  Einnahme,  und  die  ganze  unvctrcchnete.  Hier  würden 
bei  einfachen  und  mäsigen  Zoll-  und  AcciseAusätzen , bei 
Steuererhebung  durch  die  Gemeinden,  und  bei  SelbstTaxi- 
run?  der  Abgabepflichtigen,  diese  und  der  Staat  gewinnen- — 
VVirtemb.  Edict  v.  i8.  Nov,  1817,  wegen  Errichtung  einer 
StaatsControlo  u.  OberrechnungsKammer.  P.  G WÖM^^■B’8 
Handb.  über  das  Gassen-  u-  Rechnungswesen,  für  preufs- 
Beamtc.  Berl.  1797.  8.  Bobowkt's  oben  100  angef.  Werk, 
(Frhrn.  v.  Malchus)  Darstell,  der  innern  Staatsverwaltung, 
u.  der  Formen  für  die  Gcschäflsbehandbing  derselben.  Hei- 
delb. 1829.  8.  EbrnJefs.  Organismus  der  Behörden  für  die 
Staatsverwaltung.  Bd.  1 11.  H.  Heidelb.  1821.  8. 
c)  Unnöthige  Publicität  ist  an  sich  schon  nachtheilig.  Sic  erregt 
Mifstraucn,  stattZutrauen  einzuflüfsen.  Das  englische  Budget 
ist  das  wahre  Muster,  Was  darüber  hinausgeht,  istvomVcbel. 


§,  320. 

Finanz  Operationen. 

Das  Mirsverhältnirs  zwischen  Ausgabe  und  Kin- 
nahnie,  der  Ausfall  (Deficit),  mufs  in  dem  Finanz, 
gesetz  gründlich,  d.  h,  nach  Rechtsgesetzen  und  mit 
Erhaltung  des  S t a at sc r edi t s , gcdecht  werden  ») , 
am  besten  durch  MinderAusgabe , ausserdem  durch 
MehrEiniiahine  6),  oder  durch  beide;  nicht  durch 
Vorausnahrae  des  Staatscinkomraens  (Anticipation), 
nicht  durch  Auflagen,  die  der  Sittlichkeit  der  üiiter., 
thanen,  oder  ihrer  Betriebsamkeit,  ihrem  W'ohlst.Tnd, 
der  sichersten  Grundlage  der  StaatsFinanzen,  gefähr- 
lich werden  «)  ( RuinAnstalten  ) , und  durch  ein  Heer 
Ton  Einnelimcrn  und  Aufpassern  zu  kostspieliger  Ver. 
Traltang  nÜthigen,  zumal  wenn  der  Staat  eine  sehr 
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ansppdelinte  Grenze  iin<l  schmales  oder  zerstficheltes 
Binnenland  besitzt,  nicht  durch  Lotto,  Papiergeld, 
u.  d.  Die  Gerechtighcit  fordert  ein  einfaches,  zwecli- 
niäsigcs,  gerechtes  SteuerSjstem  (§.  3i7f.),  folg« 
lieh  allgemeine  SteuerBevision,  Errichtung  eines 
Lagerbachs  oder  Catasters,  und,  zu  möglichst 
glcichmasiger  Vertheilung  der  Abgaben,  billige  Aus- 
gleichung , grofse  Vorsicht  bei  SteuerErhC- 
hungen  und  neuen  Gruiidahgaben , ein  gründliches 
Er  s pa  r u ng  sSy  s t em  O 1 und  Vermeidung  des  Fi- 
nanztrugs durch  chimärische  und  poetische  Finanz- 
Pro  jecte,  unweise  Experimente,  eitle  Plusmacherei, 
Künstelei,  und  Täuschung  der  Abgabepflichtigen. 
PrivatGewerbe,  so  lang  es  an  Privatünterneh- 
in^rn  nicht  fehlt,  treibe  der  Staat  selbst  nicht,  da  er 
in  der  Regel,  sie  schlecht  treibt,  und  durch  seine 
Guncurrenz  den  Priratlleifs  druchty). 

a)  I).  H.  EscBEsasTSB  über  Staatsaufwand  und  die  Bedccliung 
desselben.  Ileidclb.  1806.  8.  F.  Nebebius  der  öifontlicbc 
Credit.  Carlsr.  1821.  8. 

i)  l'rrmehnmg  der  Einnahme  bewirlien;  verbesserte  Ordnung 
und  Controle , Beförderung  des  NationalKeicbtbums , sweck- 
inäsige  ErhuliUng  der  Abgaben.  > 

I-)  Nicht  lucri  bonus  odor  e re  qnalihet.  Der  ächte  Staatswirth 
gönnt  jedem  Bauer  Sonntags  sein  Huhn  im  Topf.  — Der  Staat 
>vi>IIe  nicht  dem  Bürger  in  den  Beutel  gurken.  — Unab- 
lösliche  Zehnten  empören  das  Gefühl  des  Grundeigenthümers, 
weil  der  Zelintlierr  die  Früchte  , selbst  die  Früchte  er- 
liüliier  Industrie  mit  ihm  theilt , weil  die  Abgabe  nicht 
Mofs  den  reinen  Ertrag  trifft,  weil  sie  unreräudert  bleibt, 
die  Ernte  falle  aus  wie  sie  wolle  , und  weil  sic  so  tingleich 
ist , dafs  sie  hier  ein  Funftlicil , dort  die  Hälfte  der  Rente 
hinwegnelinien  kann.  Unschädlicher  für  die  Cultiir , und 
minder  gehässig  wird  sie,  durch  Uebereinkunft  auf  eine  fixe 
N.stur.tlAbgabe  für  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  , oder 
auf  eine  Gnindabgabe  in  Geld,  die  von  etwa  10 zu  10  Jahren, 
nach  dein  jedesmaligen  Durchschnitlpreis  der  Erzeugnisse 
zu  bestimmen  wäre.  Vcrgl.  V’erhandlungen  der  *.  Kammer 
der  Landstände  des  GH.  Hessen,  i8xo , Heft  4>  S.  3,  75  ff., 
1)1  f.  . 

i)  Herkulisch,  zögernd  und  kostbar,  aber  nothwendig,  s« 
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b»H  !n ' «1er  alten  Struerrrrtlipilung  bedrutemle  üngleich- 
beitrn  liegen.  Was  absolut  unrerht  ist , bann  nie  vrahrhstt 
nützlich  aryn.  Weisheit  und  vertheilcnde  Gerechtigkeit , 
müssen  hier  tor^v^lt('n.  Immer  bleibAi  i ic/iti?e  5/e«»rro//en, 
selbst  bei  grofsen  Hcniitnissen  und  sehr  durchgreifenden 
Maasregeln , die  schwierigste  Aufgabe  in  der  ganzen  St.tats- 
haushaltung.  Wie  die  Ausgleichung  Torzunehmen  sey  ? 
T.  ScHCCKussK  a.  a.  O.  S.  *9  IT.  O.  y.  Abftiji's  Grunds, 
über  die  Natur  der  öfTeutlichen  Abgaben;  in  dem  Genius 
T.  Baiern , Bd.  I,  Heft  3 ( i8o3),  S.  1 — 126.  J.  P.  I'babb's 
System  der  laudwirthschartl.  Polizei,  Tb.  HI,  S.  270  If. 
G.  Sabtoiuus  Handb.  der  Slaatswirthsch. , lal  tf.  Lfobh. 
Späth  über  die  pract.  Aufnahme  der  Grundsteuer.  Nüriib. 
1809.  8.  (Vcrgl.  Heidelberger  Jahrbücher  i8io , Heft  13, 
S.  85.  ) Chftuiers.  über  GüterClassifieation  zum  Behuf  des 
SteuerBcgiilirungsGcscliäfles.  Stuttg.  1810.  8.  Kbobchv's  Aii- 
leiu  zu  Itegulirung  der  Steuern.  Giessen  1810.  8.  Dayon  u. 
dawider  s.  Gott.  gel.  Anz.  i8i3.  St.  114.  Fherulen.  über 
'die  Grundsätze  eiuer  gerechten  Iicsleueri'ng.  Hei. leib.  il!’.9.  8. 
J.  P.  H.kKL  S Handb.  d.  gt  sammlen  Stcuerllegulir!  ng.  2 Bände. 
Erl.  181”.  8.  — Von  der  Erriehliingsart  des  ne.ien  franzö- 
sischen I .ag^i-htichs  oder  Calattrrs , nach  dem  \'organg  und 
Muster  des  mailändischen  , Europ.  Annalen  , 1810,  VI.  2"5  , Je- 
n.aische  -\llg.  Lit.  Zeit.  180-  , u.  q u.  10,  i8<..) , 11.  286  — 188, 
und  tfw.'t  Handb.  d.  Staatswirthschaft  u.  I'inanz  , lOfi. 
Gadaslre’peqietuel,  ou  demonstrationdes  procedes  convenables 
ä la  formation  de-  re!  important  ouTpage;  par  Auoiptazn.  Paris 
8.  Ebrtulffs.  Cadastre  general  de  la  France.  Paris 
1-90.  8.  Collection  des  lois  , decrets  , instructions  etc.  re- 
latifs  au  Cadastre;  par  J.  B.  Otox.  le,  II,  III  et  IV.  Par. 
ties.  Paris  i8oi  — i8"8.  8.  Manuel  du  cadastre;  par  J.  G. 
Di'lzuhzxs.  Lyon  an  XIII.  8.  B.  Tavu's  systemat.  Handb. 
des  Katasters.  Alainz  i8i3.  8.  liExzzaaxHG  über  das  Cataster, 
s Theilc.  Bonn.  1819.  8. 

f)  Nicht  das  englische  AnleiheSystem.  Von  diesem  s.  Gotting, 
gel.  Anzeigen,  1812,  S.  960  if. 

f)  G.  SsBtoBiiTs  X.  a.  O.  loo.  tot.  Hshl  a,  a.  O.  1016  ff. — 
Von  Staatsbanken.  \ ergl.  i33. 
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§.  321.  , 


f^erzinsung  ii.  gerechte  Ti/guitg  der  Staatsschulden-. 

Gezwungene  Anleihe. 

Minderung  der  Zinsen  TOn  St.->ats$chuldcn, 
•wird  gerechtere» eise  nur  durch  Uehereinhunl't  erlangt; 
-wozu  strenges  >VorthaIten,  und  allgemein  verbreitete 
Ueherzeugung  von  der  Sicherheit  des  Capitals,  den 
Weg  bahnen.  Tilgung  des  Capitals  -wird  recht-  *. 
lieh  und  solid  a)  bewirkt,  in  der  stipulirtcii  Art 
(§.  259  u.  f.) , durch  richtige  Verw  endung  des  zu  Ca- 
pital- und  Zinscnzahlung  verschriebenen  Staatscin- 
honiincns  , durch  zwcckraäsig  veranlarsten , oder  zu- 
fälligen  Uehcrschufs  der  StaatsCassen , durch  Veräus- 
sening  entbehrlicher,  dem  Staat  in  der  Verwaltung 
vielleicht  lästiger  Ilealitäten  und  Mobilien,  durch 
richtigen  SchuldcnEtat,  durch  feste  Einhaltung  eines 
consequenten  SchuldenTilgungsplans , und  einen  die- 
sem angemessenen  TilgungsFonds  , mit  einer  eige- 
nen Schuldentilgungs-  oder  AraortisationsCasse  : n icht  ' 
durch  Yorausnahme  des  Slaaseinhommens  (Anticipa- 
tion),  durch  Veräusserung  des  nothigen  oder  nützli- 
chen Staatsvermogens , durch  Lottogewinn,  durch 
eigeiimächtigd  Uerahsetzungider  Zinsen,  Capitalisirung 
der  ZinsenRückstände,  Herabsetzung  der  Staatsschul- 
den auf  eine  (^uote  ihres  wahren  NominalBetrags, 
veranlafstes  Sinken  und  Einhandeln  der  StaatsObliga- 
tionen,  Prägung  geringhaltiger  Münze,  Einführung 
von  Papiermünze  «),  Verrufung  des  Papiergeldes  und 
des  selbstgeprägten  schlechten  Metallgeldes,  u.  d. 
Gezwungene  Anleihe,  auch  Sistirung  der  Zinsen- 
zahlung, ist  mir  erlaubt,  wenn  der  Staat  in  Gefahr 
der  Aullüsung  kommt  d).  Eine  liberale  nnd  gerechte 
Regierung  verschmäht  Finanzkünste,  w eiche  nicht  be- 
stehen können  mit  Hechtsgesctzen  , mit  wechselseiti- 
ger Achtung  zwischen  Regierung  uud  Unterthanen. 

■«)  Din  Kvir  sey  radical.  Falliativo  helfen  nicht;  Ausflüchte 
uud  HunstgrüTe,  die  der  wahre  Staatswirth  nicht  kennt. 
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oder  Itennt  und  verachtet,  auch  nicht.  EsgiebtinderSlaats- 
verwaltiinf; , wie  in  der  l’rivatliaushaltung , gegen  Schulden 
heinen  andern  Rath,  als  zahlen,  —*  den  .Vnfang,  sytnn  die 
Schuldenlast  eu  grofs  ist,  mit  um erfänglicben  Versuren 
EU  machen,  die  vorerst  Luft,  und  r.u  dienlichen  lUaasrc- 
geln  Zeit  schaffen,  sodann  ohne  Verzug  au  diesen  Alaas* 
regeln  mit  Klugheit  und  Slandhaftigheit  au  schreiten,  sieb 
einauschräiilien  , und  zu  sparen ; nicht  zu  Maasregcln  , 
die  das  Signal  geben  zu  dem  vcrderblicbcn  Agiotiren , zu 
der  gaunerartigen  StochJobbery,  zu  \ ernichtung  des  Staats* 
crcdils  in  dem  Iii  - und  Ausland.  Klüsle  über  den  staats- 
wirthschaftlichcn  Werth  des  Papiergeldes  (Tttb.  i8o5.  8.), 
S.  i6.  3o  f.  G.  C.  Oiurn  in  Scblözi^b's  Staatsanz.  1.  IX. 
S99.  ScmnxxaxTEL's  Staatsr.  nach  der  Vernunft  , II.  401  ff. 

. V.  BÖ1.0W  über  die  Quellen  zum  Abtrag  u.  zur  Tilgung  von 
Staatsschulden.  Rostock  1811.  gr.  8. 

h)  Nunquam  de  republica  desperandum.  — Badische  Ainorli* 
sationsCasse , laut  Kcscriptcs  v.  37.  Sept.  1808,  in  d.  bad. 
Regier  Blatt  1808,  Num.  3o.  Baierische  , gestiftet  durch  e. 
Decret  v.  Sept.  i8n.  Wirtemberglsche  , errichtet  durch  e. 
Statut  V.  6.  Jun  1816,  in  RLiBvn's  Staatsarchiv.  Bd.  I,  S. 
a&7  ff.  l'J/irtemb.  Edict  v.  18.  Nov.  1817,  betr.  die  Ver- 
stärkung des  StaatsschuldcnTilgungsFonds.  IVirtemb,  Ver- 
fals.  Verte,  v.  1819,  %•  120.  Ehemalige  - königl. 
SchuldentilgungsCasse,  nach  e.  Decret  v.  17.  ]Nov.  1808,  in 
d.  Bulletin  des  lois  du  royaunic  de  Westphalie  , i8u8,  n°  149*. 

e)  «Metalliser  Ic  papierv,  nach  CaazLia's  Ausdritch.  Vergl. 
unten  §.  S4i.  — Widerlegung  der  Behauptung,  dafs  durch 
StaatsschuldcnPapierc  ein  neues  Capital  geschaffen  werde, 
und  den  Staatsbürgern  daraus  einVortheil  erwachse,  indem 
statt  eines  Capitals , nun  zwei  vorhanden  Seyen.  'SaaToairs 
«.  a.  O.  §.  134-!  , ' 

d)  Vergl.  V 456.  Mosr.n  von  der  Landeshoh.  In  Camcral- 
sachen , io3.  ' • . , / 


I ,i  ' ■ 1 1 

I 


Digitized  by  Coogle 


Ö42  11.  Th.  Xll.  Cap.  Finaazliolieit. 

I 

V 

I.  Alischuitt. 

SteuerRegal. 

S-  322. 

BfgriJJ-,  f^erschiedene  Arien  der  Steuer. 

Steuer  «■),  ein  Beitrag  der  Einzelnen  zu  dem 
Staatseiiihuromen,  wird  auf  verschiedene  Art  entrich- 
tet, gefordert,  bewilligt,  benaiint  I)  Ordent- 
liche oder  bleibende  Steuer  ist,  nach  Quantität  und 
Erhebungszeit,  ein  für  allemal  bestimmt  2>):  ausser- 
ordentliche oder  vorübergehende  wird  entrichtet 
in  ungewöhnlichen  Fallen,  nach  jedesmaliger  Bestim- 
mung der  Quantität  und  Erhebungszeit  c).  H)  Bei 
der  dirccteii  Steuer  ist  die  Quantität  bestimmt, 
welche  von  jedem  steuerpflichtigen  Individuum,  Per- 
son oder  Sache,  innerhalb  eines  gewissen  Zeitraums 
erwartet  wird  t/) : bei  der  indircctcn  Steuer  «)  ist 
die  Quantität  unbestimmbar,  welche  von  den  Steuer- 
pflichtigen, binnen  einem  angenommenen  Zeitraum, 
eiiigehen  mufsO-  HI)  Man  honnte  auch,  in  mehre- 
ren Ländern,  die  Staatsahgaben  in  Haupt-  und  IS  e- 
ben  steuern  abtheilen;  ausserdem  in  Personal  - und 
G e w e r b Steuer , Grund-,  Vermögen  - und  Ein- 
horn m e n Steuer,  Vieh-  und  Verbrauch-  oder  Con- 
sumlionSteuer. 

• « 

o)  St.iBtsauflage , Taxe.  — Sclirificn  in  Pcttxb's  Lit.  III.  ii37<f. 
IliÜBsa's  Lit.  3i6.  II.  W.  LAvrÄTEHamtb.  für  Bücherfreunde 
und  Bibliothekare,  Tli.  II,  Bd.  I,  Abth.  i ( Halle  i~^. 8 ) , 
S.  I — 75.  (toc.  Abgaben),  undS.  ii3  — i3i  (vor.  Accise). 
Lang  a.  unti  n angrf.  Orte,  S.  3 — i4<  3Ioaia  r.d.  Landes* 
hoheil  in  Sli*ucrsachcn.  1773.  4*  VViSTeHAi.'a  t.  Staalsr.  n)o. 
V.  S«aTOM\s  Staalar.  der  Ers-  und  Ilochatifler , B.  II,  Th.  II, 
Ab>chn.  1,  S.  bsa  ff.  O.  F.  .Wiaiscu  diss.  de  jur,;  cull^ctaodi 
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iu  Irrritoriif  Germ.  Viteb.  i*85.  4-  il-  l'>A^e's  hist  LuU 
Tvickel.  der  t.  Staalsverfassuiigen.  Bcrliu  1798.  8.  F W.  ». 
Glussteiv's  Einleit  in  die  Lehre  von  Stenern  und  Abgaben. 
Frl.  179^.  8.  J.  B-  AIateb's  \' ersuch  einer  Abhandl.  über 
Steuer  und  Abgaben  im  Allgemeinen,  dann  vorzüglie.h  im 
Hochslifte  Bamberg.  Bainb.  1793.  8 Aann.  Stü.soich's  hist. 
Jurist.  Abh.  über  die  Steuerrerrassung  in  deutschen  Beiehs- 
lauden  Duisb  >794*  8.  Leber  Besteuerung  im  Grofsherxug- 
thum  Hessen.  (Darmst.)  1814.  8.  — Geschichte  der  Steuern. 
LsHe  a.  a.  O.  HöLutASN  a.  (§.  3i3)  a.  O.  Bbein.  Bund,  LV'  3. 
h)  Grundsteuer  ( von  Grundsläcken  u.  lliuisern , die  eigentL 
so  genannte  Steuer,  Scliateung  , Landtaxe,  oder  allgeniejne 
Landc.stteuer ) , Erwerb-,  Vennögen  u Einkommensteuer, 
CapitalienStcuer , Gewerbsteuer  (l’atentSteuer)  , hopf-, oder 
FersonalSleuer  , Vieh  - oder  Blauen.steuer. 
e)  Kriegssteuer,  Prinsessinsteuer , Hebit.steucr.  Mossn  von 
Steuersachen,  33z.  555.  5bb.  569. ,58i.  Srnvss's  rocbtl.  Bcd. 
HL  378.  Wbstfuxl's  Staatsr.,  -209.  Moseb's  P'amilienStaatsr. 
II.  379.  396.  Khacse's  Abh.  aus  d.  Staatsr.,  194  fl'.  Uliein. 
Bund.,  XIE.  89.  PöTxin's Lit.  111.  36x.  KLÜsKn'sLit.  ii'i«. 
Ehemless.  Aumerk.  zu  SainicPalaYe  von  dem  Rittcrvvesco , 
I.  ti6.  II.  177  ff.  — Ehehin  der  gemeine  Pfennig,  dieTUrken- 
hülfe,  die  Beden.  PrzFrisorn  Vitriar.  illustr.  HL  388. 
rl)  Lei  der  ordemlichen  Steuer  ist  dieses  jedesmal  der  1 all. 
Die  direct€  Steuer  (von  Einigen  unmittelbare  beuanut ) wird 
berechnet,  wedtr  nach  der  jedesmaligen  Productiou  , noch 
narb  dem  \'erbraurl) , der  Nachfrage  , dem  Preis.  Beispiele 
sind,  die  Grundsteuer,  die, Gew  erb  - oder  PatentSlcaer , die 
l’crsonalSteuer  (Kopfgeld  u.  d, ).  — Die  ^■Ibtlteilung  der 
j Steuer  in  Jirecte  und  indirecte  , ist  nicht  zvveckinäsig , nml 
AVenige  geben  dabei  von  einem  klaren  Begriff  aus  Es  fc.'ilt 
an  einem  richtigen  Tbeiluitgsgruud.  Denn  auch  der  Produ- 
cent  und  der  P'abrikanC  suchen  in  dem  Preis  ihrer  Producte 
und  Fabricate  , bei  dem  Abnehmer  Entschädigung,  für  die 
bezahlte  Grund-  und  Gewerbstcuer,  1 die  daher  eben  so 
wohl  inJirecte  Steuer  heifsen  könnten,  wie  die  \ erbraucli- 
steue^,  die  Accise,  etc.  Die  Franzosen  sagen:  viles  coutri- 
butions  dircctes  sont  ctablies  äirrctement  sar  les  biens  , sur 
les  facultes,  et  sur  les  pcrsoiincs  v.  ( Vergl.  auch  uassauiscli» 
Struerverordn.  v.  10.  Febr.  1809,  6).  Sind  nicht  ancli 

die  Zölle,  die  Accise,  die  ConsunitioaSteuer , direetemenc 
^ gelegt  auf  die  Waare,  welche  transpoitirt , gekauft  oder 
Tcrtauscht , verbraucht  u s.  vv,  wird'!  — Anlafs  zu  dieser 
Eiulheilung,  scheint  die  FLicanzutaatregel .gegeben  zu  haben, 
das  StAatseiukommeo  dadurch  zu  tcruiehren,  dafs  ipau  auch 
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Ton  Steuerfreien,  mittelbar  oder  indirect  Steuer  zu  erheben 
tuclite.  Daher  bezog  sich  die  Benennung  indirect  ursprünglich 
nicht  auf  die  mit  Steuer  belegte  Sache , sondern  auf  Per- 
sonen  , denen  man  anf  indireetom  Wege  Steuer  ahnehmen 
>vollte.  — Die  FinanzPraxis  einzelner  Staaten  begnügt  sich 
damit,  die  einzelnen  Arten  von  Steuern,  ■vrclche  sie  zu  der 
dirccten  , und  diejenigen , welche  sie  zu  der  iiidircctcn  rech- 
net, blofs  aufzuzdhlen,  ohne  dabei  ton  einem  bestimmten 
Sachbegriff  oder  Untcrscheidungsmerhinal  ausziigehen. 

e)  Indirect  heifst  sie,  weil  sie  meist  der  Verzehrer  (eigent- 
lich Jeder,  der  die  Sache  titulo  oneroso  erwirbt)  mittel- 
bar, in  dem  Erwerbpreis , und  nur  der  Vcräiissercr,  der 
Fabrikant,  oder  der  Producent,  unmittelbar  entrichtet.  Ei- 
nige nennen  sic  daher  mittelbare  Steuer.  — Die  indirec'e 
Steuer  — ursprünglich  nur  ausserordentliche  Steuer , und 
meist  zu  Tilgung  öffentlicher  Schulden  bestimmt  — steht 
immer  im  Vcrhaltnifs  theilS  mit  dem  Einkauf,  theils  mit  dem 
Verbrauch.  Die  unentbehrlichen  Lebensbedürfnisse  abge- 
rechnet, die  defswegen  in  England  ganz  accisefhei  sind,  steht 
es  in  der  Willkühr  eines  jeden  Steuerpflichtigen , durch 
grüfsern  oder  geringem  Einkauf  oder  Verbrauch,  mehr 
oder  weniger  Abgabe  zu  entrichten,  und  den  Verbrauch, 
mithin  auch  die  Steuer , mit  dem  Einhoinmen  in  Gleichge- 
wicht zu  setzen;  den  Fall  ausgenommen,  wenn  man  als  5nrro»at 
der  Steuer,  eine  bestimmte  Abflndungs-  oder  AvorsionalSummc 
entrichtet.  Nach  dem  AcciseSjstcm  mancher  Länder,  sind 
alle  Waaren  und  S.ichen  , von  AbisZ,  indirect  bcsleuert.— 
Von  dem  Werth  der  indirecten  Steuer,  s.  oben  §.  3i8,  u. 
£scHZiniA.TEB  a.  unten  a.  O. 

/)  Beispiele:  Vcrzehrungi- , Verbrauch- oder  CousumtionStcucr 
(von  Victualicn,  y.  Ui-'uesstsi:»  a.  a.  O.  iÖ'J.  Mayer  a- a.  O- 
T'i  — 84.  E.  EscHEnaAASR  über  die  Consumtions.Stcucr, 
Heidelb.  i8i3.  8.  Rliein.  Kund  , XLIX.  ai).  Ilndiscbe  Accisp- 
Orditung  i8ia.  4-  Preufs.  VcrbrauchslcüerOi'dn.  v.  i6.  Mai 
>8i8. ) ; namentlich  Licent  (§.  3i4  > b),  Accisc,  Tranksteuer, 
Ohmgeld  (eigentlich  Ungeld.  G.  A.  Wiii’s  niirnb.  Münzbe- 
lustigungcn,  3j4-  G E.  SVitoAU's  renn.  Beitrüge  zur  Ceseh. 
der  Stadt  Nürnberg,  4'b-  Tröltsch  Amnerk.,  I.aai.  Srirss 
-Aufklärungen,  88.  LsRca.a-O.  io5.),  Maaspfennig,  Wein-, 
Bier • und  BranntweinAccisc , (eine  ursprünglich  stadtisehe 
und  gutsherrlichc  Abgabe,  Rhein. 'Bund,  VII.  132.  Braveb's 
Beitr.  »58.1,  Meblstcuer , Mehlaccisc  oder  Mabigroschen , 
E'Icischstouer  oder  Fleischpfennig,  Pfundzoll,  Salzstcncr, 
Tabak-,  Puder-  u.  Rlefdersteuer , Siegel-  u.  Stempclpapier- 
Tato,  Zeitung-,  Kalender-  u.  SpielkartenStcmpcI  (Wbst. 
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j^hal's  Staatsr.  318.  Letssb,  Spcc.  261,);  Zoll-,  Wobnung- 
oder  Logissteller j Sporteln;  Musiksteuer;  Erbschaftsteuer 
(CollateralErbenbciirag,  Lacherbengeld,  Abzugsgcld  oder 
Abschofs),  Nachsteuer,  Nachschofs,  Abfahrtgeld,  Gabelle, 
cehnter  Pfennig  ( t.  Epflks's  Princip.  der  t.  Territorialverfafs. 
§.  2i3.  Lase  a.  a.  O.  116);  Luxussteuer  (▼.  Artikeln  des 
Luxus,  T.  Ulmcmstkiei,  S,  229).  — Von  dem  Diensthandel- 
oder  der  DienstErwerbsteuer,  s.  Mbyeb  , S.  97. 

• .S.  323. 

Fortsetzung. 

IV)  N o t hw  e n d i g sind  diejenigen  Steuern,  deren 
Entrichtung  den  Unterthanen  zur  Pflicht  gemacht 
wird;  freiwillig  bringen  gutgesinnte  Staatsbürger, 
insbesondere  unter  ausserordentlichen  Umständen,  ein 
Opfer  auf  den  Altar  des  Vaterlandes«).  Vj  Die  mei- 
sten Steuern  sind  heut  zu  Tage  allgemein,  für  das 
ganze  Land  ; doch  giebt  es  zu  Zeiten  , oder  hie  und 
da,  auch  particuläre,  die  nur  in  einzelnen  Bezir- 
ken des  Staatsgebietes  entriclitet  werden.  VI)  B e- 
nannt  werden  die  Steuern,  bald  von  dem  besteuer- 
ten Gegenstand  b)  (Person  oder  Sache),  bald  von 
der  Ursache,  dem  Zweck,  der  Verwendung  «). 
Am  einfachsten  unterscheidet  man,  Personal-, 
Grund-  und  G e wc  r b s t e ue  r. 

«)  Lxsg  a.  a.  O.  52.  Anders , v.  ULuzüSTBia  a.  a.  O.  161. 
b)  Steuergegenstände  sind:  Grund  und  Boden,  Gebäude,  nutz- 
bare Rechte  (auf  dem  Boden  haAend  oder  nicht),  Gewerbe 
( im  ausgedehntesten  Sinn  , d.  h.  jede  Anwendung  mensch- 
licher Rraft),  die  umlaufenden,  d.  h.  in  Gewerben  u.  in 
dem  Handel  angelegten  Capitalc,  Fahrnifs,  Renten  aller  Art, 
Persunen  , Luxus,  ErbschaAcn , u.  a.  m.  — Beispiele-,  Real- 
oder Grundsteuer,  Vermögensteuer,  Personal-  oder  Kopf- 
steuer, etwa  classificirt  mit  P.ücksicht  auf  den  Vermögens- 
stand, FamilienScbutzgeld  (in  Baiern  seit  28.  Nor.  1808), 
Einkommensteuer,  Apanage-,  Besoldung-  u.  PensionSteuer, 
Verbrauch-  odir  ConsumtionSteuer , z.  B.  Fleisch-, 
Trank-  u.  Salzsteuer  oder  Accise,  Bier-  u.  Weinaufschlag, 
Pferdesteuer,  Vieh-  oder  Klauenstcuer , Obstbaumslcuer, 

Klaltfr't  ttOrnil.  Rccbl.  42 
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Patent-  oilcr  CeHTrbstcucr , Ilandelssteiier,  Capit.ilionstoiicr, 
lUobiliciisteuer , Häiisei-steuor  (nach  der  Gruii(Hläeh'',,  ilcin 
Ca[jitalwcrth,  dem  JUietl./.insErtra"  u.  d.  ) , Thür  ■ ti.  l'ciisler- 
»teuer,  Kutschciisteucr , Erbschartsteuer , Stillen-  oder  Gra- 
dations-  u.  Classenslciicr,  Hang- , Tii  I - u.  Gliaral.ler-ileiier, 
Piidcrsteuer.  — Wider  die  CapitalifnStcuer,  s.  lin  l^eK^'s  An- 
leit. T.u  Hegiiliruiig  der  Steuern.  21  — /j“}.  — 1 <-r  die  Fin- 
konimeiisleuer  s.  I.KurfBTiii  v.  ARCiirMioi a , ,Tnl.  1810, 
S.  38  ir.  V.  Si:nccioiA>>  in  der  neuen  berlbier  ülonatsehrift, 
Fehl'.  1810,  Niim.  2.  Alkx.  Lirs  über  die  Einliominenstcuer 
u.  ilire  Ausliilirharheit.  Erl.  1812.  8.  Dawider  s.  Allgcin. 
.Anzeiger  der  Deutschen  , «8i4  » Aiim.  i,|  u.  i5.  b . v.  Hicmkr, 
das  brittische  IlcsteucrungsSvstem , insbes.  die  Einkomtnen- 
sleucr.  Berlin.  1810.  8.  — AV ider  die  rrrjon/j/Sleiier,  .s.  Max- 
. TUiox  in  d.  aiigef.  Abhandl. , quelle  influcnce  etc.,  p.  112 
sijq.  Rhein.  Bund  , LII 

c)  Biispiele:  Rriegs  - und  ]Milit.irsIeuer , Garnisongelder, 

FcsluiigsBauliosten , Service  , Prinzessinsteucr , Prinzen  - oder 
Heiinführungsteuer,  Cainpagnegelder , Debit-  oder  Raminer- 
stcucr,  Residenzbauhostrn , Landtrauer-  oder  Betrdigungs- 
hosten  , Besoldungsteuer,  I.ohnsteuer,  Hofstaat  - , Leibgardc- 
und  Schlofswachsteuer , Bergwerlisteuer , VA  asser-  und  Deich" 
b.iukosten. 


§.  324. 


Insbesondere  Zoll. 

I)  Eine  Art  der  Steuer  ist  der  Zoll  <j)  (^auth, 
Aiifseblag,  I.atid-  und  Wasserzoll,  vecligal , jetzt 
auch  Licent,  Inipostj,  eine  Abgabe  an  den  Staat,  oder 
die  von  ihm  biezu  Ilerecbtigten , von  ein-,  aus-,  oder 
durchgebenden  l>)  Waaren , sowohl  Producten  als 
auch  Manufocturen.  II  ) Man  utilcrscbeidet  , meist  in 
der  (Quantität  der  Abgabe  , bissveilen  auch  in  der  He- 
nennung,  oder  in  anderer  Hinsicht,  die  Abgabe  von 
Einfuhr  ( Importations  - oder  ConsuinoZoll)  , Aus- 
fuhr (E.xportations-  oder  EsiloZoll)  , und  Durch- 
fuhr (TransitoZoll).  Enter  den  ersten,  ist  meist 
eine  Verzehrung-  oder  ConsiimtionSteuer  , nicht  sel- 
ten eine  LuxusSteucr , begrillen.  III)  Nicht  hlofs  als 
Quelle  der  S t a a t s c i n h ü n f t c<  ist  der  Zoll  zu  be- 
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trachten  c),  sondern  vorzüglich  als  Mittel  der  Auf- 
munterung, die  dem  Handel  und  dem  Gewerbfleifs 
des  Volkes  gehiihrt.  Indem  die  Einfuhr  fremder 
Producte  und  Waaren  theils  verboten,  theils  be- 
schränkt wird  , mufs  der  Grundsatz  vorwalten  , dafs 
auf  der  einen  Seile  die  inlän<lische  Industrie  sich  er- 
heben könne,  auf  der  andern  immer  noch  die  zu 
Belebung  der  Gewerbe  nöthige  Concui  renz  und  Nach- 
eiferung übrig  bleibe.  Auch  kann  die  I^schwerung 
der  Ausfuhr  roher  inländischer  Producte,  indem  sie 
für  die  Fabrication  nützlich  ist,  für  die  Production 
so  nachlheilig  seyn  , dafs  jener  Nutzen  durch  diesen 
Nachtheil  weit  überwogen  wird  J), 

a)  Pöttkh's  Lit.  III.  Säy.  Klübfh's  Lil.  i3i8  ff.  PrFrFisoFa  Vi- 
triar.  illustr.  III.  ^<)2.  v.  Olksscdlcgkb's  Erläut.  der  goldn. 
Bulle,  19811.  Bouqukt  droit  public  de  France,  218.  Moseb 
von  Steuersachen,  "iS.  Bifseb  de  nat.  et  iiidolc  dominii  in 
territ.  Germ.,  106.  Fiscbeh's  Cameral-  und  Polizeir.,  II.  4>5ff. 
Schbfbvb's  Sammlung  verschied.  Schriften,  I.  1 — 3o.  Huh- 
«kb's  Denkwürdigheiten  der  FinanKgcsch.  in  Sachsen  (1790.8.), 
S.  3 — 57.  F.  W.  V.  UusKtfSTKiii's  Gesell,  der  Zölle  in  Tcutschl. 
Halle  1798.  8.  — Vergl.  hnierische  Zoll  u.  Maulhordn.  r. 
180-’.  a.  Aull.  1808.  4-  Bnterische  Zollordn.  v.  a3.  Sept.  1811, 
in  d.  Regier.  Blatt  i8ii , Si.  61.  M'irzhurgUche  Mauthordn. 
V.  1812.  f/'irfem6er»ire/ie  Zollordn.  v.  1811.  B.iflisclie  Zoll- 
ordn. 181a.  4-  Nachträge  dazu,  in  d.  Begiix.  Blatt,  i8ia. 
Num.  i5.  Vrrufs.  Zollordn.  v.  26.  Mai  i8i8  u.  a5.  Oci.  1821. 
h~)  Manche  beschränken  den  Begrill  des  Zolles  auf  die  Abgabe 
von  durchgeJjenilen  Waaren.  — \ on  dem  Impost,  s.  Moseeb's 
Steuersachen,  778.  — Von  dem  Licent,  s.  jMosvB’s  nachbarl. 
Staatsr.  367.  EbenJers.  v.  Steiiersachen,  71a.  v.  GihsDFHODi's 
sämmtl.  Werke,  II.  116.  Materialien  zu  der  Statistik  des  nie- 
derrhein.  u.  wcstphäl.  Kreises,  II.  Jahrg.  i.  Bd.  (1783)  Num.  1. 
Eiuhhoff's  Darstell,  des  Rheins  ( i8i4-  4- ) 1 ^.(>9.  Ochhaht's 
Darstell.  der  Gesetzgeb.  über  Zölle  u.  IlandelsschiHahrt  des 
Rbeins,  S.  248.  Pöttkb’s  Recht.sfälle  , Bd.  II,  Th.  2,  8.891. 
c)  So>azHFM.'8  (Grunds,  der  Staatspolizei,  Handlung  u.  Finanz- 
wissenschaft, von  F.  E.  v.  MosuAJtn,  a.  Aull.  Alünchen  i8oi, 
S.4bo)  sagt  sogar:  sdas  Mauth-  und  MünzRegal  sind  diejeni- 
gen, bei  denen  die  geläuterten  Grundsätze  nicht  gestalten,  sie 
als  Quellen  der  olfentlichen  Einkünfte  anzuseheu».  .Man  s. 
auch.  Ab.  SaiTn  über  die  Natur  u.  Lrsacben  des  Nationalrcich- 
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thums,  Bd.  IV,  S.  5g  ff.  Cii.  D.  Voss  Handb.  der  allgrm. 
Staats«visscn.sch. , Th.  III,  S. /(6iff.  A,  F.  Lernra  über  Xali- 
onallndustrie  und  Slaalswirthschaft , Bd.  III,  S.  4II  ff-  A.  F. 
Stocher  v.  Nf.uforb  Handb.  der  Finanzwisscnsch. , S.  4HÖff. 
>/)  Moithiob  a.  a.  O.  p.  «44. 


§.  325. 

FortsetTMng. 

IV)  Der  Hauptzoll  Cvcctigal  principalc  s.  pri- 
marium)  wird  auf  den  Zollstätten  der  gewöhnlichen 
Strafsen  entrichtet,  der  Wehrzoll  <»)  (yecligal  suh- 
sidiarium,  s.  sccundarium ) auf  einer  Nebenstrafse  , 
hauptsächlich  zu  Verhütung  des  TJnterschleifs  ^). 
V)  Personalzölle  kommen,  seit  Aufhebung  des  Ju- 
denLeibzolles,  nichtleicht  vor.  VT)  Z o 1 1 b e f r ei  u iig  «) 
wird  jetzt  selten  erth^llt.  Verleihung,  Erhöhung, 
Verlegung  des  Zolles  steht,  in  der  Regel,  dem  Re- 
genten zu.  Vll)  Se  llen  ist-  jetzt  der  Zoll,  als  Staats- 
Servitut,  eine  Bereehtigung  in  fremdem  Gebiet  'I). 
VIII)  Bisweilen  wird  mit  der  WasserZollgerechtigkcit, 
das  Kranrecht  (jus  geranii)  verbunden  r). 

a)  Ast.  Hofkabs  diss.  de  voctigalibus  subsidiariis.  Mog.  1787.  4. 
Ki.über's  hl.  jur.  Bibi  , XII.  435.  Mosra  a.a.O.  Cap.  XV.  §.39. 
SciiLETTWEis’s  Staat.smatcrialien  , I. 

b)  Von  ZollDefraudationcn.  G.  C.  Klüof.l  pr.  de  coinmissis 
fraiulnlorum  rcctigalium  causa.  Viteb.  1785.  i\.  KLilBEB's  hl. 
jur.  Bibi.,  III.  358. 

()  PCtteh's  u.  1(i.über‘s  Lit.  i3«o.  [E.  St.  Mflcbiors  diss.  de 
iiiimunitate  n vectigalibus.  Mog.  1792.  — Auswärtigem  Staats- 
und  Fiirstengitt  wird,  zumal  auf  erfolgte  Requisition,  dieZoll- 
freiheit  nicht  leiclit  versagt ; nöthigen  Falls  werden  zu  dem 
Ende  Frripö'ijr  ertheilt.  Moser's  Staatsr.,  Th.  XXXVI,  S.  3i"f. 
Pfiffisgfh's  Vitriar.  illustr.  III.  io43.  J G.  Neihfuifr  diss.  de 
e.  q.  j.  e.  circa  evemtionem  remm  principum  a vectigalibus. 
Mogunt.  1748.  u.  in  Hsbtlebeb's  Thesauro  dissert.  Moguntin.ir , 
Vol.  I.  P.  1.  n.  6.  V.  Bebg's  Anfrage  bei  der  Bnndesvcrsamml  , 
in  der  vertraul.  SitKuug  v.  4.  März  1819-  Preussen  u.  Sachsen 
stipiilirten solche  in  demFricden  v.  1745,  Art.  10.  — Vom  Ce. 
saudtengut  s.  Ufübeb  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe, 


Digilized  by  Google 


l.  Abschn.  SteuerRegal.  649 

V 2o5  u.  f.  J-F.  Rcitfxeim  fiber  Zollfreiheit  der  Gesandten. 

Mabtkss  Völkerr. , ^ si4- 

ä)  Mosrs's  nachbarL  Staatsr.,  349- 

r)  3losFn  von  Stcuers.irlipn,  776  Eisibbabt's  Stadt- und  Bürger- 
rerlit,  393.  Wikdscbfid  romm.  destapula,  ^.3o. sqq.  Estob's 
bürgerl.  Rechtsgel.,  1.  3386  f.  Klübeb's  Lit  438-  — Von  dem 
W-asserzoIl  auf  dem  Main,  s.  J R v.  Rotb's  Abhandlungen 
a.  dem  t.  Staats  - u.  Völkerrecht  (Bamb.  1804.  8.),  S.  191. 

S-  326. 

Rechtmäsigkeit  und  gleiche  VertheiUing  der  Steuer. 

Steuer  Capital. 

I)  Nur  was  das  walire  S t a a ts  b c d ü r f n i fs  un- 
Termeidiich  erfordert,  darf  den  Unterthanen  aufge- 
legt  werden  (§.  3i3).  II)  Die  Staatspflicht  ist  bei 
allen  Unterthanen,  als  solchen,  dieselbe.  Daher  gilt, 
bei  Yertheiiung  der  Steuer,  das  Princip  der  Gleich, 
heitn),  ohne  Unterschied  ob  die  Rede  ist  Ton  Auf- 
legung neuer  Steuern,  von  Erhöhung  oder  Ausglei- 
chung der  altern  (§.  Sqo),  von  ordentlichen  oder  aus- 
serordcntlichen-  111)  Für  jeden  Steuerpflichtigen  ist 
ein  richtiges  Ste  ue  r Cap  ital  festzusetzen,  d.  h.  eine 
Verhaltnifszahi , nach  welcher  er  von  seinem  steuer- 
pfliclitigen  Vermögen  zu  denjenigen  Summen  beizu- 
tragen hat,  die  nach  dem  Steuerfufs  unter  die  Staats- 
bürger vertheil t werden  h). 

«)  (Fb.  J.  v.  Hevubioh’s)  Gedanhcn  über  die  allerwichtigste  Ange. 
legenheit  Tcutschlands,  Tb.  111  (179Ü.  8.),  S.  63ff.  G.  Sabto- 
Bib's  ilandb.  der  Staatswirthseb.,  §.  93.  io3ff.  Rhein.  Bund, 
XLVII.  358.  ln  der  Constitution  du  royaurae  de  W'estphalie, 
art.  16,  hiefs  es  : «Le  Systeme  d'imposition  scra  le  meme  pour 
toutes  les  parties  du  royaume.  L'imposition  foncicre  (Grund- 
steuer) ne  pourra  depasser  le  cinqnieme  du  rcrenu». 
h)  Bei  jedem  Stcueratisschlag  wird  bestimmt,  wievieKaroschen, 
Kreuzer  oderPfenuige  von  jedem  Thaler  oder  Gulden  Steuer- 
Capil.'il,  monatlich  , vierteljährig  , oder  jährlich  zu  entrichten 
seyen. 
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S-  327.  . 

SteuerJ'reiheit.  f^erweudung  der  Steuer.  Landstän- 
dische Concurretm. 

I)  Steuerfreiheit«),  ganz,  oder  z.uin  Theil, 
ist,  nach  allgemeinen  Rcchtsgrundsiitsücii,  unTortriiglich 
mit  der  Gleichheit  der  Ansprüche  auf  Schutz  und 
andere  Vortheile  der  Staatsverbindung , folglich  nur 
dann  zulässig,  wenn  dei’  Staatszwech  solche' gebie- 
tet Ä).  II)  Ob  und  wie  fern  Sieiierfreiheit  der  Staats- 
Domänen  r)  , der  standesherrHchen  Personen  und 
Grundgüter  (§.  a3?.)  , der  Ritiergüter  d) , der  Stadt- 
häminereiGüter  e) , der  geistHcheu  Güter/),  der  Gü- 
ter fronnnor  oder  milder  Stiftungen,  so  weit  sic  als 
Krleii  litcrungs  - oder  UnterstützungsCassen  für  den 
Staat  zu  betrachten  sind.?),  der  Forensen  ^) , statt 
finde?  ist  aus  der  Verfassung  eines  jeden  Landes, 
zum  Theil  aus  Individual  - und  I.ocalVerhältnissen  , zu 
beurtheilen.  III)  Die  wichtige  Frage  Ton  Entschä- 
digungsBerechtigung,  bei  Aufhebung  der  Steuer- 
freiheit , ist  jetzt  mehr  theoretisch  '),  als  practisch. 
ln  den  meisten  Staaten  des  tcufschen  Bundes,  ist  die 
ehemalige  Steuerfreiheit  aufgehoben,  ganz  oder  theil- 
weise  *).  IV)  Verwendung  der  Staatsaiiflagen  zu 
einem  andern  als  den>  Staatszwech,  wäre  widerrecht- 
lich. V)  Concurrenz  der  Land  stände,  bei  Aulle- 
gung,  auch  wohl  Erhebung  und  Verwendung  der 
Steuern  , hann  nach  der  Staats^  erfassung  nothwendig 
scyn  (§.  224  fl'.). 

a)  Pi'TTia's  Lit.  III.  ^.1148.  Ki-trsra'»,  Lit.  819  flf.  — Von  Gosc- 
tr.rn,  V'erträgen,  unvordenklicher  t erjährung,  in  Absicht  auf 
Sleucrfreilieil.  Püttfb  a.  a.  O.  4.>i49-  Kiübeb  a.  a.  O.  Lei- 
se«, Sper.670.  in.  3o.  sqq.  Mose«  a.  a.  O.  4?*  ff-  479-  West- 
PHAi.'s  Staatsr.,  159.  Pütt«« 's  Kechtsf.,  Bd.  IV,  Th.  i,  Hesp.  * 
35i.  I.iddkrhose's  kleine  Schriften,  Bd.  I,  Anh.  Rhein. 
Blind.  \XX\  II.  70.  154.  XLI.  161.  XLIII.  3.  i3i.  XLVin. 
3|4.  395. 

h")  /,.  II.  persönliehe  Steuerfreiheit,  für  Dienste,  welche  der 
Staat  belohnen  mufs.  Räthlich  ist  sie  selten.  Rurie  Entwi- 
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cIicluDg  dcrsi'lbrn,  von  ihrer  polititrlicn  und  rechtlichen,  heu- 
tigen Seite  , in  der  .Ten.  Allg.  Lit.  Zeitung  i8oy , Num.  i3o.  — 
Vergl.  ührigeni  Piimn's  Int.  III.  iUi8.  UlCbhv's  Lit.  1 1 )8. 
AV  KSTiMiM-'sSlaatsr  , rji).  I’ütti  k inslit.  jiiris  pulil.  genn.,  a[iä. 
— \ Oll  einem  jmciirteti  I’niiseh  - oder  .-li  i’i  siottitK^tianlum,  ». 
r.  IloMEii's  hursärhs.  SiR.  II.  Wi  IT.  rüTri  n s Erört.  III.  g6. — 
Ceisiesgüler,  r älilgheilrn  und  Fertiglieilcn,  sind  noch  steuer- 
frei. 

e)  Gründe /«r  ihre  Jlesteiierung  liefern,  1b.  J.  v.  Hfnjibich,  in 
Liurs's  Kemesis,  üd.  III,  St.  2 (AVeiin.ir  1814),  t>.  267.  Ueber 
llesteucrung  in  dem  Grofslierzngihum  Hessen  (1814.  8),  S.jief. 
fl)  PürTtH's  Lil.  III.  §.  ii5o.  AIosfb  .t.  a.  O.  4(1}.  IIäbmiux'* 
Sl.ialsnrehiv , Heft  \ , S.-ii".  K.  H.  IliV5ais>‘s  H^'ilr.  zur 
Kcnnlnil’s  der  Iiur.säelis.  Landesvcrs.Timnl. , Tli.  I,  \nni,  4.  pie 
für  nolhig  befundene  Aufhebung  der  Steuerfreiheit  der  Ilit- 
tergüler  und  Unterthaiislruhne.  Stpciiliolm  ( Leipr.. ) i8o8,  8. 
Gründe  für  und  wider,  in  der  Jenaisrhen  Allg.  Lit  Zeit.  1^)09, 
K.  i3of.  Hall.  A.  L.  Z.  181?.  E.  H IV.  4E  — In  manchen  Ländern 
i.st  auf  die  grnndherrlielien  Ilentcn  eine  verhältnifsmäsig  ge- 
ringere Steuer,  als  auf  die  Landrente  andererGriindeigeiUhU- 
nier.  gelegt,  hie  und  da  DominicalSlcuer  genannt. 

e)  Msifb's  weltl.  Staatsr.  , III  iS<). 

f)  l’iiTTFR's  Lit.  HI.  ii5i.  Hi.übfh's  Lit.  819.  Moseb  a.a.  0.454. 
AVr-STriisi.  a.  a.  O.  281  ff.  Micnr.'s  Rirchenr. , V '*9-  Hni  ^n 
über  die  Steucrpflichtighcit  des  christl.  Clerus.  licgensb. 

i"99.  8.  . > 

s)  Bsufb's,  Biiib's  u.  Sciiott's  alle.  StaatsCorrespondciiF.,  Bd.  I 
(i8i4)  , Nuin.  .8. 

h)  PüTTm's  Lit.  HL  8"3.  Mevus  P.  II.  dec.  "2.  87a.  Moskb 
a.  a.  O.  485.  Cba^eb's  wetzlar.  iVebenst. , XVII.  78.  MissiBorH 
Cent.  2.  obs.  22. 

i)  Einige  sprechen  für  vollhommenc  Entschädigung.  Ilhein. 
Bund,  XVII.  Niim.  7.6,  ^.aS.^Andere  verwerfen  alle  Entschä- 
digung. BF.nn's  sj  stemat.  Darstellung  des  rhein.  Bundes,  S.  35o. 
Noch  .Andere  erlilären  Eiitsrhiidigung  für  nothwendig,  als  .Aus- 
nahme von  der  Regel . in  gewissen  Fällen.  Ein  Ungenannter 
(1*.  J.  Fi.orft),  in  Croxk's  u.  Jaup's  Germanien,  Bd.  111 , 
lieft  I,  Num.  2,  S.  89  — 83.  Abhandl  v.  Scbve  , in  d.  Rhein. 
Bund,  XLIX.  18.  wider  Rcllxami,  ebendas.  XLVH.  2“o. 

I)  Aufhehung  aller  Steuerfreiheit,  auch  der  Domänen:  in  dem 
Grofsher/.ogthum  Hessen,  durch  Verordnung  t.  i.Oct.  i8o(> ; 
in  dem  Rönigreicli  Tiaiern,  durch  Verordn,  v.  8.  .Tun.  i8e-,  in 
dem  baicr.  Regier.  Blatt,  >8o-.  Num  25;  in  dem  HerF.ogthuin 
Nassau,  durch  Verordn,  v.  6.  Mai  1807,  iu  d.  Rhein  Kund. 
XX.  259.  Nachträge  daau,  v.  6.  Ocl.  1809  u.  9.  Oct.  1818;  in  d. 
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Fürstenthum  SachsenCoburg  , 1810,  Rhein.  Bund,  XLII.  34i. 
Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  i8to,  Num.  61  f.}  in  dem 
M'^irtemher gischen  , durch  e.  Rcscr.  t.  i3.  Dcc.  1812,  in  d. 
Rhein.  Bund,  LXIV.  i54;  in  S.  l'T  eintar Eisenach , gegen  Ent- 
schädigung, in  der  V'erfafs.TJrh.  v.  1816;  in  dem  Mecklenbur- 
gischen , seit  1808,  hörte  die  Steuerfreiheit  der  Ritterschaft 
auf.  Von  d.  Könige.  Sachsen,  s.  Rhein.  Bund,  XLV.  43t.  Von 
Baden,  s.  Allgem.  Anzeiger  d.  Deutschen,  1810,  IVum.  i4i. 
Aufgehoben  ward  alle  Steuerfreiheit,  auch  in  dem  ehemaligen 
Grofsherzogthum  Berg,  im  Sept.  1806.  Rhein.  Bund  , II.  löB. 
Auch  in  dem  ehemaligen  Königreich  fj’estphcäen,  durch  De- 
crete  t,  8.  Januar  1808  u.  1.  Mai  1810,  in  d.  Bulletin  des  lois 
etc.  1810,  n.  55.  — Freiwillige  Entsagung  der  altenburg.  Rit- 
terschaft auf  ihre  Steuerfreiheit,  in  Ansehung  der  Grundsteuer 
(nicht  auch  der  Landstcuer),  im  Nor.  1818;  desgl.  der  Ritter- 
gutsbesitzer im  Fürstenth.  Lippe,  auf  Grundsteuerfreiheit,  im 
Oct.  1819. 


n.  Abschnitt. 

jStrafsen-  und  Gelo  iteRcgal. 


§.  .328. 

Strajseiiliegal. 

I)  Das  Stfal'sen-  oder  WegeRegal  fjus 
riarum  regium  s.  sublime),  das  Recht  der  Ober- 
herrschaft über  alle  Wege  in  dem  Staatsgebiet, 
gebührt  dem  Staat;  namentlich  das  Recht  der  höch- 
sten Aufsicht,  der  Gesetzgebung,  der  Gcrichtbarheit 
und  Polizei-  II)  Weder  die  Eig e n th u m tr  e r h ä 1 1- 
nisse  der  verschiedenen  Arten  von  Wegen,  noch  die 
Eigciisrhaft  eines  Kunstwegs,  einer  C h a u s sc  c , Kunst- 
oder D.-immstrafse  , eines  Strafsendammes  , welche 
allen  Arten  der  Landwege  beigelegt  werden  bann. 
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ändern  oder  bcschränlten  diese  Rechte  der  Oberherr- 
scbeft. 

«)  KtrBie’s  Lil.  Ai  Becss  de  riarum  publicarum  muni- 

lionc,  rulgo  Chausseebau.  Stuttg.  1782.  4-  Letseb,  Sp.  5oi, 
Sthube  , Th.  IV,  Bed.  19  u.  m.  Westphal’s  Staatsr. , ^7.  Fi- 
bcheb's  Cnmcral-  u.  Polizeir. , II.  393.  t.  Böxeb'b  kursächs. 
StaaUr. , II.  807  ff. 


§.  329. 

Fortsetzung. 

111)  Die  neue  Anlegung  öffentlicher  Wege»), 
der  Strafsenbau,  die  Verlegung  derselben,  so  fern 
solches  mit  dem  wohlerworbenen  Recht  eines  Dritten 
vereinbar  ist  h) , auch  die  W egebessernng  c),  und 
die  Restimmong  einer  V ergu tu  n g für  den  Gebrauch 
der  Wege,  des  Weg-,  Pflaster-  oder  Chanseegel- 
dcsd),  auch  des  Brückengeldes  <?),  und  des  Fährgel- 
des /)  bei  öffentlichen  Wasserstrafsen,  hängt  von  der 
Staatsregierung  ah.  IV)  So  auch  die  Strafsenge- 
rich tb ar h eit  g) , die  Bestimmung  des  Wegmaases 
oder  der  Meilen  !>),  und  die  Einrichtung  der  Weg- 
und  ChansseeOrdnungen.  V)  Die  Strafsengerechtig- 
heit  kann  einem  fremden  Staat,  als  Staatsdienst- 
barkeit zustehen  <)■ 

ü)  G.T.  McT.t.EB  diss.  de  eo  q.  j-  c.  circa  rias  publicas  et  roilita* 
res  (Giess.  1776),  p.  53.  Vergl.  Bsust  1.  c.  V^^'Sqq.  — Bei- 
träge derUnterthanen  zu  demSlrassenbau,  durch  Geld,  Hand- 
und  Spanndienste.  Bepartition  derselben- 

b)  Moseb's  Zusätze  zu  s.  neuen  Staatsr. , II.  isoo  III.  ii5i.  £5en. 
dass,  nacbbail.  Staatsr.,  4^- 

c)  Becss  1.  c. 

.1)  Becss  l.  c.  §.  4 J.  Westphai.  a.  a.  O.  J.  C.  L.  de  Scbeuwitz 
diss.  de  exactione  pecuniae  pro  tüs  publicis  pontibusque  sol- 
vendae.  FtT.  et  Lips.  »777-  Klein's  Bechlsprüche,  Bd.  IV, 
Num.  aa.  Von  städtischem  Weg  - und  I’fl.istergeld,  J.H.  Bö«- 
■KB  consult.,  T.  I.  P.  i.  resp.  a8. 

f)  ScnELI.WITZ  l.  c. 

f)  F. L.  CASCBns’i  Abh.  von  dem  Wasscrrcrhi  (Balle  1789.  4-)» 
S.  63ff.  • 
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g)  C-  G DT  jVVixciiLiH  pr.  I.  ct  II.  de  jurisdiclionp  rrimiqali  in 
via  regia.  Lips.  i-86.  (Oder  corollariuin  juris  crim.  19  et  10.) 
Pt'FTXnoHF  de  jurisdict.  gcrm.  , 609-  6to. 

h)  Fi.sciii  b's  Cameral-  u.  Polizcirecht,  II.  896. 

ij  I5i  ispielc  unten  Cap.  XXI.  Ein  neueres  Beispiel  liefert  die 
nun  «iederi  aufgeliobcuc  Convention  r.wischen  Preusseu  u. 
Sachsen,  vom  i3.  Oct.  1807.  Rhein. Bund,  XVI.  ’ij,  Journal 
poliliqiie  de  .Mannheim,  i8o8,  n.  55.  56 

S.  3.30. 

Arten  und  Eigenthumverhältnisse  der  JVege. 

II  In  An.sehung  des  Eigent  hum«  der  Wege, 
sind  heut  zu  Tage  zu  unterscheiden  n)  : 1)  Landstras- 
sen, ■worunter  die  Ileerstr,Frsen  (für  rcgelmäsige 
Durchzüge  der  Kriegsheere  und  ihres  Zugehörs),  die 
Haupt-,  Handels  - oder  ComnierzialStrarsen,  die  l’ost- 
strafseh,  und  die  Geleitestrafseu , die  Haupt-  und 
Neben  - oder,  Verbindungstrafsen  (viae  publicae,  rc- 
giae,  militares,  cominunes,  ordinariae)  begrilTen  sind; 
2)  Communal-,  d.  h.  Stadt-  und  D o r f w e g e 
(viae  urbicae  et  vicanae,  Communications-,  Neben - 
oder  Hicbtwegc),  welclie  zuna'chst  für  den  Verhehr 
zwischen  Städten  und  Dörfern,  oder  mit  den  Land, 
strafsen,  bcstiinnit  sind;  3)  Flur-  oder  Feldwege 
(viae  agrariae),  iür  iandw irthschaflliche  Zwcche  in- 
nerhalb einer  Stadt-  oder  Dorfmarkung,  für  die  Ge- 
nossen derselben  zunächst  bestimmt;  4)  Nachbar- 
we'ge  (viae  vicinales),  bestimmt  blofs  für  einzelne 
Haus-,  Hof-,  Garten-  oder  Feldnachbarn,  entweder 
unter  sieb,  oder  auch  zu  ihren  wechselseitigen  Grund- 
besitzungen; Guts  woge  (viae  pracdiales) , be- 
stimmt für  den  Alleingebrauch  eines  Grundeigenthü- 
mers;  6)  Waldwege,  blofs  für  ßenutzung  der  Wälder 
bc.^timint.  II)  Die  L a n d s t r a f s e n , so  wie  in  der 
Tiegel  auch  die  W a s s e r s t r a fs  e n , die  natürlichen 
auf  Flüssen  und  Seen,  und  die  künstlichen  auf  Canä- 
len, sind  S t a a t scigenthnin  ; die  Kosten  ihrer  Erbau- 
ung und  Lnterhaltung  lasten  auf  der  Staatscasse  , mit 
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Tprhältnifsmäsigem  Zuschufs  Ton  einzelnen  Landcs- 
th  eilen,  'für  welche  d.traus  besondere  Vortheile  ent- 
stehen. Die  C o in  ni  u u a 1 e g e sind  nicht  immer 
Staalseigcitthum  , sondern  oft  G c m c i n h e i t Eigcn- 
thnin.  Die  Flur  - oder  Feldwege  sind  entweder 
G eni  e i nh  e i t Eigenthuin  , oder  Gesaminteigenthuin 
derjenigen  Mark-,  Hur-  oder  Feldgenossen,  zu  deren 
Grimi.  besitznngen  sie  führen.  Die  iV  a c h h a i' w c g e 
• sind,  in  der  Hegel,  entweder  Gesamint-  oder  Allein- 
eigenthmn  der  Haus-  oder  Feldnachharn.  Die  Guts- 
wege sind  Alleineigcnthuiu  des  Grundhcsilzers  Die 
Waldwege  gehören,  in  der  Regel,  zu  dem  Wald- 
eigcnlhum. 


a)  Die  altriimische  Elntlirilung  der  'Wege  und  ilir  römisrlifT 
Saclibegriir  (L  % ai.aS- el?4  L.  3.  D.  de  locis  et  itincr.  j)u.M. 
UnissoMes  de  N S.,  voc.  via.)  passen  auf  die  lieutigen  teiitsciien 
Verhältnisse  niclil  mehr.  Dessen  ungeachtet  sind  snirhe,  selbst 
den  Germanisten  noch  nicht  ganr.  eDtfreiiidct.  Vergl.  Dam 
llaiidb.  d.  t.  I’rivatr  , Th.  I,  § 124  ff-  I'ischkb’s  Caiiural-  u. 
Poliücirccht,  II.  621  ff.  — ln  Frankreich  unterscheidet  man 
jetzt:  i)  grandes  routes;  2)  roulcs  düpartcmentalcs , a)  de 

i*"  classe,  die  ani' Kosten  des  ganzen  Departeineiils,  /')de  a'** 
classe  , die  auf  Kosten  eines  oder  melin  rer  Bezirke  zu  bauen 
und  zu  unterhalten  sind ; 3)  cliemins  vicinaui. 
h)  Jo.  ^laiACH  diss.  de  jure  in  platea,  DorfstrasscnGrreclitigkeit. 
Jen.  1-4J  4. 


s.  .331. 


Geleiterecht. 

Das  Geleiterecht  «)  (jus  conducendi),  die  Be- 
fugnifs,  den  Reisenden  und  dem  VVaarenTransport 
auf  der  Gclcitestrafse , gegen  eine  Abgabe  (Gelcite- 
geld),  Sicherlicit  zu  verschaffen,  ist  ein  Regal;  ehe- 
hin  nicht  selten  eine  Staatsdienstbarheit  h).  In  dem 
letzten  Fall  hat  der  Geleiteherr,  im  Zweifel,  keinen 
Anspruch  auf  das  übrige  W'egeRcgal  c).  Lebendi- 
ges Geleite  zu  nehmen,  hängt  ab,  in  der  Regel,  von  * 
der  Willkühr  der  Interessenten  : todtes  oder  schrifl- 


Digilized  by  Google 


656  II.  Th.  XII.  Cap.  Finanzhoheit. 

Hohes  (Geleitepafs  oder  Zeichen)  sind  die  Geleite* 
pflichtigen  zu  losen  schuldig,  bei  Strafe  In  rer* 
schiedenen  Ländern  ist  jetzt  das  Geleite  abgeschalft «). 

a)  Püttkb's  Lit.  III.  537.  KlSbbr's  Lit.  §.  iSiy.  Haltaus  glossar. 
h.  T.  'Datt  de  pace  publ.,  Ilb.  I.  tit.ib.  u.  36.  sqq.  Obtb  v.d. 
franbf.  Beichsmesseu , S.ySf.  FtsrnKB's  Geseb.  des  t.  Han- 
dels, II.  6.  FienJeif.  Kamera]- und  Polizeireebte , II.  438- 
VVrsTPHAt's  Staatsr.,  4<>i-  Dahz  Ilandb.  d.  t Private.,  I.  i3o. 
h)  Abasv.  Feitscu  de  viis  publicis,  c.  11.  Moskb's  nachbarl. 
Staatsr.,  490-  C.L.  W.  Berr  diss.  de  conducendi  jure  perAVet- 
teraviam.  Giess.  1771. 
e)  Recss  1.  c.  p.89.  Anders,  Berr  1.  c. 

<0  Ob  und  wie  weit  Beraubung  auf  der  Geleitestrasse,  den  Ge- 
leitepflichtigen berechtigt,  Entschädigung  von  dem  Geleite- 
herm  zu  fordern?  'Westfbai.  a.  a.  O.  Jaegow  von  d.  Rega- 
lien. 294.  Leiseb  jiir.  georgic. , lib.  III.  c.  32  n.  7.  sq. 

«)  Befreit  ward  der  frankfurter  Handel  von  allen  Geleitcreeh- 
t»n,  in  d.  Rcichsdeput.  Hauplsehl.  v.  25.  Febr.  i8o3,  § 27.  — 
AVgesehafft  ward  das  Geleitegeld : in  d.  Herzogth.  Nassau, 
durrh  Verordn,  v.  3.  Mai  »810,  Rhein.  Bund,  XLIV.  236;  ind. 
Grobberzogth.  Hessen,  dureh  Verordn,  v.  25.  Nor.  1810,  Rhein. 
Bund,  LH.  457;  in  dem  Grofsherzogth.  PVirzhurg,  dureh  Ver- 
ordn. V.  23  Febr.  1811;  in  dem  ehcmal.  Departement  Aschaf- 
feaburg,  dureh  Behanntmaebung  v.  3o.  März  1811. 


TH.  Abschnitt. 

CommerzRegal. 

' • S-  3.32. 

Commer-zRegal. 

Eines  der  wichtigsten  lloheitsrechte , in  Absicht 
anf  iiinern  Wohlstand  und  SlautsFinanzen , i.st  das 
CommerzHegal  (jus  comniciciurum  regiuin),  d.is 
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Recht  des  Staates  auf  Leitung  und  Benutzung  aller 
Arten  des  Handels  zu  dem  Staatszwech  Nicht  nur 
die  Oberaufsicht  und  Gesetzgebung  über  das 
gesammte  Handelsgcwerbe,  zu  Wasser  und  zu  Lande, 
ist  darunter  begriffen,  sondern  auch  die  Leitung 
und  Beförderung  des  Handels,  auch  des  ausländi- 
schen, so  dafs  bei  diesem,  wo  möglich,  die  Handels^ 
Bilanz  stets  zu  dem  Yortheil  des  Inlandes  ausfalle  &). 
Zu  diesem  Zweck  dient,  unter  anderem,  die  Schlies- 
sung vortheilhafter  Handels-  und  S c h i f f abr tV e r- 
träge  mit  andern  Staaten  £)• 

a)  Pi/TfER's  Lit.  III.  548.  Ki.ÖBxa's  Lit.  ^.1307.  Jsaeow  Tonden 
Regalien,  170.  Mossh  Ton  Gnadensachen,  Ebendess.Xer- 
such  des  europ.  Vullierrechts,  VIL  sSSIT.  — Von  dem  teut- 
schcn  Handel,  s.  Meusel's  Lebrb.  der  Statistik  (3.  Ausg.  i8o4), 
S.  48-  — Der  >viener  Congrefs  machte  Bestimmungen  für  Er- 
leirlitrrung  der  Handelsschiffahrt  auf  Flüssen  (unten  Cap. 
XXII).  Die  teutsche  BnndesActe,  Art.  19,  verheifst  Berath- 
sclilagungep  der  BundesTersammlung  über  den  Handel.  Oben 
§.  176.  Rlüsfh's  Uebersicbt  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener 
Congr. , S.  117,  i3i,  i43  u 168- 

b)  Von  dem  Mtfsbrauch  des  CommerzRegals  s.  Rhein.  Bund, 
XXII.  37  fr.  — Engherzige  Be.schränliung  des  Staates  auf  seine 
eigenen  Mittel,  wirkt  desto  nachtheiligcr,  je  kleiner  dasStaats- 
gcbiet  ist.  Beschränkung  der  Handels-  und  Gewerbfreiheit, 
wie  auch  der  Kunst  und  Wissenschaftpflege  , Absugsgeld  u. 
Nachsteuer,  Indigenat  u.  d. , verdienen  in  dieser  Hinsicht  Er- 
wägung. Handelsfreiheit  bringt  Betriebsamkeit  und  Wohl- 
stand. Production  und  Handel,  sind  Hauptquellen  der  poli- 
tischen Macht.  Sie  schaffen  Reichthum,  und  »Reichthum  ist 
Macht»,  schrieb  Hoaiies.  Sehr  liberale  Grundsätze  hierüber 
enthält  die  preutsische  Instruction  für  die  k.  Regierungen, 
s6. Dec.  1808,  §.  So.  Daselbst  keifst  es:  «Es  ist  nicht  nöthig, 
den  Handel  zu  begünstigen,  er  mufs  nur  nicht  efsebwert  wer- 
den. Es  ist  dem  Staat  und  seinen  einzelnen  Gliedern  immer 
am  zuträglichsten , die  Gewerbe  jedesmal  ihrem  natürlichen 
Gang  zu  überlassen,  und  keine  derselben  vorzugweise  durch 
besondere  Unterstützung  zu  begünstigen  und  zu  heben  , aber 
auch  keine  in  ihrem  Entstehen , ihrem  Betrieb  und  Ausbrei- 
ten zu  beschränken,  in -so  fern  das  RechtsPrincip  dabei  nicht 
verletzt  wird,  oder  sic  nicht  gegen  Religion  , gute  Sitten  und 
Staatsverfassung  anstossen». 
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c)  V.  Steck'»  Versuch  über  Handels-  und  SchiftlalirlVcrträgc, 
S.  12  f.  lyosEn's  nachb.irl.  Slaalsr.,  610.  — Wrscliiedciie  leut- 
scheStaatcn  haben  in  der  neuern  /.eit  thcils  unter  sieh,  tlieils 
mit  andern  als  leutscheii  Staaten,  z.  B.  mit  der  Schweiz,  Hufs- 
land  u.  a.,  UanJelsverträge  geschlossen,  z.  B.  Baiern,  Wir- 
teinbcrg  und  Baden. 

s.  333. 

Messen  und  Märkte.  Handels  Privilegien. 

Zu  den  Gegenständen  des  Conimerzriegals  gehö- 
ren auch:  die  Anlegung  der  Messen,  Jah^r-  und 
W o c h e n m ä r h t e «),  mit  Meis-  und  Marhtl'reiheit ; 
die  Ertlieilung  der  HandelsPrivilegien^)  (jus 
etnporii)  für  Gemeinheiten,  Societäten  und  Einzelne, 
der  Vorhauf  (jus  propuliij,  die  Lagcriiaus-  oder  Nie- 
derlagegerechligheit  , die  Wagegerccliligheit  , das 
Krattrecht  (§.  325),  die  Stapelgerechligheil , zu  ge- 
zwungener temporärer  Feilbietung  aller,  oder  be- 
stinnnler  Waaren , das  liecht  des  gezwungenen  Um- 
schlags oder  der  ütnladung  (StationenRecht , §.  47» 
u.  4ö‘)i  Strafsenzwaiig,  das  Recht  des  Alleinhan- 
dels c)  (Monopol) , die  Errichtung  der  Haufinannsgil- 
den  und  Krämerinnnngen,  der  (iiro-,  De]>osital-  oder 
UinsatzRanhen , der  Zettel-,  Wechsel  - oder  Circula- 
tionsRanhen  <^)  , der  Credit  (iassen  , der  Pfand  - odeC 
Tjcihhäuscr  <)  (Lombards),  u.  d. 

«)  Pütteb'»  Lit.  III.  590.  ItLÜßtH's  I.it.  45off.  Mosfk  von  (1. 1.au- 
deshofa.  in  Gnadens.,  78.  76.  FikciIeb's  Caiiieral-  und  Polizeir., 
III.  2i5.  Rundk's  t.  Privatr.,  ^.468.  Lobfthcs's  Grunds,  des 
Handlungsr.,  §.»>9.  io8f.  PtEPFiscTB  Vitriar.  illustr  , III.  tfi-, 
G.  H.  Atreb  diss,  princeps  ]iolitiam  eirra  commercia  et  studia 
civiuin  suorum  rite  adoriians  (Gott.  174b),  p.  "4.  s<ic(.  — Man- 
che Städte  erhielten  chehin  Privilegien,  dafs,  innerhalb  eines 
bestimmten  Bezirks , keinem  andern  Orte  .Mersgerechligkeit 
sollte  crlhcilt  werden.  .Aybcr  1.  c.  p.^B.  80.  — Von  der  l/arAf- 
fahne,  Schröter's  verin.  Abhandl. , I.  806.  — Von  den  Mefs- 
freiheiten,  v.  Mcbtfns  Handclsr.,  §.81. 
h)  PöTTZB  u.  Bi.i)BFR  a.  a.  O.  Jsruow  von  d.  Regalien,  288. 
WiKuscHEiD  de  stapuU.  9.  sqq.  Atbeb  l.c.  p.  76.  124.  Ei- 
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lK^^AIlT’s  Stadt-  lind  Rürgerr.,  288  ff.  Fiscacii  a.  a.U.  II.  4 >3. 
III.  34.  ^o5.  208.  Eberitiess.  Gesch.  des  t.  Handels  , II.  2t)i, 
iiüscH  Harstell.  der  Ilandl.,  I.  196.  Üchuart's  Dar  teil,  der 
Gcscizgeb.  über  Zolle  u.  Ilandelssebiiralirt  des  Rheins,  S.  adolf. 
Vergl.  nuten,  §.481- 

c)  Mosf  R V.’  Gnadensaclien,  262.  v.  Roih’s  Staatsr.  d.  Rcichs- 
lande,  II.  l38.  KniBKR's  Lit.  §.  l343n.  — Freie  Concurrenz 
befördert  Handel,  Fabriken  und  Production.  T'erhotr  erc-gen 
Gefiilil  lies  Uiireehles,  und  reizen  zu  Scbleielihandel  und  De- 
fraudation, mithin  zu  Fnsittlichkeit.  Heilsame  Beschränkung 
in  Frlheil'ing  aussehliessender  Handels  - u.  GeivcrbePrivile- 
gieii,  enthält  der  u’ir/c;n6.  A’erfäfs.Vertr.  V.  1819  , §.3i.  — Ein 
iviehtiger,  noch  wenig  berücksichtigter  Gegenstand,  ist  die 
Anordnung  von  M'erhslunesTyjien.  (F.  Clfv!njiank's ) Gedan- 
ken über  den  Typus  zur  Wcchslungswcise  zwischen  zweien 
Ilandclsi.lälzeu ; veraiilafst  durch  einen  Aufsatz  in  v.  Fuiskw- 
BrBo’s  Magazin  für  die  Handlung,  Handelsgesclzgcbuog  u. 
Fin.»nzvcrwaltung , Jahrg.  1812,  Heft  6,  S.  211  — 220.  Fraiikf. 
a.  M.  ( 1B12. ) 8. 

J)  3.  G.  Büseu  sämmtl.  Schriften  über  Banken  ft.  Münzwrscn. 
Hamb.- 1801.  8.  SiFW  vnr’s  Staatswirthschafl , B.  IV,  Th.  2. 
Bd.  V,  Cap.  i3,  Th.  2.  Jüxc's  Ilandlungswisscnsch.,  §.82,5 — • 
85o.  H.  W.  Ij.vwiTz  Handb.  für  Bücherfreunde,  Th.  II,  Bd.  2, 
Abtb.  2,  S.  2O9— 328. 

e)  P.  J.  MARrrncER  montes  pietatis  Romanenses,  Lips.  1715.  8. 
rec.  c.  J.  H.  G.  de  Just i,  ib.  i'töo.  8.  L.J.  Mever  diss.  demon- 
tibus  pietatis.  Giess.  ir43.  C.  G.  IIi  ixbel  diss.  super  monte 
pietatis.  Lips.  1762.  J,  G.  Khümtz  Encycl. , vor..  Leihhäuser. 


s.  334. 

Handelspolizei,  Handel  der  Fremden,  Handelsgerichte, 

Ferner  gehört  dahin:  die  Anordnung  Kwechmä- 
siger  Handelspolir. ei"),  die  Beförderung  der  in- 
ländischen Gewerbe,  zu  Vermehrung,  Veredlung  und 
Verarbeitung  der  LandesProducte,  Bestimmungen  für 
Maas,  Elle  und  Gewicht  i) , auch  Waareiijtrcise , die 
Verhütung  des  Schleichhandels  bei  unbedingtem  oder 
bedingtem  Verbot  der  Ein-,  Aus-,  oder  Diiichfuhr 
gewisser  Waaren  t)  ; die  Aufsicht  und  Gesetz- 
gebung über  das  Assccuranz-,  Budmurei-  und  Grofs- 
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AventiireWesen;  Bestimmung  des  Verhältnisses  der 
Fremden,  in  Hinsicht  auf  den  inländischen  Han- 
del); Errichtung  eigener  Handels-  und  Wech- 
selgerichte, zu  Erlangung  schleuniger  Rechts- 
hülfe e),  u.  d.  m. 

0)  Mossb  ron  der  Landeshoheit  in  Folizeisachen,  laSiT.  Atbkb 
diss.  cit.,  Sect.  II.  §.10.  LossTBAs'sHandlungsr.,  — Die 

niedere  ATarktpoiizei  wird  gemeiniglich  den  städtischen  Magi- 
straten, und  andern  niedern  oder  mittlem  Polizeibehörden 
überlassen.  Aybfb  !■  c.  p.  ii3.  117.  Fischer  a.  a.  O.  III.  314. 
Eisenhabt  a.  a.  U.  289.  Lodkthak  a.  a.  O.  106.  — Die  I.uxus- 
Polizei,  für  Osteiitations-  u.  BequemlichkeitLuxus , ist  ein 
Theil  der  Handelspolizei.  , 

h)  Schriften  von  Gerhabdt,  Nelcbebrrecbeh,  Lifbhold,  Buse  u. 
A. , unten  §.  337  h,  u.  338  b.  Ueber  Maas,  Elle  u.  Gewicht, 
haierische  Verordn,  v.  28.  Febr.  1809,  in  d.  Regier.  Blatt,  1809, 
St.  30;  badische  ron  1810  u.  1811.  — Zu  wünschen  wäre  ein 
allgemeines  JVIaasSysteni  für  alle  Bundesstaaten,  für  Werth- 
maas (Münzfufs),  Raiimmaas  (Gewicht-  u.  Stück  - oder  Zabl- 
maas)  und  Zeitmaas.  Vorschläge  dazu,  in  G.  H.  Buss's  Comp- 
toirRuch,  Th.  I (Brünn  1833),  Vorrede. 

c)  Verordnungen  der  meisten  ehemal.  rhein.  Bundesstaaten,  vom 
Oct.  u.  Nov.  1810,  wodurch  Einfuhr  und  Verbrauch  der  Colc- 
niallt  daren  thcils  verboten,  theils  eingeschränkt , auch  das 
Verbrennen  der  englischen  Fabrihu-nare«  befohlen  ward. 
Rhein.  Bund,  XLIV,.  34.99.136.  L.  161.  3io.  Polit.  Journal, 
Nov.  1810,  S.  1075  ft'. 

d)  G.  L.  Böhmer  diss.  de  jure  principis  libertatemcommerciorum 
'restringendi  In  utilitatem  subditoruin,  24.  sq.  (in  dessen Elec- 

tis,  111.  194).  — Vormalige  kaiscrl.  französische  und  königl. 
sächsische  Staatsdienstbarkeit,  wegen  des  Transitohandels,  in 
Preussisch  Schlesien,  und  preussische  In  dem  Königreich  Sach- 
sen. Rhein.  Bund,  XVI.  37. 

«)  Moser  tou  der  Landeshoheit  in  Justizsachen,  Cap.  3.  Sie- 
reb's  gerichtl.  Froccss,  1. 193.  Selchow  elcm.  juris  germ.  priv., 
1.219.668.  V.  Martkss  Handelsr.  , §.35.  V ergl.  Büsch  u.  Ebe- 
URo's  HandlungsBibliothek,  lid.  1 (Hamb.  i~85),  S.  7.53. 
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IV.  Abschnitt. 

MünzRegaL 


§.  335. 

üas  Mätnwesen , eine  fVelt-  u.  Staatsanxtalt,  f^er- 
hältnijs  des  MünzRegals  in  den  teutschen  Bundesstaa- 
ten, im  Allgemeinen. 

D Wie  Licht  und  Wärme  sich  Terhalten  zu  dem 
thierischen  Leben,  so  die  Schreib > und  Buch* 
druck  e rk  u n st,  das  Geld  und  die  Post,  zu  dem 
{'eselHgen  Leben  der  Menschen,  in  dem  Stande  der 
Cultur.  Bcgi’ifTen  unter  den  vier  groPsen  CulturMit* 
tclii,  ist  daher  das  Munzwesen  als  W’elt-  und 
Staatsaiistalt  zu  betrachten,  und  als  einer  der 
wichtigsten  Gegenstände  der  Staatsweisheit  und  Na* 
tionalOekonomie , der  Finanzkiinst,  und  des  dtl'entli* 
eben  Rechtes.  Diese  alle  vereinigt,  gebieten,  wie 
überall  also  auch  in  Tcustchland,  und  zwar  gemein* 
schaPtlich  für  alle  Bundesstaaten , die  Annahme  und 
Handhabung  eines  festen  Münzsystems,  das  nicht 
mehr  Gcldsorten  als  nüthig  ziiläPst,  für  jede  dersel* 
ben  ein  bestimmtes  Schrot  und  Korn  (§.  338)  vor* 
schreibt,  und  kein  Beraedium  ($.  847  b),  Schlagschatz 
($.  347b)  aber  nur  so  weit  gestattet,  als  sein  Ertrag 
hinreichend  ist  die  nüthigen  Münzkosten  zu  decken, 
aufrichtig  entsagend  jedem  directen  Finanzgewinn 
von  der  Ausmünzung.  II)  Jeder  teutsche Bundesfürst 
ist,  als  Souverain,  zu  Ausübung  des  Mü  n z R c g a I s»), 
nach  dessen  ganzem  Umfang,  innerhalb  seines  Staats* 
gebietes  , ansschliefsend  i)  berechtigt.  111)  Welt  der 
grüfstc  Theil  des  Geldes,  welches  jetzt  in  den  teut* 
sehen  Bundesstaaten  in  Uinlanf  ist,  ward  vor  Auf* 
lüsung  der  teutschen  Reichsrerbindung  geprägt;  er 
lt.ltib*r‘k  Acclits  43 
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ist  also  nach  der  {{Icichzciligcn  Iculscheii  ReichsMilnz- 
TcrfassuM"  zu  beurllicilcii.  Aber  auch  seit  Aufhebung 
der  tcutschcn  Reichst  ci  Fassung,  betrachtete  man  zeit- 
hcr,  \yti  nicht  in  allen,  «loch  in  den  meisten  teut- 
Sihen  Staaten,  jene  filtern  iNorraen  groFsentheils,  als 
solche,  zu  deren  fortwabrender  Befolgung  jetzt  noch 
eigenes  Interesse  nöthige.  Daher  ist  eine  zwar  ge- 
drängte, aber  doch  möglichst  vollst.’indige  Abhand- 
lung dieser  so  wichtigen  und  praclischen  Materie, 
nach  der  Torinaligen  RcichsMiinzveiTassung,  historisch- 
politisch  wichtig,  und  publicistisch  iiüthig. 

o)  Schriften  in  PijTri  B's  Lit.  III.  äf>9. ff.  I{i,1'bkb's  Lit.  %.  iS'.^ff. 
J.Cph.Uibsch  teutsches  Müiixarchiv,  l'h.  I — IX.  Niinih.  i~56 
ful.  Lf  Blahc  traile  liisloriqne  des  monnoyes.  Paris 
iChjo,  4>  Nouv.  i’dit.  augni.  ibid.  17.Ö.  J.  Boizahu  traile  des 
monnuyes.  T.  I et  II.  Paris  et  a la  Ilaje  i'"^.  i*.  Abot  uf 
Baziisoiifb  traile  des  monnoirs.  Paris  i7&.j.  a Thcile.  .j.  Tik. 
Aniih.  Sept.  V.  Pbais's  grümll.  Aachriclil  von  dem  Müiizwescii 
insgemein,  insbesondere  von  dem  tciitsehin  Alünzweseii  iilte 
rer  und  neuerer  Zeiten.  Göll.  i-Sq.  Aull.  Heimst.  174». 
Dritte  rerb.  u.  verin.  Aufl.  (von  J.  F.  Ki.OTBseH)  Leipz.  1-84. 8. 
3.  C.  Bfotheb’s  MüiizLexicon.  Augsh.  i7*h.  8.  C.  C.  Schjue- 
okb’s  Ilamlwörterbuch  der  gesamintcii  Miiiizhunde.  Halle  1811. 
8 Ebenilrji,  Aachlrag  hiezu.  linllB  i0i5.  8.  F.  \.  ^VnI.M^VH's 
allgein.  iiiimisinat.  Jjevicon  od.  Mnnzwörlerbui  h.  Th.  I 11.  II. 
Salzb.  1817.  8.  Mil  liiipl’.  II.  G.  Flöbki  's  Münzliunst  u.  Münz- 
Wissenschaft.  Mit  iq  H opfert.  Berlin  i8oä.  8.  Auch  unter  folg. 
Titel : J.  G.  Kbümt/.  ühonoin.  techn.  Encyclopädie , furtges. 
Ton  II.  G.  Flöbkf,  Bd.i)-,  Art. Münze;  übrrdiefs  handelt  auch 
der  98. Band  ton  der  Münze. 

b)  Erloschen  ist  das  elieinaligc  Münzrecht  der  subjicinen  und 
s^pprimirteii  teulsclicn  reiehsstiindischeu  Landesherren , und 
anderer  iniinzbercchligter , unmitti  Ibarer  oder  mittelbarer, 
Rriclisangeliörrgen  , welche,  bei  Auflösung  der  teiitschen 
Reichst  erbiudung,  die  Souverainc-tät  nicht  erlangt  haben. 
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S.  336. 


ÖÖ3 


Das  MünzRegal  war , in  dem  teutschen  Reich , kaiser- 
liches Reservat. 

I)  Die  Mil  nz  g c r e c h ti  gli  ei  t,  das  Recht  Geld 
zu  prägen,  war  noch  in  der  neuesten  Zeit  der  teut- 
sehen  Reichsverfassung,  hein  Destandthcil  der  Lau* 
deshoheit,  sondern  haiscrlichcs  Reservat  <*). 
Jeder  Mün/.heir  bedurlte  kaiserlicher  Verleihung, 
oder  unvordenklicher  Verjährung  i).  II)  Der  Kaiser 
uninittclhar , pflegte  das  MünzRegal  nicht  mehr  aus- 
zuüben r),  obgleich  er  ursprünglich  dieses  ausschlies- 
tend  gethan  halte  <i).  III)  M ün z p r i v i 1 e g i e n kunnte- 
der  Kaiser,  in  neuern  Zeiten,  nicht  crtheilen , ohne 
Einwilligung  der  Kurfürsten,  . und  ohne  vorher  den 
Kreis  zu  huren,  worin  der  Münzstand  gesessen  war. 
Dasselbe  galt  von  der  Münzverleihung  an  Mittelbare; 
wobei  überdiefs  die  Mitbetheiligten  zu  ven  ehincn’ 
waren  r).  IV)  Schon  in  der  frühem  Periode  des  Mit- 
telalters, erfolgten  etliche  kaiserliche  Münz  Verlei- 
hungen/); daun  andere  an  die  Kurfürsten  g),  nach 
und  nach  häufiger  auch  an  andere  Reichsstände  ^'), 
vorzüglich  geistliche  ; sogar  an  landsässige  Reichs- 
Stände,  an  nichtreichsständischc  Reichsunmlttelbare  >), 
an  niiUclbare  Fürsten,  Rischüfe,  Achte,  Grafen, 
Edelleute  und  Städte  !■) , jedoch  vielfältig  mit  Ein- 
schränkung 1),  und  reichslehnbar.  V)  Die  Reichs- 
vicarien,  waren  zu  Ertheilung  des  Münzrechtes 
nicht  befugt  ">)• 

o)  Iteichsmünsordn.  V.  i35<),  Rclchsahsch.  1070,  §.  i3a. 

Walilcap. IX. 6. 7.  II.  Mylfb ab Eurkshach  (1c  priucipib.  et  atat. 
imp.  618.  LKTSva,Sp.3'’i).  Mosfb  v.  nciclistagsRCschälXcii,  i37'»  f. 
V.  Becst  sciagraphi.-i  jurls  monetaiidi  (1743,  4.)  1 t3s*  — AVidcf 
klare  Ileicbsgeactec  , beliaiiptctcn  das  (icgciitheil : Lcurwin, 
SrKSEB,  Rossmas.s  , J.  T.  Cabrach,  u.  F.  C.  J.  Fischfr  iii  d 
meral-  u.  Polisrir.,  III.  376  fr. 
h)  f'f  ’ahlcap.  ( i663  u.  1711)  IX.  7. 

t)  Autuabmen  machten  F rans  1. , seit  174U , u.  Joseph  II.  176a. 

43  * 
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Ohfilmass'»  Staatsliiindc  v.Tcutsclil.,  1. 104.  Heisbich'»  Gesell, 
d.  t.  Kelchs,  Vlli.  266. 

d)  Df.  Hü.sau  de  jure  circa  rem  monetär,  in  Oerinania,  c.  2. 
§.  22.  sqi|.  Flfisi  ufb's  instit.  jiiris  feud.,  374  Sohücpfblia's 
Meine  hist.  Schriften , 1.  34o.  Uussiu's  Alterlhüiiicr  d.  Tciit- 
schen,  5o3. 
f)  Wahle.  IX.  (>.  II. 

/)  Die  älteste  873,  nach  Schümms  Alsat.  illuslr.,  II.  3i<).  lün 
älteres  Beispiel  ron  833,  für  die  Achte  r.u  Correj'  u.  l'rüin,  s. 
in  Gfbhabm's  geneal.  Gcsch.  der  erbl.  Reichsständc , 1.  lio. 
F.in  Beispiel  von  io56  für  Sl.  Musimin,  in  Gai.uet  hist,  dcl.or- 
raine, 1.447-  Beispiele  für  Dynasten,  aus  dem  12.  u.  i3.Jahrh. 
beiGiBHABDi  a.  a.O.  i06.  220.  2^9,  u.  in  (Fbit/,)  Bcitr. /..  d.  hen- 
neberg. Bergwerhs  - u.  31ünzwcscn,  in  Mfcsec's  Geschichtfor- 
schcr,  VI.  1— 3o.  Df  Büsau  1.  c.  c.  2.  ^.25.  sqc[.  Böiilfb's 
Münzbcluslignngen  , I.  i'iij.  II.  220.  Flübbk's  31ünzliunst, 
S.  221. 

*)  Aurea  Bulla,  X.  i.  3.  Gahstiachub  IV.  498.  * 

h)  Ptfffiso».*,  III.  4ö>>-  Oti  .vsciilaoeb's  Erläut.  der  G.  B.,  204. 
Kühi.fb's  Mün/.bclust.,  XXI.  41. 

■ i)  Mosfb  T.  Kciclislagsgeschäftcn,  i382.  Madfb's  reichsrittcrsch. 
Aiagaz.,  VIII.  33% 

k)  Pffffisgfb,  III.  481.  JMosfb  a.  a.  O.  i383.  Bfvst,  i3'|.  Bükau 
c.  2.  §.46.  GFBiiABni  a.  a.  O.  I.  597.  BIkbfaü's  Miscell.,  1.83. 
Hfssfi.  diss.  de  ^rib.  civilatum  imperial.  (Alt.  1789.),  p.  34. 
0.  F.  Evkbs  meclilenburg.  Münzverfassung  ( 1798.  8.),  II.  38. 
Alünzcu  der  Domcajjtiel,  während  einer  Sedisvacanz.  Mosfb 
a.  a.  U.  iHö3.  Klübeb's  hl.  jiir.  Bibi.,  XIX.  826.  C.  F.  Zipi  n- 
stcK,  dieCapitels-  u.  SedisvacanzMünzeä  u.  Alcdaillen  der  t. 
Erz-.  Hoch-  u.  uumittelb.Bcichsstifter.  ,31it  Bupf. Halle  1822.  J. 
Schwäbische  Kreismünzen  von  if9(  u.  1737,  MoSFBa.a.O.,  i385. 
In  Städten  waren  zuweilen  IVlUnzjunker,  MUnzbUrger  u.  Haus~ 
genossen  auf  das  Müuzrecht  privilegirt.  Dt  BUsad  1.  c.  c.  2. 
$. 'i3.  4~.  Flmschfh  I.  c.  38i.  C.  G.  Budeb  diss.  do  raonetariis 
principuin  ac  civitalum  Gcrmaniae,  dictis  Hausgenossen.  Jcti. 
i~5i.  4-  ^ ou  dem  Alünzrecht  der  Stailt  llostoi  k,  s.  d.gnind- 
gesetzl.  Erbvertrag  y.  1788,  VOi  in  Bevss  Staatskan/.lc} , Th. 
XXI 1,  S.  29. 

l)  Z.  B.  auf  Wiederruf , auf  silberne  Münzen , auf  Heller  und 
Pfennige,  u.  d.  Beispiele  v.  iSqd  u.  1398,  in  Mfosbl's  Ge-, 
schiclitfursclier , I.  löo  11'.  II  2911.  Kaiserliche  Kerplanäung 
des  Miluzrcchtes  v.  i43i,  in  Bevschiag's  Bcitr.  zu  d.  Kunslge- 
scliirlite  der  Keichsstadt  Nordlingen,  St.  IV  11.  V (i8oo),  5o  tf. 

m)  l.nisAFiis  ad  capit.  Alatlhiae,  art.  3(  n.  6.  p.  Ü69.  Anderer 

Meinung  sind,  DEBiia'Au  1.  c.3-  j.4<  u. Beist,  lou.  — Die  B. 
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A’lf.irien  bciüonton  sieb,  auf  ihren  eigenen  Münzen , des  Vi-/ 
cariatnappens  u.  Titels.  Mosxn  r.  röm.  Kaiser,  rtj^.  1-i.ri.  ' 
acuEH  1.  c.  3U3.  sq.  UÖBLcn's  31ünzbelust.,  XIII.  ^3.  79.  XIX.  3ii. 

s.  337. 

Geld.  Münze,  reelle,  nominale  und  ßngirte. 

1)  Geld,  in  dem  weitern  Sinn,  bc/.cichnet 
eine  Masse  ron  Gütern  oder  Genursniilteln.  Geld, 
in  dem  engem  Sinn  (was  allgemein  gilt,  pecunia), 
ist  eine  Sache , deren  Tauschwerth  allgemein  als 
Maasstah  des  Werthes  und  Preises  der  ührigen  Sachen 
dient;  als  Tauschmittcl , als  Mittel  der  Vermögens  Aus- 
gleichung und  als  Schät^ungsmittel  (AA'crlli-  oder 
•Vorstellungszeichen,  repräsentirendes  Medium,  signe 
ri'presentatif ).  II)  Münze  (moneta)  ist  eine  Sache, 
mit  einem  von  der  Staatsgewalt  heglauhigten  Maasstah 
für  den  Tauschwerlh  der  Dinge«).  Reelle  Münze, 
Bcalgeld  (uumeraire  elTeclifj,  ist  ein  unter  Staats- 
bcrcchtigung  geprägtes,  d.  h.  mit  Zeichen  seines 
wahren  Tauschwerthes  versehenes  Geldstück ; gewöhn- 
lich von  Metall  (klingende  Münze,  aus  Silber,  Gold 
oder  Kupfer,  Metallgeld),  sonst  auch  von  Waaren 
anderer  Art  (Waarenmünze).  Nominale  oder  sym- 
bolische Münze  ist  eine  Stuatsurkundc , welche,  für 
jeden  Inhaber,  eine  Anweisung  auf  reelle  Münze 
enthält,  z.  li.  Papiermünze  (§.  342)  „ eheliin  Leder, 
münze.  Fingirte,  idealische  oder  Rechnungs- 
münzen, Idealgeld,  monnoics  de  eomple  b) , siud 
ein  unkürperlicher  Maasstah  für  den 'rauschwerth  der 
Dinge,  mithin  auch  der  reellen  Alünzen  «■) , z.  D. 
Reichs  - oder  rheinische,  fränkische  und  meifsnische 
Gulden,  teutsche  Reicbsthaler , Mark,  u.  d. 

«)  Also  jedes  ötrentlich  eingcfiilirtc,  jedem  Inliabtr  (auporlcur) 
dienende  /alilungsmittcl.  K.  3Ii>nH\RD  über  Geld  u.  Miinzo 
li.s.  w.  C.issrl  1809.  ö.  Ehendess.  Theorie  des  Geldes  n.  der 
Münze.  Alteub.  1817.  8.  A.  Müli.kb’s  Versuch  c.  neuen  Tlie- 
orie  des  Geldes.  1817.  8.  Cru.  v.  SciixiriTl’iiiSEi.uEci.  über  den 
Kegriff  vom  Grlde , u.  den  Geldvcrliehr  im  Staate.  Goppeu'i. 
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i8)8.  8.  G.  Hvfklami's  StaaUwirilisrh.ifuliunst,  Tli.I,  8.  ii8, 

J.  F.  K.  Lotz  Heviüiun  der  Grundbegriffe  der  NalionalWirth- 
»rli.iflleltre,  Th.  f,  S.  9 — 171.  H.  Stobcb  cours  d'^conomie 
polili«]uc,  T.  Itl  el  1\ . (a  St.  Pelersb  ibi5.  8.) 
b)  Stkwart's  Staat»«irlhschaft,  Buch  UI,  Cap.  1.  Mortksqdkv, 
esprit  dcsloia,  liv.27.  , ch.  3.  Au.  Sbith’s  Untersuchungen  über 
die  Natur  u.  die  Ursachen  des  Nationalreiclithums  (Breslau 
i79i),  Bd.  I,  Buchl,  Cap.4,  S.  38(f.  J.B.  Sat,  traitc  d'econo- 
mic  politique  (Paris  i8o3.  8.),  T.  I,  liv.  2.  Flöehe's  Müne- 
hunst,  S.  809 ff  — Die  HecbnungjmUnzen  sind  thcils  allgemeine, 
wonach  jeder  Ort  desselben  Müu/.bezirhs  im  gemeinen  Handel 
rccbaet , e.  B.  rheinische  Gulden ; thcils  hesomlere , wonach 
man  in  einem  bestimmten  Ort  oder  Bezirk  nur  bei  besondern 
Gelegenheiten  rechnet,  z.  B.  bei  dem  Wechsclhandel.  Ihr 
Zahlwerth  ist  doppelt:  i)  Ortsuerth,  d.  h.  Valuta,  Avonach 
die  IMünze  an  demselben  Ort  bezahlt  wird,  z.  B.  nach  Banco- 
oder  Curren/g^e/d  (über  Banco,  Courant  u.  Münze,  ron  Oideb,* 
in Schi.üzzr's  Staatsanz.,  XLVII.  3io.);  2)  yVemt/er\Verth,  den 
die  Münze  an  einem  andern  Ort  hat,  und  der  aus  des  Ortea 
Münzfufs  hergeleitet  ist.  — Werden  Wechsel  an  dem  Ort  A 
auf  den  Ort  B eingeliandelt  oder  verkauft,  so  ist  ein  Stück 
oder  eine  bestimmte  Anz.Tlil  von  Stücken  aus  den  Münzsorten 
des  einen  von  beiden  Orten,  die  beständige  Grösse,  wofür  der 
Preis  des  Wechsels  in  der  Münzsorte  des  andern  bedungen 
wird;  er  ist  bald  höher  bald  niedriger,  also  veränderlich.  Di« 
beiderseitigen  reellen  Gcldsorten  bilden  daher,  in  der  Begel, 
das  gegenseitige  Pf’echietgelJ.  Um  noch  sicherer  zu  gehen, 
hat  Hamburg  Silberbarren  zu  seinem  Wechselgeld  gewählt. 
Der  ZAvischen  beiden  Orlen  bald,  steigende  bald  fallende  Preis 
des  Wechsels,  heifst  Tf'echselpreis  , PJ ’echseleurs , oder 
schlechthin  Curs.  Man  ersieht  ihn  aus  den  Gurszetteln.  3.  F. 
Lobebz  Grundrifs  der  reinen  und  angew.  Mathematik , Th.  I 
(1798),  S.  i '9.  (F.  CLEY>nASN’s)  Materialien  für  Münzgesetzge- 
bung (Frankf.  1822.  8.),  S Hzlff.  Ebendess.  unten  (§.3391  an- 
gef.  Apborismen,  S.  85.  v.  Fahufhbfbc’s  Magazin  für  die  Hand- 
lung, Jahig.  i8i2,  Heft  6,  S.5o8  -520.  Die,  in  der  neuesten 
Zeit  nicht  selten  abgeänderten,  fT'echslungsTypen  (§.334,  c), 
nach  welchen  auf  den  verschiedenen  Handelsplätzen  die  Wech- 
selpreise bestimmt  sverden  , findet  man  in  J.  C.  NricKBBBBZ- 
cHvn's  Taschenbuch  der  Münz-,  Maas-  u.  Gcwiehtkiinde. 
9.  Auü.  verm.  u.  verb.  von  M.  R.  B.  Gerhabot.  Berl.  i8o5.  8. 
12.  Auf),  verm.  u.  verb.  von  J.  S.  C.  OrTo.  Berlin  1817.  i3.  Aufl. 
V.  J.  P.  Scn»LLi>BERG.  1820.  8.,  in  J.  E.  Liibiioi.d's  Comptoir- 
Handbuch.  4.  Aull.  Frankf.  1821.8.,  in  der  Neuesten  Geld  , 
Münz-,  Maas  - u.  Gewichtkunde.  4-  -Uufl.  Nürnb.  1821,  4- 1 w* 
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sitin  Tlioi]  für  frühere  Zeit,  in  den  Anweisungen  und  Tabellen 
von  hniiSE  t OKRusHD'r,  Ava,  ri.vG>'L,  HA:urBE,  Lf>x  , Erttn, 
AVaobkr,  J.  F.  L\>ge  u.  .Hos.  Isr^bi.,  u.  a. , J.  G.  Büsch  über 
Geld- und  Wecliseli'iirs,  Münzrn,  Pari  u.  s.  \t.  Hamb.  i8<ji. 
e)  lUisr's, Handb.  der  Geldhuude,  ihcorel.  Tbcil , S.  io8ff. 

§.  338. 

Form  und  Materie  der  reellen  Münze.  Schrot  und  Konu 

Valvation.  Ihr  Einßnfs  auf  den  IVechselcurs. 

I)  Bei  reellen  Män/.en , kommt  in  Uetraclitung : 
i)  die  Form,  insonderheit  das  Gepräge,  welehcs 
den  Zuhlwcrth  (Valuta,  eigentiieh  mit  Angabe,  wie- 
viel  Stücke  aus  der  Mark  fein  geprägt  sind),  Jahr- 
zahl, Namen,  Titel  und  3Yappen,  auch  wohl  da* 
Ilildnifs  des  Münzherrn«),  enthält,  wo  die  Wappen- 
seite'die  Kehr-  oder  Kückseite  (Revers),  die  andere 
die  Hanptseite  (Avers),  heifst;  2)  die  Materie,  jetzt 
die  drei  Münzinetalle , Gold,  Silber,  Kupfer.  Die 
beiden  edlen  Metalle  in  ihrer  Feinheit,  erhallen  meist 
einen  Zusatz  von  anderem  Metall  (eine  Legiruiig); 
Silber  wird  mit  Kiijifer,  Gold  mit  Silber,  oder  Ku- 
pfer, oder  beiden  Icgirt  oder  beschickt  (vermischt, 
d.  h.  mit  solcher  Zuthat  zusainmengeschmolzen). 
Hl  Was  diese  Mischung  oder  zusammengcschinolzeiie 
Masse,  dieses  legirte  Silber  oder  Gold,  an  edlem 
Metall  enthält,  nennt  man  ihren  Gehalt,  Feinheit, 
F’eingehalt , und  wenn  Münzen  daraus  geprägt  sind, 
das  Korn  der  Münze,  Schrot  der  Münze  hingegen, 
heifst  das  Gewicht  ( Melallgewicht ) , welches  sich 
aus  ihrem  edlen  .Metall  und  aus  der  Znthat  zusammen 
ergiebt  HI)  Der  Werth  der  Münze  wird  ge- 

schätzt c),  nach  ilem  Korn  und  Schrot  (nach  dem 
(]  u a 1 i et  quanto).  Bei  der  habrication  , roufs  da- 
her nicht  nur  für  Richtigkeit  des  Gehaltes  gesorgt 
werden,  sondern  auch  für  Gleichheit  in  dem  Gewicht 
der  individuellen  Stücke  einer  Münzsorte.  IV)  Der 
Werth  der  Münzen,  als  eines  manufaclurirten  Metalls 
oder  p'abricats,  hat  mivernieidliciu  n Einilufs  auf  den 
Gan«  des  im  Grofshandel  cutscheiilenden  W'echsel- 
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’Curses  <^),  wo  das  Geld  als  Waare  betrachtet  wird 
($.  340),  folglich  schlechte  Münze  nicht  auf  höhere 
Geltung  steigen  bann,  als  ihr  MetaÜM'erth  mit  sich 
bringt;  welches  die  MünzPolitih«)  zu  beachten 
hat.  ' 

4»)  Gfbstlacrfb's  H.indb.  d.  Rciclisgcsetr.o,  IX.  1677  f.  Nach 
der  ReichsMünzordn.  V.  i558  , §.  10,  snillo  auf  der  Hauptscite 
das  Reichsteappen  stehen.  Köbi.eb's  Münzbelust. , I.  167  ff. 
Dawider,  s.  in  Ansehung  der  hurfürstlichcn  Münzen , v.  Lldf- 
wio’s  Erläut.  der  G.  B.,  I.  901.  Es  war  aber  dieses  nachher 
willhührlich  geworden.  RöBi.rB's  Vorrede  zu  t.  Pbacs’ 
Nachr.  von  d.  Münzwesen  , XX.  ff. 

>)  Fein  Gold  oder  Silber,  ist  rein,  d.  h.  ohne  Zusata.  Ver- 
mischt mit  anderem  Münzmclall  , heifst  cs  legirt  oder  be- 
schickt, Silber  wird  mit  Rupfer,  Gold  entweder  mit  Silber 
oder  mit  Rupfer,  oder  mit  beiden  legirt.  Daher  die  Bcnen. 
nungen : weifse , rothe,  gcniischtoLcgirung  oder  Raratirung.  — 
Von  den  IMünzmetallen,  s.  Flöbuk's  Münzkunst , S.  290 — 3i6, 
Von  Schrot  und  Korn,  ebendas.  S.  3.(4  ff.  Zu  dem  Ge- 
wicht bedient  man  sich  , in  Teulschland  , des  cölnisihen 
Markgeieichtes,  Dieses  tculschc  Markgewicht  wird  einge- 
theilt,  wie  folgt.  ' 
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Gewogen  wird  aber  gewöhnlith,  bei  dem  Verkauf  des  Goldes 
und  Silbers,  nur  nach  Mark  und  T.olhen , nach  ’/i  , ’ 4 , % , , 

'/j-,  n.  V04  Lothen.  In  ValvationsEdicten  wird  , seit  der  östreich- 
baieriseben  Münzconvention  von  t ;53  (§.346),  die  cölni.schc 
Mark,  welche  4®*4  holländische  Asse  wiegt,  cingctheilt  in 
4010  Asse,  dcrca  60  das  Gewicht  eines  Ducaten  austnachen. 
(Die  Einlheilung  der  Mark  in  435z  Asse,  Eschen  oder  Grains  — 
Y.  Praun  , 19  ff.  — , 'st  nicht  mehr  üblich. ) Ueberdiefs  wird 
in  dem  Alünzweseu  zu  Bevoehnup^f  n , welche  die  Stückelung 
der  Geldsortcn  und  dei  en  Valvation  betreffen,  der  Rieht- 
p/ennig  gebraucht , welcher  aus  einer  Alark  besteht,  und  ia 
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65,536  Theile  getlieilt  wird.  — Dio  höchste  Feinheit  des 
Goldes,  wird  in  Tcutscliland  bezeichnet  durch  t.4  Karate. 
So  viele  marhen  eine  Mark,  und  Jedes  Karat  wird  getheilt 
in  n Grän.  Die  höchste  Feinheit  <]cs  Silbers,  wird  bezeich- 
net durch  i6  Lothe.  So  viele  machen  eine  Mark , und  jedes 
Loth  wird  getheilt  in  i8  Grän.  Demnach  hat , bei  Gold  und  bei 
Silber,  die  feine  Mark  388  Grän.  (Ctr\iini>s's)  unten  (|.d39>') 
angef.  Aphorismen , S.  4“.  f.  — Eine  Mark  feines  Gold  oder 
Silber,  heifst  eine  feine  Mark;  wenn  es  bescliickt  ( legirt 
oder  vermischt)  ist  mit  andern  Metallen,  eine  ranhe  Mark. 
— ; Zu  genauer  Prüfung  des  Goldes^und  des  S!i];ers,  in 
Barren  und  in  Münzen,  bedienen  sich  Mun/.wardeinc  einer 
sehr  feinen  AVage,  der  Prohirwage , und  eines  eigenen  ver- 
jüngten Gewichtes,  des  Prohirgewichtes.  AVie  bei  geome- 
trischen Arbeiten  der  verjüngte  Maasstab  in  beliebiger  Grösse 
sich  annehmeu  läfst , so  kann  man  auch  in  dem  Münzwesen 
das  Probirgewicht , welches  die  ganze  Mark  darslelleu ‘oll, 
nach  Gefallen  leicht  machen;  wenn  cs  nur  so  ahgethcilt 
wird,  dafs  cs  bei  Goldproben  in  Karate  und  Gräne,  bei 
Silberproben  in  Lothe  und  Gräne  richtig  zerfallt.  Denn  der 
Zweck  ist,  dafs  der  feine  Gehalt  des  in  Probe  genommenen 
Metalls,  nachdem  eine  ganze  ProbirAlark  desselben  von  dem 
Zusatz  befreit  worden,  bei  dem  Wiegen  des  gereinigten 
Restes  richtig  an  den  Tag  komme.  Bestände  z.  B.  die  eine 
Mark  schwere  Masse  zur  Hälfte  aus  Zusatz,  so  müsste  dieser 
reine  Rest,  an  Gold  iz  Karate,  an  Silber  8 Loth  wiegen, 
und  wenn  der  Zusatz  ein  Dritthcil  der  Mu.sse  betrüge,  wäre 
der  Rest,  an  Gold  16 Karate,  an  Silber  10  I.oth  u.  Grän. 
Dann  würde  man  sagen , dafs  jede  Mark  der  in  Probe  ge- 
nommenen Alasse  so  viel  an  feinem  Metall  enthalte.  — Pro- 
hirSteine  und  Probir-  oder  StreiehnaJein  , d.  h.  dünne,  aus 
einer  verschiedenen  ZuRaminensetzung  der  edlen  Mctallo 
gefertigte  Stifte , wenn  gleich  richtig  legirt,  liefern  eine  nur 
oberflächliche  Probe.  Flöbrk’s  Münzkunst , S.  337  ff-  — Aus 
Eigennutz  oder  Gehoimnifskräinerei , möchten  manche  Münz- 
beainto  der  Münzkunst,  besonders  der  Probirhunst , in  den 
Augen  unkundiger  Staatsmänner  das  Ansehen  einer  Art 
von  Zauberei  oder  geheimer  AA'issensch.'.ft , wenigstens  einer 
höchst  tiefsinnigen  und  schwer  zu  erlernenden,  versc  halft  n, 
um  von  genauer  Erforscimng  des  Münzweseus  abzuschrecken. 
— G.  C.  Chflivs  über  die  wahre  cölnische  Mark.  Frankf. 
i8so.  8.  Von  der  Mark  lolhigm  Goldes  und  Silbers , s.  die 
angef.  Materialien  (von  GLF  tsavas) , S.  z ff.  — \on  Juslirung  der 
Münzen,  s. Flöbkf's Münzkunst , S.  88'»  — 891.  iCLKtaiicBs's  1 
angef.  Materialien,  S.  i35  flf.  (O.  J.  Fisck)  Etwas  über  das 
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richtige  Ajustiren  der  iUiiime.  Mehr  über  die  Vorlheile 
der  Wipper.  Altona  i"H8.  8.  — Von  dem  Gehalt  der  be- 
kannten Oo/d-  und  Silhersorten  , i.  F.  G.  Bli.sr's  Kenntnisse  und 
Bclrnchtiingen  des  neueren  MiiiiKwcsens  für  Deutsche.  i Theile. 
Leipz.  1799.  8.  M.  R.  B.  GrnBsnnTS  Hnndb.  der  t.  Münz- 
Maas  - und  Gewiciitkunde.  Berl.  1788.  8.  G.  H.  Bvsv's  voll-  , 
stand.  Handb.  der  Geldhundc-  Theorct.  Theil.  £rf.  i8o3. 
Praet.  Theil  in  1 Bänden.  Erf.  1800  u.  1802.  8.  EheuJess. 
CoinploirUiich ; I.  Th.  erläuterte  und  ergänzte  Darslell.  der 
in  den  GoinptoirTafeln  rerglivheneu  curop.  Alüiiz-,  Maas- 
und  Gewichlvtrhällnisse.  Brünn  1822  8.  A>un.  AViCNKR's 
Münz-  und  Wcchselt.ibellen  (Leipz  i8o/j.  4-  'enn.  Aull. 
1812.),  S.  293  If.  EheuJess.  MünT.-,  Maas-  und  Gewiciitkunde. 
Leipz,  i8i(»  gr.  8.  .1.  C.  Nsi.kvnbrfcuvb’s  oben  ( §.  337) 
angef.  Taschenbuch.  Besliinmung  des  'Werthes  der  bekann- 
testen in-  u.  ausländischen  Gold-,  Silber-,  Kupfer-  u.  iin- 
girten  oder  Rechiiuiigsmünzen  in  der  Welt , nach  ihrer  4\'ür- 
digiing  in  Schrot  und  Born  , u.  nach  Maasgabe  ihres 
Goiirses  , auf  vierfache  Weise  rcducirt.  Leipz.  i'-Sö.  78  S.  in 
kl.  4-  Geld-  und  Münzwissenfchafl.  Nürub.  »80".  4-  Brca- 
■ iNs's  Technologio,  Cap.  3j.  HiiDrBiiASDT’s  Anfangsgr.  der 
CheTnle,  II.  §.  1710.  i7(>7.  Gbkr's  Handb.  der  Chemie, 

§.  2338.  25.|9.  J.  Bsbth.  TnoxKSDonrr's  Handb.  d.  gesamm- 
ten  Chemie,  Bd.  VH,  1221  — 1245.  Lobkbz  a.  a.  O.  I. 
i3i  ff.  — 3 on  dem  3Verth  der  ehemaligen  Münzen,  s.  PüT- 
tfb's  Lit.  Hl.  370.  Ki.cBtn's  l.it.  436. 

c)  Von  der  Valvation  oder  Werthschätzung  der  Münzen,  als 
der  Bestimmung  des  Geldnamens  , der  ihnen  ihres  inoera 
3Verth-.'s  wegen,  nach  einem  bestimmten  Müuzfufs  zukummt, 
s.  inan  Fi.oruk's  Münzkunst,  S.  098  ff. 

dl  J.  G.  Bvsen  säiniutl.  Schriften  über  Banken  u.  Münzwesen 
(Hamb.  1801.  8.),  S.  664  ff.  21  u.  ff.  Flöbks  a.  a.  O. 
622  ff. 

e)  Von  der  MUmPolitik , nach  Bösch  über  Dnnkgeld  , Münze 
u.  .Müiizverw  irriing  , in  dessen  angef.  Sämnitl.  Schriften,  S. 
56i  if. , verglichen  piit  den  Bemerkungen  in  der  Allg.  Lit. 
Zeitung  v.  1T91  , Kiim  >37  u-  822,  handelt  Flöbhf.  a.  a.  O., 
S.  7&)  - 839. 


S.  .Ti9«. 

lUiluzfufs.  Jetzige  Arten  desselben;  1)  in  Silber. 

Der  Münzfufs,  ist  eine  Bestimmung  für  Korn, 
Schrot  und  Kaiifwerth  einer  Münze;  er  setzt  fest, 
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wieviel  Zusatz  von  geringerem  Metall  eine  bestimmte 
Münzsorte  haben  darf,  wieviel  Stücke  derselben 
Sorte  aus  einer  Mark  geschlagen  werden  dürfen,  das 
heifst , wie  schwer  jedes  Stück  seyn  niurs,  und  wel- 
chen Nennwerth  jedes  Stück  haben  soll.  I)  In  Sil- 
ber, sind  jetzt  in  den  teutschen  Bundesstaaten,  hof- 
fentlich nur  provisorisch  bis  zu  einer  völligen  Gleich- 
fürmigkeit  odor  andern  Bestimmung,  vorzüglich  gang- 
bar, vier  verschiedene  Münzfüfse  «)  : i)  der  A c h t- 
zehn  gülden-  oder  Leipziger  Fufs  von  16906); 
2)  der  Zwanziggulden-  oder  C o n vc  n t i o u sFufs 
seit  ■753<');  3)  der  E i n u n d z w a nz i g g u 1 d e n-  (kur- 
brandenburgische , preufsische  oder  graumannisehe) 
Fufs,  seit  1750,  und  verbessert  seit  1764^);  und  4)  der 
V i e r u n d z w a n z i g g u 1 d e n F u fs  ») , dieser  eigent- 
lich kein  Miin/.fufs,  sondern  nur  eine  abweichende 
Zahlungsart  des  ZwanzigGuldcnfufses, 

a)  Es  gicht  noch  mehrrru,  und  sogar  loialr  ^Münzfiissc;  z.  B. 
1)  den  lubiiclien  (die  Mark  fein,  in  Grobtk>iiraot  zu  ii'/, 
Thaler  = 34  Mark,  also  rin  17  Guldcnfiifs,  in  Stücken  von 
* Mark,  1 Mark,  8 Schilling,  4v.Srhilliiig  u.  1 Schilling, 
V.  Paars,  118.  (CLEvaaAKN's)  Materialien,  S.  464),  dem  ausser 
I.übfck,  auch  /kTrellrnhur^Schirerin  und  Hamburg  folgen, 
das  letzte  so,  dafs  dieses  Geld  dort  CourantGeld  heifst , zum 
Unterschied  von  dortigem  Bankgeld  (^.  33?,  b)  ; 1)  den  neuen 
Hänheb-hohteiniicben , welcher  aber  durch  ciu  Edict  vom 
6.  Jan.  i8i3  so  verändert  ward,  dafs  aus  einer  feinen  Mark 
rölniscb  , 18'  , neue  dänische  lleichsUanktbaler  sollen  ge- 
prägt werden;  3)  den  Zirei  und  GuUrnJufs , bei 

gewissen  Zahlungen  zu  Frankfurt  a.  M.  (Ci.evsvasn's  ) Mate- 
rialien, S.  319  u.  3z7  — 33o.  — Neunzehn  teutsebe  Münz- 
füsse  in  Silber,  die  jedoch  nicht  alle  im  täglichen  \'erkehr, 
sondern  zum  Theil  nur  bei  alten  Grundrenten  u.  Gcidcapi- 
taten,  in  \ ertragen  u.  d.  gebraucht  werden,  zum  Theil  nur 
besondere  /.ählungsartcn  sind  , verzeichnet  M.  B.  B.  Gra. 
UAP.uT , in  d.  allgemeinen  Contoristen  ( Berl.  i'qi  , 3 Tlieile 
in  4-),  Art.  Deutschland,  1.  104.  Mans.aiicli  f i.önnr's  Müuzhunst, 
S.  433~443-  DerGoldfufs  dvr  hawbureer  Bank,  oder  die 
hamhiirgrr  lianeoialiiia  bestimmt  die  ciilnisthc  Mark  fein 
Silber  .auf  9',.  Bllilr.  oder  17'/'.  Mark  Banco;  sie  ist  also 
von  GrobCüiirant  unterschieden  um  iV/n  pro  Cent , oder 
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i3  >I.irk  Bauco  kommen  genau  überein  mit  i6  Mark  ham- 
burg.  Courant,  doch  so,  d.-iTs  die  Nachfrage  diesen  3Vertli 
auch  Veränderungen  unterwirft.  Der  aUonaer  BancoFufa 
■von  1777,  ist  von  dem  hambnrgcr  nur  um  2 Schillinge  Banco 
unterschieden  ; er  bestimmt  die  culn.  Mark  zu  9’/,  Rthlr. 
oder  S7V4  MarkB.  v.  Pbxus  , 193.  J.  G.  Bösch  über  Münzen 
(1801.  8-),  S.  9 ff.  SirEHiso  über  den  bamburgischen 
Münzfufs.  Hamb.  1789.  8.  — Von  der  ehemaligen  Hcichs- 
Kamiiterj:erichtsu'ährung  (einen  liammergulden  zu  78  Kreutzer 
u.  2 u.  Heller),  $.  v.  Paiim,  S.  ii3. 
l)  Bis  1817  nur  noch  hanniiveriscUes  , so  genanntes  CnsscngelA 
oderCassenmünze  (Fcöbbf's  Münzkunst,  S.  83i  f.),  auch  bis 
181^  schuedisch-pommerisches  Courant,  den  allen  Louisd'orzu.) 
Blldr.  16  ggr.  T.  Pbau»  , i85.  Die  Mark  fein  ward  im  Gixib- 
Courant,  bis  auf  i gute  GroscbenSlückc , zu  l i Kthlr. , in 
den  feinen  hannoverischen  y,  Stücken  aber'  nur  zu  11  “/is 
Thaler  aiisgebracht.  Vcrgl.  345. — Seit  dem  1.  Nov.  1817, 

münzt  Hannover  nach  dem  zo  Guldenlüfs.  Verordn,  v.  1. 
üct.  1817,  in  ( Clev>]iians's ) Materialien,  S.  474.  Doch 
■werden  wenigstens  ’/,  Thalerstücke  aus  ganz  feinem  Silber 
gemünzt , nicht  aus  i3y  löthigem,  welches  letzte  das  Conven- 
tionsMünzsystem  vorsclireibt.  (Ci.fisxabk's)  Materialien  ,S.  4~8^ 
— In  dem  Herzogthum  Pommern  u.  Fürstrntlium  Rügen  ^ 
sTurden  alle  fremden  Münzsorten  von  den  öffentlichen  Gassen 
ausgeschlossen,  durch  e.  preufs.  CabinctsOrdre  v.  s5.  Oct. 
1821 , in  den  angef.  Materialien  , S.  44^- 
t)  Vcrgl.  346.  v.  Pbaun  , i56.  184.  i8i).  Püttzb  über  den 
Werth  der  Conventionsmünze.  Gott.  1784  8.  — In  Ocstreicb 
und  in  den  Münzen  K.  Fba.sz  I.  schon  seit  1748.  Daher  heifst 
er  auch  Kaiserguhlen  , desgleichen  PT'iener  pj^ährung  , (wor- 
unter aber  jetzt  gewöhnlich  östreichisches  Papiergeld  verstan- 
den wird,  im  Gegensatz  der  i/ingenJen  ConventionsMünze ). 
Hvimiich's  Gcsch.  des  t.  Reichs , VIII.  266  f.  v.  PaAtm  , i53. 
( Ci.eybmavn’s  ) Materialien , S.  181  — 277.  Jf»  ff-  474- 
iT)  IVcursischcs  Courant,  v.  Pbaus,  «54  f.  V’ergl.  §.  346. 
e)  V.  PiiAVN  , 160.  180.  191.  Im  Grunde  ist  es,  meist  sogar  in 
dem  Gepräge,  der  20  Fl.  Fufs , nur  mit  Frliöhung  des  iiahl- 
werthes  um  20  pro  Cent.  Fi.öbke's  Münzkunst,  S.  43o  ff. 

«.  3391». 

2)  /«  Gold',  3)  in  Kupfer.  Staats  Interesse. 

II)  In  Gold,  sind  jetzt  in  den  teutschen  Bundes- 
staaten vier  Miinzfiirse  ilblicli : 1)  der  rheinische 
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G ol  cl  g u I d cn Fufs  o) , der  älteste;  2)  der  Ducaten- 
Fufsl»);  3)  der  teiitsche  Pistolen-,  Louisd’or-  oder 
Frlcdriclid'orFufs  «■)  > 4)  der  Severinen  - oder  Sou- 
rcraind’üiFiifs  <0.  UI)  ln  Kupfer,  werden  nur  hie 
und  da  geringe  Scheidemünzen  geprä'gt  ').  IV)  In 
dem  vormaligen  Rönigieich  Wcstphalen,  war  das 
neufranzüsische  Münz-,  Maas,  und  GewichtSystem 
eingeführt  /).  V)  Da  kein  Fehler  der  MünzPulitik 
straflos  bleiht , so  gebietet  das  Staatsintcresse, 
in  dem  ganzen  Umfang  aller  teutschen  Bundesstaaten, 
so  viel  niüglicb,  P^inheit  in  Münzform  undMünzlufs, 
Erriebtung  umfassender  Münz  vereine,  .\ufstellung 
gemeinschaftlicher  G e n e r a IM  ü n z w a r dei  n e , re. 
gelmasige  MünzConvente,  Verhütung  der  in  quali 
et  quanto  überspannten  Scheid  emünzen, 
u.  d.  m.  g). 

«)  In  der  ReichsMünj’.ordn.  v.  i55q,  ist  die  rauhe  cölii.  Mark 
zu  18  ltiir.1t,  6 Grän  fein,  und  72  Stück  CohtgulJen  auf 
die  rauhe  cülnische  Mark  bestimmt.  KLÜnar 's  Münzkunst , S- 
436.  — Sp.äter  wurden  Carolinen  zu  «4  Stücken  aus  <ler 
rauhen  Mark,  eines  Gehaltes  von  18  Karat  6 Grän  feinen  Goldes 
und  6 Grün  feinen  Silbers  , gemünzt ; sic  zählten  für  3 Gold- 
gulden , gewannen  aber  höheren  Curs , bis  zu  10  pro  Cent. 
V.  Pr\u!»,  I.  ifi.  — Auch  wurden  so  genannte  Maxd’or,  zu 
36  Stücken  aus  der  rauben  Mark  des  erwähnten  Gold-  und 
Sllbcrgelialtes  der  Carolinen,  geprägt;  sie  hatten  also  den 
Werth  von  2 Goldgidden,  Man  s.  Valvationsl'roject  von 
allen  im  heil.  röm.  Reich  dermalen  cursirenden  u.  richtig 
waradirtenGold- u.  SilberGeldsorten.  Frankfurt- a M.  1760. — 
Alle  diese  Goldsorten  werden  jetzt  nicht  mehr  geprägt;  auch 
nicht  der  äon/iocerirc/ie  Goldgulden , dessen  Werth  verschie- 
den ist  von  dem  rheinischen. 

, ' 

6)  67  Stück  Ducaien  auf  die  rauhe  Mark  des  Feingehaltes  von 
23Vj  Karat,  werden  reichsgesetzinäsig  seit  i55i)  ausgemünzt. 
Davon  enthalten  also  6*‘/',  Stück  eine  feine  Mark  Goldes. 
P'i.üRiui's  Münzkunst , S. 

t)  Pistolen,  gesetzmasig  ausgemünzt  zu  33  Stücken  aus  der 
rauhen  Mark  des  Feingehaltes  von  260  Grän,  d.  h.  21’', 
Karat,  wovon  also  38'‘’,4i  Stücke  eine  feine  Mark  Goldes' 
enthalten;  zufolge  des  preufs.  Münzgesetzes  v.  3o.  Sept.  1821, 
V > u.  • , in  (CtEs^MAsa's)  augef.  Materialien,  S.  4.t>. 
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Dieser  Mfinxfufs , nach  welchem  hannoverische  Georgd'oj*  , 
sächsische  Augustd'or , preussische  Friedrich-  u.  Friedrich- 
\\  ilhelind'or,  braunschweigische  Carld'or,  u.  s.  w.  .lusgeprägt 
wurden  oder  werden,  kam  auf,  als  177.6  in  Frankreich  die 
alten  Louisd'or  abgesctxt  u.  in  die  IVIünzhäuser  verwiesen 
wurden  Fi.öhkf's  Münzkunst,  S.  4^7  ff- 
W)  Der  Severin-  oder  5ourerainf/’orGehalt  ist:  17  Kar.  ’/i 
fein,  und  11  Vn  doppelte  Stücke  auf  die  cüln.  Mark.  Diese 
Goldmünze  wird  EU  Wien,  ehehin  auch  in  den  östreichischcu 
Kiederlnndcn , geprägt,  und  im  gemeinen  Verkehr  gewöhn- 
lich ZU  3 Duc.iten  gerechnet  * 

•)  Vergl.  §.  341.'  V.  I’bao,  174.  Flöbrii  a.  a.  0.,  S.  ^00  ff. 

593  ff. 

f)  Constitution  du  royaume  de  Wcsiphalie  , 1807,  art.  17  et  18. 
Königl.  westphäl,.  iMünzdccret  v.  11.  Jan.  1808,  in  d.  west- 
phäl.  Moniteur,  1808,  n.  9.  — Von  diesem  neu/ramiXsitchen 
System,  iiacli  welchem  das  V^erhältnifs  des  Goldes  zu  dem 
Silber  ist,  wie  i zu  i3/4  > s.  .Mfvskl's  Statistik  (3.  Ausg. 
1804  ) , S.  777.  J.  E.  Msmjifbt's  Üebersicht  des  neuen  fran- 
Eüs.  Kalenderwesens,  derMaase,  Münzen  u.  Gewichte  , ingl, 
der  neuen  Landeseinthcilung  in  Dcparteinentc , u.  s.  w. 
Erl.  1807.  8.  Kapport  des  nouveaux  poids  et  mesurcs  avre 
ceux  de  tous  Ics  pays , par  Socxet  hXekbochk.  Paris  1807.8. 
Das  französische  Münz  - , Maas-  ti.  GewicbiSystem  , v.  Rosra- 
THAI..  1 Hefte  Nordhausen  1808.  8. 

g)  Vergl.  Flöbhf's  Münzkunst,  S.  "97  ff.  (F.  CLTTaMA>s's ) 
Aphorismen  aus  dein  Fache  der  Münzgesetzgebung  und  des 
Münzwesens  aus  d.  vergang.  u.  gegensv.  Zeit  (Frankf.  1817. 8.), 
iiisbes.  S.  70.4  ff.  F.hemless.  (oben  337  angef.  ) Materia- 
lien , S.  75  ff.  , 83,  7.44  , 461  ff.  4I>7.  J.  G.  Busch  über  Uank- 
geld,  Münze  u.  Münzverwirniiig ; in  dessen  Sänimtt.  Schrif- 
ten über  Banken  u.  Münzwesen.  Hamb.  1801.8.  Wianorr'a 

. rhein.  Bund  , X>iII.  34. 


s.  340. 

Geldcurs.  Agio-  fVälirung. 

1)  Das  gegenseitige  Verhältnifs  in  dem  Werth 
der  Mün7.metalle,  ist  nicht  u n r e r ä n d e r 1 ich ; mit- 
hin eben  so  wenig  der  äufsere  Werth  des  Goldgel- 
des, bei  nothwendiger  Festhaltung  des  SilberMiinz- 
lufses«).  Aus  der  Veränderlichkeit  des  Preises 
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der  MünzmctaUe , dann  aus  der  Seltenheit,  aus  der 
vermehrten  Ein-  und  Ausfuhr,  aus  der  augeuhlick- 
lichen,  mehi’ern  oder  Tuindern  lirauchbarheit  ge- 
wisser (ieldsorten , aus  der  übertriebenen  Erhöhung 
des  Nenn-  oder  NominanAerthes  mancher  Münzen 
über  ihren  innern  oder  reellen,  u.  d.  m.,  erklärt  und 
rechtfertigt  sich  der  kaufmännische  Geldcurs 
(unterschieden  von  dem  Wechselcurs  und  dem  »iurs 
der  Staatspapiere);  ein  besonderer  Werth  der  Mün- 
zen, gemeiniglich  von  dem  Münzfufs  abweichend, 
wobei  der  freie  Ilandelswerth  der  Münze,  wie  hei 
Gol<l.  und  Silberbarren  oder  Stangen,  mithin  das 
Geld  als  Waare,  nicht  als  Staats-  oder  National- 
geld, sondern  als  AVeltgeld  betrachtet  wird  i). 
Dasselbe  gilt  von  dem  Agio  oder  Aufgeld r).  III)  Die 
n dem  Lande  übliche  neclmiingsart  in  dem  Geldver- 
hehr , heifst  Währung  (ralor),  z.  1$.  rheinische, 
sächsische,  preufsischc,  wiener,  fränkische,  lühische, 
u.  d.  ‘l). 

I 

n)  FABsn's  europ.  StaatsCanr.loy , LXX.  5.'i9.  G.  II.  üusb's 
llandb.  der  Geldkunde,  I.  5«  ff.  Encjclopedic  par  1)iu»xot 
et  d'Ai-fjidi RT,  voc.  monnoir,  Encjrlopedic  inetliudiqiie ; 
Arts  et  Metiers,  T.  (Paris  i“ö8.  .j.),  p.  i3o  cl  suiv.  lie- 
inerkungcn  über  die  Orlderliiiliuiig  in  l'rankreicb  und  Orsl- 
reicb.  Augsb.  i"86.  .1.  G.  Hiisen  über  e.  iu  Europa  eiiir.u- 

fülirendcn  allcpmeineii  3Eiiizfurs  ; in  Büsch  ti.  Ebfcisg's  Handl. 
Bibi  io  iii.  II.  5oä  IT.  ( E.  Clfimhass)  Eebcr  das  Münzwesen 
(Eranlif.  a.  M.  1802.  8.),  S.  ff.  Ehendett.  angef.  Mate- 
rialien, S.  197  — SOI.  — Der  Zablwerth  des  Silhergeldei , 
als  des  eigentlichen  Riehtgeldes  von  Teiilseliland  , mul's /ett- 
sehen)  derjenige  des  Goldes  mag  daun  steigen  oder  fallen. 
Fi.örhk's  Münzluinst , S.  633  f.  u.  79').  ( Cleysvasa's  ) Mate- 
rialien, S.  19"  — 9.01. 

i)  Vcrgl.  §.  33“  u.  338.  G.  H.  Bcse  a.  a.  0. 1. 80.  Hufelasd  a.  a.  O. 
II.  37.298fr.  4>>  ff.  Theüd.  Olbmis  diss.  de  valore  inoneUe. 
-niercatoriini  auctoritate  mutato.  Gott.  1776.  — Dawider , s.  Srt- 
CHOW  elein.  Juris  gerin.  priv.,  öq'i.  — Von  dem  Verliältnifs 
des  Goldes  zu  dein  Silber,  s.  Büsch  über  Münzen  etc.,  S.  44  ff- 
b)  Jac.  GoTHorarni  opusc.  var.  n.  III.  14.  sqq.  Dissertationen 
von  Estob  (Marb.  I7Ö4)  ».  Pestfl  (Rint.  i"»"'.  Fischeb's 
Rameral-  u.  Policeir. , 111.  38$.  Boss  a.  a.  O-  1.  i23.  Bab»- 
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■AUS  EncTcl.  der  Handl.  Wiisensch. , II.  ai  vj.  — (Cutn* 
MAsa's  Aphorisnien , S.  76  u f.  — Von  dem  Aufgeldspiel 
oder  jl^iotiren  , von  der  Stock-Johbery , und  von  Ver- 
trägen über  / .i>/er«ng  von  Staal8p.vpiereii.  Die  Stock-Jobbery 
u.  der  Ilnndcl  mit  Staatspapicreii.  München  i8:to.  8.  J.  v. 
Wavka's  Antwort  auf  die  Stock-Jobbery.  Wien  182«.  Be- 
leuchtunj  der  Schrift  über  Stock-Jobbery.  Wien  1811.  8. 
Itechtl.  Ansicht  über  Lieferungaverträge  in  Staatspapicren. 
München  1810.  8.  E■B■A^tf's  recbtl.  Ansicht  über  den  Han- 
del mit  Staatspapieren.  Fraukf.  1820.  8.  Beweis,  dafs  die 
llothscliilder  Loose  zu  100  fl.  wahre  LotterieLoose  sind. 
München  1820.  8. 

■1)  Buse  a.  a.  O.  I.  118  ff. 


S.  341. 

Land-  und  Scheidemünze. 

Von  den  eigeiitliclien,  so  auch  von  den  allgemel* 
iiern  Münzen,  sind  zu  unterscheiden,  die  so  genannten 
L a n (1  m ii  nz  e n , in  Silber  oder  Kupfer,  welche  blofs 
zu  inländischem  Umlauf  in  einem  einzelnen  Staats- 
gebiet besiimmt  sind«).  Schon  während  der  teiitschen 
Heichs Verbindung,  durfte  nur  ein  Münzbercchtigter 
sie  prägen;  doch  mehr  nicht,  als  zu  dem  inländischen 
Verhehr  erforderlich  war.  Auch  dabei  'waren,  in 
Scheidemünzen,  In  Münzen  vom  geringsten  Werth, 
die  zunächst  zur  Ausscheidung  oder  Ausgleichung  bei 
Zahlungen,  die  mit  gröberen  Geldsortcn  vollständig 
nicht  geleistet  werden  hünnen,  dann  zu  IJcfÖrdcrung 
des  Kl  einhandeis  und  des  übrigen  geringen  Verhehrs, 
bestimmt  sind,  wie  in  groben  Sorten,  für  Schrot 
und  Korn  die  Reichsgesetze  und  MünzConventioneu 
zu  beobachten  ^).  Ein  verhältnifsraäsig  stärhercr  Zu- 
satz von  Kupfer  oder  härterem  Metall,  als  in  den 
groben  Münzsorten  , wird  hier  bei  den  Silbermüiizcn 
in  redlicher  Absicht  gewählt  Diese  Absicht  ist,  dem 
allzustarhen  Abreiben  oder  Abschleifen,  dein  allroähligen 
Abnohmen  des  Gepräges  und  Gewichtes,  und  dem  zu 
leichten  Verloreiigehen  möglichst  vorzubeugen,  und  so 
eine,  dem  Zweck  angemessene,  grüfsere  Ausdehnung  und 
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Festigltcit  derjenigen  Munzsorte  zu  geben,  die  für 
den  häufigsten  und  schonungslosesten  Wandel  von 
Hand  zu  Hand  bestimmt  ist;  ein  Yortbeil , der  mit- 
Münzsorten  aus  feinerer  Silbergattung,  die  zu  hlein 
und  dünn  ausfallcn  würden , nicht  zu  erlangen 
wäre  c).  Dennoch  sollten  überall  auch  bei  diesen 
MünzsoiHen,  wie  bei  den  groben,  die  Gesetze  des 
Miinzfufscs  uneigennützig  befolgt,  und  nicht  nur  in 
der  .Menge  der  in  Umlauf  gesetzten  Scheidemünze, 
sondern  auch  in  dem  Betrag,  wofür  damit  die  Mark 
fein  Silber  ausgebracht  wird,  Maas  und  Ziel  gehal- 
ten, und  die  Pflicht,  sic  anzunehinen , nur  auf 
solche  Zahlungen  beschränkt  werden,  die  durch  ein 
grüfseres  Münzstüch  sich  nicht  leisten  lassen;  damit 
eines  Theils  dem  grofsen  Nachtheil  einer  übermäsi- 
gen  Menge  von  kleinen  Münzen  ausgewichen , und 
andern  Theils  das  Rothwerden  der  Münzstücke  rer- 
hütet  werde,  welches  allen  Yolksclassen , die  in  die 
Münzkunst  und  das  Münzrccht  nicht  eiiigeweiht  sind , 
ein  immerwährendes  Mifstrauen  in  die  Redlichkeit 
und  Wohlineinung  der  Münzregierung  um  so  gewis- 
ser und  dauernder  einllüfst,  als  sic  den  Tollgültig- 
sten  Grund  dazu  jeden  Augenblick  augenfällig  in 
Händen  .zu  haben  rermeinen. 

o)  Jeder  Regent  kann  den  Curs  fremder  Landmünsen  in  sei- 
nem Lande  untersagen.  Lvdkwio  ad  A.  B.  I.  901.  — Bei- 
spiele von  Landmünsen , von  i25i  und  i343  bis  1389,  s.  bei 
Rossxash  1.  c.  e.  t.  9.  — Zu  Landmünsen  pflegt  man 
nur  Gcldsorten  der  kleiuem  Art  zu  wählen.  Doch  hat  man 
aus  dem  J.  1821  kurhessische  ganze  Thalerstücke , mit  der 
Umschrift  auf  dem  Rand:  « Kurhessisebe  Laudinünze ».  Ein 
Stück  ward  6aoo  Richtpfennige  schwer  gefunden,  also  11 
Richtpf.  oder  1 As  weniger,  als  1 prcussisches  Thalerstück 
mit  Abzug  des  Rcmediums  wiegen  mufs. 

Von  dergl.  Mflnzsorten  handeln:  R.  A.  v.  i566,  iSj,  l6l> 
R.  G.  A.  V.  10.  Sept.  i“38,  V Gfhsti.acbfb  , IX.  i-äihlT. 

«5s4  f-  u.  1681  f.  Miinzverein  v.  »763,  zw.  Mainz,  Trier, 
Pfalz,  Darmstadt  u.  Frankfurt,  §.  »o.  Münzrcrcin  v.  1766, 
zwischen  Ebendenselben,  ^.6,  Oeatrcich-haicriectic  Münz- 
Convention  V.  >753,  §>  i3.  (Clsvsxams's)  Materialien,  8>  suS, 

Kl«Wi  Ilwlu. 
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^38  fT. , 3io  fT. , 388  , 434  44‘i  34  f-  Cäsp.  Ziiglfb  ^le 

fiirib.  m.ijest. , p-  817.  v.  Zrca's  gpgenw.  Vrrfass.  <1.  hai«. 
nogicrung,  84.  v.  Pbadh,  i>8,  §.19  n.  i"3f.  FABFJi's.europ. 
St.  C.  , LX\It.  140.159.  HfüST,  262.  MosEit  von  Rciclistags. 
geschärten,  t4’29-  — Anderer  Meinung  sind,  A.  E.  Rossbast« 
diss.  de  moncta  symbolica  et  proiinciali  (Erl.  1762),  c.  2. 

IO.  sqq.  V,  LvDEWtG  ad  A.  B.  I.  901.  EhenJess.  Linl.  Kii 
d,  t.  MünEiTesen,  64.  Rhetius  instit.  juris  publ. , lib.  II. 
lit.  16.  V **•  E«*"op.  Herold,  I.  934.  — Seit  1821  prägt 
Preussen  ganr-e  Silhergroschen  , 3o  auf  iThalcr,  und  halbe, 
beide  au»  der  3V4  lölhigen  Silhergattung , die  Mark  fein  7.u 
16  Thalcr.  Man  1.  unten  §.346.  — Die  SchcidemünEC  (z.  R. 
Rrcur.er,  einzelne  Groschen,  Centimes')  wird  gewöhnlich 
aus  Billon  geprägt,  d.  h.  aus  einer  Mischung  vou  Silber  und 
Kupfer,  worin  das  letzte  der  Hauptbeslandlheil  ist.  ( Clev>. 
BARS 's)  Materialien  , S.  434-  Auch  Co/i7Billou  , worin  eben- 
falls das  Kupfer  vorherrscht,  hat  es  gegeben,  wiewohl 
höchst  selten;  ein  Reispiel  aus  Riifsland  , »eit  1763,  in 
Scuj.özeh's  Münz-,  Geld-,  und  BergwerhsGrschicJite  des 
ruf».  Kaiserth.  (Gott.  1791),  S.  160.  FtÖBHE's  MUnzImnsl , 
S.  590  f.  '* 

c)  Von  der  Abnutzung  der  Gold-,  ^ilbcr-  u.  Kupfermünzen, 
und  den  dcfshalb  in  Loudon  gemachten  Versuchen,  s. 
Fiperienccs  et  observations  sur  Ics  dilTerens  alliagcs  de 
l'or,  leur  pesantcur  spefieique,  et  leurs  proprietes  roniparees 
par  rapport  au  frai  eoinme  inonnaie  ; par  Chables  Uatcuftt  ; 
Iraduites  de  l’anglais  par  F.  C.  Leiiat  (Paris  )8o4-  4.]', 
p.  102  — ‘7*v  Münzkunst , S.  733  — 7i|5.  — Den 

silbernen  Scheide  - und  andern  niederbaltigen Münzen  . winl 
gewöhnlich  «lurcli  so  genanntes  IVeiftsieden  ein  silberartigeres 
Ansehen  gegeben.  Diese  künstlich  hervorgebrachte  feine 
Oberfläche,  auf  welcher  durch  Minderung  der  KupferLegi- 
rung  da»  feine  Silber  hervurgehoben  wird,  vermehrt  nicht 
nur  die  FabricationsKosten  , sondern  es  wird  auch  die  Münze, 
bei  der  Verfeinerung  ihrer  Oberfläche , einer  Minderung  ihre» 
Wertlie»  durch  Abnutzen  mehr  ausgesetzt.  Daher  der  Vor- 
schlag,  den  Scheidemünzen  gleiche  Leginiug  mit  den  hoch- 
haltig legirten  Geldsorlen  zu  geben. 

' S.  342. 

Symbolische  Miiitze]  insonderheit  1)  Papiergeld. 

I)  Die  symbolische  Münze  (Staatsgelüzeichen), 
insonuerbwit  da»  Papiergeld  (papier • inonnoie , Pa- 
piermünze,  Surrogat  des  Metallgeldes,  meist  eine  Art 
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Yon  Nothgeld),  enthält  nur  eine  Anweisung  auf  reelle 
Münze,  für  jeden  Inhaber  ($.  337).  i^t  eine 

Staatsurkunde,  eine  Art  ron  StaatsSchiildschei- 
nen  oder  Verbriefungen,  mit  oder  ohne  Zinsen, 
(bisweilen  zu  Beförderung  des  inländischen  Verkehrs) 
auf  den  Staatscredit,  unter  dem  Versprechen  der  Eiit- 
schädigüng,  als  gangbare  Münzzcichcn  für  Jedermann 
errichtet,  mithin  lautend  auf  jeden  Inhaber  (payable 
au  portcur) ; z.  B.- StaatsBanknoten , CassciiBillets, 
Tresor-  oder  Steuerscheine,  Staatspapicre , Bons, 
Pfandbriefe,  Transj)ortzettel , u.  d.  «),  II)  Mit  der 
Gerechtigkeit  steht  das  Papiergeld  nicht  in  Wu 
derspruch,  wenn  und  so  weit  eine  gewaltsame  Finanz- 
Operation  ^aruntcr  nicht  verborgen,  und  eine  sichere 
Anweisung  auf  reelle  Münze  darin  enthalten  ist;  so, 
dafs  der  Staat  dasselbe  zu  gehöriger  Zeit,  in  wahrer, 
vollgültiger  Münze,  oder  deren  Werth,  al  Pari  reali- 
sirt , auch  ihm  bei  allen  Zahlungen  an  StaatsCassen, 
völlig  gleichen  >Vei  th  mit  baarem  Geld  einräumt,  . 
oder  hinreichende  AuswechslungsAnstalten  errichtet, 
oder  dessen  nothwendige  Annahme  auf  den  wechsel- 
seitigen V^erkehr  zwischen  Regierung  und  Untertha- 
nen  beschränkt.  III)  Staatswirihschaftlich  betrachtet, 
kann  die  Einführung  der  Papiermünze  nur  dann 
räthlich  seyn , wenn  und  so  weit  sie  ohne  Zwei- 
deutigkeit  als  Wohl  that  für  die  Unterthanen  erkannt 
wird  üi).  Gewöhnlich  aber  ist  sie  ein  eben  so  ge- 
fährliches als  leichtes  Mittel,  womit  man  der 
StaatsCasse  auf  kurze  Zeit  aus  der  Noth  hilft,  und 
auf  lange  empfindlich  schadet.  Ihr  gangbarer  Werth  * 
beruht  einzig  auf  dem  Grad  von  Zutrauen,  welchen 
das  Publicum  auf  die  Zusage  des  Ausstellers  setzt, 
jeden  Inhaber  vollständig  zu  entschädigen.  IV)  V''ud 
einem  Münzfufs  kann  dabei  die  Rede  nicht  seyn. 
Eben  so  wenig  V)  von  einem  Zwangrecht  gegen 
andere  Staaten,  das  diesseitige  Papiergeld  anzuneh- 
men, oder  frei  cuisiren  zu  lassen.  \T)  Aber  dessen 
Ausfertigung,  w>cd  mit  Reeht  als  Ausdufs  des  Münz- 
Regals  betrachteti 

44  • 
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a)  J.  L.  Klvirb  über  den  slaatswirlhscbaftlicben  ^Vcrlb  des 
Papiergeldes.  Tübingen  ißu5.  8.  ( aiicb  in  den  Eiirop.  Anna- 
len , i6oS,  III.  SOI  ) Ideen  über  die  reelle  Grundlage  eines 
nothwcndigen  Papiergeldes.  Begcusb.  j8o6.  8.  Vcrsueb  ku 
einer  verbesserten  Circulalion  des  Papiergeldes  in  dem  Kais, 
österreicbiscben  Staat.  Regensb.  i8o6.  8.  J.  II.  Jat-oa'»  kiiiv.e 
Rrlcbr.  über  d.  Papiergeld.  Halle  i8o6.  8.  Job.  Fbiedr.  Rat- 
TEKEii'n's  neues  System  des  Papiergeldes,  u.  des  Geldwesens 
beym  Gebrauch  des  Papiergeldes.  Kiel  1814.  8.  J.  L.  Ski- 
»ErssTiciiE»  de  jure  monetae  cbartaceae.  Jen.  1807.  8.  Jon. 
ISEEC  Bebchaus  über  das  repräsentative  GeldSystera.  Leipr.. 
1818.  4-  ScBatnH'HiSELnECH  u.  Storch  angef.  oben  33-. 
Die  Staatswirthschdft  nach  Naturgcselarn  (Lcipz.  1819.  8.), 
Hauptst.  IV,  Abschn.  s.  Bvsk's  Geldkunde , I.  171  ff. 
Scbaözer's  Staatsanzeigen  , XLIII.  36q.  LIX.  278  — 3ii.  Bvscb 
über  Münzen  etc.,  S.  5i>  ff.  J.  B.  Sat  traite  d'econohtie  po- 
litique,  T.  I.  (Paris  i8o3.  8.)  liv.  s.  v.  Mabtess  Volkere., 
io5.  V.  Röxeb's  kursäcbs.  Staatsr.,  II.  775.  Moskb  v.  d. 
Landesboh.  in  Polizeisacben,  ^ot.  Bösen  Weltbändel,  269. 
276  Gr.  Jci..  r.  So  DEN , in  iIA'BTLr^E^'s  allgem.  Justiz-  11. 
PolizeiBlätteru,  1810,  Kuin.  5.  — Von  dem  Papiergeld  in 
. Frankreich  , während  der  Revolution  ( Assignaten  , Rescrip. 
tionen  u.  Mandaten),  s.  Posselt's  europ.  Annalen,  1801, 
XI.  i44  — *54-  — Andere  halten  Landinünzc  und  symbo- 
lische Münze  für  gleichbedeutend.  Rossbask  1.  c.  c.  2.  §.3. 
et  9.  — Die  Materie  der  symbolischen  Münze,  kann  nicht 
Bur  IMctall,  z.  B.  Bankmarquen , Bankmünze,  sondern  auch 
Leder,  Papier,  Baumrinde  u.  d.  seyn. 
h)  3Iit  weiser  Beschränkung,  gewöhnlich  mir  in  einem  blühen- 
den 'Zustand  des  Staates ; um]  nie  in  grüfsercr  Menge , in 
der  Regel  aber  in  weit  geringerer,  als  zu  den  gewöhnlichen 
Zahlungen  in  die  SlaatsCassen  nöthig  ist.  Das  sicherste 
Merkmal  seiner  Unschädlichkeit  ist,  wenn  es  fortwährend 
in  vollem  Nennwerth  ungezwungen  von  liard  zu  Hand  geht, 
und  den  Gang  des  Wechsclcurses  nicht  stört^  31ifslich  ist 
der  inländische  erzwungene  Curs.  — Immer  ist  Papiergeld 
ein  gegebenes  National  - oderlandoshcrrlirhes  Wort,  dessen 
Werth  zuletzt  darauf  beruht,  dafs  das  ^Vort  gehalten  werde, 
ln  der  Regel  ist  es  entbehrlich , und  daher  meist  schädlich. 
Gefährlich  ist  es  immer , wegen  seiner  leichten  und  will- 
liiihrliehen  Schöpfung;  und  Vermehrung  der  Ausgleichungs- 
mittel,  ist  noch  nicht  Schöpfung  vermehrter  Industrie  u. 
vermehrten  Verkehrs.  Bei  allen  cultivirten  Völkern,  ist 
nietalHtrit  der  Grundcbaraktcr  des  Geldes:  Papier  ist  aber 
siebt  Metall.  Die  Unsummen  des  Papiergeldes  , Störes  allen 
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Vcrhclir  und  «Ile  Vcrli.Hlfnisse,  wie  die  Münzvervrirrung.  — 
Von  der  Frage:  ob  bei  Aenderung  des  Münzfufses,  das 
l'apiergeld  in  seinem  ursprünglichen , oder  in  seinem  jelzigcn 
AVertb  gegen  das  neue  Geld  zu  schätzen,  und  anzunehmen 
scy  ? handelt , nach  Bösch,  pLÖnHK,  in  d.  Münzhuust,  S.  817  ff. 
— Von  dem  öurrichhchen  Papiergeld  , s.  Kzvbsb's  Staatsarchir, 
Bd.  I,  S.  2o3,  ai8  ff. 

§.  343. 


Und  2)  Nothmilnzen.  Medaillen  u,  Spielpfennige. 

I)  Nothmünzen  oder  Nothhiippen,  die  als  bloPse 
MünzSjinbole  für  Nothfälle,  z.  B.  in  Kriegsgefahr, 
während  einer  Belagerung  (moneta  obsidionalis),  auf 
Kriegsschiffen,  u.  d.  geprägt  werden,  gelten,  meist 
als  gezwungene,  unrcrzinsliche  Staatsanleihe,  nur  für 
die  Zeit  der  Noth,  und  mit  Vorbehalt  der  £igenthums> 
und  Entschädigungsrechte  «).  .Auch  dürfen  sie , in 
der  Regel,  unter  dem  Stempel  eines  fremden  Münz- 
herrn  nicht  geprägt  werden  &).  II)  Medaillen, 
Schau*,  Preis-,  Denh-  oder  Gcdächtnifsmünzen,  Jet- 
tons, Zahl-,  Spiel-  und  Rechenpfennige,  ha- 
ben keinen  bestimmten  Münzwerth,  und  sind  nicht 
bestimmt  für  den  Verkehr;  sie  werden  auch  nicht 
durebgehends  aus  Gold  oder  Silber  geprägt.  Ihre 
Fabrication  kann  bürgerliches  Gewerbe  Scyn,  unter 
landesherrlicher  Coiiccssioq.,  Censur  und  polizciniäsi- 
ger  Einschränkung.  iSicht  leicht  wird  dazu,  einem 
Medailleur,  der  Gebrauch  eines  Streckwerks,  Schnei- 
dewerks und  Anwurfs  erlaubt  c),  sondern  nur  das 
Prägen  auf  dem  Prägestock  mit  dem  Hammer. 

fl)  Hubertsb.  Friede  V.  i?63,  Art.  7.  u.  an.  scp.  ».  in  t.  MAnTsics 
Recucil , 1.  7Ö.  77.  Ksipschild  de  jurih.  et  privil.  civit,  im- 
perial., lib.  II.  c.  16.  V '*•  Flöbbb's  idiin/.kiinst, 

8.  83i  f.  Köklib's  Miinzbclust. , Register  roc.  Nothmünzen.  — 
Nothmünzen  in  dem  siebenjährigen  Krieg  (Ephraimilen ) , 
unter  kursächsisebem,  prcussiscbcin , anbalt-bcraburgischem 
' ctc.  Stempel,  t.  Pbzv:(,  i63  ff.  Rlotzsch  Versuch  e.  kur- 
särhs.  Münzgeschiebte , Th.  II  (1780),  S.  84«.  — 914*  AH- 
geni.  deutsche  Bibliolh, , Bd.  io5  , S.  iSy.  139.  Stbvzs- 
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•fk's  Abhandlungen  über  wicht.  Ge^^enstäude  d.  SlaaUwirthsch., 
Bd.  lll , S.  565  u.  572  f.  GaF.Li.xA7rH's  StaaUhunde  von 
TeuUchl.,  I.  91.105.  Moskb  ▼.  Hpichatagsgpsch.,  i4>>.  >4>9* 
(Hlotxsch)  Kursächs.  Münagescb.,  840  — 914.  — PorcsHis'a 
Nothmänr.en , aus  cu  Jassy  crorhertera  Gcschütju  FiÖBu't 
Münskunst , S.  S97.  — Schwediicht  Mynttecken  (MünEteichen  , 
Ips  Dieux  de  Gortz ) unter  Karl  XII.  i-i5  — 1718.  v.  Paxux, 
872.  KöirXTB,  VI.  233.  Besen  Welthandel , 269.  F.  Scbiicbte- 
gboll's  Amtalen  der  gesaramten  Numismatik,  Bd.ll,  Hefl  i 
(1806),  S.  4>  — 47-  ~ Da*  französische  papierne  Revola- 
tiontgelJ. 

b)  Vergl.  C.  C.  C.  ( Halsgerichtsordn.  Carls  V.l  Art.  iii, 
Gzbstlacbbb,  IX.  1589.  Kaiscrl.  MünzKdict  v,  i3.  Aiig.  ■‘'59, 
V 3j  ebendas.  1689.  Streit  dcfshalb  in  dem  siebenjährigen 
Krieg , gegen  Preiissen.  Moseb's  Versuch  des  neuesten 
ciirop.  Völkerr. , VIII.  46. 

t)  Mosfb  von  Belchstagsgeschäflcn , i386.  De  Bühad  diss.  cit. 
c.  c.  3.  i3.  — Krönungs-,  Jubiläums-,  Vermählungs - , 

Sieges-  u.  d.  Schaumünzen. 

§.  344. 

Ehemaliger  Reichs MUnzfuJs. 

I)  Die  dritte  und  letzte  eigentliche  Reichs^ 
Mfinzordnung,  von  i55g  , bestimmte  das  Ver- 
hältnifs  zwischen  Gold  und  Silber,  wie  t zu 
so  dafs  die  Mark  fein  in  Silber  zu  10  Fl.  i3y.  Kr.  in 
den  groben  Sorten  ausgeprägt  werden  sollte;  wel- 
ches jetzt  der  alte  Reichs  1‘ufs  heifst.  II)  Man  be- 
merkte bald,  dafs  jenes  Verhältnifs  nicht  ganz  ange- 
messen sey.  £s  entstand  m.tnnigfaltige  Münz  Verän- 
derung r)  und  Verwirrung  d).  Endlich  ward, 
nach  vielfachen  Comitial  Verhan  dlungen  ')  und 
Heichsgesetzen/),  insbesondere  von  i.566  bis 
1576,  und  1667  bis  1689,  III)  durch  die  Reichsschlüsse 
vom  i5.  April  1-737  und  i.  Sept.  1738  g)  der  Acht- 
zchngulden  - oder  Leipziger  Münzfufs  (s.  folg.  §.), 
mit  Bestimmung  des  äufsern  Werths  des  Ducaten  zu 
vier  Gulden,  zu  einem  allgemeinen  ReichsMünz- 
fufs  provisorisch  erhoben;  doch  so,  dafs  unter  die 
groben  Silbersorteo  auch  die  halben,  die  Achtel-, 
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Viertel-  und  ZM’ölftcri'halcrstflclie  'gehören  sollten. 
Alle  diese  Anordnungen  ■\varen  aber,  ungofähr  vier 
Jahre  nach  ihrer  Entstehung,  völlig  kraftlos  gewor- 
den, besonders  dadurch,  daPs  etliche  andere,  xu 
rcichsgesetzlieher Bestimmung  ansgesetzte  Puncte,  na- 
^ mentlich  derjenige  des  Schcidcmtinzwcscns,  unerledigt 
blieben  ä).  Daher  hielt  kein  Münzherr  sich  verpflich- 
let,  nach  dem  leipziger  Miinzfufs  zu  münzen;  und 
eine  übernommene  Verbindlichkeit,  in  reichscon. 
stitutionsmäsigen  Münzsorten  zu  zahlen,  war  im 
Zw  eifel  auf  den  leipziger  Eufs  nicht  einzuscbränkeii 
IVODie^  während  des  siebenjährigen  Kriegs 
(1756—1763),  überhand  genommene  Münzverwirrung 
($•  343,  a),  veranlafste  ein  kaiserliches  Münz- 
Edict  vom  i3.  August  1759;  eine  compendiarische 
iedCrholung  und  Erneuerung  der  bisherigen  Reichs- 
niünzgcsctze ^),  grofstcntheils  ohne  Erfolg.  \)  Auch 
ein  MünzProbationsTag,  welchen  die  drei  cor- 
respondirenden  Rcichskreise,  Franken,  Schwaben  und 
Baiern,  nebst  Oestrcich , vom  s3.  Februar  1760  bis 
zu  dem  18.  April  1761  zu  Augsburg  hielten,  hatte, 
anfser  dem,  dafs  die  meisten  Stände  dieser  Kreise  sich  , 
zur.\nnnhnie  des  ZwanzigOuldenfufses  geneigt  erklär, 
ten,  nicht  die  beabsichtigte  Wirkung^O*  Doch  ward 
durch  seine  Bestimmungen  der  Grund  gelegt,  zu  dem 
nachher  im  grSfsten  Theil  von  Tentscbland  angenoiii. 
menen  ConventionsMünzSystcin  '«)• 

n)  Steht  in  der  Neuen  Sammlung  der  ReichsAbsch. , III.  18&. 
'Hinacn  M.  A.  I.  383.  OsnsTLAcar.a's  Ilandb.  der  Iteiclisgcse- 
Ire,  IX.  i4?7ff.  u.  bei  ScKXiCSS.  — Die  MünzProbiroritnimg, 
ebenfallk  von  s.  bei  llinscn,  I.  4o3.  G1asTi.4r.HEB  , IX. 

157411^'  n.  ScHMAcss.  — Man  hat  noch' sii  ei  dltsre  eigentliche 
ReiclisMünzordnungen,  v.  »524  '*•  »55».  v,  I’hAU!«,  81  u.  .90. 
Nach  GrnsTiAChFB  ( corp.  jiiris  publ.,  I.  3"5. ),  wäre  die  von 
i55t  nicht  publicirt  worden;  es  erhellet  aber  das  Gcgenllicil 
aus  einem  vor  mir  liegenden  «trlract  aus  der  Kay.  Mt.  iiiünx- 
-ordnnng  Anno  etc,  LI.  im  Reich  publicicrt>' ; welchen  die 
Si.vdi  Strasburg  vor  »559  auf  einer  Quartseile  hat  drucken 
lassen. 

/>)  V.  PaauB , 96  ff.  Eigentlich  circa  ti  '"/loo. 
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e)  PÖTTr*'*  Lit.IlI.570.  Klübfb's  Lit.  436.  v.  Pbau»,  108.  Bbod- 
uagxn's  Abh.  in  d.  bistor.  Portefeuille  1787,  $t.III,  ii65ff. — 
Nach  dein  SGliltifs  der  ohern  Kreise  v.  i665,  sollte  das  Ker- 
häli nifs  seyn,  wie  1 r.u  i4/«.  Hibsch,  IV.  349,362.  t.  Pbaub, 
120.  — Nach  dem  Zinnaischen  p'iifs  (so  benannt  von  einem 
sächsisch  - brandenburg.  und  braunschweig,  lüneburgischen, 
im  Kloster  Zinna'  geschlossenen  Verein  von  1667),  ist  Gold  lu. 
Silber,  wie  1 zu  i3%  oder  circa  i4'yjno.  Der  zinnaische  ist 
ein  loV^Thaler-  oder  i5  GuldenFufs,  weil  die  Jllarh  feinen 
Silliers  so  hoch  sollte  ausgebracht  werden.  Gan/.e.Thaler 
wurden  nicht  geprägt,  wohl  aber  yjThaler-  oder  GuldenstU* 
che.  Dieser  Fuls  artete  bald  in  einen  16  Guldenfufs  aus  ; er 
verbreitete  sieh  fast  allgemein.  Hihscb,  V’’.  24.  Mosib  von 
Keielistagsgesch.,  i3q6.  v.Pbatjä,  121.1-84.  Pöttbb's  Lit.  111.  671. 

</)  Von  Aer  Kipper,  und  ll^pperzeit  i6o3 — i6s3,  s.  Köbleb, 
I1.23i.  V.  PbAHS,  110.  PvEESDOBE,  T.  11.  obs.  25.  Klotzsch 
Versuch  e.  chursächs.  Münzgcschichte , Th.  11,  S.  463  u.  f. 
PiinzB's  Lit.  111.  571.  Kivbeh's  Lit.  437* 

r)  D.ivon  s.  H.  G.  Fbaske's  Vorr.  zu  Göbel's  Abhandlungen  aua 
d.Staatsr.  (1737.  8.),  i7ff.  v.Pnivtr,  129.  Mossb  v.  Reichstags- 
gesch.,  1389fr.  , 

/)  Gebstlacheb,  IX.  1487  fr.  v.Pbavh,  129,  Note  r. 

g)  Gkbstlacbeb,  IX.  i5i2.  i5i4.  Auch  bei  Schmauss.  — Die  Rt- 
duetion  nach  diesen  Reichsschlüssen,  s.  bei  Gebstiacheb,  IX. 
i5i4fr<  V.  Pbavb,  i49-  Pütter  instit.  juris  publ.germ.,  §.  343.  sq* 

h)  (CirxyuMss's  angef.  M.iterialien  , S.  292  — 294.  Kaiserliche 

V.  17.42  u 1792,  IX.  4<  Girstiacher's  corp.  juris  publ., 
I.  418.  Gerstlachib's  Handb. , IX.  i5ii,  Note  ••*,  i523,  1627. 
Moser  a.  a.  O.  1402.  — Doch  wird  in  dem  haiserl.  MünzEdict 
V.  1759,  §.  I,  Aie  Beohuehtitng  des  Reichsschlusses  y.  i5.  Apr. 
1787  eingetchärft.  Die  rückständigen  BerathschlagungsPuncte 
wurden  von  dem  Kaiser  in  Erinnerung  gebracht,  durch  Com> 
missionsDecrcte  v.  16.  Oct.  i74'5,  4- Nov.  1766  u.  1767.  Gerst- 
LACHER,  IX.  1326,  3I0SXR  V.  Keiebstagsgesefa.,  i4o5,  1422..— 
Der  Bcichsschl.  v.  1738  nahm  den  leipziger  Miinzfufs  an,  ohne 
Beachtung  dafs  seit  1690  dns.^\■rhältni^s  zwischen  Gold  und 
Silber  sieb  merhlich  geändert  hatte;  in  Spanien,  Holland  und 
Frankreich  stand  es  wie  1 zu  14.  Nicht  ohne  bedeutenden« 
Naohtheil  für  Tcutschlaud , kamen  seitdem  besonders  die 
franz.  Louisd'or  daselbst  häufig  in  Umlauf. 

i)  lleUhsschl,  v.  16.  Dec.  1776,  V3.'|.  Moseb's  Reclitsmat.,  XIX, 
3o6  ff. 

I)  Faber's  neue  Si.C.,  II.  107  fr.  Moser  a.  a.  O.  1412.  v.  Prauv, 
166fr.  Gebstlacbfr,  IX.  1529.  — Dieses  MünzEdictes  ward 
in  Josephs  II.  Wahlcap,  IX,  2,  erwähnt,  dieselbe  Stelle  aber 
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1790,  als  gegen  die  Stimmcnmclirheit  einge;ic1ioben,  wegge- 
ttriclien.  Kurf . r-Pahlprotoe.v.  — VonderMüni- 

Anarchie  in  d.  siebenjährigen  Kriege,  t.  oben  343,  Note  a. 
i)  GzBSTlACHsn,  IX.  547  ff.  Die  Protocolle  stehen  in  Uinscn 
Münsarchir,  VIII.  s83  — 336.  MünKFatent  der  3 obem  Kreise, 
Franhen,  Baie/n  n.  Schwaben,  t.  11.  März  1761.  Mit  Kupf. 
gr.  Fol. 

m)  Hirsch, -VIII.  336.  (Ci.BTsnARB's)  Materialien,  S.  187  f.  Vergl. 
unten,  §.  346',  Note  e. 

S.  315. 

Kreis-  und  TerritorialMünzfilfse. 
i)  Leipziger  Münzfujs. 

Durch  Kreis-  und  TerritorialMünEConven- 
tionen«)  und  Verordnungen,  wurden  verschiedene 
von  der  BeichsMünzordnung  abweichende  Müiizi’ürse 
eingeführt.  Die  merhwürdigsten  sind:  I)  der  leip- 

ziger Münzfufs  von  i6qo,  ein  SilberMünzfufs,  durch 
einen  Repefs  zwischen  den  Häusern  Kursachsen,  Kur- 
brandenburg und  BraunschweigLüneburg'  festgesetzt^); 
dem  nachher  Schweden  wegen  seiner  tcutschen  Lan- 
de c) , und  gewissermasen  auch  Kurmainz,  Kurtricr, 
Kurpfalz  und  Frankfurt  beitraten.  Er  sollte  sogar 
ReichsMünzfufs  seyn(§.344).  Aber  selbst  die  ursprüng- 
lichen Paciscenten  befolgten  ihn  schon  in  der  letzten 
Zeit  der  teutschen  Reiebsverbindung  nicht  mehr  durch- 
gehends , und  er  ist  seit  1817  ganz  aufscr  Gebrauch 
gehominen  ($.  33qa,  b).  Es  ist  ein  Achtzehngul« 
denFufs,  zu  12  Thaler  oder  18  Gulden  auf  die  feine 
Mark,  die  Scheidemünzen  hingegen  zu  iSThaleir,  den 
Thaler  zu  3 Gulden  oder  120  Kreuzer  gerechnet  d). 
Der  Goldwerth  erhielt,  bei  Gründung  dieses  Münz- 
fufses,  keine  Bestimmung  <). 

o)  Vcrschicdcue  hier  nicht  genannte,  s.  in  Mosra’s  nachbarl. 
Sia.aisr.,  38if. 

V)  MünzRccefs  zu  Leipsig , 16.  Jan.  1690,  bei  Hirsch,  V.  a6o. 
Lvsig's  B.  A. , P.  spec. , Sachsen,  a33.  — Darauf  folgte  so- 
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gleich  der  Torg^aucr  MünzRcccf»,  t.  28.  Febr.  1690,  dieSclici- 
• demünze  betr. , in  (Klotzsch)  hursächs.  Münzgeseb.,  II.  696, 
in  FABEz'sSt.C..  LXXIl.  237,  und  aiizzugwcisc  cbendns.  I1XIX. 
610.  Daher  wird  der  leipziger  Münzfufs  zuweilen  der  « leip- 
ziger und  torgauer»  genannt.  — Für  Scheidemünze,  nimmt 
der  torgauer  Recefs  einen  eigenen  Fuf»  an. 
c)  MünzRecef*  zwischen  Schweden  und  Brandenburg,  r.  4-^ul. 
1690,  bei  Hiasca,  V.  282.  v.  Pkai^',  i35.  •• 

v.Phavs,  i3iff. -i85.  Klo'izscr  a.  a.  O.  II.  668  IT.  Flörrk's 
Münzkunst,  S.  899fr. 

«)  Gravsakk  (Vernünft.  Vertheidigung  des  Schreibens,  diedeul- 
sehe  u.  anderer  Völker  MünzA'erfaTs.  betr. , i“52,  S.  11  ) be- 
hauptete, man  habe  bei  dem  leipziger  Münzfufs  stillschwei- 
gend den  Ducaten  ZAvei  SpeciesThaler  gellen  lassen,  und  da- 
durch das  Verbältnifs  zwischen  Gold  und  Silber  angenommen, 
wie  1 Gold  gleich  1 5>/..Si  Iber;  eigentlich  aber  berechnet  sieh, 
nach  jener  Angabe,  das  Verhalluifs  zu  » Gold  gleich  13 '-n 
Silber. 


§.  346*. 


2)  Conventions  • oder  Zwanzig guldeiiFufs. 


II)  Der  eigentlich  so  genannte  Convention a- 
Fufs  ward  festgesetzt,  durch  eine  MünzConveiilion 
von  1753  , zwischen  Oestreich  und  Baiern  <»).  Es  ist 
ein  Z wa  n zi  g guldcnFiifs.  Di«  Ausmünzung  der  fei- 
nen M.'ifh  Silbers,'  ward  festgesetzt,  in  ollen  Sor- 
ten , von  dem  SpeciesThaler  bis  zu  und  mit  dem 
Groschen  oder  DreihreuzerStücli  herab,  zu  20  Gulden 
oder  i3Vs  Reichsthaler ; die  Ausbringung  der  colni- 
schen  Mark  feinen  Goljdes,  aber  zu  283  Fl.  5 Kr. 
3*y,,  Pf.  Hiedurch  erhielt  der  Ducat  den  äufsern 
Werth  von  !\  Gulden  10  Kreuzer,  und  der  Conven- 
tionsSpeciesThaler  denjenigen  von  2 Gulden;  womit 
sich  das  Verbältnifs  zwischen  Gold  und  Silber  be- 
stimmte, netto  zu  I Gold  für  Silber.  Auch 

Salzburg  trat  dieser  Convention  bei  F).  Aber  Baiern 
kündigte  dieselbe  schon  1754,  Salzburg  i755,  förmlich 
auf  c).  Dagegen  erklärte  der  schwäbische  Kreis  sich 
beifällig'^).  Auch  die  drei  Kreise,  Franken,  Baiern 
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und  Schwaben  «)  vereinigten  sich  1761  , mit  Verwer- 
fung des  leipziger  Fufses , zu  dem  ConvenlioiisFufs ; 
jedoch,  in  Ansehung  des  äiifscrn  Werthes  oder  der 
Zahlungsart,  provisorisch  mit  dem  Unterschied  wie 
5 zu  6,  dafs  nämlich  dem  ConventionsThaler  der  äus- 
sere Werth  zu  2 Fl.  34  Kr.,  dein  Ducaten  zu  5 h'l., 
und  so  nach  Yerhältnifs  bei  den  übrigen  Gold-  und 
Silbersorten,  bcigelegt  werden  sollte.  — Früher 
schon  hatte  der  kurrheinische  Kreis,  zuerst  proriso- 
risch,  durch  Beschlufs  vom  8.  Oct.  I759,  den  Con- 
ventionsFufs  angenommen,  definitiv  aber  durch  De- 
schlufs  vom  9.  Jan.  1760,  mit  Festsetzung  der  Art 
und  Weise,  und  zwar  ohne  Erwähnung  einer  Zah- 
lungsart nach  dem  24G“ldcnfufs /).  — B'finf  im  Münz- 
wesen  correspondirende  Reichssfäiide , Kurmainz, 
Hurtrier,  Kurpfalz,  HessenDarmstadt  und  F'ranhi’urt, 
überzeugt  von  der  grofsen  Schädlichkeit  der  Isoli- 
rung  und  Verwirrung  in  dem  Münzwesen,  errichteten 
zu  Frankfurt  am  33-  Febr,  1765  einen  Münz  verein, 
dafs  sie  den  ConventionsMünzfufs  als  Richtsatz  künf. 
tiger  Vermfinzungen  und  Valvirungcn  beobachten 
wollten  ä);  welches  sie  durch  einen  zweiten  Verein 
vom  9.  Jan.  1766  zu  Worms  bestätigten,  nur  mit  Zu- 
lassung des  3/{Guldcnfufses  als  blofser  Zählungsart  im 
Handel  und  Wandel,  aufserlialb  der  herrschaftlichen 
Abgaben  und  künftiger  Capital-  und  W'cchselzHhlun- 
gen  ä).  Endlich  .genehmigten  auch  Kaiser  und  Reich 
Cdie  ReichsStaatsgewalt)  im  J.  1775  dieses  Conveniions- 
MünzSystem,  indem  sie  die  Entrichtung  der  Kammerziele 
iin  SüGuldenfufs  geboten  »')•  Nunmehr,  seit  dem  i.Nov. 
1817,  münztaueh  Hannover  nach  demselben  (§.  33q  ■'>,  b), 
— Nach  dem  Convention^lünzsyslcm , ist  in  Silber  der 
conventionsmälsige  SperiesThaler  oder  ConventionsTha- 
Irr  die  NormalMünze,  das  heifst,  diejenige  Münze, 
nach  welcher,  in  Hinsicht  auf  Gewicht  und  Feinge- 
halt (Schrot  und  Korn),  alle  übrigen  SilberGeidsor- 
teii  zu’ schätzen  sind.  Wesentlich  ist  zwar  nicht,  dafs 
alle  Sorten  von  gleich  hoher  Feinheit  seyen;  sie  sind 
aus  verschiedenartig  legirtein  Silber  (aus  den  $.  34r 
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angegebenen  [Gründen)  geprägt,  z.  B.  die  ganzen, 
balben  und  VicrIelConvcntionsThaler  aus  iS'/j  ITthi- 
genti  Silber,  zu  beziehungsweise  S'/j,  iby,  und  33'/, 
Stück  auf  die  rauhe  Mark,  die  so  genannten  Kopf- 
stücke (90  oder  24  Kr.  Stücke)  aus  gVs  lothigem  Sil- 
ber, die  balben  Kopfstücke  (lo  oder  12  Kr.  Stücke) 
aus  Slothigem  Silber,  wovon  beziehungSM'eise  35  und 
60  eine  cölniscbc  Mark  wiegen.  Aber  eine  Uauptbe- 
atimmung  dieses  Systems  ist,  dafs^  in  allen  Sorten 
g|l  eich  viel  feines  Silber  gegeben  werde,  nämlich 
eine  Mark  cülnisch  ganz  feinen  Silbers  in  jeder  Zah- 
lung von  20  Gulden , gleichviel  in  welcher  Geldsorte 
dieselbe  geleistet  wird  ^);  es  mag  also,  nach  dem 
Ausdruck  des  10.  Art?  der  Convention,  «Jedermann 
gleichgültig  seyn,  mit  was  für  Silbermünze  er  bezahlt 
wird».  , 

a)  Dio  Conrention  r.  si.Sept.  1753,  bei  Ilinsca,  VI.  898.  Grifr- 
LACHKR,  IX.  i53i.  Mossa  v.  Reichstagsgcsch.,  1409.—  r.  PnArii, 
1&6.  18.}.  189.  (CLEYBHAsa's)  Materialien,  S.  181  — 571-  Fi.öa- 
he's  Miinzkunst,  S.  4>4~43o.  Vergl.  oben  §.339.  Vondem 
ScblagscliaU,  den  Münzkosten,  u.  dem  so  genannten  MönzHe- 
gal  (Gewinn  bei  der  Ausmünziuig)  bei  der  CoiiTentionsMünza, 
«.  Flörek,  S.  bSyff.  Besse  Kenntnisse  u.  Betracht,  desneuern 
Münzwesens,  Th.  I,  S.  19411. 

b)  Hirsch,  VIII.  480. 

c)  Hirsch,  VI.  436.  v.  Prach,  iSg.  169.  180  f.  Gkrsti.achrr  , IX. 
i53i.  xVotc*).  — Baiern  bestätigte  vorläufig  den  Conveutions- 
Münzfurs,  durch  ein  Edict  r.  »8.  Febr.  1809. 

d)  Hirsch  , VI.  889. 

e)  Münzabschied  der  3 Kreise  zu  Augsburg , 6.  Mai  1761 , bei 
Hirsch,  VIII.  336.  Gkrstlachfr,  IX.  i547*  '^®rgl.  §.  344,  V". 

J)  Hirsch,  VIII.  i3i  u.  aS7,  verglichen  mit  VII.  517.  v.  Praus 
a.  a.  U.  S.  181,  nennt  diesen  kiirrhcinisclien  Hrcisschlufs  einen 
kur-  und  oberrhelmschca.  Vergl.  auch  Gerstlacbbh,  IX. 
i547  , Note  *. 

g)  Bei  Hirsch,  Th.  VIII,  u.  mit  Bemerkungen,  in  (Cleyhhash's) 
Materialien,  S.  190fr. 

V • 

h)  Bei  Hirsch  a.a.O. , u.  in  den  angef.  Materialien,  S.3o31I'.  — 
Eine  L'cbersirht  der  allmähligcn  Verhreitung  des  Conventions* 

Munzs^stems,  findet  man  ebendas.  S.  4^>  — 4^3  u.  474*  ““  Ein 
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Verzciobnifs  Acr  Convention sGeldtonen,  roitjbrem  Schrot  und 
Kom,  ebendas.  S ai5- 

i)  Hercbsscbliifs  y.  »6.  Dcc.  1775»  §.  34<  Mosp*'»  Reebtsmaterien, 
XIX.  5i4  f.  Vcrgl.  T Cawn's  vrcUlar.  Nebenst.,  LU.  9.  — 
, Vou  KammcrguLlen,  ■.  oben  §.389',  Note  a. 
k)  So  auch,  übereinstimmend  mit  der  üstreieb -bateriseben  Con- 
vention, der  angef.  Münr.verein  r.  ^766,  Art.  6 u.  7.  (Clpys- 
nsBs's)  Aphorismen  , S.  10  u.  f. 

s.  346  b. 

3)  Kurhratidenburgijcher  ztGuld«nFuJs. 

III)  Die  Voraussetzung,  dafs  zu  Verhinderung 
der  Ausfuhr  des  Goldgcldes,  ein  niedrigeres  Verhält- 
nifs  zwischen  Gold  und  Silber,  als  1 zu  14,  anzuneh- 
uien  sey , und  die  Meinung,  dafs  zu  Verhütung  der 
Ausfuhr  des  Silhergeldcs , dasselbe  nicht  aus  einer 
höheren  als  der  zwüililöthigcn  SilLcrgattuhg  zu  mün- 
zen sey,  führten  König  Friedrich  II,  von  Preufsen  zu 
der  Annahme  des  Verhältnisses  von  1 Gold  für  i3*y„ 
Silber.  Sie  begründeten,  seit  ij5o  und  (verbessert) 
1764,  den  liurbranden  burgischen  (d.  h.  anfangs 
hlofs  für  Brandenburg  eingerichteten)  Münzfufs,  jetzt 
bekannt  unter  dem  Namen  des  preufsischen  Cou- 
rant, und  nach  dem  1 damaligen  Münzdircctor  Glau- 
uiann  zuweilen  der  graumannischc  genannt  «).  Der- 
selbe ist  ein  Ein  und  zwanzigGuldenFufs,  die 
feine  cülnische  Marh  Silber  zu  14  Thaler  ^),  in  gan- 
zen Thalerstücken , und  iny/,,  Vs,  und  y,j,  auch, 
in  den  i790ger  Jahren,  in  den  Fürstenthümern  Ans- 
bach und  Baireuth,  in  V)  Thalerstücken.  Durch  neuere 
Gesetze  t),  hat  dieses  Miinzsystem  gröfsere  Entwicke- 
lung, und  Zusätze  von  Scheidemünzen  voji  anderem 
Schrot  und  Horn  <7)  erhalten. 

a)  Rönigl.  preiifs.  Edict.  v.  29.  März  »7641  jedoeb  dieser 
Mün/.(üft  vom  Jabr  lyöo  datirl  wird,  hei  Hibscb,  VIII.  4*8. 
V.  Pbacs,  i54  ß-  Flöbhe's  Münzbunst,  S.  4oi— 4>4*  Hlotzsck 
bunsächs.  Münzgeschiebtr,  Th.  II,  S.8a3-  Gebhabdt’s  Handb. 
der  .Münz-,  Maas  u.  GewicbtbuAde  (1788b  Jo».  Fnu.. 
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GbaCmans  (■[•.  176»)  war  der  Urheber,  Pött«b’*  Lit.  II.  169. 

UI.  572,  PüTT>:n's  bist.  Entwich.,  III.  70.  ( CLiTsicAsa's)  Ma- 
terialien, S löiff.  u.  4-9  — 43t* 

h)  Der  TluiUr  preufs.  Courant,  in  feiner  rollhommenen  Aus- 
nmnztiog,  und  ohne  Abzug  des  ursprünglich  gestatteten  Re-, 
mediuins  am  Schrot,  wird  auf  höchstens  i Gulden  42  *‘,'4  Kreu- 
zer des  24  ^>'>l^cnfuascs  geschätzt,  in  (J,  £.  Livbbolo's) 
Kachwcisnng  einiger  der  heuern  auffallendsten  MünzValvati- 
onsDiverge^izen  (Sine  1.  et  a-,  aber  Franhf.  a.M.  »821.  8), 

S.  * Aber  bei  dem  Anschlag  der  feinen  Marh  Silber  zu  24'/] 

Gulden  dos  Conv.  Fusses,  berechnet  sich  derXhalcr  zu  1 Gul- 
den 45  I'c.  — Nassau  hat  ihn  1821  valvirt  auf  1 Gulden  45  Kr. 
HessenDarmstadt  1819  auf  eben  so  hoch,  nachher  ^1820)  aber 
den'  ganzen  Thaler  auf  i Fl.  42Kr. , das  ’/,  Thalerslück  auf 
34Kr. , das  ’/i  Thalerstück  auf  17  Kr,  das  '/„  Thalerstüch  auf 
8‘/2Kr.  Ebendas.  S 5 — 7,  In  der  königl.  sächsischen  Valvati- 
onsTabellc  ».  16.  Sept.  1819,  wurden  die  preufs.  Thalcrstückc 
nach  den  vcrschiedeneu  AusmünzungsPerioden  rerschieden 
geschätzt:  i)  v.  1764  bis  und  mit  1769,  2)  v.  »770  bis  und  mit 
1779,  3)  V.  j8oo  bis  u.  mit  1809  excl.  r8o/| , 4)  >780  bis  und 

mit  1799,  dann  1810  bis  u.  mit  1818;  in  dieser  letzten  Periode, 
nacli  dem  24  Gv.ldenfufs  berechnet,  auf  1 Gulden  4>  % Kreu- 
zer. — Nach  dem  in  dem  preufs.  Edict  v.  1764  angenomme- 
nen Verhältnrfs  zwischen  Gold  und  Silber,  ist  der  FrieJrich- 
il'or,  als  die  cigenlhümliche  Goldmünze  des  Staates,  zuSTha- 
1er  gerechnet,  einerlei  mit  4 Bankpfund  Pr.  Bis  auf  das  Ge- 
setz V.  3o  Sept,  1821,  ward  seine  gesetzmäsige  Beschaffenheit 
angegeben  auf  15Slücke  aus  der  rauhen  cöln.  Mark,  des  Ge- 
haltes von  21  Karat  9 Gr.än  (21’/, Karat),  d.  i.  261  Grän  feinen 
Goldes  GrnHABDT’s  Münz-,  Maas-  u.  Gewichtkunde  (Berlin  ' 
1788),  S.  144  Aber  durch  das  angef.  Gesetz,  $.  1,  ist  festge- 
setzt, dafs  derselbe,  «wie  bisher»,  zu  35 Stücken  aus  der  rau- 
hen Mark  geprägt,  und  in  dieser  Mark  260  Grän  feinen  Gol- 
des enthalten  seyn  sollen,  d.i.  21  Karat  8Grän  ( 21  y, Karat ) , 
also  1 Grän  weniger , als  oben. 

«)  Neuere  3IUnzgesctzc  für  die  preufs.  Staaten,  v.  i3,  Dec.  1811, 

28.  Febr.- 1816,  u.  So.Sept.  1821;  in  der  Gesetzsamml.  für  dio 
preufs.  Staaten,  1811,  S.  378;  1816,  S.ii8;  1821,  S.  159;  auch 
in  (Clstbhass's)  Materialien,  S.  389,  4<>>  »•  4^o-  CabinetsOrdre 

T.  23.  Oct.  1821  , in  d.  Gesetzsamml.  , 1821  , S.  184,  u.  in  den 
Materialien,  S.  443-  Bekanntmachung  wegen  des  Werths /r*m- 
Jer  Geldsorten  gegen  preufs.  Geld , mit  o.  VergleichungsTa- 
bclle,  V.  27.N0V.  1821,  in  d.  Gesetzsamml.  1821,  8.190,  u.  in 
den  Materialien,  S.  444- 

J)  Durch  das  Gesetz  r.  3o. Sept.  18a i,  ward  die  Ausmüuzung  rou 


Digitized  by  Google 


IV.  Abschn.  MünzRegal.  * 691 

*/i5»  Vj  ’/i  TliRlerstüclteii  elngeitellt,  und  eine  neueMüns- 
sorte  als  Scheidemünze  oingeführt,  Silbergroschen  genannt, 
3o  gan/c  und  6o  halbe  auf  einen  Thaler,  aus  der  3 Yi>  löthigen 
Silbergaltung  (3Lt>th  loGrän),  so  dafs  darin  die  Masse  aus 
sTheilen  Silber  und  7T)ieilen  Kupfer  besteht,  und  die  Mark 
fein  r.u  i6 Thaler  aiisgcinünzt  wird,  sonach  in  3o  Stücken  ein 
Loth  feines  Silber  sich  befindet , statt  dafs  in  einem  Thaler 
preussiselicr  grober  Münze  i ’/,  Loth  feines  Silber  enthalten 
sind.  Gegen  preussisches  CourautGeld , hat  also  diese  neue 
Scheidemünze  einen  mindern  Werth  ron  pro  Cent.  Be> 
absichtigt  ward  damit,  eine  neue  jVIUnzBtrechnungsart , im. 
nächst  für  die  öffentlichen  Gassen,  und  mit  der  Zeit  auch  für 
die  Einwohner  , denen  im  Privatverkehr  jede  bisher  erlaubte 
Bereclinungsart,  durch  das  Gesetz  ausdrücklich  auch  ferner- 
hin gestattet  ward.  Vergl.  die  Bemerkungen  in  den  angef. 
Materialien , S.  4^7  ff. 

§.  34(3». 

4)  Der  ober-  u.  htrrheinischen  Kreise  Vs^AGuIdetifuJs. 

5)  34  Guldenfujs,  G)  f^erbreitung  des  Conventions- 

Systems. 

IV)  Im  Widerspruch  mit  der  gesunden  MünzPolU 
tik,  und  mit  den  eigenen,  Torlängst  angenommenen 
Grundsätzen  des  ConventionsSystems , billigte  der 
oberrheiniscitc  Kreis,  durch  ein  Edict  vom  ‘J9. 
April  i7q3,  einen  24**/, 00  Guldenfufs,  indem  er,  aut' 
östreichisches  Ansinnen  in  dem  damaligen  Reichskrieg, 
dem  brabanter  Thaler  oder  niederländischen  Kro> 
neiithaler  für  2 Gulden  4^  Kreuzer  des  24Guldenfus> 
scs  Umlauf  gestattete  «);  während  demselben,  selbst 
in  seiner  Tollkummenen  niederlandisch-gesctzmäsigen 
Beschaffenheit,  nur  ein  Zahlwerth  von  2 Gulden 
38*/j  Kreuzer  des  24Guldcnfuf8es  zukommt,  und  er 
darum  auch  in  den  östreichischen  Staaten  nur  auf  so 
hoch,  auf  3 Gulden  12  Kreuzer  des  2oGuldenfufscs, 
tarifirt  ist.  Poch  ward  bei  jener  Werthbestimmung 
des  Kronenthalers,  die  Beibehaltung  des  Conventions-* 
Fufses  im  'Uebrigen,  ausdrücklich  für  unabänderlich, 
mithin  jene  nur  für  eine  Ausnahme  von  der  Regel 
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erldärt.  Durch  ein  Edict  vom  14.  Mai  1798,  erklärte 
auch  der  hur  rheinische  Ereis  seine  Uebereinstim* 
inung  mit  den  Bestimmungen  des.  oberrheinischen. 
In  der  neueren  Zeit  prägte  auch  Baiern  Kronen* 
thaler,  die,  bei  einem  äussern  Werth  von  2 Gulden 
42  Kreuzer,  einen  24%  Guldenfufs  bilden  (unten 
$.347'>,  Note  c).  Auch  ist  Baden,  in  Guldenstücken, 
diesem  Münzlufs  gefolgt  *>).  V)  Der  so  genannte 
VicrundzwanzigGuldenfufs  ist  blofs  eine  ab- 
weichende Zahlungsart  des  ZwanzigGuldenfnfses 
(§.  339),  kein  eigener  Mänzfufs.  Er  ward  seit  der 
um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  eingetretenen 
Münzverwirrung,  im  gemeinen  Verkehr,  statt  des 
rcicbsgesetzlich  vorgeschriebenen  18  Guldenfufses, 
hauptsächlicli  in  oberteutschen  Ländern,  zu  Frank- 
furt a.  M. , am  Niederrhein  , und  in  einem  Theil  von 
Westphalen  c),  auch  da  üblich,  wo  man  nach  dem 
uoGuldenfufs  münzte,  indem  man  die  nach  diesem 
geprägten  Münzen,  im  Verkehr  nach  dem  24Gulden- 
fufs  zählte  (§.  346  a),  und  neben  dem  letzten  hie  und 
da  auch  den  2oGuldenfufs , besonders  bei  Wcchsel- 
preisen,  gebrauchte.  VI)  Am  weitesten  verbrei- 
tete sich  in  Teutschland,  auch  in  der  Ausmünzung, 
der  Conventions-  oder  20 G ul d enf ufs , theils  in 
der  eigenen,  theils  in  der  Zahlungsart  von  24  Gul- 
den ‘0.  Nicht  blofs  darum,  auch  wegen  der  Aecht- 
heit,  Bestimmtheit,  Zweckmäsigkeit  und  Abgeschlos- 
senheit seiner  Grundsätze,  wäre  allgemeine,  vollstän- 
dige Annahme  und  gewissenhafte  Beobachtung  dessel- 
ben zu  wünschen  '). 

a)  (F.  CtErffÄATis)  lieber  das  Münswtesen  (Frankf.  a.M.  180S.8.), 
S.  201?.  FkenJfjj.  angef.  Aphorismen,  S.  176,  i83fT.  377!?.  u. 
38»  ff.  EhenJess.  Materialibn,  S.  877.  — In  derhönigl.  sächs. 
ValvationsTabclle  y.  »7.  Apr.  1816,  ward  der  brabanter  Thaler 
gesetzt  auf  «Thaler  ii  Gr.  des  20 Guldenfusses,  d.  i.  »Gulden 
37‘/,Rr.  rheinisch  oder  de»  »4  Guldenfusses.  Aphorismen, 
S.  38  u.  i83ff.  Inder  preuf».  Verordn,  r.  »8.  Febr.  1816,  ist  er 
valvirt  auf  > '/j  Thaler  preufs.  Cour. , mithin,  »4  Thaler  für  »4 
Gulden  gerechnet,  auf  »Gulden  34V«fi***  »4  Guldenfussesj 
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hingegen  in  der  VcrgleichungsTabclle  bei  der  pretifs.  Be- 
banntmeebung  v.  17.  Nov.  1821,  auf  1 Thalcr  i5 Silbergroschen 
2 Pf.  ( i ’/,  Thlr.  Cour.  u.  aPf. ) 

h)  Ungefahr  nach  dem  oben  angegebenen  04'yiooFufs,  sind  grofs- 
brrzoglicb-2>od<jc/ie  Guldenstücbe  von  itiai  gemünet,  die  für 

1 Gulden  des  24  GuldenfuBses  umlaufen.  Denn  1 Stück  ward 
356a  Kiebtpfennige  schwer , und  12  Lotb  fein  gefunden , also 
die  feine  Mark  cölniscb  ku  24  " Gulden  ausgebrachl.  Diese 
Geldsorte,  in  dem  erwähnten  Zablwtrth  angenommen  , giebt 
einen  Verlust  von  pro  Cent.  — Früher  schon  hatte  der 
badische  Münarath  J.  G.  Disae  den  ^’orgcblag  gethan  , den 
rirca24Vi  Guldcufufs  als  NormalMüuafufs  anzunchmen , je- 
doch zugleich  den  Kronenthaler  auf  den  aussern  Werth  von 

2 Fl.  38'}Hr.  herabzusetzen.  AUm  s.  dessen  Geschieht!.  Dar- 
stellung des  alten  u.  neuen  tcutschen  Münzwesens , u.  Vor- 
schhäge  zu  Gründung  r.  dauerhaften  Münzverfars..in  den  t. 
Bundesstaaten.  Weimar  1817.  loi  S.  8.  (Auch  in  Lvden's  Ne 
mesis,'  lid.  IX,  St.  3.)  EbenJess,  Vertheidigung  dieser  Schrift, 
nebst  e.  Anhang.  Matuih.  1822.  8.  Dawider  s.  man  jedoch 
die  Beceusionen  in  der  liallischen  allgem.  LiteraturZcitung, 
1818,  S.  6'j3  — 640,  u.  1822,  Kum.  77. 

r)  Dieser  3lünzfufs,  bekannt  auch  unter  dem  Namen  der  rheiri- 
sehen  t'f  ahrnnn , war  im  J.  i-58  schon  im  Gang,  in  den  Liin. 
dem  der  fünf  (im  Münzwesen)  correspondirenden  Reichs-  und 
Breisstände,  Rurmainz,  Kurpfalz,  Kurlrier,  HessenDarmsladt, 
Frankfurt,  (Ci.ktvmäss's)  Materialien  , S.  i8".  — Frankfurt 
ist,  durch  sein  mcrkantilisches  Uebergiwirht,  in  weitem  Um- 
kreis tongebend  für  kaufmännische  Werthbestimmung  der 
umlaufenden  Münzen. 

«7)  Verzeichnifs  der  Länder,  welche  das  ConventionsMünzsystem 
angenommen  haben,  in  (CiEVHXAKa's)  Materialien,  S.  461  ff. 
V.  P»AUv  , S.  189  u.  f. 

•)  Aber  so,  dafs  nicht  nur  die  Mark  feinen  Silbers  für  den  durch 
die  Convention  bestimmten  Zahlwerth  geprägt,  sondern  auch 
die  verschiedenen  Geldsortcn  nach  dem  vorgeschriebenca  Ge> 
wicht  und  Feingehalt  ( Schrot  und  Korn ) gemünzt  werden. 
Zugleich  möchte  entweder  durchaus  gleichförmige  eonventi- 
onsmasige  Werthbestimmung  des  Krouenihalcrs,  oder  gänzli- 
cher Verruf  desselben  nöthig  seyn,  um  die  MünzAnoinalio 
gründlich  zu  heben,  die  durch  dessen  Umlauf  nach  verschie- 
denartiger Werthbestimmung  zeither  verursacht  worden  ist. 
— Vou  der  Verbreitung  des  ConvenlionsMünzsystems , und 
sron  den  Mitteln  zu  Herstellung  der  Ordnung  in  dem  Münzwe- 
sen  Teutschlands,  s,  man  die  angef.  Materialien,  S.  4h>— 4r^‘ 

Klu1>cr*>  offcall.  HtcLt«  ''  45 
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S.  347«. 

Staatshefugnisse  in  Ansehung  des  ßlünzwesens. 

Jedem  Souverain  des  teutschen  Bundes  gebührt, 
auch  in  Münzsachen:  I)  die  OberpoHzei«)  und 

Gesetzgebung,  die  sich  wirhsam  zeigt,  in  Müiiz- 
Edictcn  und  Patenten,  in  Bestimmung  des  Münzi'ufses, 
und  der  Geldsorten,  auch  ihrer  Abstufungen  (coupu- 
rcs)  , damit  bequeme  Ausgleichung  im  Yerhchr  statt 
haben  könne  *),  in  dem  Verbot  des  Aufgeldspiels 
(Agiotage),  des  Einschmelzens  der  Münzen,  des  F.in- 
gangs  fremder,  und  der  Ausfuhr  guter  Münzsorteii, 
in  Festsetzung,  Erhöhung,  oder  Herabsetzung  (Abwür- 
digung) ihres  Zahlwerthcs  (Valvations-  und  Oevalra- 
tiunsTabellen),  in  Handhabung  der  Münzordnung  durch 
fleifsiges  Wardiren  (Probireii)  des  umlaufenden  Gel- 
des durch  verpflichtete  , sachliiindige  und  gewissen- 
hafte Münz  Wardeine , in  Verrufung  und  Einrufung 
schlechter  oder  dem  geltenden  Münzsystem  nicht  an- 
gemessener Münzsorten,  in  Verfügung  ihrer  Ummün- 
zung, in  Beschränkung  des  Gold-  und  Silberverkaufs, 
in  Bestimmung,  wie  cs  bei  Bezahlung  der  Geldschul- 
den, nacli  einer  Münzverätidernng,  soll  gehalten  wer- 
den«), u d.  m.  II)  Die  richterliche  Gewalt,  in 
bürgerlichen  und  peinlichen  Sachen  der  bei  dem 
M ünzwesen  angcstellten  Personen,  in  Münzstreiiigkei- 
teil  und  Münzverbreeben  <^).  III)  Auch  steht  in  dem 
durch  das  eigene  Stuatsinteresse  bestimmten  Willen 
des  Souverains  , ausländischen  Münzen,  Staatspa- 
pieren und  Papiergeld,  auch  Land  - und  ScheidemUn- 
sen,  in  seinem  Lande  Curs,  mit  oder  ohne  Sclbstbe- 
stimmnng  ihres  /ahlwerthes,  zu  gestatten,  oder  zu 
versagen  *). 

a)  Bsust,  i3"^.  Mosir  von  ’tcichslagsgesch. , i435.  Ehe  iilers. 
von  <1.  Landeshoheit  in  Polizeisarhen , 396  ff.  v.  Bfbc's  Poli- 
zeirecht, 111. 

h)  (CLErsinAas's)  jMalcrialien,  P.  22“,  43iff.,  *58  u.  34o. 

«}  Beispiele,  s.  in  Eauras  StaauCanzley , LXX.  543.  5O9.  592. 
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(rio.  6i5.  u.  in  Fabkh's  neuer  St,  C.,  X.  376.  X\T  XVII. 
38aff.  3o3.  366ff.  XXIV.  »74.  XXVII.  455.  Von  d.  m König- 
reich Sachsen,  s.  y.  Küni'a's  kursärhs.  StaaUr.,  II.  767.  Von 
Kurliraunschwcig  , s.  Sthdbe,  Th.  III,  Bcd.  i.  Oeslerreich. 
Münzverordnung  v.  i.Scpt.  i^83,  wodurch  der  Zahlwerth  ge- 
wisser Geldsorten , so^ar  über  den  ConventionsFufs  erhöbt 
wird,  in  Rzess  Staatsk.,  IV.  19a.  — Aechte  \xaA  jahehe,  gang~ 
bare  und  ungangbare,  verrufene  und  iinvtrrtijene,  Auch  herab- 
gesetzte oder  »e/(i//ene  Münzsorten.  Bei  cingerissrncr  Unord- 
nung im  Münzweseii,  ist  das  Ucbel  selten  anders  gründlich  zu 
heilen,  als  durch  allgemeine,  jedoch  behutsame,  Verrufung 
und  Ummünzung  des  alten  Geldes.  Flöeke's  Münzkuust , S. 
63o  ff.  801  ff.  83t. 

d)  Schriften  in  Kldbfr's  Lit.  iSda.  Mosfb's  Juslizverf,  1. 704. 
ni!  Bösau  diss.  cit.  c.  3.  §.  26.  — Die  teutsebeu  Reichsgesetze 
eiferten  wider  alle  Arten  von  Münzoerbrechern , wider  unbe- 
rechtigte Münzer,  MOnzmeisler,  die  pflichtwidrig  münzen, 
Münzfälscher,  Granalirer,  Seigerer,  Ringerer,' Beschneider, 
Schwächer,  \3  äscher,  Schmelzer,  Abgiesser,  Auswieger,  Aus- 
zieher, Aufwechslcr,  Ausführer,  u.  d.  Beust  , S.  3o4— 36a. 
Moser  a.  a.  O.  i4>3.  — Durch  genaues ierfiren  (^.  338,b)  wird 
dem  frl/ippen  (Abwägen,  Einschmelzen  und  Verhandeln  der 
zu  schweren  Münzstückc),  durch  kunstvolles  Gepräge  dem 
Kippen  (Beschneiden)  vorgebeugt,  so  wie  auch  der  falsthen 
Münze.  Scrlözer's  Sta.atsnnz.,  XLVll.  3i5  f. 

e)  Oben  §«34i,a.  Moseb’s  nachharl.  Staafsr.,  383—  388.  Moskk's 
Versuch  des  neuesten  europäischen  Völkerr. , VIII.  i5  ff. 
Rousset  recueil  ile  memoires,  X.  66  f.  Klübeb  droit  des  gens 
moderne  de  l'Europe,  §.'3. 

§.  347  »>. 

Das  MünzRegal^  kein  lucratives.  Schlagschatz. 

1)  Da  die  Hauptmasse  des  Geldes  bestimmt  ist,  im 
Welthandel  zu  gelten  ($.  335),  so  sollte  diese  Be- 
stimmung Hauptgesiulitpunct  seyn  bei  der  Gesetz- 
gebung und  Ausmüuzung,  als  WaflTe  gegen  Gewinn- 
sucht, Miinzfehler  und  IsolirungsLust.  Namentlich 
sollte  das  Münzwesen  zu  einem  lucrativen  Begal, 
zu  einer  Quelle  von  directem  Finai  zgewinn  ( Mer- 
canzei»),  nirgend  gemacht  werden;  denn  nichts  ist 
wirksamer  als  schieebte  Münze,  den  Glauben  au  die 

45  • 
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Rechtlichkeit  einer  Staatsregierung  iin  In-  und  Ans- 
land allgemein,  bis  in  die  untersten  Volksclassen , zu 
schwächen  oder  zu  Ternichten.  II)  Untadelhaft  ist, 
und  zugleich  nützilich  zu  Verliütung  gewinnsüchtiger 
Einschmelzung  der  Münzen,  der  Präge-  oder* 
Schlagschatz  <»),  eine  blofsc Tergütung  der  Müiiz- 
hosten  durch  die  Betriehart  der  MünzFahricatiun  ä}. 
Verwerflich  hingegen  wäre  ein  mit  Absicht  gesuchter 
merklicher  Ueherschufs  von  dem  Schlagschatz, 
als  reiner,  wohl  gar  etatsmnsiger  FabrikGcwinn  für 
die  Slaatscasse  «),  von  Einigen  übel  und  mit  Unrecht  * . 
MünzBcgal  benannt. 

o)  Ulübi^b’s  neue  Lit.  des  Slaatsr-,  S.  /|.|0.  J.  G.  Büsch  über 
• den  Schlagschatz;  in  dessen  Sämmtl.  Schriften  über  Ban- 
heii  und  Münzwesen,  S.  OO'fff.  Flükhe's  Münzhunst,  S. 3oi 
u.  f.  6ii  — 658.  ( CutvsMA>-s'g ) Materialien^  S.  s44  — 

u.  79'j.  ScRLÖZEB  a.  a.  O.  3i5  f.  v.  Pbaub  , S.  9 iF.  Mosin 
▼on  RcichstagsGeschäften,  i43i.  G.  H.  Bdse's  llandb.  dcrGeld- 
^ hundc,  I.  69.  Sa.t  traitc  d'economie  polilique,  liv.  li,  ch.4, 
u.  in  der  tcutsch.  Uebersetzung  c.  Anmerh.  v.  L.  H.  Jakob, 

Th.  II,  S.  468— 490.  — Die  beste  Aushunft  über  die  Bosten  der 
Ausmünzung  (den  Schlagschatz)  — bei  IIibscu,  V III.  2778'.  — 
hat  Tcutschl.iud  Oestrcüch  zu  verdanken.  Z'tanzig  Kreuzer 
des  s.'i  Guldcnfusses  für  die  cöln.  Mark  feinen  SilkeVs,  sind 
hinreichend,  diese  Kosten  sicher  zu  decken.  Anerkauut  ist 
solches  in  der  Convention  v.  1753,  und  noch  jetzt  in  der  Praxis. 

7.U  AVicu bietet  fortsvührend  das  Münzamt , laut  ütfcntlichen  An- 
schlags, Jedem,  der  eine  feine  wiener  Mark  Silber,  in  cinerSil- 
bergatlung  von  i3Loth  6 Grän  und  darüber,  eben  so  viel 

feines  Silber,  durch  Zahlung  mit  ConoentionsThulern  oder  so 
KreuzersiUckcn,  mit  einem  Abzug  von  mehr  uicht  als  *4  Kreu- 
zer für  jede  feine  wiener  Mark  , welches  gleichviel  ist  mit  20 
Kreuzer  des  20  Guldenfusses  für  die  feine  colnischc  Mark. 
Vergl.  (Clfvbbamj's)  Aphorismen,  S.6»  — 68.  Ebendess.  Ma- 
terialien, S.  244  u.  254  u.  f. 

t)  Tivn  Schlagschatz  verschaffen  manche  Münzvcrwaltungen  sich 
durch  verhällnifsmäsigen  Mindergehalt  der  31ünzen , also 
durch  Uebcrschufs  des  Zahlwcrthes  der  Münzen,  über  den  in 
diesem  Werth  berechneten  Preis  der  dazu  verwendeten  Me- 
talle. Aechlen  Grundsätzen  folgend,  thun  andere  es  dadurch, 
dafs  sie  für  die  Mark  des  zum  Verkauf  dargebotenen  cdlrn 
iUelalles  nur  den  Preis  bewilligen,  der  sich  ergiebt,  wenn  man 
an  dem  Betrag  desjenigen,  wofür  die  Münzstätten  in  gemüuz- 
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ten  Gcldsorfcn  dir  Mark  dem  Publicum  liefern,  so  riel,  aber 
auch  nur  so  viel,  .ibzicht,  als  erfordert  svird,  die  Münzhosten 
sicher  zu  decken.  Man  s.  oben  IVote  a.  Vergl.  Protoc.  der 
Buudcsversamml.  v.  1811,  iz6>  — Die  MünzgeseUe  von 
Grofsbritannien  crk.'iniiten,  bis  in  das  J.  1816,  keinen  Schlag- 
schatz, sondern  die  Ilcgirrung  bestritt  aus  der  Staatscasse  die 
FalaricationsKosten  der  Münze,  unter  Verbietung  der  Ausfuhr 
aller  Münzen,  nicht  aber  der  rohen  Metalle.  Büsca  a.  a.  O. 
I'i.öRRK  a.  a.O.  S.6i3ir.  Aber  eine  königl.  Verordn,  v.  S"». 
.lun.  181b  verfügt,  d.sfs  , nach  einem  bekannt  zu  machenden 
•Tag,  SilbermUnzen  und  Stangensilber  in  die  Münze  gebracht 
werden  können,  um  nach  dem  Fufs  von  66  Schillingen  per 
Pfund  Troj Gewicht  { «Poiind  Troy»  ) gcsetzinäsigen  Silbers, 
II  Unzen  iPennywcights  fein  (trutscb:  14*/,  Loth  fein),  ge- 
prägt zu  werden,  wovon  61  Schill,  per  Pfund  dem  der  das  Sil- 
ber bringt,  und  4 Schill,  für  Legiriing,  Abgang  und  Prägeko- 
iten  zurürkbehahen  werden  sollen , die  zu  den  Prägekosten 
zu  verwenden,  der  etyva  sich  ergebende  Ueberschufs  aber  dem 
consolidirten  Fonds  zueuwenden  sey.  Ein  unverhältnifsmösi- 
ger  Sclilagschatz,  von  6 Vsi  pro  f^ent,  von  den  ausgcmüuzt  w er- 
denden SuBimenl  während  PVankreich  bei  SilbermiUizcn  u.chr 
nicht  als  1 */,  %,  bei  Gold  nicht  völlig  ’/,  % gestaltet.  (CI.^T^- 
MAva's)  Aphorismen,  S.6a  11,94.  Zugleich  ein  neuer  Beweis, 
dafs  England,  der  Klugheit  gemäfs , das  Ausmünzen  in  Silber 
nicht  zu  befördern  trachte,  während  Teutschland  solchem  den 
Vorzug  vor  dem  Goldprägen  giebt,  weil  hier  Silber  durrh  die 
Bergwerke,  dort  Gold  durch  den  Handel  zum  Haupt  Münzme. 
tall  wird.  Jene  Verordnung  erklärt  (Art.  11)  bei  Zahlungen, 
die  40 Schillinge  übersteigen,  die  Goldmünzen  für  das  einzige 
reehtmäsige  Zahlungsmittel , die  Silbermünzen  aber  (Art.  1?.) 
nur  bis  zu  dem  Belauf  von  4<>  Scliiiliiigcn , so  dafs  Niemand 
schuldig  ist,  bei  Zahlungen  mehr  als  40  Schillinge  in  Silber 
anzunehmen.  ' 

c)  ln  dem  FinanzEtat  von  Baiern  für  iS^Vio,  kamen 8doo>F1-  als 
Münzgeivinn  in  Ansatz,  Man  prägte  dortKronenthalcr,  die, 
bei  einem  äussem  Werth  von  iFI.  4*Hr.,  einen  *4'4Gulden- 
fufs  aiismachen,  und  zog  von  180^,  bis  iS'’/*,  bei  einer  Aus- 
münzung  von  mehr  als  3o  Millionen  Gulden  im  Nominalwerth, 
im  Durchschnitt  einen  jährlichen  reinen  Münzgewinn  von 
80,187  Fl.  Jet..  Gr.  V.  SoDEK,  der  baier.  I.andtag  v.  1819 
(Nürnb.  i8»i.  8. ),.  S.  33i  ff.  — Schon  dann,  wenn  Kronen 
thalcr  nach  der  gesetzlichen  Vorschrift  der  ehemaligen  nie- 
derländischen Miinzhorrschaft  ausgcmüuzt  werden,  d.  h.  9V1 
Stücke  aus  der  w iener  Mark  des  Feingehaltes  von  i3  Loth  17 
Grän,  wird,  so  bald  man  sie  zusFI.  lir*  ausgiebt,  aninnc- 
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rem  'Werth  über  »pro Cent  weniger  gegeben,  als  bei  Zahlung 
mit  ConrentionsGeld , dargezähh  nach  dem  »4  Guldenfufs. 
Vergl.  §.346*.  — In  den  hadisehen  Budgets  für  iHiou.  i8ai, 
ist  der  Ertrag  der  Minze  angesetzt  auf  3ooo  Gulden. 

5.  347  ■ > 

Remedium.  Münzverein  der  Bundesstaaten. 

I)  An  sich  schon,  zumal  bei  dem  heutigen  Grad 
ron  Vollkommenheit  der  Münzkunst,  unzulässig,  und 
darum  in  älteren  und  neueren  Miinzgesetzen  verboten, 
ist  das  He  medium  n)  in  dem  Schrot  und  Korn  (la 
tolerance  de  poids  et  de  titre  de  la  monnaie) , oder 
in  einem  von  beiden;  ein  bestimmter,  dem  Mürizmei- 
ster  bewilligter,  Nachlafs  an  dem  vorgeschriebenen 
Gewicht  und  Feingehalt  einzelner  Münzstücke,  oder 
Nachsicht  eines  bestimmten  Mehr-  oder  Mindergehal- 
tes einzelner  Münzen  an  Schrot,  oder  an  Horn,  oder 
an  beiden,  wegen  kleiner  Unrichtigkeiten  in  der  Le- 
girung  und  in  der  Ausstückelung  der  Münzen.  II)  Da- 
gegen ist  nicht  zu  besorgen,  dafs  zuverl.ässiges,  ohne 
Uebertreibung  des  Schlagschatzes,  ohne  Remedium, 
und  ohne  merkliche  FabricationsFehler  gemünztes 
Geld,  wohlfeiler  werde,  als  die  rohen  Münzinetalle  *). 
III)  Vertragm.äsige  Vereinigung  aller  teutscheii 
Bundesstaaten,  zu  Gleichförmigkeit  in  Schrot 
und  Korn  , im  Nennwerth  und  Atussern  ihrer 
Münzen,  wäre  dem  allseitigcn  Slaatslnteresse  gemäfs, 
und  im  Sinn  des  19.  Artikels  der  BundesActe  c). 

a)  Fiöbh*  a.  a.O.  S.63».  — Die  ReichsmüiizProbirordnung  r. 
1559,  Art.  18,  licfs  .ein  Hemeiliuni  am  Schrot,  nur  bei  kleinen 
Münzen  zu,  unter  üBrcuzcni  aussern  Wcrtlis;  clocli  unter  der 
Bedingung,  dafs  das  Mangelnde  bei  künftiger  Ausmünzung 
eingebraebt  werde  , dadurch  , dafs  diese  desto  reicher  aus* 
falle.  lliHscH,  I.  4<>9-  — ferhoten  ward  das  Rcmediimi,  auch 
das  durch  die  erwähnte  Probirordiiung  am  Korn  noch  gedul- 
dete, in  dem  Reichsabschied  von  >570,  §.  i36,  dann  bei  dem 
zinnaischen  Münzfufs  v.  1667,  u.  bei  dem  leipziger  Münzfufs 
V.  1690,  endlich  in  der  östrcich  - baicriseben  MünzConvention 
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V.  I-Ü3.  Hirsch,  MüiiRarclilT,  Th.  II,  S.  "i.  Th.  V,  S.  a4i  *4^ 
u.  i6o.  ▼.  Prsün  a.  a.  O.  Th.  I,  Cap.  i,  §.  lo.  (F.  Ci.funmasr's) 
aiigef.  Aphorismen,  S.  5a— 56,  u.  S.  78  ff.  Auch  ist  cs  verbo- 
ten, in  dem  (§.846,  li)  angef.  preufs.  Gesetz  v.  80.  Sept.  iS'ti, 
f.  17.  I>afs  gleichwohl  nach  eben  diesem  Gesetz,  §.  18,  19  u. 
’.o,  bei  Goldmünzen  ’/,  pro  Cent,  bei  ganzen  Tbalem  nahe  an 
1,  hei  ' 4 Thalerstücken  nahe  an  i pro  Cent  Reinodium  zuläs- 
sig seyen,  wird  behaupt«!  in  (Ci.et>hab!c's)  Materialien,  S.  488 
— 4i*‘  — Warnende  Beleuchtung  des  Remedienwesens , in 
den  angef.  Materialien,  8.187(1.  , i85,  208  u.  488f. 

b)  Der  Preis  des  rohen  Metalls  rückt,  natürlich,  immer  demje- 
nigen nah  bei,  der  dafür  in  seinem  nach  ächten  Grundsätzen 
gemünzten  Zustand  zu  erhalten  ist.  Man  s.  Uinscn,  V^  196  f. 
Hannoverische  geh  Anzeigen  r.  1754,  St.  55.  (Pariset;)  3Ioni- 
teur  univcrsel,  i8n8,  p.848.  — Von  dem  Preis  der  Miinzme- 
talle,  s.  Flöbbc's  Müifkkunst,  8.809(1.  — 8'on  den  Ursachen 
des  gewinnsüchtigen  Einschmelzens  der  Münzen  , indem  das 
rohe  Gold  oder  Silber  theurer  wird,  als  das  gemünzte,  folg- 
lich Gewinn  entsteht,  wenn  man  dieses  als  Tiegelgut  ansicht, 
und  wieder  in  rohes  verwandelt , s.  Büsch  a.  a.  O.  FIöbkf, 
8.  617  ff  u.  681. 

e)  Vergl.  oben  §.  835, 389*’,  V,  und  846' VI.  — In  einem  Bcschlufs 
vom  17.  Mai  1821  (Protoc.  §.,126),  erklärte  di;'  Bundesversamm- 
lung ihren  Wunsch,  «dafs  einer  oder  der  andern  Regierung 
eines  Bundesstaates  gefällig  seyn  möge  , di  n Antrag  auf  ein 
vorläufiges  Bundesgesetz  zu  machen,  durch  welches  Schrot 
und  Körn  der  im  Bereich  des  Bundes  circulirendeii  Münzen 
und  der  Höhe  des  Schlagschatzcs  zu  bestimmen  sey».  Bis  ein 
solcher  Verein  zu  Stande  kommt,  sollte  wenigs'eiis  auf  jifier 
in  einem  Bundesstaat  ausgeprägten  Gold  - oder  Silberniüiize 
der  fl'fünt.fufs , nach  welchem  sie  geprägt  ist,  ehrlich 
zeigt  seyn,  wie  z.  B.  bei  den  nach  dem  Convent ionsMünzfufs 
geprägten  Silbcnnünzen  auf  iblgcnde  Art  zu  geschehen  pflegt: 
«2<|0  eine  feine  Markv,  oder  «60  eine  feine  Markv,  oder  «zehn 
eine  feine  Mark«  , oder  «ConventionsMünze» , oder  «adnor- 
mam  conventionis*.  Münzen,  auf  welchen  eine  Angabe  des 
Münzfusses  fehlt , sind  oft  an  sich  schon  verdächtig , welches 
ein  V erbot  derselben  veranlassen  kann. 
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V.  Abschnitt. 

PostRegaK 


§.  348. 


Postwesen  überhaupt.  OeJ-fentUche  und  Privatpost, 
Landkutschen.  Regalität  des  Posewesens.  Privatpost. 


I)  P o s t a)  , in  dem  .illgcmeinen  Sinn , ist  eine 
Anstalt,  schriftliche  Nachrichten,  Personen,  oder 
Sachen,  regelmäsig  von  einem  bestimmten  Ort  (Sta- 
tion) nach  einem  andern  zu  bringen.  Station  heifst 
ein  Ort,  wo  die  Postpferde  Torschriftmäsig  gewech- 
selt werden , Personen  postmäsige  Beförderung  ihrer 
Reise  erhalten , schriftliche  und  andere  Sachen  für 
den  Ort  ihrer  Bestimmung  postmasig  auf-  und  abge- 
geben, und  die  aufgegohenen  weiter  befördert  wer- 
den. II)  Man  unterscheidet,  öffentliche  und  Pri- 
vatPost  6).*  Eine  Art  der  öffentlichen  Post,  ist  die 
Staatspost,  welche  ausschliefscnd  zu  dem  unmittel- 
baren Gebrauch  des  Staates  bestimmt  ist;  wohin  meist 
auch  die  Fernschreiber  oder  Telegrapheu  gehö- 
ret. III)  Ordentliche,  Land  kutschen  sind  privile- 
girte  Fuhrwerke  , die  zu  dem  Transport  der  Perso- 
nen, Effecten  und  Waaren,  von  einem  bestimmten 
Ort  zu  einem  andern,  fortwährend  bestimmt  sind  «■). 
In  d«r  Regel  beßnden  sich  für  sie,  zwischen  den  bei- 
den Endpuncten  ihrer  UciseRoute , keine  Stationen. 
Auch  ist  gemeiniglich  für  sie  ein  eigenes  Boten-  oder 
Kutschenamt  (Botenmeistcr , Schaffner,  Botenschrci- 
ber  etc.)  bestellt.  IV)  Das  öffentliche  Postwesen 
war  in  Tcutschland  von  jeher  Regal  <^),  doch  Tcr- 
leihbar ; so,  dafs  unter  dem  PostRegal  lange  Zeit 
nur  das  Recht  der  Concession  zu  Errichtung  und 
Betreibung  einer  öffentlichen  Postanstalt  verstanden 
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vard,  bis  die  Finanzkunst  maiirher  Staaten  AnlaPs 
{»ab,  die  SfTcntlicbe  Post  in  eigene  Verwaltung 
KU  nehmen.  Selbst  Landkutschen  , obgleich  vielfältig 
nur  Privatgewerbe , bedürfen  oberherrlicher  Conces- 
sion.  Privatpost,  blofs  zu  eigenem  Gebrauch, 
ohne  sie  als  Gewerbe  ( Nebenpostiren)  und  zu  uner- 
laubten Zwecken  zu  benutzen  , kann  Jeder  errichten. 

«)  Geld,  Sclireibkiinst , Buchdruckerkunst,  und  Post,  sind  die 
wichtigsten  A'crkehr-  und  CullurMittel.  Vcrgl.  335-  — 
Schriften  in  Pütieb’s  Lit-,  III.  br6,  Hi.vbfb's  Lil.,  44*>-  “•  bei 
ViscHEB  a.  unten ^.349,  n,  angef.  O.S.4'— 69.  Pffffiscib  Vitriar. 
niustr„lll.  507.  Moseb's  Staatsr. , V.  I — i-a.  Das  Postwesen  in 
Teulschland  , wie  cs  war,  ist  und  scyn  könnte.  Von  J.  L. 
KtÜBEB.  Erl.  1811.  gr.  8.  Patriotische  Wünsche,  das  Postwe- 
sen in  Teulschland  betreifend.  Weimar  i8i4-  gr.  8. 
b)  Ausserdem  unterscheidet  inan  noch:  1)  fahrende  (Postwagen 
und  EitrapostFuhrcn)  , dann  reitende  und  Fufsposten  oder 
Fufshoten  (die  beiden  letF.ten  licifsrn  auch  Brir/posten , wo- 
hin auch  die  A/ein«  Bricfposl  in  manchen  grofsen  Städten  ge- 
hört); a)  ordentliche  (ordinäre)  Posten,  die  7.11  bestimmter 
Zeit  abgehen  und  ankommen  ; ausserordentliche  (Exlraposten), 
und  awar  entweder  fahrende  für  Reisende,  o^er  reitende,  die 
bald  Exiraritte  für  Couricre  oder  hindere  Reisende  sind,  bald 
Estafetten,  d.  h.  Poslknechte,  die  mit  Briefen  oder  Packeten, 
ausser  der  Ordnung  ahgeschirkt  werden,  scrschen  mit  einem 
Pafs  oder  SlundcnBcllcl.  ü)  Auch  hat  mao  ttofpost,  Feldpost, 
JJ’asser-,  insbesondere  Seepost  (Markt-  und  PostschifTc,  Pa- 
cketboote,  Gallioten). 

»)  Scliriften  in  KLÜBKaVEit.  »35i'.  Mosbb  a.  a.  O.  V,  lyS.  Un- 
terschieden von  ausserordentlichen  l .ohnfuhren  oder  Mieih- 
kuischen.  Diese  sind,  in  manchen  Ländern,  zu  einer  Abgabe 
an  die  Post  (Stationgeld)  verpfiiehtet.  v.  Bfbo's  Polizcir-, 
UL  5(k). 

d)  V<;rgl.  Rcichsahsrhled  T.  i64i,  §-93.  Kurfiirstl.  CoIlcgialGut- 
achten  v.  i5"o.  Gfbsti.achfb's  Handb.  der  Reirhsgesetr-e,  IX, 
1698-  170”.  17H.  HSbkbi.ib's  Handb.  des  t.  Staatsr.,  III.  65, 
Dass  Handb.  des  t.  Privatr-,  I.  i3i.  s'.  Bicst  Erklär,  dea 
Poslrcgals,  I,  ai.  II.  17.  Ocaii  de  rcgali  poslar.  jure,  X,  so.  1 
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§.  349. 

T)  Postwesen  während  der  teutsthen  Reichsverfassung. 
i)  Reichsposten’,  ein  Reichs  Regal  tu  Reich\lehn.  Ge<- 
schichte  und  Protection  des  R.  Postwesens. 

Vor  Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  unter, 
schied  man  Reichs-  und  TerrilurialPosIcn.  I)  Das 
ReichsPostRegal  war  dem  fürstliclien  Hause 
Thurn  und  Taxis,  seit  161.5  als  Reichsinaniilchn , seit 
1621  als  Mann,  und  subsidiarisches  Weiherluhn , uii- 
ter  dem  l'itel  eines  kaiserlichen  ReiciisGcneralErb- 
Postmeisteraintcs  über  die  Posten  in  dem  Reich , an- 
vertraut."  II)  Zwar  beginnt  die  Geschichte  des 
ReichsPostwesens  schon  mit  dem  Jah'c  i563,  aber 
erst  in  dem  Jahr  iSqS  wurden  eigene  Reichsposten 
errichtet,  und  in  dem  Jahr  i6i5  ward  d.ns  Reichs- 
Postgeneralat  erblich  und  reichslchnbar  «).  RIj  Das 
ReichsGeneralErbpostamt , stand  unter  dem  besun- 
dern  Schutz  des  Kaisers  1^).  Ueberdiefs  war  das 
Reichs|iostwcsen , der  Protection  und  Direction 
des  R c i c h s E r z U a n z 1 e r s vorlängst  empFohlenr. 
IV)  Zuletzt  garanlirte  noch  der  Reichsdepiita- 
t i o n s H a u p t s c h 1 u fs  x’om  25.  Febr.  i8o3,  §.  i3, 
den  Stalus  quo  des  thurn  und  taxischen  Reichs- 
postwesens, in  seiner  ganzen  Vollständigkeit^  so  wie 
es,  der  Ansübung  und  Ausdehnung  nach,,  in 
dem  Zeitpunct  des  lüneviller  Friedens  (als  Ent- 
scheidungstags) constiluirt  gewesen  war.  Zugleich 
übergab  derselbe  diese  Reichsanstnit,  um  sie  desto 
mehr  zu  sichern,  dem  besondern  Schutz  des  Kai- 
sers und  des  kurl'ürstlichen  Collegiums.  Sonach 
ward  der  xieiseitige  practisch  wichtige  Streit,  über 
Eigenschaft  und  Umfang  des  Rcichspostwesens , ge- 
setzlich beseitigt.  V)  Ueberdiefs  halle  der  Fürst  von 
Thurn  urd  Taxis  seine  Rechtsverhältnisse  gesichert, 
durch  Postverträge,  Vergleiche  und  Combi- 
n a I i o n s R e c e sse  mit  einzelnen  tentschen  c),  und 
selbst  mit  auswärtigen'^)  Staaten. 
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n)  Gfsrhichte  der  Po«fen , nach  Stadien:  I)  Jrltrstf,  bei 
den  Persern  1 Griechen,  Römern,  Franken  clc.  II)  ln  dem 
IVIittelnlfT-,  hauptsächlich  in  Frankreich  (insonderheit  unter 
Ludwig  XI.)  und  Teutschiand.  Hier,  ausser  dem  siäJtischen 
Botenweien:  i)  burgundisih-niederläniiisLhe  Post,  seit  i5i6  u. 
1S43,  angelegt  und  besorgt  durch  niederländische  Postmei- 
ster , aus  der  Familie  Ton  Taiis.  — 2)  Erste  Spuren  des 
AeichjPostweaens , in  den  Reichsahschieden  von  lösa , §.  5, 
und  von  1^42 , V 4^  i ttt  GKHsri.AcnFn's  Handb.  der  Reichs- 
gesetxe  , IX.  1698  f.  — ln  den  Jahren  i543  und  i&63 
spanisch-nieilerl ändische  Posten  in  dem  Reich  , aus  den  Nie- 
derlanden, durch  Lüttich,  Trier,  Speier,  das  'Wirlembergi- 
sche  , Augsburg,  Tyrol,  bis  in  Italien,  hinter  kaherlicher 
Auctorität  und  Bestätigung.  Ferdinands  II.  Valent,  v.  ?i.Aug. 

■ 563 , bei  GFasTssemn  , IX.  1700.  — Rurfürstl.  CollcgialGut- 
achten  v.  1570:  dafs  die  Post  »eines  römischrn  Kaisers  son- 
»dere  Hoheit  und  Regal*  se^',  und  der  Baiser  solehc  in 
fremde  (spanische)  Hände  nicht  könne  kommen  lasser. 
GFRSTnscHEn  , IX.  1698.  — Vorgang  von  i5^<).  T’r>  FrivoFU , 
III.  208.  not.  b.  — Eigene  /inV/uposlen , seit  1595  I.eoii- 
hard  v.  Ta\is  ward  von  tt.  Rudolph  II.  als  knisnl.  Gener.T> 
Postmeister  in  dem  Reich  patenlirt,  16.  Jun.  iSqö  ii.  6.  No\. 
1597.  LOsic's  Reiebsarrhiv,  Part.  gen.  443.  GFasTt.ACRFa,  IX. 
i":o3.  Rfbss  Staatskanxlei , XVI.  33o  ff.  PrFmaoFti  A i- 
iriar.  illustr.,  III.  218.  sqq.  Püttfr's  Erörlcr.,  1.36.  — 3}  Seit 
i6i5  reich slehr.hare , erbliche  Verleihung  des  »CetieralPost- 
me-steramtes  über  die  Posten  In  dein  Reich*,  an  die  frei- 
herrlichc,  seit  i6i5  gräfliche,  seit  1686  fiirstliehe  Familie  von 
Thum  und  Taiis.  Der  Lehnbrief  und  die  taiisrhcn  Rewr- 
salien,  stehen  bei  Schxauss  corp.  jnris  puhl.,  u.  GpasTi.ACHFa, 
IX.  foS.  Ferdinand  II.  erklärte  1621  das  taiisehc  Reichs. 
Postlchn  für  ein  subsidiarisches  M'eiherlehn,  — 4)  Erhebung 
jenes  Amtes  r.u  einem  Reichst/irün/f/üi  1744,  unter  dem  Ti- 
tel; Erbgeneral-  und  Obrisi Hofj’osimeir'er.  Erste  Thronbe- 
lehniing  1747-  Merkw.  Rcichshofrath'SiOulafhten,  II.  iSqf.  — 
5)  Reirhspost  von  fenedig  nach  Trient',  v.  RFnr/s  Staalsma- 
gar.in , II.  29?.  — Schriften  von  der  Geschichte  der  Posten, 
inPüTTFa’s  Lit.,  III.  588  u.  RitsFa’s  Lit.,  446.  Mosva'sStaatsr., 

• V.  1 ff.  Possii.t's  kl.  Schriften,  3o5.  34».  RLijuKa's  angef. 
I’ostwescn,  S.  7 ff.  Rhein.  Rund,  LVII.  4»7*  C.  G.  ViiCBKa’s 
nllgem.  geschichtliche  Zeittafel  des  Postwesens;  nebst  einer 
allgemeinen  I.ileraliir  desselben.  Tfib.  189.0.  4- 

h)  Von  seinen  Rechten  u.  Pflichten,  s.  Ki.Cbsb's  Staatsr.  des 
Rheinbiindc.« , §.  3i". 

e)  PürrEa's  Erörtcr.,  I.  114.  Vertrag  mit //eVjenCncj«/ v.  1719,  in 
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c1.  teiitsclien  Kriegsitanr.ley  r.  1709,  I.  198;  mit  Kurhrtiun- 
sehtreig  v.  1748.  •"  8.  Cliurbraunschweig.  Beweis  der  Nich- 
tigkeit aller  taiisclicnSchcingrüude  (1769.  Fol.)  Beil.  J.  S.67. 
Die  Convention  mit  BaärnDurlarh  von  steht  in  Moseb's 

Rechtsinaterien,  IO.  i6/».  Der  Vergleich  mit  Frwni/urf  v.  1789, 
in  Jägkb's  M.igasin  für  d.  Beichsstüdto , ll.  47‘  Taxisefaer 
P.Tchtvertrag  wegen  der  Post  in  den  \>or<lerästreichischen  Slaa~ 
tcn.  Vertrag  mit  S.  VohurgSaalfehl , bei  Moseb  , V.  189 , 
mit  ÜLurp/fl/iv.  1740,  mit  P/itj/sbaifr«  V.  1784  u.  1799.  V erträge 
von  1804  mit  KurbranJeiiburg , Nassau,  HessenDarmslaJt , 
T.  i8o5  u.  1806,  mit  Baden,  PNirtemherg,  Pfalzbaiern,  U’irz- 
burg , S.  Coburg  >i.  bj'eimar,  Rhein.  Bnnd , VII.  3l.  Von 
Kursachsen  , s.  RöEVit's  hiirsächs.  Staatsr.,  II.  814. 
d)  Mit  Frankreich,  Dänemark,  Schweden,  Preiisscn,  Hönig- 
reich  Italien , dem  Papst , der  helvetischen , und  den  ehe- 
mal. batavischen  u.  ligurischen  Republiken  , n,  a. 


S-  350. 

s)  TerritorialPosten. 

Ungeachtet  vielen  Landesherren  anfangs  die  Ein- 
führung der  Rcichsposten  in  ihren  Landern  nicht  un- 
- angenehm  gewesen  war,  manche  von  ihnen  dieselbe 
sogar  gesucht  und  begünstigt  hatten,  und  Einheit 
der  Posta nstalt  für  das  tcutsche  Publicum  sehr 
erspriefsiieh  wäre:  so  reizte  doch  der  bemerkte  Post- 
ertrag  hie  und  da  zu  Einführnng  eigener  Territo- 
rialPosten. I)  Der  Kaiser  selbst  gab,  in  dem  grüfs- 
teil  Theil  seiner  teutschen  Erbstaaten,  das  erste 
Beispiel  «).  II)  Die  nächsten  folgenden  Versuche  die- 
ser Art  machten,  sQhon  in  dem  letzten  Yicrtheil  des 
XVI.  Jahrhunderts,  Kursachsen,  Braunschweig  und 
VVirtemberg  {>) , deren  Posten  jedoch  zum  Theil  w.äh- 
rend  des  dreifsigjährigen  Krieges  wieder  eingiengen. 
III)  .\ber  seit  dem  westphülischen  Frieden,  wurden« 
noch  mehr  TerritorialPosten  , zum  Theil  in  Ländern 
von  minderem  Umfang  , eingeführt,  z.  B.  in  kurbran- 
denburgischen,  kursächsischen,  hurhrannschweigischer, 
salzburgischen,  hessencasselischen  und  darmstädtischen, 
mecklenburgischen,  vorpommerischen,  holsteinischen 
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und  oldenburgischcn,  osnakrückischen,  munsterischen, 
gotliaisclicn  und  altenburgischen,  herisoglich  - braun- 
scbweigiscben  u.  a.  Staaten  <•).  IV)  Etliche  dieser 
TerritorialPosleii  erstreckten  sich  sogar,  kraft  beson- 
derer Ucbercinkuuft , als  StaatsServituteu,  über  oder 
durch  benachbarte  Territorien  d),  uiderruf- 
ich  oder  un-t^iderruilich,  ohne  oder  neben  Rcichs- 
oder  inländischen  TerritorialPosten ; )a  es  bestanden 
zuweilen,  sogar  im  Inland,  neben  ihnen  noch  Beichs- 
poslen.  V)  Die  Einfülmnig  dieser  TerritorialPosten, 
Teranlafste  niclit  selten  Widersprüche  des  Reichspost- 
Generalats  «). 

o)  Ferdinand  II.  erthciltc  iGa4  dem  Freilierrn  von  Paar  das 
schon  um  die  Mitte  des  iG.  Jahrhunderts  erlangte  Erbland-  , 
Postmeisterarat  in  Ungarn,  Böhmen  und  Oestreich  unter  und 
ob  der  Ens,  als  östrcichisches  ^lannlebn.  Auch  gab  cs  schon 
unter  Kudolph  II.  einen  niederüstrcichischen  Landpustmei- 
strr,  dann  einen  in  Tvrol , und  auch  einen  in  Stejerinarh. 
PrirriNcaB,  III.  209.  220.  Beck  spec.  juris  publ.  Austr.,  i3G. 
Schbötteb's  östreich.  Staatsr.,  IV.  164.  Pvttib's  Erörter.,  1. 

34.  46.  Moseb's  Sta.Hsr. , V.  38.  VI.  238.  EbenJers.  v.  d. 
röm.  Kaiser,  4G3  ff.  Ehenders'  x.  haiserl.  Begierungsr.,  G91. 
Gebstlacbbk's Anmcrh.  zu  Josephs  II.  Wahlcap.,  i5G.  W^ld- 
bxbgeb,  ob  das  Postwesen  ein  haiserl.  Reservat  scy?  Wien 
1795.  §.48  ff.  — In  den  vorderöstreichischen  Landen,  in  dem 
fircisgau , in  den  DonauStädten , In  dem  Innviertel , und  in 
den  östreichischen  Niederlanden , liefs  Oestreich  dem  Für- 
' sten  von  Thum  u.  Taxis  die  Postverwaltung , so  lang  es  im 
Besitz  dieser  Länder  und  Städte  war. 
h)  Pütieb's  Erörter.  , I.  33.  54.  117.  Klöbeb's  Postwesen  etc., 

S.  23  ff.  — Von  Braiinschiceig , 15G9  his  1689,  n.  l64o,  S. 
PÖTTKB,  I.  117.  — Von  Kurbrandenhurg , $.  das  hurfürstl. 
Schreiben  r.  26.  Apr.  16G0 , bei  PrErFn>otB,  III.  209.  Mossb, 

V.  69.  — In  Knrsachsen , ward  i68i  das  Post -‘und  Boten- 
wesen für  ein  landesherrliches  Regal  ethlärt.  Römkb's  hur-,  ^ 
sächs.  Staatsr.,  II.  3iu.  Lc>ig's  corp.  juris  saion. , 11.^  1002. 

* Aber  schon  1574  war  ein  landesherrlicher  Postmeister  ange- 
stcllt.  Püiteb's  Erörter.  , I.  34.  — Von  PVirtemberg  , i58i, 
Moseb  , V.  i5  ff. 

•)  Kötteb's  Erörter.,  I.  45.  66.  tu.  121.  — Von  Salzburg, 
schon  vor  i665 , s.  Nachrichten  von  JcrsviA  (SaUb.  1784. 
fol.)  475.  478-  — Von  Metkltnburg , Mosbb  t.  kaiserl.  He- 


* 
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gicnuigsr.,  689.  — Von  dem  vreiberlehnbarcn,  jetst  Ton  den 
V.-is«alIen  (der  Familie  Hereog)  an  Thurn  und  Taxis,  nun 
an  dessen  Rechtsnachfolger  (Baden)  bis  i843,  für  den  Ge- 
uufs  der  Zinsen  eines  Capitals  von  17,000  Fl. , verpachteten 
TerritorialPosttvagen  ira  Basischen,  von  Heidelberg  u.  Mann, 
heim  nach  Strasburg , s.  Moser  v.  Polizeisachcn , 42h.  — 
Vereitelter  Versuch  von  1691,  in  Baiern  TerritorialPost  ein- 
euführen, ebeud.  — Von  PPlrtemberg,  Mosxr's  Staatsr., 
V.  i5,  i4*  34.  49*  ¥>•  *47.  >83.  189.  117.  S19.  PöTTEB  a. 

a.  O.  34.  — Von  TerritorialPost/ehen , s.  Boehker  princ.  ju- 
ris  feud.,  J.  70. 

d)  Moser's  nachbarl., Staatsr.,  339  Staatsk.,  XVI.  3x8. 

e)  Schriften  in  Pdttxr's  Lit.,  III.  Ö84.  Klübsr's  Lit.,  44>*  Mo- 
ser's Staatsr.,  V.  iii.  i4>.  — Von  dem  Recht,  Territorial- 
Fosten  zu  errichten,  s.  Häbsrlib's  pragmat.  Gesch.  d.  Wahl- 
cap.  Leopolds  II.,  S.  3xolf.  Püttir  a.  a.  O.  4h  — 76.  Dass 
Handb.  des  t.  Privatr. , I.  i3i.  Dafs  .die  TerritorialPo- 

. sten  blofs  Wirkungen  einer  kaiserl.  Connivenz  gewesen 
seyen,  behauptet  HeHi.BR.  Schott's  unpart.  Critik,  11.  63a. 

§.  351. 

3)  PostRegaLu.  Botenwesen  in  Reichsstädten.  4)  Land- 
boten und  Landkutschen. 

I)  In  Reichsstädten  waren  Reichsposten«), 
hie  und  da,  namentlich  zu  Hamburg,  Frankfurt  und 
Bremen,  auch  fremde  TerritorialPosten,  ein- 
geführt. IndcPs  galten  bei  Reichsstädten  in  Ansehung 
des  PostRegals , in  der  Regel,  dieselben  Grundsätze, 
wie  bei  andern  Landesherrschaften.  II)  Ordent- 
liche, gehende,  reitende  oder  fahrende  Boten  in 
entfernte  Gegenden  zu  senden,  war  manchen  Reichs- 
städten, meist  schon  seit  dem  Mittelalter,  durch 
Herkommen  oder  Verträge  gestattet  h).  UI)  Diese 
Boten,  so  auch  die  gemeinen  ordentlichen  Land- 
boten und  Landkutscher,  sollten  jedoch  unter- 
wegs weder  Briefe  und  Packete,  noch  Personen  mit- 
nehmen oder  absetzen,  auch  keine  Pferde  wechseln  c). 
Mifsbräaehe  und  Collision  dieser  städtischen  und  an- 
dem  Boten  mit  den  Reichspusten,  veranlafsten  Strei- 
tigkeiteu  Veroiduuiigeu  «)  und  Visitationen/). 
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d)  Ip  manchen  nach  langer  Weigerung.  I>k  Mkiebs,  Acta  Pa- 
cia  W'estpli.,  V'.  44h.  448*  . 

i)  Schriften  in  Püttib’s  Lit.,  III.  578  u.  58".  PrKrn>OEB , III. 

»i3.  not.  c.  Mostn’s  Staatsr.  , Th.  V',  passim.  Repertor.  des 
■ Staats*  u.  Lelinr.  Art.  Boten-  u.  Postwesen,  §.  7.  Daxi 
Handb.  des  t.  Private.,  I.  §.  i38.  v.  Biust,  III.  398.  PürrjB’s 
Eröi'ter. , I.  43.  Klübeb's  Postwesen  eto. , S.  11  — 14. 

c)  l-J^ahlcap.  (174a)  XXIX.  3.  Von  Landkutschen  u.  Miethkut- 
schen , s.  oben  §.  348. 

d)  Schon  seit  i636.  Pvttzb's  Lit.,  III.  576.  578.  Kldbbb's  Lit., 

441  ff.  Schwedeb's  theatr.  praetens.,  T.  II.  529.  543.  v.  Holz- 
schubeb's  Deduct.  Bibi.,  I.  8".  Mosee's  R.  H.  R.  Cunvlusa  , 
Vlli.  2.44.  247-  • 

r)  Haiserliches  Patent  gegen  die  Neben-  und  WinkelpQsten , 
T.  27.  Oct.  1706 , in  Gfbstlacbeb's  Corp.  jurls  publ. , IV.  4*7- 
l'T'alJcap,  a.  a.  O.  ^ 

f)  Fabib's  neue  Staatscanzley , XXI.  371.  Mosbh's  Reichs- 
Staatshandb.  r.  1768  , I.  i5o. 


§.  35?. 

//)  PostRegal  seit  Anfhehrmg  der  teutschen  Reichs- 
verfasswig. 

1)  I'P'älirend  des  rheinischen  Bundes. 


In  diesem  Zustand  befand  sich  in  Teutscbland  das 
PostMesen,  diese  für  das  Publicum  und  das  ofTent* 
liehe  Wohl  so  wichtige  Staatsaiistalt , als  der  pres- 
burger  Friede  ( i8o5)  drei  Reichsständen  (Baiern, 
W irtemherg  und  Baden)  eine  relative  Sonverainetät 
erthciltc,  auch^  bald  nachher  die  teutsche  Reichsver- 
hindung,  und  mit  ihr  die  ReichsPust Verfassung , auf- 
gelüset  w ard.  Mit  der  Souverainetät , erlangten  die 
ilieinischen  Bundesfiirsten  auch  das  PostRegal, 
nach  seinem  gaiizeu  Umlaiig  «)  Es  erfolgten  nun 
luaniiigfaltige  Veränderungen;  wobei  nicht  über- 
all der  bei  manchen  andern  ReichsLehnverhältiiissen 
anerkannte  Rechtsgrundsatz  bestätigt  ward,  dafs  bei 
den  Pustgerechtsamen  des  fürstlichen  Hauses  Thurn 
und  Taxis,  nur  die  R e i c h s 1 e k nba  r h e i t als  durch 
deu  l'all  der  Reichsveibindueg  ei'oscheu  zu  betrach- 
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ten,  and  die  Lehnherrlichlieit  nunmehr  auf  denjenU 
gen  Bundesstaat  übergegaiigen  sey,  unter  dessen 
Staatshoheit  der  Gegenstand  der  Lehnrerbindang  jetzt 
easschlicfsend  sich  befand  (§.  44^  u.  44^  )•  0 Di(^ 

schon  vorhin  eigene  T er  r i to ri a 1 P os  t e n gehabt 
hatten,  liefsen  solche  fortdauern  jetzt  ohne 
fernem  Widerspruch  von  Seite  des  fürstlichen  Hau- 
ses Thurn  und  Taxis.  II)  Andere , unbehüminert  um 
die  Vorschrift  des  Reichsdeputationsllauptschlusses 
Ton  i8o3  (§.  349),  errichteten,  ganz  für  eigene  Rech- 
nung  in  Selbstverwaltung,  neue  Landesposten, 
mit  Aufhebung  der  bisherigen  fürstlichen  thurn-  und 
taxischen  Posten,  z.  B.  W i r t e m b e r g c) , der  Kö- 
nig von  Westpbalen  d),  der  Grofsberzog  von 
Berg  «);  auch  Baiern,  seit  1808/),  und  Baden 
seit  dem  1.  Aug.  1811^). 

a)  Rhein.  Bund,  VH.  3i.  KlVbeb's  Fostwesen  etc.,  S.  4? 

b)  z.  B.  der  Böqig  von  Sachsen,  die  Herzoge  von  Mecklen- 
burg , HoltteinOldenhurg  , SachsenGotha. 

c)  M^irtrmberg  führte  eigene  Landesposten  ein  , schon  vor 
Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  im  Dec.  i8o5,  aU  es 
haum,  durch  den  presburger  Frieden,  eine  relative  Souve- 
rainet.'it  erlangt  hatte. 

d)  Rhein.  Bund , XLVI.  i4o. 

e)  Der  neue  Grofsherzog  von  Berg,  hob  die  taxischen  Posten 
schon  vor  Errichtung  des  rheinischen  Bundes  auf.  Er  er- 
richtete auch  ausserhalb  Landes  eigene  PostBureaiix , z.  B. 
in  Hamburg  luid  Bremen.  Bergische  PostConventionen , mit 
Hamburg , v.  8.  Der.  1807 , in  d.  Rhein.  Bund , XVI.  44  > 
mit  Bremen , v.  4-  J»n.  1808. 

f)  Note  a des  folg.  %.  * 

g)  Note  b des  folg.  §.  • 

s.  353. 

Fortsetzung, 

HI)  Die  meisten , welche  vorhin  eigene  Landes- 
posten nicht  gehabt  hatten,  verwandelten  die  bis- 
herigen taxischen  Rcichsposten  in  Landesposten, 
und  gaben  dem  fürstlichen  Hause  Thurn  und  Taxis 
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das  ErblandPostmeisteramt  zu  I^thn,  zum  Thcil  mit 
der  Verpllichtung , einen  jährlichen  Canon  zu  ent- 
richten, und  eine  inländische,  Ton  einer  auswärtigen 
taxisehen  Postbehürde  (möglichst)  unabhängige  Post- 
Direcliun  anzuurdnen.  Dieses  thaten : Baiern«), 
doch  nur  bis  iBo8 , der  Fürst  Primas,  nachher 
Grol'sherzog  von  Frankfurt,  Baden  ä),  bis  zu  dem 
1.  Aug.  löii,  der  Grofsherzog  von  Hessen  c),  der 
Grofsherzog  von  Wi  r z bu  r g <0>  Nassau,  die  Her- 
zoge von  Sachsen '),  die  Fürsten  von  Reufs  und 
Schwarzburg.  Der  Fürst  Primas  hob  die  hessen- 
cassclschc  Post  auf,  welche  zu  h'rankfurt  am  Main 
bestanden  hatte  /).  IV)  Einige  gestalteten,  vertrag- 
weise, auswärtige  Posten  in  ihrem  Lande  g),  zum  Theü 
unentgcldlich.  V)  Etliche  hatten,  wie  vorhin,  weder 
taxischc  noch  andere  Post  ä).  VI)  Das  Königreich 
Sachsen  hatte  1807  von  Preufsen  eine  eigene  Tran- 
sitoPostroute  durch  Schlesien,  von  und  nach  dem 
Herzogthum  Warschau,  als  Staatsdienstbarkeit  erhal- 
ten >).  VII)  Einzelne  Bundesstaaten  schlossen,  tbeils 
unter  sich,  theils  mit  auswärtigen  Staaten,  Postver- 
träge, insonderheit  CombinationsRecesse  *t). 
VIll)  ln  demjenigen  Thcil  des  nördlichen  Teutschlan- 
des,  welchen  Napoleon  im  Dec.  i8io  mit  Frankreich 
vereinigt  (§■  ^^2),  ward  französische  Postver- 

waltung  eingeführt. 

a)  Balern,  bald  nach  dem  presburger  Frieden.  Das  taxische 
ErblandPostmeisteramt  schränkte  sich  nun  ein,  auf  die  alt. 
baierischen , und  auf  die  durch  den  Friedensschlufs  von 
Presburg  erlangten  Staaten,  worin  damals  eigene  oder  be- 
sondere Postaiistalten  nicht  eingeführt  waren.  R.  baier.  Pa- 
tent V.  14.  Fehr.  i8o(),  iii  dem  baier.  lieg.  Blatt  v.  1806,  K.9. 
Hcbehlis's  Staatsarchiv,  Heft  58,  S.  187.  Rhein.  Bund,  VII. 
3'i.  und  Sriuväb.  Merkur,  1806,  IN.  4h.  — Allein  durch  e. 
Patent  v.  1.  Mär/.  i8u8,  hob  B.iiern  die  taxische  Postver- 
waltuiig  auf,  u.  führte  eigene  ein.  Heg.  Blatt,  1808,  S.  1281. 
h)  Ba-Usche  Verordnung  v.  23. Sept.  1806,  in  dem  bad.  Regier. 
Blatt,  1806,  N.  3i  . u.  in  d.  Rlieiii.  Bund,  VII.  35.  Wozu, 
.ils  Relatum,  gehört  die  PoslConvcntion  zwischen  Baden  und 
Taxis,  V.  11.  Mai  lUoj.  A'ertrag  zwischen  Badcu  u.  Taxis, 

KliiLvr',  wll'eDll.  Kctlil, 
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V.  38.  Nov.  1808,  wodurch  dieses  als  ErblandPostmeister  die 
Postverwaltung  zu  Lehn  erhielt.  — Allein  am  1.  Aug.  1811 1 
nahm  Baden  die  Post  in  eigene  Vcrvtaltung.  lieg.  Blatt, 
t8ii , St.  21. 

c)  Grofsherzogl.  hessische  Verordn,  v.  28.  Jun.  1807. 

<?)  J-f'irzburgische  Verordn,  v.  22.  Kov.  i8u6,  in  dem  wirzb. 
Heg.  Blatt  r.  27.  Dec.  1806 , N.  22,  u.  in  d.  Rhein.  Bund , 
VII.  41. 

*)  S.  Coburgtsche  Verordn,  v.  29.  S pt.  1807,  in  Oestibrei 
chfb's  Arcliiv,  II.  Jalirg.  St.  2,  iVum.  1. 

f~)  i iirstl.  vrimntische  Verordnung  v.  21.  Mov.  1807.  Rhein, 
liiiiid , XIII.  ijg. 

g)  So  Ter.standen  sich  die  drei  anhaitischen  Regenten  zu  der 
Aurnohme  höniglich-wcstpliälischer  Post  ; durch  ^ ertrage 
(Dessau)  v.  3.  Jun.'  1808,  (Cölhcn;  v.  5.  Jun.  180B,  n.  (Bern- 
Lurg)  V.  16.  Jun.  1808.  Rhein.  Bund  , XX.  3o~.  XXIV.  4^5. 
Dasselbe  thaten  Lippe  u.  Schaumburgl ,lppe , 1808,  desglci-  ' 
dien  jtrenherg,  — HuhenzollcrnUrchingen  vcrpaclitcte  die 
Post,  auf  seiner  einzigen  Station  llcchingen,  an  Wirtemberg, 
auf  acht  Jahre. 

h)  Die  Fürsten  von  IlohenzoIleruSigmaringcn  und  Liechten- 
stein; auch  die,  seit  i8i5  nicht  mehr  souverainen  Fürsten 
von  Isenburg  u.  von  der  Lesen.  IlohenzoIleruSigmaringcn 
hat  Post,  erst  seit  ungeliihr  1810,  anfangs  wirtembcrgischc^ 
seit  1819  taiische. 

i)  Convention,  geschlossen  zwischen  Frankreich,  Preussen 
und  Sachsen,  zu  Elbing  den  i3.  Oct.  >807,  gcmäfs  dem 
franz.  preuss.  Frieden  von  Tilsit.  Rhein.  Bund,  XVI. 

40.  \V.  H.  DIatihivs  Darstcll.  des  Postwesens  in  den  preufs. 
Staaten.  Berl.  1812.  8. 

A)  Raden  mit  Baiern,  am  22.  Oct.  1810,  u.  mit  dem  Canton 
Aargau,  am  17.  Sept.  1808,  Art.  9,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt, 
1809,  Xum.  35.  — Oldenburg  u.  Westphalen  , im  Febr.  1809. 

\ 

s.  3Ö4'\ 

a)  Seit  £rrichtung  des  teutschen  Butides. 

IsolirungsSystem.  Sicherung  der  fürstl.  taxisehen  Ge~ 
rechtsume , a)  durch  die  Bundes  Acte. 

I)  Durcli  ila.s , zum  grüfsten  Nachtheil  des  Pu- 

blicuins  , auch  in  dem  Postwesen  eingerissene  Tcr- 

ritoriallsoliruiigsSystein,  war  es  so  weit  ge- 
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kommen,  dafs  am  i.  Dcc.  1810,  auf  der  Grundfläche 
des  ehemaligen  teiitschen  Reichs,  \\cniger  nicht  als 
drei  und  vierzig  verschiedene  TerritorialPostan- 
stalten  gleichzeitig  arbeiteten;  sieben  kleinere  abge> 
sonderte  nicht  gerechnet  «).  Fast  eben  so  verhielt 
es  sich,  als  die  teiitsehe  BundesAcle  errichtet -ward  6), 
nachdem  an  die  Stelle  der  eingegangenen  FranzüsU 
sehen  , königlich-vvcstphälischeu  und  grofshcrzoglich- 
bergischen  Posten,  wieder  andere  TerritorialPosten 
getreten  waren,  ll.t  Die  teutsche  BundcsActe  licfs 
den  Mangel  einer  für  Gemeinwohl  höchst  wunschens- 
werthen  Einheit  der  Postanstalt,  wenn  nicht  in  al- 
len, doch  in  dem  grüfsten  Theil  der  Bundesstaaten, 
unbeachtet;  und  eben  so  die  I^achtheile,  weiche  aus 
einer  unbeschränkten  Trennung  in  der  technischen 
und  finanziellen  Verwaltung  der  verschiedenen  l.an- 
desposten,  für  die  Gesauimtheit  der  Bundesstaaten 
unvermeidlich  und  fortwährend  erwachsen.  III)  Sie 
beschränkte  sich  auf  bestätigende  Anerkennung  der 
Rechtsansprüche  des  fürstlichen  Hauses  Thurn 
und  Taxis.  Ihr  zufolge,  soll  dieses  Haus  in  dem 
durch  den  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3 
(oben  5-  >74  u-  349),  oder  in  sp.äteren  Verträgen 
bestätigten  Besitz  und  Genufs  der  Posten  blei- 
ben, so  lang  nicht  etwa  durch  freie  Uebereinkunfl 
anderweite  Verträge  abgeschlossen  werden,  ln  jedem 
Fall  wurden  demselben,  in  Folge  des  §.  i3  jenes 
Hauptschlusses,  seine  auf  «Belassung  der  Posten, 
oder  auf  eine  angemessene  Entschädigung  gegrün- 
deten Rechte  und  Ansprüche  versichert«.  Zugleich 
ward  bestimmt,  dafs  » dieses  auch  da  statt  linden 
solle,  wo  die  Aufhebung  der  Posten  seit  i8o3,  ge- 
gen den  Inhalt  des  ReichsdeputationsHauptschlusses, 
bereits  geschehen  wäre,  in  so  fern  diese  Entschädi- 
gung durch  Vertrage  nicht  schon  definitiv  festgesetzt 

ist  » c). 

n)  Man  s.  die  angef.  Patriotischen  Wünsche,  S.  3i  — 35. 
l)  Ebendaselbst. 

4ü  • 
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<■)  DiindesActp , Art.  17.  Klübfr's  Acten  des  wiener  Congr. , 
liil.  II,  ö.  363  f. , ^38  1'.,  535  u.  f.  Ebeiuless.  Lcber- 
slcht  der  dijiloinat.  Verhaudl.  des  wiener  Cougr. , S.  a3i , 
i4» , >48  f?  ^58  u.  268. 


s.  354  b. 

l>)  Und  durch  Verträge. 

T)  Zufolge  dieser  Bestimmung  der  BundesActe, 
haben  1)  Entschädigung,  für  die  nicht  zurüchge- 
gebene  Postverwaltung,  dem  fürstlichen  Hause  Thum 
und  Taxis  Tcrtragw eise  bewilligt:  Oestreich  «), 

l’r  e u f s en /') , Baiern  «),  Badend).  0)  In  andern 
Bundesstaaten,  hat  Thurn  und  Taxis  die  PostverwaU 
tung  entxveder  behalten  oder  wieder  erhalten, 
und  es  sind  über  das  wechselseitige  Bechtsvcrhällnifs 
e r t r ä' g e c)  geschlossen  worden  , meist/)  Lehnver- 
träge, durch  welche  das  Recht  zur  iuländischen  Post- 
, Verwaltung,  und  zugleich  die  ^yürde  eines  ErbLand- 
postmeistci  s , als  Erb-,  Mann  - und  Thronlehn  verlie- 
hen ist.  II)  In  etlichen  hlcinern  Bundesstaaten  oder 
Bcstandtheilen  von  Bundesstaaten,  wo  im  Jahr  i8o3 
'l'hurn  und  Taxis  heine  Postverwaltung  hatte,  hat  cs 
solche  nun  durch  Verträge,  zum  Theil  mit  Zeitbe- 
stimmung, neu  erworben  g).  III)  In  dem  gröfsern 
'J’hcil  der  vorhin  genannten  Postverträge,  ist  Entrich- 
tung eines  besliinintcn  jährlichen  PostCanons  an 
die  Staatscasse,  in  allen  die  Ausübung  der  Staats- 
hoheit, insbesondere  die  landesherrliche  Ober- 
aufsicht (§.  335  11.  f. ),  über  die  inländische  Post- 
verAvaltung  ausdrüchlieh  Vorbehalten. 

n)  OfCfrciV/i  für  die  Poslvcrwalliing  iiu  Innvicrtcl , durch  Ueber- 
cinhiinfl  vom  Marr.  1822. 

h)  Für  die  Postverwallung  in  den  noiierworbenen  prensshchen 
Staaten  auf  der  recliten  Rbeinseitc , und  in  dem  Iler/.og- 
tbum  AVcslplinlcn , ward  zuerst  das  tjuantum  der,  mittelst 
einer  Jabrreiite  zu  gebenden  Fntsebädigung  festgesetzt , durch 
Vertrag  v 4<  Jun.  1816.  Hierauf  ward  an  dessen  Stelle, 
durch  Vertrag  r.  11.  Mai  1819.  das  nutzbare  Eigenlhum 
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eines  Ticrfachcn  DotnainenCompIrxus,  in  ilem  GrofshensogtVium 
Posen  an  der  sriilesischcn  Grenze,  abgetreten.  Das  Ganze 
ward,  unter  der  Benennung  Xrotoizyn  , zu  einer 

ichlesischen  Siandrsiierrtchaf t erhoben,  und  als  ThronH'lann- 
lehn  dem  Fürsten  und  seiner  männlichen  Nachhommensrhaft 
rerliehen;  für  den  Fall  ihres  Abganges  ward  dem  Oheim 
des  Fürsten,  dem  Prinzen  .Maximilian  und  dessen  männlicher 
Kachkommensebaft , durch  Mitbelehnung  die  IN'achfolge  zu- 
gpsichert. 

e)  Baiern,  Durch  Grundgüter  und  Gefälle  in  der  Stadt  Regens- 
burg, in  deren  Umgebung,  und  in  dem  Ünter.^Iainkreis , 
mit  Verleihung  standesherrlicher  Vorrechte,  durch  Ueber- 
cinkiinft  ron  1809.  Vergl.  §.  -237 , d.  Zugleieh  bekleidet 
Thurn  u.  Taxis  in  Baiem  fortwährend,  als  lehnbares  Reichs- 
Rronamt,  die  'Würde  eines  ObersiPostmeisters. 

d)  Hallen.  Dtirch  Febereinkunft  ward  im  J.  1811  eine  Jahr- 
rente für  Taxis  festgesetzt,  welche  in  Grundgxiier  verwan- 
delt werden  soll. 

e)  frrirrige  dieser  Art , haben  die  Staatregierungen  folgender 

Bundesstaaten  mit  dem  fürstl.  Hause  Thurn  und  Taxis  ge- 
schlossen. 1)  f'T'’irtentherg,  am  i".  Jul.  1819,  wodurch  das 
nutzblare  Eigenthum  säinmtlicher  Posten  im  ganzen  Einfang 
des  Bonigreiehs,  mit  der  Würde  eines  ErbLandpostmeisters, 
als  ThronErbmannlehn  verliehen,  zugleich  aber  die  Ent- 
richtung eines  jährlichen  Canons  festgesetzt  wird.  Wirtemb. 
V erordn-  v.  9-Sept.  1819,  ln  dem  Regier.  Blatt,  v.  1819,  l\um. 
64.  2)  Kurhrssrn,  am  1 1.  Jun.  i8it>,  und  3)  Grnfsherzog  von 

Uessen,  am  3i.  Dcc.  1817  ( ratificirt  am  3i.  März  1818?), 
in  der  darmstädter  Zeit.  v.  9.  Apr.  1818;  beide  Hessen  wie 
Wirtemberg.  4)  , am  19.  Dec.  1806.  5)  5.  Vl^eimar- 

Ehenach,  am  8.  Dec.  1816.  6)  5.  Gotha,  am  24-  Febr,  1817. 

Für  das  Fürstenthum  Ahenhurg,  besteht  ein  besonderer  Ver- 
trag , V.  26.  Oct.  1817,  mit  vierjäliriger  Zeitbestimmung, 
dessen  Erneuerung  jetzt  unterhandelt  wird.  7)  5.  Cohut-g. 
Saal  fehl , am  ifi.  Sept.  1807;  auch  ward  die  Postvcrwaltung 
in  dem  Fürslerthum  I .ichtenherg , im  J.  1816  dem  fürstl. 
Hause  Th.  11.  Taxis  übergeben.  8)  S.  CohurgMeiningen , am 
2.  Mai  i8o~.  9I  S.  Hildburghausen , am  4-  Apr.  1808.  10)  Hol- 

steinüldenhnrg , am  1.  Oct.  1817,  wegen  des  Fürstentbums 
Birhinfeld.  11)  SchuarzburgSonJershausen  , am  8.  Jun.  1812 
u.  19.  Jun.  1819,  wegen  der  Postverwaltung  in  der  Hcrr- 
sehaft  oder  dem  Amt  Arnstadt ; sodann  wegen  des  Post- 
curses  zwischen  Arnstadt  u.  Gotha,  am  i.  Nov.  1819.  (In 
den  übrigen  sehw.  sondershausischen  Landestheilen  ist 
preussischc  Postverwaltung.)  la)  SchuarzburgRudolstadt , 
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am  i3.Aug.i8i7,  als  TlironErbuiJinnlohn.  i3)  Hohenzollern- 
Hecliin^en  , am  l4.  Oct.  1811.  14)  HohenzollernSi ornarinsrnf 

hat  erst  seit  ungefiilir  1810  Post  im  Lande,  die  seit  1819 
Thurn  und  Taxis  vernähet,  vorliin  AVirleinhcrg.  i5)  l-T'ahleck 
und  Pyrmont  , am  17.  März  1814.  if>)  I\eujs , ältere  Linie 
(Greil/..'),  am  21.  31är7.  1809.  17)  Reufs , Jüngere  Linie: 

a)  Schiritz,  am  18.  März  1809  u.  1.  jlläri  i8if>;  b)  I.ohcn- 
stein,  am  17.  März  1809;  c)  Schleilz,  l.ohenstein  u.  Ebers- 
tlorf,  wegen  der  gemeinschnftliclicn  Ilerrsrliaft  Gera,  am 
I.  März  181”.  18)  Schnumburgl.ippe , am  »5.  Febr.  1814. 

19)  ( Detmold ) , am  10.  Febr.  1814.  10I  IfessenHom- 

hiirs , am  22.  Sept.  1817,  aueli  wegen  Meisenheim,  alt 
TliroiiF.rbmannlehii.  21)  am  21 . Sept.  1819.  l-s)  Frank- 
furt a M.,  am  3i.  Dec.  1821.  l3)  Bremen,  am  iT).  .liil.  1816. 

f)  Lelinvcrbindung  ist  nicht  festgesetzt,  in  den  Vi'rlrägen  nait 
SaclisenCoburg , SchwarzburgSondersliausen  , Ilolienzollem, 
Herhingen  , HolienzollcrnSigniaringcn , SchauniburgLippe  , 
Lippe,  und  den  freien  Städten. 

g)  So  in  dem  Jlurfürstcnthuin  Hassen,  in  dem  Fiirstenthum 
HohcnzollernSigmaringen  seit  1819,  in  dem  saelisen-eoburgi- 
sehen  Fürstenihum  Lichtenberg,  in  dem  holstein  - olden- 
burgisehen  Fürstenihum  Birchenfeld  , in  der  hessen-hoinburgi- 
srbeu  Herrschaft  Meisenheim , in  dem  Fürslenthum  Alten- 
burg, in  dem  letzten  seit  dem  26.  Oct.  1817,  mit  Zeitbe- 
stimmung, 


s.  355. 

Unbeschränfitheit  der  Posthoheit.  Verschiedenheit  der 
Postverwaltnng  in  den  Bundesstaaten. 

I)  Die  (§.  354®)  angeführten  Bestimmungen  der 
BundesActc  abgerechnet,  ist,  nach  dem  Grundsatz 
der  für  die  innere  Staatsverwaltung  in  der  Regel  gel- 
tenden Unbeschränhtheit , kein  Bundesstaat  in  der 
Ausübung  der  Posthoheit  von  Aussen  her  positiv 
beschrankt.  Jeder  Bundesstaat  übt  dieselbe  aus; 
auch  dann,  wenn  er  die  Post  nicht  unmittelbar  für 
eigene  Rechnung  verwalten  läfst,  oder,  wegen  Be- 
schrnnlithcit  seiner  Gebietverhältnisse,  in  seinem  Ge- 
biet keine  Postanstalt  besteht,  sondern  nur  die  Post 
des  angrenzenden  Auslandes  für  den  eigenen  Post- 
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verliehr  benutzt  -wird  (5.  353,  V,  u.  Note  h).  II)  Die 
•Postrerwaltung,  abgesondert  Ton  der  Posthoheit, 
läfst  O der  dem  geographischen  Umfang  nach  hedeu* 
tendste  Theil  der  Bundesstaaten,  für  eigene  Rech- 
nung führen  fl).  2)  Andere  Bundesstaaten,  haben 
solche  Andern  für  deren  Rechnung  überlassen^  und 
zwar  o)  entweder  andern  Bundesstaaten,  durch 
besondere  üebereinhunft , gegen  bedungene  Vor- 
theile ft);  b)  oder  dem  fürstlichen  Hause  Thurn  und 
Taxis,  theils  vermöge  der  durch  den  Reichsdeputa- 
tionsHauptschlufs  und  die  BundesActe , zum  Theil 
auch  durch  neu  hinzugehommene  Verträge  begründe- 
ten Rechte  desselben , theils  durch  freie  Ueberein- 
hunft  f).  3)  In  etlichen  Bundesstaaten  ist  mehrfache 

Poslverwaltung  neben  einander  (cumnlativ);  ent- 
weder theils  für  eigene  theils  für  fremde  Rechnung  <^), 
oder  blofs  für  fremde  r).  4)  Auch  hahen  etliche  Post- 

Terwaltungen  durch  Üebereinhunft  gegen  fremde 
Postverwallungen  sich  verplliehtet , zur  Durchfuhr 
(Transito)  verschlossener  Bricn’achete  (Pachetschlüssc) 
mittelst  der  inländischen  Postanstalt,  auf  einer  be- 
stimmten Route,  gegen  festgesetzte  Entschädigung 
nach  dem  Gewicht. 

fl)  Namentlich  Oestreirh , Freutsen , Sachsen  (Königreich), 
Baiern,  Hannover,  ( Wirtemberg  bis  1819) , Baden,  Holstein, 
Luxemburg,  Braunschweig  , MechlenburgSchwerin  und  M^ch- 
lenburgSlrclilr. , HolsteinOIdenburg , im  Herzogthiim  Ol- 
denburg. Früher  auch  SaclisenGotha  im  Altenburgischcn , 
bis  1817,  wo  fiirstl.  thurn-  und  taxische  Postvervvaltung  ein- 
trat; so  wie,  um 'dieselbe  Zeit,  im  Golbaischen  die  neben 
der  taxischeu  Post  bestandene  hcr/.ogliche  Postvervvaltung 
aufhörte. 

h)  Z.  B.  die  drei  Herzoge  von  Anhalt,  und  der  Fürst  von 
SchvvarzbtirgSondershausen  (doch  mit  Ausnahme  von  Am- 
stadt) , an  I’reussen;  aueh  Hamburg  und  Lüberh  an  Preussen 
und  an  verschiedene  Andere,  neben  einer  eigenen  Stadt- 
Postanstalt,  wovon  und  von  Bremen,  unten  Note  d.  So 
auch  HohenzollernHechingcn  bis  1819  an  Wirtemberg. 
e)  Man  sehe  35)*’. 

</)  So  in  den  drei  freien  Hansestädten.  Lüheck  hat : 1)  eigene 
Stadtpost,  reitende  und  fahrende  nach  Hamburg,  t)  fürstl. 

I 

It 
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tliurn  - u.  taxische  Briefpost,  3)  k.  Iiannövprisrhe  , reitrnde 
u.  fahrende.  — Hamburg  hat  : i)  eipeue  Stadlpost , reitendo 
naeh  Bremen,  Lübeek  , Mecklenburg  u.  Pommern , und  fah- 
rende nach  Lübeck,  auch  Fufspost  in  der  Stadt  u.  deren 
Vorstädten;  2)  fürstl.  lliiirn- u.  taxische  Briefpost  ; 3)  k.  däni- 
sche, reitende  u.  F'rachtpost , auch  F'ufspost  nach  Altona; 
41  k. schwedische , reitende  durch  Dänemark  nach  Schweden; 
6)  k.  preussische,  reitende  11.  fahrende  ; 6)  k.  hannoverische,  rei- 
tende u.  fahrende;  7)  k hannöverische  u.  herzogl.  braunschweig- 
lüneburgischc  CommunionPost , fahrende  ; 81  hannoverische  u. 
Hansesladl-nambiirg-Bremer  CommunionPost,  fahnnde;  q) 
grofsh.  mecklenliurgische,  fahrende ; 10)  amerikanische  privile- 
gir'e  PostExpedition  , für  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika mit  Schiffgelegenheit  von  Hamburg,  Bremen,  oder 
Amsterdam.  — Bremen  hat:  t)  eigene  Stadtposl  , nur  Brief- 
post, nach  Hamburg  und  Holland,  2I  haiinot  rrische  Brief- 
und  fahrende  Post,  3)  preussische  Briefpost,  4)  thurn-  und 
taxische  Briefpost,  mit  welcher  die  preussische  in  der  A'cr- 
vvaltung  vereinigt  ist.  — Auch  Gotha,  im  Fürstenthuin  Gotha, 
bis  1817,  und  Bratinschweig bis  i-qo , hatten  mehrfache  Post- 
Tcrwaltung  neben  einander,  theils  eigene  theils  fremde. 

»)  71Fe//r/(ic/ic  Postverwaltung  , nebeneinander,  blofs  für /^remJ» 
Rechnung, haben : Lippe  und  SchaumburgLippe,  wo  preussische 
und  taxische  Post  ist.  So  ehehin  auch  die  Reichsstadt 
Frankfurt,  wo  taxische  oder  Reichspost  und  hessen ■ casse- 
liehe  Post  war  (§.  353\ 


s.  356. 

OberauJ'sicht  , Polizei , Gerichtbarkeit  , Postordnun- 
gen, u.  s,  w. 

Die  StaatsPoslanstalt  steht  jetzt  unter  der  staats- 
oherhaiiptlichen  Leitung  jedes  teutschen  Rundesstaa. 
tes.  Dieser  ist,  jedoch  mit  Hinsicht  auf  die  Bostim- 
niungefi  der  BtindesActc  (§.  849  u.  354)  1 befugt  tind 
▼erpllichtet,  durch  Aufsicht,  Polizei«)  und  Ge- 
richtharheiti),  insbesondere  durch  Postordnun- 
gen c)  , das  Institut  zu  dem  gemeinen  Besten  zu  lei- 
ten, zu  vervoliliommnen,  und  zu  schützen,  auch  gegen 
ElngrltTe  fremder  Staaten.  Insbesondere  gehören  da- 
hin: die  nöthigen  Bestimninngen  über  Präsentation 
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oder  Ernennung,  über  Bestellung  oder  Bestätigung, 
und  über  Verpflichtung  der  Postbc.imlen , über  Post- 
■wnppen  und  Siegel,  über  PostUniform  und  Ijivree, 
über  Privilegien  für  die  Poslhäuser  und  Poslüffician- 
ten,  über  Befreiung  der  ordentlichen,  reitenden  und 
fahrenden  Posten  von  Chaussee-,  Wege-,  Pflaster-, 
Brüchen-,  Fahr-  und  Sperrgeld,  über  PostTarif  und 
Postfreithum,  über  das  Verfahren  bei  Beschwerden 
der  Bfisenden , ülter  Controlirnng  der  Ijocall’oslbeani- 
ten  durch  die  OrlsPolizeibei'.örden , u.  d m. 

fl)  V.  Bi  R(/s  Ilniidh.  dos  Poli/.eir. , III.  jä".  Tisch fb's  Bameral- 
und  I’ollzeir. , II.  447.  jMosrR  v.  der  L.niidosli.  in  Poliz.ci- 
saclien,  4^3.  Mosin’s  Staalsr.,  V.  i(>8.  iMevivs  , P.  I.  dcc. 
102.  Gö>nfb’s  Rpclitsf. , I.  N.  3 n.  (u  Dan/.  Handb.  d.  tciit- 
sclien  Privalr. , I.  §.  i36.  — PlachTroion  , Erpressungen,  Ver- 
untreuung, Tiitersoldcife  einzelner  Postbeamten. 
b)  3Vo  ein  wirldicber  ErhlantlPoslweh’rr  sich  befindet,  da  ist 
diesem  gemeiniglicli  über  die  PostOffieianten  die  Gerich;- 
barkeit  in  Dienstsachen , und  eine  bestimmte  DisciplinarGe- 
richtbarkeit , auch  Concurrenz  hei  Obsignaturen  , eingeräumt. 
Rhein.  Bund,  VII.  — Von  dein  PostPriimtrecht , s.  Das* 
a.  a.  O.  i3i  ff.  T.  Bebg  a.  a.  O.  III.  553.  Rdnds’s  Privatr. , 
§.  i3i  ff.  Riissif/s  t.  Privatr.,  4^3  ff.  E.sgau  elem.  juris  germ., 
lib.  II.  §.  28”,  sqq.  STBti.üj's  Wörterb.  für  Kameralistcn , 
Bd.  VI  (Vördl.  i”qi.  8.),  voc.  Post.  Preufs.  allg.  Landr., 
II.  i5.  4-  ’4'-  ff • 1 u.  Berichtigungen  hietu , vom  12.  Jun.  1804. 
r)  Verschiedene  Postordnungen,  *.  B.  die  prcuiFijcIie  von  fSl, 
in  Job.  Bbchmabx's  Samml.  auserles.  Landesgesetze  , Th.  II 
— VI.  Franhf.  1-86  — 1788.  (Man  s.  auch  die  preufs.  In- 
struction für  die  Regierungen,  v.  26.  Dec.  1808,  §.  57); 
dcsgl.  (z.  B.  die  schleswig-holsteinische)  in  ^isbass's  Blättern 
für  Polizei  und  Riiltur,  Heft  2 u.  3 (Tüb.  1801.  3),  die 
kitrbraunschirei gische  v.  4-  Scpt.  1“55,  in  F.  C.  Wiii.ich's  br. 
lüneb.  liandesgesctz. , II.  911.  u.  Supplem.  , I.  265.  II.  180. 
l'T^irtenth.  Estrapostordn.  v.  19.  Jun.  i8i5;  in  d.  Kationnl- 
Zcit.  i8i5 , St.  4>-  Bailische  BricIPostgesetze,  in  t.  Bfbg's 
Handb.  d. Polizeir.,  Th.  \ II.  Taxordn.  v.  q.  Febr.  1812,  in 
dem  Regier.  Blatt,  1812,  N.  9.  DaJische  ExtraPostordn.  t. 
23.  Jul.  1818,  im  Reg.  Bl.  N.  25.  S.weiniar-  eisennch.  Post- 
ordn. V.  I.  Jan.  1820.  Ehcmal.  nestphälische  Postordn.  t. 
1808,  nebst  Decret  v.  3o.  Scpt.  1810,  in  d.  Allgein.  Anzeiger 
d.  Teutschen,  1809,  N.  11  u.  12,  u.  1810,  N.  296  — Sou. 
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Rlirin.  Bund  , LII.  So.  Ehemal.  grofsheni.  hergische  P,  0. 
T.  1809,  in  d.  Allgem.  Anr.eiger,  1809,  K.  344,  u.  Rhein. 
Bund,  XKXVIII.  j43.  XXXIX.  49><  •’B'-  auch  IljiBFHi.is's 

Repertor. , Art.  Posl^vrsen , §.  2.  Klcdfb’s  syateinat.  Ent- 
wurf d.  haiserl.  AVahlca]). , S.  67.  ti.  (Hoffmasn’s)  Abh. 
wie  weit  ist  der  Successor  singularis  ex  parto  et  provid. 
majorum  zu  Anerkennung  der  Verträge^dei  Vorfahlrer»  rer- 
pflichlet?  (1797.  8.1  §.  91. 


s.  357. 

Post  Organisation. 

I)  Die  Ausübung  der  Posthobeit,  geschieht 
durch  eine  inländisclie  oberste  Staatsbehörde. 
Di  eser  ist,  in  den  grölserii  Ilnndcsstaaten , unmittel- 
bar untergeordnet  eine  inländisclie  PostVerwal- 
t u n g sbebörde , ■welche  die  Benennung  Genera  1- 
oder  Oberdirection  der  Posten,  Haupt-,  General-, 
oder  OherPostamt  u.  d.  führt«).  II)  Die  General- 
Postverwaltung  hat  zwei  Hauptzweige:  das  Brief- 

und  ExtraPostwesen,  und  das  fahrende  Post- 
wesen (Postw.igen).  1)  Für  jenes  sind  theils  Ober- 
Postämter,  theils  diesen  coordinirte,  dirigirende 
Postämter  (die  letzten  für  hleinere  Bezirlie)  ange- 
ordnet; welchen,  jedem  in  seinem  Bezirk,  (Unter-) 
Postämter,  Postverwaltungen,  Postwärtereien,  (Brief- 
post-) Expeditionen,  PoslSecretäre , PostStallmeister 
und  Po8tCPferde)haltcreicn  untergeordnet  sind,  in 
Official-,  Jurisdictional -,  Rechnungs-  und  PoHzei- 
sachen.  2)  Das  f ah  r c n d e P ost(wagen)w  es  e n wird 
durch  die  OherPostämter,  oder  durch  eigene  Oher- 
PostCommissariate  dirigirt,  welchen  die  Haupt- 
Expeditionen  und  übrigen  Expeditionen  fah- 
re nder  Posten,  die  Posthalter,  Conducteure  und 
Postpacker  , in  Ansehung  der  ordinären  Fahrtgebüh- 
ren und  ihrer  Amtsrerrichtungen,  untergeordnet  sind. 
3)  Oft  ist  jedoch,  an  kleinern  Orten,  nicht  nur  das 
Brief-  und  Extrapost  wesen,  sondern  auch  das  fahrende 
Postwesen,  einer  Person  anvertraut*). 
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n)  Der  Für*t  ron  Thum  und  Taxis  hat  seit  >8ii  die,  seiner 
Cehrimen  Kanzlei  zu  Regensburg  narhgeordneto , General- 
PostDirection  zu  Frankfurt  zur  Ceniralhcliörde  seiner  Post- 
Terwaltungs Angelegenheiten  bestimmt.  — Vergl.  im  Lebrigcn: 
Neue  Organisation  des  teutschen  Postwesens.  Mnnnh.  i8o3. 
P.  F.  C.  Rfikholu  über  das  Postwescii  und  die  Art  der  Lin- 
richtung  desselben.  Gott.  i8o3.  8.  Hfrbffld's  Sjstem  der  Post- 
einricbtiing.  Franhf.  1808.  (auch  1810)  8. 
h)  Von  der  PostStatistik  u.  -von  Postkarten.  Vergl.  Ri.übp«'s 
Postwesen  , S.  49  u.  fF.  Die  angef.  Patriotischen  Wünsche 
S.  29  u.  3i  ff.  — Von  der  Gescbiil'tordnung  , Rcschleunigung 
u.  Finanzirung  in  dem  Postwesen , s.  F.  AV.  Hkidfsiaiis's 
pracl.  Bemerkungen  über  das  Postwesen,  mit  besond.  Rück, 
sicht  auf  das  prcussische.  Weimar  1820. '8.;  auch  in  der 
Sammlung:  Vorsvärts,  S.  539  — 

S-  358. 

PjliclUen  der  Pundesstaaten  , in  Hinsicht  auf  die  Post- 
anstalt. Brief geheimnijs . Einwirkung  der  Bundesver- 
sammlung. 

I)  Das  Publicum  bat  gegen  die  Postanstalt  ge- 
recliten  Anspruch  auf  Treue,  Verschwiegenheit, 
Rechtlichkeit,  Billigkeit  (billige  Preise)  und 
Geschwindigkeit.  Da  Einheit  der  Postanstalt 
in  Teutschland,  und  Verwaltung  derselben  durch 
Privatunternehmer  unter  strenger  Staatsaufsicht,  wahr- 
scheinlich frommer  Wunsch  bleiben  wird;  so  solUen 
wenigstens  alle  Bundesstaaten  sich  Terpilichtet  halten, 
durch  üebercinkiinft  feste  Bestimmungen  zu  errich- 
ten  über  Gleichförmigkeit  in  der  Verwal- 
tungsart sammtlicher  LandesPostanstaltcn , insbe- 
sondere in  Absicht  auf  gehörigen  Zusammenhang  und 
zweckmäsige  Richtung  der  PostRouten,  ununterbro- 
chenen Lauf  und  dem  Verkehr  angemessene  Anzahl 
der  reitenden  und  fahrenden  Posten,  und  billigen 
Tarifn).  Auch  ist  jeder  Staat  verpflichtet,  die  ü n- 
Terletzbarkeit  der,  der  Post  anvertrauten  Briefe 
und  Effecten  (das  Briefgeheimnifs.  im  Gegensatz 
des  so  genannten  Postgeheimnisses,  secret  de  la  poste, 
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oder  des  ■willl;ührliclien  Manipiilirens  der  der  Post 
anvertrauten  BrieCe')  , staatsverlireclierischen  Verltelir 
aus"cnoniinen,  zu  handhaben  und  zu  aehten?').  Lel)er- 
haupt  aullte  eine  lür  Staats-  und  P r i v a t v e ru  e h r, 
für  Cultur  (§.  333)  und  Handel  so  iiöciist  >vich- 
tige  Anstalt,  von  den  Staaten  stets  nach  gerechten 
nnd  liberalen  Grundsätzen  behandelt,  auch 
überall  und  immerhin  zu  etwas  Besserem  benutzt 
•werden,  als  für  unmiitflbaren  Kinanzgewinn  und  ge- 
heime Polizei  oder  unbefugte  Neugier  r).  Ilj  Auf  ei- 
nen Antrag  der  freien  Städte,  mittelst  einer  Vereinigung 
der  Bundesstaaten,  den  Zustand  des  P o s t w e s en  s in 
Teutsciilund  zu  v e r b e ss  e r n,  insbesondere  den  Blagen 
über  übermäsige  Theurung  des  Porto  und  Verlängerung 
der  PostRouten  abzuhelfcn,  und  zu  dem  Knde  am  Bundes- 
tag eine  Commission  anzuordnen,  beschlofs  die  Bundes- 
Tcrsammlung,  am  5.  Aug.  dafs  dieser  Gegenstand 

(von  den  einzelnen  Gesandachaften ) den  Regierungen 
empfehlend  vorzutragen,  und  Instructionen  von  ihnen  zu 
erbitten  seyen,  in  der  Holl'mmg,  dafs  sulche  dicB  V.  in 
den  Stand  setzen  werilen,  der  hiernäclist  zu  erwählenden 
Commission  einen  sichern  Leitfaden  ihres  Gutachtens  an 
die  Hand  zu  gebend). 

«)  Möge  cs  nicht  auch  hier  heifsen:  d'exccs  du  mal  amene  le 
remedc  » ! 

fc)  An  Geietzen  wider  Eröffnung  der  Briefe  auf  der  Post,  fehlt 
es  nicht.  Vcrgl.  hönigl.  iveslphdl.  Postordnung  v.  3i.  Oct. 
i8oö,  Art.  3.  i3.  i8.  loi.  i46.  ' Bönigl.  baier.  l’llichlEorincl 
für  die  Postbeamten,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  i8o6.  Niim. 
34-  Baier.  Strafgi'scizbucli  v.  i8i3,  Th.  I,  Art.  896,  S.  i5a. 
König!,  wirtemh.  Verordn,  v.  18.  Nov.  1816,  in  dem  Journal 
de  Fraiief.  1816,  n"  359.  S.  treimar-eisenacb.  Postordn.  v. 
1.  Jan.  1810,  §.  19.  — Schriften  über  unbefugte  Brieferöff- 
nung  : Die  Postgeheimnisse.  Lcipz.  i8o3.  8.  Ueber  das  Ge- 
licimnifs  der  Posten.  Frhf.  u.  Leipz.  1788.8.  Scai.öz£a's  Slaalsan- 
zeigen,  Heft  ^2,  S.  229.  Höss's  BetrugsLexicon,  voc.  Post- 
meister, S.  288.  Moser's  Lebensbeschreib.,  IV.  io5,  v.  Mxn- 
T*»s  Völherr. , §.  106.  D*sz  a.  a.  O.  § i55,  n.  IV'.  Jo. 

Jod.  Beck  diss.  de  resignatione  , avulsione,  et  turbatione 
sigillorum  (Alt.  174a),  2Ö.  J.  B.  Fhiesei«  dits.  de  eo  q. 
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j.  e.  circa  littcras  resignatas  (Jen.  c.  a.  Patriotische 

Wünsche  etc.,  S.  6 f.  Nir.uAss's  Abli.  in  den  Kieler  Blät- 
tern , B l.  V , Heft  1(1817),  i\.  4-  tiBAivDi>'s  Rede  in  derSitr.iiiig 
der  De[)utlrtenHnmmcr  /.u  Paris  v,  la  Apr.  i8ia,  in  den  polit. 
Tagblättern.  Schriften  in  v.  Kaiptk  neuer  Lit.  des  Volker- 
reebts,  S.  96.  — Beispiele  von  so  genannten  Intercrplen, 
in  Fi.assas's  histoire  de  la  tdiploniatie  fran^aise,  T.  IV,  p. 
393,  T.  V,  p.  4?i  T.  V'H,  prii9  et  suiv.  (nach  der  1.  Ausg.), 
u.  in  Mes  decouvertes,  par  le  priiice  Louis  de  Rohas, 
piecc  secrelc  etc.,  in  (.Favicii's)  Politique  de  tous  les  ca- 
binets  de  l'Europe  etc.  (edit.  de  Paris,  1793.  8.),  p.  — 
4?5.  — J'eruahrungsmittel  gegen  Jas  unmerhlichc  Briefer- 
brechen, inKLÜBKR's  Krjptographik  (Tüb.  1809.8.),^.  17  — 29. 
Gegen  die  Entdeckung  «les  Inhaltes  erbrochener  Briefe  , dient 
das  Chiffriren  nach  sicherer  Methode,  wovon  ebendaselbst, 
e)  KlI'bfh's  Post  wesen,  S.  129  ff.  F.hemless.  Uebersicht  der 
diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr.  , S.  i3i  , 148  f.  u.  368. 
Die  angef.  Patriotischen  Wünsche,  S.  43  ff.  Rhein.  Bund, 
X\1I.  11  ff.  3i  ff.  Habtlabes's  Justix-,  Caineral-  u.  Polizei- 
J'ama , 1817,  St.  45.  A.  F.  W.  Crohf  , Deutschlands  u. 
Europens  Staats-  u.*}  Nationallntrresse  (Giessen  1817.8.), 
S.  96  ff.  (Ai.ii.  Frhr.  v.  Imhof)  Ueber  Postanstaltcn , 
nach  ihrem  FinanxPrinrip  etc.  Halle  1817.  8.  Der  unten, 
Note  d,  angef.  Antrag  der  freien  Städte,  in  dem  Protoc.  der  t. 
B.V.  V.  39.  .Tul.  1819.  F.  W.  Hhufmaxv  am  oben  (^.  b) 
a.  O.  — l-'ür  das  GH.  Baden  (mit  1 Mill.  Einw. ),  wo  unter 
allen  Bundesstaaten  auf  der  Post  das  strengste  Gewichtsystem 
eingeführt  ist,  ward  in  den  den Ständcrrvorgelcgten  Budgets 
für  1830  u.  1821 , der  einjährige  Postertrag  angesetzt  auf 

305. 000  Gulden  ; indemKönigr.  /^'irfemjerg  (mit  1,400,000  E.) 
in  dem  HauptFinanzElat  für  1820  bis  1823  auf  -0,000  Gulden 
( vcrmuthlich  der  taxische  PostCanon ) ; in  Baiern  (mit 

3.560.000  E. ) in  dem  den  Ständen  vorgelegten  Budget  für 
1819,  auf  344?(X20  Gulden  netto  (man  s.  die  Ständer erliand- 
lungen  von  1819  über  das  baierische  Postwesen,  in  J.  Gr. 
V.  SoDEs’s  baier.  Landtag  v.  1819,  Nürnb.  182t.  8.,  S.  829  — 
332) ; in  der  preussischen  Monarchie  (mit  nah  an  1 1 3Iill.  E.)  , 
in  dem  Budget  für  1821  auf  800,000  Tlilr.  ( i,/(Oo, 000  Gulden); 
in  Frankreich  (mit  ungefähr  29’/,  3Iill.  E.)  in  dem  Budget 
für  1823  auf  23,900,000  Francs  (10,091,093  Gulden);  in  dem 
Königreich  der  Niederlande  (in  Europa  mit  S'/i  3Iill.  E. ) , 
in  dem  Budget  für  1821,  auf  2,080,000  Gulden;  in  Grofs- 
brittanien  (mit  17,200,000  E. ) , in  dem  Budget  für  1822,  auf 

1.355.000  Pf.  Sterling.  — Wenige  wissen,  dafs  eine  erhöhete 
Taxe  fast  nie  eine  erhöhete  Posteinnabme , oB  eine  Minderung 
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derselben,  zur  Folge  hatte.  Welch  ein  engherziger,  einer 
Staatsregicrung  unwürdiger  Kleinhandel,  wenn  man  lort- 
fahrt,  das  Porto  nach  französischer  Sitte,  das  heifst,  faat 
nach  der  inugliehen  Zahl  der  in  dem  Brief  enthaltenen 
Buciistaben,  mit  einer  Goldwage  nach  Grün  und  Eschen  zu 
besliininen  , statt  dem  Publicum,  um  des  allgeincinrn Besten 
willen  , den  Gebrauch  der  Post  durch  ff  'ohlfeillteU  , Sicher- 
heit und  Geschwindigkeit  zuzunöthigen ! Die  Urheber  des 
PostT.irifs  sind  portofrei. 

J)  Protuc.  der  B.V.  t.  zq.  Jul.  u.  6.  Aug.  1819,  i5q  u.  170. 

s.  359. 

Boten ^ Landkutseher , Hauderer^  Frachtfuhrleute. 

Auch  in  Ansehung  der  ordentlichen,  gehen» 
den,  reitenden  und  fahrenden  IVoten,  aus  nahen 
oder  entfeinten  Gegenden,  der  gemeinen  Land  bo- 
ten, Land  hutschen,  Hauderer  und  Fracht- 
f’uhrleute,  ist  jeder  Bundesstaat  befugt,  die  nöthi- 
gen  Bestiinniungcn  zu  machen  »). 

a)  Königl.  wirtemh.  V’rrordii.  v.  27.  Jan.  u.  2.'|.  Aug.  1807,  u.  t. 
4.  Sept.  1810,  in  d.  wirtemb.  Begier.  Blatt.  Künigl.  haierische 
Verordn,  r.  i5.  Jul.  i8u8,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1808, 
Nuin.  33,  u.  T.  i.Dec.  1807,  St.34.  K.  Änier.  Veroriin.,  das  Bo- 
tenwesen betr.,  V.  28.  Apr.  i8i5,  in  d.  Allgcm.  Handlungszei- 
tung, i8i5,  Num.  97  — 99.  — Von  I.andkutschern,  ScHHÖTia's 
verm.  Abhandlungen  II.  201.  Fa.  Psilipfi  diss.  de  rhedis  ineri- 
toriis.  Lips.  ib85.  r.  Röheb's  kursächs.  Staatsr.,  II.  814  f 818. 
— \'on  dem  Botcnw'cseii  in  d.  Pl'irzhurgischen',  in  d.  Jour- 
nal V.  u.  für  Franken,  Bd.  II,  Heft  5.  (Kürnberg  1791.) 


VI.  .Abschnitt. 

Bergtverk  Regal. 


s.  3GU. 

Begalität  da  Bergbaues. 

ln  den  SouverainStaaten  des  teutscheii  Bundes, 
gilt  die  Regalität  des  Bergbaues  a).  Warum? 
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und  Avie  weit?  ist  eine  Aufgabe,  jetzt  i)  mehr  für 
Gelehrte  f),  als  für  die  Staatsregierung ‘O  I)  Jene 
suchen  die  Regalität  zu  begründen,  tbcils  durch  die 
Voraussetzung  einer  Begrenzung  des  PriratGrundei- 
genlhuins  mit  der  Oberfläche  der  Erde , und  einer 
Theorie  Ton  Adespoten  «),  theils  durch  die  Polizei- 
Absicht  einer  Sicherung  des  Publicums  gegen  Münz- 
betrügcrei  /),  theils  durch  die  Betrachtung,  dafs 
Tollständiger  Betrieb  des  Bergbaues  unmöglich  wäre, 
sollte  er  yon  der  Oberfläche  des  Grundes  und  Bo- 
dens abhängig  seyn  g). 

a)  Püttfb's  Lit.,  III.  6a«  fF.  KLÖBin's  Lit.,  «38a  ff.  H.  W.  La- 
«väT/,  Handb.  für  Itücherfreunde  und  Bibliotbeliare , Th.  II, 
Bd.  a,  Abth.  a («7()5.  8.),  S.  5ao— u56.  Jaboow  v.  d.  Regalien, 
49C.  Westfhal’s  Slaalsr.,  46“  ff.  Dass  Handb.  d.  t.  Privalr., 

II.  §.  «6«  — «’d.  V.  Bebg's  Rcchtsfälle,  Bd.  II,  Num.  a8.  Cph. 
Hfbt>v«g*s  Bergbuch.  Dresd.  «1.  Leipz.  «710.  fol.  3.  3.  Moseb 
von  d.  Landeshoh.  in  Ansch.  Erde  u.  Wassers.  Frhf.  «773.  4- 
Adolf  Bftib's  BergStaatsrechtslrhre , mit  Berichtig,  und  Zu- 
sätzen von  F.  L.  V.  Cascbib.  Halle  «790.  8.  F.  L.  v.  Cabcbis's 
Grundsätze  des  teutschen  Berg-  und  Salzrechtes.  Frankfurt 
«-90  8. 

b)  Vcrgl.  V — *7^-  Nach  dem  Stnatsrecht  des  teutschen 
‘ Reichs,  war  allgemein  die  Berghoheit  ( §.  364  ) kein  Bestnnd- 

theil  der  Landeshoheit;  nicht  aber  die  BergwerkGcrechtigkeit, 
d.  h.  das  Eigenthum  der  Bergwerke,  die  Anlegung,  der  Be- 
trieb und  die  vollständige  ausschliessende  Benutzung  dersel- 
ben, in  der  Regel,  ein  Ausfli«rs  des  G«n«ndeigenthums.  Die  Re- 
galität gebührte  eine«««  Landesherrn  nur  aiif  diejenigen  Me- 
talle, Mineralien  und  Fossilien,  auf  welche  er  solche  durch 
besondern  Recbtstitel  erlangt  hatte,  durch  rechtmäsige  kaiser- 
liche Verleihung,  durch  Verträge,  Herkommen,  oder  unvor- 
denkliche Verjährung.  ^ 

c)  Tu.  V.  Wagbeb  über  den  Beweis  der  Begalitat  des  teutschen 
Bergbaues.  Freyb.  u.  Annab.  «~9«.  8.  3.  H.  Esslfb  über  die 
Bergwerke  in  Teutschland.  Herb.  u.  Giessen  «8o3.  8.  R.  D.’ 
Hcllmabn's  Gesch.  des  Ursprungs  der  Regalien  (Frf.  a.  d.  O. 
1806).  62.  V.  ErrLBS  über  dasPrincip  d.  t.  TerritorialVerfas- 
sung(«8o3),  116.  H.  Besskb's  Grundrifs  e.  Staatslehre,  Abth. 

III,  §.796.  Ueber  das  Bergregal,  in  d.  Rhein.  Bund,  XVI.  57. 
J)  3l'l«ahus  in  L.  ron  omnium  20.  D.  de  LI,.  Rö8s«o's  Gesch. 

des  t.  Privatr.,  «88.  Tbom.  WAonB's  corpus  juris  metallici 
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rcccntissimi  ct  antiquiorls.  Lips.  1791.  fol.  J.  G.  v.  Lom'« 
S.'iininl.  des  baler.  Btrgrechlcs.  München  i"0i.  l’ol.  v.  Ro. 
x£b's  liursdchs.  Staalsr.,  II.  6~o — 770.  Dakz  a.  a.  ü.  §.  161  C. 
e)  Pdtter  instit.  juris  publ.  germ.,  dji.  v.  .a.  a.  ü. 

§.  27.  44-  — Quelle  aller  Regalien , geben  Einigo 

das  landeslieiTlielie  tigenthum  an  dem  I.itiul-  und  I.uft Re- 
vier des  Staatsgebietes  an , da  den  Untertliauen  nur  die 
Oberfläche  des  Landes  zum  Behuf  der  Landwirthschal't  zu- 
getlieilt  worden  seyj  woraus  die  Regalität  sowohl  d.  r Berg- 
werke , als  auch  der  'Windmühlen  folge.  C.  G.  Bii:!<£n  de 
natura  et  indole  dominii  in  territ.  Germ.  20.  a5.  Fischer's 
Kameral-  und  l’olizeirccht , II.  388  ff.  8-7. 

/)  Gkislf.r  pr.  de  analogia  juris  publ.,  §.  10. 
g)  F.  V.  Schcchjranm’s  Ideen  über  Finanzrerbesserungen  (Tüb. 
i8o8.  8.),  S.  i5.  Gonser’s  Rcchtsfille,  Bd.  II,  jVum.  XVII. 
L.  Hirxei.stoss  Entwiekel.  des  Begriffs  der  Regalität,  i3, 
14 , u.  26.  S.  64  ff. , 90  f.  u.  92  f.  Ficutü's  Grundlage  des 
Katurrechtes  , Tb.  II,  S.  4>- 

§.  361. 

UmJang. 

n)  Wie  weit  die  Regalität  des  Bergbaues 
sich  erstreche  o) '?  und  welche  Metalle,  Mineralien 
und  Fossilien,  als  dem  PrivatGrundeigenthum 
angehörig  zu  betrachten  seyen?  ist  in  den  einzelnen 
teutschen  Staaten  auf  verschiedene  Weise  bestiniint  b). 
Gold-  und  S i I b e rbergwerUe,  die  Gewinnung  der 
vornehmsten  Miinzmetalle  bezwechend,  sind  jetzt  über- 
all Regal  r).  Reclitsgelehrle  und  Rameralisten  rech- 
nen nicht  selten  dahin,  auch  alle  unedlen  Metal- 
le f/) , Rupfer-,  Zinn-,  Blei-  und  Eisen-,  auch  Ar- 
senili-,  Spicfsglas  oder  Antimonial -,  Wismutli-,  Zinh-, 
Qiiechsilber-  und  Robolt-  oder  FarbeBerg werke , ja 
alle  Fossilien,  Seen  und  (Quellen,  die  wegen 
ihres  mcdicinischen , technologischen,  oder  merkan- 
tilischcn  Nutzens,  Gewinn  geben  , oder  hoffen,  lassen. 
0)  ( V.  Bfnfckrnoorf's)  Grab  der  Chikauc,  Th.  II,  Bd.  3, 
§.  .33  - 35. 

b)  Die  Gesetze  aus  fast  allen  teutschen  Staaten,  das  König- 
reich Sachsen  ausgenommen  , stehen  in  Waosku’s  corp.  ju- 
ris mctallici. 

c)  Bxter's  BergStaatsrechtslchre  , Gap.  VIII , 10. 
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J)  HKBTWtc’*  Bergbucb,  177.  — N*ch  GörasK  (Becbtsfälle, 
BH.  II , S.  I — 74)  t geboren  nur  diejenigen  Gegenstände 
aus  dem  Mineralreich  zu  den  Regalien,  welche  durch  Kunst 
der  Bergleute,  also  durch  regulären  Bergbau,  erzielt 
werden. 


s.  362. 

Fortsetzung. 

Insbesondere  rechnet  man  hie  und  da,  doch  nicht 

' / 

immer  ohne  W^iderspruch , eu  dem  BergwerhRegal : 
Steinkohlen  a) , Torfi),  Salpeter  c),  Edelsteine,  Mar- 
mor <0,  Alabaster,  Achatstein,  Schiefer,  Feuersteine, 
gemeine  Steinbrüche  c),  namentlich  auf  Mühlsteine, 
gebrannte  Steine  und  Kalk/),  die  Halbmetalle,  Alaun, 
Schwefel  und  Vitriol;  ferner,  Salaqucllen,  Salzseen 
und  Salzbergwerke  g~).  Sauer-  und  Gesundbrunnen, 
Badtjuellen  1<) , Bernstein'),  Perlen^),  Goldsand!) 
(Waschgold,  Goldwäsche),  Schwefel,  Zinnober, 
Farberde , Thon  oder  Töpfer-,  Walker-  und  Porzel- 
lanEide,  Mergel,  Kreide,  Lehm,  Streusand,  wohl 
auch  gemeinen  Sand  >u),  fossile  Knochen.  Schätz«  ge- 
hören nicht  zu  dem  BergBegal  "). 

a)  IUcbkk's  Lit.,  §.  i384.  Czscziv  a.  a.  0.  §.4si*  Dois- 
FKLO  diss.  de  juribus  circa  lithaatbraces  ( Lips.  •74»), 

§.  IS  — i4.  Beteb's  DcrgStaatsrechtslehre , S.  69.  Uon> 
Ul,  obt.  607.  Preufs.  allgem.  Laadr. , Th.  II,  Tit.  10,  §.  29 
u.  71.  — Anders,  Hebtwio  in  d.  Bergbuch,  24«.  C.  H.  Hoaif 
diss.  de  regali  metallifodinarum  jure , §.  17.  Hebtics,  T.  I. 
reap.  336.  Hoair  dass.  XII.  cent.  4.  SmuzK,  Th.  II , Bed.  77, 

$.  3.  Grab  der  Chik.nne,  Bed.  III.  36.  Katzs  de  ligno 
. et  lapide,  p.  478.  GöaNaz's  Rechtslalle,  Bd.  II,  Num.  XVII. 

^ b)  Klübsz's  Lit.,  i384'>.  Pe-rtni's  Erörter.,  Bd.  III , Heft  I, 

8.  5i  ff.  BsFimtse  in  SiEatanixs  Magac.,  I.  >21.  — Anders, 
Ca.  T.  Koca  diss.  de  jure  ibdiendi  TurTam  lutosam  inter 
regalia  principis  baud  referendo.  Lips.  i8o3.  8.  ▼.  Caacais 
a.  a.  O.  §.  8. 

e)  P6TT8a''s  Erörtcr. , Bd.  III.,  Heft  1 , S.  27.  Bsnm  a.  a.  O. 

S.  67.  V.  Czsua's  wetzlar.  Kebenst. , XXI.  106.  Mzsza's 

47  ■ 
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Saminl,  reichsger.  Erlicnntniue  in  reichsrittcrsch.  Saclien, 
V.  !»47'  *95.  PüTTts'a  Lit. , III.  6a3.  , 

J)  PörTEB's  Lit.  III.  5-  >383.  G.  D.  Hoffsami  de  rcgali  mar- 
mori«  jure.  Tüb.  1757.  v.  CAacnir«,  S.  4-i- 
•)  HonmFL,  obs.  607.  Sthoiik,  TIi.  II,  Bed.  77.  t.  Cancbins 
rechtl.  Bedenken  über  die  Begalität  der  Sleinbriiche.  lUg«! 
1786  u.  >797,  und  in  dessen  vermischten  Schriften.  < 

/)  Hommkl,  obs.  607.  Grab  dcrGhikane,  Bd.III,  Th.  2,  §.37. 
— Ziegel-  und  Kalkbrennereien  sind,  als  Gewerbe,  an  lan- 
desherrliche Concession  gebunden.  \.  Cascbib  a.  a.  O.  ^.43. 
Hflo's  reichsprülat.  Staatsr. , II.  617.  Lvdkwig's  gcl.  Anz.  , 
II.  702.  F.  ü.  Pbstei.  diss.  de  jure  circa  lateraria , von 
Ziegelbrennereien.  Rint.  1746.  PtiTKa’s  Rcclitsf.  , Bd.  II, 
Th.  4.  S.  991.  — So  auch  Eisenwerke,  Hämmern  erke,  Sclimelz- 
hülten  , Vitriol-  und  rltaunnerke , u.  d.  iVIosEB  v.  d.  Lau- 
deshoh.  in  Ans.  Erde  u.  Wassers,  268.  Ücsgl.  dat, Potaschen- 
sieilen.  B.  J.  Sivffbt's  11.  H.  L.  Rnzss  Jahrbuch  für  teut- 
sche  Rcclitsgclchrte  , lieft  V (WezI.  >792)  , S.  ^07. 
g)  Pvttfh's  Lit.,  III.  480.  RlI'iifb's  Lit.,  i38r.  Jarcow  v.  d. 
Regalien,  5o3.  Pffffiaofr  VifHar.  illuslr.,  III.  >444.  v.  Cab- 
cBis  a.  a.  O.  %.  872  IF.  Dane  a.  a.  O.  §.  173  IF.  J.  G.  S. 
Ronr.BFCH  diss.  de  jure  regio  salinarum  earuinque  infeuda- 
tionc.'Lips.  >79i-  — Anders,  3.  II.  Jcao  de  jure  salinarum 
(Goelt.  i-qi),  c.  1.  §.  6.  sqq.  V’ergl.  den  folg.  §.  Aote  b.# 
li)  Aloszn  von  d.  Landeshoheit,  in  Ansoli.  Erde  u.  AVassers,  211. 
i)  P.  R.  ScHRÖTFB  diss.  de  jure  siiccini  in  regiio  Rorussiae.  Rc- 
gioin.  1722.  Darr  Hand,  des  t.  Private.,  1.  11 1, 

k)  Moser  n.  a.  O.  236.  Darr  a.  a.  Ort.  J.  II.  Tacbfs's  Beitr. 

Riir  Naturkunde  des  Hersogth.  /eile,  B.  I,  S.  77. 

/)  Radisclics  standcsherrl.  Verfass.  Edict,  Art.  45-  Desgl. 
grundherrliches,  Art.  18.  ’Jcl.  Lampadivs  Beiir.  zur  Vater- 
landsgeschichte (1811.  8.),  S.  16  — 4>-  — ScBÖPFLiR  Alsatia 
illustrata,  I.  29  — 32.  Schii.tfr  thesaur.  aiitiquit.  germ  . 1.  zj. 
B.  G.  Stbüt  diss.  de  auro  iliiriatili,  s.  Waschgold.  Jen.  1698. 

J.  C.  Cror's  orjclographia  Neostadiensis  , nebst  Nachrichten 
von  den  pfäl*.  Goldwäschen.  Speyer  i".(o.  Die  Zigeuner, 
von  H.  M.  G.  Gbfi.i.marn  (1783.  8.),  S.  27  — 84.  (Salzharr) 
Von  d.  Rheingold,  in  Mfuskl's  Geschichtfurscher , VT. 
»46  — 256.  F.  L.  Tbfitlirt.fr  diss.  de  aurilegio , praecipue 
in  Rheno.  Argent.  1776.  4-  Mosrb  a.  a.  O. , 254-  J.  F.  Gmk- 
lib's  Gesell,  des  t.  Bergbaues , §.  38.  v.  Röhib's  kurs. 
Staatsr.,  II.  806.  RBÜaiTz  Pincycl.  v.  Gold.  Corp.  Constit. 
Culinbac. , T.  II.  vol.  2.  p.  319.  Kirdlircfb  über  das  Alter 
des  Flufsgoldes,  iu  d.  AllgCm.  lit.  Anzeiger,  i8oo.  Num.92. 
i6a.  >03.  171. 
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m)  Alle  Tagwerke  (die  nicht  in  der  .Tiefe,  sondern  in  der 
Oberfläche  der  Erde  gefunden  werden)  schliessen  von  der 
Regalität  aus.  Fislhsh  in  d.  LelirbegrifF  des  Kameral.  u. 
Foliaeir.  . II.  §.  i35i.  v.  Cskcsib  a a.  O.  %,  8.  43.  • 

n)  Davon  oben,  >57,  Mole  a. 

s.  363. 

I 

f'erteihmig  des  Bergbaues  und  der  Salinen. 

I)  Der  regale  Bergbau,  wie  weit  er  sich  er- 
strechen  mag,  gehört  zu  <lcii  rerleihbaren  (§.101) 
Regalien«);  auch  tlie  Salinen  h).  Bei  der  Yerlei- 
hung  wird  dem  Staat  meist  Vorbehalten,  das  Recht 
des  Berg  zehnten  c)  und  des  V u r h a uf's  <l)  bei  der 
Ausbeute,  nebst  einer  R e c o g n i t i o ns  A b g a b c «) 
(Quatember  - oder  Reecrsgeld).  II)  Das  Recht,  unter 
gewissen  F.inschräiiUuiigen  nach  Erz  zu  schürfen 
und  zu  Tage  ei  11  zuschlagen,  wird  durch  Schürf- 
scheine verliehen,/).  Die  Findung  eines  Danges, 
giebt  das  Alter  (Seniorat)  in  dem  Felde  oder  den 
Vorzug  in  der  Muthuiig  der  Zeche,  zu  deren  Bau  der 
Muther  durch  den  Muthzcttel  berechtigt  wird,  nicht 
nur  bei  dem  Bau  der  Eigcnlehner  oder  Einspännigen, 
sondern  auch  bei  dem  Gesellenbau  und  der  Gewerh- 
schaft  ^).  Uebcrall  ist  der  Bergbau  zu  treiben,  mit 
gehöriger  Sorgfalt  und  Entschädigung  der  Grundei- 
genthümer. 

a)  PnEmtfosa  Vitriar.  illustr. , III.  1460.  sq.  Daas  a.  a.  O. 
164  f.  V.  CABcai?!,  V 4*'  — dem  Königreich  Sachsen, 
unterscheidet  man  hohes  and  nieiiere,! ^BergRcgal.  Zu  jenen 
gehören,  Gold,  Silber,  Edelsteine,  Sals , u.  a.  r.  Böiiib's 
kursäehs.  Staatsr.,  II.  683.  691.  Dass  a.  a.  0.  V 

b)  Die  Salinen , wenn  sie  Privatpersonen,  meist  als  Erbleihe 
überlassen  sind  (v.  rAvcsiB  a.  a.  O.  ^.8911!.),  werden  gewöhn* 
lieh  in  gewisse  intellectuellc  Theile , Kare,  Koten,  Stühle, 
Sieden  oder  Siedrechte  gctheilt,  wovon  ein  jährlicher  Canon 
tu  entrichten  ist.  — Manche  Salinen  sind  Bann-  oder  Zwang- 
Salinen  , weil  die  Unterthanen  einet  bestimmten  Besirhs  ihr 
Saltbedürfnitt  daselbst  tu  nehmen  schuldig  sind.  Landesge- 

47  * 
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setxe  inSELCaow'«  elem.  juris  gorm.  prir»,  §.546  u.  571.  — Audi 
ist , in  den  meisten  Staaten  , der  SalzhanJel  ein  landcslierrli- 
clies  Monopol.  J.  VV.  Lsnosdori  von  den  Rechten  des  Lan- 
dcshcn’n  auf  Salzquellen  und  den  Alleinhandel  des  Salzes ; 
hinter  dessen  Einl.  zu  Anlegung,  V'crbcsserung  und  Verwal- 
tung der  Salzwerhe.  Giessen  1781.  4-  Rönzz's  hursächs. 
Staatsr.,  II.  806.  v.  Czstais  a.  a.  O.  884  ff. 

*)  J.  C.  Ksötscbkzb  epist.  grat.  de  dcriinis  metallicis.'Lips.  1795. 
T.  Bobb's  Ilaushaltungsr.,  Buch  X,  Cap.  3,  §.  qf.  BzYFiia.  a.O. 
55.  Köblzb's  Anleit,  zu  den  Rechten  u.  der  Verfassung  bei 
dem  Bergbau,  S.  18.  — Die  Zchntbefugnifs  bei  der  Ausbeute 
der  Bergwerke,  ist  ihrer  Natur  nach  eben  so  wenig  Regal, 
ah  die  Bergwerhgcrechtiglicit.  Im  Zweifel  ist  sic  PrivatGe- 
rechtsamc,  auch  in  den  Händen  des  Staates.  Vergl.  274,111. 
d)  B.  C.  Moli.t>bzck  diss.  de  regali  protimiseos  inctallicae  jure. 
Giess.  i6qi.  De  Selchow  dein,  juris  publ.,  §.462.  v.  Cascms, 
^.164.  Beter,  S.  187.  Rhein.  Bund,  XVI.  65. 

f)  Hertwio’s  Bergbuch,  Sog.  r.  Cabcbih,  §,  i45ff.  \‘on  dein 
Seblägesebatz,  ebendas.  §.161  ff. 

f)  3.G.  Bause's  Einl.  zu  d.  Bergrechten,  I.  9I.  Cbb.  Böses« 

HaushallsPrincipia  vom  Berg-,  Hütten-,  SalzForstwcsen , H, 
46.  T.  Cabcbis  a.  a.  O.  §.  7off.  101  ff.  Dahz  , 166. 

g)  r.  Cabcbis  a.a.  O.  ii2ff.  Heuuami  initia  juris  politiae,  333. 
Da>:z,  i67ff.  D.  G.  Diez  diss.  de  jure  senioratus  metallici. 
P>f.  1727.  EisE>Bsnr's  Sprichwörter,  2o3.  F.  L.  v.  Cascbis 
von  der  Natur  und  Einrichtung  einer  Bergbclebnung.  Giess. 
1788.  8. 


S-  364. 

Berghoheit. 

Die  Berghoheit  des  Staates  (jus  metallirodi- 
narum  et  salioariun  sublime),  welche  das  Recht  der 
Oberaufsicht,  der  Gesetzgebung,  der  OberPolizei 
und  der  Gericbtbarkeit  in  Bergvverksachen  in  sich 
begreift,  erstrecht  sich  über  jede  Art  des  Bergbaues, 
auch  die,  'welche  einem  Bntcrthan  aus  irgend  einem 
Rechtsgrund  zusteht  a).  Abhängig  von  ihr  ist  die 
Verleihung  der  Bergfreiheiten,  Bergpatente  und 
Privilegien,  die  Errichtung  der  Berggesetze,  der 
Berg-,  Hütten-,  Hammer-,  Ilaal-,  Thal-,  Beute-, 
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Salz*  und  Pfänncrordnungcn  i) , die  Verleihung  der 
BergGerichtbarheit  0 und  OberBergpolizei  d). 

a)  Rodibick  1.  c.  V.  Ckycttis  a.a.O.  49^* 

b)  V.  Cascbib  a.  a.  O.  §.  x4‘  868.  916.  Betbr  a.  a.  O.  S.  33.  176. 

D\:<z,  171  f-  Binc  reichhaltige  Sammlung  solcher  Ordnun- 

gen, liefert  WAcaia  a.  a.  O. 

c)  Gb.  ENr.ri.BHicrr  de  judiciis  mctallicis.  Heimst.  170a,  3.  G. 
Sirr.BL  tliss.  de  jurisdictione  mctallica.  Lips.  1754-  Dccis.  Hasso- 
Cass.,  I.  73.  PoFisDOBB  animadvers.,  I.7.  Sibbbb's  gerichtl. 
Procefs,  I.  188.  T.  CaacBia  a.  a.  O.  ^.730— 864<  56  ff, 

d)  T.  CiscBia,  §.  53.  178, 


VII.  Abscbnilt. 

Jagd-  und  ForstRegal. 


§.  365. 

ForstRegal. 

ForstRegal  oder  Forsthohe i t «)  (forstliche 
Hcrrlichheit  oder  Obrigkeit,  superioritas  forestalis), 
ist  der  Inbegriff  der  aus  der  Staatsgewalt  flicfsenden 
Befugnisse,  über  die  in  dem  Staatsgebiet  befindlichen 
Forsten  6).  Es  ist  darunter  begriffen,  das  Recht  der 
buchsten  Aufsicht  über  das  gesammte  Forstwesen  c), 
der  ForstGcsetzgebung  d) , der  ForslPolizei  *)  und 
ForstGerichtbarkeit /^).  Es  erstreckt  sich  über  die 
Staats-  oder  Domanlal-,  und  alle  PrivatWaldungen, 
die  CoramunWaldungcn  unter  diesen  mitbegriffen. 
Wesentlich  von  sulchem,  als  Staatsbefugnifs,  unter- 
scheiden sich  die  Rechte  des  Forst*  oder  Wald- 
ei ge  n th  u m s ^). 
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a)  PcTTrn's  Lih,  III.  63<>.  Klvbek's  Lit.,  §.  1399fr.  Nittelbmdt 
Ton  der  Forstboheit,  in  s.  Samml.  bl.  jur.  Abh.  (1791.  8.), 

S.  »04.  P.  H.  Kbeds  de  ligno  et  l&pide.  Aug.  Vind.  1690.  1700. 

1756.  4*  HB'isaBRD  tr.  de  jure  forcst.ili  Gcrmanorum. 

Francof.  1749.  8.  Jo.  Jod.  Bicb  von  der  forstl.  Obrigkeit, 
Forstgereebtigbeit  und  Wildbahn.  Nürnb.  1737.  venn.  v.  J.  G. 
KuBGBrii.  Frf.  u.  Leipz.  1748.  u.  1767.  4-  J.G.  PirTsca  Grunda. 
dei  Forst-  u.  Jagdreebtes.  Leipz.  1779.  8.  F.  A.  Ceohg  instit. 
juris  forestalis  Germ.  Frf.  1801.  8.  H.  C.  Mosrn's  Forstreeht. 
Baireuth  i8o6.  8.  F.  K.  IIartig's  Forst-  und  JagdStaatsrecht. 
Leipz.  1809.  8.  D.  L.  Böttgbb's  Beiträge  zu  Erläut.  des  Forst- 
rerhts.  Giessen  1801.  8.  C.  G.  Birarn  de  nat.  et  indole  domi> 
nii  in  territ.  Germ.,  §.04.  p.  i3i.  HzLD'sreichspröIat.  Staatsr., 
II.  643.  Fiscazii's  Kameral  - und  Polizeirenhte , II.  79a  ff. 
Dakz  Handb.  d.  t.Priratr., II.  ^ iSqfT.  t.  Röxir's  bursäebs. 
Staatsr.,11.  -86IF.  Rhein.  Bund,  XVII.  3iifT.  Pren/j.  Verordn. 

T.  a4.  Dec.  i8i6. 

b)  Moskb  von  d.  Landesbob.  in  Anseh.  Erde  und  Wassers,  67lf. 
Grone  I.  c.  48.  sqqi  r.  Mosrn's  Forstarchiv , X.  33.  Von 
dem  Worte  Forst,  F.  ü.  Srissrn's  Forst-  und  Jagdbistori« 
(1754.  8.),  S.  5. 

()  C.  G.  Rima  de  suprema  principis  in  ailvas  inspcctione.  Lips. 
1796.  4 

d)  A.  FntTSCB  Corpus  juris  venatorio- forestalis.  Rudolst.  1675. 
auct.  Lips.  1701.  fol.  F.  U.  F.  McLLZsnAnpr's  Samml.  der 
Forstordnungen  verschiedener  Länder.  Fortgesetzt  von  R.  E. 
Frhrn.  v.  Moli.  Th.  I.  Mainz  i-qi.  Th.  II.  Salzb.  1796.  Codez 
Augusteus  (saionicus)  venatorio -forestalis.  Leipz.  1791.  8. 
Freufs.  allg. Landr.,  I.  8.  83fF.  I.  m,  i-off.  Fisenrn  a.  a.  O. 
II.  787. 

«)  T.J.  RiinRAarn  de  jure  privatorum  circa  silvas  inprimis  c.ae- 
duas,  admodum  restricto.  Erf.  1731.  v.  Cbamfr’s  wetzl.  Ne- 
bcust.,V.  37.  Landesgesetze,  in  Selchow's  elcin.  juris  gorm. 
priv.,  §.»87. 

/)  PvTTEa'sLit.,III.  486.  KLaBZa's  Lit.,  %.  ii43.  Piktsch  n.  a.O. 
V i5ff. 

g)  Snssrn  a.a.O.  174.  Rbisha«»  1.  c.  79.  sqq.  87.  Birnrn  1.  c. 
i4i.  Rhein.  Bund,  XVII.  3i5ff.  Dahin  gehören:  das  Rebol- 
aungsrecht,  das  Recht  der  Mästung  u.  Eichcllcse,  derWeide, 
. das  Recht,  Laub,  Gras,  Harz  und  Waldbicneu  sich  ziiaueig- 
nen.  Fiscnrn  a.  a.  O.  §.1170 — i3o3.  Pietsch  a.a.O.  58  ff. 
Bvmie's  t.  Privatr.,  §.  i44ff-  — Von  dem  l-f  'aldrecht  als  Scr- 
-ritut,  Dabz  a.  a.  O.  §.  i45. 
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f^erleihung  der  Forstgerechtigkeit.  Forstgerichtbarkeit. 

Die  niedere  Forstgercchligkcit,  dieUand- 
habung  ^er  Forstpolizei  , die  Ilolzanweisung  unter 
Führung  eigener  Waldaxt  <>),  die  Bestellung  der  nie- 
dern  F'orstbcamten  i),  auch  die  Ausübung  der  Forst- 
gerichtbarkeit (gerichtliche  Untersuchung  und 
Bestrafung  der  Waldfrevel ) und  Beziehung  der  Forst- 
strafen c)  , alles  untergeordnet  der  Staatsgewalt,  ist 
ein  verleihbares  (§  loi)  Regal,  nicht  nur  für 
Waldeigenthümer , sondern  auch  für  andere  Unter- 
thanen  «O-  So  fern  eigene  Forst-  und  Holz  ge- 
richtet), landesherrliche,  patidmonialherrliche,  oder 
Markerdinge,  nicht  angeordnet  sind,  gehört  die  G e- 
richtbarkeit  in  Forstsachen  dem  ordentlichen  Lo- 
calRichter  /).  Den  S t a n d c s h er  r en , ist  die  Forst- 
gerechtigkeit und  Forstgcrichtharkeit  geblichen  (§  a33). 

a)  T.  Crahfb's  wcUlar.  Nebenstundrn,  Th.  98.  S.  1 18.  v.  Moseb's 
Forstarrhiv,  IX.  101. 

r.  Mosfb  a.  a.  O.  IX.  96.  i4s<  XIV.  296.  FortUnagasin, 

MII.  i3o. 

r)  V.  Moskb  a a.  O.  i35. 

Vfrgl.  »73  — bt6. 

t)  PuvFsBOBr  de  jiirisdicl.  gern».,  63ß.  Sflcbow  I.  c.  5i8. 

/)Strvbf,  TIi.  II,  Brd.  101,  §.5,  S.385.  Bed.  i36.  Stissbb  a.  a. 

O.  181,  PiKTScH  a.a.  O.  ^.31. 

§.  367. 

Jagdhoheit,  Jagdgerechtigkeit. 

I)  Ein  unstreitiges  Regal  ist  die  Jagdh  oh  e i t<>), 
das  Recht  der  Oberherrschaft  in  Jagdsachen.  Ober- 
aufsicht , Gesetzgebung  b)  und  OherPolizei,  über  alle 
Jagdberechtigungen  in  dem  Staatsgebiet,  nebst  der 
Gerichtbarkeit  in  Jagdsachen,  sind  darunter  begriffen. 

II)  Die  Regalität  der  Ja g d g e r e ch  t igke  i t,  der  « 
Befugnifs,  jagdbare  wilile  Thicre  aufzusueben  und 
sich  zuzucignen,  — obgleich  nicht  gegründet  in 
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dem  allgemeinen  Staatsrecht  O)  nicht  in  der  Natur  der 
Jagd  und  des  Grundeigenthums,  nicht  in  dem  ältesten, 
grüfstentheils' auch  in  dem  mittleru  teutschen  Staats- 
recht <1),  '\vic  in  dem  römischen  , — ist  jetzt  in  allen 
teutschen  Bundesstaaten  ein  geltender  Grundsatz  des 
po&itiren  Slaatsrechtes.  In  eiqigen  wird  alle  Jagd 
in  dem  ganzen  Staatsgebiet  O«  andern,  auf  grund- 
herrlichen JagdRerieren,  auch  wohl  auf  städtischen, 
nur  die  hohe  Jagd/),  oder  blofs  die  Mitjagd^), 
als  Regal,  doch  als  Terlcihbares  ($.  lo.i),  ange- 
sehen. Den  Standesherren  ist,  in  ihren  standes- 
herrlichen Bezirken , die  hohe  und  niedere  Jagd  ge- 
blieben. Auch  den  Grundherren  sind  die  Tor- 
maligen  fagdberechtigungeu  meist  geblieben. 

«)  Pöttfb's  Lit.,III.  626  iF.  KlCbfb's  Lit.,  §.1389  ff.  Moskb  Toa 
d.  Landeshoh.  in  Ansch.  Erde  und  Wassers,  74  ff.  Jsbgow  v. 
d.  Regalien,  5o6. 
hy  Note  d tu  dem  ebevorigen  $. 

c)  Anders,  J.  C.  Lvbbs,  Job.  Ad.  t.  Icbstadt,  J.  U.  f.  Cbabeb, 
F.  C.  BcBt,  C.F.  Hombfl  (oblectam.  jiiris  feud.,  48.)*  GeoB« 
a.  a.  O.  ^ 365.  Die  Gründe  , s.  bei  J.  A.  L.  Seiuf.sstickfb  de 
fundamentis  jurit  supremae  potestatis  circa  adespota  (Goett. 
1789.),  §.  19.  PViderUgt  Ton  Stbdbe  in  d.  Ncbenst.,1.  182. 
II.  584.  Ebeiuless.  Tindiciae  juris  venandi  nobilitatis  germ-, 
Hildesb.  i*’39.  L.  C.  Rildebbfcb's  Deduction  gegen  die  ver- 
mcintl.  Regalität  der  Jagd.  Celle  1723.  1741.  fol.  C.  G.  Ric- 
ems  Entwurf  v.  d.  in  Teutscbl.  iibl.  Jagdgereebtigbeit.  Kürnb. 
1736.  rerb.  Franltf.  »772.  4*  Pütti.b's  llecbtsf.,  Bd.  I,  Tb.  2, 
S.416.  Rusde's  teutsebes  Frivalr. , §.  i49ff.  Vcrgl.  oben  ^ 
273 f.  — Ihrer  Natur  nach,  ist  die  Jagdgerechtigbeit  ein  Aus- 
ffufs  des  Grundeigenthums , sie  bann  aber  einem  Andern  als 
Servitut  susteben.  Auch  das  östreiebisebe  Gesetzbuch  bc> 
trachtet  sic  als  Privatrecht.  Vergl.  auch  die  Verhandlungen 
in  der  2.  Kammer  der  Landstände  des  GH.  Hessen,  1820, 
Heft  9 , S.  4off> 
i)  Stisscb  a.  a.  O.  i3.  106.  160. 

«)  Von  jem  Königreich  Sachsen , s.  v.  Röxeb's  kursächs. 
Staatsr.,  II.  778. 

/)  Particuliire  Rcchtsquellcn,  s.  bei  Seiciiow  elem.  }uris  germ. 
priv.,^.  284.  sq.  Preuss.  allg.  Landr.,  II.  9.  4i*  >27.  XVI.  Ab- 
sehn.  3. 

g)  De  Selchow  I.  c.  §.  286. 
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§.  368. 

Ausübung  und  Verleihung  der  Jagdgerechtigkeit. 

I)  Die  Ausübung  der  Jagdgerecbtigbeit,  ganz  oder 
rum  Theil,  gebührt  bald  dem  Staat,  bald  einem 
P r iva tb e r e cb t i gt e n , auf  eigenem,  oder  fremdem 
Wald-  und  Grundeigentbum,  aucb  wobl  einem  frem- 
den Staat  als  StaatsServitut  «),  Freie  Pürscb 

ist,  vro  sie  in  neuern  Zeiten  noeb  galt,  jetzt  fast 
überall  abgesebafft  &).  11)  Eine  Jagdrcrleibung  giebt, 

im  Zweifel , unwiderrufliche  und  pri  v atir  e 
' Berechtigung.  Daher  wird  blofse  Revers-  oder 
Gnaden jagdd),  oder  ein  Recht  des  Verleihers  zu 
der  Vor  jagd  oder  Vorhatze,  ru  der  Mit-  und  Kop- 
pelJagd,  nicht  vermuthet  «)■  IH)  Seit  Einführung 
der,  Regalität,  und  der  Eintheilung  in  hohe  und  nie- 
dere Jagd,  ist,  bei  neuern  Jagdverleiliungen,  nur 
für  die  niedere  Jagd  zu  präsumiren /). 

0)  J.  C.  Bo:raörFn  de  jure  renandi  per  modum  srrritutis  juris 
publ.  in  territorio  atieno.  Alt.  174^. 
h)  Held's  relchsprälal.  Staatsr. , II.  6<ji.  6^8.  Selchow  J.  c. 

53g.  Baier.  Verordn.  V,  12.  Jan.  i8o3.  u.  . . Febr.  1807.  Ba- 
tlische  Verordn,  t.  i5.  Jiin.  1807,  in  d.  bad.  Reg. Blatt,  N.s». 
r)  Von  dem  JJ’iLlbann,  s.  Held  a.  a.  O.  II.  65g.  661.  ff.  Bais- 
a.\BD  1.  c.  II.  48.  65.  g7.  Pietsch  a.  a.O.  §.6/|. 

J)  PüTTEn's  Lit.,  III.  637.  Hlöbeb's  Lit.,  §.  i3g4.  J.  A.  Hübeseh 
de  Teuationc  precaria.  Lips.  177a 
*)  Selchow  1.  c.  "86.  Schsavbibt's  Erläut.  des  Lcbnr.,  68* 
Pietsch  a.  a.  O.  g3  ff. 

/)  Verschiedene  IMcIniingcn  , bei  BijaurBprinc.  jiirisfend.,  §.67 

tq.  Selchow  1.  c.  ^.285. 

s.  369. 

Fortsetzung. 

- lV)lFo  r s lg e re c h ti ghe i t und  Waldeigcn- 
thum,  sind  unter  einer  J a g d Verleihung  nie  zu  ver- 
stehen. Auch,  im  Zweifel,  nicht  die  Gerichtbar. 
heit  in  JagJ Sachen.  V)  Die  Grenzen  der  hohen  (auf 
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Hochwild)  und  niedern  Jagd  «)  , wozu  in  einigen 
Liinclern  noch  die  niittlere  hunimt^),  sind  in  den  ein- 
zelnen Staaten  rcrschicdcn  bestimmt.  VI)  Eben  so 
die  Frage;  ob  der  Jagdherr,  bei  Verminderung  des 
Wildes,  berechtigt  sey,  von  den  Grundeigenlhiimern 
des  JagdReviers,  E n t sc  h .ö  d i g u n g zu  fordern  <•)  / 
'VII)  Die  Verbindlichheit  der  Unferthanen  zu  Jagd- 
folg cn,  fliefst  aus  der  Slaatspllicht , zu  Jagdfroh- 
nen aus  der  Patrimonialpflichl '/).  VIII)  Zu  Erhal- 
tung, Aufslochung  oder  Atzung  der  Jagdhunde, 
hünnen  ünterthanen  nur  durch  besoudern  Rechtstitel 
verpflichtet  seyn  ').  IX)  Die  Wildfolgc,  Verfol- 
gting  des  angescliossencn  Wildes  in  fremdes  Gebiet 
oder  JagdRevier,  kann  nur  durch  Verträge  gerecht- 
fertigt werdend).  X)  Die Staatsregicrung  ist  verpflich- 
tet, dem  Mifsbrauch  der  Jagdgerecbtiglieit , na- 
mentlich der  zu  grofsen  Vermehrung  des  Wildes, 
entgegenzuarbeiten  g),  und  die  Duldung  des  Hochwil- 
des, insonderheit  des  Schwarzwildes,  auf  Bezirke  zu 
beschränken  , wo  cs  nur  auf  Kosten  des  Jagdberech- 
tigten sieh  nähren  kann,  z B.  auf  sehr  ausgedehnte, 
ihm  gehörende  W'aldbezirke , eingefriedigte  Parks, 
u.  d.  Sic  kann  verordnen,  dafs  Verpachtung  der 
Jagd,  nur  auf  vcrhallnirsmäsig  kleinen  Bezirken,  oder 
nur  ,'in  die  betrefli'enden  Gemeinden  geschehen  dürfe, 
und  bei  den  letzten  unter  der  Bedingung,  dieselbe 
durch  besondere  Schützen  auszuüben. 

«)  Von  der  Erfindung  und  dem  Alter  dieser  Eintliciliing.  Lfy- 
SFH  de  assentat,  ICtor.  los.  Hxithaks's  Geist  der  Gesetse,  c. 
s5.  V 8-  BiLDKesic«  «.  a.  O.  S.3oi.  Hravr.  tlieoriedesm.ilieres 
feodales  et  ccnsuellcs,  T.il.  p.  ii8  — 358.  — Von  dem  zu  der 
Jagd  gehörigen  Vogelfang,  Püttfb's  Lit.,  III.  642.  Dasf.  a.  a. 
0.  m.  V .«58. 

«)  y.  KöxEn's  kursäebs.  Staatsr.,11.780.  Preufs.  allgera.  Land  r., 
II.  16.  Ab  sehn.  3.  V 8?  ff- 

e)  G.  M.  Wfbeb  über  die  Einführung  der  Wildsleuer.  Nürnb. 
i"04'  8.  Beleuchtung  dieser  Schrift.  Nümb.  i-i)5.  'Wfbeb’b 
Nachtrag  eu  s.  Abh.  u.  s.  w.  Nürnb.  1798.  8.  Vcrgl.  Neue  all- 
gem.  t.  Bibliothek,  Bd.  18,  Heflb,  Bd.  18,  S.  377,  Bd,44i  St.  i, 
S.  163.  Staatswissensch.  u.  jur.  Lit.  1794,  Jun. , 391.  Dase 
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a.  a.  O.  §.  16®.  — Von  der  Pflicht  des  Jagdhe,rm  su  dem  Er- 
satz des  Wildpretschadens.  J.  M.  SxomnT  pr.  de  damno  per 
ferarum  incursus  dato  resarciendo.  Wirceb.  1788.  8.  KLti- 
beh's  hl.  jur.  Bibi.,  XVI.405.  DAxza.  a.O.  ^ 160.  GHerz.  Iirc- 
sischr  Verordn,  v.  6.  Aug.  i8io.  Verhandlungen  der  zweiten 
Kammer  des  GH.  Hessen,  i8ao,  Heft  4,  S.  i5f. , 63fT.,  92  ff. 

d)  Hiervon  unten  in  dem  XI.  Abschnitt  dieses  Cap. 

e)  Fiscnzn's  Kamera!  • u.  Polizeircchte , 11.  868. 

/)  PüTTxa's  Lit.,  111.  V 1610.  J.  A.  Nifpe«  dies,  de  sequela  ve- 
natoria.  Goett.  1789.  Stbdbe,  Tb.  II.  Bed.  140.  Fischfh  a.  a. 
O.  II.  866.  V.  Böxza's  hursächs.  Staatsr.,  II.  78S.  Reiebsan- 
zeiger,  1794,  Rum.  76.  78. 

g)  CommunWild*.chützrnAnstalt  im  Wirtembergi.schen.  Herzog!. 
Rescript  v.  17. März  >798.  Wiederhergesteüt  im  J.  1816;  Re- 
gier. Blatt,  R.  4®- 


VIII.  Abschnitt. 

WasserRegal. 


s.  370. 

fVasserRegal- 

Das  W a s 8 e r R e g a 1 «)  oder  die  W asser  Hoheit, 
besteht  in  dem  Recht  der  Oberherrschaft,  über  das 
in  dem  Staatsgebiet  befindliche  Wasser  und  dessen 
Zugehör.  Es  erstrecht  sich  nicht  nur  iilicr  alles  öf- 
fentliche, oder  zu  dem  öffentlichen  Vermögen  de* 
Staates  (§.  248)  gehörige  Wasser,  wohin  fast  alle 
gröfsern  Flüsse  und  Seen  gehören,  sondern  auch 
über  alles  I’rivatwasser  und  dessen  Zugehör  6);  über 
Meerbusen  c),  Seen,  Teiche,  Lachen,  Feldwasscr, 
(Quellen,  Ströme,  Flüsse,  Bäche,  Canäle,  mit  ihren 
Betten,  Ufern,  Inseln  (W'erdern) , Anlagen,  u.  d.  d). 
Uebcrall  sind  hiebei,  die  ans  dem  Privateigen- 
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thnm  und  aus  der  natürlichen  Freiheit  fliefsen- 
den  Rechte , Ton  den  Rechten  dei*  Staatsgewalt  sorg- 
fältig zu  unterscheiden  (§.  273—276) , so  weit  nicht 
auch  'jene , ganz  oder  zum  ’J'hcil , durch  das  positive 
Staatsreebt  erweislich  «)  zu  den  Regalien  gezogen 
sind.  Eben  so  unterscheidet  sich  davon  das  Yerhält- 
nifs  des  Staates  zu  andern  Staaten,  in  Ansehung 
der  GrenzStröme,  Seen  und  Accessionen,  der  Anspü- 
lung, des  Anwurfs,  der  Inseln,  der  schwimmenden 
Inseln , u.  d./). 

o)  PüTTvas  Lit.,  III.  554  ff.  Klübvs's  Lil.,  i3iiff.  F.  L.  v.  C*s-^ 
cnis's  Abhandlungen  von  dem  W'asscrrechtc,  B.  In.  II.  Halle 
1789  u.  1-90.  4.  C.  G.  Rössig's  Wasserpolizei.  Leipz.  1789.  fol. 
OrTiüGiB  de  jure  limitum , lib.  I.  c.  n.  Jasgow  v.  d.  Rega- 
lien , 468.  Mosfs  V.  d.  Landeslioli.  in  Auseh.  Erde  u.  Was- 
sers, 200 — 275.  C.  G.  Ricseb  de  natura  et  indole  dominii  in 
territ.  Germ-,  ^.22.sq.  p.  112.  (v.  RESECisauonF's  ) Grab  der 
Chiliane,  Bd.  III,  Th.  2,  21.  FisrnFR's  Camcral-  und  Polizei- 

rerhlc,  III.  3 ff.  v.  Röheh's  hursächs.  Staat$r.,II.  794  ff-  — 
Parömiei  Sand  und  Land  gehört  der  Herrschaft.  — Teutsche 
Flufsgrhifte  in  tcutschcn  9*‘^dratAIeilen ; Rhein  8,598,  Elbe 
2,800,  Weser  8;’4t  Oder  2,072|,4,  Donau  i4,4^3.  HjJrogra- 
phia  Germaniae,  e.  Charte  v.  Zollmaks.  \Urnb.  1785.  Eine 
Charte  der  teutschen  Stromgebiete,  in  J.  v.  Xtlasoes's  Strate- 
gie. München  1818.  8.  Berg- u.  GcwässcrChartc  von  Teutschl.; 
in  J.  M.  F.  ScHKior's  u.  C.  Hi.önrv's  politisch- ph}sikal.  Atlas 
( RcrI.  1819),  N.  6.  A.  SrntMa's  Fliifs-  u.  BcrgChartc  von 
Teutschl.  Gotha  1810.  FlufsCharte  von  Teutschl.  Weimar  1821. 
— Von  der  scliirtharen  Verbindung  der  teutschen  Meere, 
FI  üssc  11.  Handelsstaalen  , s.  Eicnnoir's  topogr.  stalist.  Dar- 
stell.  des  Rheins.  Coln  1814.  4-  Ockhabt  , der  Rhein  etc. 
Mainz  1816.  8.  D.  Rr-unioLD  11.  J.  Oi.tmabns  , der  deutsche 
HandclsCanal.  Leer  1817.  8.  — F.  W.  Otto's  System  c.  allgcm. 
Hydrographie  des  Erdbodens. 

b)  G.L.  BöasiFR  diss.  de  jure  principis  circa  loca  et  opera  pub- 
lica, c.  3.  ^.3.sq. ; in  dessen  F.lect.  jur.  civ.,  I.  628. 

c)  Von  dem  Staalscigenthum  des  Meeres,  Güsthir's  Völhcrr. , 
II.  25  ff. 

<7)  Von  Biidcm,  Sauer  - und  Gesundbrunnen,  oben  362. 

e)  V.  Böloat's  u.  Haofha!ss’s  pract.  Erörter.,  B.  I.  Num.  3. 

f)  Gcsthfb  a.a.  O.  II.  18.  23.  55.  57.  v.  Röwb's  Völherr.  der 
Teutschen,  S.  25o.  v.  Ca^cbiv  a.  a,  O.  I.  60.  Mosib's  nach- 
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barl.  Slaatsr.,  440““46i.  699  — 706.  Ebenäess.  Grunds,  des 
rurop.  Völkerr.  in  Friedcnsseilen , 476.  — Von  dem  Rhein, 
' oben  87  ff.  u.  unten  47'^  ff- 


§.  371. 

GegenstKnde  des  ffasserRegals. 

Pas  WasscrRegal  bcEicht  sich,  nach  Erfordernifs 
des  Staatszweckes,  1)  auf  den  Gebrauch  des  Was- 
sers a).  Dahin  gehören : Wasserstrafsen  und  Schiff- 
fahrt b),  Canäle,  Schleussene),  Rrückend),  Fähren 
Flöfsen/),  Mühlen  und  andere  GcwerbÄnstalten  au 
oder  auf  dem  Wasser^),  Wässerung  ä),  Brunnen  «). 
Das  Recht,  Wasserzins  oder  Wasscrlauf,  als  Ver- 
gütung für  Benutzung  des  Wassers  zu  erheben , ist 
im  Zweifel  ein  Ausilufs  des  W asser  eig  c n t h u ms, 
und  es  mufs  der  in  der  Vorzeit  entstandene.  Wasser- 
zins dafür  auch  dann  noch  gelten,  wenn  Abgaben 
dieser  Art  späterhin  für  benutzbare  Regalien  erklärt 
worden  sind  (§.  276,  VI). 

0)  BiKNsa  1.  c.  119. 

h)  rCTTra'sLit.,  III.  55o.  KlEbkb's  Lit.,  i3o8.  Mosin  t.  d.  Lau- 
dethoh.  in  Anseb.  Erde  und  Wassers,  s3o. 
c)  I’Ettfb's  Iiit.,  III.  556.  r.  CAscnia  a.  a.  O.  II.  23i.  FiscHta, 
III.  i3. 

J)  I’urrin'sLit.,  III.  556.  Motta  a.  a.  O.  917.  Dass  Handb.  des 
t.  l’riratr.,  I.  §.109.  r.  Caschiii,  II.  1. 
r)  Jus  trajcctus.  v.  Caschis,  II.  63.  Mosin , 228.  Dass,  I. 

108.  — Von  fliegenden  Brücken,  t.  Ca?icbis,  II.  70.  , 

/)  PüTTP.n's  Lit.,  III.  556.  Ki.ÖDEn’s  Lit.,  i3i6'’.  .Mostn,  223. 
Dasz,  I.  ^.107.  V.  Cakcrii,  II.  93.  Fiscbeb,  III.  112.  Lsvsu 
jus  georg.  I.  33. 

g)  POttfr's  Lit.,  III.  643.  KiEbeb's  Lit.,  §.  i4o3.  Jabcow  a.  a.O. 
494.  Wiswhal's  Privalr.,  II.  iö8.  Biinrn  1.  c.  §.  a3.  p-  12a. 
Mobib,  2j6.  2C8.  Fiscbib,  III.  48.  Selchow  eiern,  juris  germ. 
prir.,  §.  ü u).  Danz  , I.  io3  ff.  t^uisTone's  rcchtl.  Bemerk., 
I.  39.  V.  lil’i.ow's  u.  Hagebar^'s  pract.  Erörter.,  Th.  I.  N.4.  — ■ 
Von  Windmühlen,  Rundk's  P.  R.,  §.  io5.  Dabz,  I.  §.  io5. 

h)  ».  C.A.Acnii  a.a.O.  II.  i3".  F'iscbib,  III.  11. 

1)  f.  Caicbih,  II.  169.  Fisena,  III-  7. 
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S-  372. 

Fortsetzung. 

Das  WasserRegal  bezieht  sich  II)  auf  die,  in  und 
unter  dem  Wasser  befindlichen  Sachen,  lebendige 
und  leblose.  Dahin  gehören : die  Fische  und  die 
Fischereigerechtigkeit«),  welche,  in  der  Regel,  kein 
Regal , sondern  Wirkung  des  Wasser-  oder  Flufsei- 
genthums  ist*);  die  Wassergewächse,  Sande)  und 
Steine,  Salz,  Perlen  (§.  363),  Bernstein  (§.  363),  das 
Strandrecht  <I)  C Grundruhr,  jus  littoris),  welches 
zeither  nur  noch  gegen  Seeräuber,  Schleichhändler, 
Schiffer  auf  rerbotenen  Flufs-’,  oder  Seegegenden, 
an  den  dänischen  Ufern  der  Elbe  <),  und  retorsions- 
weise ausgeübt  ward , nun  aber  durch  die  Elbschiff- 
fahrtConvention  von  1831,  Art.  39,  abgeschafft  ist 
(^.  385  b). 

a)  Föttib's  Lit.,  III.  64*.  Klübbb's  Lit.,  $.  i4oi.  Mosbb,  s4o. 

JsBBow  a.  a.O.  493.  U\az,  I.  §.  110. 
h)  SraoBE,  Th.  II,  Bed.87.  Th.  V,  Bed.  17.  Lbtbbb,  Sp.  5o3.  Mo- 
sbb a.  a.O.  PiFESDoar,  T.  I.  obs.  ii~.  £6fndei/.aaimadvers., 
I.  73.  Bibveb  1.  c.  ii5.  — In  dem,Mittelalter  betrachtete  man 
die  Fischerei  als  einen  Theil  der  Jagd.  Stisseb's  Forst  - und 
Jagdhist.,  i83. 3oo.  — liiber  und  Fischottern  gehören  noch 
jetzt  BU  der  Jagd.  Lbiskb  jus  georg.,  III.  14.  C.  G.  Wihhibu 
diss.  de  jure  circa  flumina  (Kil.  1768!,  %.  i3.  sq. 

c)  Mosfb  a.  a.  O.  i56.  — Von  der  Goldwäsche,  oben  36s. 

d)  Püttbb's  Lit.,  III.  6i5.  KLÜBra's  Lit.,  §.  1374.  Mosfb  a.a.  O. 
170.  Ebemlets.  nachb.arl.  Staatsr.,  7o5.  Jaboow  a.a.  O.471  — 
489.  Srlcbow  elem.  juris  germ.  priv.,  533.  Pffffi.nofb  Vi- 
triar.  illustr., III.  i4?>.  Fiscrkb's  Gesch.  dest.  Handels,  1.4^5. 
T.  Mabtfss  Einleit,  in  d.  Völkerr.,  §.  i5of.  Ki.vbkb  droit  de» 
gens  moderne  de  ITiurope,  77.  Dänische  Strandordn,  von 
i8o3,  in  Häbfblir's  Staatsarchir , Heft  45,  S.  1 If . 

e)  J.  G.  Büscb  Darst'  ll.  der  Handlung  1179».  8.),  II.  ii3.  Eben. 
Jess,  Darstell,  des  in  den  nördl.  Gewässern  üblichen,  beson- 
ders des  Schleswig -holstein.  Strandrechtes.  Hamb.  1798.  8. 
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§.  373. 

Schluß, 

Das  WasserRegal  bezieht  sich  111)  auf  den  Gr  und 
und  Boden,  welchen  das  Wasser  zu  seinem  Bett 
hat,  oder  uinschliefst , oder  zunächst  berührt.  Dahin 
gehören:  das  Flufsbctt  a),  das  Ufer  oder  Gestade  &), 
die  Inseln  (Werder)  und  Anlagen  e)  (Anspülung,  An- 
wurf,  AlluTioiien) , die  Dämme  oder  Deiche  »/)  , die 
Häfen  e),  Landungs-,  Aus-  und  Einladplätzc , Buch- 
ten und  Ankerplätze,  der  Kai  (quai),  die  Leinpfade, 
Treppelwege  oder  Trödel/). 

a)  Jargow  a.  a.  O.  49^*  Moskr  a.  a.  O.  2i5.  ▼.  CAscHia,  ii^fT. 

PliK»>DORF,  T.  IV.  obs.  238. 

h)  FlSCHtH,  III.  l5.  20.  35.  V.  CaSCRIS,  I.  lOl.  DaTIZ,  §.  102.  IV. 
*)  PcTTRR'sLit.,  Ill.'biq.  KlCbsr's  Lit.,  i38o f.  Jaroowt  a. a.  O. 
490.  49*"  Mosir,  219.  221.  Ebentleu,  Ncbcnst.,  ^00,  Biesah 
l.  c.  116.  Dass  a.  a.  O.  I.  106.  y,  Carcrir,  I.  167.  184. 
Güntur  a.  a.  O.  II.  63.  -—  Von  den  Inseln  in  d.  Main.  s.  J.  K. 
V.  Botd  s Abhandlungen  aus  d.  leut.  Staats- u.  V^ölkerr.,  S.  186. 
Von  Rheininscln , oben  §.  28,  n.  90. 
d)  Mosers.  a.ü.  2i5.  Dskz  a.  a.  O.  ii3— 123.  r.  CAitcr.;>,  I. 
211.  145.  162.  Rusde's  t.Privalr.,  §.  ii3ff.  Rüssig's  t.  Priv.itr., 
S.  435/r.  Drftfh’s  Miscellaneen,  Num.  1,  S.  1 — 37.  v.  Bergs’ 
I’olizcir.,  III.  95— »i32. 

*)  Jargow  a.  a.  O.  496.  Moser,  226. 

/)  MostR  a.  a.  O.  214.  KLiiBEn’g  hl.  jur.  Bibi., XV,  3io. 


S-  374. 

Umfang  des  fVasserRegals. 

Ucher  alle  diese  Gegenstände,  gebührt  dem  Staat 
dis  höchste  Aufsicht,  Gesetzgebung,  Polizei,  Gericht- 
hnikett  und  F'inanzlioheit;  das  Recht,  Wasser-,  Schif- 
lahrt-,  üfer-,  Deich-,  Damm-,  Dünen-,  F'ischer-, 
Itrunnen-,  Strand-  u.  d.  Ordnungen  zu  errichten; 
dias  Recht  zu  Anstalten  «)  gegen  Hindernisse  der 
‘Ichiflahrt,  Wasserschaden,  Mifsbrauch  des  Wassers 
tjud  der  SchiQahrt , das  Rang-  und  Maiklschüfwesen, 


Digilized  by  Google 


740  U.  Th.  XII.  Cap.  Finanzhoheit. 

das  Schiffer,  und  FischerZunftwesen , die  Schiffbar» 
niachung  der  Flüsse,  Anlegung  der  Canäle  u.  d.;  die 
Errichtung  eigener  Wasser-,  Deich-,  Mühlen,  und 
Fischergerichte  ^),  in  deren  Ermangelung  Wasser- 
aachen  vor  den  ordentlichen  Richter  gehören;  die 
Bestimmung  der  Abgaben  für  die  Verleihung  oder 
den  Gebrauch  des  öffentlichen  Wassers,  der  Schif- 
fahrt und  Wasseranstalten,  z.  B.  Wasser-  und  Müh- 
lenzins ($.  371),  Wasserzoll,  Flufs-,  Damm-  und  Ufer- 
baugeld, Hafen-,  Fahr-,  Flofs-,  Schleussen-  und 
Brückengeld,  u.  d.  c). 

<i)  Mossa  a.  a.  O.  107.  113.  o3i.  J.  K.  Rössia's  Wasserpolisej. 
Leipx.  1798-  8. 

h)  Beispiele,  bei  FomDoar  de furtsdict.  germ.,  6i3.  Mosiaa  a.O. 
3o3.  t.  Casaua's  wettl.  Nebenst,  XXIII.  34.  XXX.  83.  LXXV. 
Num.  I.  Fiscaza  a.  a.  O.  III.  3i.  Lab«'s  diplomat.  Blumen- 
lese,  Num.  143,  in  Mecszl's  Gcschichtforscher,  VII.  37.  J.  B, 
Fiscaza's  Beschreib,  des  Burggraftfa.  Nürnberg  unterhalb  Gc- 
bürgs  (Ansb.  1790.  8.) , II.  3.  Esroa's  bürgerl.  Bechtsgel.,  I. 
§.33o4f.  III.  33o3.  r.  CsBcais  r.  d.  Rechte  des  Eich  - oder 
Siclicrpfahls  (Giessen  1788.  8.),  |.45ff.  R.  sächs.  Elbestrom- 
Uferordn.  r.  1819. 

g)  Von  der  OctroiGebtthr  auf  dem  Rhein,  unten  $.474' 


IX.  Abschnitt. 

IndustrieConcessionsRegal. 

§.  375. 


ItidustrieConcession. 

1)  Die  Staatsregierung  ist  — rermöge  der  Pflich  t, 
die  Gewerbe  dem  Staatszweck  gemäfs  zu  leiten  un  d 
den  Erwerbzweigen  gehörige  Auflicht  zu  widmen  — > 
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befugt,  Bewilligung  oder  Conccssion,  oder'  auch 
Empfehlung  zu  ertheilen  , für  nützliche  Unternch. 
inungen,  Ge\verbe,  Handlungen  und  Befugnisse,  vor- 
übergehende und  fortwährende,  welche  eine  Quelle 
des  Privateinhommens  sind,  aber  wegen  des  Ötaatsin- 
tercsse,  der  AYillkühr  eines  Jeden  nicht  überlassen 
werden«).  JI)  Diese  Gegenstände  werden  oft  zugleich 
als  Quelle  des  Staatsei nkomraens  betrachtet,  in. 
dem  davou  bestimmte  ConeessionsEmolumente, 
ConcessionsGcldcr , Pachtgelder,  Behenii oder  Be- 
henntnifsgelder  oder  GcwerbeRecognitioncii  ä) , ein 
für  alleraal,  oder  fortdauernd  zu  gesetzter  Frist  (Ge- 
werbsteuer) , erhoben  werden.  111)  Manche  Conces- 
sionen  dieser  ,Art , beziehen  sich  auf  PolizeiEin- 
schränhungen,  zu  dem  Besten  des  Ganzen  oder 
eines  Theils  desselben.  Diese  sind , nebst  dem  Er- 
trag,' nicht  selten  den  mit  der  niedern  Polizei 
versehenen  Grundobrigkeiten  und  städtischen  Geniein- 
lieiten  überlassen«).  IVj  Untergeordnet  sey  die  Aus- 
übung dieses  Regals,  der  Pflicht  der  Staatsregierung 
zu  Beförderung  freier  K r a f l ä u s s e r u n g der 
Staatsbürger. 

a)  Pütteb's  Lit.,  III  6.|4.  Iti.ÜBEs's  Lit.,  i4u4-  l^Iosxs  v.  der 
Lanileslioh.  in  Stcucrsachon , 78t  fT  791.  Puttes  inslit  jurls 
publ.,  Reisbahd's  Samml.  jurist.  pliilos.  u.  krit.  Aufsa- 

tr.c,  St.  III,  Niim.  6.  Vcrgl.  HmaELSTOss  Pintwickel,  des  Be- 
griffs der  Regalität,  cs.3,  S.  86ff.  Vreufs'  Kdict  v.  2.  Not. 
1810  u.  Gesetz  v.  Sept.  1811;  in  d.  preufs.  Cesclzsamral.  t. 
1810  u.  1811,  S.7<)ff.  u.  z63ff. 

V)  Moses  a,  a.  O.  8o3. 

t)  Ri'uiigl.  preufs.  Declaration  an  die  Ritterschaft  des  Fürsten, 
tliuxiis  Oaireutli,  v.  10.  .\ug.  1801,  V i3»  — 137. 


g.  376. 

ContessioyisGegeitUäitde. 

llieher  wird  gerechnet,  theils  in  allen,  flicils  in 
mehreren  ätaateu,  die  jCoiicession  für  Gesellschaften  «), 

Klub.r't  ölffBll, 
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insbesondere  der  Ocfroi  für  groPse  Assecuranz  - und 
llaiidelsgesellscliaften  &),  haufinännisches  Gewerbe, 
Alieinhanuel  cj  , Patentwaaren , MaiktTerbauf,  Hausi* 
ieii'0>  Pferdrcrkanf  Kalender-  und  Spielharten- 
■\"erkauP/’),  Apotheken  g"),  Arzneimittel,  chirurgische 
■Werkzeuge  und  Operationen  (AugenOperateure,  Ban- 
dagisten, Zahnärzte),  Arcana  , Buchdruckereien, 
Fabriken,  Manui'acturen , chemische  Bereitung  von 
Apotheken-  und  FabrikBedürfnissen,  Pottaschensiede- 
reien, Kalk-  und  Ziegelbrennereicn  ($.  362,  Note  f), 
Seidcinvürmer  und  MaulbeerPlautagen  >)i  MShlenge- 
rcchtigkeit  (§  371),  Bierbrauerei^),  Branntweinbren- 
nerei 0 (wovon  der  Blasenzins),  Gastwirthschaft  , 
(iarkiichen  • und  Schankgerechtigkeit,  Kaifeeschenken, 
Billarden),  Zünfte  und  Freimeisterschaft n),  Henrathen 
(IlcurathConsensgelder). 

a)  Zunft-  oder  InuungsPririlegien.  — Von  Schiitzengcsellscliaf- 
teii , Voiut's  gemeinnützige  Abhandlungen  (179a),  Kum.  3, 

S.  180 ff.  Hannover.  Magazin,  1784,  St.  5s,  60,  61. 

b)  üben,  §.333.  Mosca's  Versuch  des  europ.  Völherr.,  Bd.'VII. 

S.  .i3ff. 

c)  Vcrgl.  §.  333.  ItLÜBtB's  Lit. , §.  i355<>.  S.  4ai. 

d)  Mosrn  v.  d.  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  i34. 

e)  Mosf.b  t.  d.  Landeshoh.  in  Steuersachen,  797. 

f)  Mosfr  ebend.  798. 

g)  Clin.  Thobasivs  diss.  de  jure  circa  pharmocopolia  civitatum. 
Hai.  1697.  rec.  175a.  AVESTruAi’s  t.  Private.,  I.  186.  Eiccivs 
spicil.  jiirisgerm.,  38i. 

h)  C.  r Harppbfcht  diss.  de  jure  principis  circa  artes  subdito- 
rum  singuläres  et  arcanas.  Tüb.  1753. 

i)  H.  D.  HoFFXAR^'  diss.  de  juribus  circa  bombj'cea,  moros  et 
scricum.  Tub.  i~56. 

k)  3I0SKB  von  der  Landeshoh.  in  Steiiersachcn  , 789  f.  Pctokki 
enunci.ita  jur.,  II.  598.  v.  Cbabsb's  svetzl.  Nebenst.,  XVII, 
Num.9.  Püttkb'i  Lit.,  III.  544.  F.  A.  Fischer  de  jure  coquendi 
ct  rendeiidi  ccrerisiam.  V'iteb.  i'6ö.  F. X.  r.  Mosbahm  über 
das  bierbraureclit  in  Haiern.  Ingolst.  1791.  8. 

/)  Püttfb's  Lit.,  III.  544"  Ilo.imKi  de  jure  vini  adusti.  Lips.  i“53.  - 
H0B.TIFI.,  ubs.  9-.  PcFESDOBF,  T.  III.  ob.  89.  164.  PvTOSEI 
enuiiciatH  juris,  T.  31.  coiis.  i'ro. 
m)  PtiTTFB's  Rechtsf.,  Bd.  II,  S.  1060  f.  Westpuai's  t.  Privalr., 

I.  «55  f. 
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ti)  Mevics,  P.  I.  dcc.  55.  J.  D.  H.  Mosäps  Beitr.  zu  dpm  dcut- 
schea  Recht  iFrf.  i8ui.  8.),  S.  i63— ii5.  OvBBBEca's  Mcdita* 
tionen,  BJ.  I,  Nuin.  ii.  J.  A.  OaTLorr's  Recht  der  Handwer- 
ker, §.  ßyf.  — In  dem  Hiinigreich  Pf’ettphalen  war  der  Zunft, 
zwang  aufgehobeu  j blofj  rin  StantsPafene  ward  zu  Auaübung 
der  sonst  zünftigen  oder  unzünltigrn  Gewerbe  erfordert.  So 
auch  im  Herzogth.  Nassau,  seit  1819. 

H.  377. 

Fortjetzujig. 

Auch  gehört  in  diese  Classc,  die  Concession  für 
Glüchaliäfcn  n) , Zahlen-  und  ClassenLoUericn  und 
WettComtoire  oder  W inhell.otterien  e),  HaKardspiele, 
öffentliche  Lustbarkeiten  <I)  (Musikpacht,  Musik,  und 
Tannzettel  , TanzAnlage)  , Schauspiele  , gymnastische, 
auch  Taschenspieler  - u.  d.  Künste,  Vorzeigung  sehens- 
würdiger  Dinge,  seltener  Menschen,  Thicre,  Natur- 
und  Kunstprodiicte , Scharfrichterei,  Wasenmeiste» 
rei  e)  (Abdeckerei,  CaTÜlerei),  Caminfegen,  Schwein* 
schneiden  (Viehschnitt),  Schecrschleifen,  Zinngiefsen, 
Pfannen-  und  Kcsselllicken /),  Haarschiieiden , Kofs* 
haar-,  Aschen-,  Knochen-  und  Luinpensammeln,  u.  d. 
Auch  manche  Zwang-  oder  Bannrechte  werden  hieher 
gezogen  s). 

a)  Mosra  ron  der  Landeshoh.  in  Pollzcisachen,  4^7.  49<>f 
i)  Pvtteb's  Litt,  III.  366.  Hlübeb's  Lit.,  §.  ii44*  Moseb  a.  a.  O. 
484.  Ebentiers.  V.  d Landeshoh.  in  Stcucrsachcn,  796.  Scai-Ö* 
zfb's  Briefwechsel,  Bd.  X,  IIeft$9.  8.297.  PUttf.b’s  Erörtcr., 
Bd.  I,  Heft  4.  Niiin.  11.  v.  Bbbo's  Handb.  desPolizeir.,  Tb.  II, 
S.  j53.  Danz  Handb.  des  t.  Privatr.,  Bd  II,  §.212,  S.309. 
Haiieblis's  Staatsarchiv,  Heft  X,  S.  186.  BUsch  v.  d.  Geldum- 
lauf (i"8o),  I.  6ot».  Derltosmopolit,  St.  Y (1798),  Mai,  S.  389. 
dzniscu  Geist  und  Charakter  des  18.  Jahrhunderts,  Th.  I (Berl. 
i8<»),  I.  1J9.  ItuD.  liossE  Lebersicht  der  französ.  Staatswirth- 
schaR  bis  zum  Finanzplan  für  t8o6,  Th.  II  (1807.  8.),  S.  5o. 
Mosraios  quelle  iiifluenee  etc.  (s.  oben  3i8,  Note  a),  p.79. 
212  sq.  Landtagsvcrliandlungen  darüber  in  Baiern,  wo  1818 
das  Lotto  einen  reinen  Ertrag  von  1,267,000  Gulden  lieferte; 
in  J.  Gr.  v.  SoDFü's  der  bnier.  Landtag  v.  iHiq,  S.  336  fl'.  Ein 

4.b  * 
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Verreicbnifs  gejetzlicher  Verbote- «ler  Lotli  u.  Lotterien,  we- 
nigstens drs  Einsetzens  in  ausländische,  in  d.  ReichsAnzeiger^ 
1794>  Bd.  I,  ]\uin./ti,  Bd.II,  Kum. 'b.  Badische  Verordn,  da- 
gegen y.  3.  Oct.  1811,  in  d.  bad.  Reg.  Blatt  1811  , IV um.  16. 
Baierische  v.  3l.3Iärz  1817. 

c)  Schlözeb's  Briefwechsel,  XXW.  3i5. 

d)  Mosen  von  <1.  Lnndesholi.  in  Stcuersachen , 801.  r.  Ulmib* 
stbib's  Einl  in  die  Lehre  ron  Steuern,  2?o.  — Festlichheit  ist 
ein  Erboliingsleben , wo  der  Mensch  der  Gegenwart  froh 
wird.  Wahre  Volhsfreude  macht  froh  und  gut. 

e)  NzTTKLBtsDT's  Sammlung  hl.  Jurist.  Abhandlungen,  IVum.  X, 
S.  z.,z.  SrnuBE,  Tb.  II,  Red.  7a.  Jargow  v.  d.  Regalien,  ai3. 

J')  Von  dem  ehemaligen  Kefsler  - und,  Kaltschmidischutt,  Püt- 
ter's  Lit.,  117.  Ki.i'Bza'8  Lit.,  ^.918. 
g)  Vcrgl.  unten  §.  4«of. 


X.  Abschnitt. 

LandessclititzRegaL 


§.  378. 

Aufnahme  neuer  JLandesuuterthanen. 

Die  Ertlicilung  des  Landesschutzes,  ist 
ein  Regal,  welches  bald  iimnittolbar  Ton  der  höch- 
sten Landeshehörde,  bald  mittelbar  durch  landesherr- 
liche Unterhehörden,  oder  durch  Standesherren, 
städtische  oder  grundherrliche  Unterobrigkeiten^  auch 
wohl  durch  Gemeinden,  ausgeübt  wird.  Es  gehört 
dahin:  I)  Die  Aufnahme  neuer  L a n d c s u n t e r t h a- 
nen  und  S ta  a t s g en  o s s e n jeder  Art,  Terhürger- 
tcr  und  schutzverwandter,  namentlich  der  Bürger, 
Bauern,  Colonisten,  Burg-  und  Freisassen,  Beiwoh- 
ner , Beisassen,  Schutzverwandten,  Zettelleutc,  Per- 
missionisten  , Unter-  oder  Hintersassen  und  Erhgescs- 
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scnen  a).  Wenn  gleich  den  Gemeinden  die  Aufnahme 
der  Gemeindebürger  und  Beisasacn,  unter 
V'orbehalt  der  Entscheidung  der  Staatsbehörden  in 
streitigen  Fällen,  zusteht  ($.  194),  *0  ist  doch  frü- 

here oder  gleichzeitige  Erwerbung  des  Staatsbürger- 
rechtes  C§-  iUiJ  nüthig. 

o)  Vergl.  %.  167.  PüTTrn'*  Lit.,  III.  607.  Klcbeb's  Lit.,  >366. 
Moifb  von  der Landeslioli.  in  Anseb.  der  Uuterthanen,  Personen 
u.  Vermögens,  34-  Pvfesdobp,  T. Lobs. 80.  Jo.  THFOPa.SicrB 
diss.  de  coloniis  mercatorum  in  Germania.  Lips.  >781.  4* 
Von  dem  Grorsherr.ogtb.  Ilesttn,  s.  Rhein.  Bund,  XIX.  74- 


S.  379. 

Judenschutz.  Fischte  und  biirgerliehe  Verbesserung  der 

Juden. 

Ferner  gehört  dahin,  II)  die  Ertheilung  des  J u- 
deiischiitzcs  0^ , die  Aufnahme  der  Juden,  und  die 
Festsetzung  ihrer  bürgerlichen  Rechte  6).  Ver-, 
möge  der  teutsclien  BundesActc  (Art.  16),  wird  die 
Bundesrcrsammlung  in  Beratbung  ziehen,  wie,  auf 
möglichst  übereinstimmende  Weise,  die  bürgerli- 
che Verbesserung  der  Juden  in  Teutschland  zu 
bewirhen,  und  ihnen  der  Vollgenufs  der  bürgerlichen 
Rechte  zu  gestatten  scy  (§.  iT'i).  Zu  dem  Judenschutz 
hönnen  Standesherren  , Grnndherren  und  städtische 
Gemeinheiten,  durch  Privilegien,  Verträge,  oder  un- 
Tordenhiiehe  Verjährung  berechtigt  seyn  c). 

a)  Püttbb's  Lit.,  III  6o5.  Rlübbb's  Lit.,  §■  >365. 

b)  V'rrgl.  §.  171 , 4^4  f u.  43s.  Neue  Stätigheits-  u.  Schutz- 
ordn.  der  Judenschaft  zu  Frnnhfurt  a.  M.  v.  3o.  Kov.  1807. 
Franhf.  1808.  Rhein.  Bund  ^ XIV.  3o3-  LIV.  46i-  LXIV.  73. 
Verordnungen  über  die  bürgerlichen  Rechte  der  Juden: 
liaiiiiche  V.  i3.  Jan.  1809  11.  i5.  Jan.  1817;  sachsen-meiningischa 
V.  5.  Jan.  1811,  Rhein.  Bund,  LVb  91;  mecklenburgische  r. 
22.  Febr.  i8n,  Rhein.  Bund,  LIV.  45o,  u.  v.  li.Sept  1817; 
prrutsische  r.  11.  März  1812,  Rhein.  Bund,  LXIV.  7.3;  haie- 
risebe  V.  21. Kot.  i8i6;  tvirtembergische,  Rheiu.  Bund,  XLV. 
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3ii.  GH.  htJsisehe  VerM»,  Urk.  t.  iB'jo  , Art.  i5.  Con«titu- 
lionsFrgäiu!Ung»Acte  der  frt'ieu  Stadt  Frankfurt,  v.  1816, 
Art.  7.  — H.  E.  Scmid's  ZeiUebrift,  der  deutsche  Bund, 
Bd.  I ( i8ifO. 

c)  Estor's  bürgcrl.  Rechtsgel.,  I.  43.  AVrsTp«\i.'s  Staatsr.,  4 i^. 
Stbi'be,  Th.  III,  Bed.  7«,  §.  4 ff-  Dccisiones  Hasso-t'as.scl. 
T.  II.  dec.  188.  AVoLn.  IHacu\nut  diss.  de  regali  judaeis  in- 
rol.-itum  l.irgicndi  jure.  Erf.  etHri'b.  i~b^.  — ■ And  ere  h.’»ltcn 
den  Judciischutr.  für  ein  rcrleihbares  Regal.  ZircLrn  de  ju. 
ribus  m.'ijcst; , lib.  I.  c,  3.  §.  28.  Uf.btics  diss.  de  superio' 
ritnle  territ.  , §.  14.  G.  H.  Atbib  diss.  de  jure  recipiendi 
judaeos  (Gott.  »•’4t),  c.  1.  c,  6.  §•  14.  PoraapoBr,  T.  II. 
obs.  1.  23, 

S.  3S0. 

2'orettsen.  Fremde.  JExterritorialifiU  der  Gesandten, 

III)  Auswärtige  Besitzer  inländischen  Grund- 
eigcnthuuis  (f’orenscs) , geniefsen  nicht  nur,  für  ihr 
in  dem  ütaatsgchict  befindliches  Grundeigenthuni, 
den  dinglicliei),  sondern  auch,  in  dem  Fall  ihres  Auf- 
enthaltes in  dem  I.aiide,  den  persönlichen  Staats- 
schutz n).  IV)  Fremde,  durchreisende  und  andere, 
die  sich  für  bestimmte,  oder  unhcsiimmtc  Zeit,  er- 
laubterwcisc  in  dem  Staatsgebiet  aufhalten,  erlangen, 
für  die  Zeit  ihres  Aufenthaltes,  den  temporären  Lan- 
desschutz,  ausdrücklich  oder  stillschweigend f>).  V)  An- 
genommene Ges.indte  eines  fremden  Staates,  genics- 
sen,  für  die  Dauer  ihrer  Gesaudseh.Tft,  niclit  nur 
auszeiehnenden  Landesschutz  (Unverletzbarkeit),  son- 
dern auch  für  sich,  ihr  Gefolge  und  das  Gesandschaft- 
IJuartier,  die  Esterritorialilät  und  Quartierfreiheil  *). 

a)  Vrrgl.  oben  §.  204,  u.  Bunde.sActe , Art.  18,  11t.  8.  J.  C.  Lm- 
UACH  diss,  de  forensibut.  Giess.  i06g,  Rünigl.  iai-^r.  Er- 
klärung, das  t^erhSlInifs  der  p'orensen  zu  der  Staatsgew.ilt 
bcir.  , in  dem  Rhein.  Rund,  VIII.  295.  Baitr,  Edict  über 
Indigen.at , Beeilte  der  Eoreusen  etc.,  ».  6,  Jan.  1812,  in 
dem  lihiin.  liinid , LXIIl.  3. 

V)  iVm«'*  I.it. , III.  6118.  Ri-üb>.r's  Ml,.  §.  i368.  A.F.  Scbot» 
d;ss,  de  vi  legiiin  rivilium  iu  «id.dilos  temporarios,  Lips, 
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1771.  Jo.  ScBiLTüH  do  jure  peregrinor.  Jen.  1676.  C.  F. 

Hohmfl  , a.  resp.  Fnit>.  I’LjiTsrB  de  usu  hodiemo  divisionis 
hominuin  intcr  cives  et  peregrinos.  Lips.  1700.  F.  W.  Pfstii, 
justitia  Ft  bcnignitas  legiim  german.  prga  peregrinos.  Kint- 
1754-  Schiioteb's  verm.  Ahliaiidl.,  I.  a58.  Von  Gutsgerichtm. 
ScHOTTiL  de  jurib.  quibusd.  singiilarib.  germ.,  p.  362.  Sfi.chow 
eiern.  juri.s  gei  in.  priv. , 219.  668.  BaJisebn  Edict,  die 

Grundverfassung  der  verschied.  Stände  betr.  v.  1808,  §.  i — 
C,  in  dem  Rhein.  Rund,  \X1I.  64. 
c)  T.  Obftfds’s  Lit.  des  Völlierr.  2S1  ff.  Db  Vattfi.  droit 
des  gens,  vol.  III.  liv.  3.  ch.  7.  %.  80.  ct  suiv.  De  Rsal 
Science  du  gouvernement , T.  V.  ch.  i.  Sect.  7.  8.  9.  C.  H. 
T.  Rosib's  Einl.  in  die  Grundsätze  über  die  Gesandtschaflcn, 
3i3  ff.  V.  Mabtfbs  Einl.  in  d.  Völherr. , %.  212  ff.  Klvseb 
droit  des  gens  de  ITiurope,  %.  49 1 64»  2o3,  204  et  207. 

§.  381. 

Indigenat.  Ertrag  des  SehutzRegals.  Schutzlose.  Land- 
streicher. jtuswanderung.  Entlassung. 

VI)  Die  Erfhcilung  des  Indigenats  «),  des 
Staats*  oder  Landesbüigcrrechtes  im  weiteren  Sinn 
(Heim-  oder  Heimathreclites,  Einwohner-,  Insas^en- 
oder  Einzüglingsrechtcs,  Ineolats),  des  vollständigen 
oder  unvollständigen,  mit  den  davon  abhängenden 
Hechten  6),  durch  ausdrüchliche  oder  stillschweigende 
Erhlärung,  unbeschadet  der  LocalRechte,  gebührt 
dem  Sonverain.  VIT)  Der  Ertrag  des  Landesschntz- 
Begals,  das  Heceptions-,  Ein-  und  Veberzugsgeld, 
das  Schutz-  und  Schirmgeld,  Beisitzergeld,  u.  d. , 
gehurt,  in  derBegel,  der  Landesherrschaft  e).  VIID  Die 
Aufsuchung,  Verfolgung,  Aufgreifung  und  Vertrei- 
bung der  Schutzlosen,  der  Landstreicher  (Va- 
gabunden), Gauner,  Zigeuner  i/),  u.  d.,  liegt  den 
Polizeibehörden  ob.  IX)  Wegen  wechselseitiger  Aus- 
lieferung und  Uebernahme  der  Vaganten  (des 
so  genannten  Schubwesens),  ist  bei  dor  Bundesver- 
sammlung eine  allgemeine  Uebereinhunft  der 
Bundesstaaten  in  Berathung,  aber  nicht  zu  Stande 
gekommene).  Dagegen  sind  defshalb  unter  einzelnen 
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Bundcsst.Taten  melirfaclic  Verträge  gesclilosscn  -wor- 
den ./).  X)  Die  A u s -«V  .1 II  d e r u II  g oder  das  freie 
"Wegzielien , in  scliuldloser  Absiclit,  ans  einem  Bun- 
desstaat in  den  andern,  der  ersvcislieli  sie  zu  Ujiter- 
tiiancn  annchnien  MÜl,  ist  eine  rielngiiifs , -welclic 
die  llumleiActe  allen  Uiiterihanen  der  teutselien  Bun- 
desstaaten Leilegt  es  imils  jedoch  Anzeige  der 

Auswanderiiiig  bei  der  Landesregierung  erfolgen,  mit 
Bescheinigung  der  auswärtigen  Annahme.  Die  Ent- 
lassung der  Unlerlhanen  in  das  Ausland,  steht  der 
Landesherrschaft  zu. 

c)  PÜTTm's  I.it.,  III.  6o^.  Hi.Cbfk's  Lit.,  V >366  ff.  Jo.  Stbaucu 
(Ir  indigrnalu  Oi’niianoruiii.  I.ips.  l6^o.  u.  in  dessen  Opiisc., 
!.  1 — i<).  1'.  ^Y.  lUnsiABN  diss.  de  indigen.itu  in  Ici-ris  lie- 

reditariis  principis  elecloris  Saiouiac  rrccplo.  Vilch.  1604.  4. 
YldS'-R  son  der  t.  Unterthanen  Krclilcn , 5o8ff.  I>AKzHandh. 
des  l’rivalr.,  lll.  3i2  ff.  liniisiTr.  Lneyclopädie , t.  Indigrnat, 
Staalshürgerreclit , Rcclite  der  l'orensen  u.  Fremden;  in  d. 
Illicin.  liiind,  I.XllI.  3 — Von  Ehrfnhürgrrn , in  (J.  M.  Ha- 
icov's)  IVrussisclicr  Lieferung  .altern-  neuer  l rä. , Tli.  I 
(Leipz.  i“55),  S.  i37-  C.  F.  AVaich  Opiisc.,  II.  71.  Dasz 
Ilandb.  des  t.  I’rivntr. , 1A‘.  4aa-  — A on  dein  I.ofo/Indige- 
nat  oder  Orlsasseiircclil. 

h)  Mosrn  a.  a.  O.  5n.  F.ienjfrs,  v.  d.  Landeslioh.  in  Regier- 
iingssaclien  , S.  ()i.  P.  A.  Frasch’s  Etwas  über  die  AValilca- 
pllulationen  in  d.  gcistl.  AAAalilstaatcn,  ii4ff-  ELSÄssin's Tcnn. 
Reiiierliiingeii  , 6.  ZAOsrR's  corp.  juris  gerin.  priv. , §.  517, 
Kote  3.  SrnnÖTFR’s  verm.  Abhandl.,  I.  *3ä.  IfailiscJm  Edict 
T.  idofl,  über  die  Ontndvrrfassiing  der  serschled.  Stände, 
^.■7,  in  d.  Rbcln.  Rund,  XXII.  7s. 
r)  Afosra  s’on  der  I.andcsboli.  in  Steuers., 804.  A’^on  dem  ebe- 
maligni  J-rihrnU  der  Juden,  s.  ScnBÖTRR’s  verm.  Abhandl., 
Th.  I,  S.  ?i3  ff.  U.  F.  Rorr's  RrucLstücbc  *u  Erläul.  der 
t.  Gesch.  II.  Ilerhtc  ( Cnsspl  171)9.  4- ) i S.  97.  — i54-  J.  F.  R. 
ScHieeLTR  über  die  Aiiriicbung  des  JudenLeibzoIIes.  Hanau 
>8o5.  8. 

J)  Ahssv.  Fiiitsoh  Opiisc.,  T.  II.  P.  lA'.  n.  i5.  Jac.  Tboirasics 

diss.  de  cingaris.  Lips J.  F.  Alöci.iiso  dis.s.  de  cirru- 

laribus  edietis  contr.a  personas  palantcs,  Tüb.  1746.  F.  J.  Konr- 
«OI.T  diss.  Giess.  1751.  und  in  Pmtt's  .analrct.  juris  crim. , I. 
87.  sqij,  JMalblasc  progr.  Alt.  1775.  ii.  bei  Pi.itt  I.  r.  I.  67. 
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Die  Zigeuner;  von  H.  M.  G.  Gnn.inABs.  Dessau  1783.  8. 
LsTon's  biirgcrl.  Ilcchtsgcl. , 1.  4^8.  Dahz  a.  a.  O.  III.  §.3io. 
*)  itesrlilufs  der B.V.,  dicSachezurBenc1iterstaUung7.il  nehmen, 
und  den  Regierungen  anheim  zu  geben,  ob  eine  solche  lieber- 
cinkiinft  allgemein  eingegangen  werden  wolle,  in  d.  Protoc; 
V,  i8i(),  iiR;  dann  Ernennung  einer  Com  inission  für  diesen 
Zwech  in  d.  Protoc.  r.  i8io,  §.  36.  Vergl.'auch  die  An- 
träge, Anzeigen  und  Abstimmungen,  in  den  Protoc  v.  1819, 
C 1 18  , 171,  199,  -ioö;  V.  1820,  101  u.  189;  y.  1821,  §.258. 

f ) Vertrüge  defshall),  von  1808,  bis  in  das  J.  1818,  in_^]MAm. 
T7NS  recueil , Supplein.  VIII.  2.52  et  suiv.  Vertrüge  zw. 
Bairrn,  M'inemherg  und  Biulen , v.  7.  Mürz  1816;  Beil,  zu 
d.  Protoc.  der  B.V.  y.  14.  Jiiii.  1819,  §.  118;  zw.  Baifrn  u. 
Renfs  jung.  Linie,  im  J.  1821,  Protoc.  der  B.V.  v.  1821, 
§.  258;  des  Königs  v.  Sachsen mit  Prenssen , 21.  Jan.  1820; 
mit  Baiern , 2,5.  Jiin.  1820,  als  Beilage  bei  d.  Protoc.  der 
B.V.  y.  3.  Aug.  1820,  §.  lOi  ; mit  S.  fp^eimarEisenarh.  y. 
12.  Oct.  u.  14.  iVov.  1821  u.  5.  Cotha  y.  17.  Dcc.  1821,  Pro- 
toc. der  B.V.  1822,  §.  14  u.  35,  dcsgl.  mit  den  beiden  Linien 
von  Retifs , laut  h.  V erordn,  v.  2.  Jan.  1821.  V ertrüge 
J'reussens ! mit  Baiern,  y.  9.  Mai  1O18,  Beil,  zu  dem  Protoc. 
der  B.V.  V.  2.  Sept.  1819,  §.199;  mit  CII.  Hessen  u.  mit 
h'assMH,  Protoc.  der  B.V^.  y.  1819,  §.  191;;  mit  dem  Bönig 
V.  Sachsen  ( s.  oben);  mit  Reujs  , jüngerer  I.inie,  v.  ö.  April 
i8.’.i  , in  der  preufs.  Gesctzsamml.  1821  , IVnm.  6. 

•)  Oben  §.  ifr2.  — - IJlrtemb.  Verfafs.  V ertr.  v.  1819,  §.24  u.  32 
— 35.  V'ergl.  LcniK's  IVemcsi« , Bd.  IX,  Sl.  i,  iVum.  i. 
GCsniFn's  Völlicrr. , 11.  3o6  11'.  V'atth.  droit  des  gens  . 
liv.  L,  eil.  19,  §.  220  — 226.  Schriften  in  PüryiB’s  Lit.,  lll. 
7i5.  Ki.I'bkb's  l.it.,  5<)5  f.  v.  Bajcptz  neue  Lit.  des  Völkerr., 
§.  122  f. 
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XI.  Abschnitt. 

LandesdienstRegal. 


S-  382. 

Staatsiienste.  Verpfiichtung  dazu. 

I)  Auch  Dienstleistung,  positive  Handlungen, 
Staatsdienste  »)  (Landtulgen,  functiones  pnblicas, 
8.  regales,  operas  territoriales,  ursprünglich  den 
Deiliedienst),  ist  derStaat  von  seinen  Unterthanen,'  dem 
Staatssureck  geiuafs,  zu  fordern  befugt  ^).  II)  Diese 
Dienste,  Geldeswerth,  gehören  zu  dem  Staatseinkom* 
men  «)■  HI)  Die  Yerpflichtung  dazu,  findet  sich  bei  allen 
Unterthanen,  und  bei  allen,  in  der  Regel,  unter  gleU 
eben  Umständen,  auf  gleiche  Art'/).  IV)  Sie  haf- 
tet auf  der  Person,  aui  dem  Grundeigenthum, 
oder  auf  beiden  (persönliche,  dingliche,  vermischte 
Dienste).  V)  Die  noth  wendigen  Staatsdienste, 
sind  zum  Theil  eingeschränkt  auf  eine  bestimmte 
Quantität  oder  Qualität,  und«  in  so  fern  sind  es  ge- 
messene Dienste.  Ungemessen  sind  sic,  so  w'eit  drin- 
gendes Staatsbedürfnifs  solches  fordert  «)• 

a)  Wesentlich  unterschieden  von  den,  nicht  in  der  Staatspfiieht, 
sondern  in  der  Fatrimonial-  oder  Giitspflicht  gegründeten 
Patrimonial-  oder  l'rohmliensten  ( operis  patriinonialibus  ) , 
s.  B.  von  Hand  - und  Spanndiensten,  von  Jagd  - und  Boten- 
diensten , W.Hsch  - lind  Gesindediensten.  Desgleichen  von 
Stadt-  und  GemeinJediensten , und  von  I.ehndiensten.  — 
VoiT  j4ngariis  und  parangariis , liocaEB  a.  unten  a.  O.  i. 
Abr.  Ksstber  pr.  de  angariis  et  parangariis.  Lips.  1741. 
h)  Ki.iiBEn's  Liu,  §.  i374'’-  DASslIandb.  des  teutsrhen  Private., 
49>  u.  493.  G.  H.  de  BrnezB  diss.  de  jure  ordinum  im- 
perii  territorial!  circa  operas  subditornm.  Jen.  i7s4-  3. 

Petr.  Bugrib  pr.  de  funclionum  piiblicarum  scu  operarum 
territorialium  indole , finihusque  enmin  recte  regundls. 
Biut.  1783.  Klübie's  kl.  jur.  Bibi.,  V.  17.  Hebtivs  de  supe- 
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rloritate  territoriali , 67.  M.  D.  GHOLLWAns  ilifs.  de  ope- 

ranun  dcbitarum  mutatione  (Giess.  1707.  1714.  >7i5.  ree.  c. 
praef.  Estobi*  , ib.  1734),  c.  i.  ^.8.  Lvooi.r,  T.  Lobs.  loö. 
Srnvar  de  jure  Tillicorum,  c.  5.  §.  9.  — 8.  Fbemlers.jTb.  II| 
Bed.  8.  Bailisches  Edict  T.  i8u8 , die  Grundverfassung  der 
verschied.  Stände  betr.  1 §.  i6f. , in  d.  Rhein.  Bund , XXII.  83. 
e)  Büsch  von  d.  Geldumlauf,  III.  78  f.  ’ 

d)  F.  A.  II.  'Wr.cHHfnuB's  DarstclI.  der  Grundsätze,  nach  wel- 
chen Frohndienste  , und  iusonderh.  Landesfrobnen  zuzutheilcn 
und  auszugUichen  sind.  1798.  8. 

e)  Lcools  1.  c.  — Doch  sind  auch  ungemrsicnc  Dienste , von 
Ubermäsigen  und  unbilligen  unterschieden.  Stbcbi  , Th.  I, 
Bed.  89.  Decis.  Ilasso-Casssl.,  T.  II.  dec.  7.83.  Mfvics,!’.  IV'. 
dec.  i33.  Lcdolf,  T.  I.  obs.  io5.  §.  a.  num.  IV'^.  et  not.  7. 
Cbsxxb's  wetzl.  Nebenstunden,  XII.  i3n.  Bcchxb  1.  c.  4- 

§.  3<i3. 

Persönliche  Dienste. 

Zu  dem  persönlichen  Staatsdienst  gehören, 
ausser  den  intellcctuellcn  Diensten  : die  Kriegs-  oder 
M il i t h'rDi en ste,  die  Heerfahrt,  Reifs,  oder  Heer- 
folge «)  (sequela  armata) , zu  der  ■wirklichen  I>),  oder 
vorsorglichen  I.andesvertheidigung  als  Wehren  oder 
XVelirleute,  in  der  Gestalt  von  stehenden  oder  Li- 
nie nTr  u pp  e 11,  von  Landwehrmännern  und  von 
Landsturm,  so  tvie  von  PolizeiSoldalci)  (§.  45i 
u.  f.);  zu  welchem  Ende  die  Consciiption  oder  Re- 
crutenAushchung , die  CantonEintheiliing,  L.-tiidcs- 
musterung  oder  Heerschau  veranstaltet,  Verfügung 
gegen  die  Militär-  oder  Waffenscheuen  (refractaircs) 
und  Ausreisser  getrolfen , ein  Cordon  gezogen  wird, 
u.  d.;  die  Nacheile  c)  oder  eilende  Folge,  zu  Ver- 
folgung derer,  welche  gegen  die  öffentliche  Sicher- 
heit gefrevelt  haben ; die  Gericht-  und  Cent  fo  lg  e, 
Einziehung  und  Bewachung  der  Verbrecher,  Cent- 
wachtä);  das  Streifen')  auf  heim.'itli-  und  gewerh-- 
loses,  herumstdiwcifendes  Gesindel  (§  38i),  u d. ; 
die  Jagdfolge/),  welche  steh  wesentlich  unterscliel- 


« 


Digitized  by  Google 


752  II-  Th.  XII.  Cap.  Finanzhoheit. 

det  TOn  Jagdfrohnen  (§.  869),  Fufsdicnste  oder 
Botengehen. 

a)  Hievon  unten,  — IJeber  die  periönliche  Leistung 

des  WafTendiensles  der  kutholisi'hen  Geistl'cltkrit,  tn  d.  Archir 
für  das  liathnl.  Kirchen-  u.  Schulwesen,  Bd.  III,  St.  a 
(I'ranh.  »8i5.  8.',  S.  .^q  — 5q.  Bnier.sche  Verordn,  v.  1814, 
belr.  die  Eiemtion  der  GeUtlichen  von  d.  persönl.  Militär- 
Dienst  u.  von  Ucluition  desselben;  ebendas.  S.  1&7  if. 
h)  In  dem  Millcl.lller  die  Landschreye,  Landhude,  Landwere, 
cri  d'armes.  Klckvh's  Anmerk  /u  Suintr-Palnye  von  dem 
Kitterwesen,  II.  i5off.  Von  dem  heutigen  Landsturm , unten 

§.  452. 

c)  PUttfh's  Lit.,  III.  819.  Ki.dbeb's  Lit.,  §.  itioq.  Mit«sisc(b,  cent. 
2.  obs.  28.  l'r.TiL  prai.  aurca , p.  4^7-  Quisro»e‘s  peinl. 
Kerbt,  II.  §.  824-  r.  Cbsmxii's  wctzl.  Kebenst.,  I.  i.  Mosh's 
nachbarl.  Staalsr. , 55i. 

Jl  Bisweilen  hat  ein  Grrichtsherr  das  Recht  r.u  diesen  Diensten, 
durch  besondern  Reclitstitel.  SxnvBK  de  jure  villicor.  c.  V. 
§.  3.  sqq.  Ooconoinia  forensis , T.  V.  5~q.  'Wfstphsi.'s 
, Private.,  I.  Sl't.  Estoh's  bürgerl  Dechtsgel.,  III.  V3<>7-  Su.- 
ciiow  eleni.  juris  priv.  germ.,  §.  Sjq. 
c)  Mospb's  nachbarl.  Staatsr. , 897.  532. 

/)  Zu  Verfolgung  und  Ausrottung  gcfiihelichcr  Thicre.  J.  M. 
Sfufffbt  pr.  operae  venatoriac  ad  territoriales  quatonus  re- 
ferendae  sint.  'Wirceb.  i7()o.8.  Kiiinrn's  hl.  jur.  Ilihl.,  XVII. 
45.  GBOL^Jll5^  diss.  cit.  I.  c.  2.  3.  SrissFa's  Forst  - und 

Jagdhistorie,  3Jo.  v.  Chsvieb's  wetzl.  INcbcnst. , Tb.  99,  S. 
87.  Hfi-d's  reichsprälat.  Staatsr.,  II.  68t).  Fischfb’s  Kaineral- 
und  Polizeirochtc , II.  86t.  — \on  der  TJ’cIfjngJ , Pbt.  Mcl- 
i.FB  de  persequutione  luporiim.  Jen.  i6’'9.  SrissFn  a.  a.  O., 
S.  37.  340.  Occon.  forens  , V.  161.  Sfittleb's  Gcsch.  des 
Fürstenth.  Hannover,  II.  112.  v.  Moseb's  l'orstarchiv  , II. 342. 
g)  Dienste  zu  landesherrlichen  Lust  jagden  . sind,  Jagdfrohnen, 
Patrimonialdicnstc.  GaoLLass’«  diss.  cit.  I.  c.  2.  3.  Fiscau 

a.  a.  O.  II.  867,  J.  RiicBABDT  de  operis  venaticis.  Jen. 
1770.  — Für  Staatsdienste  hält  sic,  C.  G.  de  3Vischi.«b  diss. 
superioritas  tcrrltorialis  fons  operarum  venaticarum.  Lips. 
1-86.  Kt.vDiB's  kl.  jur.  Bibi. , IX.  53.  — Sowohl  die  Jagd- 
folgen, als  auch  die  Jagdfrohnen , unterscheiden  sich  von 
PVilJjolge , wovon  oben  %.  369. 
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s.  384. 

^Dingliche  und  vermischte  Dienste. 

Zu  den  dinglichen  Diensten  gehören;  Spann* 
dienste,  Vorspann,  Militär-  und  Kriegerfuhren  o), 
Burgfesten  2>) , zu  Erbauung,  Unterhaltung  oder  Her- 
stellung der  Festungen,  Burgdienste,  zu  dem  Vor- 
theil  landesherrlicher  Schlösser  bder  Burgen  c),  Dienste 
zu  landesherrlichen  Dicasterial- , Canzlei-  und  Amts- 
gebäuden <1),  Hofdienste  oder  Hoffolgen,  Hoffuhren 
zu  Fortbringung  landesherrlicher  Eflectcn  und  Victiia- 
lien,  und  des  Hofstaates,  Dienste  zu  dem  Deich-, 
Damm-,  Strafsen-  und  Brüchenbau,  zu  Wegräumung 
des  Schuttes  und  Ausbesserung,  bei  Verheerungen 
durch  Feuer,  Erdbeben,  Erdfälle,  Ueberschwemmun- 
gen , u.  d. /).  Zu  den  vermischten  Diensten  gehö- 
ren manche  Hund-  und  Fufsdieiiste , Schanzarbeit, 
Feuerrciten  u.  a. 

ä)  Mosib  von  der  Lanileshoh.  in  Militürschen , i88.  Strube  , 
Th.  II , lied-  9.  Tb.  III , Bed.  i43.  Pufendorf,  T.  III.  obs.  190, 
h)  Strvbb  de  jure  villicorum , c.  V.  §.  6.  EbenJers.,  IV,  Bcd. 
71.  V.  Crbhfr's  wct/.I.  Nebenst.,  Th.  144,  S.  198.  209  f.  I’ofex- 
uoRF  auiinadvers.,  T.  I.  43.  T.  Büx.ow's  u.  UaGEXANB's  pract. 
Erörtcr. , Bd.  I,  Num,  ^^o. 

t)  SrnuEK,  Th.  III,  Bpd.  i43.  Gylussr  symphor.  T.III.  fol.  327, 
J.  C.  L.  DE  ScBELLVTiTF.  pr.  dc  impcnsis  ad  arcium  cxtruclionem 
et  refcctioncin  ncccssariis.  Jeu.  i~"9. 

W)  Crixfr  , T.  I.  obs.  53. 

e)  Sthvbe  de  jure  villicorum,  c.  V.  §.  7. 

/ ) Bdcbsb  1.  c.  §.  4> 


s.  385. 

Substitution,  f^ergütung  der  Dienste, 

1}  Sowohl  der  intellectuclle,  als  auch  der  mecha- 
nische Staatsdienst,  setzt  Fähigkeiten  oder  Fertigkei- 
ten voraus,  die  nicht  bei  Jedem  sich  finden.  Daher 
mufs  der , welchen  die  Dienstpflicht  trifft,  wenn  ihm 
jene  fehlen,  oder  rcchtmäfsige  Hindernisse  ihn  ab- 
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halten,  und  die  Natur  des  Dienstes,  oder  das  Staats« 
intercsse  einen  Stellvertreter  nicht  f'estattet  «) , statt 
des  Naturaldienstes  Vergütung  leisten.  II)  Aber 
in  der^egel  hann , statt  des  Dienstes,  Geld 
vteder  gefordert,  noch  aufgedrungen  werden  ^>). 
III)  Hingegen  gebührt  Entschädigung  (Besoldung, 
Honorar,  I.ohii)  dem,  dessen  Staatsdienst  seinen  indi- 
Tidnelien  Pllichtlhcil  übersteigt.  IV)  Bei  Verrichtung 
mancher  mechanischer  Staatsdienste,  wird  jedesmal 
ein  bestimmtes  Quantum  Lebensmittel  rerab-,- 
reicht  <^)  ; doch  ist  eine  Verpflichtung  hiezu,  im  Zwei- 
fel nicht  zu  vermuthen  d). 

«)  Nicht  der  Fall,  in  der  Regel,  bei  RcalDiensten.  Mosia  von 
d.  t.  Unterthnnen  Rechten  und  Pflichten,  4^4-  Bvchbb  1.  c. 
%.  3.  6. 

i)  RucBEn  1.  c.  §.  6.  Mosxa  von  der  Landrihoh.  in  Steuer- 
sachen , 193. 

f)  Estob's  hürgerl.  Rechtsgel. , I.  §.  /fi6.  II.  4>7-  Bccbbb  I. 
c-  V 4- 

d)  V.  CBsaiB's  wctElar.  Nebenst. , XU.  i36.  Vergl.  VvwisDonr, 
T.  1.  obt.  111.  §.  i5- 


S-  386. 

Immunität,  CollisionsFall.  Auflegung  neuer  Dienste. 
Nicht  gebrauch . 

I)  ünentgeldliche  B e f r e i ung  Einzelner  von  dem 
Staatsdienst,  mit  Vermehrung  der  I.ast  für  Andere, 
wäre  widerrechtlich  n).  II)  In  C ol  1 i s i o n s F' ä 1 1 e n, 
gehen  die  Staatsdienste  allen  andern  Arten  von  Dien- 
sten vor  I)).  111)  Zu  Auflegung  ucuer  Staatsdienste, 

hann,  den  Nothfall  ausgenommen,  die  Einwilligung 
der  Landstände  nüthig  seyn  c).  IV)  Durch  blofsen 
Nichtgebrauch,  erlischt  das  Recht  zu  irgend  ei- 
ner Art  Ton  rechtniäsigen  Staatsdiensten  nicht  d). 

m)  Riccics  tpicilcg.  juris  genn.,  1^9.  v.  Bölow  u.  HxoKasBX 
a.  a.  O.  I.  ii4- 
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i)  Lvdolv,  T.  I.  obs.  106.  ^ i. 

«)  SnvBF.  de  jure  Tillicor.«  c.  5.  §.  10.  EbenJets.  Obs«,  jur.  «I 
bist.,  obs.  I.  1.  tq.  Eheiutess.  Nebenst. , I.  456.  II.  388. 
d)  Mstivs,  P.  IV.  obs  104.  Bvu's  Erläuter.  des  Lebor. , ySS. 


XU.  Abschnitt. 

FiscalGewalt. 


S 387. 

Fiseus.  DiJ^/kriiiztn. 

I)  Die  Fi sca I G e wal  t a)  oder  FiscalGerecbtig* 
beit  (jas  fisci),  ein  Ausilufs  der  Staatsgewalt,  nicht 
blofs  der  Justizhoheit  6) , bezweckt  nicht  nur  Wah> 
rung  und  Verfolgung  der  Rechte  des  Staates  gegen 
Einzelne,  sondern  sie  Terschaffl  auch  mehrere,  ver- 
schiedenartige c)  Quellen  des  Staatseinkommens.  II)  Wie 
weit,  oder  wie  eng  man  auch  denBegrilT  des  Staats- 
Fiscus  fassen  magd),  so  darf  solcher  doch  auf  andere 
StaatsCassen  nicht  ausgedehnt  werden,  z.  B.  auf  das 
Aerar  «),  die  Steuer- oder  LandschaitCasse,  die  Kriegs. 
Gasse,  u.  d. , auch  nicht  auf  die  DumänenCasse.  Die- 
sen gebühren  daher  auch  nicht,  in  Ermangelung  be- 
sonderer gesetzlicher  Bestimmungen,  die  Rechte  oder 
Privilegien  des  StaatsFiscus/)  (jura  iisci).  III)  Noch 
weniger  gehören  das  landesherrliche  Privat-  oder 
SchatullVcrniögen  , obgleich  in  dem  römischen  Recht 
versehen  mit  den  Vorrechten  des  Fiscus  (§.  255),  daa 
Gemeinde  - und  Stiftungsvermögen  oder  das  so  ge- 
nannte mittelbare  Staatsvermögen  ($.  u54)  , und  der 
LehnFiscus  (tiscua  fcudalis),  zu  dem  Staats-  oder 
TerritorialFiscus. 
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fl)  Schriften  In  Püttfb's  Lit.,  III.  §.3.'|3.  Klcbüb's  I.it.,  iieSff. 
Lxtsfb,  Sp.  657-  658.  Musib  von  der  Laudeslioli.  in  Camrral- 
sacben,  io6.  Jvbgovv  von  dm  Hegalien,  4^6  ff.  Jvir  über 
das  Fiscusreciit  i in  Cbobe's  u.  Jxer's  Gerinanicu , Heft  II 
(i8o8.  8.).  J.  G.  B.  IlÄBLtx  über  die  Hechte  des  Fiscus , 
vorxüglich  narb  balerlscben  Gesetzen.  Lim  i8io.  8. 

4)  G.  L.  Mbbcbes  de  jure  iisci  mero  adbacrente  imperio  (Viteb. 

it35),  §.  9-  Cbamib,  T.  V.  obs.  i357. 
r)  N'ermlfst  wird  darum  ein  durchgreifender,  generischer  Sach- 
begriff  des  Fiscus. 

J)  Beispiele  , bei  IIucH  in  Siebzsbxes  Jurist.  Magaz.,  1.  i63  ff- , in 
Gmblin's  u.  Elsasseb's  gemeinnütz.  jur.  Beobachtungen,  i45. 
1.(8.  Maukb's  rcichsrittersch.  Magaz.,  VIII.  i83.  i83.  v.  Hbeit* 
hayeb's  allgcm.  u.  baier.  St.  H.,  ay.  II.  G.  Fbancuk  nolitia  doraa- 
niorum , maxiinc  littcraria  (hinter  Liiseb  de  assentat.  JGtor.) 

3.  p.  i63.  sqq.  Hofacbsb  princ.  juris  civ.,  §.  F.  W. 

Gbibh,  in  d.  Anmerk,  zu  des  Gr.  r.  IIonKsTUAL's  Uebersetz. 
von  Pötteb's  instit.  juris  publ.  gcmi. , §.  Preusi.  allgein. 

Landr.,  Th.  II , Til.  14. 

*)  Unterschied,  bei  den  Hörnern,  zwischen  Acrarlum  und  Fis- 
cus , nacli  verschiedenen  Perioden.  Heineccii  coinmentar.  ad 
L.  Jul.  et  Pap.  Popp.  lib.  3.  c.  1.  §.  1.  p.  ayS.  (edit.  Lips. 
>778-  4‘).  EbenJess,  elein.  juris  civ.  sec.  ord.  Fand.,  P.  VII. 
§.  188.  Hubeb  digression.  lib.  3.  c.  21.  LEtsEB,'Sp.  657.  m. 
1.  sqq.  SiBCBE  a.  a.  O.  Gxeeib  u.  Elsässeb  a a.  O.  144  f- 
/)  Stbvbx,  Th.  IV  , Bed.  16.  Cocceji  juris  publ.  prudontia,  p. 
207.  Beh.'efb  jur.  nor.  controv.,  I.  obs.  11  G.  L.  Wischleh 
diss.  de  jure  acrarii  inilitaris , romani  ac  bodierni.  Lips.  1788. 
HeObeb's  kl.  jur.  Bibliotb.,  XIV.  i58.  , 

s.  388. 

Grundbestimmungen  der  FiscalGeioalt. 

Zu  Vermeidung  des,  durch  Uebertreibung  der 
FiscalGercchtighcit  entstehenden  Unrechtes«),  dienen 
folgende  Grundsätze.  I)  Der  Fiscus  ist  nur  solche 
Sachen  sich  zuzueignen  befugt,  zu  deren  Zueignung 
entweder  die  Staatsgewalt  ilberhaupt,  oder  klare  Ge- 
setze oder  Hcrkoniiiien  den  Souverain  vcrpllichten 
und  berechtigen  4).  H)  Die  FiscalAngelegenheilen 
sind,  in  der  Regel,  nach  dem  gemeinen  Privatrecht 
des  Staates  zu  beurthcileii  c)  157.276  u.  f.),  111)  Der 
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Fiscus  liann  , in  cigeiipr  Sache,  niclit  Richter  seyn, 
er  mufs  in  allen  PrivalHechlstrelligheiton  vor  den  or- 
dentlichen Gerichten  Recht  geben  und  nehmen'?); 
und  es  linden  in  Gonliscations-  und  andern  liscalischen 
Sachen,  die  gewöhnlichen  Rechtsmittel  statt  «). 

«)  l-'iscalünfug : i)  bei  <1eii  riömrrn.  Jul-  CXsa».  Jct6JS\ii» 
Sat.  IV.  Hulfsger  de  tribiitis  ac  Vcctigalibus  pop.  rom.  , c. 
45.  49-  74-  — *)  der  I.ouiliardei , 11.  Fi-iidr.  I. 

HcgalicnX'erorilnuiig  oder  ( iiacli  Cujas ) coiislitutio  de  juri- 
biis  fisci , V.  Ji58,  II.  F.  56.  F.  E.  lii  BTB.vu  in  ZirFBsicn's 
S.niind.  zu  d.  Lphiir.  , I.  129  Seif.  Gestii.i»  opera.  Neap.  j-68. 
llistoirc  des  rt’puhliqiic.s  ilalienne.s  du  nioyeii  äge  , pnr  J.  C. 
L.  SniovDF.  SisMosni , T.  II  (Zuric.  18®'.  8.  ),  p.  70  IF.  ~ 
3)  in  Tcutscliland  u.  andern  europ.  Hciclicn , Lfvsfr  de  assen- 
tationib.  JCtorum , c.  3.  24.  p.  loo-  sqq.  Horn  jurispr. 

feud, , c.  8.  §.  53.  J.SHGow  a.  a.  O.  460  1’.  >1.  F.  Scharf» 
diss.  de  bis  qiiac  jiirib.  ac  privilegiis  llsci  perperam  acccn- 
sentur.  Giess,  i”!!.  4*  \ un  KuuigsIUcIieu,  t.  dk  Stecr  cssais 

( 1790  8.  ) , Num.  8. 

i)  .lIosFR  a.  a.  O.  III  f.  — Nicht  blofs  nolhwendigc  , sondern 
auch  manche  zufälU^e  Rechte  werden  dem  Fiscus  beigclegt. 
Nach  der  Landesverrassung , Kann  hiebei  ein  Eimvilligungs- 
recht  der  I. and  stände  statt  finden.  Strcdf,  Th.  II.  Bed.  -9. 
r)  Jo.  JIicH.  Daus  diss.  de  vero  sensu  illius ; fiscus  in  dubio  iititur 
jure  coininuni.  Mog.  1751.  Levsfb,  Sp.  55“.  m.  17.  iq.  *3. 
sq.  28.  sq.  — Auch  das  P ossesioriiim  sumniariissiminn  , findet 
wider  den  Fiscus  stall.  Lfiser,  Sp.  557.  m.  28.  5q.  A.  H. 
Gücufi.  diss.  possessorium  suinmarlissinnim  an  et  qiiatenus 
adversiis  peiiicipem  a siibdilis  possil  iustitiii?(Erl.  1798.4.)  §.  19. 
sqq.  Nur  petitorische  Illagcn , gestattet  gegen  den  Fiscus, 
eine  preufs.  Verordn,  v.  26.  Dec.  1808.  — Nassau-ussingische 
Verordn,  v.  11.  Mai  i8o5,  dafs  in  dubio  gegen  den  Fiscus 
zu  sprechen  scy.  Rhein.  Bund,  VII.  121. 

d)  Vergl.  Gbamfr  in  d.  wetzl.  N ebenst.,  LV^  66  ff.  Oben§.  i5“. 
Bnier.  Verfafs.  Ürh.  V.  1818,  VIH.  5.  / T'irtembergische  v.  1819, 

94.  Nassauische  Gerichlsordn.  v.  Nov.  1816,  in  d.  Bbciii. 
Bund , III.  476. 

e)  Muser  a.  a.  O.  iiof. 
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S.  389. 

Fortsetzung. 

IV)  Das  römische  jus  fisci,  hauptsächlich  zu 
dem  römischen  Staatsrecht  gehörig,  ein  Inhegiitr 
von  Vorzugsrechten  und  Privilegien  des  Fiscus»), 
ist  in  teutschen  Staaten  nur  so  weit  anwendbar,  als 
dessen  Annahme  oder  rcchtmäsiger  Gebrauch  keinem 
gegründeten  Zweifel  unterworfen  ist  t).  Y)  IVicht 
immer  sind  Unterthanen  schuldig,  dem  Fiscus  ihren 
Fechtstitel  anzuzeigen  ( §.  276).  M)  FiscusSachen, 
können  durch  vierzigjährige  Verjährung  erworben 
werden  c).  VII)  Unächte,  von  Privatgelehrten  erson- 
nene Vorrechte  des  Fiscus  (privilegia  fisei  spiiria), 
sind  verwerilich  ($.  89 1). 

a)  Püttfu's  Lit.,  III,  iii4'  A.  Fbkfghiscs  de  juribus  ct 
privilegiis  tisri.  Colon.  i588  8.  1726.  4*  H.  Behgkh  enar- 
rntio  Legis  X.  D.  dejuro  fisci,  qua,  quo,  jure  fiscus  in  dubiis 
quaestionibus  utatur,  cxpendltur.  Lips.  17öS.  4*  Hofbcikii 
princ.  juris  civ.  , s qq.  V'oktivs  ad  Dig.  Hb.  4q.  tit. 

i4-  V 8.  IIuBER  praelect.  juris  rom.,  lib,  49.  tit.  14.  V 2. 
sq.  Lsv'rr.HBsca  colirg.  theor  pracl.,  Hb.  49- t't.  i4*§.  2.  sqq. 
h)  X'f.ttflsi.aut's  Erörterungen  aus  dem  tcut.  Staatsr. , S.  a6- tf. 
t)  Asuh.  ücbfl  Ir.  de  praescriptione  immemoriali  (Hai.  170-. 
4. ) , cap.  3.  tb.  i3.  Hrkss  diss.  de  natura  et  indole  vetiis- 
tiitis  s.  praescriptionis  immeniorialis  (Heimst.  1734),  eap.  3. 

i3.  Litsfr,  Sp.  458.  m.  I — 6.  Inas  de  assentat.  JC'tor., 
p.  100.  — Anders,  L^schfr  Respons.  Hb.  I.  n.  2.  — Vei-gl. 
276  , Note  d. 


S.  390. 

FiscalGüter , Einkünfte  und  Vorrechte. 

1)  Als  Berechtigungen  und  Bestandtheile  des  Fis- 
cus, auf  jeden  Fall  als  zu  den  verleihbaren  oder  nie- 
dcrii  Regalien  (§.  101)  gehörig,  sind  anzuschen  : die 
gewöhnlichen  Strafautzungen  a ) , insonderheit  der 
ConiiscatioiisErtrag  Ii) , bei  Defraudation  der  Staats- 
aullagenoder bei  andern  Verbrechen  (verwirktes  Gut), 
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nnd  diejenigen  Güter,  -welche  ausser  jenen,  rermöge 
der  Gesetze  dem  Fiscus  heimfallen,  sowohl  ledige, 
insbesondere  erblose  e),  Tcrmöge  des  ßsculischeii  üe- 
cupations-  oder  Heimfallrechtes  fdroit  d'epave),  als 
auch  andere,  z.  H.  ßastarderbe , Schütze  >0^  der  Er- 
trag des  Heimfallrcchtes  im  ungern  Sinn  «)  (juris  al- 
hinagii,  droit  d'aubaine),  des  Wildfangrechtes /),  des 
Abzug  - ‘oder  Abschofs-  und  Nachsteuerrechles  5^), 
des  Hagestolzeiirechles  /'),  des  VorhauiVechtes  bei 
der  Ausbeute  der  ßergwerhe  (§.  363),  schiffbrüchige 
Güter  (bona  naufragorum)  vermöge  des  Strandrechtes 
(§.373),  die  Gerade  bei  ermangelnder  GeradcErbin  0» 
oder  -wegen  Retorsion  ^),  u.  a.  d.  , so  fern  diese 
Rechte  noch  üblich  sind. 

fl)  Mosia  a.  a.  0.  ii5.  110. 

b)  Jabgovt  a.  a.  0. 553.  Cun.  Schlözvb  diss.  de  bonorum  coufisca- 

tione.  Gött.  1796.  Kou.  baitr.  Edict  über  die  Confiscationeii, 
V.  1808,  in  d.  Begier.  Ülatl  1801  , St.  5i.  — In  verschiedenen 
Staaten  sind  die  Coniiscationen  des  ganzen  Vermögens  nbgr- 
sehafft,  z.  B-  indan  Verfafs.  Urkunden  von  Balern,  i8i8,  VIII.  6; 
r on  TJ’irtemberg , 1819,  §.95  von  GH. , 1810,  Art.  100  $ 
von  BaJen,  1818,  16.  u.  durch  e.  Gesetz  v.  5.  Orl.  1820 

Vergl.  die  V'erhandhingcn  der  ersten  Ständeversaminl.  des 
CH.  Baden,  Heft5  (1820),  S.  707  ff.  0.754.  Auchin  Bremen, 
durch  e.  Rath  - und  Bürgerschlufs  v.  i3.  Oct.  1820;  in  d. 
Saiiiml.  der  Verordnungen  des  Senats  der  freien  Hansestadt 
Bremen,  v.  1810,  S.  93 

c)  PüTTza's  Lit.,  III.  617.  Hlübbb's  Lit. , 1376.  Jabcow  a.  a.  O. 

Ö2I.  — Von  rebus  nullius,  bonis  vacautibus  u.  Adespoten, 
oben  §.  157  ff.  — Lediges  , verlassenes  und  verwirktes  Gut, 
eignet  sich  der  Fiscus  in  den  meisten  Staaten  ausschliessend 
zu.  GLÜcn'sErläuter.  der  Pandccten,  II.  §.  169.  Dzez  liandb. 
des  t.  Privatr.,  II.  182.  Es  heifst  daher  Fiicutgut  in  dem 
eigentlichen  Sinn. 

d)  Oben,  257,  Note  a. 

e)  So  heifst  das  Recht,  nach  welchem  der  ganze  inländische 
Nachlafs  der  im  Lande  verstorbenen  Fremden,  dem  Staals- 
Fiscus  hcimfklU  , mit  Ausschlufs  aller  Testament  - und  Ver- 
tragerben, und  der  auswärtigen  (nicht  der  inländischen) 
IntcstatErhen.  — Schriften  in  Pürrzn's  Lit.,  III.  610.  Rlvbf.r’s 
Lit.,  §.  >369.  — Bsunn»  jus  nov.  conlrov.,  I.  obs.  5a.  Satenovv 
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. dem.  juris  germ.,  §.  2a2.  RuNny's  t.  Privalr. , $.320.  Ui-ibih'* 
ilroit  des  gens  moderne  de  TEiirope  , §.  82. 

f)  Plttea's  Lit.,  III.  617.  ^VtsTpuil,’s  Slaalsr., 

g)  Püttfh’s  LU.,  III.  0-(8.  Hii’BFu's  LU.,  §.  i3-?o.  — Die  ver- 
schiedcneii  Meinungen  von  dom  Hcclitsgnindo  der  IVaclistcuer, 
s.  in  L.  H1MH1.STOSS  EnUvicliel.  des  HegrilTs  der  Rcgalil.ät 
clc.  ( Landsli.  180.4),  S.  5i  ff.  u.  87.  V on  der  Freizügigheit 
unter  den  t.  Ilundesstaaten , oben  168.  V on  V erträgen 
teutscher  Staaten  mit  europäischen,  über  Freizügigheit,  s. 
Kt.i!r.f:n’s  droit  des  gens,  §.  83. 

h)  PiiTrFu's  Lit.,  III.  617.  Klcbkb's  Lit.,  §.  1377.  lUnjirn  1.  c. 
Sklciiow  1.  c.  %.  4to. 

f)  G.  R.irth's  Kericht  t.  der  Gerade,  S.  4<>.  J-  F.  Itiviniis  diss. 
de  succcssione  fisci  in  Gcradam.  Lips.  1773. 

A)  Fisfiuart's  Sprichnörtcr  , 208.  C.  T.  GBÜ.'nt  KR  diss.  de  re* 
torsiunc  , «peciatiin  quoad  geradam.  Viteb.  i8o5.  4- 


§.  301. 

Fartsetxung. 

II)  Eiti  Neu-,  Neubruch  - oder  Noval- 

Z c h n t re  c h t n) , in  Bezirken,  tvo  der  Fisciis  nickt 
UniversalZchntbercchtigter  ist,  und  ein  Successions- 
Rechl,  lici  Privatlehen,  oder  inländischen  Activlehcn 
aus'\värti"cr  Staaten,  in  das  nutzbare  Eigenthuni, 
namentlich  der  Erblehen  , bei  dem  Mangel  lehnlahi- 
ger  SuccessiousBcrcclitigtcn  /’  ) , oder  in  das  a 1 1 o- 
di.ale  Obereigenthum,  in  dem  Fall  einer  Er- 
löschung der  lehnherrlichen  Familie  c) , gebührt  dem 
SlaalsFiscus , in  der  Regel,  nicht.  111)  Vorrechte, 
■Hclche  der  Fiscus  anspricht , müssen  gesetzlich  be- 
stimmt seynt  §.390).  IV")  Hat  der  StaatsFiscus  zu  Evic- 
t i o n s 1 e i s t un  g allgemein  genu^  sich  vcrpllichtct, 
so  liegt  ihm  solche  auch  dann  ob  , nenn  der  Gegen- 
stand durch  Maasnehmungen  oder  Verfügungen  zu- 
rückgenommen, aul’gehoben  oder  verändert  worden 
ist,  wozu  die  Staatsgewalt  durch  das  Staatsinteresse 
oder  durch  die  Macht  der  Umstände  sich  veranlafs^ 
gesehen  hat.  War  dieselbe  nicht  schuldig,  hicvim 
durch  üscälische  Vcrpllichtungen  jener  Art  sich  ab- 
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hallen  7.M  lassen,  so  honnte  sie  dagegen  den  Fiscus 
TOii  der  Sehiildigheit  nieht  cnlhinden  , VerpHichtun- 
gen  /,u  erfüllen,  die  ihm  privalrcchllich  obliegen. 

«)  PrTTFB’s  Lit.,  III.  6i8.  Klübfb'.s  Lit.,  1379.  Schnai'bfbt'» 
rrläiit.  des  Lrlinr. , S.  i65.  Estob's  bürgcrl.  Reclils"cl. , I. 
§.  483.  üüii.nFB,  I.  E.  P.  lib.  3.  lit.  3o.  62.  sq.  J.  3.  Rf.in- 

H\Bo  de  jure  foreslali  Germanor.,  Seel.  II.  §.  10.  G.iV1.3Vf»fk 
diss.  de  decimis  novalibus.  liainb.  i-()3.  — Anders,  PI'ttfb 
instit.  Juris  publ.,  V ^“5.  llf  Bries  de  suprrioiilate  territ. , 
3o.  ■ Fischfb's  Caineral-  und  Polizclr. , III.  Säg  ff.  Pfi  f- 
Fisr.FB  Vilriar.  illustr. , lib.  5.  lit.  18.  75.  — In  dem  im  §. 

ausgedrücliten  Fall,  bann  dieses  Reclit  auch  Standesher reu 
und  Alldem  zustehen.  Rhein.  Rund , \.  48.  XII.  33S.  XIII. 
72.  XIV.  a3o. 

ii)  G.  F.  Deisliti  diss.  de  eiclusione  fisci  a successione  in  feuda 
mere  hcredilaria.  Alt.  174t-  “■  in .Tfmchfb's  thes.  Juris  feud  ,T. 
II.  n.  .34.  MÜI.LFB  usu  pract.  dislinct.  feud.',  c.  16.  dist.  9. 
c)  Fobstfb  von  d.  Eehustamm , Cap.  8,  §.  3.  Ri.übeh’s  hl.  Jur. 
Bibi-,  Xlll.  i3.  Anders,  Stfvcu  de  surcess.  ab  intest.,  Diss.  V. 
c.  2.  §.  7.  IMömeb  1.  c.  cap.  16.  dist.  9.  Röiikfr  princ.  Juris 
feud  , §.  3t  1. 


s.  301?. 

Verwendung  der  riscalGefälle.  FiscalBeamte.  Ver- 
/afiruiigsweise  in  ßscalischen  Sachen.  Verleihung  der 
FiscalGerechtigkeit. 

1)  Die  Verwendung  der  FiscalGcfälle,  als  eines 
Theils  des  Staatseinhommens , mufs  ku  dem  Vortheil 
der  Staatsbedürfnisse  geschehen  o).  H)  Zu  Wahrung 
lind  Verfolgung  der  FiscalRechte , *u  Verwaltung  der 
h'iscalEinhünfle , werden  fisculische  Staalsho- 
amte  angcstellt,  h'iseale,  Staats-  oder  FiscalAnwälte, 
llammerProcuratoren  , Provisoren  des  Fiscus  u.  d.  h). 
III)  Den  Gei'iehten  ist  Kuweiien  eine  eigene  Verfall-^ 
rungsweiso,  in  fisealischen  Sachen,  gesetzlich  Tor- 
geschrieben  f).  IV)  Mit  eigener  Gerichtbarheit  ver- 
sehenen Untern brigheiten,  Standesherren,  Grund- 
herren,  städtischen  Magistraten  u.  d.,  ist  oft  eine  un- 
Tullstnndige  und  eingeschränkte  FiscalGerechtigkeit 
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überlassen  <^),  deren  Umfang  in  jedem  Fall  besonders 
auszumitteln  ist 
a)  Mosrn  n.  a.  O.  119. 

h)  Kurze  Geschichte  dcrFIscäle;  in  <1.  Rhein.  Bund,  LVI. 

c)  F.  M.  Bacbsass’  de  judicc  causarum  fiscaliuin.  Erf.  1788. 
Klübfb's  kl.  jur.  Bibi. , XVIII.  146.  Preufs.  allgem.  Gerichts- 
ordn.,  I 33. 

d)  PüTTBB'sLit.,  III.  346.  Klübfu's  Lit.,  §.  1123.  LEYSZH,Sp.558. 
Stbtr  U.  M.  tit.  de  ^re  fisci,  §.  4-  W*b?i*b  obss.  pract.  v. 
Vogtej-j  V.  Cbaxfb's  wetzl.  Nebenst.,  CIV.  4>o.  — Die  blufse 
Bewidiming  mit  dem  lübist  hen  Bechc , schliefst  eine  solche 
Verleihung  nicht  in  sieb.  G.  L.  llüaaKB  clect.  juris  cir. , T. 
II.  n.  IO. 


XIII.  Abschnitt. 

Domänen  Recht. 
S-  393. 


t Bestandtheile  der  Domänen. 

Der  Begriff  und  die  Eigenthiimverhält- 
nisse  der  Domänen  oder  Hammergüler , eines  Be- 
standtheils  des  Staatsrermügens,  und  einer  wichtigen 
Quelle  des  Staatseinhomincns , sind  oben  ($.  aös  u.  f.) 
angegeben  «),  Die  Domänen  können  bestehen  b)  aus 
Berrschaften,  Acmtern,  Städten,  Flecken,  Dörfern, 
"Weilern  , Landgütern,  Vorwerken,  Banerhofen,  Müh- 
len, Gebäuden,  Fabriken,  Waldungen  oder  Forsten, 
Gärten,  Aeckern,  Weinbergen,  Wiesen,  Weiden 
oder  Triften,  Quellen,  Flüs.sen,  Bächen,  Seen,  Fisch- 
teichen, Hütten-,  Hammer-,  Berg  - und  Salzwerken, 
Stein-  und  Marmorbrüchen,  u.  d. , auch  aus  Grund- 
gerechtigkeiten.  Zehnten,  Giit.spachten , Gülten,  Zin- 
sen, Frohndiensten , Jagdnutzuugeii , u.  d. 
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a)  Ehcmsligcr  Mifshrauch  des  altern  franf.ösisclien , und  des 
römischen  DomanialRechtcs.  Fisciikr's  Camcral-  u.  Polir.ei. 
rechte,  II.  /(8i  ff.  J.  C.  DF.sIoecn^s  licurtbeil.  v.  d.  Domiinen- 
rechtc  (München  1768.  8.),  S.8.  — Rfb.  Choppis  de  doinanio 
Franciae,  in  C.  Fmsii  jure  domaniali , p.  i — /|i6.  Jr.v:i 
R.ic^UKT  des  droits  du  domaine  de  la  couronne  de  France- 
Paris  1611.  u.  in  dessen  Oeuvres,  T.  I et  11.  Le  Ff.vrb  de 
la  Planchf-  memoires  sur  les  matiercs  doioaniales,  oh  tralte 
du  domaine.  T.  I — III.  Paris  1-67.  4*  F.ncj  clopedie , par 
Didfrot  ct  d’ALtJiBFRT,  V.  Domaiiie.  Encjclopedie  metho- 
diqiic;  Fiiianccs  , T.  I.  (Paris  it84-  40,  p-  ^3”  — 6aa. 

b)  Vcrgl.  ein  V^rReichnlfs  von  McchlenburgSclnvcrin  , in  ßiisen- 
i>c's  Magazin,  111.  71. 

§.  394. 

Erwerb.  Ertrag  u.  f^erwendartg,  f^erwaltung. 

1)  Der  Erwerb  der  Domänen,  ist  theils  ur- 
sprünglich, theils  derivativ,  durch  verschiedene 
Rechtstitel,  auch  Hciinf'all  und  Coniiscalion «).  II) Der 
Ertrag  derselben  ist  Staatseiuliomnicn,  und  bestimmt, 
nicht  blofs  zu  dem  persönlichen  Aufwand  des  Regen- 
ten, sondern  vorzüglich  auch  zu  dem  Stantsaufwand 
(§.  25e).  III)  Die  Verwaltung  der  Domänen,  und 
der  lucrativen  oder  so  genannten  Kamrnei Regalien, 
■wenigstens  die  Aufsicht  über  diese  Verwaltung,  dst 
eigenen  Collcgien  übertragen,  Kammern,  Rent-  oder 
DoinänenKaminern  ^). 

n)  Strcsf  , Th.  II.  Bcd.  i. 

h)  Mosfb  V.  d.  Landeshoh.  in  Criminalsachcn  , 54<  Ehender t. 
r.  d.  Landeshoh.  in  Regicrungssachen , 65.  J.  L.  F.  v.  Lir- 
BF>STBis  von  Kammer-  u.  Juslir.Collegipn.  Tüb.  1770.  4-  — 
Von  dem  Alter  der  KammcrColIegien,  Spitti.eii's  Geschichte 
▼.  Hannover,  1.  2~o.  Ri.ÜDKa's  kl.  jur.  Bibliothek,  I.  870. 

s«.  395. 

Benutzungsart.  Steuer^freiheU 

1)  Die  Benutzung  der  Domänen«)  geschieht 
theils  durch  eigene  Bewirthsebaftung  oder 
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Selbst vprw.iUunf' /’) , tlicils  «Im-cli  Ze  i t p a cli  l «)  , oft 
aber  auch,  da  beides  cigenthilmlichc  Gebrechen  hat, 
durch  Zerschlagung;  und  Veräufserung  zu  Erbzins 
oder  Erbpacht.  Die  letzte  Art  ist  bei  I.andgüterii 
meist  Torzuziehen  dj , mit  Ausnahme  der  Forsten 
bis  zu  einem  gewissen  (Quantum.  II)  Nicht  in  allen 
teutschen  Bundesstaaten,  sind  die  Domänen  Steuer- 
frei  (5.  337). 

«)  H.  D.  Geschichte  der  DomäncnBcnutzung  in 

Tenlschhiud.  rreissclirifl.  Franhf.  a.  d.  O.  1807.  8.  G.  I'. 
W.  F«FssnoRF  übec  Benutzung  u.  Verpachtung  der  Domä- 
neuGüter.  Giessen  i8i5.  8.  Fisr.urn's  Cameral-  u.  l’olizcir., 
II.  497.  AVpiiäkiit's  vermischte  Abhandlungen,  Bd.  I ( Berl. 
1814.  8.  ) , Kum,  II. 

b)  I-RFNSnoRP  a.  a.  O.  4 — ’-Q. 

c)  Indem  man  sie  z.  B.  in  Heinere  Güter  verwandelt.  Ver- 
wandlung der  Domänen  in  Bauergüter.  Sirnsburg  >767. 
I’mri'ER's  Finanzwissensch. , Ilaiiplsl.  III.  S.  6ij. -3.  v.  Jesii's 
Staatswirtlischal't , II.  la.j.  Frtissuobf  a.  a.  O.  , §.52  — i53. 
Jurist,  ülion.  Grundsätze  von  der  Generals  erpachtung  der 
Domänen  in  d.  preufs.  Staaten.  Berl.  i"85.  — Bei  Zehnten 
ist  der  Zcitpacht  am  gewöhnlichsten.  — Von  der  Halbpacht 
(champart),  s.  Fbkssdobf  a.  a.  O. , §.  53  f. 

d)  Thuei's  Grundsätze  der  rationellen  Landwirthschaft , Bd.  I. 
Frvssdorf  a.  a.  O.,  §.  3o  — 5i.  J.  I’.  I'bask's  System 
der  landwirlhschaftl.  Polizei,  Th.  II,  S.  227.  248  — 253. 
SiiCKOvv's  Ilaincralwisscnschaft  , S.  269.  G.  Sartorils  Hand- 
buch der  Staatswirthschaft,  §.  joi.  Geschichte  von  der  ver- 
besserten Einrichtung  der  Domänen  im  I’rcussischcn  , S.  26  fr. 
J.  J.  Cf.lla  von  Zerschlagung  der  Domänen  und  Baucrgütcr. 
Amb.  1783.  K.  G.  Fürsthnau  Zweifel  dagegen,  in  den  hessi- 
schen Bcitr.,  «786,  St.  7.  — Tertialisten  oder  Drittelgiiler  in 
Vorpommern.  E-ncflsricht,  obs.  i~.  Greifswald.  W ochcnbl. 
»743,  S.  299.  3o8.  317.  321. 36«.  372.  377.  Chr.  Nie.  Scui.icut. 
RHVi.L  diss.  de  praediis  tertialiluis j cum  progr.  de  obliga- 
tionc  tcrtialistarum  ad  solvcndym  debita  ab  ipsis  contracta. 
Gryph.  1777. 

e)  In  Franhreich  wurden  diese  sorgfältig  aufbewahrl , bei  Ver- 
äusscrung  der  A'alionalDomäncn. 
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Rechtsverhältnijs  der  Domänen  Verwaltung. 

% 

I)  Die  landesherrliche  Domänenver'W.nltung  wird, 
in  ihren  streitigen  Rechtsachen  , in  der  Regel,  nach 
dem  gemeinen  Privatrecht  des  Staates  beur- 
tlieilt  o).  Daher  bann  R)  nicht  nur  das  Possesso- 
rium summariissimum,  selbst  von  Unterthanen, 
gegen  dieselbe  mit  Erfolg  gebraucht  werden  (§.  276), 
sondern  cs  findet  aut  h 111)  nach  (irnndsiilKcn  des  ge- 
meinen Rechtes,  vierzigjährige  Verjährung  gegen 
dieselbe  statt , so  fern  die  Veräusserung  und  der  Kr- 
Averb  der  Rainmergüter  nicht  gesetzlich  verboten  istä). 
IV)  Auch  ist  dieselbe  nicht  befugt,  wegen  ihrer  ver- 
jährbaren Rechte  und  Güter,  von  dem  Besitzer  der- 
selben die  Anzeige  seines  Rechtstitcls  zu  be- 
gehren (§.  276). 

a)  Aro.  k I.rvsiiRi  mrdiMtiones  de  a^scnlationibus  ICtorum  et 
dortrina  de  domaniis  (Viteb.  1712.  edit.  ■2.  Keimst.  1726.  edit. 
3.  cura  H.  G.  Fiisschf.,  tbid.  i74>-  4-)t  caj).  3.  Sect.  2.  25. 

1>.  >“7- 

h)  LpYsm  1.  e.  C.3.  Sect.  2.  §.23.  p.  96.  sq.  cl  100.  — Immrmo- 
rialPracscription  fordert,  Asdr.  Ocrfl  de  pracscriptionc  im- 
mcmoriali,  c.  3.  tb.  s3.  — Vcrgl.  oben,  §.276  u.  38q. 
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XIII.  C a p i t e 1. 
PrivilegienRegal. 


§.  397. 


Ht griff  und  Arten  der  Privilegien.  Dispensationen. 

I)  Aus  dem  allgemeinen  Hoheitsrecht  der  Gesetz- 
gebung, fliefst  das  PrivilegienRegal  «),  die  Befug- 
nifs  des  Gesetzgebers,  dem  Staatszwech  geinäfs,  Ausnah- 
men von  allgemeinen  Rechten  zu  verfügen,  theils  für 
einzelne  Personen  (physische  oder  moralische),  oder  Sa- 
chen, theils  für  gewisse  Classen  derselben  &).  llj  ln 
dem  letzten  Fall,  heifsen  sie  besondere  Rechte 
(jura  singularia  , bencficia  legis),  uncigentlichc  Privi- 
legien Indem  ersten  Fall,  heifsen  sic  Privilegien 
in  dem  eigentlichen  Sinn,  wenn  sie  für  alle  oder 
mehrere  gleichartige  Fälle,  hingegen  Dispensa- 
tionen oder  Freisprechungen  von  einem  einzelnen 
Gesetz,  wenn  sie  für  einen  einzelnen  Fall  ertheilt 
werden  c)  III)  Man  unterscheidet  persönliche  und 
dingliche,  affirmative  und  negative,  auch  a u s- 
schliefsende  und  cumulative  Privilegien  d). 
IV)  Kicht  selten  sind  Privilegien  und  Dispensationen, 
eine  Quelle  von  Staatseinkommen«). 

«)  Pt’TTia’sI.it.,  III.  3i2.  KlI'bf.b's  Lit.,  §.  1093 IT.  IMosvi»  von  der 
Laiidcsliob.  in  Guadeiisachi'n,  38.  Jahgow  von  den  Regalien, 
i85ff. 

i)  Vergl.  Habtlvsfh  medit.  adPandect.,  Spcc.  XII.  m.  1.  Gottl. 
IIuFFLABD  praecognita  juris  Pandcctar.  hod.  (Jen.  1793.  8.), 
28.  et  83.  C.  D.  Ebuabu's  Critik  des  allgeiii.  Gesetzbuchs 
für  die  preufs.  Staaten,  I.  lEli.  — Auch  durch  snllschwei- 
pcmle  V erleihung  (sprechende  Handlungen)  des  Regenten, 
kann  t in  Pri»ili‘giiim  erworben  werden,  z.  B.  durch  öffentli- 
che, unvordenkliche  Zeit  'hindurch  statt  gehabte  Ausübung 
einc.s  Hechtes,  das  nur  durch  Pririlegium  kann  erworben  wer- 
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den.  Lftsfk  1.  c. , Spec.  mcd.  7.  ReisBAnTH  ad  Christi- 
naei  obserr. , IV.  5o.  Anders  Sam.  Stdych  in  usa  modtfmo 
Fandectar. , lib.  XLIV.  tit.  3.  ^>4- 

c)  Vergl.  a98.  Pv'ttib's  Lir.,  III.  Sia.  KtraEB'a  Lit.,  §.  1091. 

J.  II.  Böhxkb  diss.  de  sublim!  principura  erangelicorum  dis- 
pensandi  jure  in  causis  et  negotii.s  tarn  sacris  quam  profanis. 
Hai.  172a.  Jabgow  a.  a.  O.  ao6.  Bossig's  Politik , 196. 

d)  Von  der  Eintheilung  der  PriTilegirn  in  conveiuionelle  un'd  , 
gratiose,  in  günstige  uad  oiliose.  Gbi.mcs,  N.  A.  X.  ao.  L.  C. 

DK  'WÖLCiuR  de  privilegiis  odiosis.  Alt.  i*?i8.  G.  B.  Beoam 
de  arquitate  privilegii  odiosi,  et  potrstate  imperantis  circa  ii- 
lud.  Gocit.  17&0.  — Dauer  der  Privilegien.  Glücb’s  Erläiit. 
der  Pandecten,  I.  §.  100.  S.  366.  Mosfb  a.  a.  0.,  4^.  J.  G.  E. 
Wasbuth  diss.  de  privilcgioruin  natura  generaliin,  et  in  spe- 
cic  de  modis  quibus  liiiiuntur  vcl  amittuntur  (Guett.  1787.  4-)s 
ao.  sq. 

c)  Der  Aus.sprucli  der  tridcntinisclirn  HirchenTersamnilung  «ran> 
et  gratis*,  sollte  auch  bei  weltlichen  Dispensationen  gelten. 

s.  308. 

* Gültigkeit  und  fT'irksamkeit  der  Prioilegien. 

I)  Die  Recht  in  äsiglieit  eines  Privilegii  hängt 
ah,  von  der  Befugnifs  des  Ertheiiers , von  der  Er- 
werhftihighcit  des  Privilegirten , und  von  gefährde- 
loser  Erlangung  desselben  «).  II)  Die  heutige  Gültig- 
keit älterer  Privilegien  wird  hciirtheilt,  in  der  Re- 
gel, nach  den,  der  Ertheilung  gleichzeitigen  staats- 
rechtlichen Grundsätzen  6).  111;  Die  Wirksamkeit  der 

Privilegien  schränkt  sich  ein,  auf  das  Staatsgebiet 
des  Ertheiiers  r) , wo  auch  Ausländer  solche  aner- 
kennen müssen  <?) , und  in  der  Regel  auf  die  Folge- 
zeit (Zukunft).  IV)  Ein  Privilegium  enthält  zugleich 
eine  Ila  n d 1 11  n gsIS'o  r m für  ander  e Unterthanen  «), 
wcfshalb  verhältnifsmäsige  Bekanntmachung  desselben 
nöthig  oder  nützlich  seyn  kann.  V)  Unwirksam  ist 
es  gegen  das  wohlerworbene  Recht  eines  Dritten/): 
Oberhaupt,  so  oft  es  die  Staatspilicht  der  Nichtprivi- 
legirten  überschreitet.  Daher  kann,  vor  Ertheilung 
"mancher  Privilegien,  Vernehmung  der  Interessenten 
rathsam  seyu. 
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a)  Von  dem  vitio  sub-  ct  obrcpiionis.  Böhmpb  Jur.  erclos.  Pro- 
testant., T.I.lib.  1.  lit.  3.  §.  ij.  sq.  0.  O.  Grsbf.  pr.  dp  CTcep- 
tionlbus  sub-ct  obreptionis  carumque  probatione.  Itint.  1788. 
Ulöbkb's  hl.  jur.  Bibi.,  XIV.  i40- 

b)  l’ÖTTF.n's  Lit.,  HI.  3i5.  I'i.ÜBEn’s  Lit.,  %.  loqj.  G.  E.  Hobe  diss. 
de  pIFpclii  hodierno  privilpgioruin  apvi  antiquioris.  Alt.  i"f>o.  4. 
I’itteb's  Rechtsf.,  Bd.  II,  Th.  3 , S.  8o3.  Moseb  von  haiserl. 
llegiiTungsrechtpn,  52|.  — 3’on  der  Vprbindlichhpit  der  von 
/ipgierHngiüor/a/iren  rrtheiUen  Privilegien,  oben  ifh).  Oveb- 
beck's  .Meditationen,  Rd.  V'II,  Med.  366.  Mo.sib  von  d.  Rcichs- 
Ktände  Landen,  ii5i.  ii  j8.  3V'ashvth  1.  c.,§.  ?.q.  sq. 

c)  Mit  fiscalischer  Strafe  hann  daher  nur  wider  den  verfahren 
werden,  welcher  in  dein  Staatsbe/.irk  des  Erlheilers  dem  Pri- 
vilegium zuwider  handelt.  Selchow  dein,  jnris  publ.,  ^.366. 
— Wirkung  der  VoIljiihrigkeitErklärung  ausserhalb  Landes. 
PuEEKuoBE  animadversion.  juris,  T.  I.  p.  i8".  sq.  — 'W  ir- 
kling der  an  Juslämirr  erlheillcn  Privilegien.  Woseb's  nach- 
barl.  Slaatsr.,  671.  AV.\s™cth  1.  c.  §.9. 

W)  Pv'tte  b’s  Beiträge , I.  229. 

e)  L.  C.  ScHBÖiiEB  dein.  Juris  nat.,  soc. , et  gent. , §.  8-8. 

/)  Mevics,  P.  VI.  dec.  240.  11.  2.  AVasmitii  1.  c.  §.  18.  sq.  .Tabcow 
a.a.O.  209.  Von  Moratorien,  §..400.  — Eiu  Privilegium  der- 
selben -\rt  kann  nicht  Mols  Einem , sondern  auch  Mehreren 
verliehen  werden,  wenn  nicht  seine  Natur  oder  die  V erleihung 
demselben  die  Eigenschaft  eines  ausschlie.s.senden  fpritil.  ex- 
dusivuin)  beilegt.  Habti.kbes  I.  c.  Spec.  XII.  med.  4.  Leysfb, 
SpCC.  lU.  in.  4-  W ASJHCTH  1,  c.  §.  10. 


g.  399. 

f''ertragEigenschafL,  J-T'idermf,  Minderung,  f^erän- 
derutig,  Auslegung  der  Privilegien.  Eandstündische 
Concurrenz,  PrivilegienRecht  landsässiger  Obrigkeiten. 

1)  Privilegien  in  dem  eigentlichen  Sinn , auch 
Dispensationen,  haben  die  Kraft  eines  Vertrags 
zwischen  dem  Ertheilcr  und  Privilegirten;  gleichviel 
ob  sie  auf  Widerruf,  oder  für  immer,  uncntgold- 
lich  oder  gegen  Vergeltung  (privil.  gratuita  vcl 
oncrosa),  ertheilt  sind«).  II)  Daher  darf,  in  der  Re- 
gel , Widerruf*),  Mi  n d er  u n g c)  ,•  Verände- 
rung authentische  A u sl  c g u n g «■),  einseitig  nicht 
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gcschelicn.  III)  In  dcr'Bcgel,  sind  die  Pri\llegicn 
einschränkend  zu  erklären,  können  nicht  vermn- 
thet,  und  nicht  ad  excmpluin  gezogen  , auch  kann,  in 
der  Hegel , kein  Privilegirler  zu  deren  Ausübung  ge- 
nölhigt  •werden/).  L a n ds  t ä n d i s ch  c Concur- 
renz,  kann  hei  Ertheilung  solelier  Privilegien  nöthig 
seyn,  welche  in  Hohcitsrcchte  einschlagen,  Lei  deren  < 
Ausübung  landständische  Mitwirkung  durch  dicStaats- 
veriassung  begründet  ist  g).  IVj  Hei  Standesher. 
ren,  Grundherren  und  städtischen  Magistra- 
ten, wird  das  Hcclit,  Privilegien,  auch  geringere, 
zu  ertheilen,  nicht  v'ermuthet,  sondern  cs  ist,  für 
jede  Art  yon  Privilegien  , zu  erweisen.  Zuweilen  ist 
ihnen  ein  eingeschränktes  Verleihungsrecht  (jus  pri- 
vilegiorum  minus  vel  niinimuin)  eingeräumt. 

a)  Einige  machen  einen  Unterschied  r.-nischon  Privilcgiis  "nitin- 
sis  rt  conventioiialibus,  J.  C.  ScuAli.uBkna  diss.  de  natura  jiri- 
vilrgioriiin , tarn  gratiosorum  quam  convcntioualium.  Jen. 

1736.  4. 

i)  Obss.  Halenses,  T.  III.  obs.  i5— i".  Stbvbi:,  Th. II,  Bcd.Ro, 
MosKn  von  der  t.  Reichsstände  Landen,  11 33.  Ot kkbbcii's  Me- 
ditationen, Bd.  VII,  Med.  366.  OrBvern  de  privil. , §.  iq. 

\V  v.sycxa  1.  c.  §.  12.  sq.  Rvii>  diss.  de  privilegii  convenlionalis 
irrevocabilitatc.  Heidclb.  1760.4.  — Von  dem  AViderruf  ex 
ratione  saliitis  publicac,  s.  Böbmbr  consult.  et  deeis.,  T.  I.  F’.  2. 
resp.  12.  Eine  eigene  Theorie  hatGossrii  in  $.  teutsch.  Slaatsr., 

§.2q3.  — Aufhebung  oder  Minderung,  v ermöge  des  äussersten 
Rechtes  , verpflichtet  r.u  verliiillnifsmäsiger  Entscliädignng. 
IIovinFi.,  obs.  469.  Sr.iiwAi.z  natürl.  Staatsr.,  (.  118.  120.  — \ ou 
dem  Ende  der  Privilegien  überhaupt,  s.  GüvrnFR  princ.  Juris 
rom.  priv.,  T.  I.  25. 

r)  A on  der  clausula  minuendi.  Hovivif.l  1.  c.  Stbcbf,  Th.  IA% 

Red.  21.  — Eiiisrliränliung  der  I’rivilegicn  durch  Gesetze. 

SthI'BE,  Th.  III,  Red.  r3q. 

<7)  J.  Gun.  GvuFsnAvi  diss.  de  legibus,  praesertim  specialibus, 
seit  privilcgiis , qiiatcuus  iiiutari  aut  revueari  jure  possint. 

Erl.  i7|3.  4- 

e)  AVestphal's  Staatsr.,  168.  AA'asmuth  1.  c.  §.  i3. 

/)  Glüch  a.  a.  O.,  I.  §-99,  S.5(k>.  — Authentische  Auslegung  hat 
nur  subsidiarisch  statt,  und  Jede  Auslegung  mufs,  wenngleich 
streng,  doch  so  beschalTeii  seyu,  dafs  der  AVillc  des  Erlhei- 
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lers  voIUtändi^  in  Erfüllung  gölte.  C-  A-  GüxTHrs  I.c.  T.  t. 

»4  PöTTm  pr.  de  jure  et  officio  judicis  circa  intcrpretatio- 
nem  privilegioniin.  Goett.  1758.  Ebendesi.  Rechtsfälie,  Th.  I, 
Bd.  2 Resp  25  — Von  Erlöschung  der  Privilegien  durch 

Nichtgcbrauch.  Moser  a.a.O.  4<)>  WASavTB  I.c.  §.26. 
g)  Oben  §.  222.  Mosxa  a.  a.  O.  4o* 


s.  400. 

yerschieäent  Arten  der  Privilegien. 

Zu  den  Pririlegien  gehören,  unter  andern: 
Stadt- u),  Schlofs-  und  Marhtrecht,  Handclsprivilegien 
($.  333),  insbesondere  MonopoHcn  und  UücherPiivi- 
Icgieii  , ahadfiniscbe  Privilegien,  Moratorien  (doch 
nur  Gnadenliidulte),  'l'itel-,  Adels-  und  Wapnenl'.r- 
theilung  (§.  401.  409  ff.),  Asylrecht  (§.  298),  Volljäh- 
righeitErhlai  ung  «)^  (venia  aetatis),  Legitimation  un- 
ehelicher Kinderd),  Salvcgarde  «) , Bannrechte  oder 
Zwanggcrcchtigheiten /) , 11.  a.  m.,  auch  Verleihung 
solcher  Rechte,  deren  Ausübung  der  Priratsvillhühr 
nicht  überlassen  zu  werden  pflegt  (§.  Syö  ff.). 

a)  Pütter's  Lit.,  III.  5i)0.  Klcbkb's  Lit.,  §.  i3S3.  MosiaronGna. 
densacheu,  80.  PvF.fFisGKB,  Ilt.  14b.  i(j8sqq.  390.  Cohx.  via 
BTaHEBTHOER  quacst.  juris  publ.  (Eugd.  1754),  p.  283.  Stbcbe'» 
* Nebenst.,  IV'.  5o.  100.  Preufs.  Städtcordnung  v.  19.  Nov.  1808. 
2>)  PüTTEB'sLit.,111.  §.  i36o.  KlI'bbb's  Lit.,  4bo.  Pütteb's  Rcitr., 
I.  224.  Mosfr  von  kais.  Rogier.  Rechten,  368.  Ehenders.  von 
Gnadensaebrn,  56.  EbtnJess,  Rechtsiiiatericn,  \ III.  824.  J.iB- 
eovr  a.a.O.  212  f.  v.  Rotii's  Staatsr.  d.  R.  Lande,  II.  iSblf. 
C.  C.  DiBtiow's  Entwich,  der  Lehre  vom  Coiiciirse  der  Gläu- 
biger ( Halle  1801 . 4-),  i5>.  173.  5ot.  GniLia's  u.  Elsäs.svb's 
gemeinnütz.  jur.  Beobacht.,  Rd.ll,  ?ium.  12.  J.  II.  Böumi u di.st. 
de  litteris  respirationis ; in  dessen  Eierc.  ad-Pandcct.,  III.  173. 

r)  Klvbeb's  Lit.,  462.  Moieb  a.  a.  O.  3o.  Ebendas,  persöiil. 
Staatsr.,  I.  588.  de  Cbabeb  Opusc.,  Vol.  II.  u.  28.  Pvfexdorf 
aniinadvers.,  I.  187. 

d)  Moseb  von  Gnadensachen,  6 u.  11.  Hlübkb's  kl.  jur.BibI.,X.  189. 

s)  Ge.  Esgkibbecht  de  salva  guardia.  Jen.  1743.  (Miueb's  reiebs- 
rilterscli.  Magaz.,  VIII.  666.)  Vittel  droit  des  gens,  liv.  3. 
rh.9.  §.171.  V.  M.iarBxs  Einl.  in  d.  europ.  Völkerr.,  §.287. 
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f)  SucHOW  elem.  juri»  germ.  priv.,  V 56”.  sq.  Rvsde's  t.  Pri- 
valr.,  177  ff  Dam  llandb.  des  t.  Privatr.  , II.  §.  477  ff.  Scuaö* 
tfb's  Term.  Abliandl.,  l.  4b>-  — Diese  Bannrechte  sind  au  sich 
heine  Hegalien.  Auch  nicht  Servitutes  in  faciendo  consisten. 
tes,  wie  Selchott  a.a.O.  mit  Andern  behauptet.  Man  s.  B.  W. 
Pfeiffeb’s  verm.  AufsälEe,  S.  !n3ff.  Auch  nicht  negative  Ser. 
vituten , wie  Pfmffeb  a.  a,  O.  annimmt.  Sondern  durch  Ver- 
trag oder  Privilegium  , oA  durch  unvordenkliche  V erjährung, 
nach  Art  eines  Monopols,  erworbene  IndustrieConccssioncn, 
mithin  blosse  Privatrechte.  Vergl.  877  u.  Cabi  Gkbhvhdt 
über  den  Unterschied  zwischen  Servituten  und  Zwang-  oder 
Banngerechtigkeiten.  Lcipz.  1807.  8. ' 


XIV.  C a p i t e 1. 

Aemter-,  Titel-,  Ehrenzeichen-,  Rang-  und 
Standeserhühung.sReclit. 


S.  401. 

Staatsämter.  Dienstertrag.  Dienstehre.  Amtscharakter. 

Ueberhaupt. 

I)  Staat» ämter  «),  fortwährende  Aufträge  zu 
bestimmten  Staatsgeschäften,  statt  eines  Reihedienstes 
aller  Staatsbürger,  sind,  in  noth wendiger  Anzahl, 
Bedürfnifs  eines  Staates.  Daher  das  lloheitsreeht 
der  Staatsä  in  ter  (jus  munerum  publicorum).  Der 
Regent  steht  an  der  Spitze  der  Staatsbeamten.  Alle 
sind  ihm,  als  dem  obersten  Organ  des  Staates,  un- 
tergeordnet. Mehrere  Staatsbeamte,  für  Staatsge- 
schäftc  bleibend  vereinigt,  bilden  ein  Landes-  oder  ' 
StaatsCollegiuin,  eine  Staatsbehörde  oder  Lan- 
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dcsstclle  (§.  263).  II)  Mit  einem  Staatsamt  sind  rer- 
bunden  : i)  eine  bestimmte,  anständige  und  vcvhält- 

nifsmäsige  Entschädigung  für  Leistung  der  Staats- 
dienste (Amtseinnabiue  oder  Dienstertrag  (§.  3Ü3), 
insonderheit  Besoldung,  Salarium,  und  Accidentien, 
Emolumente');  2)  eine  Amts-  oder  Dienstehre 
(.Dignität,  Würde,  bonos  cum  vi);  3)  ein  AmtsCha- 
raliter  (Titel). 

(i)  Schriften  von  Bkcm43\,  Mylk«  u.  a.,  s.  in  Püttkr’s I.it.,  III. 
^.1096  ir.  und  KtCBEn's  Lit.,  9.95.  iS.  T.  Oosstn,  «Irr  Staats- 
dienst, aus  dem  Gcsicht|iunct  des  Rechtes  und  der  Aational- 
Occonomie  betrachtet,  nebst  der  Hauptlandesl’raginatih  über 
die  Dienstverhältnisse  der  Staatsdiener  in  dem  Rünigr,  Bai- 
crn.  I.andsli.  8. 

b)  A.  3V.  Rrnai'BG  über  die  Staatsverwaltung  teutscher  Län- 
der (1807.  8.),  5. 


S.  402. 

Geburtiland.  Titulai-/J’ürden.  Ilof beamte.  Ehren- 
Zeichen.  Rang. 

TJ  eher  haupt. 

Der  Regent  führt  im  Staat  den  Stempel  der  . 
Ehrenmünze,  deren  Gepräge  verschiedene  b’ormen 
darbietet.  I)  Geburtstand  und  S tan  des  er  hü- 
ll ung,  geben  StandcsClassenEhrc  «)  (Castenehre). 

II)  'l’i  t u 1 ar  W' ü r d e n oder  TitularChargen  , bei  wel- 
chen die  Bestimmung  zu  Staatsgeschäften  fehlt  , ge- 
ben llngirte  oder  scheinbare  Dienstehre  (hoiios  sine 
vi).  III)  Ehrenzeichen  ( Decorationen , honoris 
ornamenta)  sind  privilegirter  Leibesschmuch,  von  dem 
II  crrsclier  verliehen.  IV)  llofbeamte  und  Ilof  di  e- 
ner  (Domeslihen  oder  Hofgesinde  des  Regenten), 
allseits  Diener  des  Fürsten,  sind  unterschieden  von 
eigentlichen  Staatsbeamten  i).  V)  Rang  c)  (praece- 
denlia),  ein  Vorzug  in  der  von  mehreren  zu  beob- 
achtenden Ordnung,  ist  ein  Theil,  bald  der  Dienst- 
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t'hre,  bald  der  blofsen  Standes*  (Gasten.),  Tituiar* 
oder  DccorationsEhre.  Er  -wird  meist  bestimmt  durch 
förmliche  Rangordnungen  d).  Unter  Personen 
derselben , RangClasse , entscheidet  gewöhnlich  das 
Dicnstalter  (ancienncte).  Rangstreitigkeiten 
sind  nicht  immer  Justizsachen  «). 

n)  <!■  j4ngeerhttT  Adel  ist  ein  Bang,  der  vor  dem  Verdienst  vor* 
«bergebt,  und  dieses  auch  mit  keinem  Grund  boffen  läfst , 
Sein  Gedankending,  ohne  alle  Realität».  lU^T's  Becbls* 
leb  re , 49-  R*  S.  9a.  «Entbebrliches  Trümmerwerk  aus 

«der  torxcit».  S.  M.  £.  von  SenuEFVEs's  Nachricht  von 
eiuigen  Häusern  des  Gescbleclits  der  von  Scbliciren''(CasseI 
1784.  4 )i  * AdclsDistinctioncn  setzen  den  ererbten 

Ruhm  vor  den  erworbenen,  und  die  Abkömmlinge  grofser 
Männer  vor  die  grofsen  Mänucr ».  Rödfb>b  in  dem  Corps  le- 
gislalif,  180a.  CabinetsOrdre  Frieiirich  f'F'llhelms  III.  v.  10. 
März  1798.  Napoleon  , in  dem  21.  Bulletin  de  la  grande 
erinöc,  datirt  Berlin  21.  Oct.  1806,  u.  in  der  Constitution 
ou  Statuts  fundamentaiix  du  royaume  de  J'Vestphalie , v.  i5. 
Kov.  1807,  art.  12.  14.  i5.  Abschaffung  aller  Gcburtstitel , 
in  den  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  auch  in  dem 
Fürstentbum  J ucca  1807,  und  in  Toscana,  Apr.  1808.  — 
Dlenstnhre  sollte,  wie  schon  lang  in  Dänemark,  und  seit 
Peter  dem  Grofsen  in  Riifsland , jederzeit  über  Castenehre 
erbeben,  schon  um  defswillen,  damit  die  V'erlängerung  einer 
Spalte  zwischen  Staatsbürgern  verhütet  werde  , an  deren 
V'crcinigung  der  Zeitgeist  so  eitrig  arbeitet,  dals  sie  endlich 
doch  wird  gelingen  müssen,  wie  sehr  auch  Casteiigeist , Ne- 
potismus, Protection  und  Favoritismiis  sich  enigegenstemmen 
mögen.  Was  iii  der  Natur  liegt,  wird  seine  bessere  Zeit 
allemal  finden.  Aus  der  Gähniiig  entwickeln  sich  Keime  u. 
Kräfte.  Vcrgl.  (Sem  riai'n's)  Gedanken  und  Meinungen  über 
Manches  im  Dienst.  Zweite  Aull.  1804.  IL  Bd.  Königsb.  1806. 8. 
A.  W.  RF.naiBc  über  die  Staatsverwaltung,  und  die  Diener- 
sefaaA  der  Regenten.  Hannov.  1807.  8. 
h)  Der  Hof  ist  bestimmt,  den  Herrscher  mit  nützlichem  Clans 
zu  umgeben.  Zu  dem  llofdienst  empfiehlt  sich  daher  vor* 
züglich  die  Anstellung  reicher  Personen,  auch  ohne  so  ge- 
nannte Geburt.  Arme  sollten  höchstens  zu  niedern  HofstrI- 
len  gelangen,  wozu  ein  Reicher,  noch  weniger  ein  Mann 
von  Wissenschaft  und  Verdienst,  ungern  sich  hergiebt.  Hof- 
stellen  sollten  nicht  leicht  Anspruch  geben  auf  Anstellung 
in  dem  Staatsdienst. 

»IviKt.  Afdit. 
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«)  Scbriften  von  Uoair,  Hcllbicii  u.  a , s.  in  Föttcb's  Lit.,  111. 

1110.  u.  Ki.t’BEa't  Lit.,  3os.  Cn.  11elld.vcii's  llandb.  da« 
Hangrecbtcs.  Ansb.  i8aL  8.  - 

J)  Scni.ö8F»'s  Briefwechsel,  Heft  4*»  S.  4^i » hesjen- 

cassrlisclie  Rangordnung  t.  i"02.  ^Icrligriifl.  ba, fische  Rang. 
Ordnung  v.  3o.  Jan.  i8oo , in  H\n»:nu!.'s  .Staatsarchir , Heft 
X^  I,  S.  5'i2.  Tftttlische  Rangordu.  r,  5.  Jul.  i8o8,  in  d.  bad. 
Regier.  Hlalt  v.  i8o8.  St.  lO.  Rönigl.  wirtemb.  RangRegle- 
menti  v.  4-  Apr.  i8o6  , u.  vom  i.  Aug.  i8ii,  in  d.  Allg.Zeit- 
i8ii.  Num.  2i6  f.  TVirtrmb.  Rangordii.  v.  i8.  ücl.  »8n  , in 
d.  wirtemb.  Regier.  Blatt  v.  »i.  Oct.  1821.  Bnier.  Rangordn, 
der  liolicrn  Civil-  und  MilitärStclIen  (der  6 obersten  Clai- 
sen)  von  1808 , in  d.  Reg.  Blatt.  1808.  Kurhessische  Civil- 
Rangordu.  v.  i5.  Mai  1814.  in  IlsssFi.’s  Staats-  u.  Adrefs- 
Ilandb.  für  1816,  Bd.  l,  Th.  1,  S.  29^!  ff.  Kurhrssisehe  für 
die  Diencrteliaft  vom  Civil  • u.  'MilitärStandc , v.  10.  Aug. 
1821.  Rönigl.  sächsische  llofRangordniing  (nach  5 Classen  ) 
T.  9.  Der.  1818,  in  dar  Cesclzsamml.  f.  d.  H.  Sarliscn , 
1819,  St.  1. 

«)  Srat  BS  , Th.  III.  Bed.  129.  , 

$.  40.1. 


Hof-^  Civil-  und  31UitiirRtat.  Schrmiken.  Indisfuat 
and  Religion-  Adeliche  Chargen.  Sinecuren.  Dienst- 

handel. 

1)  D.1S  Siantsoherhaupt  ist  zu  Ilestellung  der  Lan-  1 
des-,  M i 1 i t ä f-,  C i r i 1-  undHofEtats  berechtigt «); 
hic  und  da  etwa  nur  mit  Ausnahme  landstündischcr, 
dann  gewisser  Hof-  und  T.andgcricht  - , auch  Miinici- 
pal Beamten,  Scluil-  und  llii-rhcnlehrcr , u.  d.  II)  In- 
defs  hünnen , in  manchen,  wenn  gleich  souverainen 
Staaten,  Gebrauch,  Politik  und  politische  Machtver- 
haltnisse  gewisse  Schranken  setzen,  bei  Ertlieüung 
wirklicher  und  TitularChargcn ; zumal  wenn  man  auf 
Achtung  und  HofEtitpietle,  auch  Rangveihhltnisse 
mit  Bundes-  und  ausw.'u  ligen  Staaten,  Rücksicht 
nimmt  4).  lllj  Auch  Indigenat  (§.  38i)  und  Rcli. 
gion  kommen  bisweilen  in  Betrachtung  f).  IVJ  So 
genannte  adeliche  Chargen  sind,  bei  Staatsämtern, 
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wiiler  «lie  Regel,  uiul,  gleich  den  SJiic einen  (Aem- 
tern  mit  Dienstgchalt , ohne  Amtsverrichtung)  und 
dem  Diensthahdel  *^),  ausser  dem  Staatsziveck 
also  gegen  die  Natur  des  Staatsdienstes. 

«)  Stbriflen  in  PCixilb's  Lil.,  III.  3ao  f.  336.  u.  IlLturB's  I.it., 
igft.  Mosta  von  d.*Landeslinh.  in  Gnadcnsaclicn , tj.  u in 
Regieningss.,  24  •4’’  d"-  Haue's  Abtifs  «Irr  St.'i.'ilsültono-  ‘ 

mie  (Berl.  1808.  8-),  ^ "62  fF.  — • Von  MititärChar^en  , s. 
MosKit  von  Militäre.rrlirn , 114.  3o.  Ge.  Lstor  coinnienl.  ct 
ojnisc.  \’ol.  I.  P.irt.  3.  j*.  619.  Piirrfn's  Lit.,  III.  336. 
h)  PiErEiscFB,  III.  111.  Itl.osFR’i  oiiswürt.  Staatsr.,  4"  ff.  POt. 
tfb'.s  Bcjtr. , I.  19.,  IT.  11.  Erhrter.,  I.  lo.  C.  F.  v AIosib's 
patriot.  Phantasien,  I\'.  ?.U3  — Heine  Gcuer.Tliläf  ohne 

Armee,  leine  Ofliaiere  ohne  Gemeine;  lein  LandcsMInUtc- 
rium  ohne  Minister,  *nm  vveiiig.sten  in  der  mebrern  Zihlj 
leine  Hof-,  Rcgienings  - und  Leg.Ttionsriithe  , ohne  liof, 
llegicrnng  und  Legation;  nicht  zwei  ivirUlirlie , ein  Ilntaend 
Titul.arr;ithc  (Halhoin.inict ; leine  bloTs  inländische,  Local* 
oder  BedientenLxccllenz  , etc. 

r)  Von  dem /nd/jena/,  s.  Mjsra  v.  d.  Landcslioh.  in  Rcgieriingss., 

91.  i55.  SiLCHOw  elem.  juris  germ.  priv.,  217.  v.  Fbijh's 
Etwas  über  die  Wablcapiliil.itioncn  in  geistl.  St.iatcn , 114. 
Eisüsssb's  verm.  Beinerl.  in  Bezieh,  auf  Oanzlcit^oncgicn  , 6. 
GiiasEB,  61.  ZAi’Ntn’s  corp.  juris  pnbl.  Salisb.,  i4B.  — 'Fu- 
gend, Ein.sieht,  Heiintnisse,  Gesehielliehleit,  sollten  überall 
wie  ein  Gemeingut  behandelt  werden,  das  .leden  anspricht 
und  .lodern  offen  steht.  Schon  darum  sollten  in  leinem  teut- 
sehen  Staat , Teutsche  engher*ig  wie  Fremde  behandelt  wer^ 
den.  3Vie  viel  haben  nicht  oft  schon  die  so  genannten  Frem- 
den gewirlt  und  geleistet!  Vergl.  T'l'irtemh,  \ erfafs. Vertr. 

V.  1H19,  §.44*  Verhandlungen  der  2.  Hammer  der  Landstäude 
des  GH.  Hessen,  i8co,  Heft  4 , S.  ?4  u.  108 ff.,  Heft  5,  S. 49. 

— Von  der  Religion,  s.  MosiB  v.  geistl.  S.aehen,  166,  39“. 
d)  Schriften  in  Pvtteb's  Lit.,  III.  3io.  Moseb  von  d.  Landes- 
hoh.  in  Regier.  Sachen,  Gap.  2.  G.  L.  BniniEn's  llcehtsf.,  II. 
Abtli.  2.  Num.  9".  — Zwei  U'irtrmhrrgische  Bcscriptc  v.  i'go 
u.  i"9i  , in  dem  Pollt.  Journal  von  i"9i  , Mär*,  S.  2^2  ff, 

I cber  den  Diensihandcl  teutscher  Fürsten.  (Franlf.  u.  Leipz. 
178'».  8.),  S.  12  ff.  P.  J.  A.  Fr.cvBBscu's  inerlw.  Criminal- 
Rechlsrälle,  Bd.  II  (Giessen  1811. 8.),  Auin.  3. 

•)  Scui  üzeb's  Staatsanr..,  111.  2i4-  Rössre's  Poliiili,  S 209  f.  — 
Vergl.  jedoch  ehemalige  lalserl.  Wahlrap.,  Will,  j Preiifs- 

.50  * 
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allgcm.  Landr.,  II.  9.  34  f'  Silchow  cleni'  juris  gcrm.  priv  , 

^ 344-  »■  3.  et  5.  §'  ?.63.  n.  4-  J G.  Ch\keb  de  nobüitatc 
avita,  4^9’  ^9<I-  Biheb  in  Opusc.  341.  Kömeb’s  biirsüclis. 
StainUr.,  III.  i47*  ~ Eine  adeliche  Bank , im  OegeusatE  der 
gelehrten  Rauh,  in  dem  Ober.\])pell.atioiuGerlcht  zu  (;elle,  • 
ward  noch  im  J.  i8i8  durch  eine  baniiöverischc  X’crordnuiig 
V.  3i.  Jul.  anerli.Tnnt,  und  besteht  nocli  jetzt.  Ein  berühm- 
ter Schriftsteller  fragt:  e giebt  cs  denn  adcliclieii  Verstand, 
«adeliche  llciintniss« , adeliche  Gererhtigkeit , adclirhe 
«Tugend  » ? — Von  ^rhohrnen  Rüthen  , Musik  y.  Hegierungss  , 

90.  — Gänzlich  auf  gehoben  in  dem  Staatsdienst,  ist  der 
Unterschied  zwischen  Adel  und  Niehtadel  in  Rufsland,  In 
der  Schweiz,  in  Baiern  und  Baden;  vor  kurzem  svar  er  es 
auch  in  Frankreich,  Italien,  Neapel,  Holland,  Westphalen , 
etc.  Gegen  das  Staatsinteresse  ist  es,  dem  Zufall,  der 
wahren  oder  fingirten  Geburt,  Vorrechte  in  dem  Staats- 
dienst cinzuraumen.  — Hofadel  hat  sich , an  den  meisten 
tcutschca  Hufen , noch  erhalten. 


§.  404. 

Besetzung  der  Staatsämter.  Gründe,  Zwang. 

I)  Staatsämter  «)  werden  Ton  dem  SouTeraiii 
Terliehcn,  entweder  unmittelbar,  oder  mittelbar  duieli 
hiezu  ermächtigte  Staatsbehörden  oder  Privilegirtc  1>_| ; 
allcnlalls  auch  mittelst  Bestätigung  oder  Ernennung 
de r Ton Andern Präsentirtcn.I  I)PersönlicheFähig- 
keit  und  Würdigkeit,  Geist,  Kenntnisse,  Geschick- 
lichkeit, Herz  und  Charakter,  müssen  die  Wahl,  und  die 
nothwendige  stufenweise  Beförderung  der  Staatsbeam- 
ten bestimmen.  Schon  darum  sind  Er bStaatsämter, 
gebohrne  Beamte,  so  auch  erhandelte  und  so  genannte 
SchürzenAemtcr,  nicht  zu  dulden;  wohl  Erb- 
hofämter. Adjunctionen  und  S iib  sti  t uti  o n cn 
können  nützlich,  sogar  nothwendig  seyn  O-  Anwart- 
schaften (Expectanzen)  sind,  in  der  Regel,  unzu- 
lässig Nepotismus  ist  Staatssünde;  so  wie  Besol- 
dung ohne  Arbeit  111)  Zwingen  kann  der  Staat 
seine  Bürger  zu  intellectuellcn  Staatsämtern,  in  der 
Regel,  nicht 
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n)  Von  dem  Begriff  der  Staateümter.  Götora  a.  a.  O.  loff. 
Eintheilungen  der  Slaat&ümler , in  gemeine  und  techniiehe, 
in  unmittelbare  und  mittelbare , in  fortivähremle  und  vor- 
Uhergehentle  ( temporäre) , in  iiesentlicbe  und  zufällige, 
Vergl.  GÖNifra  , §.  i4- 

b)  Z.  B.  höhere  Staatsbehörden,  städtische  u.  a.  Gemeinheiten, 
Standesherrschaften,  Grundherren,  Erbgerichtsherren.  V'rrgl. 
LrtsFB,  Sp.  27.  cor.  3.  Glück's  Erläutcr,  d.  l’andecten  , 
Th.  III,  Abschn.  i?  §.  208. 

c)  GoasEn  a.  a.  O.  6s  ff. 

tf)  E.  F.  Msmel  diss.  de  coactione  ad  munera  et  officia  pu- 
blica. Rost.  i”55-  Badisches  Edict , die  Grundverfafs.  der 
verschied.  Stände  betr.,  t.  1808,  §.  i5,  in  d.  Rhein.  Bund, 
XXII.  83.  Für  das  Gegenlhcil  streiten,  SrirrEBT  (angef. 
unten  §.  4°^«  Note  a)  u.  Gösisrn.  Von  Gründen  u.  Gegen- 
gründen, s.  Göskeb  %.  19  ff.  Wider  ihn,  s.  v.  d-  Bechk  a. 
unten  tfoft  angef.  O.  und  IlAnTi.SBEH's  Justiz*  u.  Folizei- 
fama  i8i5  , Num.  34  fl- 


§.  405. 


Comitiv.  Notariat.  Akademische  TVilrdeti, 

I)  Die  ehemaligen  Ober-  und  ünterComitive 
(I’alalinate),  die  Acmter,  Würden  und  Defugiiisse 
der  Iiaiserlichcn  Ober-  und  U n t e r H o t'p  f a 1 sig  ra- 
fen  (.coinitnm  palatinorum,  nia)orum  ct  ininurum,  co- 
niitum  sacri  palatii  Lateranensis),  sind  mit  der  teut- 
seben  ncichsvcrfassang  erloschen»).  II)  Eben  so  das 
Amt  der  kaiserlichen  Notarien  ^).  Doch  sind 
Handlungen,  welche  diese  wahrend  der  Rcichsver* 
Fassung  grdtigerweise  unternommen  hatten,  furtwäh. 
rend  güiltig.  Jeder  Bundesstaat  ist  jetzt  befugt,  ei- 
gene Staats-  oder  TerritorialNotarien  zu  crei- 
ren,  d.  h.  Männer,  die  zu  üfiTentlicher  Beglaubigung 
der  von  ihnen , meist  in  Gegenwart  einer  bestimmten 
Anzahl  requirirter  Zeugen,  bemerkten  Erfahrungs- 
Gegeustände,  unter  landesherrlicher  Auctorität  be- 
stellt, und  obrigkeitlich  vcrpilichtct  sind  e).  IlF)  Auch 
die  akademischen  W'ürden,  können  jetzt  nur  al- 
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teia  unter  landcslierrliclu-r  Aucloiilät  ertheilt  wer- 

dea  d)  (_§, 

<i)  Musni  von  li.Ti8ci  !ielu‘n  Hojjierungsri’tlilen , 468  ’J’eutscbe 
l'.iii'jclouädif,  IV.  f>o,(.  VH.  417.  V _Ilö:scn'»  Staalsr.  des 
Ctmrfiii'sU’iit!!.  Sachspii  , I. 

i)  II  Man.  1 jVolmialsordii  v.  i5ii,  in  GFB9Ti..ncnrn'.8  Han'lb. 
der  Ili’ichs'jrsctzr , X 19*2,  auch  in  dci^  N-  S.  der  II  A.  II. 
i5i  , und  besonders  edirt  von  J.  M.  SriRK.  Franlif,  i-ijij.  8.  — 
I’üttfr's  Lit.,  111.324.  Ulüueb's  l.it.,  II.  1 104.  GFMSTLscuf  b's 
Ilanilb  , X.  1919.  FVirmii'ii.  curji.  Jiu'is  ptiiil  , I c.6.  Mosfh's 
Staatsr.,  V.  411  ff.  \ on  kal.seil.  Hegierungsreebton, 

S.  ^75.  Selchow's  H H.  H.  1‘coccU,  1.  i34  ff  äitBta's 
gerielitl.  Procefs , §.  ii5.  — Von  dem  ebcinaligen  .\nselieu 
der  kaiierlirhen  und  j äpstlichfn  Aolarieii  , in  fast  gaiu  I.u> 
ropa , 8 V dlsari.s.s  \'olkerr.  , (i,> , Xotc  e. 

*)  J.  G Guusse  diss  de  mutatiuiuhus  circa  nul.irius,  sub- 
latn  Imperii  gerni.anici  forma.  Landsh.  1B07  8.  EjuiJ.  diss. 
de  nolis  cliaracterislicis  Nolarioruin  tnm  inipprialium  Inin 
novioriiin , et  iuprimis  de  illoruin  (|nRlitalr,  snblato  Genna- 
nuriim  imperio.  ibid.  180''.  »•  .\o|nri.i!soi  diiung  , 1806. 

JVinemher^iseke  ^’erordn.  v.  22.  Mai  iiiu'.i , »ider  ansliin- 
disclie  Hof.  und  l'fal/.grafcn  und  Notariell.  Hessemlarm- 
stäittiiche  Nolariat.sordn.  vom  20.  Sept  178IJ,  n Verordn,  v. 
IO.  Mai  1Ö02  wider  die  kaiserl.  Hofpfalzgrafeii.  rreuf$isrha 
Kotariatsordu.  v.  1 — i.  VVeu[$,  allgein  GcricIiLsordn. , Th. 
III,  Tit  7.  Von  Oestrr'ch  , IIcbiulis  s Ilandb.  des  1 Staatsr. 
I.  4b2  NIoser  von  Gnadensacben  , 28. 

d)  Köiilgl  wirtemberg.  Decrel  v.  5.  Dec.  1806,  dafs  Inländer 
äkadeiniscbe  '\\  iirdeu  nur  von  der  LandesUnivenität  annoh- 
inen  und  füUrcu  dürfen. 


S.  40ü. 

f^erhähnifs  zwischen  dem  Staat  und  dem  Staats beuniten. 
/Inf kündig  ung.  Fjitlass  ung. 

Die  vvecbselseltigen  Hechte  zwischen  den»  Staut 
und  dein  S t a a t s Leaiulcn  a)  , sind  zuvördeisl  zu  he- 
urllu'üeu  aus  den  Stipulnlioncn  des  Dienst  Ver- 
trags &);  d.iiin,  au.s  den,  die  Stelle  einer  Uehercin- 
hunCt  vertrctiMiden  S t a a t s g e s e t z.  e n r)  ; zuletzt,  aus 
der  Natur  des  gegenseitigen  Verlulltnis.ses.  In  dem 
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letzten  Fall  findet,  su  wie,  in  der  Kegel,  kein 
Zwang  zu  Aiinehmung  iutellectuellcr  Staataaiiiter,  also 
auxli , auf  beiden  Seiten,  kein  Zwang  zu  Fortsetzung 
des  Dienstverhnitnissea  statt.  Daher  ist  I)  eine,  nicht 
zur  Unzeit  und  ohne  GeCahrde  erfolgende  Aufkün- 
digung, Niederlegung  des  Amtes  oder  Resignation 
des  Dienerst),  eben  so  erlaubt,  als  II)  eine  Eiitlas. 
sung  oder  Yerabschiediing  (dimissio  honesta)  dessel- 
ben, die  in  Gnaden  unJ  ohne  Anführung  einer,  für 
seine  Ehre  nachtheiligen  Uisachc  geschieht'). 

a)  Von  dieser  sehr  bcslriUcncn  Frage,  i.  die  allem  Schrifte« 
i:i  PÜTTrn's  Lil.,  III.  §.  1098.  Seb.  1\1  alacord  diss.  de  piihliris 
olliciis  absque  justa  causa  ejtisquc  Irgali  cognitione  non  au- 
f'cmidis.  Gült.  1788.  Ki.übfb's  jur.  IJibl. , XXII.  i5a.  ( Hjb- 
Mk3i>’s)  Versuch:  ob  ein  Herr  seinen  verpflichteten  Ucamteii, 
ohne  Ursache  seiner  Uienste  entsetzen  oder  entlassen  könne  ? 
llegensb.  1T91 . S.  J.  M.  SEmKBT  von  dem  %'erhältuissse  des 
Staats  und  der  iJieaer  des  Staats  gegen  einander,  im  recht- 
lichen und  politischen  Verhältnisse.  'Würzb.  >793.  gr.  8. 
FniZD.  Gcil.  Fsclfb  diss.  de  mnnerihus  puMleis,  justitiae 
sacerdotibus  absque  justa  causa  non  aiifcrendis.  Lips.  179^.4. 
J.  iV.  Itiscuorr  iiber  die  Endigung  der  Staatsdienste.  Heimst, 
u Leipz.  i~97.  8.  (Steht  auch  in  dessen  Handb.  der  Canzlei 
Praiis,  Th.  11(1798),  §.96— 104,  und  in  IIäbkbli.n 's  Staatsarchiv, 
Heft  VIII ).  C.  F Habi.bli9  über  die  Beclitssache  des  Herrn  Hof- 
'richters,  auch  Land-  und  Sebatsraths  von  Berlepsch.  Berlin 
1797.  8.  Fbakz  Any.  r-  d.  Bfche  von  Staatsämtern  und  Staats- 
dienern.  Heilbronn  179“.  8 J.  F-  Bö.svr.FRo  über  Dienstcnl 
lassung  und  Dienstaufkündigung.  Berlin  >79<).  gr.  8.  .Merli- 
würdiges  Bechtsgutachten  einer  JuristenFaculiät , die  »ill- 
kührliche Entlassung  eines  Staatsdieners  betrefTend.  (AVeimar) 
April  1801.  DienslEntlassungs  - u.  Proccfsgesch lebte  des 
bercogl.  svirterobeegiseben  StaatsiMiuislers , Frhrn.  v.  'Wöll- 
WABTH.  Aus  kammcrgerichtlicbcn  und  andern  Acten  gezogen. 
Fraiikf.  u.  Lelpz.  i8o3.  8.  Bcicii.shofi'athsFrkenntiilsso , in 
Habfei.is's  Staatsarchiv,  Heft  40.  S-  3i9  — 3j9.  B.  A.  t. 
3VABüFj»nin:’s  Beitrag  zur  Geschichte  der  Organisation  der 
cohurg  saalfcldischcn  Laude  durch  den  etc.  v.  Khvt.scrjiass, 
Tli.  I ( 180X  8.),  S.  i'(i  — i83.  GoBttFR  a.  a.  O.  a.  44'. 
Bfhbi.hu  über  die  Staatsverwaltung  tcutschcr  Länder,  0. 

b)  Z.  H.  wenn  das  Amt  ausdrücklich  unter  Vorbehalt  , oder 
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Bedingung,  auf  bestimmte  Zeit,  auf  Wohlgefallen,  prori. 
sorisch,  u.  d.  übertragen  war.  Dahin  gehört  auch  der  Fall, 
wenn  das  Amt  seiner  Natur  nach  temporär  oder  vor- 
übergehend , d.  h.  der  Natur  des  aufgetragenen  Geschäfffcs 
eufolge,  stillschweigend  auf  gewisse  Zeit  eingeschränkt  war, 
s.  B.  eine  Commission,  Gesandsehaft,  u.  d.  — Dafs  Slaats- 
ämter  auf  einem  Vertrag  nicht  beruhen,  behauptet  Gössrn 
a.  a.  O.  >9  ff.  Dawider  s.  t.  d.  Becue  a.  a.  O.  u.  Hsbt- 
LEBEir's  Justiz,  u.  Polizeifama,  i8i4,  Num.  4°  — ■ 4^1  i8i5, 
Num-  34  — 38. 

e)  J’reufs.  allgem.  Landr.,  Th.  II.  Tit.  10.  q4  — '”3.  Bönigl. 
preufs.  CabinetsOrdre  v.  17.  Dec.  i8oj,  Instruction  für  die 
Begierungen,  v.  36.  Dec.  1808,  §.  44 « Verordnungen  r. 
10.  Jul.  u.  7.  Aug.  1810,  in  der  Allg.  Lit,  Zeit.  1811.  E.  B. 
N.  jo4 , S.  83o.  Code  Napoleon,  106.  10^.  Kurpfalz^ 
baierische  Verordn,  oder  HauptLandespragmatik  v.i.  Jänner 
i8o5,  über  die  gesetzlichen  Verhältnisse  der  Staatsdiener, 
ihrer  Witwen  und  Waisen;  in  d.  baier.  Begierungsblatt , u. 
als  Anhang  bei  GönsE*  a.  a.  O.  Dazu  gehört  noch  die 
baierische  Verordn,  t.  s8.  Nov.  i8i3,  über  den  Pensions- 
Stand  der  Staalsdiener ; in  d.  baier.  Begier.  Blatt  von  i8i3, 
u.  in  der  Allgem.  Zeit,  i8i3  , Num.  169.  Baier.  Edict , die 
Verhältnisse  der  Staatsdiener  betr. , t.  s6.  Mai  1818 , als 
Beil.  9 bei  der  baier.  Verfafs.  Urh.  v.  1818.  Kursalzburgischo 
Verordn,  v.  9.  Jan.  i8o5,  über  denselben  Gegenstand.  (Von 
beiden  Verordnungen,  s.  Justiz-  u.  PolizeiF.aina , i8o5). 
BaJische  Verordn.,  den  staatsdicnerschafll.  Stand  betr, 
T.  25.  Apr.  1809,  in  d.  Regier.  Blatt,  180g,  Num.  17,  aufge- 
hoben durch  eine  Verordn,  v.  14.  Nov.  1809,  in  d.  Regier. 
Bl.  N.  4?  < durch  welche  157  der  markgräfl.  bad. 
Hofrathsinstruction  v.  179.4  wieder  für  gültig  erklärt 
wird.  Neue  badische  Verordn,  r.  3o.  Jan.  1819.  Nassaaistha 
Verordn,  v.  3.  u.  6.  Dec.  1811 , über  die  Dauer  der  Dienst- 
verhältnisse u.  der  Pensionirung  der  Staalsdiener.  Il-'iriemh. 
Edicte  T.  18.  Oct.  1817,  betr.  die  Besoldung  u.  Pensionirung 
der  Staatsdiencr.  TVinemh.  Verfafs.  Erk.  v.  1819,  §.  4h — 5o. 
T'T'irtemh,  DirnstPragmatik  r.  38.  Jun.  i8ai , und  dazu  ge- 
hörige Verordn,  in  d.  wirtemb.  Staats-  u.  Regier.  Blatt  v. 
20.  Apr.  1822. 

<7)  Preufs,  allg.  Eandr.,  II.  lo.  g5.  Die  angef.  haisrirsäe  Ilaiipt- 
Lnndespr.igmatik  , Art.  i-'.  Bisenorr  a.  a.  O.  §.97.  KLiiarn 
a.  a.  O.  S.  i5t>.  v.  d.  Becrk  a.  a.  U.  §.  98.  Malacobb  I.  c. 
§.  i5.  Gö.N.irn  §.  io5  f.  A.  AV.  Möcbebt  diss.  de  jure  resig- 
nandi  oflicialium  publicorum.  Gott.  1798.  Von  der  Parömie  : 
Herrendienste  sind  keftic  Ehegelübdc,  s,  J.  F.  Eiseshabt's 
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Grundsätze  des  teuttchen  Rechts  in  Spridmört'  rn  (».  Aiifl. 
1793.  8.))  S.  54>  Hertids  de  paroemiis  juris  gcrm.,  II.  9;  in 
dessen  Opusc.  Vol.  II.  T.  3.  p.  399. 

«)  Mevius,  P.  II.  dec.  11.  J.  H.  Bömhzr  diss.  de  jure  principis 
circa  dimissionem  ministrorum , §.  i6.  sq.  Mtleh  ab  EnnKn- 
BACH  byparchologia , cap.  4.  §.  3.  n.  6.  De  Neuxah!«  medit. 
juris prir.  pr!nc.,  lib.  3.  tit.  so.  4Bi-438.  Zibcleb  de  jurib. 
majest.,  lib.  1.  c.  49.  § 7.  Letser,  Sp.  3?o.  m.  /fo.  Stbvbe, 
Th.  III , Bed.  i44>  V.  HiFrrEL's  Rciclishofrath  in  Justiz  - u. 
Gnadensachen,  I.  266.  IV.  227.  Hicbfr's  hl.  jur.  £{jblioth., 
XXII.  i56.  GÖ55KR  , \on  ff.,  welcher  nur  die  Besohlung , 
unter  gewissen  Umständen , für  unwiderruflich  hält.  Beider- 
seitige vierteljährige  DienstaufkündigungsFrriheit,  war  ver- 
ordnet in  d.  badisclfen  Hofrathsinstruction  v.  17t).} , i5~.  — 

Ein  blofs  verabschiedeter  Diener  behält  seinen  vorigen  Jlung 
und  Titel,  WFSreitAL’s  Staatsr.',  172.  Gösser,  q3.  — Dafs 
Verabschiedung  so  schimpflich  sey , als  Cassation,  behauptet 
Cb.\aier,T.  II.  obs.  628.,  u.  in  dessen  Opusc.,  T.  IN',  opus^.  21. 
Dawider  s.  Strvbe,  Th.  111,  Bed.  114.  Mosrn  \oii  d.  Lan- 
deshoh.  in  Begicrungssachen , S.  i83.  Si:trrFi\T  a.  a.  O.  78. 
— Dafs  selbst  din,  mit  der  Clauscl ; «./  beneplaeitum  oder 
auf  Gutfinden  oder  IT'ohl  gefallen , erlbeiltes  Amt,  von 
Seite  des  Staates  iinwiderrulUch  sey , behauptet  Rö>sbehu 
a.  a.  O.  Abth.  3.  Abschn  2. 


§.  407. 


yersetziing.  7,nruhesetzwig.  Pensionirung.  Entschä- 
digung. Pßieht  beider  Theile,  Staatsveränderung. 


IV)  Dasselbe  gilt  von  einer  Versetzung  oder 
Translocalion  des  Dieners,  mit  oder  ohne  Vortlicil 
auf  seiner  Seite  «).  V)  Auch  ist  nicht  viiderrceht- 
lich,  die  Z u r u h es  o t /. ung  (Jubilirung,  Qiiicscirung, 
Versetzung  in  den  Ruhe  - oder  (^uiescentenStaud)  ei- 
nes Dieners,  dessen  Dienste  dem  Staat  überililssig 
geworden  sind,  oder  der  zu  Verwaltung  des  Amtes, 
ganz  oder  zum  Theil,  unfähig  geworden  ist.  VI)  Ist 
dieses  ohne  des  Dieners  Verschulden  geschehen,  so 
pflegt,  mit  Reibehaltung  des  vorigen  Ranges  und  Ti- 
tels, eine  verhultuifsmäsige  jährliche  Pension  (Ruhe- 
oder VersorgungsGehalt,  als  Staatsschuld,  in  der  Re- 
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gel  auf  die  Lebenszeit  des  Empfängers,  Pension  de 
relraiie)  gegeben  zu  werden  t>).  War  der  Staatsdienst 
selbst,  die  uiiniittelbare  Ursache  der  Unfähigheit,  su 
ist  V u 1 1 e E n t sc  h ä d i g u II  g des  Dieners  Zw angpilicht. 
A'IIJ  ln  allen  diesen  Fällen,  legt  die  lleiligheit  des 
Staatszwcckcs  beiden  Theilen  wesentliche  Pflichten 
auf  r):  dem  Staat,  die  Entlassung,  Versetzung,  oder 
Zuriihcsetzung , nur  nach  der  Forderung  des  Staats- 
zwcclies,  mithin  nach  Pflicht,  zu  verfugen;  dem 
Diener,  bei  einer  Auflumdigung  nach  untudelhaf- 
ten  Gründeu  (nicht  nach  blofser  Wiilkühr)  zu 
verfahren,  zu  deren  Beurtheilung  zwar  vorzüglich 
ihm  die  Data  gegeben  sind,  die  er  aber  dem  Staat 
anzuzcigen  in  einzelnen  Fällen  verpjlichlct  seyn  k.inn't). 
■MH)  In  der  neuern  Zeit,  hat  man  in  Hinsicht  auf 
PAitsch  ädig  u ng  solcher  Staats»  und  llofdiencr, 
auch  l'ensiouistcn,  welchen  eine  cingcirctcnc  Staats- 
Veränderung  den  Verlust  ihrer  Stellen  und  Amts» 
vortheile,  oder  l’ensionen,  entweder  androhte  oder 
y.iigelugt  halte  , billige  Bestimmungen  eintreten  las- 
sen '). 

Uhein.  Bund,  XXXVIII.  224. 

5)  SrviFKBT  a.  a.  ü.  §.74.  Gds^FB  a.  a.  O.  6.  F.  C,  v.  Mosrn’» 
politische  AValirlieileii,  Bd.  II,  Ghumi's  Abli.  ührr  das 

Recht  der  Ponsioncu.  (Ohne  Druchort.)  1811.  8.  Vcrgl.  die 
aiigef.  baierische  HaiiptLandcs|iraginalili,  Art.  ii  u.  17  IT. , wo 
dcfsw'Cgen  bei  der  Besoldung  der  Staatsdiener,  Staiideige- 
halt  vtiä  Dienjrgehall  untcrschlvAcn  wird.  Jener  bleibt,  als 
J’rujiort  oder  Buhcgcbalt.  IVirtemh.  Fdict.  v.  18.  Xov.  1817, 
wegen  Pensioniruug  der  Staatsdiener,  ihrer  tVitvifcii  und 
AVaisen. 

«)  Um  jedem  Zweif  I rorzubeugen,  wird  in  manchen  Ländern, 
bei  Aniiahme  der  Sla.-itsdicncr , wechselseitige,  vierteljährige 
oder  halbjährige,  Auflumdigung  beilungeii.  Moskr  v.  d.  Laii- 
deshoh.  in  Regier. Sachen,  i83.  Casvrn  , Til.  III.  obs.  82.4. 

Kebenst.,  Tb.  79,  8.94.  Für  ungültig  hält  diese  Be- 
dingung, Hössrfbu  a.a.O.  Abih.  4.  Abselin.  2.  Dawider,  Cös- 
»I  a,  101.  — Für  ungültig  wird  die  HündigungsCIausel  er. 
hlärf , in  d.  für-stl.  lippe  - delinoldischen  Beloinntmachung  v. 
23.  Mai  1807.  Itiieio  Bund,  XI.  233.  — Durch  Gcselte  sollt» 
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fest  stehen,  <lafs  Richter,  gegen  ilircn  Willen,  anders  nicht 
als  durch  gerichtliches  tirhenulnil's  von  dem  Hichtcraiut  ent- 
fcrul  werden  dürl'en. 

J)  nie  R'leinungen  sind  sehr  gcllicilt.  Z.  B-  i)  einige,  \ur7.üg- 
licli  ältere  Bcehlslchrer , halten  ein  Staatsaint  nur  dann  l'ür 
wiJerruliicli,  aut' Seite  des  Staates,  wenn  sulrlics  auf  lUtieJes 
Dienen  verliehen  ist.  — a)  Andere  siirechen  nur  dem  Diener 
die  AurhündigiingsFreiheit  zu.  Catvi  ii/r.  II  obs.  628.  III.  obs. 
824.  EhenJejj.  Aebenst.,  Th. 38,  A'um.5.  Th. '"14,  Aum.7.  Mv- 
i.vcuBD  Ic.  11.  tj.  sq.  V.  d.  Bit  III'  a.  a.  O.  öij  u;  98 — »04. 
Kua.Mii-nG  a. a.  O.  .'Vbtli.  4-  Abschn.  1 wenigslens  daun,  wenn 
der  Diener  ausserh.ilb  seines  Amtes  nicht  l uterlhan  des  SUa* 
tes  ist.  Df.  Mi'sciin.ieSFK  de  jure  ininistrorum  evigcmli  a jirin. 
cipe  diinissiuiieiii,  §.  >2.  — 3)  Nach  .Vndern  lianii  ein  Diener, 
tler  in  Unterthan  tles  Dienstherrn  gewesen,  nach  Belieben 
entlusscn  werden,  nicht  aber  ein  in  Dienste  gcnuinniencr  y/uj- 
InnJer.  De  Ltiitwio  consil.  Halens.  JCtor.,  T.  II.  lib.  a.  cons. 
62.  num.  6.  Vergl.  auch  Gösm.k,  §.33.  — 4)  Aoeh  Änderet 
spreulien  beiden  Theilcn  das  einseitige  Aurhiindigungsrccht  ab. 
Suffvbt  a.  a.  O.  §.87!!.  v.  Ruru’s  Slaalsr.  teulscher  Ueichs. 
l.an  le,  Th.  I-  §.3.4.  Bisenon  a.  a.  U.  §.  914  — 104.  — 5)  Einige 
schreiben  dem  Hegenten  ein  uillkiihrlUhes  Entlassungsrecbt 
zu.  C.vsr.  ZiKGi.FH  de  jtirib.  inajest.,  lib.  I.  c.  2>).  §.7.  Dawider, 
It.isr's  meta|)hjs.  Anfangsgr.  dcrllechtslehre,  §.49.  I).  S.  u/if. 
— 6)  Nach  Andern,  honnen  Staatsdienor,  denen  die  Ausübung 
der  richterlichen  Gewalt  anvertraut  ist,  nicht  eigenmächtig 
entlassen,  sondern  nur  durch  Urtheil  und  Hecht,  verübter 
N'ergchungen  halber,  ihres  Amtes  entset/.t  werden:  hingegen 
bildet  u illkühriiche  Entlassung  statt,  bei  allen  Dienern,  diu  zu 
Ausübung  der  vollziehenden  Gew'alt  angestellt  sind.  Hufs  iu 
Z.tcu.vniAS  .\nnalen  der  Gesetzgebung  in  Hiirsachsen  ( Leipz. 
1806.  8.),  S.  347  u.  369.  — 7)  Dal's  Staatsämter  auch  ohne  Ver- 
trag ein  unwiderrulliches  Hecht  erzeugen,  so  fern  auf  ihnen 
ein  Nahrungsstand  rtihel,  behauptet  Gösani  a.  a.  O.  g.azlT., 
welcher  überhaupt  läiignct,  dal's  Staatsämter  auf  einen  V'cr- 
trag  sieh  gründen. 

r)  HcichsdeputationsIIauptschlurs  von  i8u3,  §.  24,  5i  ff.,  56, 
59,  08  ff. , Ih);  s.  oben  §.  2“,  5o  u.  5".  Teutsche  Bundes- 
Acle,  Art  i5,  und  die  in  Folge  derselben  statt  gehabten 
Vorliigiingen  der  Hiindcsversainmliing.  L eber  die  Enlschä- 
di.,ungsbcrerhtigung  der  Staatsdienor,  bei  Aufliebung  ihrer 
Stellen;  von  den  H.  H.  G.  Asse-ssoren  v.  Iliitrvz  u.  v.  Srzis. 
Frauhf  i8o8.  8. 
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f.  408. 

Cassation.  Suspension.  JVilwengehdlt. 

IX)  CasSation,  Bestrafung  eines  Staatsilieners, 
■wogen  Dienstverfelilung,  wegen  Vcvbreclien  oder  ge- 
meiner Vergehen  durch  Amtsentsetzung  (remotio),  so 
■wie  X)  Suspension  oder  temporäre  Entfernung  ei- 
nes Staatsdieuers  von  scinetn  Amt,  während  der  Un- 
tersuchung eines  ihm  zur  Last  gelegten  Verbrechens, 
mit  oder  ohne  Beibehaltung  aller,  oder  bcslimmler 
Amtsniitzungen  «) , bann,  in  der  Regel,  nur  Tun  dem 
Richter  verfügt. ■werden  i).  Widrigenfalls  hat  der 
Diener  von  dem  Richter  ein  Erhenntnifs  auf  Restitu- 
tion und  Ablieferung  des  rüchständigen  £ehaltes  zu 
erwarten  r).  Dagegen  steht  dem  Dienslhcrrn  nachher 
frei,  ihm  eine  anständige  Entlassung  zu  ertheilcn  ./). 
XI)  Bei  blofsen  Hausdienern,  Gesinde  und  Dienst- 
boten, so  auch  bei  Hofheamten  und  Dofdie- 
nern  (§.  4^3 J 0 1 ist  die  wechselseitige  Aufliündi- 
giingsfreiheit  am  wenigsten  bestritten.  XII)  Ob  und 
V ic  weit  die  Witwe  eines  Staatsdieners,  Witwen- 
gohalt  zu  fordern  berechtigt  scy  ? beruht  auf  ver- 
tragmäsiger,  oder  staalsgesetzHchcr  Besliiumung /). 

o)  iVach  erfolgter  gänzlicher  Lossprechung,  milsscn  die  inncbc- 
hullencn  Amtsnutzungcu  dem  Diener  verabfolgt  werden.  Po- 
rfMioip,  T.  IV.  obs.  7.o8. 

h)  IMalvcoru  I.  c.  §.  i5.  Sau.  Sthtck  diss.  de  siisprnsione  ob  of- 
llcio.  Hai.  ib8o.  ii.  in  Collect,  diss.  (Frf.  >74'i.  fol.),  \'ol.  IV. 
n. Bisciioff  a.  a.  O.  (>b.  Vergl.  diu  angef.  baier.  Haupt- 
Laudesl’r.iginatik,  Arl.ßrt'.  — Wider  die  Suspension  s.  C.  F. 
SciiKSK  in  ÜAnTLiüiKK's  Justiz-  ii.  PolizciFania,  i8ij,  Sl.öo— ja. 
— Bei  notoi'ischer  \ ernaclilässigung  der  Oescliäfte,  und  hei 
scandalüserSitlonlosigkeit,  rerllieidigl  die  Fntfernung  des  Die- 
ners von  seinem  Amt,  ohne  forinliehcii  Biclilerspruch  , wenn 
dem  Diener  ein  vcrhällnifsrn.äsigcr  Theil  seines  Gehaltes , so 
wie  seine  bürgerliche  Fxistenz,  gesiebert  bleibt,  A.  V\ . Hkh- 
über  die  Slaatsvcrwallnng  deutscher  Länder,  und  dio 
Dienerschaft  der  Regenten  (Hannover  1807.  8.)  ^ 6.  V'crgl. 
auch  die  Bönigl.  preujs.  CabinetsOrdre  v.  17.  Dec.  i8o5. 
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«•)  V.  HiyrFH-'s  Reiclisliofratli,  I.  266.  De  Crami!»,  T.ll.  obs.  62R. 
Ejnstl.  Opuac.,  T.  IV.  p.481.  Ehendest.  wetzl.  Eichenst. , Th. 
i-!3.  S.  445. 

<l)  Moser 'von  der  Londrsboh.  in  Regier.  Sachen,  i83.  Mevics, 
P.  II.  dec.  12.  De  Cbaxer,  T.  III.  obt  824.  Ebendess-  wctzlar. 
Ncbcnsl.,  Th.  79,  8.94.  — Ehchin  begünstigten  die  tentschcn 
Reichsgcriclite  , besonders  das  R.  Kaminergericlit , oft  auch 
solche  Diener,  die  Hofs  rerabschifdet  waren,  dureh  Mandata 
oder  Rescripta  rcstitiitoria  S.  C.  oder  C.  C. , meist  aus  Grün- 
den der  evidentesten  Rilligkeit.  Df.  Cbaufr  , T.  II.  obs. 

628.  III.  obs.  80-.  Ebendess.  Wetzlar.  Nebenst.,  Th.  38.  S.81, 
Th.  "9,  S.  9 i-  Th.  123,  8.445.  MosEr  a n.  O.  S.  129.  iB3.  4i5. 
ScHbozEn's  Staatsanzeigen,  Heft  10,  8. 117,  Hefti4,  8.223, 
Heft  29,  S.  43.  H.vderlis's  Staatsarchiv , Heft  46  , S.  i89lf. 
c)  V.  d.  Reche  a.  a.  O.  8.34,  Note.  K.  iciV.'fmi».  Verordn,  wegen 
Eiitlafsbarheit  der  Hofbeamten  u.  Hofdieiier,  v.  20. Dec.  1817. 
f')  iVeuere  Verordnungen  teutscher  Rundesfürsten  hierüber, 
in  d.  Rhein.  Bund,  LIV,  368.  Die  angef.  baier.  HauptLandes- 
Pragraatih,  Art.  24* 


§.  409. 

Rriiimter,  £.rhJiofämter  u.  Hofämter.  Leibgarde  u. 
HofCeremoniel,  Titel  und  Prädicate.  Excellenz'.  JT'ap- 
pen.  Rasig.  JEJirenbezeugungen. 

I)  Die  Errichtung  eigener  Erzämter  und  Krön-, 
Deichs-,  oder  Erblandhofärnter««),  der  hohem 
und  niedern  llofämter,  und  der  Hof-  und  Leib- 
garden 6) , so  auch  die  Bestimmung  des  eigenen 
Staats-  und  11  o f C e r emo  n i e 1 s c)  , ist  dem  zweck- 
mäsigen  Ermessen  eines  jeden  Staatsoberhauptes  über- 
lassen. Eben  so  ist  dasselbe  berechtigt,  II)  zu  Er- 
theilung  blufser  Titel  und  Prädicate,  namentlich 
der  E X c e 1 1 e n 7.  <0 , HI)  auch  zu  \V  appcnycrlci- 
hiing'c),  und  IV)  zu  Bestimmung  des  Danges  am 
Hofe,  in  dem  Civil-  und  Militüi-Dienst  /),  so  wie 
Y)  der  militärischen  und  andern  Ehrenhezeu- 
gungen. 

u)  C.  F.  v.  Moser's  Hofrecht,  II.  i3i.  i5o.  Moseb's  persönl. 
Stuatsr.,  II.  82.85.  Ebenders.  v.  (1.  t.  Rcicbsständen,  4>8.  654- 
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637.  ~r><).  Pcutsc-lie  Enryklopäilic , VIII.  585  PCttfii’s  Ii'i!.t. 
Ent>vick..  II.  191.  IIamifi.'s  Annalen,  1.  §.  ii3.  t.  IIoTn'a 
Sla.atsr.  t.  Heiclulande , II.  8.  HiüurBS  Anmerkungen  /.n 
Aainfr- e »om  IliUerwescn,  I.  3.  179.  181.  II.  195.  Ehrtt- 
lUrs.  über  Einführung , R.nng,  Er/.j'mler,  Titel,  55  .ippcnzei- 
tlicu  u.  5Viirl9ihilile  der  neuen  Kurfürsten  (Erl.  i8)3.  8),  S. 

9 — Jo-  Schriften  in  PüTTEn's  Lit.,III.  no.  ■2n9.  KlI'bfb's  Eit., 
^.911.  997.  — Pie  zahlreichen  Erbämter  in  dta  östreii-hi/thrn 
zu  dem  teutsclien  Rund  gehürenden  Staaten,  sind  verzeichnet 
i.T  Risi^gfk's  vergleichender  Darstell,  der  Staatsverfass,  der 
'europ.  .51onarchieen  u/Republ.  (Wien  1R18.  8.),  §.56,  Note  11. 

S.  187.  — Die  prenssischen,  ebendas.  Note  w,  S.  191  f.  — In 
Tliiier  r,  sind  durch  die  Constitution  des  Königreichs  r.  i.Mai 
1808,  fit.  3,  §.  IO,  vier  leiinbarcRcichsKronämter  angeordnet : 
Obersthofiiieister  ( Octlingen5Valien9te!n  ) , Oberstkämmerer 
( FuggerHabenhausen),  Obcrstmarsehnll  (noch  unbesetzt), 
OberstPostmeister  ( Thurn  u.  Tasis  ).  Rhein.  Bund,  XIX.  8. 
Regiciuciit  V.  28.  Jul.  1808,  die  Kronäinter  des  Reichs  betr. , , 
in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1808.  .S.  7109.  — Die  Erbämter  in 
d'’n  ha’inöverisfhen  Provinzen,  sind  angezeigt  bei  Risiscin 
.a.-^.O.  Note  X,  S.  197.  Im  .1.  1814  ward  daselbst  cInErbLand. 
marschallamt  iles  Königreichs  errichtet,  für  den  Grafen  von 
Münster.  — IVinemhere  errichtete,  im  Jun.  i8o8,  vier  lehn- 
bare KronFrbhofämtcr:  Erbmarscliall  (Hohenlohe),  Erbhof- 
meister ( TruehsefsWaldburg  ) , Erbkämmerer  ( Lövvenstein- 
AVertheim),  ErbPanner  (Graf  Zeppelin).  Hiezu  kam,  nach  e. 
Verordn,  v.  9.  Sept.  1819,  das  lirbLandpostmeisteraint , als 
ErbinannThroiilehn,  für  Thurn  u.  Taxis.  — ln  lirauntehu  ei^ 
sind  vier  Frb.i'mtcr : Erbmai-schall , Erbküchenmeister,  Erb- 
schenk , firbkämmerer. 

h)  G.F.  V.  Mosra's  Hofrecht,  I.  7.77.  Mo.svn's  persönl.  Sts.-slsr., 

II.  88.  EbriiJeri.  von  Stcuersaehen,  55a.  Bisimgib  a.  a.  O., 
§.5-',  S.  197.1T.  — An  tcutichen  Höfen  war  ehehin  unter  den 
J I'ir.'initern  (zu  Berlin  und  Dresden  noch  in  der  ersten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts)  dasjenige  der  Ifof nnrrtti  nicht  das  unnü- 
tzeste. C E.  Ei,ögki.'s  CFsehiclitc  der  Hofnarren.  Liegnitz  u. 
I.eipz.  1789.  8.  Diese  «lustigen  Hällie»  begleiteten  ihre  Hof- 
lierren  zuweilen  in  diegtheimen  Rathsitzungen.  BeiderErb- 
thetliing  der  Herzoge  von  Sachsen,  soll  der  berühmte  Hofnarr 
(.'laus  zu  80.000 Thaler  .angeseh!  ig'ii  worden  seyn,  weil  Jeder 
iler  verschiedenen  Erbfolger  ihn  zu  besitzen  wünschte.  Jena- 
isehr  Allgein.  Lit.  Zeit.  1811,  Num.  19«;,  S.  4>3. 

•■)  iUosi-n's  persönl.  Staatsr.,  11.  91.  C.  F.  v.  Mosi  b’s  Hofrecht., 
Th.  I u.  11.  ii-j^.  i"'5,5.  4"  Ceremonial  des  eours,  par  ,M.  Dc- 
bovt,  mis  cn  ordre  et  augmenti'  pur  M.  Rot  ssEV.  T,  1 — 5'. 
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AmsterJ.  1-39.  fol,  Lt'sio’s  tbcalrum  cersmoniale.  — Xütz» 
lieh  ist,  tlafs  der  Ilerrsclier  mit  einem  gewissen,  seiner  poli- 
tisehen  Grofse  und  dcniStaatseinkoinmen  angemessrnrn  Glan* 
(MajcstätsMimhiis)  inngehrii  sey.  Der  Aul'ivauJ  auf  seltene 
kostbare  Festliclikeilen,  wo  der  Fürst  »ich  dem  Volk  und  an- 
ge*e)ienen  Personen  mit  Würde  zeigt,  ist  nicht  N'crscliwcn- 
dung,  bei  sonst  sparsam  eingerichtetem  StaaUhaushalt.  Sehäd' 
* lieh  nur  sind,  und  den  Zweck  Tcrfehlend,  oft  wicJcrholto 
grofse  Fcsiliehkciten,  übertriebene  Hofüppigkeit,  und  täglich« 
Verschwendung. 

«f1  Mosib's  Staatsr.,  XXXV.  Kiöbeb’s  Lit.,  §.  ioo6-  — Bai- 

erische  Verordn,  wogender  Excellenz,  v.  Febr.  i8ii. 

«)  Mosfb  von  Gnadensaclien,  *3.  Schriften  in  Pf  ttfb's  Lit.,  III. 
3?~.  Jti.üsFB's  Lit.,  3oo.  — Für  Reichslierold*- , Ad<-is-  und 
WappcnprüfungsGeschäfle , ist  in  Baiern  ein  eigenes  ile/c/ij- 
Heroltlenylmt  nngeordnet,  durch  ein  Fdict  v.  i.Nov.  ifio8. 
f}  Mosia  von  T’nlizeisachcn,  3?i.  ScntözFB's  Staatsanzeigen , 
lieft  4a  1 361. 


S.-410. 

Staats-,  Haus-  und  Standeszfichen.  Ehrenzeichen,  inx- 
hesondere  Ehrenorden. 

I)  Die  Wahl  und  der  Gebrauch  eigener  St.aats-, 
Haus-  und  Standcszeicheu,  bei  Landes-,  Fami- 
lien- und  lloffeierlichheitcn,  .auch  auf  Wappen,  z.  B. 
der  Königshi'one , des  Ffirstenhuts  , und  der  Fürsten- 
kleidung, der  In.signicn  (Krone,  Scepter,  n.  d.),  nach 
dem  Stande  des  SoiiTcrains,  hängt  von  desselben 
Gutfindcn  ah«).  11)  Auch  zu  Stiftung  und  Verleihung 

bcstiiiimter  F,  hrenzeichen  oder  Decorationen  6), 
insonderheit  der  E h r e n or  d e n r) , der  Haus-,  Hof-, 
Jagd-  und  Ritterorden,  auch  der  Militär-  und  Ciril- 
Verdienstorden  (§.  iS5.  i88),  etwa  nach  verschiedenen 
Classen,  und  »u  Errichtung  von  OrdensS  t a t u t e n, 
ist  das  Staatsoberhaupt  berechtigt.  Mit  Ertheilung 
eines  Ordens  ist  für  den  Ordensritter,  in  der  Regel, 
Standeserhühung  nicht  verbunden  ü'),  wohl  aber  Hof- 
fähigkeit und  der  Bang  mit  dem  Adel,  mit  etlichen 
Orden  auch  ein  bestimmtes  Einkommen.  Die  Annch- 
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mung  und  das  Tragen  auswärtiger  Orden,  bedarf 
landesherrlicher  Genehmigung  O-  Soll  ein  Privat- 
orden, z.  B.  ein  Gescllschaftorden , von  einem  Sou- 
Ycrain  bei  seinen  Uiitcrthanen  geduldet  und  anerkannt 
werden ; soll  er  öfTentliche  und  obligatorische  Existenz, 
und  ein  Yerbietungsreebt  gegen  alle  Ungenossen  in 
demselben  Staat  geniePsen;  so  wird  hiezu  ein  Privi- 
legium, wenigstens  Bestätigung  des  Souverains,  er- 
fordert/). 

a)  Lvaic's  thcairuin  cereinoniale,  I,  ii58.  Mosra's  Hofr,,iI.  4 >7* 
Mosfh's  Staatsr.,  II.  385.  XXXIII.  25o.  XXXV.  447-  Zusätze  II. 
77.  nKiNHXRD's  AVappenkunst , §.  166.  Gbzllxabs's  StaaU- 
kunde  v.Teutschl.,  I.  2-6.  KlCbeii  über  Einfuhr.,  Rang,  Erz- 
ämter, Titel,  'NV.ippenzeicbcn  und  Wartschildc  der  neuen  Rur- 
fürsten  (Erl.  iÖo3),  §.  3o  u.f. 

% 

b)  Zu  solchem,  oft  übertriebenem,  Efarcnschmuck  gehören:  Eh- 
renorden  (gemeinhin,  wiewohl  in  zu  weitem  Sinn , Jlifferor- 
dcn.  genannt) , RammerheiTnschlüssel,  militärische  Dienstzei- 
chen  und  Dienstchrcnzeichcn  (Porteep^e  und  Epaulcttes  oder 
Degenquasten  und  Schultermaschen , Ehren-  u.  YerdienstMe- 
daillen,  Ehrcnsubel,  Ehreiifiinten , u.  d.)  Amtstracht  oder  Uni- 
form, und  andere  Auszeichnungen  durch  Hleiderordnung , 
Pleureiisen,  u.  d.  - — Von  der  gräfl.  Fuggerischen  Eamilien- 
Uniform  , s.  Rhein,  ßuud,  I.  85. 

i)  PFcrriscKB,  II.  902.  Mosfb's  Hofr.,  II.  687.  Mosy.n's  pcrsünl. 
Staatsr.,  II.  85  ff.  EbemUss.  Zusätze  zu  s.  neuen  t.  Staatsr.,II. 
357.  Pütteb's  instit.  juris  publ.  germ. , §.  1 25.  v.  Mabtehs 
Völkerr. , i65.  Hlvbeb,  die  Ebrenorden  in  politischer  u. 

staatsrechtl.  Hinsicht;  in  der  Neuen  berliner  Monatschr.  Oct. 
1804,  S.  255,  insonderheit,  S.  275  ff.  Bisibgeb's  vergleichende^ 
Darstell.  derStaatsverfass.  der  europ.  Monarchieeu  u.  Republ. 
(AVien  1818.  8 ),  §.58  — 67,  S.193  — 23i.  Schriften  in  Püt- 
zrn'sLit.,  III.  210  u.  Rlübeb’s  Lit.,227.  — Ebrenorden,  dicEli- 
renzeichen  ungerechnet,  verleihen  jetzt  folgende  Bumlesfur- 
sten:  Oestrcich,  Preussen,  Baicm,  Sachsen  (Rönig),  Hanno- 
ver, Wirtemberg , Baden,  Rurhessen,  Grofsher/.og  von  Hes- 
sen, SachsenWcimarEisenach.  — Vor  andern  merkwürdig 
sind  die  Pflichten,  welche  die  Statuten  des  weimarischen , am 
18.  Oct.  i8i5  erneuerten  Ordens  der  Wachsamkeit  oder  vom 
wcisien  Falken , deu  Rittern  auflegen ; in  Rlöbfb’s  Staatsar- 
chiv, Bd.  1,  S.  86.  — Von  35  teutschen  Ehrenorden,  u.  von 
andern  teutschcnELreuzeichen,  s.  Fb.  Gottschajlb's  Almanach 
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der  Rilterordcn.  Lcipj;.  1817.  a.  Jahrgang,  ebrnilas.  1818. 
3..Tahrg.  iBiq.  gr.  8.  Mit^  Abbildungen.  Man  s.  aucli  Gk.  Hai- 
•£l's  Staats  - u.  AdrefsHandb.  der  t.  Bundesstaaten  für  1816, 

1.  Abtlieiluiig.  — Iin  J.  1819  zählte  inan,  nach  Gottsck.vli(,  in 
Europa  93  Urden.  — \ on  Ehrenzeichen  , s,  BisiseEB  a.  a.  O. 
^.63,  S.  i3i  — 133.  « 

d)  Lihsävs  jur.  publ. , lib.  6.  c.  2.  n.  7.  sq.  Mosra's  pcrsönl. 
Staatsr. , II.  B"”.  IIi.übkb  a.  a.  O.  280.  — Mil  dem  russischen 
St.  WladimirOrden  ist  der  rutsische , mit  dem  Coinmandcur- 
Kreuz  des  toseanischen  (vorhin  grofshcrzogl.  wirzburgisehen, 
im  J.  1807  gestifteten)  St.  Josephordens  der  loscanische  Erh~ 
aJelsianJ  1 erblinden.  — In  etlichen  Bundesstaaten,  ist  mit  ei- 
nem inländisclien  Ehrenorden,  lYciiigstens  }^ers<intiche  jlJel  ^ 
verbunden.  So  bei  dem  leirtembergitchen  CiTil3'erdicnstorden. 
Von  liaiern,  s.  3 crordn.  23.  Dcc.  1812,  betr.  den  Adelstand 
der  Bitter  der  baierischen  Civil-  und  MiiitärVerdienstorden. 
Nach  dem  haier.  Edict  über  den  Adel,  v.  26.  Mai  i8»8  (Beilage 
V zu  der  VerfassiingsUrk.  v.  1818),  J.  5,  schliefst  die  Erlhei- 
lung des  Militär  - oder  des  Civil  Verdienstordens  an  Inländer,  die 
3 erleihung  des  Adels  in  sieh;  doch,  für  die  Zukunft,  nur  für 
die  Person  des  Begnadigten.  Ein  Ordensmitglicd,  dessen  Va- 
ter und  Grofsvater  diese  Auszeichnung  des  3^erdienstes  sich 
erworben  hatten,  kann  taxfreie  3'erleihung  des  Erbadels  ver- 
langen. 

r)  3'crgl.  L'Ambassadcur,  par  Wic^üSvort,  p.  99.  (ed.  1689.) 
(HiNSOs's)  Account  of  all  Ihe  Orders  of  Knighthood , vol.  II, 
p.3i»isqq.  — Im  Febr.  1817  war  die  Zahl  der  verliehenen  rus- 
sischen Oid.-n  — 31,409,  worunter  16,825  St.  AnnenOrden.  — 
ln  mancbeii  Bundesstaaten  , sind  die  von  dem  tcutschen  Kai- 
ser den  .31ilgliedern  der  ebcinaligen  Reichtriitenchaft  in  Schua- 
brn  u.  des  fränk.  Cantons  OttenwalJ  verliehenen  Orden  auf 
gehoben.  Eben  so  der  vom  Kaiser  der  Reichshurg  Frieilherg 
verliehene  St.  Jose-phsOrJen^  durch  3"crordn.  der  baier.  Lan- 
desDirecliou  zu  Piamberg  v.  6.  Jul.  iJkv  ; in  OvsTMiBFicnzu's 
Archiv,  3111,  Nuin.  19.  Aehnliche  Orden  wurden  1804  von 
dem  Kaiser,  der  Ganerbschaft  des  Hauses  jHi I .impvrg  u.  der 
Gesellschaft  des  Hauses  i'raucnstein,  beide  zu  Frankfurt,  ver- 
liehen, die  noch  fortdauem.  Ein  baier.  Edict  v.  8.  Sept.  1808, 
erkl.irt  den  Jolmnni:«  rOrden  in  Baiern  für  aufgehoben. 

J)  Moscii't  Hofr.  11.  692.  Ki.üarn  a.  a.  O.  (in  d.  berliner  Mo- 
natsebr.),  S.  2-9!.  So  der  St.  JoacArmiorden,  wovon  bei  Klü- 
BfB  a.  n.  O. , und  der  «Ordensverein  der  wcltl.  u.  gcisll, 
Kreuzherren  vom  heil.  Grabe  zu  Jerusalem  y , von  dessen  Da- 
sein im  Aug.  i8’.i  in  öfTcntlicbcn  Blättern  aus  der  Gegend 
von  Nenndorf  eine  Nachricht  verbreitet  ward. 

KtuLrr'»  oQi'ntl.  Kcctt,  51 
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S.  411. 

Stattd&fcrhnhung. 

I)  Das  Recht,  S t a n d c s e rh  ü h u n g , allenfalls 
mit  neuem,*  vei’änderteni,  oder  Termehrtcm  Waj»  (>  e n 
und  einem  liüliern  Prädicat  in  dem  CanKleiCcremo- 
iiicl,  zu  ertheilcn  o) , eignet  sich,  in  den  teutschen 
Rundesstaaten  , jeder  Souveruin  , in  seinem  Staatsge- 
biet, der  Regel  nach,  ausschlicrsend zu;  nach  allen 
Stufen  des  hohen  und  niedern  Adels  c),  und  zsvar  des 
ersten,  so  -neit  cs  dem  eigenen  politischen  Rangrer- 
hältiiifs  des  BundesFürsten  angemessen  ist.  Ilj  Zu- 
»eilen  »ird  die  Standeserhühung  per  saltum  er- 
theilt'/),  auch  »ohl  blofs  mit  dem  E r s tg  e b ur  t r e ch  t 
verbunden.  IllJ  Dem  Rechte  dritter  Personen,  ins- 
besondere der  SuccessionsBerechtigten  , anderer  F'a- 
milien  und  Souveraine , bann  durch  Standeserhdhung 
hein  Eintrag  geschehen.  IV)  Auch  die  mit  dem  Brief- 
adel geschenkten  Ahnen  sind,  in  der  Regel,  ohne 
Wirkung  f).  V)  Die,  seit  Aufhebung  der  teutschen 
Rcichsrerfassung  hie  und  da  statt  gehabte,  Erthcilung 
der  standesherrlichen  W^iirde/),  giebt  i)  für 
die  Person,  theils  den  hohen  Adelsland,  »enu  diese 
nicht  vorhin  schon  damit  begabt  »ar,  theils  die  per- 
sönlichen Vorrechte  der  inländischen  Slandesherren, 
2)  für  die  standcsherrlicben  Besitzungen,  die  diesen 
in  demselben  Lande  zuhummenden  dinglichen  Vor- 
rechte. 

" a)  Vcrgl.  Moskr  von  kaiscrl.  Rcgierungsreclitoii,  S.4iH<  J.  G. 
Shckh  de  jure  confcrciidi  digiiilatos.  Lips.  i“"3.  Ki.öbkh  de 
nobililate  codicillari  (Erl.  itöö.'',  cap.s.  et  3.  EhrnJess.  jurist. 
Bibi., XX V'.  1 ff.  Schrillen  in  Puttkh’s  Eit.,  IlE  3i6.  Kj-t'BEB’s 
Eit.,  3oo. 

h)  B.  hnnnöver.  Verordn,  v.  18.  iMiir*  i3i6,  d.ifs  die  hannöver. 
L'nlertlianeii  Slandeserhölningen  von  fremden  Potentaten  über- 
all nicht  aiiiu’hinen  sollen.  — liairrn  erhob  (19.  Nor.  1811) 
die  beitlen  Chefs  der  Bwei  gr  iflieben  Einien  von  Löwtnsiein- 
M^erthefiuFreuilenberg  in  den  Fürs  enstand,  obgleich  ihre  Be- 
sitsujigen  sUmmllicb  unter  fremder,  noinlicb  nirtunibergischcr. 
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grofshcrzoglich- franlifurtiscber , u.  badischer  Hoheit  lagen. 
Dagegen  mufsten  sic  bei  Wirtemberg  im  J.  i8i3  dieselbeSlan- 
deserhöhung  abermal,  und  bei  den  beiden  Grofshercogen  Be- 
stätigung derselben  erlangen. 

s)  Klübkr  I.  c.  §.  24-  Vergl.  oben  197  u.  f.  — Im  Jun.  1814  ' 

erhielt  der  baierische  Feldmarschall  M^reJe,  welchen  K.  Na- 
poleon im  3.  1809  in  den  franr.dsiscben  Grafenstand  erhoben 
hatte,  die  baierische  Fürstenwürde.  — Der  Grofshersog  von 
Hessen  erhob,  am  11.  Mai  i8i3,  den  Grafen  Carl  von  ^dvn- 
M’ittgensteinHohenstein  in  den  Fürstenstand.  — Zu  grofsher- 
Eoglichen  Prinr.en  und  Marhgrafen  von  Hmlen  , mit  dem  Frä- 
dieat  Hoheit,  und  mit  Ertheiluiig  des  badischen  Haustitels  und 
Staimuvvappens  , wurden  erhoben  , die  drei  ehelichen,  eben- 
bürtigen (ohnehin sucressionsbercchtigten)  Söhne  eweiterEhe 
des  Grofsherzogs  Carl  Friedrich  v.  Baden,  welche  bis  dahin 
Grafen  v.  Hochberg  hiessen,  durch  e.  badisches  Patent  t. 

Oct.  1817.  Deren  Schwester’  ward  zur  Prinzessin  v.  Baden, 
unter  Beilegung  des  badischen  NVappens,  ernannt,  durch  e. 
badisdie  V’erordn.  von  demselben  Tage.  — Preussen  erhob  in 
den  Fürstenstand  die  Grafen  v.  SalmßeiferscheitlDYck  (1816', 
von  HentheimSteinfurt,  von  lientheimRheila  oder  Teckteoburg, 
und  von  SalniHorttmar  oder  Rheingraf  (alle  1817).  — \ on  der 
liechtmäsigkeit  der  Standeserhöhung  und  des  Erbadels,  s. 
Kavt’s  Rechtslehre,  S.  192  f.  Mmnfh's  Gesch.  der  Ungleichheit 
der  Stände,  S.  5"6  f,  a Die  AdelsFabriken,  die  Fabriken  von 
Titel,  Ehre,  Würden  u.  Patricia!,  waren  Rinder  des  Runst- 
lleifses,  der  Eitelkeit,  der  Koth»  u.  s.  w. , sagtLoEDEB,  in  s. 
bialioiiallndustrie  (1808.  8.),  §.  369. 

d)  Ri.übfhIc.  §.  i4- ~ Beispiele  von  ehemaligen  Nobilitationen  in 
Masse.  — Von  Formeln  u.  Clauseln  derStandeserböhungsDi- 
plome,  ebendas.  »3, — Von  dem  Verlust  des  Briefadels,  eben 
das.  ^.25.  — Von  Erneuerung  (Renovation)  des  Erbadels,  s.  v. 
Stecb  a.  oben  §.  198,  Note  f,  a.  O. 

«)  K2.ÜBEB  1.  c.  J.  a3. 


§.  412. 

Fortsetzung» 

V)  Die  AdelsTaxe«)  bestimrot  der  SodTeraln. 
VI)  Landesuntertbanen  wird  nicht  gestattet,  ohne 
'landesherrliche  Erlaubnifs,  Standeserhöhung  bei  ei- 
nem fremden  Staat  zu  sneben , oder  von  demselben 
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anzunehraen,  oder  sich  solclier  zu  bedienen,  'uenn 
sie  ihm  von  demselben  aus  eigener  Bewegung  war 
verliehen  worden  YII)  Ausländischer  Adel, 

erlangt  die  Rechte  des  inländischen,  durch  Bestä. 
tigung  des  Sonverains,  wobei  gemeiniglich  gewisse 
Taxen  zu  entrichten  sind.  In  verschiedenen  Bundes- 
staaten ist  eine  Adclsmatribel  cingetuhrt,  in  wel- 
cher jeder  nicht  bloPs  temporäre  Landesunterthan, 
der  in  dem  Lande  sein  AdelsPrädicat  führen  und  an- 
erbannt  wissen  will,  nach  vorhergegangener  Adels- 
probe, mit  dem  ihm  zukommenden  adelicben  Pr.ädi. 
cat  eingetragen  scyn  mufs  «).  VHl)  Obgleich  selbst 
die  ehemaligen  rheinischen  Bundesfürsten  auf  dieje- 
nigen ihrer  'l’ilel  vciziclitctcn,  welche  eine  Beziehung 
auf  das  teutschc  Reich  aiisdrücktcn  d),  und  unter  den 
tculschen  BundesSouverainen  nur  Kurhessen  noch  sei- 
nen auf  die  chemahligc  Reichsverfassung  sich  bezie- 
henden Titel  fortführt  (§.  48  u.  109);  so  läfst  man 
doch  die,  unter  ehemaliger  kaiserlicher  und 
ReichsAuctorität  erlangten  Standeserhohungen 
der  Unterthanen  leutschcr  Bundesstaaten  noch  fort- 
dauern  ($.  5-z)^  nur  mufs  die,  auf  das  teutsche  Reich 
sich  beziehende  Nebenbenennung  (z.  B Rcichsfürst, 
Rcichsgraf,  R e i c h s freiherr  , u.  d.  > unterblcibcu 

t§.  48). 

o)  V^ergl.  Klübib’s  jur.  Bibi.,  XXV.  68-  Rlieinisclie  Reiclis\  ica- 
rlatllofgerichtsConclusa , 1790,  S.  80.  Allgcm.  litcrar.  Anzei- 
ger, 1799,  u.  5»  u.  m4I  G.  F.  M0u.fr,  die  Art  und  >Vcisc  , 
wie  im  tcutschen  Reiche  neue  Fürsten , Grafen,  Freiherren 
und  Edcllputc  gemacht  werden,  und  was  dafür  bezahlt  wer- 
den mufs  (.Wolfcnb.  1797.  8.),  S.  94.  ReichshofCanzleiTax-' 
ordn.  T.  1669.  in  GKRSTi.icHKn’s  llandb.  V.  7t3-  und  in  Schr.^uss 
G.  I.  P.  A.  — In  dem  Königreich  Baiein  gehört  zu  einem 
Adelsdiplom  mit  dem  l'rädicat  von,  sammt  allen  darunter 
begriffenen  Abstufungen,  ein  60  GuIdenStempelbogen  , zu 
dem  Frciherrndiplom  ein  90  Gulden-,  u.  zu  dc^  Crafendi. 
plom  ein  120  GuIdenStempelbogen-  Die  AdelsTaxe  ist  da. 
selbst , für  einen  Grafen  4089  , für  einen  Freiherrn  2453,  für 
einen  Ritter  7.33,  für  einen  Edlen  633  Gulden.  Regicr.Blatt 
T.  1808,  Niira.  i3. 
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i)  Vergl.  Noteb  *it  dem  vorigen  Prfufs.  allg.  Landr.,  II  9.  a. 
llonigl.  ftreufs.  Declaration  v.  2^.  Sept.  1798  , V.  Bvii^upb 
jur.  nov.  controv.,  T.  I.  obs.  76.  Müi.i.fh  a.  a.  O.  io5.  Bv«- 
KTBSHOEH  quaest.  juris  publ. , lib.  II , c.  a5.  n.  9. 
c)  Paterische  Declaration  t.  19.  Murr.  1807,  A.  2.  3.  4-  BaiUsthe 
Verordn,  v.  3.  Jul.  i8l5.  M'irtemhergtsche  v.  Jan.  18x8. 
Bi.<1bf.b's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  5*  190,  Note  b. 

Rheinische  Bundcs.Acte  , Art.  3. 


XV.  C a p i t e 1. 
Erziehung«-  und  UnierrichtRegal. 


?.  41.1. 

Staatsinteresse  bei  Ej-ziehung  und  Unterricht. 

Nützliches  Wissen,  Aufklärung  und  — 
eine  Folge  wahrer  Aufklärung«)  — Tugend,  gei- 
stige und  gesellige  Cullur  der  Staatsbürger, 
sind  Bedürfnifs  des  Staates.  Zu  F.rreichung  dieses 
llülfzweckes  , kommt  der  Staat,  durch  Wissen- 
schaf tp  fl  e g e , durch  Erzichungs-  und  Unter- 
richtanstaltcn,  für  sittliche  und  intellectuellc 
Bildung  der  Staatsbürger  i) , den  Einzelnen  und  Fa- 
milien zu  Hülfe  c);  denn  nicht  alle  von  diesen  kön- 
nen Hauslehrer  halten,  gute  Subjecte  dieser  Art  sind 
in  erforderlicher  Zahl  nicht  anzutreffen  , zu  häusli- 
cher Bildung  und  Jugenderziehung  findet  sich  nicht 
in  allen  Familien  gute  und  hinlängliche  Gelegenheit, 
und  auf  Ideen  und  Sitten  vermag  der  Staat  heilsam 
zu  wirken  <l), 

a)  Lvedeb  über  Nationallnduslrie  und  Staatsxvirlhsch.ifl.  III. 

30J  f.  C.  G.  Rössic's  Versuch  über  die  Aufklärung.  Lcipz. 
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1799.  Graf  r.  Wixdischokäte  Betracht,  tibcr  rerschied« 
Gegemtanile  (Niimb.  1787.  8.),  S.  »5  ff.  J.  F.  E.  Lots  über 
den  Begriff  der  Polizei , S.  879  ff. 
b)  Jetzt,  nächst  der  .J;»rae/ie , und  der  Bundeseinheit,  das  dau- 
erhafteste NationalBaud  der  Teutschen. 

«)  Scheidexantfl's  Staatsr,  nach  der  Vernunft  und  den  Sitten 
der  Tornrhmslen  Völker,  I.  88.  II.  i53  ff.  181  ff.  J.  J.  Bubla. 
XA9TI1  principes  ou  Clemens  du  droit  polilique  (Laus.  1784.8.)  > 
p.  ai3.  3fosr.B  von  der  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  S.  38ff. 
d)  Voss  Versuch  über  die  Erziehung  für  den  Staat.  K.  S.  Za- 
CHABiÄ  Über  die  Erziehung  des  Menschengeschlechtes  durch 
den  Staat.  Leipz.  i8oz.  8.  H.  SrKFHAiirs  Sjstem  der  öffentl. 
Erziehung.  Erl  1806.  8.  2.  Aufl.  i8i3.  W.  T.  Kbug,  der  Staat 
u.  die  Schule.  Leipz.  i8io.  8.  J.  P.  IIahl's  Grundlinien  einer 
Theorie  des  Staates  (Erl.  i8o5),  S.  79  ff.  J.  G.  Fichtk’s  He- 
den au  die  deutsche  Nation  (1808.  8.) , Num.  2.  3.  9.  10.  11. 

s.  414. 

Erziehungs  - uni  Unterrichtanstalten. 

Dem  zufolge  errichtet  der  Staat  öffentliche 
Anstalten,  i)  für  V ol  h s u n t e r r i ch  t , vorzüglich  in 
den  untern  und  mittlern  Menschcnclassen ; 2)  für  ge. 
lehrte  und  künstlerische  oder  artistische  Bil- 
dung, höhere  und  niedere;  3)  für' S i 1 1 e n b i 1 d u n g, 
um  Sitteiivcrderbnifs  und  Charakterlosigkeit  entgegen- 
zuarbeiten  ").  Alle  diese,  auch  ähnliche  Pr  iv  ata  11- 
staltciif’),  sind  der  Gesetzgebung,  Aufsicht,  Gericht- 
barkeit  und  Polizei  des  Staates  untergeordnet  c),  wel- 
cher dadurch  die  Mehrung  der  Vollkommenheiten  sei- 
ner Itürger  zu  befördern  strebt  d).  In  der  Re^el 
iindet  Fr  e i h c i t der  Berufwahl  statt,  und  eben  so 
der  Ausbildung  im  In.  oder  Ausland  '). 

<i)  Ob  und  wie  weit  eine  römische  censura  morum  (Alez.]Adax's 
Ilamib.  der  röm  Alterthiimer , 1.236  ff.),  ein  Collegium  von 
Siltciirichtern,  in  dem  Staat  zulässig  sey?  v.  Jtsn's  Grundrifs 
einer  guten  Regierung  , §.  160.  Jo.  Hevsaüs  de  fontibus  et 
occonomia  legum  civilium,  Sect.  I.  17.  Moseb  von  Poli- 
zeisacheii , 3~o.  ScHFiDEnASTEL  a.  a.  O.  II.  142.  Dawider , 
Che  Tiiomasivs  diss-  de  judicio  s.  censura  morum.  Ilal.  1702. 
b)  Bei  allen  diesen  Aasialten  inlcrcssirt  dem  Staat  nicht  blof» 
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il.n  lernen,  sondern  vorzüglich  auch  die  Einprägung  guter 
Grundsätze  und  reilitlicher  Gesinnungen,  die  Bildung  des 
silllicheii  Cliarakters  , die  Angewöhnung  an  gutes  Betragen, 
und  an  redliche  Beobachtung  der  Pflichten.  Man  vergl.  den 
Lclirpl.an  für  alle  liurpfalzbaicrischc  Mittelschulen.  München 
1804.  4-  »•  Becension  in  der  Allgem.  Lit.  Zeitung,  i8o5 , 
Si.  i53  f. 

»)  Vergl.  haierische  Schulordn,  v,  1809,  in  d.  bater  Regier.  Blatt, 
Febr.  1809 

,/;  IlFxopniLOS  an  Eul.rates  über  die  Grenzen  der  Staatsgew.alt. 
Germanien  f99.  8. 

e)  // 'frtrnift.  Verfafs. Vertr.  T.  1819,  §.59.  — Zwingen  darf  der 
Staat  seine  Bürger  nicht  zn  dem  Erwerb  eines  bestimmten 
Grades  von  geselliger,  artistischer,  oder  wissenschaftlicher 
Cultiir:  aber  voranssetzen  darf  er  solchen  , nach  der  Forde- 
rung des  Staatszweches  , als  Bedingung  zu  Erlangung  beson- 
derer Stantsvortheile-  — Beschräuhung  der  StuAirfreiheit , 
insbesondere  Sehul-  u.  üniversitätsBann.  Ri.iiuKz's  Ueber- 
sicht  der  diploin.  3'erhandl.  d.  wiener  Congr  , S.  1^8,  u. 
afu)  Verordnungen , wodurch  das  Besuchen  inlänAischer 
Lehranstalten  gebol''n  wird.  Grofsherzogl.  hessische  Verord- 
nung, in  d.  Rhein.  Bund,  XIII.  i5a. 


s.  415. 


Industrie  , Kunst-  und  gelehrte  Gesellschaften,  Oef- 
fentliche  Bioliothehen  und  andere  Sammlungen.  Nie- 
dere und  höhere  Lehranstalten. 

I)  Für  Iiiilustric*,  Kunst*  und  Wissensch  aft* 
pflege  übcfliauj*» , ohne  unmittclliare,  wenigstens 
aiisschliefsende  , Besliininuiig  für  den  Jugendünter- 
richt,  werden  Industrie-,  Kunst-,  philantropi- 
st'he  und  gelehrte  Gesellschaften  (Institute, 
Aliademien  der  Künste,  Wissenschaften,  u.  d.),  auch 
Lese  Anstalten,  Ton  dem  Staat  errichtet,  oder  be- 
stätigt«), und  II)  üffentlicho  B i h 1 i o th  e h e n , 
Kunst-,  Naturalien-  u.  a.  Sammlungen  ange- 
legt und  unterhalten  ^).  111)  Für  den  JugendUn- 

t er  rieht  in  Pilichten,  Künsten  ur.d  Wissenschaften, 
werden  niedere  und  höhere  Lehranstalten, 
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auch  Bildungsanstaltcn  ( Scminaricn ) für  hünf. 
lige  Schullehrer,  unmittelbar  von  dem  Staat,  oder 
unter  dessen  Auctorilät  und  Aufsicht»  errichtet.  Zu 
den  nieder n gehören  die  Volks-,  Real-,  Ele- 
mentar- und  TrivialSchulenf),  die  Gymna- 
sien, Pädagogien,  und  L y c e e n IV)  Die  h ö- 
heren  Lehranstalten  (Akademien  in  dem  weitern 
Sinn),  so  fern  sie  für  Unterweisung  in  allen  Wissen^ 
schäften  gestiftet,  und  auf  Ertlieiliing  der  akademi- 
schen Würden  in  allen  Facultäten  privilegirt  sind, 
heifsen  Universitäten;  hohe  Schulen,  wenn 
sie  zu  Verleihung  der  akademischen  Würden  nur  zum 
Theil  <•) ; Akademien  in  dem  engem  Sinn,  wenn 
sic  dazu  gar  nicht  berechtigt , wohl  auch  auf  den 
Unterricht  in  bestimmten  Wissenschaften  und  Künsten 
beschränkt  sind.  V)  Die  Gesetzgebung,  Geriehthar- 
keit,  Disciplin  und  Polizei,  diese  Institute  hetrefiend, 
hängt  von  der  Staatsregicrung  ab/).  Doch  kön- 
nen Reschliisse  efer  Bundesversammlung  auch 
hierüber  allgemeine  Regeln  festsetzen 

n)  ScHTiDPMiSTEL  a.  a.  O.  n.  194.  Mosfb  von  der  L.sndcshoh. 
in  Polb.cisaehon , 60  f.  Constitution  der  königl.  haier.  Aca- 
demic  der  Wissenschaften  v.  i-  Mai  1807,  in  d.  baicr.  Re- 
gier. Blatt,  1807,  St.  3?..  Constitution  der  hönigl.  haier.  Aka- 
demie der  bildenden  Künste,  v.  i3.  Mai  i8o8.  in  d.  baier. 
Regier.  Blatt,  1808,  St.  s5.  — Ein  Muster  für  Einrichtung 
gelelirler  Gesellschaften,  aus  Erfahrung  aufgesteilt , s.  man 
in  der  Histoire  de  racademie  royale  des  inscriptions  et  helles 
lettres , Tome  XLA'II  (Paris  1809.  40  > P-  '7  — 2a.  u.  in  Ja- 
coBi's  Abhandl. , vor  dem  ersten  Theil  der  Abhandlungen 
der  münchener  Akademie  der  W issenschaften  , 1810. 
b)  Moser  a.  a.  O.  63. 

r)  Franh's  System  der  ^andwirthschaftsPoIizei  , III.  84-  Moser 
n.  a.  O.  48  ff. 

d)  SeHEiDEKASTEi.  3.  3.  O.  II.  i8a.  Moser  3.  a.  O.  So.  ff.  — 
\'on  geistl.  Seininarien,  s.  A.  Michi.'s  Kirehenr. , §.  24. 

»)  Beispiele:  kaiserl.  Privilegium  v.  1471  für  Errichtung  einer 
juristischen  hohen  Schule  zu  Lilnehurg.  Giotasm  Germania 
princeps  (edit.  1752),  729.  Ein  ähnliches,  für  die  bis  1794 
bestaiidenc  CarlsIIoheSchule  zu  Stuttgart.  Errichtung  einer 
Rechissthulc  zu  Wetzlar,  mit  der  Befugnifs  , die  juristischei» 
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•liademischen  Würden  r.u  ertheilen.  Cnou's  u.  Jlvp'b  Ger- 
manien , Bd.  II , S.  148  iT. 

f)  V'ergl.  oben  §.  i56  u.  i65.  ScHEIDzn4^TEI.  a.  a.  O.  II.  i88iT. 
Moses  a.  a.  O.  58  ff.  — Von  dem  Penn^lismus  auf  Universi- 
täten. Moses  von  Reichstagsgesebäften , i47^.  EhenJess. 
nachbarl.  Staatsr.,  398.  C.  Sciiottofw's  Historie  des  Pcnnal- 
wesens.  Dresd.  u.  Lcipz.  1747.  8.  C.  Msiarss  götting.  aka- 
dem.  Annalen,  Bd.  I (Ilannov.  1804.  8-),  Num.  III.  Gfsstea- 
cBEs's  llandb.  der  Reichsgesetr.e , IX.  1184.  — Von  Voll/.ie- 
liung  des  Beiclisgutacbtens  r.  14.  Jiin.  1793,  wegen  der  Stu- 
dentenOrtlen  , s.  Hknhk's  Archiv  für  die  neueste  Hircliengc- 
schichte,  Bd.  III,  S 3)6  ff.  v.  Büi.ow's  Annalen,  1793,  Heft  I, 
S.  5i.  IIcH  II,  S.  i53.  — Im  J.  1818  waren  in  TeuUchland 
30  Universitäten;  11  protestantische,  5 katholische,  3 ver- 
mischte ( Tübingen  , Bonn  , Breslau).  Im  J.  1793 , hatte 
Tcutschland  36  Universitäten.  — Darstellung  dessen,  was  in 
neuester  Zeit  für  die  Universität  7ena,  u.  auf  solcher  gesche- 
hen ist;  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1819,  Beil.  8 zu  46. 
Rühmliche  Erwähnung  der  tcutschen  Universitäten  «als  eines 
stolzen  Denkmals  tciitscher  Entwicklung»  , in  der  ersten'  Si- 
tzung der  B.V.  am  5.  IVov.  1816  , in  der  Eröffnungsrede  des 
Vorsitzenden  Gesandten. 

g)  Provisorischer  Beschlufs  (auf  unbestimmte  Zeit)  der  B.V. 
wider  Ungebühr  auf  Universitäten,  in  ihrem  Protoc.  v.  10. 
Sept.  i8it),  §.  320,  Num.  3 , S.  6~i  n.  665  der  Orig.  Ausg. 
— Auf  Veranlassung  der  grofshcrzogl.  11.  herzogl.  sächs. 
Häuser  (Protoc.  v.  1819,  4h,  S.  i4") , ernannte  die  B.V. , 

, in  dem  Protoc.  v.  6.  Mai  1819,  §.  79,  eine  Commission  zu 
Vorbereitung  der  wegen  der  Universitäten  zu  treffenden 
Maasregeln.  Hierauf  erfolgte  ein  loco  dictaturac  zu  der 
Conferenz  v.  37.  Aug.  1819  (S.  565  der  Orig.  Ausg.)  gedruck- 
ter Bericht  des  hannoverischen  Oesandten  an  die  Commis- 
sion für  die  UniversitätsAngclegenhcitcn. 


§.  416. 

jlkadcmische  Privilegien  und  IP'ürden.  Rechte  der 
Graduirten. 

1)  Nur  zu  Ertliciluiig  der  altademisclicn  Wurden, 
und  zuAusüumi^  gewisser  accessorischen  Rechte  man- 
cher JJnivcrsitätcn  , z.  B.  der  Comitiv,  bedurfte  cs, 
in  dem  tcutschen  Reich,  der  li  aiscrlichcn  Aucto- 
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rität  fl).  Zu  dem  Ende  verschafTte  ein  Landesherr, 
bei  Errichtung  einer  Universität,  sich  ein  kaiserliches 
akademisches  Privilegium  Päpstliche 

Bestätigung  ward,  wenigstens  bei  protestantischen 
Universitäten,  nicht  mehr  erf'oi  dert  c).  Seit  Aullösung 
der  teutschen  Reiebsverfassung , können  akademische 
Privilegien  nur  von  dem  inländis'i^hcn  Staatsoberhaupt 
eilheiit  werdend),  II)  Die  akademischen  Wür- 
den, der  Grad  eines  lloctors,  Liceiitiatcn , Bacca- 
laureus,  Magisters,  gekrönten  Poeten,  konnten  ehe- 
hin  aus  der  Reichskanzlei  r),  zum  Theil  auch, 
doch  mit  geringerem  Erfolg,  von  kaiserlichen  Hof. 
p f a i z g r a f e n /)  , erlangt  werden,  sie  wurden  aber 
meist,  und  werden,  seit  Aullösung  der  teutschen 
Reichsverbindung , aussehliefsend  von  UniversitätsFa- 
cultälen,  unter  landesherrlicher  Äuctorität,  er- 
theilt  ;r);  wobei  die  gehörigen  Prüfungen  und  Förm- 
lichkeiten gewissenhal't  zu  beobachten  sind.  111)  Die 
Rechte  und  Vorzüge  der  Graduirten,  sind  in 
Staatsgesetzen  oder  Herkommen  gegründet  ^>)i 
der  höhere  Gerichtstand , die  Fähigkeit  zu  Beisitzer- 
atellen  in  hohem  LandcsJustizCoIlcgien  und  Univer-- 
sitntsFacultäten , zu  der  Advocatur  und  Procuratur, 
zu  gewissen  Kirchenpfründen  , u.  d. 

a)  Scliriften  in  PirnKa’s  Lit.,  III.  589.  Hlübkb's  Lit.,  448  f. 
Mosra  von  Itaiserl.  Rrgierungsr.,  166.  569.  r.  Gnadens.,  39.  v. 
I’olizeis.,  53.  Hechtsinaterien,  VI.  3o6.  J.  G.  Gözii  gengra- 
phia  aracirmica.  IVorimb.  1789.  8.  Vcrzclchnifs  der  Univer- 
sitäten und  gelehrten  Gesellschaften,  in  Pötifb's  Lit.,  I.  55. 
SrBVtii  et  JuGLKRi  bibl.  hist.  lit.  selccta,  III.  1906  — t<y5. 
und  J.  F.  Kofxhebi  Siippl.  ad  bibl.  liter.  Slrmio  Jiiglerum. 
Fase.  I.  293  — 322.  Mh'sei.'s  Statistik,  Cap.  II,  VI,  n.  6. 
J.  D.  Sciivi./.r's  Litera turgcsehichle  dersämnitlichrn  Schulen  und 
Bilduugsaiistaltcn  im  toiitschcn  Reiche.  VVeisscnfcls  1804.  8. 
h)  J.VRGOW  V.  d.  Regalien,  141.  201.  — I)  Alter  der  kaiscrl. 
Privilegiorion  academicoriim.  II)  Streit  : ob  die  lieichsvica- 
rien  zu  deren  Erlheilung  befugt  gewesen  se^en?  Moseb'b 
Slaatsr,  V 111.  5o.  LrnoFBHOSs's  kleine  Schriften,  III.  i54. 
III)  ErtI.eilung  der  akademischen  W ürdeu  zu  Marburg  von 
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i5i7  bis  i54i)  ebe  noch  ein  haiserl.  Pririleginm  erlangt  war. 
LrooEBHOSB  a.  a.  O.  III.  i53.  IV')  Schweden  erhielt  ein  Pri- 
vilegium acad.  in  dem  Instr.  Pac.  Osnabr. , X.  i3. 

•)  Dafs  selbst  bei  katholischen  Universitäten,  päpstliche  Be- 
stätigung nicht  mehr  noth wendig  sey,  wie  das  Beispiel  von 
Salzburg  (i6*s  — i6*5)  und  von  Bonn  (178s  — '794)  lehre , 
behauptet  C.  GäaTaca  pr.  de  jure  summi  pontificis  in  ere- 
ctione  academiarum.  Germ,  catbolicarum  (Salisb.  1795.), 

§.3-9. 

d)  U.  preufs.  Cabinels  Ordre  v.  i8-  Oct.  1818,  betr.  die  Er- 
richtung der  Universität  Bonn. 

r)  ReichshofcansleiTaiordn.  v.  1639,  bei  Gfbsti.acheb,  VI.  773.  — 
Auch  Oesireich  hatte  ein  liais.  Privil  auf  Erllieil.  der  ahad. 
Würden.  Ittf.b  de  gradib.  acad.,  XIV.  5. 

/)  Bei  dem  B.  Bammergcrieht , wurden  die  pfalzgräflichen 
BuilenDortoren  nicht  zugelasscn.  Wegen  der  akademischen 
so  genannten  JubelDcctoren , war  es  zweifelhaft.  Balz- 
■ ANs's  Beiträge , 58. 

g)  Dafs  Inländer  nur  auf  der  LandesUnivt  rsität  akademische 
Würden  sich  erwerben  dürfen,  besliinmt  e.  kurhessische 
Verordn,  v.  9.  Jun.  i8i5.  NationalZeitung  der  .Deutschen 
i8i5 , St.  19. 

h)  V'ergl.  von  ehemaligen  Beichsgesetzen  , die  B.  G.  O.  v.  i49Ö> 
I.  I.  Concept.  der  K.  G.  O.,  I.  1.  3.  I.  P.  O.  V'^.  17.  Bai.b- 
■AHs's  Beiträge , S.  4^-  ^9-  Preufs.  Procefsordii. , I.  %. 
74.  — Schritten  in  PöTTFn's^Lit.,  III.  3i2.  und  Blübzb's  Lil., 
«9-’.  HoxntL,  obs.  99.  618.  Ebenäess.  Litteratiira  juris , 
211 — 278.  F.  E.  Vogt  or.  de  nobilitate  dorlorum.  Hilun. 
1733.  (Job.  Frhr.  v.  lioaii ) Die  Ehre  des  Biirgerstandes 
nach  den  Bcichsrecliten.  Wien.  i~9i.  8.  Cvhne  de  S.vistb- 
Pai.ate's  Bitterwesen  des  Mittelalters , mit  Hlübf.b's  An* 
merk.,  I.  iW>.  II.  i84-  3i8  — Stfi.  — Von  den  ehemaligen 
Rittern  der  Rn  Ute  , Chevaliers  eslois,  ebendas.  — Von  dem 
so  genannten  persönlichen  Adel  der  Graduirten,  insbeson- 
dere der  Dortoren  der  Bechte,  s.  Uoxuvl  a,  a.  O.  Selchow 
•lern,  juris  gcrin.  priv. , §.  2^5. 

S*  417». 

Büchermessen.  Cetisur- , Schreib-,  Prefs-  und  Lese- 
freiheit.  Literarische  Puliitei. 

Dem  Staatsoberhaupt  stehen  zu:  I)  das  Bücher- 

R e g al  n),  das  Recht , Kunst-  und  Buchhandlua* 
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gen,  BuchdrucT»creien  6)  und  Bücher  zu  pri- 
Tilegiren ; das  Recht  der  Bücher-  und  LeseCen- 
6urc)j  III)  Bestimmung  der  Seit  reib-  und 
Druck-  oder  Pr  e fsfreih  eit  (•1^*'  Befugnifs  zu 
wiTentlicher  GednnUcn-  und  NotizenMittheilung , mit 
HiilFe  der  BuchdrucUerhunst  oder  jedes  andern  Pu- 
blicationsMittels,  der  Freizügigheit  des  Geistes),  unter 
genauer  Bezeichnung  und  gesetzmäsiger  Strafharheit 
des  beleidigenden  Mifshrauchs,  als  eines  Eingriffs  in 
fremdes  Rechtsgebict , des  St.aatcs  oder  der  Einzel, 
nen  , gleich  dem  Mifsbrauch  der  Redefreiheit;  auch 
IV)  die  Lesefreiheit  (unterschieden  von  Rede-, 
Schreib  - und  Pr  efsfreiheit)  ; V)  die  literarische 
Polizei  überhaupt,  die  Oberaufsicht,  Gesetzge- 
bung <•)  und  Gerichtbarheit  in  Büchersachen. 

■)  Püttkr’s  Lit.,  ni.  5g3.  Klvbir's  Lit.,  453.  (Rochf's)  Iflate- 
rialien  ru  einer  Gcschfchte  des  Buchhandels  (Lpz.  1795), 
S.  5i.  58.  90.  C.  G.  BiissiGs  Recht  des  Buchhandels.  Leips. 
1804.  8.  SIosER  von  Püll/.eisnchcn.  64.  259. 
h)  G.  F.  Dnans  diss.  obscrv.iliones  Juris  inlsccllae,  cap.  3.  de 
regali  Jure  crigendi  tjpogr.iphias.  (Msder's  rcirhsrittcrsch 
Magazin,  VIII.  6b4-)  v.  Rora's  Siaatsr.  d.  R.  Lande,  II. 
i35.  ScuiDKitzTtTEL  a.  a.  O.  II.  195. 
e)  Mosfr  von  Polizeisachen,  04.  Van  Swietes’s  Grundregeln 
für  die  Büchercensur ; in  Scblöser's  Bricfkvcchscl . Heft  58, 
S.  222  ff.  u.  in  d.  Polit.  Journal,  1781  , Bd.  I,  43y  ff. 
d)  Möglichst  genau  bestimmende,  den  rechten  Gebrauch  nicht 
beschritnhende  , Gfselze  sindnöthig,  nicht  nur  für  Bestrafung 
der  durch  Mifsbrauch  der  Prefsfreihoit  begangenen  Ver- 
gehen und  Verbrochen,  sondern  auch  für  Verfahrungs-  und 
£ntsclieidungs\veisc.  — 3.  E.  Gbvner's  Crcmutiiis  Codrus 
(Tacit.  annal.  IV.  34.  35),  oder  über  die  Biichcrvcrbote. 
Leipz.  I7<)8.  8.  J.  F.  E.  Loxz  übor^den  Begriff  der  Polizei, 
168  ff  J.  Th.  ZsuarB  über  anoiiymischc  Schriften.  Salzb. 
JT94.  BLi'DFR's  hl.  Jur.  Bibi.,  XWl.  245.  Ein  Wink  über 
die  Mifsbräuchc  der  Prefsfreihoit.  Germanien  i3oo.  8.  C.  G. 
Rössic  über  die  Aiifhlitrung , zu  Bestiniinimg  der  Grundsätze 
über  die  Ccusur-  und  PrefsPolizei.  Leipz.  i"99-  8.  Gr.  v. 
tViNDiscmoFÄTz  Betracbtuiigeii  über  vcrscbicdcnc  Gegenstände 
^IVürnb.  1787),  S.  4b.  ii3.  De  la  liberte  de  la  presse  sous 
un  gouvcriiemciit  monarchique  j par  iVIr.  Bsbzft  ( Ohne 
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Jalirzahl)  8.  s.  Allgem.  Lit.  Zeit.  i8ia,  £.  B.,  N.  loo.  l)ela 
liberte  de  la  presse;  par  Bknj.  Co^sIAsT.  Baris  8. 

Quelques  idecs  sur  la  lihcrte  de  la  presse  ; par  F.  Guizot. 
Purisi8i4>8.  C.  F.  AV.  Ghävell  über  rrefsfreibeit  ii.  A olhs- 
geist.  Bcrl.  i8i5. 8.  Ueber  Profsfreiheit.  Haiberst.  i8i5- 8.  A.  J. 
SrncFh’s  Ansichten  drsBücber  GenSurnesens  und  der  Prcl'sfrei- 
licit.  Landsliut  <8i5.8.  !■'.  BBE^Dl;I. 's  Betracht,  überd.  Werth  der 
Prcl'sfrcilieit.  Banib.  i8i8. 8.  Lieber  Prefsfreiheit ; in  d. schweizer 
Musäuin  T.  ibi6.  Ucher  Prefsfreiheit  t rankf.  i8i6.  8.  VV.  C. 
Bai'ii's  Entwurf  zu  e.  allgem.  Gesetzg.  über  die  Prcfsfreilicit  in 
Dculschl.  Lcipz.  i8ib.  8.  Steht  auch  in  A.  31ülleb's  di-ut- 
sclien  Slaatsanzeigcn , Bd.  I , S.  3ut  — 37.7 , wo  zugleich 
(S.  48*  “*  5io)  Gegcnbem' rhungen.  Aeiinliche  Entwürfe, 
in  der  Jenaischen  Allg.  Lit.  Zeit.  1817,  Mum.  3 u.  4,  n.  in 
Luuka's  Nemesis,  Bd.  XII  (1818),  Num.  Yl;  man  s.  auch 
ebendas.  Bd.  II,  St.  2,  Num.  4)  8t.  3,  Niim.  3,  Bd.  VIII, 
St.  2 , Num.  10.  S.  Ascipn's  Idee  einer  Prefsfreiheit  - n. 
CensurOrdnung.  Lcipz.  1818.  8.  Vertheidigungsschrift  des 
brüsselcr  Mercure  survcillant  ( c.  polit.  Zeitung) ; aus  d. 
Franz.  Berlin  1817.  8.  Beherzigungen  ror  dem  wiener  Con- 
grefs  (1814.  8.),  S.  20  IT.  BENzi:<Bi'nc's  Abh.  in  d.  Hamb, 
deutschen  Beobachter,  r.  20.  Jan.  i8i8.  J.  P.  RsnFvzs 
Antwort  eines  Bbeiupreussen  auf  Joi.  v.  V’oss  Sendschreiben 
(Bonn  i8i8  8.),  S.  35  ff.  Verhandlungen  in  der  zweiten 
Hammer  der  baieriselien  Ständeversnniinlung  v.  1819,  u der 
badischen  v.  1819.  I.enw.  Hoffmaxs’s  Censur  • u.  Prefsfreiheit, 
historisch  u.  philosophisch  bearbeitet.  Berlin.  Th.I,  1819.8. 

•)  BuchdruckerOrdniingen  enthält:  Die  so  nöthige  als  nützliche 
Bucbdruckerkuust , mit  J.  E.  KArpr’s  Vorrede,  Th.  II , S.  223  — 

_ 3o4  — K.  Josh'h'sII.  GensurV'’erordn.  V.  ii.Jun.  1781.  £aieriir/i« 
Verordnungen,  die  polit.  Zeitschriften  belr. , t.  6.  Sept.  1799  u. 
17.  Fehl'.  i8of>.  Baieriighe  V^crordn. , die  Censur  - , Prefs-  und 
Buchhandelsfrciheit  betr. , t.  i3.  Jun.  i8o3  Baier.  Edict  über 
die  Freiheit  der  Presse  u.  des  Buchhandels,  v 26.  Mai  iCiO, 
als  Beil.  3 zu  der  baicr.  Verfafs.  ürk.  t.  1818.  Batlischa 
BüchcrcensurOrdnung  t.  19.  Dec.  i8o3.  Carlsr.  1804.  8.  König]. 
jächs.  Censur-  u.  BüclicrEdict  v.  10.  Aug.  1812,  in  d.  Rhein. 
Bund,  LXllI.  4»4!  nufgehohen  durch  Verordn,  t.  i5.  Sept. 
i8i5.  Nassauisehe  Verordn,  v.  4.  n.  5.  5Iai  i8i4  , dcnBuch- 
handel , Nachdruck  u.  die  Prefsfreiheit  betr.,  in  Bacfh's 
allgem.  StaatsCorrrspondenz , Bd.  I,  Num.  16.  (Dawider 
8.  Allgem,  Anzeiger  d.  Deutschen,  1814,  Num.  210.)  — 
Merkwürdig  für  Prefsfreiheit,  ist  die  Verordn,  für  die  ver- 
einigten NieJtrlanilf , jetzt  auch  für  das  Grofsberzogthum 
Luxemburg  , eine  walfre  Habeas-aniinam-Acte  — datirt  Brüssel 
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^en  nt.  Sep(.  i8i4  « in  d.  Allgcm.  Zrilung,  i8i4i  Num.  298; 
und  derpn  Modification , in  Beziehung  auf  auswärtige  Mächte, 
V.  25.  Sept.  1816,  in  dem  Journal  de  Francfort , 1816,  n’’277. 
Desgl.  die  h.  wirtrmb.  Verordn,  über  die  Prefsfreibeit , v. 
3o.  Jan.  1817;  in  UlCbeb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  Heft  7,  u. 
in  den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  III,  S.  i63. 
Vergl.  auch  höuigl. /ranzör.  Verordn,  über  die  Prefsfreibeit, 
V.  21.  Oct  1814.  I.uai's  u.  Anderer  Berichte  darüber  an 
die  Kammer  der  Deputirten,  in  d.  Moniteur  r.  3.  Aug.  1814. 
n.  2i5.  Journal  de  Francfort,  i8>4 , n°  192,  219  u.  229, 
Aufliebung  dieser  Verordn,  im  Jul.  i8i3.  Journal  de  Frnncf. 
i8i5,  n'’  212;  1816,  n°35i.  Erörterungen  in  der  Deputirten* 
Kammer,  im  Dec.  1817,  u.  im  Jan.  bis  April  1822. 

§.  417  »>.  ' 

Denlifreiheit.  TVerthy  Grenze  und  Gesichtpuncte  der 
Oeffentlichkeit  der  Schrift  und  Presse.  fVirsamkeib 
der  B.r. 

I)  Die  Denlifreilteit  ist,  ihrer  Natur  nach, 
oberherrlicher  Bestimmung  nur  so  »eit  unterworfen, 
als  der  Gedanke  äufserlich  erscheint,  das  heifst,  in 
Hede  oder  Jlandlung  erkennbar  gemacht  wird.  II)  Ver- 
nünftige Oeffentlichkeit  (Publicität) , das  Recht 
zu  freiem  Gebrauch  der  Schrift  und  Presse , dieser 
künstlichen  Sprache  in  die  Nähe , F'erne  und  Zukunft 
hin,  ein  rechtliches  Gemeingut  der  gebildeten  Mensch- 
heit, ist  ein  Schirnidach , unter  welchem  sich  der 
Nationalgeist  entwickelt,  und  jede  Art  nützlicher  Auf- 
klärung und  Mittheilung  sich  verbreitet;  zugleich  für 
die  Staatsregierung  ein  » ichtiges  Mittel , Gebrechen  der 
Staatsverwaltung  zu  erfahren,  und  die  Volksstimme  zu 
vernehmen  <>).  In  mehreren  Staaten,  ist  daher  zu  verschie- 
dener Zeit  die  BücherCensur  abgeschafft  ^), 
und,  mit  Anerkennung  vernunftgemäser  Rede-,  Schreib- 
und Prefsfreibeit,  als  eines  natürlichen  Rechtes  der  Ver- 
nunft, gestattet  worden,  auf  geziemende  Art  alles  Gute 
was  nicht  geschieht,  und  allesBüse  was  geschieht,  öffent- 
lich zn  sagen.  Dagegen  macht  man,  mit  Recht,  den 
S r h r i f t s t e 1 1 er  und  in  gewisser  Art  auch  den  B u c h- 
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hantier  und  Buchdrucker,  gesetzmäsig  verant- 
wortlich, wegen  Verletzung  der  Rechte  des  Staates, 
des  Regenten,  und  der  Privatpersonen.  III)  In  Iliiisielit 
aui'  das  Verhalten  der  Einzelnen  und  die  ^Virhsulll- 
heit  der  verschiedenen  Staatsbehörden,  ist  dieser 
wichtige  Gegenstand  bei  der  Gesetzgebung  aus  einem 
zweifachen  Gesichtpunct  zu  betrachten,  nach  Rechts- 
pflege und  nach  Po  1 i z e i p f 1 e g e.  Auch  können 
ausnahmweise,  bei  revolutionären  Bewegungen,  pro- 
visorische und  vorübergehende  Mausregeln  und  gesetz- 
liche Bestimmungen  nötiiig  werden.  IV)  DieBundes- 
Acte,  Art.  i8,  macht  der  Bundesversammlung 
zur  Pflicht,  bei  ihrer  ersten  A ersainmlung  mit  Alifas- 
sung  gl  e ich f örm i g er  V e r f ii  g II II  ge  n über  Prefs- 
freiheit  sich  zu  beschäftigen.  Zu  dem  Ende  licfs  die 
B.  A'.  sich,  in  einem  .amtlichen  A'ortrag,  eine  «Ueber- 
sicht  der  verschiedenen  Gesetzgebungen  über  Prefs- 
freiheit,  besonders  in  Teutschland  v verlegen,  und 
ernannte  aus  ihrer  Mitte  eine  Commission,  zu  Erstat- 
tung eines  Gutachtens  über  möglichst  gleichförmige 
GruiMlsätze  und  Verfügungen  wegen  der  Prefsfrei- 
heit  in  den  Bundesstaaten  c).  Kurz  vorher  hatte  die 
B.  V.  sich  veranlafst  gesehen,  eine  provisorische  ge-  - 
setzliche  Verfügung  wider  den  Mifsbrauch  der  Presse 
zu  entwerfen,  und  deren  allgemeine  Einführung  in 
den  Bundesstaaten  auT  fünf  Jahre  zu  beschliefsen  d). 

a)  H.  preufs.  CabinetsOrdre  v.  8.  Fcbr.  i8o4  , in  d.  Hamburg, 
unpartli.  Correspondenten,  1816,  St.  87.  Prtufs.  Cabinets- 
Ordre V.  ao.  Febr.  1804.  — Preft  - , Schreib  ' und  Reilrzirang 
überhaupt  (politischer,  religiöser  u.  socialer),  ist  Besebrän- 
kting  der  Freiheit,  Frfahrungen , Gedanhcn , Gesinnungen 
und  GiTühle  zu  äussern ; unweise,  so  bald  sie  weiter  geht 
als  aiirgesetzinäsige  Ahndung  des  Mirsbrauebs.  Gegeu  diesen, 
besonders  wider  literarische  Aufwiegler,  sind  Strafgesetse 
nothwenrlig.  V'ergl.  Cickro  Fragin.  lib.  \ I.  de  rep.  Cüsan 
de  bcllo  gall.,  A 1.  ao.  — An  der  mehreru  oder  mindern  Bc- 
sehräuliung  der  Prersfreiheit,  bann  man  den  Grad  der  Frei- 
heit erhennen,  welchen  ein  A’olh  geniefst.  — Ein  Grund- 
gesetz <ler  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika , von  1789, 
hesiiiiiiiit  (Art.  3),  dafs  nie  ein  Gesetz  solle  gegeben  werden, 
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« wodurch  die  Freiheit  im  Beden,  u.  die  Prefsfreiheit,  oder 
das  Hecht  des  Volkes,  sich  friedlich  zu  versammeln,  und 
der  Begierung  Petitionen  \Yegen  Abstellung  von  Alifsbräuchen 
zu  überreichen,  gemindert  würdev.  Constitutionen  der  europ. 
Staaten,  Th.  I,  S.  53.  — Von  der  Schädlichkeit  u.  Unrccht- 
mäsigkeit  der  Bliefiersteuer , s.  MosTHioti  quelle  influence 
ont  les  diverses  espi-ces  d'impots  etc.  ( Paris  1808  ) , p.  181.— 
Nutzen  der  Prefsfreiheit  in  EnglanJ}  s.  v.  AnenEsuoLZ  Eng- 
land u.  Italien  (1785),  Bd.  1,  Th.  1 , S.  9 ff.  4^  f-  — Nepo- 
LKo>'s  literarische  Tyrannei  und  militärisch-despotischer  Je- 
siiitismus ; eine  AYamungstafcl  in  der  Geschichte;  s.  dessen 
Decret  v.  5-  Febr.  1810,  die  Buchdruckcreicn , die  Ceusur 
u.  d.  Buchhandel  betr.  , in  d.  Moniteur , u.  in  d.  Hall. 
Allgcm.  Lit.  Zeit.  1810,  Num.  63.  (Wenig  modificirt  ward 
es,  durch  e.  Decr.  v.  14.  Dec.  1810.  Bhcin.  Bund,  LV'III. 
84-  149O  MärtyrerSchicksal  des  nürnberger  Buchhändlers 
Palu;  s.  Polit  Journal,  1806,  S.  971. 

6)  Abgeschafft  ward  die  Censur  , durch  o.  hurpfälz.  Wrordn. 
V.  i3.  JuD.  i8o3,  u.  durch  die  haier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818, 
Tit.  IV,  §.  II  ; nebst  dem  dazu  gehörenden  Edict  r.  a6.  Mai 
i8i8,  wo  mir  polit.  Zeitungen  u.  periodische  Schriften  polit. 
u.  Statist;  Inhalts  der  Censur  unterworfen  werden ; durch 
das  iveimar-eisenaeh.  Grundgesetz  über  die^landständ.  Verfafs., 
1816  (zu  vcrgl.  jedoch  mit  den  spätem  Verordn,  v.  6.  Apr. 
1818  u.  6.  Nor.  1819).  Abgeschafft  ist  sie  in  England.  Dr- 
Loi.av.'s  Constitution  Englands,  Buch  II,  Cap.  11  u.  i4> 
Auch  war  sic  cs  in  Dänemark , bis  zu  dem  vj.  Sept.  i"99. 
Sculuzfr's  Staatsanz. , Heft  64 , S.  4^4  I»  Frankreich 
ward  sic  abgesebaift  bei  den  poli{.  Zeitungen  u.  Journalen, 
am  17.  Mai  1819 , indem  man  das  Erkenntnifs  über  Prefs- 
vergehen  der  Jury  übertrug;  wieder  cingefübrt  im  J.  i8ao; 
wieder  aufgehoben  im  Marz  i8s2 , aber  mit  Errichtung 
strcn.';er  Gesetze  gegen  den  Mifsbraueh  der  Presse.  — Presse 
und  Buchhandel  sind  für  frei  erklärt,  doch  unter  Befolgung 
der  gegen  den  Mifsbraueh  bestehenden  oder  erfolgenden 
Gesetze,  in  dem  wirtemb.  VeVfafs Vertr.  v.  1819,  §.  28,  u. 
in  der  grofsherzog.  hessischen  , 1820,  Art.  35.  Die  badische 
Verfafs.  Urk.  v.  1818,  V '7»  Handhabung  der  Prefs- 

freiheit, nach  den  künftigen  Bestimmungen  der  Bundesver- 
sammlung. 

c)  Beides  in  dem  Protoc.  v.  12.  Oct.  1819,  |.  i36.  Die  angef. 
Ucbersicht,  befindet  sich  bei  diesem  Protocoll,  als  Beilage 
38.  — Schon  im  April  1818  hatte  S.  PVeimar  bei  der  B.V. 
auf  Festsetzung  allgemeiner  Gmndsätze  über  die  Prefsfreiheit 
angetragen.  Protoc.  v.  1818,  99  u.  237. 
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J)  In  (lern  Profoc.  r.  lo.  Scpt.  1819,  110,  IV,  S.  661  n.  667 

<lcr  Orig.  Ausg.  Nach  diesem  Prefsbcsclilurs  dürfen  Scliriften, 
die  in  der  Form  täglicher  lilältcr  , oder  heftweisc  erscheinen, 
' und  solche  die  nicht  über  20  Druckbogen  stark  sind , in 
jedem  liiindesstaat  nur  mit  Vorwissen  und  Genehmigung  der 
Landesbehörden  gedruckt  werden.  Bestimmungen  für  Schrif- 
ten anderer  Art , sind  der  Landesregierung  überlassen ; dock 
sollen  Klagen  einer  milTcrbüiidelen  Regierung  gegim  Ver- 
fasser oder  Verleger,  die  durch  sie  veranlafst  werden,  im 
Namen  der  Landesregierung  erledigt  werden.  Privatper- 
sonen steht  gewöhnliche  Verfolgung  wider  den  Verfasser 
oder  V'erleger  frei , wenn  durch  Mifsbraiich  der  Prefs- 
freilicit  sic  sich  verletzt  glauben.  In  allen  in  Teutschland 
erscheinenden  Druckschriften  ohne  Ausnahme,  inufs  der 
Name  des  Verlegers , in  Zeitungen  und  Zeitschriften  auch 
der  Name  des  Herausgebers  angegeben  sej  u.  Wird  in  irgend 
einer  solchen  Druckschrift  die  Würde  oder  Sicherheit  eines 
andern  Bundesstaates  verletzt,  oder  dessen  Verfassung  öder 
V’crwallitng  angegrllTen,  so  ist  defshalb  die  Landesregierung 
verantwortlich,  nicht  nur  dem  unmittelbar  Beleidigten, 
sondern  auch  der  Gesammlhcit  des  Bundes  , so  dafs  defshalb 
subsidiarisch  Beschwerde  bei  der  B.V'^.  statt  findet.  Dem 
Kedactcur  einer  wegen  Ungebühr  unterdrückten  Schrift , darf , 
binnen  fünf  Jahren  , in  keinem  Bundesstaat  die  Redaction 
einer  ähnlichen  Schrift  gestattet  werden,  u. d.m.  iV'on  der 
Vollzicbungsbefugnifs  der  B.V.,  $.  §.  i'|8',  a u.  c.  ) Vor  Ab* 
.lauf  der  fünf  Jahre,  soll  die  B.V.  einen  Dfßnitit'Beschluft 
über  die  rcchtmäsigcn*  Grenzen  der  Prefsfreiheit  in  Berath* 
schlagung  nehmen.  Dieselbe  hat  einstweilen  einen  Ausschufs 
für  die  Aufsicht  über  die  Prefsgesetzo  u.  für  Recurse  in 
Prefsaiigclegenhciten  ernannt.  Protoc.  v.  1819  , 221 , III.  — 

Da,  selbst  nach  Art.  36  der  wiener  SchlufsActe  von  1820, 
die  in  anerkannter  Wirksamkeit  besteh  enden  Innd.'t.'indischen 
Verfassungen,  nur  auf  verfassungsmiisigem  Wege  wieder  ab* 
geändert  werden  können,  so  ist  in  denen  Bundesstaaten,  wo 
solche  V'erfassungen  bestehen,  nach  ihnen  die  Anwendbar- 
keit dieses  Beschlusses  zu  beurtheilcn , so  wie  die  Bufugnifs 
der  Staatsregierung , dazu  ihre  Zustimmung  zu  geben.  Hier* 
auf  bezieht  sich  die  SchlufsClauscl  der  k.  balerischen  Bekannt- 
machung (obigen  Prefsbcschlusscs  v.  16.  Oct.  1819.  in  dom  baier. 
Regier.  Blatt  1819,  St.  49!  « flachen  \Mr  dieselben  hiermit  be- 
kannt und  verordnen,  dafs  Unsere  sämmRiche  Behörden  und 
Untcrth.vneii,  mit  Rücksicht  auf  die  Uns  nach  den  bestehenden 
Staatsverträgen  und  der  Bundes.Vete  zustehenden Sourcrainc* 

lÜMtifr'»  uir.iitl,  ttcclif,  *l2 
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tat,  nach  der  Ton  Un»  Unscrom  treuen  Volke  crlhcilfen 
Vrrfnsaung  und  nach  den  GescUrn  Unseres  Königreich«, 
sich  hienach  geeignet  achten«.  — >V.  v.  ScHÜTf.  Deutsch- 
lands Prefsgesete,  seinem  AVesen  u.  seinen  Folgen  nach. 
i8ii.  8. 


§.  418. 


Insonderheit  Süchernachdruck  und  SücherPripiiegien, 

I)  Unter  B ü c h c r n a c h d r u ck  Tcrsteht  man 
jede  Vervielfältigung  schriftlicher  oder  bildlicher 
Geisteswerke,  gegen  Willen  und  Absiciil  ihrer 
Urheber,  oder  dercMi  Hechtsiiaekfolger  ; cs  sey  durch 
Schreib-,  Biichdriiclier Stein-  oder  Mctalischreiber-, 
Formschneide-,  Kupferstecher-,  oder  irgend  eine 
andere  bildende  Kunst.  Fast  immer  unbillig  , sehr 
oft  schädlich , obwohl  ohne  positive  Einschränkung 
nicht  wider  das  strenge  Recht,  verdient  er,  zugleich 
aber  auch  die  Festsetzung  und  Handhabung  billiger 
Bficher  preise,  eine  gesetzliche  Bestimmung  ^1, 
übereinstimmend,  wo  möglich,  für  alle  Bunde.sstaatcu 
und  auch  für  Nachbarstaaten,  II)  Die  teutsche  Biin- 
des.\cle  ».»  verweiset  die  Abfassung  gleichförmiger 
Verfügungen,  über  P re  fs  fr  e ih  e i t und  Sicherstel- 
lung der  Rechte  der  Schriftsteller  und  V'erleger  ge- 
gen den  Nachdruck,  an  die  Bundesversammlung 
(5.  175).  Dieselbe  hat 'sich  hierüber  V'ortrag  erstat- 
ten lassen,  und  einen  Ausschufs  niedergesetzt,  zu 
Erstattung  eines  Gutachtens  für  die  erwähnten  'Ver- 
fügungen , welches  erstattet,  und  zu  Instructious- 
Ertheilung  an  die  Regierungen  gesendet  worden 
ist  f).  III)  Als  particuläres  Schtitzmiltel  gegen 
Biiciternachdruck,  werden  in  einzelnen  f ällen  landes- 
herrliche Bücherprivilegien  gesucht,  und  meist 
auch  ertheilt.  Die  wirksamsten  sind  jetzt,  wegen 
der  leipziger  Messen,  die  königlich  - sächsischen /). 
IV^l  Ist  eine  Druckschrift  von  dem  V'crleger  unzwei- 
felhaft mit  der  Clausei  des  eingeschränkten 
Eigen  th  ums  versehen,  mit  der  Erklärung,  dafs 
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das  Eigonthum  jedes  einzelnen  Exemplars  an  Niemand 
anders  als  mit  der  immerwährenden  Bedingung,  das- 
selbe nicht  nachzudi'uchen  oder  nachdruchen  zu  las- 
sen, überlassen  werde,  so  bedarf  es  zu  gci ichtlicher 
Verfolgung  des  Nachdruchers  weder  eines  positiv-ge- 
setzlichen Verbots  des  Nachdruchs,  noch  eines  Pri- 
vilegiums f). 

«)  Püttfr’s  Lit.,  III.  595.  Klöbsr'x  Lit.,  i358.  I’üttfb's  Bi-itr., 
I.  24<-  linscu  ilnndb.  der  Icutsch.  Literatur , Bd.  I,  Ablli.  1., 
Abschn.  2,  Nuin.  56o  — 564.  Abth.  3,  tbsclin.  1,  Num. 
i<jo3  — i()<iB.  — R.  Z.  Bfchkb  über  das  Eigeiitbumsrecbt  an 
Geistrsnerken.  Gollia  1-91.  8.  J.  G.  f'iCBTs't  Unrerhtmäsig- 
keit  des  Biicbcrnachdrurks ; in  d Berlin.  Monatschr. , i*’93, 
Mai,  443.  J.  M.  Gbäif's  Darstell,  der  Eigenthumsreebte 
des  Scbrifliiellers  u.  Verlegers.  Leipz.  1794.8.  C.  S.  Zscra- 
niAK  diss.  de  dominio  , quod  est  auctori  in  libris  a se  con- 
scriptis.  Viteb.  i"99-  4-  Rbümtz  Encyclopädie , forlgcs.  v. 
H G.  Flöbckf,  Bd  99,  S.  688  — 781.  RitiFiB’s  kl.  jur.  Bibi., 
3' III.  4n>.  IN.  20.  A.  G.  Ebehhabo,  die  teutseben  Srbrift- 
steller,  was  sie  tbaten,  was  sie  für  Uiin-rbt  leiden,  u.  was 
ihnen  für  Lohn  gebührt.  Halle  1814.  8.  EhenrJers.  in  d. 
Allgem.  Anzeiger  d.  Teutseben,  1811,  Num.  69,  u.  i8i3, 
Kum.  78.  Cr.  S.  Kbausk  über  (für  den)  Büchernachdriick. 
Stutig.  1817. 8.  L.  E,  Gbifsibgib  , derBücbernachdrurk.  Stutig 
1822.  8.  Debatten  über  den  Büchernachdruck  in  der  irir/rmk. 
Kammer  der  Abgeordneten 'im  J.  1821,  in  der  Samml.  der 
. Acten  dieser  Kammer,  S.  1204  — 1266;  auch,  unter  obigem 
Titel,  besonders  abgedruckt.  Stutig.  1822.  8. 
h)  V'ergl.  Oerfre/c/i.  allgem.  bürgerl.  Gesetzb.,  Ertufs. 

allgem.  Landr. , Th.  II,  Tit.  20,  Absrhn.  17,  ^ 1296  f. 

Badische  Verordn,  über  den  Büchernarhdruck  v.  8.  Sept.  1806, 
in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1806,  Num.  20.  Batlischrs  Land- 
recht, Art.  577  d h.  liairr  Strafgesetzbuch  (i8i3)  Th.  1, 
Art.  397 , wo  der  Nachdruck  für  polizeistrafbar  erklärt 
wird.  HolsteinOlJrnhurg.  Strafgesetzbuch,  Art  4>6.  Die 
bei  dem  vorigen  , Note  e,  angef.  nnirauirr/ie  Verordnung. 
Pf^lrtemb.  Verordn,  v.  25.  Eebr.  i8i5,  wodurch  nur  die 
Bücher,  für  welche  ein  inländisches  Pririlegium  spricht, 
gegen  Nachdruck  sicher  gestellt  werden;  in  dem  .\Ugem. 
Anzeiger  d.  Teutseben,  i8i5,  Num.7'*.  Schreiben  des  preus- 
sischrn  Fürsten  Staatskanzlerv  nach  Cdln  , wegen  e.  allgem 
Verbots  des  Naclidrurks  in  allen  prcussischen  u teutseben 
Bundesstaaten;  in  der  frankf.  O.  P A.  Zeitung  v.  16  Sept  1816 
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c)  Art.  18.  Auch  die  vorläuf.  CompetenzBcstimmung  der 
B.V. , in  d.  Protoc.  t.  1817,  §.  S23,  B,  5-4f  Art.  3 u.  7,  u. 
die  wiener  Schlursacte  t.  1820,  Art.  65,  verweisen  nuf  die- 
sen Artikel  der  B.  Acte.  — Von  Schriften  u.  Verhandlungen 
über  den  Büchernachdruck,  auf  dem  wiener  Cong  rejs  , s. 
ItLVBFn’s  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  IV'.  S.  21  ff.  Ehen- 
dtss.  Uebersicht  der  diplom.  Verband!,  des  wiener  Congr., 
S.  i53,  249  > 25i , 261,  562,  143,  i54 , 267. 

d)  Beides  in  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  22.  Jun.  1818,  §.  159. 

•)  CommissionsBcricht  ii.  Entwurf  e.  V^crordu.  wider  den  Nach- 
druck, als  Beilagen  zu  dein  Protoc.  der  B.V'.  v.  11.  Febr. 
1819,  23,  wo  auch  der  Beschlufs  der  B.\'.  Verhandlung 

in  d.  Protoc.  der  B.V.  V.  1820 , S.  2i5  (des  OrigiualAbdrucl.s) ; 
V.  1822,  §.  91  u.  i53.  — Erinnerungen  gegen  den  Entwurf, 
enthält  das,  bei  der  B.\'.  eingcrciclitc,  Ehrerbietige  Gutarh- 
ten  über  den  Entwurf  einer  Verordn,  u.  s.  w. ; von  dem 
Wahlausscliusse  der  Tcutschcn  Buclihändler.  Leipziger  Oster- 
messe , 1819.  Fol.  — Die  wiener  SchlufsActc  V.  1820 , Art.  05, 
hat  diesen  Gegenstand  der  Bundesversammlung  zur  fernem 
Bearbeitung  Vorbehalten.  Die  V’erliandlungen , welche  die- 
sem Artikel  Torausgiengen , sind  oben  >73,  Note  c ange- 
zcigt. 

J)  Mosfb  r.  Gnadensachen  , 5i  — Das  älteste , bis  jetst  bekannte, 
Bücherl’risilegium  ist  von  1489.  — Von  der  künigl.  Riirhrr. 
Commission  zu  Leipzig,  von  Annotationen  bei  derselben, 
und  von  künigl.  sächsischen  BüclicrPrivilcgicn  , s.  A.  F.  Schott 
de  publica  rei  librariac  cura,  iiipriinisLipsicnsi.  Lips.  1778.  4- 
Püttes  von  d.  BüchcrNachdruck , S.  i83.  \Vestpha,i.'s  Pri- 
vatr. , I.  i63. 

g)  Von  diesem  n//gemcin«n  Schutzmittel  gegen  den  Naclidrtick, 
s.  Hlübes  in  den  angef.  Acten  etc.,  Bd.  IV,  S.  24  ff. 
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XVI.  C a p i t c 1. 

R i r c h e n h o h e i t» 


S.  419. 

Kirche.  Kirchenhoheit.  Kirchenstaats  recht. 

IJ  Kirche  ist  eine  Gesellschaft,  -welche  zu  sitt- 
licher VerTollltommniing  der  Einzelnen,  und  zu  ge- 
meinschaftlicher äusserer  Gottesverehrung  , nach  ei- 
nen» bestimmten  Lehrbegriff,  vereinigt  ist.  II)  Als 
Gesellschaft,  bedarf  eine  Kirche,  zu  ihrem  rechtli- 
chen Dascyn  in  dem  Staat,  der  Billigung  der 
Staatsregierung.  Sic  mufs  sich  Bedingungen 
dieses  Da'seyns  gefallen  lassen , welche  dem  Staats- 
zwcch  angemessen  sind.  Diese  Bedingungen  sind  theils 
natürlich,  theils  p o siti  v , je  nachdem  sie  aus  der 
Natur  der  gegenseitigen  Verhältnisse  lliefsen,  oder 
auf  willhührlichen  Bestimmungen  beruhen.  111)  Der 
Inbcgvid’  der  Rechte  des  Staates,  über  die  Kirchen 
in  dem  Staatsgebiet,  oder  der  Inbcgriil'  der  weltlich- 
lurchlichen  oberberrlichcw  Rechte  in  Kirchcnsachcn, 
heilst  Kirchenhoheit  (jus  inajestaticum  circa  sacra) 
oder  StaatsKirchcngewalt;  wesentlich  unterschieden 
von  der  SocialKirchcngcwalt  (§.  428) , die  ursprüng- 
lich der  Kirchengesellschaft,  als  solcher,  zustcht. 
IV)  Der  Inbegriff  der,  in  dieser  Hinsicht,  zwischen 
beiden  statt  findenden  -vollkommenen  Rechte , heifst 
K ir che n S ta a tsr echt  a)  ; natürliches,  oder 
positives. 

4>)  Auch  jus  publicum  ecclesiasticum  genannt.  — Schriften  von 
dem  KirchenStaatsrtcht  •.  I)  von  dom  allgemeinen-,  s.  ULÜBkn's 
Lit. , 144-^*’.  Mosis  itlKsoKLSuB.'i's  Judentbum  oder  über 

religiöse  Macht  und  Judenthnm.  Berlin  17BI- 8.  J.F  /ou.sta 
über  M.  Mcndelsobn's  Jcrusalciu.  Berlin  178').  3.  Th.  Schmsiz 
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nAtiirl.  Kirclienr.  Berlin  179J.  3.  Versuch  eines  nalürl. 
Kirchenr.  iSerlin  »795.  8.  Allgemeines  Religions-,  Kirchen« 
u.  Kirchenstaalsrerht.  1B09.  8.  Kritik  des  iiatürl.  Kirchen* 
rechts  ti.  der  neuesten  Verdrcliuiigeu  dcS8_^lbcn  für  das  In- 
terrcsse  der  Hierarchie.  Gennauion  (Mannheim)  1810.  8. 
Vnd  mit  ungedrucktem  Titelblatt,  i8io.  — II)  \"on  dem 
katholitchen  : PüTTta’s  I.it.,  III.  §.  i44»>  Klv'brb's  Lit.,  S.  5o7  ff. 
C.  psnTSrni  Corpus  juris  ecclesiastici  Catholicurum.  T.  1. 
et  II.  Salisb.  i79~.  >799.  8.  Eine  ähnliche  Sammlung  enthält, 
Pars  IV.  von  Ilziinsnica's  elcm.  juris  can.  (1791).  {C.C.  Neu  vhi) 
Prinripia  juris  publ.  eccles.  Catholicor.  •".jS.  8.  Frf.  etl.ips. 
1746  u.  i"68.  4.  JusTiNUS  Ffbiiumiis  \Jo.  INic.  ab  Hohtbiix  , 
AVeibhischof  su  Trier)  de  sUtu  ecclcsiae  et  legiliina  potes- 
tate  Romani  pontifiris.  Ruilioni  ( Francof.  ad  !\I. ) it(>3.  edit. 
2.  inulto  emend.  et  anrtior,  ibid.  i~bS.  4'  cdil.  3.  nuct.  (mit 
den  Vertheidigungsschriften ) , T.  I — IV.  Francof,  et  I.ips. 
1770  — 1774*  4*  Der  Tom.  IV.  in  zwei  Ahtlieilungen.  Zwei- 
mal nachgedruckt  in  Italien,  und  eben  so  oft  in  Frankreich. 
(Ueberset/t  in  das  Tcutsche , Framtosischc  und  Ital  iinische. 
Auch  ein  Au.sr.ug  von  dem  Verf.  seihst  vcrfal'st:  Justinus 
Febronius  abbreviatus  et  emendatus.  Colon,  et  Frf.  i~77.  4. 
Ein  teutscher Auszug,  erschien,  Th.I  zuWardingrn  (Fraiikf. 
n.  M.)  1764,  Th.  II  zu  Frankf.  ti.  Leipz  i770.  8.  ( Von  den 
Schicksalen  dieses  Buches,  «ind  des  am  2.  Sept.  1-90  ver- 
storbenen V'crf. , s.  Weidlich ’s  biogr.  Nadir  , I.  363.  Püttib's 
histor.  Entwickl.,  III.  179-  Sculfocl's  Kirchengrsch.  des  18. 
lahrh.  II.  lo  jo  — 10"0,  v.  Eisem’s  Kirchi  ngesch.  des  18.  Jahrh., 
S.  63i.  II.  P.  K.  Hv.shE's  Kirchengt  8(  li.  des  18.  Jahrh.  , 
Th.  I.  Phil.  Woi.f’s  Oesch.  der  rom.  hathol.  Kirche  unter 
Pius  \T.  , Ud.  111.  (1795.  8.),  S.  169  — 2b<>).  P.  J.  a RiFGCEn 
instit.  jurispr.  ecel.,  T.  1 — IV.  edit  4-  Vienn.  1780.  8. 
E.  X.  OxKisERi  instilutiones  juris  eccl.  Edit  1.  T.  I et  II. 
• Gracrii  idij.  Ldil  4.  T.  I.  — 111.  ibid.  1807,  8.  EbenJess.  öffentl. 
u.  PrivatKirchenrecht.  2 Theilc.  Grätz  1789  — 1790.  8.  Neue 
Aufl.  1802.  J.  V.  Evbkl's  knth.  Kirchenr. , Tb.  I et  II.  ln- 
golst.  1790.  1792.  8.  P.  HiDDFatcn  elem.  juris  canonici. 
Uüunae  , P.  I.  — III.  edit  2.  1-91.  P.  IV.  edit.  i”'  1792.  8.’ 
A.  J.  Schsaubrbt's  Kirchenr.  der  Katholiken.  Jena  1794.  8. 
J.  N.  Pbeum's  Vorlcs.  über  d.  Kirchenr.,  Bd.  I u.  H.  Wien 
i8o3.  8 Auch  lateinisch,  in  3 Th.  Wien  1-89 — >790.  Macb. 
ScHESHi.  institutiones  juris  ecclcs.,  P.  I.  et  II.  Ingolst.  1797.8. 
Auch  1790  II.  i''92.  Das  System  der  kirchlichen  Hierarchie,  nach 
den  Bedürfnissen  des  Zeitalters  bearbeitet.  180-.  8.  J.  A. 
Sadieb  fundainenta  juris  eccles.  Catholicorum.  Frib.  et  Const. 
»8o5  — 1816.  8.  — 111)  von  dem  evungelisihen;  Püttkb's 
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Lit.,  III.  §.  KiC»»»’»  Lit.,  S.  5"9.  J.  T.  AVltsK^HAvFIls 

IlirclK-nsiaatsr.  der  rroleslirencl»n.  Frf.  1-/(9,  u.  mit  umgedr. 
Titel,  1764.8.  A.  J.  Schmavdfbt’s  Kir« lirnr.  der rrolcstantcn. 
Jena  179».  8.  Tn.  ScanAir.  Ilandb.  des  caiion.  Rechts  ii.  s. 
Amvend.  in  d.  t.  erang.  Kirchen.  Berlin  i8i5.  8.  — IV)  Für 
das  katholische  u.  evangelische ; J.  J.  IMksfh's  Religionsver- 
fassung.  1774.  4*  EbenJers.  ron  der  Landeshoheit  im  Geist- 
lichen. 1--3.  4-  i)lAi»a's  teutsches  geistl.  Staatsr. 

a Theile.  Lemgo  1773.  8.  G.  L.  Boehmi'H  princ.  juris  can. 
Gott.  1767.  edit.  7.  i8oi.  8.  C.  Wiese's  Handb.  des  Kirrhcnr. 
Tli.  I — III.  Leip*.  1-99  — 1804.  8.  EhenJess,  Grunilsätzc 
des  in  Teulsrhl.  übl.  Kirchenr.  Vierte  Aufl.  Leipz.  1817.  8. 

A.  Micnt.’s  Kirchenr.  für  Katholihen  u.  Protestanten  München 
i8o<;.  Zweite  verb.  Aiisg.  1816.  8.  C.  Gahtsfb's  Einl.  in  das 
gemeine  u.  teutsche  Kirchenr.  Augsb.  1817.  8.  Jon.  Rvd. 
Schlicel's  Kirchengesch.  des  18.  Jabrh.  Th.  I — III.  Ileilbr. 
i"84  — 1796.  8.  II.  P.  K.  Hinkf's  allgem.  Geschichte  der 
rhristl.  Kirche  des  18.  Jahrh.  Th.  I u.  II.  Braunsebw.  1800 
II  1O04.  8.  P.  J.  IIuth's  Versuch  einer  Kirrheiigesehichle 
des  18.  Jahrhunderts.  Aiigsh.  Th.  I.  i8cvt.  Th.  II.  1809.8.— 

V)  Varticuläres  Kirchenrecht  einzelner  Bundesstaaten:  i)  A. 

J.  Cäsab’s  Ostreich.  NatioiialKu-clienr.  6 Bände.  Grälz  i~88. 

— 1791.  8.  Ck.  RFCHBtBGKa's  cti'rcicÄ.  Kircliciir.  A)4en  1806. 

8.  EhenJess.  Ilandb.  des  Ostreich.  Kirchenr.  2 Bände.  Linr. 
180-.  8.  A.  VV.  Gisth\«i5>'s  Ostreich.  Kirchenr.  3 Bände. 

A\  ien  181.  . 8.  2)  BÄnrriiFB’s  allgem.  Kirchenr.  der  preuss. 

Staaten.  A'eiie  Aufl.  Dortin.  1816.  8.  3)  Il.iudb.  des 

hnier.  Kirchenr.  (ron  Bfbthoi.dv  , 2 Bände.  Innsbruck  1812. 

8.  4f  I' • Kff.s  Ilandb.  des  protest,  Kirclieiir. , nach  kur- 
sächs.  Cesctr.en.  Leipz.  1-91.  8.  C.  G.  A\  rni  b's  in  dem 
Könige.  Sachsen  geltendes  Kirchenrecht.  Leipz.  Th.  I , Ahlh. 

1 u.  2.  1819.  8.  5)  J.  G-  P’.  ScHLFOEi.'s  hannOrer.  Kirchenr., 

2 Bände.  Hannov.  1801  u.  1802.  8.  61  P.  C.  Ronss's 

jc/ici  Kirchenr.  Pforzh.  1806.  8 7)  C.  W.  LFtmrmiosF's  hessen-  s 

cnsselsches  Kirchenr.  Cassel  i-85.  8.  Neu  bearbeitet  von 
C.  Ii.  PnirrKB.  Marb.  1821.  8. 

§ 420  a. 

Staats gf setze  u.  Staatsverträge , itubesottdere  Concor, 
date.  fj'iener  CongreJsFerhandlungen. 

I)  Während  der  tcutsrhen  Rcirlisrcrfassung,  wur- 
den , in  Absiclit  auf  das  ilirchenw  esen , verschiedene 
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StaatsTCrträge  errichtet,  wobei  zum  Tlieil  jetzige 
teiilsche  Bundesstaaten  MitPaciscenten  waren  «j. 
10  Auch  crsclkicncii,  theils  Tor  thcils  seit  Errichtung 
des  tcutschcn  Bundes , in  heutigen  Bundesstaaten  ei- 
gene Sta  a tsg  es  e t z c , über  das  Bcclitsverhältnirs 
der  Kirehengesellschaften  zu  dem  Staat  l>).  }U)  Bei 

dem  Mangel  maasgebender,  von  der  weltlichen  Macht 
anerkannter  C o n eil  icnS c hl  üss  e,  erwartete  man 
neue  Concor datc  c)  mit  dem  Papst,  allgemeine 
oder  particulärc,  welche  für  das  Verhältiiifs  nicht 
nur  zwisclicn  den  Bundcsstnateii  und  der  katholischen 
Kirche,  sondern  auch  zwischen  dem  Papst  und  der 
katholischen  Kirche  in  den  tcutschcn  Bundesstaaten, 
vcrtraginiisigc  Bestimmungen  i'estsetzcn  sollten,  wie 
sie  dem  vcrnüuftigcn  Geist  der  Zeit,  und  dem  we- 
sentlichen Vcrhiiltnifs  beider  Theile  gem.-ifs  erachtet 
würden  <0.  IVj  Auf  den»  wiener  Congrefs,  ward 
die  schon  bcsclilossen  gewesene  Einrückung  eines  Ar- 
tikels in  die  teutsche  Bund  es  Acte,  hintertricben, 
in  welchem  der  katholischen  Kirche  in  Tcutsch- 
land,  unter  der  Garantie  des  Bundes,  eine  ihre 
Rechte,  und  die  zu  Bestrcilung  ihrer  Bedürfnisse 
nothwendigen  Mittel  sichernde  Verfassung,  vcrheisseii, 
und  die  Aufrcchthaltung  der  Rechte  deu  Evangeli- 
schen in  jedem  Bundesstaat,  in  Gemafsheit  der 
Eiiedensschlüsse,  Grundgesetze,  oder  anderer  gülti- 
gen Verträge  , festgesetzt  werden  sollte  »).  Es  licls 
sogar  der  päpstliche  II  of  feierliche  P rote  Sta- 
tion einicgen , wider  alle  A’erfügiingcn  des  wiener 
Congresses,  welche  er  der  römisch-katholisclioii  Kir- 
che überhaupt,  sodann  dem  Interesse  der  katholischen 
Kirche  Tculschlands , wie  auch  den  TcrritorialAn- 
sprüchen  und  Gerechtsamen  des  heiligen  Stuhls  ins- 
besondere, für  nachtheilig  hielt/). 

m)  Oben  V Klübfr's  Einl.  zu  o.  neuen  Lclirbcgriff  des 

leulschen  Slaalsi'-,  V \ on  der  stillschweigenden  Auf- 

hebung dieser  Verträge,  oben  §.  5o,  A'ote  f.  L.  v.  Datsen 
iilTcntl.  Uerht  des  Hundes,  >9,  d. 
i>)  Majkb's  gcistl.  Slautsr.,  II.  91  11'.  Kurj>Jalz,  llcUgionsDccIa- 
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ration  t.  9.  Mai  1799 ; iii  Rrrss  Staaultanzlei , i~99,  Bd.  III, 
S.  I — 4i-  Baierisclies  HcligionsEdict  r.  ‘24-  Mär/.  1809;  in 
d.  Blipin.  Blind,  XXXV'.  161.  Baier.  Edict  über  die  äusseni 
Bcrhtsvcrliältnissc  der  Einwoliner  de»  Königr. , in  Bezieh. 
aufBeligion  11.  liirchl.  Geselbcbaften,  r.  ab.  Vlai  1818,  als  Bei' 
läge  i bei  der  baier.  Verfafs.Urk.  v.  i8i8.  Baier.  Edict 
über  die  innern  kirchl.  Angelegenheiten  der  protestantischen 
SaminlGemeinde  , t.  i6.  3lai  1818,  als  Anhang  zu  §.  io3  des 
vorhin  genannten  Edictes  von  demselben  Tag.  pflrtemberg. 
Deelnrntion,  die  freie  Beligionsübung  der  verschiedenen  Rc- 
ligionsPartcien  betr.,  v.  i5.  üct.  180b;  in  dem  Rhein.  Bund, 
III.  S-’a.  ConstitutionsEdict , die  hirchl.  Slaatsverfossung  in 
dem  Grofsherzoglhiim  Baden  betr  , v.  14.  Mai  1807.  Carls- 
riihe  i8o-.  8.  u.  in  dem  Rhein.  -Bund , V'III.  Badische 

V'erordn.  v.  19.  April  1808,  die  Ausübung  der  Uircbenlehn- 
herrlichheit  betr.,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1808,  St.  la.  — 
Dawider  vcrgl.  Bemerkungen  u.  VV'^ünschc  über  die  seit  i8o6 
erschienenen  ReligionsEdicte.  Deutschi.  1807.  8. 

c)  Vlan  s.  das  badische  Constit.Edict.  v.  14.  3Iai  1807,  10.  — 

Die  bisherigen  Concordate , vvoron  §.  5o  f,  bei  GiRTsrn  1.  c, 
I.  5.  b4.  89.  lai.  II.  333.  11.  inScHMWSs  corp.  juris  piibl.  edit. 
i''94.  p.  ibbb.  sqq.  — Schriften,  in  Püttzb’s  Lit.,  II.  4o3.  48b. 
III.  677.  Ki.ÜBzn's  li't.  , bq8.  78”.  i44‘>  Justib.  FmaosiLS 
abbreviatus  et  emendatus,  c.  5.  §.  3.  p.  195.  sqq.  Bifbzr  du 
ortu  et  progressu  legum  germ.,  P.  II.  rol.  1.  p.  ib8.  sqq.  Mm. 
BL.vBii's  Anleit,  zur  Kanzlei-  u.  Gcriehtsverfassung,  IV''.  lai. 
(rüi.scH)  Erläuter.  des  t.  Staatsr.  (VVicui7q3),  S.  i83  — an. 

— Die  Concord.ite  ausserhalb  Teulschlands,  sind  augezeigt  in 
Ui.iiBia's  europ.  V'ölkerrecht , 3i  d. 

</)  Ki.i;bkh's  Uebersicht  der  diplomat.  V^erhandlungen  des  wie- 
ner Congr. , S.  .43.4  IT.  — V’crsuchc  des  päpstl.  Hofes,  Parti- 
eularConcordate  zu  schliefsen;  ebendas.  S.  4>3  f.  Neueste 
Einrichtung  des  hath.  Hirehenwesens  in  den  jtreufs.  Staaten 
(Fraiikf.  i8aa.  C.\  S.  a3  ff.  Baier.  Concordat.  v.  1817,  s.  iin  folg.  §. 

— Schriften  über  neue  Einrichtung  der  katholischen  Rieche  in 
Teutschland,  uebst  Entwürfen  zu  e.  neuen  t’oiicorf/ocDasSjstem 
der  kirchlichen  Hierarchie,  nach  den  Bedürfnissen  des  Zeit- 
alters. 1807.  8.  G.  J.  Plascu's  Betrachtungen  über  die  neue- 
sten Veränderungen  in  dem  Zustand  der  katholischen  Kirche, 
und  besonders  über  die  Concordate  zwischen  protestanti- 
schen Souverains  u.  dem  römischen  Stuhl.  Ilannov.  1808.  8. 
Feber  das  Princip  zu  Bestimmung  des  \ crhältnisscs  zwischen 
dem  Staat  11.  der  darin  befindl.  kalhol.  Kirche , mit  besund. 
Hinsicht  auf  die  rhein.  Bundesstaaten;  in  d.  Archiv  für  d. 
kalhol.  Kirchen-  u.  Schulwesen,  Bd.  I,  St.  1 (Frankf.  i8iu. 
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8.)  , S.  1 — 36.  (Cabl  V.  Dai.bzro  , Erzbischof  Mctrnpolit.in 
SU  Regensburg)  Von  cl.  Frieden  der  Kirche,  in  den  Sla.Ueo 
der  rbein.  Confbderaliun.  Fraiihf.  i8iu.  8.  a.Aiifl.  i8io.  4-  u. 
in  d.  Rbein.  Bund,  Xl.lll.  iso  ff.  Auch  fnanzösiscli.  De  la 
paii  de  l'eglise.  etc.  Paris  i8iu.  8.  (Vergl.  RLi'nEs's  angef. 
Eebcrsicht  etc. , S 4'*  ff)  Erläuternde  Bemerkungen  zu  der 
Schrift'.'Von  d Frieden  der  Kirche.  B.iinb.  u.  Wirzb.  1811.8. 
(V.  (^olbobh's)  Ideen  zu  der  Organisation  der  teutscheii  Kirche. 
Frankf.  i8i4-  8.  F.  W.  Ju^u's  Beitrag  zu  Ideen  über  Kirche 
und  Kirchengcbräuche.  Berlin  181S.  8.  (II.  J.  Frhr.  v.  Wks- 
tFHDiHCf  Die  deutsche  Kirche,  (,/ürich)  i8i5.  8.  Entwurf  c. 
neuen  Verfassung  der  leutschen  kalhol.  Kirche  in  d.  tcut- 
Sehen  Staatenlninde.  i8i6.  8.  Kircheiirechtliehe  Unlcrsiichung 
über  die  Grundlage  zu  den  künftigen  kalholisch  kirchlichen 
Einrichtungen  in  Deutschland.  Frankf.  1816.  8.  Palingenesia, 
oder  der  katholischen  Kirche  Germauiens  Wiedergeburt, 
nach  ihres  Stifters  Jesu  Geiste,  ohne  Ri-einiräciitigiing  der 
■ R.  eilte  des  Staats  und  der  Kirche.  Fr.inkf.  1816.  8.  G.  J. 
Fi.zbo  über  die.gcgcnw.  Lage  u.  Verhältnisse  der  katliol.  u. 
protest.  Partei  in  Teiit.schl.  Hanuov.  1816.  8.  Leber  die 
Verbesserung  der  kathol.  Klrchenvcrfassiing  ; in  dem  angi'f- 
utichiv  etc.,  Bd.  III  (i8i5).  St.  a , S.  I — 9.  Noch  andere 
Schriften,  unten  43o,  11.  Vatkr's  4^%  angef.  Schrift. 

«)  Klübku's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  39"  ff  u.-44>  ff. 

/)  KlGbxb's  angef.  liebcrsicht  etc.,  S.  468  ff. 

s.  420«». 

Neuere  Besiimmungen  für  das  kathol.  Kirchenwesen. 

1)  /«  Baiern. 

Seit  dem  wiener  CongrePs,  sind  .Pur  Verfassung 
lind  Einrichtung  des  hathoiischen  Kirchenwesens  in 
teiitschen  Bundesstaaten , für  einzelne  von  diesen, 
Bestiininungen  erfolgt,  mit  oder  ohne  Vertragform. 
I)  B aicrii  hat  im  J.  1817  mit  dem  Papst  ein  förm- 
liches Concordata)  geschlossen.  iNach  demselben 
bestehen  in  dem  Königreich  zwei  Erzlii.stbiliner  und 
sechs  Bisthiimer  6),  alle  von  dem’ Staat  mit  Grundgü- 
tern zuSelbstrerwaltung  aiisgestattet,  oder  zwei  kirch- 
liche Provinzen  und  acht  Dlöcesen  , in  jeder  Diöces  ein 
Lischöiliches  Seminariuro,  so  auch  Versorgungsbäuser 
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für  sieche  und  alle  Geistliche,  und  etliche  toiu  Staat 
angemessen  ausgestattete  Klöster  für  .Munchorden  bei- 
derlei Geschlechtes.  Der  König  hat  das  Nominations- 
Hecht  c)  zu  den  erledigten  Stühlen  der  Metropolitan- 
und  CathedralKirchen , zu  den  Domdechancien  und 
zu  denen  Canonicaten  , die  in  den  so  genannten  apo- 
stolischen Monaten  erledigt  werden  ; dagegen  ernen- 
nen die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  zu  denen  Canoni- 
caten, die  in  den  drei  ersten,  die  Capitel  zu  denen, 
die  in  den  drei  andern  der  übrigen  Monate  racant 
werden,  der  Papst  aber  besetzt  die  Dompropsteien. 
Bei  den  Domherren  wird  persönliche  'rüchtigheit, 
heine  Ahneiiprobe,  erfordert.  Mehrheit  der  Bene- 
iieien  ist  verboten.  Annaten  und  Canzlei'I'axen  wer- 
den von  Neuem  festgesetzt,  nach  Yerhältnifs  des  Ein- 
kommens der  Erzbischöfe  und  Bischöfe.  Das  Palru- 
V natrccht  besieht,  wo  es  der  König,  die  Er/.-  und  Bi- 
schöfe, oder  königliche  Unterthaiien  heigebracht  ha- 
ben. Die  Kirche  ist  befugt  zu  Erwerbung  neuer  Be- 
sitzungen mit  Eigenthumsreoht , bei  denen  Suppres- 
sion oder  Union  ohne  Zustimmung  des  apostulisehen 
Stuhls  nicht  statt  findet,  doch  mit  Vorbehalt  der  bi- 
scbölliehen  Facultnteii  nach  dem  Iridentinischen  Con- 
ciüum.  Bei  geistlichen  Verrichsungen  , besonders  in. 
der  Messe  und  bei  Verwaltung  der  Sacramente  , sind 
die  Kirchenfornicln  in  lateinischer  Sjirache  zu  ge- 
brauchen. Geistliche  Sachen , insonderheit  Ehesa- 
chen t§.  , IN),  nach  Vorschrift  des  trideiitinischen 

(..oncilii  (can.  i'»..  Sess.  2.)  I,  gehören  vor  geistliche 
Dichter,  rein  bürgerliche  Bechtshändel  der  Geistli- 
chen vor  die  weltlichen  Gerichle.  Die  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  sind  nach  Maasgahe  ihres  Ilirtenamtes 
berechtigt,  mit  dem  (derus  und  dem  Volk  ihres 
Sprengels  Verkchi  zu  haben,  ihre  Instructionen  und 
Verordnungen  über  Kirchensachen  frei  zu  publiciren  d), 
Aufsicht  über  ölT'entliche  Schulen  für  Glaubens-  und 
Sittenlehre  zu  führen,  und  öffentliche  Gebete  und 
andere  fromme  Werke  vorziischreiben.  Verbreitung 
solcher  Bücher,  welche  die  Bischöfe  als  un vereinbar 
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mit  dem  Glauben , den  guten  Sitten  , oder  der  Kir- 
cbenzucht  bezeichnen,  wird  die  Staatsregicrung  hin- 
dern. Ueberdiefs  soll,  in  geistlichen  und  birchliclicn 
Angelegenheiten,  mit  dem  heiligen  Stuhl  ein  durch- 
aus freier  Verhehr,  d%r  liischüfe,  des  Clerus,  und 
des  Yolhes,  statt  haben.  Dagegen  sollen  die  Erz- 
bischöfe und  Bischöfe  vor  dem  Bönig  den  Eid  der 
Treue  ablegen,  für  Gehorsam  und  Treue  gegen  ihn ; 
und  das  Cuncordat  soll  für  ein  Staatsgesetz  erklärt 
werden.  — Das  Coiicordat  ward  als  Anhang  beigefügt, 
dom  zu  Tit.  IV,  §.  9,  der  Verfassungsurkunde  des 
Königreichs  gehörenden  £ d'i  c t vom  26-  Mai  1818,  be- 
treffend die  äussern  Rechtsverhältnisse  der  Einwoh- 
ner, in  Beziehung  auf  Religion  und  kirchliehc  Ge- 
sellschaft; welches  sie  selbst  für  ein  allgemeines 
Stantsgrundgesetz  , die  darin  festgesetzten  Majestäts- 
rechte des  Königs  für  unveräufserlich , und  nur  in 
Ansehung  der  übrigen  innern  Kirchenartgelegenhei- 
ten , die  weitern  Bestimtnungeu  des  Eoncordats  für 
anwendbar  erklärt.  Erst  durch  eine  Bekanntmachung 
vom  i5.  Sept.  1821,  erklärte  der  König  das  Concur- 
dat  für  vollzichhar  und  für  ein  Staalsgcselz  «).. 

fl)  Dsitirt  Rom  5.  Jun.  1817.  Befindet  sich  bei  der  baicr.  Ver- 
fafs.Urk.  V.  1818,  als  Anhang  zu  Beilage  7.  ; u.  in  ^Iabtess 
reciicil,  Siipplcm.  ^'II.  106.  Sanctissimi  Dni  nostri  Pu  Papae 
seplimi  Allocutio  babita  in  Consistorio  sccreto  d.  i5.  IN'ov. 
1817 ; item  Conventio  inter  Sanctitatem  Siiam  et  Scroniss. 
Regem  Bavariac  inita,  etc.  Romae  1817.  8.  Uebereinkunft 
KW.  Sr.  H.  Pius  VII.  u.  Sr.  M.  t.  Baicrn.  Aus  d.  Latein.  , 
mit  Anmerk.  Franhf.  1818.  8.  Bemerkungen  über  das  baier, 
Concoi'dat , vergl.  mit  dem  neuen  franz.  u.  dem  frühem 
/ baicr.  ( tnlwurf)  v.  1807.  i8i8.  8.  ^ 

b)  1)  Erzbistliiim  München  11.  Freisingen,  mit  der  bischöflichen 
Diöces  München;  welchem  als  SufTraganc  untergeordnet 
sind,  die  Bischöfe  von  Augsburg,  P.issau , Itcgensbiirg. 
7)  Erzblsthiim  Bamberg  , mit  der  biscliölHclicn  Diöccs  Bam- 
berg ; ihm  sind  untergeordnet  die  Bischöfe  von  Wirzburg, 
Eichstädt,  Spcicr.  — Vom  Bang  u.  .Titel  der  Erz-  ti.  Bi- 
schöfe , s.  43i*  — Die  DiöcesanCircumscri-ption  erfolgte 
in  einem  iiäpsll.  Breve  v.  1.  Apr.  1818.  Bcschlufs  u.  bulle 
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~ der  Beschreibung  der  (baier.)  Diöccscn , mit  bcigefüglcm 
Urtext.  München  iSii.  8. 

c)  Zu  dessen  Ausübung  erhielt  der  llüiiig  ein  püpstl.  Intlult  v. 
15.N0v.1817.  Es  steht  bei  der  oben  angef.  Allocutio  ctc.,  p.  17. 

d)  Doch  dürfen,  nach  der  baier.' Verfafs.  Urli.  v.  1818,  Tit.  IV, 
§.  9,  heine  Verordnungen  und  Geseir.e  der  Kircbengewalt 
ohne  vorhergegangene  Einsicht  und  das  Placet  des  Königs 
verkündigt  und  volUogcn  werden. 

e)  Von  den  bis  dabin  vorgewaltcten  Schwierigkeiten,  s.  man 
Neueste  Einrichtung  des  kathol.  Kirchenwesens  (1821),  S.  a5f. 


' S- 420«. 

6)  Th  der  preussischeu  Monarchie. 

11)  Ohne  die  gewöhnliche  Form  eines  Vertrags, 
eher  in  Gemüfsheit  einer,  mittelst  gewechselter  No* 
ten  der  beiderseitigen  BeTollmnchtigten , zu  Born  am 
a5.  März  t8üi  zu  Stande  gekommenen  Vereinbarung, 
ward  eine  neue  Einrichtung  des  hatholischen  Kirchen* 
Wesens  in  der  preufsischen  Monarchie  verfügt, 
durch  eine  päpstliche'  Bulle  vom  16.  Jul.  1821  «), 
welcher  der  König  durch  eine  CahinetsOrdre  seine 
staatsoberhauptlichc  Bewilligung  und  Sanction 
ertheiltc , indem  er  sie  für  ein  bindendes  Statut  der 
katholischen  Kirche  des  Staates  crklurtc  und  ihre 
Vollziehung  befahl.  Dieselbe  enthält  eine  Diöcesan- 
Circuroscription,  und  verordnet  zwei  Erzbischöfe  und 
sechs  Bischöfe,  worunter  zwei  exemte,  doch  so,  dafs 
zwei  kirchliche  Provinzen  und  neun  Diöcesen  oder 
bischöfliche  Sprengel  sind  c)  ; mit  Supprimirung  des 
Bisthums  Aachen,  dessen  Cathedralc  in  eine  CollegiaN 
Kirche  unter  dein  Erzbischof  von  Cöln  umgewandelt 
ist.  Zn  Besetzung  erledigter  erzbischöflicher  und  bi- 
schöflicher Stühle,  soll  bei  den  Kirchen  von  Cöln, 
Trier,  Münster,  Paderborn  und  Breslau,  den  Doni- 
capiteln  das  Wahlrecht  zustehen , wenn  die  Erledi- 
gung durch  l'odesfall  extra  romanam  curiam , oder 
durch  Abdankung  oder  Entsagung  erfolgt  <l);  bei  deu 
«rzbischöflichen  vereinigten  Kirchen  vou  Gnesen  und 
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Puscn,  wo  die  beiderseitigen  Capitel  den  Erzbischof 
gemeinschaftlich  wählen  sollen,  und  bei  den  Kirchen 
Ton  Ermland  und  Culoi,  bleibt  es  wie  zeither,  folg- 
lich auch  bei  dem  entscheidenden  Mitwirkungsrecht 
des  Honigs.  In  den  Domcapiteln  hat  der  Papst  die 
Propsteien  und  die  in  den  apostolischen  Monaten  er- 
ledigten Canonicate,  der  Erzbischof  oder  Bischof 
hingegen  die  in  den  übrigen  Monaten  erledigten  Ca- 
nonicate, und  die  Dechaneien,  so*  auch  die  Vicarieen, 
zu  besetzen.  Alles  jedoch  mit  landesherrlicher  Ge- 
nehmigung. In  dem  CollegiatStift  zu  Aachen,  coni'e- 
rirt  der  Papst  die  Propstei,  hingegen  die  sechs  Ca- 
nonicate abwechselnd  mit  dem  Erzbischof  von  Cöln. 
Nur  canonische  Tüchtigkeit  der  Person,  nicht  Stand 
und  Geburt,  kommen  in  Betracht.  Das  Einkommen 
der  Erzbischöfe  und  Bischöfe,  der  Dignitarien,  der 
Dom.  und  Stiftherren,  der  Honorar-  oder  Ehren- 
domherren und  der  Vicare  ist  festgesetzt , so  wie 
die  apostolische  Kammertave  der  Erz-  und  Bisthümer. 
Auch  ist  gesorgt  für  Weihbischöfe  und  GeneralVi- 
care,  für  Unterhalt  der  erzbischöflichen  und  bischöf- 
lichen Canzleien,  für  Seminarien,  für  den  BauFonds 
der  Metropolitan-  und  KathedralKirchen , für  Yersor- 
giingsh.äuser  dienstunfähig  gewordener,  und  Correc- 
tionsliä'user  mifsrathener  Geistlichen.  Die  neue  Aus- 
stattung dieser  geistlichen  Anstalten,  oder  die  Er- 
gänzung der  vorhandenen,  geschieht  vom  Staat,  für 
jede  Diüces  besonders,  in  jährlichen  Grundrenten, 
die  als  Beall.ast  auf  StaatsDomanialWaldungen  radi- 
cirt,  und  von  den  Diücesen  unmittelbar  erhoben 
werden. 

a)  In  der  Goirtzsammlung  für  die  preufs.  Staaten,  tSii , Ntiin. 
i-r;  auch  in  der  Neuesten  Einrichtung  des  kathul.  Kirchen- 
wesens  in  den  k.  preufs.  Staaten  (Frankf.  a.  M.  1811.  8. ) , 
S.  56  ff. 

h)  Vom  i3.  Aug.  1811 , in  der  Gesetzsaroml.  a.  a.  O.  u.  in  der 
angef.  Neuesten  Einrichtung  etc.  , S.  114. 

•)  Mit  mehr  als  3ioo  Pfarreien , ungerechnet  die  Hunderte  von 
UülfPfarre  ien  und  Nebenkirchen.  — In  den  östlichen  Provin- 
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Kcn  lind : i)  das  Erxbiiliium  Gnrien  u.  Pospn , wozu  dip  Diö- 
cespn  von  Guesen  und  Posen  , welchen  beiden  der  Erzliischof 
unmittelbar  Torgeset/.t  ist , und  das  Bisthum  Culm  geliörrn  ; 
i)  u.  3)  die  »ernten  Bislhümer  Breslau  u.  Ermlaud.  In  den 
westlichen  Provinzen  sind  ; i)  das  Erzbisthum  Cöln,  wozu  die 
Diöcesen  von  Cöln  , Trier , Münster  und  Paderborn  gehören. 
Der  Diöces  Coln  steht  der  Erzbischof  unmittelbar  vor. 

<0  Bin  mit  der  Bulle  zugleich  crlassenrs,  aber  öffentlich  nicht 
behannt  gemachtes  Breve , weiset  die  Domcapitel  au , nur 
solche  Personen  zu  wählen,  die  dem  Itouig  angenehm  sind, 
imd  sich  dessen  vor  der  feierlichen  AVahl  zu  versichern. 


s.  420 

3)  In  den  Staaten  der  für  die  kathol.  Kirchenangele~ 
genheiten  vereinigten  teutschen  Bundes glieder.  4) 
dem  Königreich  Sachsen. 

III)  Für  die  katholisch-kirchlichen  Angelegenhei- 
ten ihrer  Staaten , int  Yerhältnifs  zu  der  Staatsregie- 
rung, zu  dem  Oberhaupt  der  Kirche,  und  zu  andern 
christlichen  Glaubensverwandten  , unterhandelten  seit 
dem  J.  1817  eine  Reihe  Toii  Mitgliedern  des  tout- 
seben  Bundes«)  eine  Vereinbarung,  sowohl  unter 
sich  1>)  als  auch  gemeinschaftlich  durch  Abgesandte  in 
Rom.  Die,  auch  nach  Zurückberufung  der  Abgesand- 
ten fortgesetzten,  Verabredungen  mit  dem  römischen 
Hofe,  hatlen  eine  päpstliche  Bulle  c)  zur  Folge, 
die,  obgleich  weder  verlangt  noch  gewünscht,  ango- 
nommen  ward,  und  jetzt  vollzogen  werden  soll.  Dem 
zufolge,  sind  die  Staaten  der  in  diesem  Verein  be- 
griffenen Bundesglieder  zu  einer  kirchlichen  Pro- 
vinz vereinigt,  welcher  als  Metropolitan  der  neu 
verorduete  Erzbischof  von  Freiburg  im  Breisgau,  zu- 
gleich bischüllicher  Vorsteher  der  fi  eibui  ger  Diöces, 
vorgesetzt  ist.  Ihm  sind  vier  bischöfliche  Kir- 
chen, zu  Mainz,  Fulda,  Rotenburg  am  Neckar,  und 
Limburg  an  der  Lahn,  als  SufTragaiiKirchen,  mit  eben 
so  viel  Diöcesen j untergeordnet;  unter  Supprimirung 
der  biscböllichen  Kirche  zu  Constanz  und  der  exenri- 
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len  Propstei  Sti  Viti  zu  Elwangcn,  und  unter  Be» 
freiung  der  bischöflichen  Pirchen  zu  Mainz  und  Fulda» 
Ton  den  seit  1801  bestandenen  MetropolitanGerecht- 
samen  des  Erzbischofs  von  Mechcln.  Die  Dulle  be- 
stimmt den  Umfang  der  fünf  yereinigten  Diöcescn. 
Sie  yerordnet  für  jedes  Capitel,  das  erzbischöfliche 
und  die  yier  bischöflichen,  eine  Dechanei  und  eine 
yerhältnifsmäsige  Anzahl  yon  ,Capitularen  und  Dom» 
pfründnern  oder  Vicaren  , so  Mie  ein  PriesterSemi- 
nariuni.  Erledigte  Stuhle  des  Erzbischofs  und  der 
Bischöfe  erkennt  sie  denen  zu,  die  auf  canonlsch 
gültige  Art  dazu  werden  bestellt  seyn  , nach  voraus- 
gegangenem InformativProcefs,  welchen  der  Papst  in 
jedem  einzelnen  Fall  nach  der  Vorschrift  Urbans  "MII. 
veranstalten  werde.  In  Gemafsheit  der  von  den 
Staatsregierungen  gegebenen  Zusagen , benennt  die 
Bulle  den  Aufwand  auf  den  Unterhalt  der  oben  ge- 
nannten Personen  und  Anstalten , auf  die  erz  - und 
bischöflichen  Canzlelcn,  auf  die  BauF'onds  und  geist- 
lichen Versorgungsbiiuser,  so  wie  die  Ausstattung  mit 
Grundgiitern  und  Grundrenten.  Sie  setzt  die  aposto- 
lische Kammertaxe  ■/)  für  die  verschiedenen  iMetropo- 
litan-  und  CathedralUirchcn  fest,  und  cruennt  einen 
Execntor  der  Bulle.  Alles  Uebrige  überlaTst  sie, 
stillschweigend,  den  theils  schon  hestehenden  oder 
bevorstehenden  Verabredungen  der  vereinigten  Staats- 
regiernngen  mit  dem  römischen  Hofe,  oder  blofs  un- 
ter sich,  tlicils  den  Anordnungen  einer  jeden  von 
ihnen.  Die  Bevollmächtigten  der  vereinigten  Staaten 
Unterzeichneten  hierauf  eine  Convention  f),  betrcfTcnd 
ihr  ferneres  gleichförmiges  Benehmen  und  die  dabei 
zu  befolgenden  Grundsätze/) ; welcher  beigefügt  sind, 
eine  Pragmatik  über  die  gemeinschaftlich  zu  befol- 
genden  Grundsätze , und  Formulare  der  von  jedem 
für  seinen  Staat  auszufertigenden  FundationsUrkunde, 
und  eines  In  das  Land  zu  erlassenden  Edictes.  IV.)  In 
dem  Königreich  Sachsen,  bestehen:  1)  für  den 

sächsischen  Thcil  der  Oberlausitz,  zu  Bautzen  ein 
Bischof  in  partibus  als  apostolischer  Vicar,  mit  be- 
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stimmte!'  Unterordnung  unter  den  Erzbischof  tou 

Prag;  2)  für  den  übrigen  Theil  des  Königreichs,  zu 

Dresden  ein  exemter  apostolischer  Vicar  g) , der  seit 

1816  zugleich  Uischof  in  pnrtihus  ist. 

a)  Anfangs  nur  AVirteinbcrg , Baden,  Kurlicssen,  GH.  von  Hes- 
sen, Nassau,  HoIsteinOldenburg,  dieses  wegen  des  Fiirslen- 
thiims  Birkenfcld.  Die  päpstliche  Bulle  von  i8ai  l>euriint 
ausser  diesen,  als  sulche,  die  gemrinschaftlich  Abgesandte 
nach  Bum  geschieht  haben,  noch  folgende:  die  Gruisher- 
Züge  von  Mechlcubiirg  , die  Herzoge  von  Sachsen,  (von  de- 
nen  jedoch  S.  Hildburghausen  an  den  Verabredungen  keinen 
Tlieil  genommen  hat),  die  beiden  !•  ürsten  vonHohonzollern,  den 
Fürsten  von  AValdcch  (der  jedoch  vor  dem  q.  Febr.  182z  von 
dem  Verein  zurückgctrelen  ist),  die  freien  Städte  Brankfurt, 
Lübeck  und  Bremen.  Noch  vor  dem  9.  B'ebr.  1822,  trat  aiicb 
Hamburg  hinzu.  (Hessen  Homburg  bis  jetzt  nicht.) 

h)  Hauptsächlicb  in  Conferenzen  zu  B'rankfiirt  a.  M.  Als  Re- 
sultat dicuen  vorzüglich  , die  im  Druck  ersrhienenen  Grü/iii- 
^Uge  zu  e.  A'ereinbarting  über  die  \ crhaltnisse  der  kalliol. 
Birclie  in  tcutschcn  Bundesstaaten ; Beilage  8 zum  Protocoll 
der  17.  Ztisainmenkuiift  v.  3o.  April  1818.  B'ol.  Auszüge  aus 
den  Conferenzi’roloctdlen  liefert;  Der  Kirchen-  u.  Staats- 
freund; vorläufige  Nacliricliteu  von  den  B'ranhfurler  fiera- 
tbungen  u.  s.  w.  Jena  1818.  R. 

r)  Datirt  Rom,  den  20.  Aug.  1821. 

tl)  In  Goldgnldcn  des  riimisrhen  Kammersatzes,  deren  jeden 

j die  Curie  zu  4 Gulden  5o  Kreuzer  rheinisch  rechnet. 

e)  Zu  Frankfurt  am  Main,  den  9.  Febr.  1822. 

f)  Namentlich  über  die  Besetziingsart  der  F.rz-  und  Bischof- 
Stühle,  der  Dignitäten  und  CapitularStellen , bei  welchen 
letzten  päpstliche  oder  apostolische 'Monate  nicht  anerkannt 
werden.  Ucberall  ist  gesorgt  für  landesherrlirhe  Aufsicht 
und  Mitwirkung,  verhütende,  leitende,  genehmigende. 

g)  Mit  dem  Platz  in  der  zweiten  HofRangclasse , uninltlelb.ar 
nach  dem  OberConsistorialPräsidonten.  Belianntmacliung  v. 
.*>.  Apr.  1821,  in  d.  Gesetzsamml.  fttr  das  Böiiigr.  Sacliscn, 
1821  , St.  6. 


5?, 
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S.  421. 

Hie  Kirche  ist  dem  Staat  untergeordnet. 

Ans  dem  natürlichen  Yerhältnirs  zwischen  Staat 
und  Kirche,  fliefst  der  Hauptsatz;  eine  Kirche  ist 
nicht  Staat  im  Staat.  Als  im  Staatsgebiet,  aber 
nicht  des  Staates  wegen  , bestehende  Gesellschaft, 
mit  eigenem  Zwech,  ist  sie  untergeordnet  der  Staats- 
gewalt <»).  Mit  Recht  fordert  man,  dafs  nur  unter 
Auctorität  des  Staates  sie  in  dem  Staatsgebiet  be- 
stehe und  dafs  sie  jenem  nicht  nur  nicht  schäd- 
lich <^)  , sondern  vielmehr,  als  sittlich -religiöser  Ver- 
ein, nützlich  scy.  Antagonismus  zwischen  beiden, 
darf  nicht  statt  finden  </),  Has  göttliche  Siegel  eines 
religiösen  Glaubens  ist,  wenn  er  wohlthätig  wirbt,  wie 
die  Gottheit  O* 

a)  Vergl.  §.  i9?,b.  Baier.  Edict  t.  H6.  Mai  i8i8,  über  die  Rechts- 
vcrhältnissG  der  Einwohner  in  Bezieh,  auf  Religion  u.  hirchl.  * 
Gesellschaften  (als  Beilage  2 zu  der  Verfafs.Urk.t,  ^.5o  — rq. 
Pb.  Hfddfbjcii  dem.  juris  Canon.,  P.  I.  118  — 123.  A.  Michi.'s 

Birchenr.,  5-  >•  Ji-c.  Gaitp  über  das  Verhällnifs  der  Protes- 
tant. Rirclic  zum  Staat.  Glogau  1820.  8.  — Die  römische  Cu- 
rie fordert,  für  die  Iiatholisclie  Kirche , von  der  weltlichen 
Macht  durchaus  unabhängige  Selbstständigkeit.  Ihr  Culmina- 
tionsPunct  fällt  in  das  Zeitalter  Gregor’s  VII.  ( Hildcbrand'.s  I, 
Innorenz  III. , und  Bonifacius  VIII. , wo  sic  auf  falsche  T)e- 
cretalen,  auf  eine  aus  den  heterogensten  Theilen  gemischte 
canonisclie  Orsetzgebung , ihr  hierarchisches  Gebäude  auf- 
fülirte.  In  rii'iindsätzen  und  Absicliten,  ist  sie  seitdem  .sich 
stets  gleich  geblieben.  Rome  ne  recule  pas.  Mit  ihrem  Stabi- 
litätsPrincip  würde  die  Curie  sich  erhalten,  wenn,  ihr  gegen- 
über, auch  die  Civilisation  still  stände  und  stehen  könnte.  Da 
aber  diese  mächtigere  Grösse  unaul'haltsam  fortsrhreitet  und 
sich  verbreitet,  so  wirkt  dieselbe  — wenn  auch  nur  allmäh- 
lig,  doch  unwiderstehlich  — zerstörend  auf  Alles , was,  wie 
der  Curialisnius , mit  ihr  in  3Viderslreit  kommt.  — In  dem 
Mittelalter  schreclitc  päpstliche  Frcammunicution  die  weltli- 
chen Regenten  bei  Irrungen  mit  dem  röm.  Hofe.  Ohne  die 
bcab.sichtigte  Wirkung  blieb  die  ExcommnnieationsBulle  v. 
lo.  Jun.  i8cm),  welche  /’iur  \ II.  wider  Napoleon  als  eine  .\rt 
von  politisch  - kirchlichem  Manifest  erliefs,  ohne  darin  dessen 
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Namen  aiisBudruclien.  Hierauf  erfolgte  als  GegenManifest , 
Ha-polron's  Vmlaufsrlirciben  an  die  1<al)ioI.  frnne.  Biscliüfe, 
aus  seinem  Heerlager  zu  Znaim  in  Mälircn  ilen  i3.  .Tul.  1H09, 
I)k  Pbawt  les  quatrc  Concordats,  T,  II  et  III,  (Paris  1818.  8.), 
ch.  vj — 4°*  ScHOFi-L  arcLires  hist,  et  polit.,  T.  II  et  III  (Paris 
i8oq.  8.)  J.  S.  Vatir,  Napoleon  Bonnparte  und  die  Päpste  des 
iMittcIalters,  e.  hist.  Parallele'.  Leipa.  i8i5. 8.  V>rgl.  §.4^*,  c. 

V)  Als  Tpoli tische  oder  Staatsavstah , wird  die  Kirche  von  hüni- 
gen  dnrgestcllt.  J.  J.  BcnLASA^tii,  in  s.  Principcs  ou  tdi'mens 
du  droit  poliliqiie,  P.  III.  ch.3.  p.  ?iq.  Die  Einheit  de.s  Staa- 
tes und  der  Kirche.  Lcipz.  «"qy.  8.  H.  Stzpbam  über  die 
absolute  Einheit  der  Kirche  und  des  Staates.  ^Vir7.b.  180t.  8. 
— J.  C.  GHtmso’s  Hieropolis,  ein  Versuch  über  das  wechsel- 
seitige Verhältnifs  des  Staatesund  der  Kirche.  Magdeb.i8o7.  8. 
Lotz  über  den  Begriff  der  Polizei,  410  ff.  Gutachtlicher  Ent- 
wurf einer  gesetzlichen  Bestimmung  des  Verhältnisses  zwi- 
sehen  Staat  und  Kirche,  von  3.  B.  T.  Niirnb.  i8o~.  8.  Staat 
und  Kirche.  Dortm.  1808.  8.  .T.  Kkisfl's  Staat  und  Hierar- 

chie. Tüb.i8io.  8.  EbenJess.  Diöcesanverhältnifs  hntholischer 
Bischöfe  in  Ansehung  hathol.  Unterthanen  und  Einwohner 
* protestantischer  Länder.  Nebst  einer  Ansicht  der  VcrhUlt- 
nisso  zwischen  der  landeshcrrl.  u.  hathol.  Kirchengewalt,  l'lin 
1806.  8.  Frasz  Frhr.  v.  Drostk  über  Kirche  u.  Staat.  Mün- 
ster i8f?.  8.  H.  Grotu'S  de  imperio  prineqmm  circa  saera. 
Paris  1O47-  8-  Les  devoirs  rcspectifs  de  l'elat  et  de  Eeglree 
appelles  a leurs  principcs.  1767.  8.  SciitiunoANTf i.'s  Staalsr. 
nach  d.  Vernunft,  II.  zi.  Anti  - Leviathan  (Gott.  1807.  8 ), 
Heft  I,  Cap.  3.  Schriften  u.  Schicksale  des  Ffbbomvs  (s.  %. 
419,  Note  a).  — Dagegen  s.  man  die  Grundsätze  der  Jesuiten, 
von  Spittlfr  entwickelt  in  der  Deutschen  Encjclopädie,  Bd. 
XVII  (Frankf.  1798.  4-)a  S.8izff. 

e)  Aber-  und  Unglaube.  Mosrr  v.  der  Landeshoh.  in  Pollzei- 
sachen,  4?.  — Landesherrliche  Verfügungen  wider  des  Pa- 
ter Gasssfr's  Unfug  durch  Teufelsbesch wöriüigen.  Scbriot's 
Gesell,  der  Deutschen,  fortges.  v.  Mii.bii.i.kr,  Th.  XXII,  S.  ?3. 
Sciii.FC.Ki.'s  Kirebengesrh,  des  18.  Jahrh.,  Th.  I,  S.  109z  11.  tnqb. 
— Neuere  Streitigkeiten  zwischen  weltl.  Regenten  und  dem 
Papst,  in  P.  J.  V.  Hvth's  Kircheugeschichte  des  18.  Jahrhun- 
derts, Th.  I (Aiigsb.  180T.  8.),  S.  3z3  — 3.j6. 

</)  Erinnerung  an  die  DecretalenSammlung  des  Pscudolsidor, 
die  aogilramnischen  Capitcl,  die  Dictalus  Hildebrandinos,  die 
päpstl.  Regulas  Cancellariae,  und  an  das  berühmte  Dissidium 
infer  imj:rrium  et  sacerilotium.  Püttsh's  Handr.  dert.  Keiebs- 
geschichte,  I,  r — BuHc  iu  Coeua  Domini,  von  Pius  V 

rj3  * 
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i568,  Grcgoriu»  XIII.  i584,  ii.  Urban  VIII.  1617;  in  Gäiit* 
ittii's  corp.  juriseccl.,  I.  365  — 379.  (J.  F.  LeBket's)  Pragm. 

Geschichte  der  Bulle  in  Coena  Domini.  Th.  I — IV.  Ulm  1769 
— 1770.  4-  Neue  Aull,  des  Th.  I u.  II.  177a.  — Boceboids 
Lehren,  s.  Bobebtson's  GeschiclileCarls'\\  — AVeigerungder 
Quäckcr  und  Mennoniten , an  den  Wehr-  un'd  Waffcnanstal- 
ien  des  Staates  persönlich  Theil  eu  nehmen. 

«)  Practisi'h  wichtiger  Unterschied,  zwischen  Heligion  ( z.  B. 
Christeiithum)  und  Theologie,  und  zwischen  lleligion  und 
Kirche. 


S.  422. 

Grenze  und  Bestaudiheile  der  Kirchetihoheit,  \ 

I)  Die  Kirchenliolieit  (§.  4'9)  wird  begrenzt, 
iintürlicli , durch  das  Bcich  des  Gewissens«)  und  die 
SocialGewtilt  der  Kirche  6),  positiv,  durch  Uebercin- 
liunft.  II)  In  ihr  sind  begrltT'enf);  das  Reforina- 
tionsUccht  (jus refurniandi)  oder  das  Majestatsrcclit  ^ 
der  btirgerlichen  Beligionsduldung , das  Recht  der  ' 
Aufnahme,  Zulassung  oder  Gestattung  religiöser  Ge- 
sellschaften d)»  das  Schutz-  oder  Schirmrecht 
(jus  protcctionis  s.  adrocaliac  secularis)  über  die  auf- 
genommeneu  RcligionsGesellscliaften  , iu  Hinsiclit  auf 
moralische  Persönlichheit  und  Ligenthum  derselben; 
das  Recht  der  weltlichen  Oberaufsicht  (jus 
siipremae  inspectionis),  ein  negatives  Recht  (Veto), 
zu  wachen,  dafs  diese  cthi.schen  Vereine,  durch 
hirchliche  ’Wirlisamheit,  insbesondere  durch  Lehre 
und  Cultus,  dem  Staatszwech  nicht  hinderlich  wer- 
den r). 

a)  Für  Meinungen,  Cl.Tuben,  Wissen,  ist  derMenseh  sich  selbst 
Gesetzgeber.  — A11gem.preH/j.  Landr., 'Pli.  II,  Tit.  11,  §.  1 — 4- 
F.  C.  V.  Moseb's  Rechte  der  .Menschheit  in  Religionssachen. 

178s.  8.  Rousseau  contrat  social,  liv.  IV,  ch.  8. 
i)  Wahres  Verhältnifs  zwischen  Theokratie  und  Rosmokratic, 
geistlicher  und  weltlicher  Macht,  Sacerdotium  et  Imperium. 
Verschiedenheit  ihrer  Zwecke.  Vergl.  J.  A.  Rucel's  Kosmo- 
kratie  und  Theokratie , in  ihrer  wechselseitigen  Verbindung. 
Freib.  u.  Constanz  181  a.  8. 
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«)  G.  L.  Boehkek  princ.  juri«  canon.,  lo.  sqq.  Moseb  von  der 
Landeshoheit  im  Geistlichen  ( 1778 ) , x49'  P-  A.  Fba.5h's 

Grundbetrachtungen  über  Staat  u.  Kirche  (3Iainz  17840  t 
i3iT.  Majeb's  geistl.  Staatsr., I.  §.  laf.  II.  Schzidfmak- 

TEL  a.  a.  O.  II.  i3fF.  47  — 60.  — Vom  landesherrlichen  Recht 
über  gemischte  Gegenstände,  s.  Michl’s  Kirchenr. , 28. 

J)  K.  J.  Wt'ozKiKn,  die  Anfnabme  neuer  Kirchen  im  Staate.  Gült, 
i8o3.  8.  ßaier.  Kelig.  Edict  v.  24- ^^ärz  1809.  §.32  u.  55  — 94* 
— Mehrere  ReligionsPartcicn  im  Staat  zu  dulden,  istdasMci- 
stcrstüch  der  Politih,  und  das  sicherste  AKttel,  heine  fürchten 
zu  dürfen. 

r)  Vergl.  §.427*  Für  diesen  Zweck  war  für  den  heidnischen 
Ciiltus  in  dem  römischen  Staat,  eine  eigene  Staatsbehörde  be- 
stimmt, der  Pontifex  maximus , ein  Amt  welches  seit  Julius 
Cäsar  sogar  die  Imperatoren  , selbst  die  christlichen  bis  auf 
Gratian  (480)  bekleideten.  — Im  CollisionsFall,  müssen  die 
Kircheugrsotze  den  Gesetzen  des  Staates,  dessen  Schutz  dis 
Kirchungcscllschaft  geniefst,  nachstehen. 


§.  423. 

Kirche» geivalt  u.  Kirchenregiment , mit  ihrem  Verhält- 
nijs  zu  dem  Staat. 

I)  Die  Social-  oder  Collegial Hi r c h e n g c tv a It 
(potestas  socialis  ecclesiac)  steht  ursprünglich  nur  der 
Kirche II gescllschaft  a)  zu,  als  InbegrifT  ihrer 
gesellschaitlichenlRcchte ; ohne  Unterschied  des  reli- 
giösen Lehrbrgi'ill's , sowohl  der  beiden  christlichen, 
in  Teutschland  befindlichen  HauptGlaubcnsparteicn  f'). 
als  auch  der  übrigen,  christlichen  und  nicht  christ- 
lichen, GlaubeiisPartcicn  und  Secten  c).  II)  Das  Recht 
zu  Ausübung  dieser  Gewalt,  das  K ir  c h c n r e gi m c nt 
oder  die  Kirchenregierung  (regimen  socictatis  «ccle- 
siasticae),  bann  von  der  Gesellschaft  selbst,  ihrem 
Zweck  gemaTs,  bestimmt  werden,  in  Absicht  auf  An- 
ordnung, Vollziehung  und  Aufsicht  d);  doch  so,  dafs 
die  Festsetzung  oder  Anordnung  des  kirchlichen 
I.chrbegrifls  (§.  426  u.  f.),  als  seiner  Natur  nach  von 
fremdem  Willen  schlechthin  unabhängig,  unter  das 
Kirchenregiiuent  nicht  gezogen  werden  kann.  III)  Wie 
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aber  auch  die  Orgauisatii'U  einer  Kirche  und  ihrer 
SocialGewalt , oder  der  Inhalt  ihres  l.ehrbegrilfs  seyn 
mag,  so  dürfen  solche  doch  die  natürlichen  Be- 
dingungen ihres  Daseyns  in  dem  Staat  nicht  üiiderii; 
auch  nicht,  die  etwa  vorhandene  L’ebcrcinhunft  (Con. 
cordat)  über  das  wechselseitige  Yerhültiiils  zwischen 
Staat  und  Kirche. 

ScBKiDFSikSTKL  fl.  fl.O.  11.  3o ff.  Baier.  Edict  v.  34-^l<lr’’.  i8o<) 
t).  55  u,  56.  Dadisrlics  C.oiislit. Edirt  v.  i4.  Mai  180^,  il  u.  30. 
— Von  «Ipu  verirhiedrnrn  Rirchi  ngescllscbaftrn  oder  Gtau^ 
beiis Parteien,  s.  Mkussi.'s  Litcr.'Uur  der  Statistik,  1.68f.  K.T.  G. 
ScH<>.vKMS.'(>’'s  GruDdril's  einer  Statistik  des  tciitsclien  Rrligi- 
ous  - und  Kirchenwesens.  Gott.  i-q~.  8.  H.  SrXooi.iB's  kirch- 
liche Geographie  «nd  Statistik  , oder  Darstellung  de»  gegen- 
wiiri.  /.oslandes  der  chrisll.  Iteliginii.  Tüb.  l.u.  II.  Bd.  i8<*4. 
gr.  1).  (i.  J.  l’i.ABca’s  Gesch.  der  chrUtl.  kircbl.  Gcscllschafts- 

vei'fassun«.  Bd  1 — V.  Hannover  i8o3  — 1809.  B.  ( der  3.  bi» 
5.Band  auch  unter  dem  Titel:  Geschichte  desPapstthiuns  etc.) 
Fbrniless  Abrifs  einer  bistor.  u.  vergleichenden  Darstell,  der 
dogmat.  Systeme  unserer  verschied,  christl.  Hauptparteicu. 
Gott-  i''96.  8.  Rkibhard'»  Geschichte  der  religiösen  Ideen.  L. 
Mpibkr’s  all",  kritische  Geschichte  der  Religionen.  1 11.  II.  Rd. 
Hannover  1806  u.  »807.  8.  Histoirc  des  sectes  religieuses , 
depuis  le  comnicncemeut  du  si^^le  dernicr;  par  G»ir.oip^. 
T.  1 et  11.  Paris  1809.  8.  BisiBcrH’s  vergleichende  Darstell,  der 
Staatsvertafs.  der  europ.  Mnnarchicen  u.  Uepubl.  (Wien  1818. 
8.),  §.86-98,  S.  367  — 463. 

b)  Die  christlirhen  GlaubcnsParteicn,  sind  in  Tcntschland  r.wel- 
foch  : 1)  römisch  , kniholhehe,  1)  evanseliiche.  Die  tvangeli- 
sehen  unterscheiden  sich,  in  uugshurstische  Confessionsf'er. 
trän, Ile  (A.  C.  addictos  ) und  Rrformirie  \ ein  Lnterschied  der 
jedoch  seit  1817  an  vielen  Orten  aufgehoben  ist,  durch  Vercini 
gung  beider  Theile  zu  etacr  es'angelischen,  einngrlisch -christ- 
lichen, oi\er  evangelisch  . protestantischen  Hirehe  (§.4'A  i’*‘. — 
In  den  Reichsgesetzen  und  in  dem  Kanr.lelStyl,  sviirden  unter 
den  -4.  Vencamlten,  in  dem  weitern  Sinn,  auch  die  Heformir- 
len  initbcgriffen.  Enten  §.  424'’.  c.  Hlüber's  Einl.  zu  e.  nenenhehr- 
begrift'des  l.  Staatsr.,  t(.  106,  Note f.  — Auch  i8i5zuNVien,  bei 
Unterhandlung  der  teutschen  BundesActe,  ward  die  sonst  von 
Einigen  gebrauchte  Eintheiliing  in  drei  christliche  Glaubens- 
Parteien  (Katholische,  A.  C.  Verwandte,  u. Roforniirte)  ver- 
worfen. Hi.ühfr's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.II,  S.  439. — 
Die  ganze  abendländisch- christliche  Kirche,  als  Eine  Allge- 

• 


Digilized  by  Google 


Kirchenhoheit. 


827 

meine  CU  betrachten,  die  nur  in  die  römisch- katholische  und 
protestantisch • katholische  getheilt  sey,  schlägt  vor,  H.  Stb 
PHvsi,  das  heil.  Abendmahl  (Landsh.  1811.  8.),  S.  69. 

\ ua  Mennoniten,  F.  D.  HäBEBLia's  neue  t.  Rcichsgeschichte, 
Vlll.649.  Mus*«’»  Rcligionsverfass.,  *5.  Ehendess.  Abh.  aus 
d.  Hirchenr.  89!!.  v.  Bsl>.van»'s  Visitationsschlüsse,  86.468. 
Hdschtr's  Rechtsf.  am  R.  11.  G.,I.  i34.1T.  J.  R.  ScuLEnrL's  Rir- 
chengesch.  des  18.  Jahrli.,11.  9968*.  — Von  nichtunirten  Crie- 
c/ien  und  von  Mahometanrrii,  Ki.ÖBm's  Uebersicht  d.  dipl.  Ver- 
bandl.  des  wien.  Congr.,  S.4>6-  v.  Hurn's  Rirchengcsch.  des 
18.  Jahrh.,  Th.l,  S. 459~486  u.  536.  Moskr's  angef.  Ahh.  tu. 
114.1^6.  — \'oil  Herrnhutern , IIoxuZL  rliaps.  obs.  211.  VOC. 
Zinzcndorriauus.  Mosfr  a.  a.  O.  iti.  Huth  a.  a.  O.  lieber 
die  evangelische  Brüdergemeinde.  1798.  8.  Ki.übf.b's  angef. 
Acten  etc.,  Bd.II,  S.440.  — Von  Pietisten,  Mosfr,  111.  i36. 
11)3.  Stat-KciL  .V.  a.  O.  II.  350—418.  MoshiiVs  Rirchengcsch., 
IV.  353  — 371.  IIvTH  a.  a.  O.  I.  533.  — VonSchifenckJelJern, 
SuiLKbEL,  II.  1063.  IIiTB,  I.  54.}.  — Von  Philiponen  oder  Fi- 
liponen,  Hssskl's  Statist.  Umrifs,  Th.  I (i8o3),  preufs.  Monar- 
chie, S.3t.  — \'on  Separatisten,  Hum,  I.SjS.  Badische  Ver- 
ordn. V.  lu.  Mai  1808.  Rhcin.Bund,  XVIII.  494.  — V^on  Me- 
thodisten,  höhmlscl.en  Brüdern,  Quäckern,  Butlnrianern,  Ros- 
dorßanern,  Brügglerianern,  Inspirirten,  Gichtelianern,  Mont- 
pellianern,  s.  IluTH  a.a.  O.  I.  533  ff. 
d)  Zu  den  CoUegial-  oder  SocialRechten  einer  Kirche  gehören: 
Erriclilung  kirchlicher  Disciplinar-  und  Vcrwaltungsordnun- 
gon)  kirchliche  Aufsicht  auf  die  Amtsvenvaltungen  der  Kir- 
chenbeamten, u.  auf  die  l'envaltung  des  Kirchenguts,  nament- 
lich mittelst  der  llirchcnVisitation ; Verfügung  und  Vollzie- 
hung der  Kirchenslrafcn. 

§.  4?4«. 

f/i  der  röinisch-kathoUschen  Kirche. 

IV)  In  der  römisch-katholischen  «)  Kirche 
galt  zcither,  in  dieser  Hinsicht,  das  Princip  nionar- 
chisch-repräsentatiyer  Einheit  f Pontificat). 
Nach  solchem,  ist  die  Verfassiipg  der  Kirche  (mono- 
kratisch und  primatisch)  eingerichtet^)  auf  einen  ver- 
fassungsmäsigen  obersten  Vorsteher  (totius  universi- 
tatis  ecclesiasticae  rectorem,  et  unitatis  primariuni 
custodem),  mit  unTeräufscrlicher  Bind-  und  Lüsekraft 
für  die  Gewissen , und  mit  allgemeinem  Recht  auf 
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Erhaltung  der  Einheit  otlei-  des  Zusaminenharges  des 
Glaubens  und  der  Sitten,  aut’  provisovisclie  beschraiihte 
Gesetzgebung,  und  auf  oberste  Leitung  und  Verwal- 
tung in  Uirchensachen , jedoch  abhängig  von  den  Be- 
schlüssen der  Kirchenr’ersainmlungert,  dieser  Vertre- 
ter der  einzelnen  lUrcliengeineinden , und  alle  liircb- 
lielien  Gemeinden  bilden  zusammen  eine  fallgemeine) 
Kirche.  Die  gepriesene  Zeit  der  ersten  christlichen 
Jalirbiinderte,  zeichnete  sich  aus,  durch  eine  deino- 
li  ra  t i sc h - r e j>  r äs  c n t a t i V e P'orm  der  hirchlichen 
Verfassung,  und  durch  Anerhennnng  der  rcchtinäsi- 
gen  Obergewalt  des  Staates.  Diese  ächten  Grund- 
sätze, haben  in  dem  Lauf  der  Jahihnnderte  rechtlich 
weder  s'crnichtet  noth  gescliMächt  werden  können  c). 
In  den  teutscheii  Bundesstaaten,  steht  das  katholische 
KirchenBegiment  zunächst  den  Landesbischöfen 
Bll,  in  festgesetzter  Verbindung  theils  mit  ihren  Dom- 
capiteln  theiis  mit  dem  'MetropoütanErzhischof , und 
mit  verfassungsmasiger  Unterordnung  sowohl  unter 
den  Papst  als  auch  unter  die  Kirchcjiversaminluiigen. 

«)  Die  römisrh  - k.TthoIisclie  Religion  hirfs,  in  Reichsgcset/.cn 
des  XV  1.  Jalirhuii  ’erts , auch  die  ahe. 
i)  V-on  dem  Streit,  ob  die  Form  des  Mirrhenrcgiinente»  monar- 
chisch, .irislohratlsch,  oder  dcniohralisch  sej  ? 8.  Jostiv.  F*. 
nnosics  abbrevi.Tfus  et  einend.atus,  c.  1.  5.  p.  ao.  sqq.  — 

Primat  des  IVipstes,  und  jiir.!  prim.ilus,  vcl  priniigenia  seu  es- 
sentialia, vel  advciiliti.'i  seu  .nccidrnt.'iüa,  ebendas,  c.  III.  per 
tot.,  c.  IV.  ^.3.,  c.  V n.  §.3.  — Hechte  der  d'Icfre/xi/iVcn. — 
Papa! - und  Fpiscopn!S\iU'in.  \ach  dem  letzten,  gilt  als  He- 
gel; omnes  Apostoli  in  .ipostolatu,  oinncs  Episcopi  in  episco- 
p.Tfu,  sunt  pares.  Ebendas,  cap.  I.  §.  4.  Dawider  streitet  der 
ültramontnnismus  oder  Ctirialismus,  nebst  dem  Jesuiten  - und 
IMuncblhum , mit  päjislliclier  l nfeblbarkcil.  Den  Jciuifcn- 
Orden  hob  eine  Rulle  Clemens  \1V.  »on  1773  (iniMsBTvss  re- 
cueil,  IV.  84.  106.)  auf  ewige  /.eilen  .auf,  als  böclist  gefährlich 
für  Hirclie  und  St.talen  : eine  Rulle  Pius  VII.  von  i8i4  (in 
IMabtfss  suppl^m.  V'I.  4h.)  stellt  ihn  auf  ewige /.eiten  wieder 
her,  als  höchst  nützlich  und  nothwciidig  sogar  für  Kirche  und 
8l.ialen,  und  angeblich  auf  vielf.iches  Verlangen  fast  der  gan- 
zen halholistlien  Welt.  Die  römische  Curie  u.  die  Jesuiten. 
CarUr.  iCi8.  8.  Deutsche  Entjclepädie , Bd.  XVI  (Franhf- 
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>793.  40»  S.  65 — 143,  u.  S.8i3— 8'i8.  — Von  den  Behauptun- 
gen des  römischen  ilofus , in  Hinsicht  auf  das  geistliche  In- 
stanzenrecht , 8.  man  (J.  U.  A lloBix)  De  appcilationibus  et 
advocationibus  ad  curiam  romanam.  Francof.  i77>-  4- 
Köhaeb  de  provocationibus  ad  sedem  rom.  Lips.  1785.  0.  Ge* 
schichte  der  Appellationen  von  geistl.  Ocrichtshöfen.  Fcankf. 
u.  Lcipz.  fSS.  8.  T.  C.  ]liBTi.iHE>'  über  d.  Hecht  d.  Papstes, 
die  tctitschenÄ'y«tJi?a/ftic/i/er  der  Jrif/en Instanz  für  jede  geistl. 
Streitsache  zu  bcvollinächtigcn.  Hamb.  u.  3Virzb.  i8o5.  8. 
r)  Als  H luptquellen  für  ächte  (vorisidorisebe  und  vorhildebran- 
diiiisclie)  Grundsätze,  in  Absicht  auf  das  ferhättnifs  zwischen 
dem  und  der  Tömisch -katholischen  Kirche , sodann  in 

Hinsicht  auf  die  Rechte  der  allgemeinen  und  besondem  Kir- 
cheni  ersammlungen  ( concilia  oecuiiicnica  seu  iiuivcrsalia  und 
particularia , sire  nationalia,  sice  prucincialia , sive  dioece- 
sana),  des  pä'pstlichen  Primats,  und  der  £ri- und  liischöfe 
( EpiscopalSystem ) , dienen:  i)  die  HirclienTerfas.sung  der 

sechs  ersten  Jahrhunderte,  und  die  Beschlüsse  der  öluimeni- 
schon  Hirchrnversammlungen  dieses  Zeitraumes  ( J.  H.  Höh- 
»I  b's  Hirchenslaat  derer  3 ersten  Jahrli.  Halle  1733.  8.  W.  C.  L. 
Ziegi.eb’s  pragm.  Gesch.  derhirchl.3  crfassungsfornien  in  den 
ersten  6 Jahrh.  Lcipz.  i"98.  8.  ) ; 2)  die  Hrsrlilüsse  der  costni- 
tzrr,  und  3)  der  baseier  allgem.  Hirrhenversammlung  ; 4)  die 
l.  rhiuide  über  die  Acccplalion  der  Decrete  der  baselcr  Rir- 
chenversainmlung , auf  dem  Reichstag  zu  Mainz  1439;  5)  das 
frankfurter  oder  P'ürstcnConcordat  von  i4|6;  6)  die  Be- 
schlüsse der  tridenlinischen  Rirchenrersainmlung  j 7)  die  De- 
elaratio  cleri  gallicani  a.  1682  facta  (les  4 arlirlcs  du  clergü  de 
France);  8)  die  bad-emser  Punctation  der  Erzbischöfe  von 
Mainz,  Trier,  Cöln,  und  Salzburg,  von  1786,  in  Gabtseb's  corp. 
jiiris  ecel.  Cathol.  11.  34?;  9)  die  Beschlüsse  der  Diöcesan- 
Svnode  von  Pistoja  in  Toscana,  voni786;  10)  die  Geschichte 
der  Bischöfe  (des  Erzbischofs  von lilrrcht  u.  des  Bischofs  von 
H.Tarlem ) der  ulrechtcr  Provinz  oder  Ecclesia  Lltrajectina, 
seit  i*'32;  ii)  die  \ erfiigiingen  verschiedener  hatholischer 
Soiiveraiiie,  z.  11.  Joseph'sll.,  des  Grofshcr.’.ogs  von  Toscana 
Peter  l.eopolds  (nachher  Kaiser  Leopolds  11.),  R.  Ferdinands 
I\  . von  Neapel,  u.a.;  n)  die  Schriften  unparteyischcr  Ge- 
lehrten, z.  B.  Sabvi,  de  Mabca,  Dupix,  Thoxassib,  Babclat, 
Nn.i.rn,  Ptbviba,  Fh;bosivs  (v.  Hontheim),  Wole,  Micul,  des 
Abbe  'l’AMBt  aiM  ( V'raic  idee  duSt.  Siege.  Traduit  de  l'italicn  , 
sur  l'edilion  publice  a Milan  cn  1818 — 1819.  ü Paris  1820.  8.), 
U.A.  — Von  der  Politik  des  römischen  Hofes,  in  Verhältnifs 
sowohl  zu  den  Erzbischöfen,  als  auch  zu  den  weltl.  Regenten, 
s.  §.4^1  den  oben  (^.419,3)  angef.  FtsBoaics,  u,  das  mei- 
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sterhnfte  Tableau  bislorique  de  In  politique  de  la  cour  d» 
Bomc.  Paris  i8)o.  8.  Auch  toutsch  übersetzt : Historisches 
Gemälde  der  Politik  des  röin.  Hofes  (von  J.L.  Kocb).  Frankf. 
>8i3.  8.  Essai  historique  sur  la  puissance  temporelle  des 
Papes.  Paris  i8j8.  8.  Die  neuesten  Bemühungen  eines  gehei- 
men römisch  - teulschcn  ObscurantenClubs.  Teutscbl.  1817.  8. 
Michl's  Bircheiir. , 17  u.  f.  — Eine  Uebersicht  der  Becbte. 

Freiheiten  und  Gebrauche  der  kathol.  Kirche,  in  deu  meisten 
europäischen  Staaten,  findet  inan  in%A.i-'s  Science  dugouver- 
nemeut,  T.  VII,  ch.  4 el  5- 

s.  424 ^ 

ln  der  evangelischen  Kirche',  u.  in  der  jüdischen. 

^')  ln  der  dureli  die  KircLcnRelorraation  gebil- 
deten e T a n g c 1 i s c li  en  I»)  oder  protcst.antischen  O 
llii'uhe,  sowohl  nach  der  augsburgischen  Coii- 
fcssion  als  auch  nach  dem  Glaubensbekcnntnifs 
der  R eformirten  e),  besteht  keine  äussere  allge- 
meine Vereinigung  der  verschiedenen  Kirchengesell- 
schal'ten.  Doch  können  auch  hier  mehrere  einfache 
Rirchengesellschnfleii,  z.  B.  alle  in  demselben  Staats- 
gebiet, oder  in  einem  l'heil  desselben,  am  besten  in 
demokratisch. repräsentativer  P'orm/),  eine  zus.Timncnge- 
setzle  Kirche  (Landeskirche,  kirchliche  Sammlgemeinde) 
bilden,  und  es  kann  selbst  eine  äussere  Vereinigung 
der  protestantischen  Kirchengemeinden  bei- 
der Art  statt  haben  g).  VI)  Auch  in  der  jüdischen 
oder  mosaisch-israelitischen  Kirche,  bcstchtkcine  äussere 
allgemeine  Vereinigung  h), 

a)  |{.  L.  'tVol.i-aASs'b  Geschichte  der  Reformation  in  Teutsch- 
laiid.  3Theile.  Altona  i8ui— i8o5.  8.  Zweite  Aufl.  1817.  J.  A. 
Lirnsrii's  BcformaliunsGescbichte  D.  Luthers.  Erf.  1811.  8. 
P.  jMaiihkimchk's  Gechichtc  der  teutsclienneforinatlon.  1 Theilc. 
Berlin  1816.  8.  Essai  sur  l'esprit  et  l'influence  de  lareforma- 
tion  de  Luther;  par  Chahi.es  Villkhs.  Paris  1804.  8-  Auch  in 
zwei  teutschen  Uebcrsetzungcii.  Dawider  erschien:  Geber 
drn  Geist  u.  die  Folgen  der  Reformation.  Dcutscbl.  >810.  8. 
Zweite  Aufl.  1817. 

k)  Von  der  Benennung : Evangelische , s.  Instr.  Pac.  Osuabr. 
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X.  i6.  Estor  Opusc.,  P.  II.  pracf.  i5.  t.  ScuRiBOTii'sSniiinil. 
Her  Conclusor.  Corp.  Evan;;.,  I.  7!55.  E.  L.  Possylt  Systeiiia 
jurium  C.  E.  p.  3o.  sq.  J.  G.  Marv/,»i l,  warum  nennt  sich  un- 
sere Hirche  die  evangelisehe?  Jena  u.  Eeip/..  i8ii.  8. 

»)  Den  Evangelischen  wird  auch  der  Marne  Vrotesianirn  heige- 
legt.  Instr.  Pac.  Osnabr.  VII.  i.  — ^VoIler  ? Htixnicu't 
Reichsgescli..  V.  i5i  ff.  260.  466 ff.  UosKMiiji.LiB,  warum  nen- 
nen wir  uns  Protestanten  ? i7qi.  8.  Heraogl.  magdcburgische 
(preussische)  blirsbilligung  dieser  Reueunuug,  bei  Scuavhotii  ' 
a.  a.  O.  I.  402. 

d)  GoufcAKio  Augustana  et  Besponsiu  poiitilicia  , c.  M.  Wf.beb. 
lierol.  1810.  8.  Ueide  stehen  auch  (nach  Aana.  Eabricii  Aus- 
gabe, Cöln  i573),  mit  V'arianten,  in  Lf  Plat's  monumentor.ad 
concilii  Tridenliiii  Iiistoriani  spertanlium  collectionc,  T.  II. 
(Lovauii  i-8a.  4-)  p-332.  sqq.  — \ 011  der  Geschichte  und  dein 
Original  der  augsburgisclien  Confessiun:  111.  Webkr's  krit.  Ge- 
schichte der  A.C.  Bd.  I u.  II.  'Weimar  i-83  u.  »784.  8.  Haia- 
hicb's  t.  Ueiclisgesch.,  V.  281  ff.  P.  \V.  G^bcbkk's  Reisen,  III. 
bu.  PüTTER'sLit.,  6‘j.  Ui.cBf  H's  Lil.,  §.863.  — Die  Beucunuiig 

C.  J Vru-and/e  hoiiiinl,  in  Heichsgesetacn,  xuerslror,  iii  dem 
R.  A.  T.  1543,  §.3  j — 36.  Estub  deliii.  juris  piibl.ccclcs.  Prote- 
stant., c.  6.  §.  2.  — Luther  selbst  eiferte  wider  alle  Parteina- 
inqn,  r..B.  Lutherische  und  Lutheraner.  — Xi'mJiriiderOemein- 
drn  !>AfT  Uerrnhater , sind,  in  dem  Rönign  ich  Sachsen , als 
der  A.  C.  gemäfs  anerkannt,  t.  Röxrn's  kursäclis.  Staatsr., II. 
bo~.  Homsiel rhaps.,  obs.  21 1.  toc.  Zinzendorfutnus.  Anders, 
1730,  in  dem  IsenburgBüdingischen.  Musfr's  Abhaudl.  aus  d. 
Rirchenstaatsr.,  i43. 

e)  Anfangs  sprachen  die  Reichsgesetze  nur  von  tt  Beiden  v Reli- 
gionen, der  allen  und  der  y^.  C.  Reichsabsihicd  v.  i535,  §.  17. 
i5<'6,  §.  5.  Es  wurden  aber  hierunter  die  lleformirien  noch 
nickt  initverstanden.  Mosen  a.  a.  O.  61.  Ebendeit. ’Sebemt., 
IV.  4"'"-  — M’or  dem  westpli.  Frieden,  wurden  die  Reformir- 
ten  öffentlich  nicht  anerkannt.  Estor  I.  c.  r.  6.  §.3.  Pfabbbb 
hist.  P.  W.,  c.  5.  §.38.si|q.  Mosp.a's  Abh.  aus  d.  Rirchenr.,  147. 
ScuAiROTH  a.a.O.  II.  4'>7-  — Von  der  coiifessione  Tetrapoli- 
tarn,  8.  lInNnicH's  t.  Reichsgescli.,  V'.  292. 

/)  Wirienib-VerfafsVerlr.  v.  i8i9,§.75u.  f.  Paulus,  in  dem  Archiv 
für  landständ.  Angelegenheilen,  Bd.  II,  S.  1 u.  ff.  Regulativ 
über  die  kirchl.  Rcclitsrerhältnisse  der  evangel.  reforinirtcu 
Clauhensgcnosscn  in  d.  königl.  Sachs.  Landen  v.  7.  Aug.  1818 ; 
in  d.  Gesetzsammlung  f.  d.  Ronigr.  Sachsen,  1R18,  St.  9. 

g)  Xa.'sauischrs  Edict  v.  11.  Aug.  1817,  wodurch  die  äussere  Ver- 
einigung der  beiden  protestantischen  Landeskirchen  zu  einer 
einzigen,  unter  dem  Xamen  der  svangeliith-chrijilichen , bu* 
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«tätigt  wird.  BadUthe  V^ordn.  v.  2^.  Jul.  1811 , welche  die 
Vereinigung  der  liirchcn  beider  cvangel.  Confesttonen,  unter 
demlVaracn  der  et:aiigelisch--protettatnischen  Kirche  genehmigt; 
in  d.  Rcgicr.Blatt  t.  21.  Sept.  1821.  Aehnliche  V'creinigungen 
erfolgten  seit  iSi",  bei  vielen  cvangel.  Gemeinden  der  preus- 
sischen  Staaten,  des  Kurf.  Hessen,  des  GH.  Hessen,  insbeson- 
dere in  Rheinhessen,  u.  a, , auch  in  St.  Petersburg.  Anderswo 
erfolgte  eine  äussere  moditicirtc  Vereinigung,  verbunden  ge- 
wöhnlich mit  unbeschränliter  innerer.  Den  äussern  Anlafs  su 
diesen  verschiedenen  Vereinigungsarten,  gab  die  dreihundert- 
jährige Jubelfeier  der  Kircheiivcrbcssertuig , im  Oct.  1817. 
J.  G.  Meusel  über  die  Vereinigung  der  Leiden  evangel.  Re- 
ligionsparteien. -Erl.  1818.  8. 

h)  Seit  der  Sanhedrin  oder  das  Synedrium  (’Rathscollegium), 
diese  höchste  geistliche  und  weltliche  Behörde  zu  Jerusa- 
lem, nach  der  Zerstörung  Jerusalems  durch  die  Römer,  mit 
dem  jüdischen  Staat  selbst  aufgclösct  ist.  — In  Teutschland, 
gründete  sich  die  Toleranz  der  Juden  auf  ein  uraltes  Reichs- 
herkommen, und  auf  Iteichsgesetze  von  i548u.  1577.  Gsbst- 
lacheh's  Handb.  der  Heichsgesetzc,  X.  1889.  Moseb  a.  a.O. 
72.  114.  Ebenders.  von  der  Landeshoh.  im  Weltlichen,  VIII.  2. 
IIoscheb's  Rechtsf.  am  R.  U.  G. , I.  i33.  (v.  Rieffel's)  Reichs- 
hofrath, II.  120.  — Von  den  heutigen  Rechten  u.  der  bü(gerl. 
Verbesserung  der  Juden,  vergl.  oben  §.17111.879.  — J.C.G. 
Boiieüschatz  kirchl.  Verfassung  der  heutigen  Juden  , sonder- 
lich in  Teutschland.  Th.  I — IV.  Erl.  1748.  4-  (Moses  Mrs- 
delsob's)  Ritualgesctze  der  Juden.  Vierte  Auil.  Berl.  1799. 
gr.  8.  — Schilderung  des  rabinisclicnJudenthuins,  in  Klübkh's 
Uebersicht  der  diploinat.  A'erhandl.  des  wiener  Congresscs, 
8.3898*.  Dein  durchaus  rnbinischen  Judenthum  oder  dem  Tal- 
mudismus gegenüber',  bildet  sich  seit  einiger  Zeit,  wiewohl 
für  eine  verhältnifsmäsig  noch  grringe  Anzahl  von  Behenncm, 
ein  nicht-rabinisches,  welches  wahrscheinlich  zu  reinem  Deis- 
mus oder  VernunftReligion  sich  erheben  wird. 


S-  425. 

Uebertragung  des  Kirchenregimeutes  an  weltliche 
Regenten. 

VII)  Nach  der  Lehre  und  Verfassung  der  katholi- 
sch en  Kirche, kann  «in  weltliche  r Regent,  als  solcher, 
zu  dem  Kirchcnrcglment  (§.  4^3)  auf  keine  Weise  be- 
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fugt  seyn.  Hiedurch  und  durch  das  staatsrechtHche 
Verhälliiifs  der  Hirche  zu  dem  Staat  flberhaupt  (§.433), 
bestimmt  sich  der  Umfang  der  Gerechtsame  -welt- 
licher Regenten,  hatholischer  und  CTangelischcr, 
über  die  hatholische  Kirche  in  ihren  Staaten  <>). 
VIII)  Evangelische^)  Regenten  befinden  sich,  über 
evangelische  Unterthanen,  gewühnlich  in  dem  Be- 
sitz des  Kirchenregimentes.  Der  Grund  hievon  c) 
wird  gesucht,  bald  in  einem  Episcopal-  oder  De- 
volutionsSystem '0,  bald  in  einem  Souverainetäts- 
oder  T e r ri  to  r i a 1 System ')  , bald  in  dem  Social- 
oder Gollegial-/),  wenigstens  CoIlegialEpiscopal- 
oder  vermischten  e)  System.  Nach  Verschieden- 
heit des  Grundes  der  Kirchcngewalt,  ist  der  Umfang 
der  unter  ^ihr  begriffenen  Rechte  verschieden.  Ein 
bestimmtes  Mitwirhungsrecht  haiin  einer  hirchenge- 
sellschaftlichen  Behörde  zustehen,  z.  B.  einer 
Synode,  die  General-,  oder  ProvinzialSynode  scyn 
bann,  einem  Presbyterium,  den  Ijandständen,  als  Ver- 
tretern det  Kirchcngesellschaft , n.  d. 

a)  TJ'irtemh.  Vrrfafs.  \'crtr.  r.  1B19,  §.  78  ff.  J.  Rxibfl's  Di5- 
cesanVerliältnifs  etCv«  s.  oben  4^' 1 Note  a.  Actenstüche 
über  die  in  den  Jahren  1814  u.  i8i5  verfügte  Trennung  der 
Kum  Bistbiim  Constanz  gehörigen  schtrrizer  Cantone  von  der 
constanr-rr  Diöces  ; in  d.  yirchiv  für  das  hatholische  Kirchen- 
u.  SrhuUvcsen,  Bd.  III  (Franhf.  i8i5.  8.),  St.  3,  S.  ii3  ff. 
St.  3,  S.  166  — 1-6,  S.  186  — 189.  J.  S.  Vateb's  Erörter. 
des  Verhältnisses  hatholischer  Landesbcrren  zu  dem  Papste. 
Bönigsb.  1819.  8. 

h)  Bisweilen  sogar  katholische.  Die  hönigl.  haierischen  Edicte 
von  1809,  über  Prüfung  der  protestantischen  PfarraintsCan- 
ditaten,  über  Bildung  der  Mittelstellen  ( GeneralDecanate) 
für  die  protestantischen  Birchengeincinden  , über  die  äussem 
Beebtsverhältnisse  des  Böiilgreichs  in  Beziehung  auf  Religion 
u.  hirchl.  Gesellschaften , über  die  SchiillchrerSeininarien, 
die  Instruction  für  das  GencralCunsistorium  ( Beg.  Blatt 
i8o(),  St.  10,40,  43,  65),  bilden  ein  ziemlich  vollständiges 
proteslansisches  BirchenStaatsreeht.  In  einem  hönigl.  bnieri- 
rchrn  Decret  v.  18.  Jul.  1821,  die  Einführung  von  Presbyterien 
in  den  evangel  Birchengemeinden  A.  C.  betr.,  wird  dem  Bönig 
ein  oberstes  Episcopat  über  die  protestantische  Kirche  in  dem 


Digitized  by  Google 


834  II.  Th.  XVI.  Cap. 

baler.  Staat  boigclegt.  — Dagegen  übertrug  in  S.  Gotha  u. 
yilienhurg , im  J.  iB'J'J,  der  neue  katholische  Herzog  jede 
slaatsoberherrliche  Wirksamkeit  in  CTangeliscben  Uirchen* 
Sachen,  ausschlicssend  seinem  GehrimcnratlisCollegium. 

*)  l’l’Trra's  Erörterungen,  Bd  II.  iVIicBL's  Birchenr. , i<) — 

o\  , S.  57  — 7”.  — * Schriften  in  PI’tteb's  Lit.,  Hl.  706.  Hlü- 
■ «rV'I  Lit , §■  i4*)3. 

1/)  V Mosmxih's  Hirchenr  der  Protestanten,  Sti.  ö?9.  u.  ebendas, 
die  Zusätie  von  C.  A.  Gt'^THXB,  in  der  neuen  Ausgabe  von 
itW).  Ilfsn.  Brchin's  Gedanken  und  Erläutcr.  über  das 
l'tirchcnr.  , S 5i4.  Dik.  Netth.bi.adt  obss.  juris  cccles., 

ohs.  VI.  p.  io5.  Ebenders,  v,  d.  wahren  Gründen  des  pro* 
Ipstant.  Hirchenr.  (1783),  Num.  3.  Hasckfb  .disa  de  jure 
circa  sacra  , p.  44-  61.90.  C.  F.  v.  IMoskb,  u.  A.  Grofsherzogl. 
hessische  Declaration,  die  staatsrechll.  Verhältnisse  der 
StandesheiTen  betr.,  v.  1.  Aug.  1807,  §.  40  — Auch  der  ka- 
tholisrhe  Grofsherzog  von  M'irzhurg  legte  sich,  über  seine 
evrin  geh  sehen  Lnlerlhanen,  die  höchste  Epirfbopal-*  und 
Hirchengewalt  bei.  Rhein.  Rund  , X.  3o  u.  3a. 

*')  CiiB.  Thomasii  vindiciae  juris  majestatis  circa  sacra.  Hai. 
1699.  .1.  H.  RöitstPB  consult.  et  dccis. , T.  I.  resp.  i5.  p. 
i58.  .1.  J.  Moseb's  Abhandl.  aus  dem  t.  Hirchenr.  (i'-72. 8.), 
.S.  t flf.  r.bendess.  Lebensbeschreib.,  IV.  197.  (Föisca) 
r.rläutcr.  des  t.  Staat^r.  (Wien  1793),  S.  5ii.  5i5. 
f ) Vermöge  eines  von  der  Hirchcngcsellschaft,  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  erhaltenen  AuRrags.  C.  M.  Peaffii 
origines  juris  cccles.  Tub.  1719.  Ebemlers.  de  jure  sacro- 
rum  absoluto  et  collegiali.  J.  U.  Crakeb  de  jure  circa  sacra 
colleginli  et  majcstalico.  IMarb.  i'»36.  G.  L.  BönnFB  princ. 
juris  canon.,  §.  lOi.  sqq.  ScnsAiiBERT's  Hirchenr.  der  Protest., 
'(8.  Püttfr's  Erörter.,  Bd.  II , lieft  1.  Vergl.  Lcbcrsicht 
der  geistl.  Staatsgeschichtc  ( >7)19.  8.),  S.  i44-  149. 

Dvir.  Nf.tt>i.bladt  diss.  de  imperii  sacri  staluum  protestan* 
tiiim  vera  natura  et  indole.  Ilnl.  1751. 

S-  426. 

Bfchte  und  Pßiehten  des  Staates:  in  Ahsicht  1)  auf 
Gewissensfreiheit,  Uiidrildsamheit,  u.  Fanatismus  ^ 2)  auf 
religiöse  Dogmen,  B'laximen , und  Lehrbegriff  der 

Kirche. 

I)  Pa  die  Staatsgewalt  begrenzt  wird,  durch  das 
Reich  des  Gewissens  (§.  422),  und  da  der  Staat  nicht 
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weniger,  als  die  Kirche,  ein  Verein  ist,  welcher  das 
Eniporstreben  der  Menschen  zu  einem  Tollendeten 
Zustand  befördern  soll ; so  ist  der  Staat  Terpflichtet, 
die  Gewissensfreiheit,  die  Selbstständigkeit  der 
moralischen  Urtheilshraft,  anzuerhennen  und  zu  schü- 
tzen, folglich  Ausbrüchen  der  U nd ul  d s amh  e i t und 
des  Fanatismus  wirksam  zu  begegnen  a).  F,r  mufs 
wollen,  dafs  Liberalität  in  dem  P'orschen  und  Mitthei- 
len der  Religiunsideen,  das  Glück  der  Staatsgenossen 
erhöhe,  llj  Diesem  geinäfs,  bleiben  alle  religiösen 
Dogmen  und  Maximen,  der  freien  Ueberzeugung 
der  Individuen  die  Bestimmung  des  kirchlichen 
Lehrbegriffs  oder  Symbols  <•),  der  Kirche  uber- 
lassend). Bei  jenen  und  diesem,  ist  Abänderung, 
Mehrung  und  Minderung  zulässig;  und  die  Be- 
fngnifs  hiezu,  kann  von  >üemand,  auch  durch  Ver- 
trag der  Interessenten  nicht,  aufgehoben  werden  <). 
Blüfs  negativ  wird  die  Autonomie  der  Kirche,  in 
Bestimmung  ihres  Lehrbegriffs,  beschränkt/),  durch 
ihre  Unterordnung  gegen  den  Staat. 

a)  Rater.  Vcrfafs.  Urh.  t.  1818  , Tit.  IV , §.9.  ITlrtemb. 

Verfafs.  Vertr.  v.  1819  , V ^4  *7-  Michl's  Kircbciir. , V 

b)  Eine  Folge  hieron , ist  die  Freiheit  der  Individuen,  ihre 

Religion  zu  ändern.  Mosra's  Rcligionsverfassung , 34  ff. 
Schkacbxbt's  Kirchenr.  der  Protestanten , 76. 

c)  Der  Form  nach,  kann  in  einer  Kirche  Aa»  Symbol  r.weifach 

seyn : 1)  Glaubemhrkenntnifs  oder  Confession,  ein  Inbepp'iff 
der  religiösen  Sätze  , welche  die  Mitglieder  der  Kirche  für 
wahr  erklären ; 1)  T.ehrbr^riff  oder  Religionslebre  in  dem 
engem  Sinn,  eine  Vorschrift,  gegeben  von  der  Kirche  ihren 
Lehrern,  für  den  religiösen  Lchrvortrag.  — Von  einem 
ReligionsEid  der  Kirchenlclirei;.  KLÜnra's  Lit. , 1499*’. 

J)  HrDDEBicn  elem.  juris  ran.,  P.  I.  i?3.  «Zwar  gehen  Reli- 
gionsideen nur  den  Menschen,  nicht  den  fiürger,  an,  und 
der  Staat,  der  keine  Fähigkeit  hat,  zu  beurtbeilen,  welche 
Religionsideen  wahr  oder  falsch  seyen,  hat  noch  weniger 
Recht  und  Macht , bestimmte  Arten  derselben  dem  Rürger 
aufzuswingen.  Aber  schützen  mufs  er  jedem  seine  Religion, 
wie  seine  Person  und  Hahr;  auch  sorgen  mufs  er,  dafs 
keine  Art  von  Religion  die  höheren  Zwecke  der  bürgerlichen 
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Getcllscliaft  störe«.  A.  L.  Scblözcb's  Staatsgelabrthelt , I. 
21.  F.  C.  T.  Moskb  an  dem  §,  894  a.  O. 

k 

0)  Da  bei  den  F.vangelisehen  rollkommene  Gevrissensfrcilieit, 
und  nur  die  Bibel  als  Grundlage  des  religiösen  Glaubens 
g'l«.  mitbin  selbsteigene  Prüfung  der  Glaubenssätze  zulässig 
ist  (rechtliche  Freiheit  der  Exegese);  so  sind  unverändrr- 
liche  symbolische  Bücher  bei  ihnen  nicht  denkbar.  V'ergl. 
Erklärung  des  k.  -pTrufs.  Depart.  d.  auswärt.  Angel,  t.  iC. 
Febr.  1791,  in  A.  F.  W.  Croxb's  Ausgabe  d.  Wahlcap.  K, 
Lfopold's  II.  (Hildburgh.  1791.  4-)i  Anhang  S.  9 — 16.  Chobb 
ebend.ns.  S.  21  — 87.  Sr.HSAttBFBT's  Kirchenr.  d.  Protest., 
§.  i5ö.  T.  Bclovt's  Betracht,  über  die  Wablcap.  Leop.  II. , 
S.  99  — m.  G.  L.  VotoTS  gemcinnütz.  Abh,  (1791.  8.), 
S.  168  ff.  (Fölsch)  Erläuter.  des  t.  Staatsr.  nach  Püttkb 
(1793.  8.),  S.  i55.  Klübxb's  Lit.,  583.  Vergl.  unten  §.  433, 
Note  c. 

f)  Das  Gegentheil  behauptet  A.  IIkisk,  in  D,u'b's  und  Cazv- 
zfb's  Studien,  Th.  I ( lleidelb.  i8o5),  S.  3"5  ff.  — jllan  s. 
aber  G.  E.  BöHBF.a  princ.  juris  canon.,  ^.269.  I(a'<t's  Iterhls- 
lehre,  i8ö  f.  Scbbai.z  natürliches  Kirchenr. , 5i.  G.  Hcfk- 

LÄBD  über  das  Recht  protestantischer  Fürsten , unabänder- 
liche Lehrvorschriften  festzusetzen.  Jena  1-88.  8.  W.  A. 
Tbj.ifb's  Valentinian  I.  oder  geheime  Unterredung  eines 
Monarchen  mit  seinem  Thronfolger,  über  die  Religionsfrei- 
heit der  Unterthanen.  Zweite  verm.  AuO.  Berlin  8. 

Schriften  über  das  -preujs.  ReligioniEdict  v.  9.  Jul.  1788,  in 
KLÜBrn's  Lit.,  583. 


' S-  427. 

5)  In  Hinsicht:  auj  Glaubens  Herrschsucht , Proselytis~ 
mus , I/.  vermischte  Rhen. 

111)  Die  Staatsregicruiig  ist  befugt  und  verpflich- 
tet, durch  Einsprache  (Veto)  und  Gesetze  zu  verhü- 
ten und  zu  hindern  , dafs  die  Kirche  ihre  AVirhsam- 
Iteit  über  ihre  Gcsel]sc)iaftgrenzcn  aiisdehnc 
($.  4-")i  iiisltesondere , dafs  sie  durch  Lehre  und 
Handeln  dem  Staatszwecb  hinderlich  falle  «).  Die 
Staatsrcgicrung  darf  und  mufs  also  1)  hindern,  daft 
der  Friede  im  Innern  der  Kirche  gestört  werde. 
Sie  darf  und  mufs  2)  der  Glaubens  Herrschsucht 
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und  dem  liirchlichen  üebcrmuth  einzelner  Rc- 
ligionspartcicn  , kirchlicher  Obern  , geistlicher  und 
weltlicher  Mitglieder,  steuern,  damit  keine  Kirchen- 
gescllschaTt  sich  irgend  eine  Art  von  Herrschaft, 
Zwang  oder  Yerfolgnng  anmafsc  i)  , vielmehr  jede 
für  Einigkeit  und  Aufrcchthallung  gesetzmasiger  Erei. 
heit  der  Staatsbewohner  nützlich  werde.  Sie  kann 
und  mufs  3)  Maasregcln  wiiler  kirchliche  Bekeh- 
rungssucht oder  Proselytcnmachcrei  ergreifen, 
damit  kirchliche  Obere  und  Mitglieder  sich  nicht  Ver- 
führungskünsten  und  einem  unnatürlichen,  mit  der 
sittlichen  Würde  des  Menschen  und  der  Religion  un- 
vereinbaren Streben  nach  (von  der  Gottheit  selbst 
verschmähter)  Glaubcnseinhcit  hingebe  d).  Sie  darf 
und  mufs  4)  der  Erschwerung  der  Ehen  unter  ver- 
schiedenen Rcligionsver wandten  (der  ver- 
mischten Ehen)  durch  Kirchendiener'’),  und  5)  der 
uiigtbührcndcn  kirchlichen  Verhinderung  oder 
Eise  h w e r u n g der  W i e d e r v c r h e u r a t h ii  n g ge- 
schiedener Ehegatten  von  verschiedener  Religion  7), 
entgegenarbeiten. 

«)  Importancc  des  opinions  rrligieuscs,  pr.  -\U*.  Necke»,  ä 
Paris  1-87.  Tculscli , r.  Stri  hi.is  , 1788.  — Eine  Ausgeburt 
des  Despotismus,  in  dieser  Hinsirlit,  ist  der  auf  N.vpoleok’s 
itefelil  verfafsle  und  in  Frankreicli  eingel'ührtc  Catechisme 
ä /fiisagc  de  toutes  Ics  egtises  de  TLinpire  fran^ais.  Paris 
iPo6.  8.  Teutsch  übersetzt,  Leipa.  1807  u.  Ainstcrd.  1807.8. 
Abgescliaffl  im  Mai  1814. 

i)  Gewalt,  der  M'abrbcil  zur  Hülfe,  ist  unnütz;  sie  wäre 
Sclmiiihun"  der  Natur  und  ihres  Erbebers.  Gewalt,  dem 
Irrlhum  zur  Hülfe  , ist  vcrabscliruuugswürdigcr  Druck.  Der 
Staat  aclile  jVi/e  Glaubensform,  so  weit  sie  seinem  Zweck 
nicht  offenbar  widerstrebt. 

c)  W.  T.  Hnvu's  Darstellung  des  E'nwcsens  der  Prosclyten- 
macberei.  I/cipz.  i8j2.  8.  Pcttik's  liistor.  Entwickelung, 
Tb.  H,  S.  3'k).  .T.  J.  Mo.sir's  Lebensgcscbiclitc , Tb.  1 

(Fraiikf.  u.  Leipz.  177”.  8.),  S.  3i  ff.  Gewaltsame  Hekclirung 
des  Grafen  Ernst  Williclm  von  nenlhcIniSteinfurl  durch 
den  Hiscliof  von  Münster,  Bernliard  von  Galen,  im  J.  if)68; 
8.  das  von  des  Grafen  Gcmabb'at  Gertrud  van  Zclst,  im  J. 
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1669  beraufgegebene  «Manifest»,  das  bentheim-steinfurtisclio 
«GegenManifest»  (1686.  40  > den  Abregv  du  Manifeste  de 
la  comtessc  de  Bentheim , nee  de  Zolst.  A la  Uayc  16*9. 
12.  La  vie  et  les  actiuns  de  Christ.  Brrnh.  de  Gsi.k>.  Co- 
logiie  i6~9.  12  (Auch  in  hoIläuJ.  u.  in  italiän.  Uehersetz. 
ibid.  eod.  12.) 

d)  Indem  sie  z.  B.  «Erwachsene  ingeheim heriiberlochen , und 

indem  sic  dieselben  nach,  dem  heimlichen  Uebertritt,  von 
der  äusserliclieo  und  üffentliehen  Theilnahnie  an  der  Kirelic 
und  deren  Gebräuchen  auf  unbestimmte  Zeit  ciiihimlen, 
ihnen  erlauben,  scheinbar  in  der  vorigen  liirehengeniein- 
scliaft  zu  beharren  , bürgerliche  und  selbst  hirchlirhe  Aem- 
ter,  die  ihnen  nur  unter  Voraiisselziiiig  jener  Genicin.seh.nft 
anvertraut  wurden,  zur  leichtern  Verbreitung  ihres  Glau- 
bens fnrtznvervvalten  , und  so  ihre  Mitchrislen  auf  die  treu- 
loseste Art  zu  hiutergehen «.  Worte  Khijg's  in  dem  Schrei- 
ben an  die  hohe  t.  Itnndesrersammlung , in  der  angef. 
Darstcll.  , S.  V I,  — Heimlich  hathnlisch  waren : voa 

1712  — 171”,  Friedrich  August,  Kurprinz  von  Sachsen; 
V.  viS--!“!"  , Herzog  Vloriz  Wilhelm  von  SachsenZeitz  , Ad- 
ministrator des  Stiftes  NaiiuiburgZcitz  (Kaec  a.  a.  O.  S 9 n.  (T.) ; 
von  1749  — >704 » Friedrich,  Erbprinz  von  Hessenthnssel ; 
einige  'Zeit  bis  1800,  Graf  Friede.  Leopold  v.  Stolbc  rg  ; 
etliche  Jahre  lang  bis  i8jo,  C.  L.  v.  Haller,  IlathsheiT  u.  IVo- 
fcssor  zu  Bern.  — Merkwürdiges  Glaubensbckcnntuifs  kalhn. 
lischer  Convertiten,  in  H.  E.  G.  Fsulus  Sophronizou  , Bd.lH, 
HeH  3 ( 1822  I,  S.  8(.  ft'. 

e)  Ind  <‘m  z.  K.  Gcistlirlie  sich  weigern,  Ehen  dieser. Vrl  kirch- 
lich zu  weihen  , wenn  nicht  vorher  verlragmäsig  festgesetzt 
wird  , alle  aus  solcher  Ehe  stammenden  Kinder  dem  Schoos 
ihrer  Kirrh«  zuzufülireu,  oder  indem  sie,  wenn  ohne  sol- 
ches Versjirechen  Ehen  dieser  Art  zu  Staude  honunen  , 
kirchliche  Ccnsiiren,  namentlich SacramentSperrc,  und  andere 
IVöthigungsmittel  sich  erlauben  , 11.  d.  m.  Vcrgl.  Inslr.  Pac. 
Osnabr.,  V'.  3.«.  BrainicTi  XIV',  declaratio  super  iiiatrimoniis 
inter  prolestaiiles  et  catholicos.  Colon.  i~4b  8.  A.  L.  Si:hott's 
Ehereclit,  §.  1)7.  C.  A.  Zu*  Bach  über  die  Eben  zw. 
Katlioliken  u.  Protestanten.  Cöln  1821.  8.  Kechtfertigung 
der  gemisi hten  Eben  zw.  Katlioliken  u.  Protestanten,  mit 
e.  V'orredc  von  L.  van  Ess.  Kiiln  1821.  8. 

,/)  Vergl.  Preiifs.  allgein.  Landr. , Th  II,  Tit.  ii,  §.  66,  44'* 
u.  f. , u.  86  — 88.  Jahrbücher  der  preufs.  Monarrhio,  v. 
1800,  S.  327  If. , V.  1801,  S.  3 ff".  Schott  a.  a.  O. . .S.  219. 
A.  Wai.»  MAN»,  utrum  malrinioiiio  a consistoriis  prolc«tan- 
licis  dissoiuio , parli  catholicae  dari  possit  faeuKus  truiis- 
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runili  ad  pIukI.  Mogunt.  i8o3.  8.  Rcppkht's  Hritih  der  Abh. 
I’rnf.  WAi.o.nAW!t's,  u.  s.  w.  Frankf.  i8o4.  8>  Schriften,  von 
F.  X.  Nfiipaük«,  Grälr.  1785;  drei  von  Bkhfd.  Map.  Wpbh- 
MKisTFB,  Carlsr.  i8<>4 1 »•  Bamb.  1804  u.  1806}  zwei  von 
F'.  A.  Jaofb,  Arnst.  i8o3  ; von  Matth.  Kübel.  Meersb.  iUu4.  8. 


s.  428. 

Landesherrliches  PlacH.  Beschräukuug  des  P^erkehrs 
mit  dem  römischen  Hof. 

Demnach  sind  D alle  hirchlichen  Anordnun- 
gen, Verfügungen  und  Lehrsätze,  auch  die 
gröfseren  Kirchenstrafen  und  die  Ausschliefsung  aus 
der  Kirchengesellschaft,  die  Anstellung  der  Kirchen- 
beamten , die  Einführung  und  Erhaltung  des  Mönch- 
thums  aller  Art,  namentlich  der  Jesuiten,  zumal  in 
Verbindung  mit  einem  auswärtigen  General,  welcher 
unniittelbur  unter  der  römischen  Curie  steht,  der 
Prüfung  und  Genehmigung  des  Staates,  ih  poli- 
tischer Hinsicht  unterworfen.  Nichts  dieser  Art  darf 
vor  ihm  geheim  gehalten  sverden.  Insbesondere  be- 
darf jedes  iiirchengesetz , jede  neue  Bestimmung  der 
Kirchenverfassung , jede  Vermehrung,  Aendei  iiiig, 
nähere  Bestimmung  oder  Verminderung  kirchlicher 
Glaubenslehren,  bevor  solche  zur  Bekanntmachung 
und  Vollziehting  kommt,  der  Zustimmung  des 
Staatsoberhauptes«)  (Staatsgenehmigung,  Erhlä- 
rung  des  NichtWiderspruchs , placetum  regium  seji 
territoriale,  litterae  pareatis  seu  regium  cEequatur); 
sie  geschehe  durch  Social-,  oder  Synodal-,  Picsb)- 
terial-,  Synedrial  - u.  d Schlüsse,  oder  durch  Ver- 
fügungen, Verordnungen,  Erklärungen  und  Bescheide 
kirchlicher  Obern,  Behörden  und  Congregationen, 
namentlich  durch  päpstliche  Rescripte,  Bullen,  Bre- 
ven, Befehle  oder  Consilia  an  die  Kirchenlehrer, 
Beichtväter  oder  Kirchenvorsteher , u.  d.  Nach  blos. 
Bcr  Willkühr  , kann  die  staatsoberhauptliche  Zustim- 
mung nicht  vci-sagt  werden ; doch  ist  der  Regent  nicht 
Verbundeu , Giünde  seiner  Mifsbilligung  anzugeben. 
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Einmal  ertlicilt , kann  jene  Zustimmung  nur  bei  drin- 
gender Forderung  des  Staalszweclies  zurückgenumincn 
■werden.  II)  Auch  ist,  in  mehreren  Staaten,  der  u n- 
111  ittel  bare  Verkehr  der  inländisehen  Geistlich- 
keit mit  dem  römischen  Hof,  und  mit  dessen 
Behörden,  iS'uncien  und  Agenten,  durch  Gesetze 
theils  beschränkt,  tlieils  ganz  verboten  *).  , 

a)  Ast.  Hemit.  tliss.  de  justitia  jilaceti  regii.  Viennac  i“”h.  8. 
Kbkjan  über  das  I’Iacctum  regium  ct  cccleslasticiiin.  'Wien 
1-98.  8.  1’etb.  de  Mabcs  de  coucordia  sarerdotii  et  impe- 
rii , lib.  II.  c.  10  n.  9.  et  c.  17.  11.  5.  Jwstis.  I'hirovu  s de 
statu  ccclesiae  , c.  \ . §.  1.  p.  -iö-J.  sqq.  ct  c.  IX.  8.  p. 
'-40  — 730.  ct  p.  8i2.  sqq.  triiBOMis  abbreviatus  ct  emen- 
datus , c.  VI.  p.  218.  sq.  iMicui.'s  Hirrlieiir.,  2,5.  IValcb's 
neueste  Ileligionsgesch.  , Tli.  V,  S.  219  ff.  Df.  Kiegoeii  in- 
stit.  juris  Canon. , 1.  35o.  ill.  865.  Mcrltwürd.  Iteicbs- 

hofratlisGutaclitcn  III.  175  u.  198.  — Itaiscrl.  önreich.  Ca- 
binclsBefelil  v.  19.  Sept.  i8i4-  Itaier,  Kdictc  v.  24-  Mär» 
1809,,^.  65  f.  (Itbein.  Hund,  XXXV.  161.),  u.  v.  26.  Mai 
1818,  J.  58.  Badisches  (Joiislit.  Isdict  v.  1807  , §.  21.  l'reiifs. 
MinistcrialVcrfügnng  v.  3i.  Aug.  (oder  5.  Oct.  ?)  1818. 

Baier.  4'erfars.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9,  u.  das  darai  als 
Beilage  2 gehörende  Edict,  58.  M’irtemb.  Verfafs.  \ erlr. 
T.  1819,5.72.  Gil.  hessische  \ erf.  Lpk  v.  1820,  Art.  4<>.  Vei’ordn. 
des  Cantons  OenJ , v.  7.  April  1820.  — Dagegen  s.  man  das 
haierische  Concordat  v.  1817.,  Art.  XII.  Ul.  c,  oben  420**. 
Hönigl.  neapolitanische  Dccrcle,  ,v.  17.  Jul.  1816,  u.  v.  . . . 
Sept.  i8i~.  Neapoiitan.  Concordat  mit  d.  päpstl.  Stuhl, 
V.  16.  Ecbr.  1818,  Art.  22.  (Auch  das,  von  dem  König 
/ nicht  genehmigte, /rn«2öJ.  Concordat  v.  1817.)  — Sogar  die 
Publication  der  tridentinisclien  ConcilicnSchlüssc , ward  in 
I'rankrcich  verweigert , in  .'indem  Ländern  aber  nur  mit 
manclien  Uesrhränkungen  bewilligt.  Man  s.  Febbomus  de 
statu  ccclesiae , 1.  c. , u.  Le.  Pi.at  collectio  monumentor. 
concilii  Tridenlini  , T.  VII.  Part.  i.  (Lovanii  178".  40  > P* 
22J  — 3l4" 

h)  Nassauisches  Edict  v.  9.  Jul.  i8i~.  — \ erböte  dieser  Art 
enthielten  schon  die  Schreiben  der  kurmainzischen,  kurtric- 
risciicn  , und  karculnischen  \ icariate , datirt  Mainz  v.  21. 
Dcc. , Coblenz.  v.  2.0.  Dec. , Cöln  v.  19.  Dcc.  1786.  — Anders 
das  baierische  Concordat  \on  1817  I.  5-  4 ’u''}. 
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Landesherrlicher  Schutz.  Ferhiltung  kirchlichen  Un~ 
hails.  Mitvorsitz  bei  KirclienVer Sammlungen.  Geist- 
liche Gerichtbarkeit.  Päpstl.  Nuncien.  jippellatio  ab 

abusu. 

I)  Verbanden  ist  der  Staat,  die  Kirche  zu 
schützen,  bei  den  von  ihm  genehmigten  Anordnun- 
gen und  Lehrsätzen,  bei  der  öfTenllichen  und  Privat- 
Gottesverehrung , und  bei  ihrer  Verfassung.  IIJ  F.r 
ist  befugt,  niclit  nur  illhührliche  und  staatszwech- 
•«idrige  Herrschaft  der  geistlichen  Obern  zu 
Yerhindcrn,  den  Clerus  auf  seinen  geistlichen 
Beruf  zu  beschränhen,  und  zu  fordern,  dafs  der- 
sclhe  den  staatsbürgerlichen  Verhältnissen 
sich  nicht  entziehe«),  sondern  auch  s t aa  t s g e f ä h r- 
liehe  Sjialtungen  und  Strcitighclten  in  der  Kir- 
che zu  verhüten  und  zu  entfernen,  doch  ohne  der 
Gewissensfreiheit  der  Einzelnen  zu  nah  zu  treten  i’), 
111)  Kirchen  Versammln  Ilgen  dürfen  ohne  sein 
Vorwissen,  und  ohne  Milvorsilz  seiner  Abgeordneten, 
in  dem  Staatsgebiet  nicht  gehalten  werden  *)•  IV)  Ein 
Recht  der  Kirche  auf  G c r i c h t b a rh  e i t in  geistli- 
chen Sachen,  findet  ohne  Ilowilligung  des  Staates 
nicht  statt  (§.  29‘j).  V)  Der  Regent  ist  berechtigt, 
aber  der  Regel  nach  nicht  i erpllichtet , päpstliche 
JjCgate,  iiairiciillich  Nuncien,  als  Gesandte  anzn- 
nehmen;  er  ist  nicht  schuldig,  ihnen  die  Ausübung 
geistlicher  Eacultätcn , heimlicher  und  ölTentHeher, 
insbesondere  Gerichtbarheit  oder  Jiidicatur,  zu  gestat- 
ten ^0*  VI)  Wider  Mif  sbrauch  inländischer  oder 
'iiuswärtigcr  Kirchcngcwalt , findet  Kccurs  an  den 
Landesherrn  (appellatio  ab  abusu)  statt'). 

fl)  fjlrtfmh.  ‘Verf.ar».  Vcrlr.  v.  i8ig,  §.  -3 

b)  Moser  von  der  Ijandcslioli.  in  rolir.i'isaclicn , 4®  ff-  K- 
ScHi.roKL’s  Kirchengescli.  des  18.  .(.ilirli. , II.  »89.  3g6.  4”7* 
Ö-g.  588. 

c)  Vcrgl.  das  angef.  baier,  Edicl  r.  1809,  §.  63. 
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J)  B.iilEmicr  Punctation  v.  17C6 , §.  4,  !n  GABT^>M's  corp. 
juris  cccl.  Catbol.  KeicbshofrallisCoiuluaum  v.  17.  Ffbr.  178", 
wider  dir  Nunrien  lu  Gölii  und  Münrben.  J.  v.  Sartori's 
Staatfir.  der  t.  Err. Hoch  - und  Bilterstifler , Bd.  I,  Th..i, 
S.  '209  — Malrlakr's  Anicit.  zur  Gerichts-  u.  Caii/.Iei- 

vi-rlafs. , Tli.  IV  , S.  i38  ff.  Michi's  Hircheiir.  , §.  i}5.  — 
Viele  Schriften  in  Klübrr's  Lit.,  S.  556  — 5v. 
e)  Fcbromus  de  statu  ecclesiae , T.  I.  c.  9.  p.  119^  — 775.  et 
810.  sq.  edit.  s.  Micbl's  Kirchenr. , §.  77.  Grul'sher«.  het- 
lUche  Verfafs.  Urh.  v.  1820,  Art.  4>-  Baier,  Edicl  c.  26.  Mai 
1818,  die  äussern  KeehtSTerhältnisse  der  Fintvohiier,  in  Be- 
zieh. .luf  Keiiginn  u.  hirchl.  Gesellschaften  ( als  Beil.  1 zu 
der  Verfafs.  Lrh. ),  §.  5i  u.  ff.  ' 


s.  430. 


Staatsbejiignijs  in  Ansehung  des  änssern  Cu/tus, 

1)  Ort,  Zeit  und  Form  der  gemeinschaftli- 
chen G o 1 1 e s V e r c h r u n g (Liturgie,  nitii.nl,  Gere- 
moiiiel),  auch  I)  i s c i p I i n a r S a ch  e n , sind  zunächst 
> der  Uestimuiiing  der  liiiche  ilberlassen ; doch  Vorbe- 
halten dem  Staat,  theils  die  Befugnifs,  Abstufungen 
festzusef/.on,  in  Absicht  auf  Rcccption  und  Toleranz «), 
und  auf  die  Art  der  änssern  Boligionsilbung  ä),  theils 
dieselben  Rechte,  welche  ihm  in  Absicht  auf  den 
hii (-blichen  Lehrbegtiff  zustehen  c)  (§. 42b  i'.).  1I_)  Ab- 

änderung oder  Aufhebung  schon  bestehender,  Ein- 
führung neuer  h i r c h I i c h c r Einrichtungen,  den 
Busse  rn  (.uilus  helreflend,  ist  der  Regent  zu  for- 
dern befugt,  so  oft  er  durch  den  Staatszweeh  sieh 
dazu  verpflichtet  erachtet  •/).  Besonders  gilt  dieses 
von  der  Zeit  und  Zahl  der  Festtage'),  von  «iflentli- 
chen,  der  Gottesverchrung  gewidmeten  Ocrlcrn,  Ge- 
bäuden und  Symbolen,  von  KirchhSfen  und  Begräb- 
nifsörtern,  von  Processionen  und  Wallfahrten,  von 
geistlichen  Orden/),  Verbindungen  und  Brüderschaf- 
ten, auch  von  dem  Asylrecht  geistlicher  Oertcr 
(§.  7.98),  welches  ohne  genehmigende  Bewilligung 
der  weltlichen  Macht  nicht  l'ürtbcsiehen , ohne  ihre 
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Ttrieihung  oder  Zustimmung  nicht  erlangt  werden 

hinn. 

Majxh's  geistl- Stastsr.,  II.  i3  (T.  u.  fT.  ScHnnxaitNTCL 
a.  a.  O.  II.  3a  ff.  Miohl's  Kirctieor. , i6.  Püttfb's  Lit. , 

III.  8o.  714.  Ki.übku's  Lit.  , §.  8r3.  i5oi. 

l)  Pütteb's  Lit.,  III.  71a.  Hlübfr's  Lit.,  §.  i4<)8-  Majfr  a. 
a.  O.  II.  %.  19.  ff.  PvTTBR  instil.  juris  puhl.  germ. , 4a~. 

Schsaubfrt's  Hirchenr.  d.  Protest.,  i5  f.  Jahgow  v.d.  He- 
galien , 147.  ScHElOEBARTCL  a.  a.  O.  II.  38  ff.  Baieris  he 
Erklärung  an  die  protest.  Gemeinden,  sie  r,ii  einer  Kirche 
RU  vereinigen,  v.  3o.  Sept.  1807.  Rcligions- 

Edict  V.  a5.  Oct.  i8o6. 

c)  Vergl.  das  angef.  baier.  Hclig.  Edict  v.  1809,  4a  ff.  u. 
88  f.  J.  P.  Frarh's  System  der  landwirthschaAI.  Polizei, 
III.  169.  ScHKIDESAHTFI,  a.  a.  O.  II.  5i . 

(T)  IIicH.  V.  Roth  über  das  Recht  teutsclier  Landesherren  gegen 
Religion  u.  Kirche.  Wir/.b.  i8o5.  8. 

e)  AIichi.'s  Kirchenr. , §.  47- 

f)  E.  St.  de  HAUTFRSTBArcH  de  jure  prineipis  praefigendi  aeta- 
tem  pro  professione  monast.  Prag.  1773. 


§.  431  a. 

Kirchl  jlemter recht.  iMudesherrl  Patronatrecht.  Lan- 
desbischiife  u.  Erzhischöje,  u.  ihre  Coadjuloren.  Metro- 
politan-  u.  Donicapitel.  Seminarien.  Provinzial-  u. 

DiöcesanPinrichtung 

I)  Das  Itirchliche  Lehr-,  Seelsorger  - und 
Priest  er  Amt,  der  IleligionsUnterricht  (Predigamt), 
die  Seelsorge,  die  Besorgung  der  kirchlichen  Gottes- 
A erehrung,  die  Verrichtung  der  religiösen  Gebräuche, 
.auch  die  Bestellung  und  Direction  der  Kirchenbe- 
amten für  weltliche  Geschäfte  der  Kirchengesell- 
srhaft , ist  abhängig  von  der  Kircbengesellschaft  "). 
II)  Bei  der  Kirche  angrsfellte  Personen  (Kirchendie- 
ner), sind  dem  Staat  nur  in  bürgerlicher  Hinsicht 
unterworfen  (§.  426  fl’.).  Wenn  oder  so  weit  ihm 
die  SncialGewalt  der  Kirche  von  dieser  nicht  uher- 
IriVgen  ist,  hat  er  über  jene  Personen,  in  ihrem  hir- 


Digitized  by  Google 


844  II.  Th.  XVI.  Cap. 

chcnamlHchen  Tcrliältiiifs,  keine  andern  Kechte,  ds 
über  die  Kirche  selbst  i)  f$.  422).  III)  Das  Patrj- 
natreeht  (I’forrbestellungsRccht) , ein  von  der  Kir- 
chengewalt abliängiges  Recht,  gebührt  also  den 
Staatsoberhaupt,  als  solchem,  allgemein  und  naci 
Art  eines  Regals,  bei  den  Kirchen  seines  Landet 
niclit  c)  Es  kann  ihm  aber  durch  besondere  Rechts, 
titcl,  ganz  oder  zum  Theil , zustehen.  Namentlich 
gilt  dieses  von  Ernennung  (jus  nominandi)  der 
Landesbischüfe  und  Metropolitan  Erzbischö- 
fe ‘l)  1 und  ihrer  Coadjutoren  f)  mit  oder  ohne 
Recht  zur  Nachfolge.  Rei  Errichtung  der  Metropo- 
litan- und  Domcapitel  und  der  bischöflichen  S e- 
minarien,  so  wie  bei  der  kirchlichen  Provinzial- 
und  DiöcesanEinrichtung,  hat  die  Staatsregie- 
rung in  so  fern  mitzuivirhen , als  solche  ohne  ihre 
Genehmigung  nicht  statt  haben  kann  /).  "Auch  hat 
sie  Rang  und  Titel  zu  bestimmen,  welche  den  Erz^ 
hischöfen  und  Bischöfen,  so  wie  den  übrigen  Geist- 
lichen, im  Staat  zukommen  sollen  s)-  ' 

а)  Die  Voiv.iige  der  Staatsiliener , geben  den  angestellten  Geist- 

lichen , das  aiigcf.  haicr.  Edict  v.  1809,  §.  4»  und  das  hadi- 
sclte  V.  1807,  23.  In  liaiern  ist  bei  Prüfung  u.  Ajistellung 

derselben,  der  Staat  fast  ausscliliessend  thätig;  auch  bei 
Eiiitlieilung  der  Dccanatc  und  Pfarrsprcngel.  — In  mehreren 
Staaten,  wird  die  CiiratGeistlichkeit  zugleich  für  verschic- 

* dene  Zweige  der  Staatsverwaltung  benutzt. 

б)  TIössig's  Politik,  S.  204  f.  — V^crgl.  das  angef,  badische 
ConslitutioosEdirt , §.  i3  , 23  u . 23. 

0)  Lieber  das  landesberrlirhe  Patronatrerlit } eine  neue  Erfin- 
dung (1804.  8.),  §.  16,  S.  55.  -Michi.'s  Kirclieur. , §.  23. 
So  auch  das  haier.  Concordat  v.  1817,  Art.  ii.  — Das  lan- 
desherrliche Patronatrecht  vertheidigen : ein  Ungenannter, 
in  d.  Rhein.  Rundi,  XXXIX.  4?®  » '*»‘1  J.  P-  Ghfgei-  über 
das  landesherrliche  Patronatreebt , nach  den  veränderten 
Verh.ältnisscn  der  bischöflichen  Gerechtsame  betrachtet. 
Wirzb.  u.  Ramb.  i8o5.  8.  — Dawider  s.  Hemerkungen  über 
Ilrn.  Gregel's  Schrift  für  das  landcshcrrl.  Patronatrccht. 
180J.  8.  Geschichte  des  Patronatrechtes  in  d.  Kirche.  Deutschi. 
1806.  8.  Abhandlungen  über  das  alte  u.  neue  landesherrl. 
Patronatrccht,  Von  e.  alten  Rechtsfreund  (Eug.  MosTac, 
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letztein  Prälaten  r.  Ebrach).  Ramb.  1810. 8.  Vlnäiclrt  wir«! 
dieses  Palroii.ilreebt  «lern  weltl.  Regenten  , in  verscbicilcnen 
Ländern.  Rtinigl.  baier.  Verordn,  r.  16.  Febr.  1808.  Kapo- 
isos’s  Deerct  für  das  Königreich  Italien , «latirt  Mailand  v. 
52.  Dec.  180'.  — In  den  Entscbäiligunosl  äiulern  von  1802 
u.  i8o3  , fiel  das  vormalige  freie  7«rjc/)öy2;c/ie  CollationsRecht, 
dann  das  Patronatrecht  der  aiifgelöseten  Stifte,  Abteien  und 
Klöster,  an  die  neuen  Tiesi  zer  des /.nnJee  oder  der  .9t«//nn». 
ReichsDeputationsHauplsrlil.  v.  25.  Febr.  i8o3  , §.  36.  Rn- 
BEi.'s  DiöcesanVerliältnifs  katholischer  Bischöfe  (Ulin.  1806.  8.), 
.S.  109.  Onpopi.  a.  a.  (). 

d)  Alicni.'s  Kirchenr. , 22.  Schriften  in  KLÖnvn’s  Lit.  , 543.— 

In  dem  baierischen  Concordat  v.  1817,  Art.  9,  concedirt 
der  heil.  Vater  dem  König  «in  prrpeluiim»  ein  & Jmhillum 
nominamU  ad  vacantes  Archiepiscopalcs  ct  Episcopales  Ecrle- 
sias  Regni  Kavarici  dignos  ct  idoncos  ecclesiaslicos  viros», 
denen  als'lann  Se.  Heiligkeit  die  canonischc  Institution  nach 
den  gewöhnlichen  Formen  ertheilen  werde.  Rieses  Nomina- 
tionsRecht  haben  auch  die  Regenten  von  Ocstreith , FrniiL- 
reith  , Synnien  u.  Portugal.  Gmfisth's  Kirchenrecht , Th.  II, 
Haiiptst.  3.  Vergl.  auch  französisches  Concordat  v.  10.  Sept. 
1801  , u.  N’APOiEoji’s  angef.  Dccret  v.  22.  Hcc.  i8tr.  — Apho- 
rismen über  die  künRige  Einrirhtung  der  Capitcl  u.  der 
I.andesRischüfe ; in  d.  jjichiv  für  d.as  kathol.  Kirchen-  und 
Schnlncsen,  Rd.  I (Frankf.  1820.  «!. ) , S.  4^7  — 464- 

die  Sonverainc  der  rhein.  Conföder.atian , über  das  Recht, 
ihren  Staaten  eigene  Landesbisrhöfe  n.  c.  bischöfl.  Diöci'snn- 
Einrichtung  nach  Gntfinden  zn  geben;  ein  patriol.  3Vort  von 
Dr.  H.  (Hab»ru2i  zn  Carlsr.).  Carlsr.  1817.  8.  Ueber  das 
patriotische  Wort  von  Dr.  11.  . . . Freib.  n.  Constanz  1821. 
8.  An  die  Sonverainc  der  rhein.  Confö«leration  , über  das  den- 
selben zugesprochene  Recht,  ihren  Staaten  eigene  Landesbi- 
schöfe  n.  c.  bischöfl.  DioccsanF.inrichtnng  zu  geben  , nebst  c. 
Entwurf  zu  e.  Concordat ; s on  Dr.  Fn.  (Fiirv  zu  Bamb.)  Rainb, 
n.  3Virzb.  i8i.3.  8.  Noch  aiulcre  Schriften,  oben 

e)  3'on  Erwählung  oder  Ernennung  der  Coatjutortr,  s.  Schriften 
in  PÖTTi  H S Lit. , III.  636.  u.  in  Klcbfb's  Lit. , §.  i463.  Ebendefs. 
kl.  Jurist.  Ribl. , St.  XI,  S.  34i  u.  f.  Lrcassii  vicarius  epis- 
copalis.  Colon.  i-<«8.  Fol.  CollcctivRecension , in  dem  Her- 
mes oder  krit.  Jahrbuch,  St.  3 1 ( Amsterd.  1820.  8.),  S. 
99  — i.Jü.  Auch  besonders  , unter  dem  Titel : v.  Wfsse>dpbo's 
Angelegenheit.  Leij>z.  1820.  8.  (F.  A.  Fbit)  Ueber  die  Er- 
nennung  des  Hni.  Gen.  \ icar.s  Frlirn.  v.  Wesshsbehg,  zum 
Coadjulor  und  Coadmiuistrator  des  Bisthums  Cohstanz.  Rom. 
(Bamb.)  1816.  8.  Dawider  s.  (Bcbo)  die  Ernennung  eines 
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Coadjiitors  für  das  Risth.  Constanz.  Grrmanien  < flarlsr.) 
1816.  8.  (Amtliche)  Denkschrift  (der  badischen  Kegierung  ) 
über  das  Verfahren  des  röm.  Hofes  bei  der  Ernennun«’ 
des  Generalvikars  Frhrn.  WassFBBKBO  zum  Nachfolger 
im  Bisthum  Constanz  , 11.  zu  dessen  Verweser.  Carlsr.  1818. 
Fol.  Uebersetzungen  hiecou  , französische  zu  Carlsr.  1818, 
englische  zu  London  i8iq.  J.  L.  Koca's  Beehlsgutachlra 
über  das  Verfahren  des  röm.  Hofes,  in  der  Angelegenheit 
derconstanzer  BisthiMnsverwaltungdesCapitularsVicar,  Frhrn. 
y.  Wksszsbfbg.  Frankf.  1819.  8.  Dawider  erschien;  Loa. 
DoLi.zn's  Frage  u.  s.  w.  Mainz.  1819.  8. 

f)  Vergl.  oben  Note  d,  u.  u.  den  Hcichsdep.  Haupt- 

schl.  y.  i8o3  , %.  6s,  auch  §.  t , a5  u.  35. 

g)  linier.  Edict  über  Titel  u.  Rang  der  Erz.  u.  Bischöfe,  v. 

IO  Jan.  i8'iB.  Oben  , Note  g. 


s.  431b. 


yormaliger  erzhischüflich  - regensburgischer  Primat  von 
Teutschland.  jValiunal  Kirche.  TerritorialKirchen. 


I)  Durch  ein  päpstliches  Breve,  datirt  aus  Paris* 
, TOTO  I.  Fcbr.  t8(>5,  waid,  in  Folge  der  durch  den 
iruicrillcr  Frieden  und  den  BeichsdeputationsHaupt- 
schlufs  von  i8<*3,  §.  aS  u.  62,  geschehenen  Verlugtin- 
gen,  obgleich  das  Breve  ihrer  nicht  erwähnt,  die 
,CathedralKirche  zu  Regensburg  zu  einer  e rz- 
bischöflichen,  mit  einem  dabei  zu  errichtenden 
M e t r o p o 1 i t a n Cä  p i t el,  erhöhet;  und  in  dem  Reiebs- 
deputationsHauptschlufs  war  zugleich  der  F.rzbischof 
Ton  Regensburg  zum  Primas  von  Teutschland  er- 
lilärtn).  Dieser  Primat  hat  durch  das  im  J.  1817  er- 
folgte Ableben  des  Fürsten  Primas  aufgehörl.  Auch 
hat  durch  das  in  demselben  Jahr  errichtete  b-iierische 
Concordat,  der  Stuhl  zu  Regensburg  seine  Metropo- 
litanRecbte  verloren;  er  ist  wieder  blofse  Calhedral- 
Kirche  geworden  (§.  450b).  H)  Sollte  wieder  eine 
teutsche  NationalHirehe  aus  den  Landeskirchen 
mehrerer,  für  diesen  Zweck  besonders  sich  vereini- 
\ genden,  Bundesstaaten  gebildet  werden,  so  inüfste 
solches  geschehen  mittelst  eines  kirchlichen  Vereins 
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des  gesammten  Episcopats  dieser  Staaten , mit  einem 
Primas  oder  Patriarchen  an  der  Spitze,  dem  ein 
Presbyterium  zur  Seite  stunde,  welches  aus  ge- 
wählten Repräsentanten  aller  vereinigten  Erz-  und 
Bisthiimer  zusammengesetzt  wäre,  und,  als  Kern  des 
gesammten  Clerus,  unter  dem  Primas  eine  beständige 
mit  der  Gewalt  der  alten  Synoden  behleidete,  Natio- 
nalSynude  darstellen  wurde  Sollen  aber,  wie 

zu  Tcrmuthcn  ist,  nur  Territorial  Kirchen  statt 
haben,  so  wären  wenigstens  je  vier  bischöfliche  Diö- 
cesen,  es  sey  nun  desselben  Bundesstaates  oder  meh- 
rerer, zu  einer  KirchenProvinz  unter  einem  Metro- 
politan zu  vereinigen  c).  In  diesem  Sinn,  bestehen 
jetzt  neue  Einrichtungen  des  katholischen  Kirchen- 
wesens, in  Baiern  ($.  43ob),  in  der  prcufsischen 
Monarchie  (§.  420c),  und  in  den  Staaten  der  für  Ein- 
richtung des  katholischen  Kirchenwesens  vereinig- 
ten Bundeslürsten  und  freien  Städte 
(§.  4aod). 

a)  Kcichsdeput.  Ilauptschl.  t.  i8o3,  §.  s5.~  Breve  Pius  Vll. 
V.  I.  Frbr.  i8o3.  Dm.  Molitob  diss.  de  priinatibus  corum- 
que  juribus,  speriatim  de  primatu  Germaniae.  Gött.  1806. 
Biühkb's  Uebersichl  der  dipl.  Vcrhandl.  des  wiener  Congr., 
S.  4»*  f-  u-  4o8-  “ Bi®  ron  Napoleon  1810  verfügte  Gebi  r- 
tragung  des  erxbischöfl.  Sitzes  von  Regensburg  nach  prank- 
lürl  , u.  Ernennung  des  Erzbischofs  durch  den  küiiftigeii 
Grofslierzog  von  Frankfurt  (Rhein.  Rund,  XLVII.  s58.  36<i. 
XLV  III.  408  f.  ) , kam  nicht  zur  Ausführung.  Hlcbeb  a.  a.  O. 

b)  (D.  JoH.  Ludw.“  Roch’s)  Rirclienrechtl.  Untersuchung  über 
die  Grundlage  zu  den  künftigen  kath.  kirchl.  Einrichtungen 
in  Teutschland  (Frankf.  1816.  8. ),  S.  zz  — 55. 

t)  Roch  a.  a.  O.  S 55  — 56.  Die  teutsche  kathol.  Kirche. 
Frankf.  i8i8.  8.  Belracbliingen  über  die  Verhältnisse  der 
kathol.  Kirche  im  Umfang  des  t.  Bundes.  Frankf.  1818.  8- 
Jos.  Hii.ijiBBvsn's  Deutschland  u.  Rom.  Der  Rircb  n u. 
Siaalsfreund.  .1  ena  i8i8  8.  Beiträge  zur  Geschichte  der 
katliol.  Kirche  im  19.  Jahrh.  Ileldcl!>.  1818.  8.  Die  neuesten 
Grundlagen  der  deutsch  - kathol.  Kirchenverfassung.  Stuttg. 
1811.  8. 
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§.  432®. 

Rechts gleichheit  der  Glauhensparteien  und  ihrer  Mit~ 

glieder, 

i)  U e b e r h a 11  p t. 

1)  Die  Religion  der  Staatsgenossen,  so  fern  sie 
diesell>cn  an  Erfüllung  der  staatsbürgerlichen  Pllich* 
ten  nicht  hindert,  sollte,  in  der  Regel,  Weder  auf 
ihre  politischen  und  bürgerlichen  Rechte  noch, 
durch  politische  Trennung,  auf  die  Staatsverfassung 
und  Staatsverwaltung  Einilufs  haben.  Blofs  als  Staats- 
genofs,  nicht  als  Bekenner  eines  bestimmten  Glaubens, 
der  nicht  Gegenstand  äussern  Zwanges  sern  kann,  ist 
der  Einwohner  von  dem  Staat  zu  behandeln.  ID  IMe 
sollte  eine  in  dem  Staat  recipirte  Religion,  noch  we- 
niger eine  Glaubenspartci , als  herrschend,  oder 
irgend  ein  Glaubensbekcnntnils  als  Staatsreligion 
betrachtet  werden  ^).  111)  Allen  aufgenoinmenen 

Glaiibcnsparteicn  gebühren,  als  solchen,  im  Zweifel, 
gleiche  Rechte  <^),  insbesondere  an  demselben  Ort 
gleichberechtigte,  namentlich  öffentliche, 
Gottes  Verehrung  oder  Simultaneum. 

a)  nahrische  Verfafs.  Urh.  v.  i8i8,  Tit.  IV’,  §.  9.  U'^irtem- 
belgische  V.  1O19,  *7.  Grofsh.  hessische  v.  i8jo,  Art.  20 

u.  iS.  ConstitutionsErgänxungsActe  der  freien  Stadt  I’rank- 
Jiirt  T.  1816,  Art.  6.  — Aiisnaliniweise  kann  der  Vollgenufs 
der  bürgerliclien  Rechte  , als  Preis  der  sittlielieii  und  bür- 
grrlielien  Veredlung  einer,  mit  solchen  noch  nicht  ausge- 
sl.'tlteleu,  Glatibcnspartei  ausgesetzt  werdeu.  Rlvbeb's  angef. 
XJebersiehl  etc.  , S.  .^93  ff.  Baier.  V^crfal’s.  Urk.  r.  i8i8 , 
Tit.  IV  , V 9- 

D Eine  Staaisreligion  ist  weder  rechtlich  noch  theologisch 
denkb.'U'j  und  die  Kirche,  zu  welcher  der  Regent  und  dio 
Mitglieder  seiner  Fainilie  persönlich  sich  bekennen,  darf  defs- 
wegen  weder  als  Kirche  des  Staates,  noch  als  herrschend  be- 
trachtet werden.  Herrschend  wird  aber  zuweilen  diejenige 
Kirche  genannt,  welche  grössere  und  mehr  Rechte  geniefst  als 
andere  Kirchen.  V^on  der  Lausitz,  vergl.  v.  RöuKn's  Statistik 
des  Churfürstenth.  Sachten,  II.  421.  u.  unten  IS'ote  c,  gegen 
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das  Ende.  — Ein  Grundgesetz  der  rereinigten  Slaalcn  von 
Nordamerika  , V.  178g,  bestimmt  (Art.  3)  ausdrücklieli,  dafs, 
«nie  ein  Gesetz  soll  gegeben  werden,  wodurch  eine  Religion 
für  die  herrschende  erklärt,  oder  die  freie  Ausübung  einer 
andern  verboten  werde«.  Constitutionen  der  europ.  Staaten, 
Th.  1,  S.  53.  Eine  allgemeine  Staats-  oder  Antiona/Rirche, 
giebt  es  in  Teutschland  nicht.  — Dagegen  vergl.  die  sp.anischo 
Constitution  r.  1812,  Art  12,  u.  die  französische  v.  4- Jun.  ißi4> 
Art. 5 u. 6,  nebst  den  Aeusseruugen  in  d.  Kammer  d.  Depulictcn 
am  II.  Jul.  1814,  in  d.  Journal  de  Francfort,  1814,  n"  198.  — Oh  es 
eine  katholische  (National-)  Kirche  Teutschlands  oder  in 
Teutseliland  gebe,  oder,  nach  dem  römischen  CurialStvl, 
nur  katholische  Kirchen  Teutschlands?  s.  Ki.Obib’s  angef. 
üebericht  etc.,  S.  4t3  , Kote  *.  ^*ergl.  oben  %.  43i**t  H. 
e)  Baier.  Verfafs.  Urk.  v.  i8i8,'.Tit.  , §.  g,  11.  das  als  Rei- 

lage  2 dazu  gehörende  F.dict  v.  26.  3Iai  1818,  wo  auch, 
go  (T. , von  dem  SimultanGebrauch  der  Kirchen.  — In 
allen  ^ccessions  - und  Rereptions l'erträgcn  der  in  den  rhei- 
nischen Bund  neu  aufgcnommeiirn  Regenten,  seit  dem  Frie- 
densschlufs  zwischen  Frankreich  und  dem  König  von 
datirt  l’oscn  11.  Dec.  1806,  ward  dieses,  zum  \ ortheil  der 
Katholiken,  ausdrüclilieh  zur  Bedingung  gemacht.  Am  merk- 
würdigsten ist  die  -810110  in  dem  Art.  5 des  ged.ichten  Frie- 
densschlusses. Rhein.  Rund,  III.  458.  — Im  Wesentlichen 
stellt  dasselbe  in  allen  spätem  RcceptionsVerträgcn , z.  R. 
der  Herzoge  von  Sachsen,  Meeklenhnrg,  und  HolsteinOlden- 
hurg,  der  Fürsten  von  ^Inhalt,  Sehwarzhurg , IJ'aldeck, 
Reujs  , läppe,  nur  mit  der  wichtigen  Einschränkung:  « sans 
cepeudaiit  derogcr  ä la  possession  et  jouissaiicc  actiiellc  des 
biens  de  reglise«.  Rhein.  Rund,  IV.  43.  3 . 3o3.  \'1I.  i3t. 
i5<>  X.  g-.  \m.  i3-.  i3g.  XVII.  Jji  f.  XVIII.  4-1.  XXII. 
i'jg.  XXVIII.  i5i.  (In  dem  ulrzhurgischen  Reccptions\  er- 
trag V.  25.  Sept.  i8oti  kommt  diese  ReligionsRedlngung  noch 
niciit  vor.  Rhein.  Rund  , V.  291.)  Die  Constitution  du  rojauiiic 
de  IJ'es'phalie , art.  10,  versicherte  » le  lihre  cxcrcice  des 
cultesr.  Rhein  Rund  , XII.  482.  Auch  in  der  küiiigl.  I’rucla- 
mation  an  die  IT’estphälinger  , Cassel  v.  1 5.  Dec.  180”  , heifst 
cs:  ('l'egalite  des  cultes  scra  maintenuev.  — Man  hätte  er- 

warten sollen,  der  Protcctor  w erde , wie  in  evangelischen  Län- 
dern für  die  katholische  Religion  , so  auch  in  katholischen  dir 
die  ceongc/icclie  gesorgt  haben.  Aber  davon  findet  sich  kelue 
Spur.  Klübfb's  Cebci'sicht  der  dipl.  Verhandl.  des  wiener 
Congr.  , S.  4>4  ff-  — Hünigl.  cae/uijc/ie  Verordn,  v.  16.  Febr. 
180"  , w egen  Ausübung  der  röm.  /.nt/io/.  Religion  ; IoOestfr- 
nEicHEsi's  Archiv  des  rhein.  Bundes,  St.  V,  Nuin  6.  Königl- 
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sächsisches  Derret.  t.  6.  Jan.  i8ii  , negpn  Reclitsgleiclistel* 
lung  der  Refnrmirten  mit  «leii  A.  C-  Verwandten  u.  den 
Katholiken.  Durch  ein  Patent  des  kaiserl.  rufs.  General- 
Gouverneurs  des  Königreichs  Sachsen,  Fürsten  von  Kepnin, 
V.  April  i8i4  , erhielten  daselbst  die  Einwohner  ^rieih- 
ischer  Religion  gleiche  Rechte  mit  den  Katholiken  u.  Refor-, 
mieten.  Sachsen- "Ot/ia'Jc/ier  u.  altenhurgisehes  Vntent , wegen 
ReligionsParllät  der  Reformirten  u.  A.  C.  Verwandten,  r. 
i6.  Mars  i8o".  Königl.  baierischi  s RcligionsEdict  v.  i4- Mars 
1809,  in  dem  Rhein.  Bund,  WXV.  161.  — In  den  Mark- 
gratthümern  Ol^rr-  und  h'ieiierLausitz  war  die  katholisch« 
und  die  evangelische  der  A.  C.  gemäfse  Religion,  für 
herrschend  (gleich  recipirt)  erklärt,  schon  durch  den  Mafe» 
stätsbrief  v.  11.  Jul.  1601).  v,  Rösra's  chursächs.  Staatsr. , 
II.  5oi  fT.  H.  C.  A.  EichstXdt  pr.  de  Lutherauismi  novissi- 
mis  quibusdain  fatis.  Jen.  1808.  4. 


S.  432  ^ 


2)  fnsbesotidere  nach  der  t.  BundesActe.  Festkalender, 


IV)  Nach  Vorsrlififl  der  tcutschcn  BundesActe«), 
«kann  die  Verschiedenheit  dor  christlichen 
Glaubens  Parteien  (der  christlichen  (>lanbensg;c- 
nossen).  in  den  I.iiiidern  und  Gebieten  des  tentschen 
Bll  Ildes,  für  die  Staatsgenossen  keinen  Unterschied 
in  dem  Genufs  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  begründen*.  Demnach  ist,  in  dem  ganzen 
Umfang  des  tentsclien  Bundes,  keine  Stantsregiernng 
befugt,  eine  Ungleichheit  in  dem  Genufs  bürgerlicher 
und  politischer  Rechte,  bei  Mitgliedern  der  verschie- 
denen christlichen  Kirchengesellschaften , wegen 
dieser  Eigenschaft  zu  handhaben  , oder  gesetzlich  zu 
verordnen.  Keine  darf  Mitglieder  solcher  .Art,  der 
Religion  halber,  für  besitz-,  erwerb-,  erb-  oder  sne- 
cessiunsunfähig  erklären,  oder  aus  demselben  Gru:i>l 
einen  Unterschied  zwischen  ihnen  festsetzen  oder  be- 
obachten, in  Absicht  auf  Schutz,  Rechtspflege,  Aciiv- 
Bnrgcrrecht,  bürgerliche  Ehre  und  Vortheile,  Ge- 
werbe, Verkehr,  Fähigkeit  zu  Erbschaften  und  Ver- 
mächtnissen, öfl’cntliches  Begräbnifs,  u.  d.  m.  Diese 
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staatsrechtliche  Bcschränhung  der  zu  dem  teul- 
schen  Bund  gehörenden  Staatsregieruiigen , bezieht 
sich  auf  d^s  Verhältnirs  sowohl  der  einzelnen  christ- 
lichen Unterthanen  von  verschiedenem  Beligiunsbe- 
henntniTs,  als  auch  der  verschiedenen  christlichen 
Glaubensparteien  oder  Kirchengcsclischaften , zu  dem 
Staat.  Damit  ist  jedoch  V)  die  privat  rechtliche 
DispositiunsGewalt  der  verschiedenen  christlichen  Uir- 
chengesellschai’ten  über  ihr  Kirchengut,  zum 
ausschlielsenden  Vortheil  ihrer  Religionsverwandtcn 
(§.4320,  c),  und  diejenige  jedes  Einzelnen  über  das 
Seinige,  ausschliefsend  zum  Besten  seiner  Glaubensge- 
nossen ($.  435*’),  weder  aufgehoben  noch  beschränkt. 
Durch  Ausübung  dieser  Befugnifs,  gcschiehtkeiii  EingrilT 
in  Staatsberechtigungen,  und  wird  keinem  Einzelnen 
ein  vollkommenes  Recht  entzogen,  mithin  der  Umfang 
der  privatrechtlichen  Autonomie  (§■  180  u.  182)  nicht 
überschritten.  Alles  beschränkt  sich  auf  den  Kreis 
der  aus  dem  unbeschränkten  Eigenthum  lliefsenden 
DispositionsGcwalt ; wobei  jedoch  die  Vorschriffen 
des  bürgerlichen  Rechtes,  namentlich  in  Hinsicht  auf 
Enterbungsbefugnifs  und  PllichttbeilForderung , zu 
beobachten  sind.  VI)  In  der  neueren  Zeit,  haben  in 
Tcutschland  die  verschiedenen  christlichen  Glaubens- 
parteien, über  einen  gleichen  Festkalender  sich 
verglichen  t>). 

a)  RundrsArtr,  Art.  i6.  A'crgl.  oben  $.  it>9,  u.  Klvbih's  Acten 
fies  wiener  (;oiigr. , Bd.  II,  S.  5,  365  u.  4<>>.  EbenJess  Ueber- 
sielit  der  diplniiiat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr. , S.  249, 
2äo,  »5i,  26«,  260  u.  270.  Ueber  die  Rechtsgleichheit  der  ver- 
schiedenen eliriilliclien- Keligiunsvcrwandlen  , in  den  Bundes- 
staaten. FranU'.  iCi*.  8.  — Eine  ähnliche  V orschrift,  wiedie- 
jenigc.inder  linndcsActe,  findet  man  in  dein  westphälischen 
bVieden.  J.  P.  O-,  arl.;V.^-35.  — So  viel  die  freie  StadtFr/inli- 
furt  insbesondere  betrilTl,  s.  man  oben  §.4’i2*,  Kote  a,  u.  i5^, 
Kote  b.  Ferner,  Hlübih's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  IV, 
S.  74-  Acte  final  du  congres  de  Vienne  du  9 juin  i8i5,  art.46. 
Erklär,  des  Senats  v.  to.Jul.  1816,  in  ItLiiBVB's  Staatsarchiv, 
Bd.  I,  S.  190.  Klübih's  angef.  Uehersichl  etc.,  S.  25of. , 260 
u.  366.  — jiusnahmen  von  der  Rechtsglejchheit  der  vcrschie- 
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«lenen  Religionsvcrwandton,  unten  §.435.  — Von  den  Judertt 
s.  oben  §.  171,  3-9  u.  4^4  !• 

b)  Sciii  EGKi-'s  Hircliengescli.  des  18.  Jahrh.,  II.  lii.iT.  Schröteh's 
venn.  Abhandl. , Tli.Il,  S.  211  — 229.  GmsTLACHrn's  Ilandb. 
der  t.  Reiebsgesetze,  IX  1462.  HKnnicii's  Korlselz.  der  Seliau* 
rotliiselieu  S.iiniiil.  Concliisor.  Corporis  Kv.ingelicor.,  36 ff. 

, Re])crloriiini  des  Staats-  u.  Lelinr.,  III.  toc.  Osterfest.  Rlü- 
nrr.'s  Lit.  6o3.  J.II.  Voicx's  allgeineincr  l.allioliscb -protestan- 
tiseber  Ralender.  Weimar  1809.  8 — Vergl.  auch  Scueidf* 

MASiTiL  a.  a.  O.  II.  5i.  — Von  dem  gregorianischen  Kalender, 
s.  Micai.'s  Kirchenr. , §.48. 

§.  4.33. 

JEuticheidung  der  lieliglouseigenschaj't.  ydnzügUcTihet^ 
ten.  Prejsjreiheit. 

1)  Die  Frage;  wem  die  Eiitsclieidiing  zusfebc  t 
welcher  Religion  Jemand  zugethan  sey  ? und  von 
deinRechl7.il  A u s s ch  1 i c f su  n g aus  der  RirchengeselU 
seliaft  f§  42d)i  ist  mit  Unterschied  zu  beantworten). 
11)  Anzügliche  und  S c It  in  ä h a u s d r ii  c h e , Spott- 
uiul  SeclenN  amen , z.  B Heizer,  Papisten,  Luthera- 
ner, ('.alviiiisten , Zwinglianer  , sind  rcchtwidrig  b). 
leder  bekenne  in  aller  Freinuithiglieit , seine  Ueber- 
zeugttng:  aber  er  glaube  und  ehre  auch,  dafs  jeder 
Andere  gleiche  Ueberz.eugting  für  seine  (llaubensform 
fühle.  III)  Die  P r c f s f r c i h e i t in  Religionssaehen, 
besonders  in  Absicht  auf  die  s y m b o I i s c h e 11  Bü- 
cher r)  einer  Glaubenspartei,  hängt  znniiehst  ab  von 
der  Bestimmung  des  Regenten  Fs  ist  aber  hierin 
keine  Religionsparlei  vor  der  andern  zu  begünstigen. 

o)  .1.0.  Gon^e  diss.  de  probntionc  rcligionis.  Frl.  i-ji.  F.rl.mg. 
gfl.  -\iiz.  1702  S. 52.  C. G.  Gri.si.in  pr.  de  jiidirio  super  rcli- 
gioiin  alionmi  ferrndo.  iM.irb.  17*9.  jMosrn's  Abbaiidl.  aus 
dem  liirclicnr.,  I26ff.  i4iff-  Pätikii's  Lit.,  III.  8o.  KLÜsra's 
I.it.,  i3i. 

h)  Vcrgl.  WirsFSiHAvras'  Kirebenstaatsr. , i57ff.  Pötteb's  hist. 
F.iilwicb.,  II.  386. 

r)  Was  unter  symbolischen  Büchern  zu  verstehen  sey  , und  ob 
die  Evangelischen  ihre  synibollsrbcn  Bücher  ändern  und  ver- 
bessern küunen  ? KirchenstaaUr.,  1J2.  JloskB's 
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Abh.  aus'dem  Kirchenr.,  io3.  Cnoss's  Anmerlf.  eu  der  Wahl- 
‘cap. Leopold'*  II.,  S.  34*' ^i-übeb's  Lit.,  583.  Vcrgl.  oben  §.426, 
IVotc  d.  — Vonder.iiigsburg. Confession,  oben§.424i  Note  d. 
d)  V'ergl.  Hlübeb's  Einl.  eu  einem  neuen  LebrbegriiT  des  t. 
Staatsr.,§.  109,  Note  b.  NViese's  Handb.  des  Kirchenr.,  Th.  III, 
§.472.  Michl’s  Kircjicnr. , ^.26.  KiCDEa'sLil.,  §.  O73'.  — Bel 
' religiösen  Schriften  der  Kircbcnlelircr,  bann  auch  Erlaubnifx 
ihrer  geistlichen  Obern  uutbig  sejn. 

S.  434. 

Religionsänderung  des  Regenten.  Religion  des  Regie- 
rungs-., Stamm-,  oder  Lehnfolgers. 

I)  nie  persönliche  Religionsänderung  des 
Regenten«),  oder  die  von  der  Religion  der  vori- 
gen Regenten  Tcrschiedene  Religion  des  Nachfol- 
gers in  der  Regierung,  darf  den  bestehenden  Re- 
gierungs - und  SuccessionsBefugnissen  und  Pflichten 
licineii  Eintrag  thun  h).  II)  Insonderheit  bann  der, 
durch  seine  Ahstaminung  von  dem  ersten  Erwerber, 
oder  sonst  mit  einem  wohlerworbenen  Succes- 
sionsRecht  versehene  Regierungs-,  Stamm-,  oder 
Lehnfolger,  durch^ neuere  Hausvertrage  , oder  an- 
dere Verfügungen,  zu  einer  bestimmten  Religion 
ohne  seine  Zustimmung  nicht  verpflichtet,  noch  der 
Religion  wegen,  von  der  Succession  ausgeschlossen 
werden  c). 

a)  ProselytcnListe,  In  PüTTra's  bist.  Entwicbel. , II.  336. 
hi)  Doch  Hessen,  in  solchen  Fallen,  sich  zuweilen  die  Agnaten, 
oder  die  Landständc,  auch  wohl  das  Corpus  Catholicorum  oder 
das  Corpus  Eraogclicorum  , die  unveränderte  Erhaltung  der 
LandesIlcligiousTcrfassuiig  von  dein  zu  einer  andern  Bcligion 
sich  bekennenden  Landesherrn  oder  Begierungsnachfolgcr 
ausdrücklich  versichern,  durch  Verträge, AssecurationsActen, 
oder  Revcrsalen.  Beispiele  liefern : v Rökeb  a.  a.  O.  II.  497  ff. 
V.  ScasCBOTH's  Samml.  der  Conclusor.  Corporis  Evang.,  III. 
83i.  Hvbbicb's. Forlsetz.,  69.  178.  393.  492.  Fabeb's  europ, 
Staatsk.,LXIV.  180.  208.  neue  Staatsk.,  XXXI.  355.  EineSamml. 
von  Urkunden  dieser  Art,  hat  den  Titel  : -Auszüge;  zweite  Bei’ 
läge  zu  den  Protocollen  der  ausserordentlichen  BcIchsdepU'^ 

Klshcr'«  dCcuü.  Racbl. 
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tation.  Rcgensb.  1802.  4-  PöTTFBi  Ijf.,  III.  733.  IIi.CiiFn'!>Lit., 
6o5.  — Ob  RpligionsvcrsicluTurgsV  crtr.'igc  clicsi-r  Art,  auch 
olino  ein  nusilrürkliclus  Verspreclien , stillscliweigeiul  beste- 
llen? Mfistib  Ton  d.  ReligionsbcschafTenheit  der  Heirbstags- 
Stimmen,39u.49.  PBttkh's  Lit.,  III.  '■8.  Rlübfh’s  Lil.,  i3i.  — 
AVider  die  A'erbiiidliclilieit  der  KeligionsversicliernngsV  er- 
trüge kalholiseli  werdender  Landesherren,  s.  (Foi-sch)  Er- 
•läutcr.  d.  i. Staatsr., 526.  Ki.übib’s  hl.  jiir. Ribl.,  St. X\IV..'|3o. 
e)  Ausserdem  würde  ihm,  durcli  Entziehung  eines  ihm  zuslehen- 
den  vollhominenen  Rechtes  , eine  HeehlsverlelÄiing  ziigefügt. 
Mosru's  FaiiiilieuStaatsr.,  I.  5o.  Göbskii's  Jurist.  Abh.,  1.  1 fl‘. 
— Anwendung  auf  den p/a7;iic/ien  Hausvcrlrag  von  i~"i,  und 
I auf  zwei  marhgräil.  bailisKlie  Testamente  von  ibij  u.  1619,  iu 
Vergleichung  mit  dem  Relig.Friciirn  v.  i555,  § i3.  u.  dem  In- 
str.  Pac.  Osnabr.,  V'.  i.u.33.  AIosk.b's  Anm.  zu  dem  teschner 
F rieden,  122.  Ebendess.  marhgrüfl.  badisches  Stoatsr.,  i8.  — 
Anders  ist  cs,  wenn  dem  Subjett  ein  vollhommcucs  Succcssi- 
onsrccht  nicht  zustcht.  Hievon  iVum.  I\  des  folg.  §. 


s.  435». 


Auiiiahmen  von  der  Heclusgleichheit  der  verschiedenen 
Glaubens  Parteien  u,  ihrer  MUglieder. 

Ausnahmen  Ton  der  Rcchtsglelcliheit  der  rer* 
scliiedenen  Glaubensgenossen  ( §.  43t!»  u.  f . ) , Itön- 
nen,  aus  besondern  Gründen,  statt  finden.  I)  Dicl's 
ist  der  Fall,  wenn  eine  Glaubenspartei  mit  Ein- 
s ch  r ä n It  u n g e n in  dem  Staat  recipirt,  oder  to- 
lerirt  ist  (§.  424”,  h und  432.’',  a)  , z.  B.  nur  für 
PriyatReligionsübuiig,  oder  Ilausandacht 
(devotio  domcstica);  R)  oder  wenn  particulärc  oder 
locale  Rechte,  in  Absicht  auf  den  Genufs  gerne in- 
debürgerlicher  Rechte,  Ausnahmen,  oder  Ein- 
schränltungen  begründen,  z.  R.  bei  nicht -christli- 
chen u)  Glaubensgenossen,  in  Ansehung  der  Fähigkeit 
zu  dem  Tüllen  Bürgerrecht,  zu  Staats-,  Stadt-,  oder 
Dorfäintern , zu  dem  Erwerb  liegender  Gründe,  zu 
dem  Genufs  milder  Stiftungen  , u.  d.  HD  Das  Kir- 
che ngut  (der  Schul-  und  KirchenFonds)  gebührt, 
als  Privatgut,  aüsschliefscnd  demjenigen  Religionstheil, 
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welcher  solch^  durch  irgend  einen  Bechtstitel  er- 
worben hat  ; wohin  auch  der  Besitz  in  dem , durch 
den  westphälischen  Fri^eden  Icstgcsetzten  Entschei- 
dungsziel c)  gehört  IV)  Auch  ist  ausser  Zweifel 
dafs  Rechte,  welche  ihrer  rsatur  nach,  eine  be- 
stimmte Religion  des  Berechtigten  voraussetzen, 
aufliörcn,  sobald  dieser  zu  einer  andern  ReligiVtn 
sich  bekennt  «)■ 

a)  DicBundrsActe,  indrrobrn  43i<>  angehihrten  Stelle,  spricht 
nur  Ton  der  RcchtSi’Ieichheit  der  Bekenner  des  christlichen 
Glaubens. 

b)  Vergl.  §.43»c,  u.  Klübfr’s  Vebersicht der diplom.  Verband!, 
des  wioner  Congr. , S.  i53  u.  970. 

c)  Blüdeb's  Einl.  zucinem  neuen  Lehrbegr.  des  teutschenStaatsr., 

II9f. 

J)  Vergl.  oben  5o  u.  5a. 

«)  Vergl.  das  angef.  badische  ConstitutionsEdict,  5.  — Von 
dem  geistlichen  Vorhehah  (Freistellung,  Freistcllionat,  Reser- 
vatum  erclciiasticuin)  handelt  dcrRcligionsFricde  r.  i555,  §.i8. 
In4tr.  Pac.  Osnabr.,  V\  i5.  'WissisHAvtns  Rirchenstaatsr.,  164. 
J.W.  t.Gubel's  Abhandlungen  aus  d.  Staatsr.  (Heimst.  i~37.  8 ), 

, St.  I,  8.42(1.  Sch.saubebt's  Rirchenr.  der  Protest.,  ^.7^.  Püt-  v 
tfb's  Lit.,  III.  76.  llLüaEB's  Lit.,  i3o. 

' §.  435»». 

Insonderheit  ReligionsClausel , in  letztwilligen  oder 
vertragmäsigen  Bestimmwigen. 

V)  Letztwillige  oder  vertragmäsige  Bestimmungen, 
welche  zum  Gciiufs  der  durch  sic  freiwillig  oder 
unverpilichtet  verliehenen  PrivatSuccessions - oder  Ge- 
nufsrechte,  eines  Nachlasses,  Vermächtnisses,  P'idei- 
commisses,  Majorates,  Seniorates , u.  d.,  einer  Fami- 
lienstiftung , einer  frommen  oder  milden  Stiftung, 
die  Bedingung  setzen,  dafs  der  Begünstigte  Mit- 
glied einer  bestimmten  kirchlichen  Glau- 
benspartei scr,  sind  unter  der  staatsrechtlichen 
Regel  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechtsgleich- 
heit der  verschiedeueu  christlichen  Glaubensgenossen 

55  * 
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(§.  432 nicht  begriffen,  wenn  sic  an  sich  rechts- 
gültig, namentlich  früheren  verliietendefi  Staatsge- 
setzen  nicht  zuwider  sind, 'und  auf  eine  von  dem 
Staat  nicht  verbotene  Rcligionsgesellscbaft  sich  be- 
schränken «).  Wie  verscliieden  auch  die  subjectiven 
Vrtheiie  über  den  sittlichen  Gehalt  einer  solchen  Be- 
stimmung seyn  mögen , so  wird  doch  durcli  sie  jene 
staatsbürgerliche  Rechtsgleichheit  nicht  beeinträch- 
tigt, da  sie  sich  auf  den  Kreis  von  willhührlich  ver- 
liehenen Privatrechten  beschränkt,  mithin  den  Um- 
fang der  privatrechtlichen  Autonomie  der  Einzelnen 
nicht  überschreitet  6). 

a)  Die  .Einwendung  , eine  solche  Bestimmung  scy  conditio  lur- 
pis,  folglich  für  krafUos  und  nicht  bestehend  (pro  non  adjectu) 
KU  achten,  wäre  unbegründet.  Denn,  eines  Theils , enthalt 
dieselbe  keine  Rechtsverletxung  mittelst  Entziehung  Tollkoin. 
mener  Priratrerhte,  die  ohne  sie  dcmAndcrii  zuStehen  nür- 
den;  andern  Theils  ist  sie  gesetzlich  unverhoten  (lege  seii 
jure  non  improbata).  Auch  wird  durch  sie  eine  Beibehaltung 
oder  Aeudernng  des  Kirchenglaubens  weder  geboten  nochim- 
lersagt,  sondern  ganz  der  freien  Willensbestimmung  des  Ein- 
zelnen überlassen,  also  dem  ächten,  d.h.  toii  zeitlichem  Vor- 
theil unabhängigen  Gewissen  irgend  ein  Zwang  nicht  angethau, 
noch  eine  reclitwidrigc  Zumuthung  gemacht.  Ist  doch  selbst 
eine  ausdrückliche  oder  dircctc  conditio  mutandae  vel  non 
inutandac  roligionis,  nur  dann  für  schändlich  zu  halten,  wenn 
Jemand  aufgelegt  wird,  eine  vom  Staat  verbotene  Religion 
anziuichmcn.  Jo.  GuiV..  ScHEif.u.tss,  pracs.  II  F.  Schorch,  diss. 
utrum  conditio,  qua  certa  religio  in  subjecto  requirituri  pro 
turpi  vel  honesta  sit  habendu?  Erford.  1752.  4-  Thibsct's  Sy- 
stem des  PandekteiiRechtes , §.1021.  Andere  halten  für  nicht 
rcchtwidrig  nur  die  Bedingung,  die  Religion  nicht  zu  ändern. 
Walcb's  controvers.  jurls  civ. , p.  182.  Hofackir  princ.  )u- 
ria  roin.  cir.,  T.  I.  195.  Tn.  IlAOEXAim'a  u C.  A Gcrther's  Ar- 
chiv für  die  theoret.  und  prart.  Rechtsgelelirsamkelt,  Th.  III 
(Braunschw'.  1-81)  8),  S.  2468'.  RuNDv'a  teutsches Privatrecht, 
§.6^7.  A.  D.  Weder's  Erläut.  derPandekten ; hcrausgegeben 
von  dessenSohn,  A.  W.  H.  Websb,  Th.  U (Leipe.  1820.),  S.  24®« 
i)  Vergl.  4.432s  V. 
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Kircheiigut.  Secularis^ion- 

I)  Als  selbstständige  Gesellschaft  im  Staat,  ist  die 
Kirche  berechtigt  zu  Anwendung  der  zu  Erreichung 
ihres  Zwechs  nüthigen  , mit  dem  Stnatslnteresse  ver- 
einbaren Mittel.  Dahin  gehört  das  Becht  Vermögen 
zu  erwerben,  ausschliefsend  zu  besitzen,  zu  be- 
nutzen, und  selbst  zu  verwalten.  II)  Das  Kir- 
chengut ist  Privatgut  der  Kirche  ($.  s54  u.  433), 
folglich  an  sich  untei"worfen,  weder  der  Verfügung 
noch  Jer  Verwaltung  des  Staates ; wohl  aber  dessen 
Oberaufsicht,  auch  in  Absicht  auf  Erhaltung  und 
zweclimäsige,  insonderheit  stiftiingsmäsige  Verwaltung, 
zum  Vortlicil  der  Gottesverchrung,  des  Unterrichtes, 
und  der  AVohllhätigheit  «).  Hl)  Ilienach  ist,  im  All- 
gemeinen, die  Frage  von  der  Befugnifs , sowohl  der 
Kirche  als  auch  des  Staates,  zu  Verwandlung 
des  geistlichen  oder  Kirchenguts  in  sveltlichcsä) 
St.nats-  oder  Privatgut  (Verweltlichung,  Secularisa- 
tion)  zu  beurtheilen  c).  Zu  Verletzung  des  Eigen- 
tliumrechtes , ist  hiebei  auch  der  Staat,  in  der  Re- 
gel ($.  436  f.) , nicht  befugt. 

a)  Vcrgl.  Inslr.  Pac.  Osnabr.  i648,  apf.  V.  V K.  Deput. 
HaupUdihifs  V.  aä.  Fcbr.  i8o3,  §.63.  Xonll'irtemhergy^'Fv.- 
TXisyGrumlzügc  der  crbläud.  Verfafs.  Würtembergs  (1817. 8.),  ' 
V i8ff. , u.  Verhandlungen  in  der  Vcrsamml.  der  Landstände 
desKünigr.  »’ürtemb.,  i8i5  u.  1816,  lieft  11,  S.  lolF.,  lieft  si, 
5.98*.  Das  angeführte  badische  ConstituliojisEdict,  §.9  u.  19. 
Küuigl.  bairr.  Verordn,  v.  i.Oct.  1807.  Baier.  Ediet  v.  a4. 
März  1809,  |.  SofT.,  wo  jedoch,  §.85,  wegen  landesherrlicher 
Aufsicht  u.  Schutzherrlichheit,  das  Hirchengut  unter  Verwal- 
tung weltlirherStaatsbehördengestellt,  auch,  §.  5a  u.  53,  über 
den  Deberschufs,  nach  Befriedigung  der  LocalBcdürfnisse, 
von  Staatswegen  verfügt  ward.  Diese  Verfügung  ward  abge- 
ändert, durch  eine  Verordn,  v.  6.  März  1817,  die  Verwaltung 
des  Stifluags-  u.  CoinmuualV'ermögens  betr.  Acte  final  du 
congres  de  Vienne,  art.  21,  u.  preussisch  - sächs,  Friede  v.  i8. 
Mai  i8i5,  Art.  16;  in  Klvbss's  Acteit  des  wiener  Cougr.,  Bd. 
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VI,  S.  3i  u.  i33.  Hi.übpb's  ITeliersiclu  d.  dlpl.  Vcrliantll.  dpi 
wiener  Congr. , S.  73.  Micni’s  Hirrtinir. , 3i.  Bundesver- 

trag der  2iC.intone  der  Schwei*,  v.  -.  Aug.  i8i3,  Art.  n ; in 
d.  Handb.  des  Schwci*er.  Staatsr.  (2.  Aufl.  1821),  S,  11.  Engli- 
sche Pnrlamentsverhandlungen,  in  d.  Allgein. /.eil.  1816,  jVtim. 
1-5.  Abhandl.  von  dem  Rechte  der  Staatsgewalt  über  das  Bir- 
chengut.  Franhf.  i8o5.  8.  P-  Sarpi  von  dem  Uirchengut.  Aus 
d.  Italiän.  v.  J.G.  Stffb.  Franhf.  11.  I.eipz  i“86.  8.  Schkidü- 
hastil  a.a.  O.  II.  53.  Rössio's  Politik,  S.  206.  FnAnii 's  System 
der  landwirthschafll.  Polizei,  i“8f.  Von  Behandlung  des  Kir- 
chenguts  , als  mittelbares  Slaalsvermögen  . oben  §.  a54. 

Unterschieden  von  der  J'eräusserun^  des  BIrchenguts  im  All- 
gemeinen. — Verschiedene  Arten  der  Secularisation.  Indem 
ehemaligen  teutschen  Slaatsrecht,  verstand  man  unter  5«cn/a- 
risation  im  engem  Sinn,  die  Verwandlung  eines  geistlichen 
IJ'ahhtaates  in  einen  weltlichen  (Erb  - oder  Wahl-)  Staat.  — 
Geschichte  der  Seculurisationen : 1)  von  den  Merovingern  bis 
auf  die  Reformation ; Wfissb  a.  unten  a.O.  S (1  — 3oi  ; s)  von 
der  Reformation  bis  zu  dem  westphäl.  Fr.j  ebendas.  S.  3o — 69. 
Püttkb's  hislor.  Entwickel.  d.  Staatsverf.  d.  t.  Reichs,  I.  38a  j 
3)  indem  westphäl.  Fr.;  ebendas.  S.  60— 155.  Püttfb's  Geist 
des  westphäl.  Fr.,  an  mehrerenStclIen.  Ehemtess.  iiistit.  juris 
publ.,  35  u.  80.  Ehemless.  histor.  Entwichet.,  II.  5611.;  4^ 
Secularisationen  seit  dem  westphäl.  Fr. ; vorzüglich  durch  den 
R.  r>ep.  Ilauptschl.  v.  >8o3,  besonders  in  dem  Eingang,  dann 
§,3411.,  in  Folge  der  in  dem  lüueviller  P'rieden  Art.  7 ange- 
nommenen, auf  dem  raslalter  FriedensCongrefs  iiiilVampii  des 
teutschen  Reichs  schon  bewilligten  , Grundlage  der  Entschä- 
digung der  teutschen  erblichen  Reichsstände  durch  Seciilari- 
sation,  für  Verlust,  welchen  die  Abtretung  der  Länder  auf  der 
linken  Rheinseite  an  Frankreich,  verursacht  halte;  5)  Secu- 
larisation seit  i8o3,  z.  B.  der  Besitzungen  der  beiden  geistli- 
chen Ritterorden.  Oben  5- •"9<  A’olebu.  c.  Bi.übkb's  Ueber- 
sicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.,  S.39~lf. 
Neueste  Einricht,  des  kathol.  Birchenwesens  in  den  h.  preufs. 
Staaten  (Frankf.  1822.  8.),  S.  3 — 17.  MichUs  Birchenr.,  §.  3a. 
Königl.  -preufs.  Edict  v.  3o.  Oct.  i8io,  betr.  die  Einziehung 
sämmtlicher  geistl.  Güter  in  der  Monarchie;  in  d.  Gesetz- 
samml.,  1810,  S.  3i.  In  Folge  dessen,  wurden  alle  Güter  des 
Johannitcrordens  in  der  Monarchie  als  Staatsgüter  eingezo- 
gen.  Man  s.  Gesctzsamml.  v.  1812,  S-  109. 
c)  Schriften  in  Püttkb's  Lit.,  III.  697.  Blübp.b’s  Lit.,  §.  1480.  — 
Von  rechtinäsigcn  und  unrechtmäsigen  Ursachen  der  Secula- 
risation  , s.  L P.  Bfhlbb  diss.  ( Mogunt.  1746.  4.  Ast. 

Sokiot's  Ihesauro  juris  eccles.,  T.  VI,  p.  78  sqq.),  §.  76  sqq.  — 
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Vergl.  C.  L.  UoFniiiR  princ.  juris  can.,  §.585.  V.  Wifsk's  H!r- 
cliciir.,  §.3j2.  Gonseh's  loutscli.  Stantsr.,  §.  .j47-  C.  C.  55  i iise 
über  die  Siicularis.ilioii  tputsclier  geisflirlicr  Ilcicli*r.inler 
( LeipK.  1798.  8.),  S.  3.  Ehen^less.  iVachlrag  Ru  «.  Abli.  über 
die  SiiculariStTlion.  LeipK.  1800.  8.  Die  Ünrcchlmäsiglieit  der 
Säeularisirungen.  Als  Antwort  auf  Hrn.  55  kissk'.'!  ScIiriA.  Plii- 
Inletliopolis  i~Q9.  8.  lieber  das  Slaatsnollirecbt , als  Grund 
des  Hechtes  zu  sücularisireii  j eine  Antwort  auf  55'eissf.'s  Nach- 
trag etc.  l'hilalcthopolis  1800.  8.  Das  laiidcslierriiclic  Hecht 
über  Klöster.  I.eipz.  1801.  8.  Abhandlung  voii  dem  Rechte 
der  Sta.atsgewalt  über  das  KircKengut.  Franhf  1800.  8.  Die 
5'ernunft  fordert  dieSecularisirungen  nicht.  Tcutsclil.  1-98.  8. 
Freiiniithige  Gedanhen  üb>  r die  Secularisirung  der  geistl. 
55'ahlstaaten.  Altona  u.  Il.iiub.  1798.  8.  C.  F.  Uirf.hun  über 
Aufhebung  mittelbarer  Abteien  u.  Kloster  (Heimst.  i8o5.  8.), 
S.  79!  — Anders  als  oben  im  §. , J.N.  P'.  Braufr  in  t.  Abhand- 
lungen R.  Frlauter.  d.  westphäl.  I'r. , Bd.  II,  S.  j4  Ark- 

Trs’s  Genius  von  Biiiern,  St.  15  . — Von  den  kirchlichen  u. 
jjolitischen  Folgen  der  durch  den  R.  Dcp.  Hauptschi,  x,  i8o3 
festgesetzten  Secularisation  , s.  man  die  Staatsrechtlich  - poli- 
tische Frlauteriing  des  §.  des  neuen  EntschädigungsPlans. 
f Ohne  Drucliort ) 1802.  8.  — Nicht  blofs  die  Polilili,  auch  die 
Sittenlcbrc  kann  Gründe  darbieten,  AvidcrrechtlicbSecularisa- 
tiniien  bestehen  zu  lassen.  Alan  s.  Bescheidene,  doch  freiiiiü- 
tliige  Andeutung  über  üebertreibungen  und  Büch  Wirkungen 
etc.  Germanien  i8i5.  8. 

S-  -13' 

lucameration.  ReJ-ormation.  ylmortisalionGesAze. 

V 

I)  Auch  zu  so  genannter  In  c am  c r a t i o n , das 
heifst,  zu  Einziehung  des  Kirchrnguts,  oder 
des  Vermögens  frommer  oder  milder  Stiftun- 
gen, in  der  Absicht,  dasselbe  unmittelbar  durch  eine 
landesherrliche  Finanz-  oder  Cameralflchörde,  ohne 
förmliche  Verwandlung  oder  Aufhebung  seiner  bis- 
herigen Eigenthumscigenschart  verwalten  zu  las.sen«), 
könnte  der  Staat,  ohne  Verletzung  des  Eigcnlhunts- 
rechtes,  nicht  schreiten  b)-  selbst  dann  nicht,  wenn 
er  den  ganzen  reinen  Ertrag  zu  dem  sliftungsm.äsigcn 
Zweck  verwenden  wollte.  Das  eine  wie  das  andere 
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Gut,  darf,  unbeschadet  der  dem  Staat  gebuhrendtn 
Oberaufsicht,  seiner  stiftungsmäsigen  Verwaltung  eben 
80  wenig,  als  der  stiftungsmäsigen  Verwendung,  ent- 
zogen werden  «)  (§.  254).  U)  V^on  der  SeCularisation 
und  Incameration , ist  jedoch  die  Reformation  des 
Rirchenguts  wesentlich  verschieden.  Sie  erfolgt , er- 
laubterweisc,  wenn  eine  Kirchcngescllschaft,  nach 
ihrem  Uebergang  zu  einer  andern  Religion,  ihrem 
Kirchengut  eine.  Bestimmung  giebt,  welche  ihren 
neuen  ReligionsGrundsätzen  gemafs  ist  d),  HI)  Der 
ftbermäsigen  Vermehrung  des  Rirchenguts,  hünnen, 
durch  A mortis a tions  G es e tz  e «),  Schranken  ge- 
setzt werden. 

d)  Von  der  Incameration,  ist  die,  von  dem  gehörigen  Richter 
verfügte,  Sequestration  des  Kirchen  - und  frommen  Stiftungs- 
gutes zu  unterscheiden. 

b)  Vergl.  R.Depiit.IIauptschl.  v.  i8o3,  §.  65.  GH.  hessische 
Verfafs.Urk.  v.  iBio , Art.  43*  lieber  das  geistliche  Gut 
im  M-^irtemhergischen.  j8o2.  8.  Ki.übeh’s  Acten  d.  wiener 
Congr. , V.  247.  (I’ahl's)  NationalCIironik  der  Teutschen, 
1804,  S.  342.  Verhandlungen  in  d.  Vcrsamml.  d.  Landstände 
des  Königr.  Würlembcrg,  Abth.  V^III  (i8i5.  8),  S.  97fr. 
Ath.  IX  , S 58  fT.  Abth.  XX,  XXI  u.  XXIII.  Grundsätze  über 
das  Vertreten  der  Kirche  bei  Sländcversammlungen,  heraus, 
gcg.  V.  H.  £.  G,  Paulus  (Ilcidelb.  1816.  8.) , S.  8 il.  üar- 
stell.  des  Betragens  d.  würtenib.  Lnndständc  (i8i5.  8.), 
Absebn.  I,  Art.  4 5 u.  Fortsetzung  (i8i3.  8.),  S.  12  ff.  Hä-I” 
BERLis's  Staatsarchiv,  Heft  5o,  S.  199  ff.  Seb.  Rbfsdel,  das 
Recht  der  milden  Stiftungen  etc.  Leipz.  1814.  8.  Rauf.h's  , 
Kkbb's  u.  Schott's  allgem.  StaatsCorrespondenz,  Bd.  I (1814. 
8.) , S.  409  ff.  — Nie  fehlt  wohl  bei  incamerirungen  die  Ver- 
sicherung, dafs  der  Ertrag  in  dem  Sinn  der  Stiftung  solle 
• verwendet  werden.  Aber  wer  bürgt  für  gehörige  und  voll- 
ständige Verwendung  desselben?  Wer  leistet  Sicherheit  für 
den  Fall,  wenn  durch  Vermengung  des  geistlichen  und  from- 
men Stiftungsgutes  mit  dem  Staatsvermögen , jenes  ver- 
schwunden , dieses  nicht  wahrhaft  gebessert  ist  ? 
s)  Die  eine  und  die  andere,  stünde  in  Widerspruch  mit  der 
Absicht  der  Stifter.  — Anordnung  einer  landesherrlichen 
GeneralAdministration  des  Stiftiings-  und  CommunV'ermö- 
gens,  in  dein  baier,  Regier.BIatt , 1808,  St.  5.  Abgeändert 
durch  die  oben  436,  Kote  a,  angef.  Verordn,  v.  17. 
Idärz  1817. 
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rf)  ■Vcrgl.  J.  C.  Mijwi’s  geisH.  Staatsr.,  I.  179  f.  — Von  der 
Reformation  unterscheidet  sich  die  Innovation , die  Bestim- 
mung des  geistlichen  Sliftungsgutes  r.u  einem  andern  from- 
men Zweck,  als  dem  eigentlichen  stiftungsmäsigen.  Vcrgl. 
Maju  a.  a.  O.  u.  Boehher  1.  c.  57-3.  sqq. 
e)  Pötteb's  Lit, , III.  694,  Ki.öbeb's  Lit.  , i4“8.  Ehern 

kl.  jur.  Biblioth.,  XI.  1^.  Seixhow  elem.  jiiris  germ.  priv., 

§.  057.  Das*  Handb.,  des  l.  l’rivatr.,  II,  n6v..  Jargow  v. 
d.  Regalien , i3i.  Screidekastel  a.  a.  O.  II.  53  IT.  Miciil's 
Rirchenr. , §.  3o.  F.  X,  t.  Moshaux  über  Ainorti8,ilionsGe- 
setee.  Regensb.  IT98.  8.  — Ein  ixi/ir.  Edict.  v.  3i.  Dec.  1811 
belegt  die  Vermächtnisse  und  Schenkungen  .an  die  Kirchen 
tind  Geistlichen,  mit  einem  Abr.iig  von  zwei  (Quarten  (qiiarta 
tcholarum  et  paiiperum)  des  Ertrags. 

§.  438. 

t 

yermögen  u.  Religiösen  aufgehohener  u.  nicht  aufgeho- 
bener geistlicher  Corporationen.  Hein  fall-  u.  fiscali- 
sches  OccupationsRecht. 

I)  Theoretisch  wird  gestritten  «) , ob  das  Ver- 
mögen aufgehobener  geistlicher  Corpor.a- 
tiouen,  insonderheit  aufgehobener  Klöster,  1)  fort- 
w.ährcnd  als  Kirchengut  i"),  oder  3)  als  ziiiTichgcfallen 
an 'die  Stifter,  oder  deren  Nachkommen  c),  so  weit 
cs  geschenktes  Gut  ist,  oder,  wenn  nicht  3)  als  ge- 
meinschaitlichcs  Eigenthum  des  Staates  und  der  geist- 
lichen Corporationen  (§.  s54),  welches  jener  in  Al- 
leineigcnthum  verwandle  '/),  doch  4)  nach  Erlöschung 
der  moralischen  Person  die  solches  cigcnthünilich  be- 
sä fs  , als  lediges  Gut  betrachten  sey  «),  welches 
dem  StaatsFiscus  hcimiallc  l Auch  ob , in  solchem 
Fall,  das  auswärtige  Vermögen  untrennbar  sey  von 
der  inländischen  Hauptstiftung/)?  Oder  ob  der  ge« 
genseitige  StaatsF'iscus  berechtigt  sey  zu  der  Occu- 
pation  inländischer  Besitzungen,  nenten  und 
liechte  auswärtiger  secularisirter  geistlicher  Stif- 
tungen g)?  well  das  iiscalische  OccupationsRecht  be- 
grenzt werde  durch  das  eigene  Staatsgebiet,  und  eine 
Erstreckung  desselben  in  IVemdcs,  Verletzung  der 
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auswnrtigen  St.'iatsliohcit  Mare.  II)  Die  bürgerlichen 
Verhältnisse  der  Religiösen  aufgehobener 
Stifte  und  Klöster,  beiderlei  Geschlechtes 
nnd  selbst  die  bürgerlichen  und  klösterlichen  Verhält- 
nisse der  Mitglieder  nicht  aufgehobener  Klöster'), 
sind  hie  und  da  durch  eigene  Staatsgesetzc  bestimmt. 

«)  PiirrFB’s  Lit.  , III.  816.  699.  Klübfb's  Lit.,  i6o5  u.  1481. 

T.  ItoTu's  Slaistsr.  t.  R. Laude,  II.  44- 
ft)  J.  Ma.ifh’s  Erl.äuterungen  des  westpliäl.  Friedens.  1783.  8.  — 
So  auch  der  Heiclishot'ralh,  in  Ansehung  der  ursprünglichen 
Sliftungsgüter  der  JesuitcnCollegicn.  dlerkw.  Rcichshof- 
rathsGutachten  , Tli.  III  (Fr.inlif.  1795.  8.),  S.  a08  ft', 
c)  ScinisLF  natürl.  Staalsr.,  §.  120.  Dawider  J.  Majeb  über 
das  Eigenthum  an  den  geistl.  Gütern  (Ulm  1786),  S.  79  f. 

J)  V.  Srf  cn’s  Ausführung  einiger  geiiieinnül/.igcr  Materien  (Halle 
i-84>,  S.  26.  Hoth's  Vertlicidigung  der  reclitl.  Staatsbe- 
trachliiugen  u.  s.  w.  Franlif.  u.  Lpz.  1783.  8.  Gössfb  a. 
(oben  V *54.  Aotc  a)  a.  O.  — ^’ergl.  auch  (jbotivs  de  J. 
R.  et  I*.  lib.  II.  c.  3.  19.  und  das  augef.  badische  Consti- 

tutionsEdict  , 9. 

*)  G.  L.  Röbui  n’s  Uechtsfalle,  Bd  III.  Abih.  i.  S.  62  u.  io3- J.  F.  E. 
BoiiaFB  diss.  de  jure  occiipandi  slatuendique  de  bonis  Ordinis 
cxtincti  Jesuitaruiii.  Goett.  1779.  4-  Audi  teutscb  , Franbf.  u. 
Leipr,.  1779.  4-  Ulm  1781.  4*  J- G.  Koch's  Revision  der  recbtl. 
Staatsbetraebtungen  u.  a.  w.  i-83.  8.  Efienilefs.  neuer  Auf- 
achlufsüher  die  Stellen  des  wesiphäl.  Friedens  u.  s.  w.,  nebst 
Bwei  I’ostscriptcn.  1782.  1784.  8.  '\’’ergl.  aueb  Bbaüfb's  Bei- 

träge EU.  c.  allgem.  Staatsr.  der  rbein.  Bundesstaaten,  S.  180. 
Röiiigl.  haier.  Edict.  v.  8.  Scpt.  1808,  die  Aufbcbung  des 
Johanniterortlent  in  Baiern  bctr. , nach  welcbrin  das  Ordens- 
vcrinögcn  zur  Dotation  der  baier.  Bistbüiner  und  ihrer  (Capi- 
tol, der  Uobrrsebufs  zu  Vcrb*-iscrung  <lcs  SchnlFonds  ge- 
widmet werden  soll.  Das  liönigl.  westphä/.  Dci:ret  v.  i.Dcc. 
181U  (Bulletin  des  loix  du  R.  de  Westphalic  1810,  n.  170. 
Rhein-  Bund,  LII.  98.)  hob  alle  Capild , Klöster  und  geistl. 
Stiftungen  auf,  und  vereinigte  sic  mit  den  StaatsDomänen. 
Auch  in  der  östruiehisthen  Monarchie  ist  der  Grundsatz  auf- 
gestellt ; das  geistliche  Vermögen  unterliegt  der  Staatsvor- 
hehrung.  Sebriften  für  u.  wider,  s.  in  der  Allgem.  Lit.  Zeit. 
1812,  N.  69.  — Wider  die  analoge  ErbSucr.ession  des  Fia- 
cus,  s.  Majfb's  Succession  des  Fiscus  u.  s.  w.  (1786),  S.  i3i, 
Note  72. 
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f)  Die  üntrennbarl(pit  behaiiptrt  Roth  a.  a.  O.  DaTvider  s. 
Koch  a.  a.  O.  — Bedingungswcisi-  spricht  dem  fremden  Staat 
ein  Anfallrecht  zu,  BaAera  in  deiiAbh.  zu  Erlüitt.  des  ASTStph. 
Friedens,  Bd.  II.  (1784)1  S.  10  ff.  -1-  Der  Reiclisdep.  Haupt- 
achl.  V.  i8o3,  §.  36,  setzt,  für  die  von  ihm  lerfügten  u.  zuge- 
lassencn  Secularisalionen , die  Untrennbarkeit  fest.  Vergl. 
ebendas.  §.  29  u.  1. 

')  Ausübung  des  fiscal.  Occupations-  oder  Hcimfallrechtes 
(droit  d'epnve)  bei  ledigem  Gut  (§.  3qo).  In  Beziehung  auf 
den  angef.  R.  Dop.  Hauptschi.  v.  i8<>3,  s.  man:  Das  Ilcim- 
falls-  und  liscalische  OccupationsRecht  des  Erzhausrs  Oesi- 
reich , auf  den  in  dessen  Erbslaalcn  gejcgcnni  Besitzungen 
und  Einkünften  der  durch  den  ncuc.steu  Entschüdiguugs- 
Rcichsschlufs  sccularisirtcn  tciitscbcn  Stiller,  Rlbslcr  etc. 
'(von  dem  damal.  öslreicb.  Landvogt  zu  Rothenburg,  v.  />n- 
xrl)  i0o3.  8.  J.  L.  RLÜDFa , das  OccupationsRecht  des  lan- 
desherrl.  l'iscus,  im  Verli.dtnifs  zu  den  Resitzungen , Ren- 
ten u.  Rechten,  welche  den  sccularisirtcn,  als  Entschädi- 
gung gegebenen  geistl.  Stiftungen  in  fremdem  Gebiete  zu- 
stauden,  rechtlich  geprüft.  ^Lrl.(  180^.  8.  EttcciirsiM’s  hist. 
Entnickei.  der  Ursachen  u.  AVirkungen  des  Rheinbundes, 
Th.  I (Leipz.  1821),  S.  282  u.  f.  — Oestroich  stützte  sich  auf 
seinen  mit  Frankreich,  unter  russisrlicm  Beitritt  zu  Paris 
gc.9chlosscnrn  Vertrag  v.  26.  Dcc.  1802,  Art.  4,  (in  j\l,4nTii\s 
recueil,  Supplem,  III.  228),  u.  auf  den  im  R.  D.  Ilaupt.schl., 
1 , so  v/ie  auf  den  in  dem  kais.  Ratif.  Decret  v.  28.  Apr. 
i8;i3  gein.achtou  V'orhcliall.  Dem  ward  cntgcgenge.sctzt , die 
in  dem  angef.  §.  1 des  R.  D.  II.  stehende  Clausei  «in  so 
fern»  (u.  s.  w ).  Am  3i.  Mai  1808  erklärte  Oestreich  sich 
bereit  zu  Aufhebung  seiner  Incameration  schvreiz»  rischer 
geistl.  S iftungsgüter.  Dagegen  klagte  die  Tagsalzung,  in 
ihrer  Sitzung  vom  24.  Aug.  1819,  über  Nichterfüllung,  über- 
haupt über  die  seit  vielen  Jahren,  zum  Vortheil  eines  aus- 
wärtigen Staat.sl'iseus , forlilauernden  so  genannten  Incame- 
rationen  , oder  vielmehr  Seqnestrirungen  geistlicher  Güter, 
die,  zu  in  der  Schweiz  befindlichen  (noch  be.stchenden ) 
Ilauptstiftungen  gehörig,  aber  in  tcutschem  Staatsgebiet  ge- 
legen sind,  z.  B.  in  Tvrol  , Vorarlberg,  IlohenzollernSig- 
inaringen.  Wegen  der  incamerirten  Güter  In  der  Eandgraf- 
schafl  Ncllenburg , kam  e.  V ergleich  zu  Stande  zw.  Baden 
11.  den  Canlonen  Zürich , Schafhaiisen  u.  Thurgau , am  24. 
Dcc.  1820;  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  v.  11  .Sept.  1821. 
h)  In  dem  Grofsherzogthiiin  Baden  durch  eine  Verordnung  r. 
22.  3Iai  1807,  in  d.  Rhein.  Rund,  VIII.  236. 
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t)  GrofslierBOgl.  haJischrs  Regulatir  für  die  liatliol.  Frauen- 
klöster als  weibliche  Ijehr-  und  Erziebungslnstitiite  , v.  i6' 
Sept.  i8ii  , in  d.  Regier.  Blatll  1811,  Num.  93.  — VoaBaiern 
•.  Micin.'s  Hirchenr.  , §.  44* 


XVII.  C a p i t c 1. 
Lelmhoheit  und  Lehn  Verbindung. 


s.  439. 

/)  Lelmhoheit. 

Damit  das  Lehnlnstitut , jetzt  ein  blofs  privat- 
rechtliches  VerhüUnifs,  dem  Staatszweck  nicht  wider-  f 
streite , vielmehr  übereinstimmend  mit  demselben 
vrirke  und  geleitet  werde , gebührt  jedem  teutsehen 
Bundesstaat,  über  alle  in  seinem  Gebiet  behndliehen 
Lehnverbindungeu , die  Lehnhoheit  »)  (imperium 
civile  circa  feuda,  potestas  feudalis  sublimis,  jus  circa 
feuda  majestaticum).  Ihre  Wirksamkeit  zeigt  sich 
hauptsächlich  bei  Lehngesetzen,  Lehngerichtbarkeit 
und  Lehndiensten  6).  Die  Lebnherrlichkeit 
wird,  rechtlich,  dadurch  mehr  nicht  beschränkt,  als 
der  Staatszweck  fordert. 

a)  Das.  NsTTELBLaoT  ayst.  jtirisprud.  naturalia,  §.  ii5i.  1464. 
sqq.  (v.  Gbolxsh's)  Deduction  in  Sachen  NassauSarbrücUcn 
c.  llessrndarmstadt , die  Feudalität  einiger  Norderk  von'Ra- 
benauischen  Güter  betr.  (Giessen  1783.  Fol.),  §.  16  u.  81. 
Scbnsvb&bt's  Staatsr.  der  gesammten  Beichslandc , V f.  ^ 
HjlOusitn's  Einl.  in  das  Lchnr. , y 8.  M.  J.  Beiiii's  Versuch 
einer  allgemeinen  Bestimmung  des  rechtl.  Unterschieds  «wi- 
schen Lehnherrlichkeit  und  Lehnhoheit.  Wirzburg  1799.  8. 
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M.  H.  Gbibsek  diss.  de  dominio  directo  iu  territorio  alieno. 
Viteb.  1717.  4*  Stbov  diss.  de  eod.  arg.  Jen.  1714.  4> 


s.  440. 

Tusonderheit  über  auswärtige  Staatslehen, 

Ueber  auswärtige  Staatslehen  (feuda  extra 
hurtem),  so  weit  dergleichen  noch  vorhommen , steht 
die  Lehuhoheit  dem  Lehnherrn,  ganz  oder  zum 
Th  eil,  nur  dann  zu,  wenn  solche  als  Staatsdicnstbar- 
heit  begründet  ist.  t So  fern  der  Yassall  selbst,  in 
Absicht  auf  das  Lehn,  in  dem  Besitz  der  Souyerai- 
netät  sich  befindet,  gebürt  auch  ihm  die  Lehn, 
hoheit  o). 

a)  H.  G.  ScntDtXAaTai.  diss.  de  nexu  feudal!  intef  gentes.  Jen, 
1768.  4* 


$.  441. 

11}  Lehnverlindung. 

Theils  die  Auflösung  der  teutschen  Beichsrerbin* 
düng  überhaupt,  theils  die  in  der  rheinischen  Bun- 
dcsActe  geschehene  wechselseitige  Yerzichtlcistung 
aller  Bundesfürsten,  auf  jedes  wirhliche  oder  gegen, 
wnrtige  Recht , welches  Jeder  von  ihnen  haben  oder 
ansprechen  konnte,  auf  Besitzungen  der  übrigen  Mit. 
glieder  des  Bundes  ($.  8a),  ward  von  den  Bundes, 
fürsten,  in  Beziehung  auf  das  Lehnvcrhältnifs  in 
den  rheinischen  Bundesstaaten,  zu  verschiedenen  Be. 
Stimmungen  »)  benutzt , welche  grüfstentheils  nocll 
jetzt  wirksam,  und  nur  hie  und  da,  seit  Yernichtung 
des  rheinischen  Bundes,  abgeändert  worden  sind. 
Yon  dem  einen  und  von  dem  andern,  ist  hier  za 
handeln. 

<i)  Badische  Bekanntmachung  v.  2Ü.  Not.  1806,  ln  dem  bad.  Re> 
gieruDgsblatt,  1806,  Nom.  «9,  U.  in  d.  Rhein.  Bond,  lY.  9% 
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Staalsvertr.ig  zwiscbrn  Ba  /en  und  J'T^irzburg  v.  17.  Mai  1807^ 
6,  in  d.  bacl.  Uegier.  Blatt,  1807,  Num.  24*  PJ'^irtemb.Pa- 
tcnt  T.  16.  Dec.  1806.  Baier.  Declaration,  die  Bestimmung 
der  Vcrliältnisse  der,  der  hönigl.  Souverainetät  unterworfe- 
nen Fürsten  , Grafen  und  Herr  n betr. , v.  19.  März  1807  , 
M.  1 , in  d.  Hliein.  Bund , VI  372.  Barer.  Frblärung  v.  17. 
April  1807,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1807,  Kum.  36.  Baier. 
Aufruf  an  die  Vassalleu  in  der  Oberpfalz  , v.  22.  Mai  1807  , 
in  Tyrol,  v.  1.  Jun  1807,  in  iS’euburg  etc.;  in  d.  baier.  Re- 
gier. Blatt,  Num.  26.  Baier.  F^dict  T.  3i.  Aug.  1808,  die 
I.elinvcrhältnisse  in  dem  Königreich  betr.,  in  d.  Begier.  Blatt^ 
1808,  Mum.  .|8.  Grofsherzogl.  wirzburgisvhe  Verordn.  T.  9. 
Jun.  i8i>“,  i63  IT.;  in  d.  Rhein.  Bund,  X.  49^-  TVirzhurg. 

.V'crordn.  v.  14.  Dec.  1811.  Grofsherzogl.  hessische,  Behanut. 
inachung  v.  4-  Febr.  1807;  in  d.  Rhein.  Bund,  VIII.  298. 
H.rzogl  arenbergische  Bekanntmachung,  d.  d.  Recklinghausen 
i5.  Oct.  1807.  AnhahCöthensche  UrganisationsEdicte  v.  28. 
D ec.  181U , Art.  12,  u.  19.  Febr.  1811,  Art.  29;  in  d.  Rhein. 
Bund  , LH.  99.  LIV.  384. 


, S.  442. 

1)  Sei  vormaligen  Seichslehen', 
a)  entiveder  mit  Aufhebung  der  Lehnverbindung.  ' 

In  Hinsicht  auf  die  vormaligen  R e i ch s 1 c h e n «), 
sind  mannigfaltige  Veränderungen  eingetreten. 
1)  Bei  vielen  hat  die  Lehn  Verbindung  gänzlich  auf- 
geh ürt.  Es  sind  nämlich  1)  solche  Reichslehnver- 
bindungen, sowohl  wegen  Vorderlehen  als  auch  we- 
gen Ai'tcrlehcn,  deren  Gegenstand  durch  Auilösung 
der  teutscheii  Reichsverbindung  verschwand  (z.  B. 
Reichsämtcrj,  oder  durch  die  rheinische  BundesActe, 
oder  nachfolgende  Machtgebote,  dem  Vassallen  ent- 
zogen ward  fz.  B.  manche  Regalien  jetziger  Standes- 
herren}, als  erloschen  anzusehen  &).  Dasselbe  gilt 
2}  von  der  I.chnverbindung  wegen  solcher  Reichs- 
V Orderlehen,  deren  noch  fortdauernder  Gegen- 
stand, der  Staatshoheit  eines  Bundesstaates 
nicht  unterworfen  istc).  Auch  hat  3)  diejenige 
I Lehnpllicht,  womit  die  meisten  der  jetzigen  tcutscheu 
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Bundesstaaten  selbst,  wegen  bestimmter  Grund- 
besitzungen oder  TcrritorialGercchtsame,  dein  Baiser 
und  Beicb  zugethan  waren,  bei  Auildsung  der  Rcichs- 
verbindung  ganz  auf'gehürt,  durch  Appropriation. 
Kndlich  4)  hörte  auch,  schon  durch  die  rheinische 
BundcsActe  , die  Lehnverbindung  wegen  solcher 
Reichs  A t'te  r lehen  gänzlich  auf,  welche  ein  rhei- 
nischer liundesfürst  von  einem  andern  Bun- 
desfürsten bis  dahin  empfangen  hatte  (§.  82,  lYJ. 

a)  Verzeichnisse  derselben,  bei  Moskb  t.  d.  teutseben  Lehns- 
verfassung , s.  34  ff. 

b)  Ithein.  Bund  , XII.  3i7  , V 9^.  99. 

c>  V on  ehemaligen  Heichslehen  in  der  Schweiz , s.  Mosia  a.  a. 
O. , S.  144  — >47.  Ebentiers,  von  d.  I.  lleicbstagsgescbäflen , 
S.  i383. 


§.  443. 


2)  Oder  blojs  mit  p^erätideruitgen  in  AnseTiwig  des 
Lehnherrn. 


II)  Bei  andern  vormaligen  Reichslehen,  ist,  unter 
Fortdauer  der  Lehnverbindung,  nur  in  Ansehung  des 
Lehnherrn  eine  Veränderung  eingetreten.  F'.s 
wird  nämlich  1)  bei  denjenigen  Reichs  Vo rd  c r leben, 
deren  Besitzer,  wegen  solcher  lehnbaren  Besitzungen 
oder  Gerechtsame,  jetzt  der  Staatshoheit  eines 
Bundesstaates  unterworfen  sind,  die  Lcbnherr- 
licbkeit  dergestalt  als  fortdauernd  behandelt,  dal's  der 
Inbegriff  der  lehnherrlichen  Rechte  nunmehr  demje- 
nigen Bundesstaat  zusteht,  in  dessen  Staatsgebiet 
der  Gegenstand  der  Lchnverbindung  sich  befindet  «). 
2)  Reichs  A f t e r leben , welche  in  dieser  Eigenschaft 
vorhin  schon  von  einem  Bundesstaat,  als  Reichs- 
Afterlehiiherrn , verliehen  wurden,  haben  sich,  nach 
Erlöschung  der  R c i c h s lehncigenschaft,  in  unmit- 
telbare oder  VorderActivlehcn,  und  zwar  desje- 
nigen Bundesstaates  ($.  82,  IV)  verwandelt,  in  dessen 
Staatsgebiet  sie  gelegen  sind. 
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a)  Rhein.  Bund,  V.  3«^.  VIII.  198.  X.  5o.  XII.  3»6.  XII.  80. 96. 
XV  4^>'  D-Tsselbe  verordnete  ;i,  in  Ansehung  der  in  sei- 
nen Staaten  gelegenen  Reichslehen,  durch  c.  CabinetsOrdre 
V.  16.  Sept.  1806,  in  CnojiK’s  u.  Jadp's  Germanien,  Bd.  II, 
S.  5ii.  II.  in  V.  AacHKaBOix  Minerva,  Oct.  1806,  S.  >39. 
Anwendung  auf  die  rcicbslehnbaren  fürstlich- tAurn - und  ta- 
xiti:hen  PottgrreeJitsame.  Vergl.  §.  349,  334*  f-  « U.  447.  <!• 
— Dafs  die  Lehnhcrclichheit , nur  bei  gegebenen  Lehen  dem 
inländischen  Bundesstaat,  bei  auf  getragenen  hingegen  dem 
Lehnmann  hätte  iieimfallen  sollen,  behauptet  Gun.  Wiesaüd 
in  der  oben  (§.49.  Note  a)  aiigef.  comment.  Part.  I.  c.  2.  G. 
H.  r.  RFno's  Abhandlungen  zu  Erläut.  der  rhein.  BundesAote , 
Th.  I,  S.  174  ff. 


§.  444. 

Fortsetzung. 

Auch  ist  3)  bei  solchen  Reichs  A fterl  e h en , 
welche  ein  ehemaliger  rheinischer  Bundesfurst  tou 
einem  solchen  reichsstnndischen,  durch  Auflösung  der 
Rcichsrerbindung  souyerain  gewordenen  Lande.s- 
herrn  cmplieng,  welcher  zu  dem  rheinischen  Bund 
nicht  gehörte,  die  Lehnverbindung  durch  die  rhei- 
nische BundesActc  für  aufgehoben  nicht , sondern 
das  lichn  , nach  Erlöschung  der  R ei  ehsLehneigen- 
schaft,  nunmehr  für  ein  Vorder  lehn  zu  achten  n). 
Dasselbe  gilt  4)  solchen  Reichs Afterlehcn, 

welche,  während  der  Reichsverbindung,  von  jetzt  als 
Standesherren  uiitci*geordnelen  ehemaligen  rcichsstän- 
dischen  Landesherren  von  fürstlichem  oder  gräflichem 
Stande,  an  nachher  zu  dem  rheinischen  Rund  nicht 
gehörige  Staaten,  gleichviel  ob  diese  zu  dem  teut- 
schen  Reich  gehörten  oder  nicht  oder  an  solche 
R ei  ch  s u nm  itt  e 1 b a r e,  welche  nach  Auflösung  der 
Reiebsverbindung  rheiimchen  Bundesfürsten  unterge- 
ordnet wurden  c) , oder  an  ehemalige  Reichsmit- 
tclbare  '0.  verliehen  wurden. 

a)  Beispiele  von  böhmischen  und  östreichischen  Reichsaflerle- 
hen  der  Fürsten  von  Reufs,  von  Schwarzburg,  u.  von  der 
Leycn.  Motcr  t.  d.  t.  Lchnsverfassung , 4^fl  f 4**’’ 
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h)  Mosik  a.  a.  O.  S.  4>i. 
c)  Mosca  a.  a.  O.  S.  4i3. 

li)  Moses  a.  a.  O.  S.  4^3.  Nur  werden  Lebnverbindungen  die- 
ser, so  wie  der  durch  die  Note  c angedeiiteten  Art,  nicht  in 
allen  teutschen  Bundesstaaten  fernerhin  geduldet.  Vergl. 

V 448- 


§.  445. 

XU  Fortdauer  der  Suceessions Rechte  u.  der  ursprüng- 
lichen ReclitsbestirnttMugen. 

Dieser  Veränderungen  ungeachtet,  ist  1)  recht- 
lich aiiKunehmen,  dafs  die  vormaligen  Beicbslehn- 
SuccessionsRechte,  nebst  der  Successions-  v 

Ordnung,  gleichviel,  ob  sich  dieselben  griin. 
den  auf  die  Abstammung  von  dem  ersten  Erwer- 
ber (jus  sanguinis),  oder  auf  Milbelehnschaft,  oder 
auf  gesetzmäsig  erlangte  EventualBelehnung  oder  An- 
wartschalt  «),  oder  auf  andere  gültige  Vertragbeslim- 
mung  oder  WillenserUlärung , unverändert  fort- 
dauern  (§.  52);  nicht  nur  bei  den  vormaligen,  jetzt 
appropriirten , Reichslehen  der  teutschen  Bundesfiir- 
sten  selbst,  sondern  auch  bei  denjenigen  Reichslehen, 
die  nach  Auilüsung  der  Reichsverbindung  in  Staats- 
lehen rheinischer  Bundesfürsten  verwandelt  wurden, 
und  jetzt  von  teutschen  Bundesfürsten  releviren  &). 

Bei  diesen  letzten,  bleiben  überdem  II)  nach  wie 
vor,  so  wie  die  ursprünglichen  Rechtsbestim- 
mungen (lex  investituraej  überhaupt,  also  auch  na- 
mentlich die  besondern  Eigenschaften  oder 
Improprietäten,  unverändert  gültig. 

■)  Rheinische  BundcsActe,  Art.  34«  und  Analogie  dieser  Rechts- 
bestimmung. V.  Brno  a.a.  O.  S i85.  WiESxnn  1.  c.  KlÜseb's 
Staatsr.  des  Rheinbundes,  89  u.  9s. 
h)  Durch  den  in  der  rhein.  BundesActe  (Art.  34)  enthaltenen 
Verzicht,  sind  die  unmitttlharrn  (Rhein  Rund,  IV.  lis'i  Suc* 
cessionsRechtc  eines  Bundesfürsten  auf  solche 
Besitzungen  ausgeschlossen , welche  in  dem  SotiverainStaat 
eines  amlern  Bundesfürsten  gelegen  sind.  Riffssa's  angef.* 

Staatsr. , §.  191. 

Xt-S-r'«  vScvll.  XtAl. 


I 
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§.  446. 

a)  Btti  TerritarialLehen. 


In  Anselning  der  während  der  teutsclicn  Reichs- 
Verfassung  bestandenen  teutschen  TerritorialLc- 
hen,  blieb,  bei  Aullüsung  der  Reichsverbiiidung, 
I)  jede  bisherige  inländische  TerritorialLehnver- 
bindung,  bei  w'eicher  vorhin  schon  dem  jetzigen  Run- 
desfursten  die  Lehnherrlichheit  gebührte,  oline  Ver- 
änderung in  der  Person  des  I.chiiherrn  und  seiner 
Rechte;  aber  späterhin  erfolgten,  in  etlichen  Bundes- 
staaten, Lehnvererbungen  (§  447-b  Hl  Was  aber  die 
auswärtige  Lchnverbindung  inländischer  Privatbe- 
sitzungen (feuda  extra  curtem) , bclriflt  <0^  so  ward 
solche  i)  von  mehreren  rheinischen  Bundesiursten 
als  unter  den  rheinischen  Bundesstaaten  auf- 
gehoben und  auf  denjenigen  Dnndesiursten  überge- 
gangen  betrachtet,  in  dessen  Staatsgebiet  das  Lelm 
sich  befindet;  dem  zufolge  auch,  in  dem  hünfligen 
Fall  einer  Eröffnung  des  Lehns,  der  vorige  Lehn- 
herr  zu  der  Consolidation  des  Lehns  nicht  berech- 
tigt ist  v).  Dagegen  liaben  2)  andere  rheinische  Bun- 
desstaaten, entgegengesetzte  Grundsätze  aufgo- 
stcllt  d),  III j Jede  Lehnverbindung,  welche  unmittel- 
bar zwischen  rheinischen  Bundes  fürsten 
bisher  bestanden  hatte,  ward  als  aufgelüset  be- 
trachtet e).  IV)  Und  eben  so  die  Lehnherrlichheit 
eines,  nunmehr  als  Standesherrn  untergeordneten, 
vormaligen  reichsständisclien  Landesherrn,  über  einen 
souverainen  Bundesfürsten/).  V)  Jede  I.ehnver- 
bindung  Oestreichs  mit  B a ie  rn  , W i r t e m b e r g 
und  Baden,  ward  wechselseitig  aufgehoben?). 

a)  (E.  A.  IKvs)  lieber  die  Lehnlierrllclihelt  eines  Sonverains 
des  rheinischen  Bundes  im  Gebiete  des  andern.  ( Nt  irr.b.  ) 
i8or.  8.  Ast.  TIosGca  über  die  Erlöschung  der  auswärtigen 
Lehen,  in  den  Staaten  der  rheinischen  Cunföderation.  Lands!». 
i8o8.  8.  W.  Güsthsh  diss.  de  niiitata  feudoruni  extra  curtem 
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(nter  principci  foederi  rhenaoo  adscriptos  ratlone.  Lips  1810. 
4.  Rhein.  Bund,  XXVI.  185.196. 

l)  Haierische  Verordn,  v.  3i.Dec.  1806;  in  d.  Rhein.  Bund,  V. 
24*.  Bo/rrijcAe  Verordn.  V.  17.  Apr.  1807 ; in  d.  Begier.  Blatt, 
1807,  N.  36,  u.  in  OüSTEaBEicnn's  Archiv,  St  Vill,  Num.  i5. 
Bairrische  Declaration  r.  ig.  Märr.  1807,  lit.  M.  n.  i;  in  d. 
Rhein.  Bund,  VI.  3go.  Patent  v.  i6.Dee.  1807.  Ba- 

dijc/i»  Verordn,  v.  2Ö.  Not.  1806.  Bmiiif/ie  Verordn.,  die  Stan- 
dcsherrlichkeitsVerfafs.  betr, , r.  22.  Jnl.  i8ot  ,•  §.  i5,  in  d. 
Rh  ein.  Bund,  XII.  326.  Badiic/iei  ConstitutionsEdiet,  die  Lehn- 
Tcrfastung  des  Grofshersogthums  betr.,  t.  12.  Aiig.  i8o-»,  §.3. 
Grofsherzogl.  hessischeXerorAn.  v.  Febr.  180^,  in  d.  Rhein. 
Bund,  VIII.  298,  u.  in  Oistebrficiuk's  Archiv,  VIII.  Num.  i3. 
R iächs,  Patent  v.  23.Aug.  1809.  14'irzburgische  Verordn,  v. 
14.DCC.  1811  ( vergl.  Rhein.  Bund  , X.  5o).  J-'yirzhur gliche 

Verträge,  1)  mit  Buden,  v 17.  Mai  1807,  §.6,  In  d.  Rhein.  Bund, 
IX.  495;  "'■I  SachseuCoburg/Heiningen  , v.  20.  Jun.  1808, 

§.911.  IO,  ebendas.  XXII.  i3o;  3)  mit  dem  F.  Primas,  v.  19. 
Aug.  i8u8,  §.  i3,  ebendas.  XXIV.  3g2.  Sachsen- iceimariic/i« 
^'erordn.  v.  14.  Jun.  Sehu  arzburgSonJershausisches  Pa- 

tent V.  5.  Dec.  1809.  R?ufs-Vlauen  Eberulorßsches  Mandat  T. 
22.  Febr.  1808;  in  d.  Rhein.  Bund,  XIX. 66.  Böiiigl.  n eiiythdl. 
Decret  v.  28.  März  1809,  Art.  3.  — Diese  Grundsätze  glaubte 
man  aus  dem  in  der  rheinischen  BiindesActe,  Art.  34<  gelei- 
steten (-'erzieht  (oben  §.  43  u.  82,  u.  Blvbfb's  Staatsr.  des 
Rheinb.,  Sgff. ) folgern  zu  können,  oder  zu  müssen.  Bbsu- 
bb's  Beiträge  zu  e.  allgem.  Staatsr.  des  rhein  Bundes,  S.  26g. 
Rh  ein.  Bund,  IV.  83.  XXVI.  196.  Von  der  Frage,  ob  jener 
Verzicht  durch  Auflösung  des  rhein.  Bundes  entkräftet  wor- 
den scy?  oben  §.  4''-  “ Von  P.iuieLehen  Avr  StitruleshrrreH, 
die  ihnen  bis  dahin  von  einem  ausu-artigen  Bundesfürsten 
verliehen  wurden,  z.  B.  die  feuda  palatiiia  extra  curtcin,  wie 
die  Grafschaft  Wied,  s,  Bbsceb  a.a.  O. , S.  ii5. 

e)  Rhein.  Bund,  IV.  ii3,  7.  — Dawider  s.  E.  A.  Hsvs  a.  a.  O., 
8.  i2ir.  35ff.  Rhein.  Bund,  XXVIr  i83ff. 

\ 

d)  So  i)  der  Grofsherzog  von  Hessen  und  der  Fürst  Primas, 
in  e.  Vertr.  v.  26.  Sept.  1806,  worin  die  Snuverainetät  über 
die  in  dem  Grofsherzogthum  Hessen  (also  extra  curtem)  ge> 
legenen  Lehen  des  Fürstenthums  Asrh.iffcnburg,  dem  ersten 
überlassen,  die  Lehnherrlichkeit  hingegen  dem  andern  Vor- 
behalten ward.  Rhein.  Bund,  III,  36'.  Auch  erkannte  2)  Hes- 
tert die  nassauische  Lehnherrlichkeit  über  den  unter  seiner 
Staatshoheit  befindlichen,  freiherrl.  v,  Löwischen  Ort  Stein- 
furt,  an,  in  e.  Vertr.  v.  3o.  Aug.  1806.  Rhein.  Bund,  IX.  487* 

6Ö  * 
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3)  Die  grofslicnogl.  wirzhurgische  Constitution  r.  9.  3un.  iSo'. 

§.  170,  sctxte  die  definitive  landesherrliche  Erhlanuig  dieses 
l’unctes  aus , bis  nach  Berichtigung  der  nachbarlichen  Ver- 
hältnisse. Rhein.  Bund«  X.  öo.  Es  wurden  aber  nachher,  in 
den  oben  Note  b genannten  Verträgen,  die  oben  in  diesem  §. 
unter  Nuiu.  a angeseigten  Grundsätr.e  angenommen, 
e)  Auch  dieses  glaubte  man  aus  dem  (oben  Note  b erwähnten) 

, in  der  rfaein.  BundesActc  geleisteten  Versieht  folgern  su  dür- 
fen, oder  EU  müssen.  Doch  spricht  der  Verzicht  nicht  von 
priudtrechtlicben  Verhältnissen.  RLtiDEa's  Staatsr.  desRheinb., 

§.  90 , Num.  a.  — Kurhessen  erkennt  eine  solche  Aufhebung 
von  Lehnverbindungen  nicht  an.  Man  s.  §.  179,  a.  — Vonder 
Lehnbarkcit  der  Grafschaft  PI  al Jeck  gegen  Rurhessen,  u.  der 
Grafschaft  Pyrmont  gegen  Braunschweig,  8.  Rhein.  Bund,  VII, 
161.  IX.  449* 

/)Bhai;vb  a.a.  O.,  S.  108.  Verg^.  unten, §.448,  Note  b,  u.  §.449- 
— Die  rheinisohe  BundesActe  liefert  für  einseitige  Aufhebung 
solcher  privatrechtlichen  Verhältnisse,  keinen  Entscheidungs*  , 
grund. 

g)  Presburger  Friede  v.  a6.  Dcc.  1806,  Art.  lö. 

S-  447. 

Fortsetzung. 

VI)  In  dem  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes 
srard,  in  verschiedenen  Bundesstaaten,  die  Älludi- 
f’ication  der  TerritorialLehen , zuin  Theil  auch  der 
Privatlehcn  (§.  44^),  durch  landesherrliche  Verord- 
nung verfügt«);  ■welches,  nach  Vernichtung  jenes 
Bundes,  von  der  wieder  eingesetzten  rechtinäsigen 
Landesherrschaft,  theils,  so  fern  die  Alloditication 
bereits  erfolgt  war,  anerhannt  &),  theils  allgemein  für 
nichtig  erhliirt  ward  c).  Dagegen  sind  VII)  seit  Auf- 
lösung der  tcutschen  Reichsverbindung,  in  mehrern 
B undesstaaten  neue  Staatslehe  11  entstanden'!^. 
VIII)  Aber  gestattet  wird  nicht,  dafs  Jemand  inländi- 
sche Besitzungen  einem  auswärtigen  Sonverain  zu 
Lehn  auftragc,  oder  von  ihm  inländische  Privat- 
gütcr  oder  Einhiinftc  zu  Lehn  nehme').  FX)  Auch 
wird  einem  fremden  Souverain,  inländischer  Lchn- 
bcsitz  nicht  leicht  erlaubt/).  X)  Lehnähnlicha 
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Institute,  fast  wie  auswärtige  Staatslehen  pub- 

lica extra  curtem),  waren,  seit  1806,  in  verschietle- 
ncn  teutschcn  Staaten,  die  haiserlich  - fr  a n z u s i- 
^schen  Schenhungs-  und  MajoratDotations- 
Güter  und  Jahr  reuten.  Sie  wurden,  mit  weni- 
gen Ausnahmen  ^),  vernichtet,  durch  einen  gehei- 
men Artihel  des  pariser  Friedens  von  1814  *). 

a)  K.  Kapoleons  Dccrct  fiir  cl.  Grofshensogtli.  licrg,  v.  ii.Jan. 
1809,  in  Cnoac's  u.  Javr's  Oermanien,  Bd.  II,  S.  5i8.  König!. 
uestphäl,  Decrcl  v.  28. >Iär?;  1809,  ebendas.  S.  519,  u.  in  d. 
Bulletin  des  lois  du  royauine  de  Wcslphalie,  1809,  n"  47. 
Vergl.  Rhein.  Bund,  \LV.  391.  LI.  434*  K.  schwedische  V'er- 
ordn.  T.  ii.Oct.  1810,  wegen  V ererbung  der  landesherrlichen 
ActivLehen  in  dem  Her/ogthum  forpommern  unddemKür. 
stenthum /lügen . Von  Baden  s.  Rhein,  Bund,  \1I.  3i6  f.,  i5. 

— Ueber  die  neuesten  Schichsale  des  Lelinlnstituts;  in  Cao- 
dh's  u.  Javp's  Gcnn.-micn , Bd.  IV,  Heft  a (1810.  8.),  Num.5. 
V.  IloHxnoDST  über  die  Allodification  der  Lehen  in  Deutsch- 
land, Torxüglich  in  den  St-saten  des  Rheinbundes;  ebendas. 
Bd.III,  Heit  >(1809),  \uin.  1 1,  u.Bd.  IV,  Heft  i (1810),  Num. 4. 
h)  K.  hannöver,  weitere  Erlilär.  über  d.  Allodification  der  Leben 
im  Itildesheimischen,  r.  i5.  Sept.  i8i5.  Prenfs.  Verordn,  v.  11. 
März  1818,  u.  I.  Jul.  1830;  in  d.  preufs.  Gesctzsamml.  1818, 
S.  17,  1830,  S.  i3i. 

»)  Kurhessische  Wiederherstellung  d.  Lebnwesens,  im  Jan.  i8i5. 
d)  K.  B.  ffirstl.  taxische  Postlehen  (§.334''),  eine  Art  von  Zins- 
lehcn  (feudis  censnalibus) , da,  wo  sic  vorhin  als  lleicbslehen 
bestanden,  heine  neuen  Lehen,  sondern  nur  Umwandlung  in 
inländische  Staatsichen  ( §.  443  u.  353)  ; in  Baiern  und  Wir. 
temberg  die  RcichsKronamlslchen  (§.409);  in  Schlesien  das 
standesherrliche  Fürstenthum  Krotosr.j’n  des  Fürsten  von 
Thurn  u.  Taxis  (§.354''.  Note  b). 
r)  Das  angef.  badische  ConstitutionsEdict , §.  3. 

/)  Ebendas.  §.  4* 

g)  Kais,  frans.  Urhunde  für  den  franz.  Reiebsgrafen  (nunbaier. 
Fürsten)  r.pp'rede,  v,  i5. Nov.  1810,  wegen  der  ihm  gesebenk 
ten  frans.  Majorate  EngelzcII,  Monsee  u.  Suhen,  in  dem  Inn- 
n.  HausruckVicrtel ; daun  f 'ertrag  hierüber,  xwischen  Frank- 
reich u.  Baiern,  v.  i8.Febr.  1810,  Art.  4>  o.  baier.  Verordn. 
V.  5.  Aug.  1811,  über  die  recbtl.  Verhältuisse  dieser  Güter; 
in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1811,  St.  5i.  — Dem  gewesenen 
grofsbersogl.  bergischen  Minister *y/gar,  ward  seine  Ootati- 
onsBcsitzung  (Mosburg)  bei  Düsseldorf  von  Preussen  aus  Gnade 
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gelassen ; er  rerltaufte  sie  im  3.  1818.  — Der  Heraog  v.  Dat- 
herg  ist,  wegen  seiner  Dotation,  von  Baiern  abge^'unden. 
h)  Art.  5 secret,  in  v.  Mabtiss  recueil,  Suppldm.  T.  VIII,  pre< 
face,  p.  VII. 


S.  448. 


3)  Sei  Privatlehen, 

Anlangend  die  inländischen  Privatlehen, 
so  war  bei  diesen  1)  die  Lebnverbindung  mit  aus- 
wärtigen Privatlehnherren,  in  den  ehemaligen  rhei- 
nischen Bundesstaaten,  für  aufgehoben,  durch  die 
rheinische  BiindcsActe,  nicht  zu  achten;  sie  ward 
aber  fernerhin  nicht  überall  geduldet,  a)  Die  Lehn- 
verbindung  mit  inländischen  P r i v a tlehnherr^n, 
ist  in  verschiedenen  Bundesstaaten  aufgehoben, 
in  den  meisten  aber  dauert  diese  Lehn  Verbindung 
unverändert  fort«),  doch  mit  Unterordnung  unter  die 
inländische  Staatshoheit.  3)  Zu  dieser  Classe,  gehS- 
ren  jetzt  auch  die  noch  bestehenden  inländischen 
Activl.ehen  inländischer  Standes. t)  und  Patrimo- 
n i a 1 H e r r e n , die,  wenn  sie  vorhin  ReichsAfter- 
lehen  oder  TerritorialLehen  waren,  sich  aus  solchen 
in  Privatleben  verwandelt  haben 

«)  Nach  drm  angef.  haJischen  ConstitutionsEdict,  3 , können 
diese  Lehm  nur  in  der  Form  von  tineigenilichen  Leben  (von 
lehnähnlirhen  Instituten,  als  Fciidaster),  mithin  nur  in  teut~ 
schäm  jyrivatrechilichcm  Verbältnifs,  fortdauem.  — In  Baiern 
ward  die  yiufhehung  aller  inländischen  Prieat-  u.  yifterhehn, 
Verbindungen,  und  dafs  nur  Mannlehen  der  Krone,  theila 
Thron-  thcils  Cansleilehcn,  bestehen  sollen,  verfügt;  durch 
Edirte  v.  so.  April  u.  7.  Jul.  1808,  3o.  Dec.  1808,  3.  Febr.  1809, 
V.  s,  Jan.  i8i3  u.  6.  Jan.  i8i5.  — Grofshersogl.  hessische  Be- 
gierungsBekapntmaehung,  dir  Erlaubnifs  eu  Aliodification  der 
Lehen  betr.,  v.  7.  Mai  i8o8-  Rhein.  Bund,  XX.  35q.  — Von 
Aufhebung  des  Lehnwesens  u.  der  Lehnfolge , in  d.  eliemal. 
GrofsherEOgth.  Berg  u.  in  d.  ehemal.  Königr.  ff  'esiphafen,  s. 
in  vorigem  §, , Note  a.  v.  Uoubhobst's  ebendas,  angef.  Abh. 
l)  Von  Aufhebung  der  standesherrlicben  ActivLehen  in  Baiern^ 

I 
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s.  die  Eilicte  v.  3.Febr.  1809,  u.  a5.  Dec.  1811.  — XoaTT^trz- 
hurg  s.  Rlicin.  Bund,  X.  5o.  v 

c)  3.  L.  Klübeh  de  jure  nobilium  feiida  militaria  constituendi. 
Goett.  1786.  8. 

J)  BR\ura's  angef.  Beitr.igc,  101.  — In  dem  Grofsberaogthum 
Baden  werden  diese  blof«  so  weit  geduldet,  als  damit  nur  Gü- 
ter, Renten  und  Rechte  verbunden  sind,  welche  die  Standes- 
horren  selbst,  als  Eigentbum  besitzen  hnnnen.  BaJisihe  Ver- 
ordn. V.  SS.  Jul.  180-,  17,  die  StandesherrlichlieitsV  or- 

faTs.  betr. , in  d.  Rhein.  Bund , \1I.  817.  Vergl.  BaiuEn's 
Beiträge,  111  u.  iis.  — Dasselbe  ist  verordnet , 5s  der 
grorsberzogl.  hessischen  Declaration,  die  Rechte  der  Standes- 
licrreii  beV->  v,  i.Aiig.  1807,  nur  mit  dem  Zusatz:  «und  in 
so  weit  nicht  das  dominium  utile  souverain  gewordenen  licr- 
rrnzustebt».  Rhein.  Bund,  XIII.  80.  Dieser  Zusatz  findet 
sich  nicht  in  der  hessischen  Verordn,  für  die  adelicheu  Ge- 
rii-hlsherren,  v.  1.  Dec.  i8o~,  §.43.  Rhein.  Bund,  XIV.  s33. — 
In  der  baierischi  n Declaration  v.  19.  März  1807,  lit.  M,  heifst 
es  : « Was  die  .IctivLehen  betrifft,  so  werden  ihnen  (den  sub- 
jicirten  Fürsten  und  Grafen)  dieselben  ferner  belesen;  je- 
doch geht  in  allen  streitigen  Lelinsacben  die  yippellation  an 
L'nser  oberstes  JustizTribunal,  und  die  Ritterdienste  können 
nur  für  den  Souverain  verlangt  werden  j alle  übrigen  f-e/inge- 
fiille  bleibendem  Mediatherrn».  Rhein.  Bund,  VI.  891.  Die- 
ses ward  späterhin  abgeäudert,  durch  das  oben  (Note  a)  nn- 
gef.  Edict  V.  7.  Jul.  1808 


§.  44Ö. 

Insbesondere  bei  PrivatPassivlehen  der  Bundesfilrsten. 

In  Ansehung  solcher  PrivatPassivLehen , welche, 
während  der  teutschen  Reichsverbindung,  ein  nun- 
mehriger Biindesfürst  von  eigenen  Unterthanen 
empfieng,  ward  in  dem  Königreich  Baicrn,  abwei- 
chend von  der  bisher  in  Teutschland  bestandenen 
liehnsitte,  der  Grundsatz  auFgestellt:  dafs  hein  rhei- 
nischer BundesSouverain  fernerhin  V assall  eige- 
ner Unterthanen  scyn  höiine,  sondern  dafs  alle 
liehen  dieser  Art  als  allodificirt  zu  betrachten 
Bcyen;  jedoch  gegen  Entschädigung  der  Lehnher- 
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ren,  so  weit  sie  dadurch  an  wirklichen  Einkünf- 
ten rerlieren  «). 

«)'K.  haier.  Erklärung  r.  »y.Apr.  1807 , in  d.  baicr.  Reg.  Blattt 
i8u7,  Num.  36.  u;  in  Osstbrbxicbib’s  Archiv,  VIII,  N.  i5.  EnU 
sehädigungsGrundsätae  dcfshalb,  ind.  baicr.  Regicr-Ulatt,  1808, 
N 4‘  u*  in  e.  Verordn,  v,  18.  Aug.  i8i3,  in  d.  Regier.  Blatt  i8i5. 
St.  36.  Vergl.  auch  die  ( su  vorigem  ^. ) angrf.  grofshercogl. 
hestitch$  Declaration , und  Biuoaa's  angef.  Beiträge , toS. 


XVIII.  C a p i t e 1.  , 

Wehr-  und  Waffenrecht. 

i ■ ii.i 


S.  450. 

fVehr  - unä  fVaffenrecht.  Kriegsgesetxgebung  und 

Polizei. 

Jedem  teutschen  Bundesstaat  gebührt  das  Wehr- 
und  Waffenrecht  n)  (Recht  der  Armatur,  Militär- 
gewalt, jus  armorum,  potcstas  militaris),  das  Recht, 
Schirm,  und  Wehranstalten  zu  errichten  und 
zu  unterhalten,  insbesondere  bewaffnete  Macht 
fortwährend  zu  unterhalten  und  anzuwenden,  zu  dem 
Schutz  der  Rechte  des  Staates,  namentlich  für  Hand- 
habung der  üffentlichen  Ordnung  und  für  Vertheidi- 
gungskriege.  Zu  diesem  Zweck,  ist  jeder  Bundesstaat 
befugt:  I)  zu  Kriegsgesetzgebung  b),  und  II)  za 
KriegsPolizei  0 

«)  Püttfb's  Lit. , III.  335.  KlCbkr’s  Lit. , §.  ni6 — ino'>.  Rös- 
sio’s  Politik,  s3»fT.  — DieRundesActe,  Art.  10,  verheifsleine 
Einrichtung  in  Absicht  auf  die  militärischen  Verhältnisse  des 
Bundes.  Hievon  oben  §.  i33*  u.  ff. 
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/ 

t)  Aeltere  TerritorialKricgsgeMtse  findet  man  in  J.  C.  Lüaio's 
corpu«  juris  militaris.  Lips.  i7a3.fol.  — Neuere  Gesetne  un- 
ten V 4^« 

«)  Eine  Sammlung  von  Gesetsen  und  Anstalten , fSr  öffentliche 
und  PrivatSirherheit  bei  dem  Ausbruch  eines  Kriegs , und 
vräbrend  desselben,  enthält  J.  P.  Habl's  Handb.  der  Kriegs. 
Polisei Wissenschaft  u.  MilitärOekonomie.  Th.  l u.  11.  Erlan- 
gen >8ia.  8. 


S-  451. 

TVehrmannsehaft  5 ordentliches  Kriegsheer  und 
Landwehr. 

Ferner,  III)  zu  Anstellung  und  Unterhaltung  {c* 
der  Art  von  nüthiger  Wehrmannschaft,  nach  den 
Terschiedenen  Graden  (Mannen  und  Obermannen), 
namentlich  der  dazu  gehörigen  Be f c h 1 h a h e r «), 
Wehr-  oder  Feldobern  (Offizieren),  und  Kriegs« 
beamten,  für  Streit«  und  Pilegwesen.  Dahin  gchü« 
ren : 1)  das  stehende  ordentliche  Kriegsheer, 
bestehend  aus  Fufsrolk,  Reiterei,  und  Geschiitzmann. 
Schaft,  sowohl  Hof«  oder  Haustroppen  (Kriegs, 
oder  MilitärHofstaat,  HofMilitär , maison  militaire), 
als  auch  LinienTruppen  (Linieiiheer)  und  Schirm-  oder 
PolizeiSoldaten  k)  (Landjäger,  LandDragoner , Land- 
reiter oder  Landhussaren , Gensdarmerie);  a)  das 
stehende  ausserordentliche  Kriegsheer  oder 
die  Landwehr  c),  bestehend  in  der  Regel  aus  Fufs« 
Tolk,  wohl  geübt,  schlagfertig,  aber  im  Friedenstand 
nur  für  die  nothwendige  Uebungszeit  unter  den  Waf- 
fen, und  während  eines  Kriegs  auch  ausserhalb  Lan- 
des zu  dienen  verpilichtet;  eine  Hülfanstalt,  zu  Siche- 
rung des  Vaterlandes  gegen  innere  und  äussere 
Feinde  J). 

4>)  Püttkk's  Beiträge,  I.  194*  Mösfb's  patriot.  Phantasien, 
IV.  »86. 

h)  Für  den  Landschirm,  d.  h.  die  Erhaltung  der  öffentlichen 
Ordnung  durch  Wehren  (bewaffnete  Männer).  — Baieriiches 
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tdict  r.  ii.Oct.  181?,  wegen  Errichtung  einer  Grnsdarmeric  ; 
in  d.  Regier.  BIhU  t.  i4-  Oct.  1811. 

«)  Der  Soldat  u.  der  LandTvehrmann  ^ in  den  Brhcrsigungen 
vor  dem  wiener  Congref»  ( 1814.  8. ) > S.  47  — So-  E.  A.  F. 
V.  Liibibsteix  über  alehendr  Heere  und  Landwehr.  CarUr. 
1817.  8.  — Baier.  Verordn,  v.  lo.  Jun.  181 3,  wegen  Errich- 
tungeiner NationalGarde  , u.  die  unten  §.4&3  angef.  ösireuh., 
■prenfi.,  baier.  u.  a.  Gesetse.  Preufs.  Landwebrordn.  v. 
91.  Aot.  i8i5.  Hannöver.  Anweisung  über  I^andwehrordn. , 
V.  3o.  Der.  «816.  Grofsheriogl.  hessitche  ^'erordn.  v.  17. 
Jan.  1817,  die  Kosten  der  Landwehr  betr.,  u.  Verordn,  wegen 
Aufhebung  der  Landwehr  v.  10.  Nov.  1819.  Königl.  sächsitche 
Verordn,  v.  Febr.  1817,  die  Bildung  u.  Unterhalt,  einer 
LandKeservc  betr. 

«f)  Paxi  Katinnal Heer,  acht  tcutschc  Anstalt,  welche  den  Fürslcu 
das  Volk,  das  Volk  den  Fürsten  achten  lehrt,  und  wahren 
Vaterlandssinn  erzeugt  und  nährt ; am  zweekinäsigsten  , wenn 
sie  fortwährende  Staatsanstalt,  und  als  solche  zugleich  Bil- 
ilungsanstah  für  kriegerischen  Geist  und  vaterländische  Ge- 
sinnung ist,  mithin  für  kriegerische,  polizeiliche  und  natio- 
nale Zwecke  dient,  und  wenn  darin  alle  Staatsbürger  zum 
Staatsdienst  berufen  , und  alle  zu  allen  Graden  fällig  sind. 
So  bildet  sich  ein  mit  den  Waffen  und  dein  Kriegs- 
dienst vertrautes  Volk,  als  allgemeine  Schulzwchr  des  Vater- 
landes. — Nützlich  ist,  die  Bildung  einer  N«c/iÄü//c  (Reserve) 
für  die  Landwehr  , die  zugleich  zu  dem  ersten  Aufgebot  des 
Landsturms  gehören  würde.  — Durch  Form  wird  bei  der 
Landwehr  der  Geist  getödtet,  wenn  man  sich  in  Anord- 
nungen verliert,  die  nur  auf  unwesentliche,  wohl  g.ir  spie- 
lende Aeusserlichkeiten  Beziehung  haben  , und  überdieft 
einem  grofsen  Theil  des  Volkes  »u  überflüssiger  und  ver- 
hafster  Plage  gereichen.  Das  Wichtigste  ist  auch  hier,  in- 
nere Einheit  und  Freiheit , Liebe  und  Anhänglichkeit  an 
Regierung  und  Vaterland.  Die  Form  beschränke  sich  auf 
das , was  für  den  Zweck  unentbehrlich  ist.  — Kzüskh  über 
das  europäische  StaatsMilitärSvstem , u.  die  militärische 
Wichtigkeit  teutscher  Landesherren;  in  d.  Europ.  Annalen, 
i8o5  , Heft  V'.  Rdsswvbh's  Vorschlag  zu  einem  unüberwind- 
lichen Heer;  in  Abcrfhholz  Itlinerva  , i8u8 , Jan.,  Num.  3. 
CabinetMaximen , ebendas.  Num.  6.  Ueber  stehende  Heere 
und  Landesbewaffniingen , ebendas.  1807,  Sept.,  S.  385  ff. 
lieber  die  Wichtigkeit  des  Militärs  in  kleinen  Ländern, 
ebendas.,  1808,  Bd.  3,  S.  933  ff.  4^  ff.  Von  dem  Mili- 
tär in  kleinem  Staaten,  dessen  Geist  und  Werth;  in  dem 
Rhein.  Bund,  LXVI.  3”4.  Wünsche  und  Gründe  fiirReduc- 
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tion  der  stehenden  Heere ; in  Bsesa's  Bebr's  , und  Scbott's 
«llgem.  StaatsCorrespondenz,  Bd.  I (i8i4).  Num.  ii  u.  i5. 
K.  T.  Rottzck  über  stehende  Heere  und  National3Iiliz.  Freib. 

1816.  8.  D.  Tidtw&rt  Scbbitsob,  die  Wehr-  und  Schirm- 
anstalt. Leipz.  1816.  Fol.  Ehen^ess.  Grundrifs  einer  Wehr- 
anstalt des  teutschen  Bundes.  Leipz.  1817.  Fol.  Betrachtungen 
fiherdie  rerschiedenen  Formen  der  bewaffneten  Macht.  Leipz. 

1817.  8.  Das  teutsche  Kriegswesen.  Franhf.  (ohne  Jahrg.)  8. 

s.  452. 

Landsturm  und  Lehnwehr.  Allgemeine  F'olkswehr. 

Ferner  gehören  dahin:  3)  der  Landsturm  «), 
eine  Art  Ton  Volksbewaffnung,  als  nicht  stehen- 
des ausserordentliches  Kriegsheer,  liiofs 
für  den  Nothfall,  gegen  innere  und  äussere  Feinde; 
ein  A.ufgel>ot  derjenigen  vorzüglich  wehrharen  (erstes 
Aufgebot),  oder  aller  (erstes  und  zweites)  Auf- 
gebot) derjenigen  waffenfähigen  Unterlhanen,  wel- 
che in  dein  ordentlichen  und  aiisserordcnllichcn  ste- 
henden Heer  nicht  begriffen  sindf»!,  begi  ündct  durch 
das  Hecht  der  Heerfolge  c)  (Reils,  und  Folge,  jus 
sequelac);  4)  Lehnwehr,  ebenfalls  als  ausser- 
ordentliches Kriegsheer,  ein  Aufgebot  der  WelirplÜch- 
tigen  LandesI.chnlente  oder  Vassallcn,  in  den  durch' 
das  Lchnrccht  bestimmten  Fällen  >^).  5)  Für  den  äus- 

sersten  Nothfall,  kann,  weil  Vertheidigung  des  Va- 
terlandes die  heiligste  Pflicht  des  Bürgers  ist  t 302 
u.  f.),  allgemeine  Volks  wehr  geboten,  das  heil'sl, 
das  gesammte  wehrfähige  Volk,  ohne  Unterschied 
des  Geschlechtes,  Alters  und  Standes,  selbst  ohne 
regelmäsige  Bewaffnung  und  F.inrichlung,  zur  )Vchr 
gegen  den  ungerechten  Feind  aufgel’ordert  werden«), 

a)  Die  teiitsclie  Vollisbewairnung.  In  einerSammlung  der  dar- 
über in  sämmtlirhen  deutschen  Sla.iten  ergangenen  Verord- 
nungen; herausgegeb.  r.  Ri^i.z  t.  Lii.i>ssTrn!«.  Berlin  i8i5. 
8.  — Archiv  für  den  teutschen  Landsturm.  If  ft  I.  Sonder.sh. 
1816.  8.  Verurdnuugen  über  Errichtniig  u.  EinrichUnig  des 
Landsturms-,  liann^'erisihc  V.  H,  Jun.  l8i5  u i.  Jun.  1H16; 
gothaische  vom  16.  Mai  l8i5;  treimarrschv  v.  i5.  -\ug.  i8i5; 
hildburghaustnsehe  r.  Jan.  1817.  Reujs-schleizisvhes  Dienst- 
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Reglfmrat  für  den  Landsturm.  Sclilcita  181S.  8.  National- 
Zcitung  der  DeuUchrn  i8i5.  St.  36  u.  37. 

i)  Demnach  bleibt  für  den  Landsturm  derjenige  svafTendienst. 
fähige  Thcil  des  iiiiiunlirbcn  Grschlccbts  übrig , welcher 
nicht  unter  dem  stehenden  , ordentlichen  und  ausserordent- 
licben , Kriegsheer  bcgriAcQ  is^ , ein  gewisses  Lebensalter 
noch  nicht  erreicht  hat , und  dessen  Ausschliessung  rou  die- 
ser Art  des  Waffendienstes  dringende  Verhältnisse  (Staats- 
dienst, Gewerbe,  Verhaft,  u.  d.)  nicht  gebieten.  Ausge- 
schlossen sind  also  , die  Unhebbaren,  die  Hciinpflicbtigen« 
die  Kriegunfähigen , die  Vertagten.  Bei  dieser  auf  Vater 
landsiiin  gegründeten  Anstalt,  entscheidet  der  Geist  alles, 
die  Form  wenig,  oft  uiclits.  ln  allen  t.  Bundesstaaten  su- 
sainmen,  leben  gegen  acht  Millionen  wehrfähige  Männer.  Sind 
diese  auch  nur  eum  grösseren  Theil  wehrhaft,  so  bedarf 
der  teulsche  Bund  heines  Kriegsbündnisscs  mit  Auswürtigeu. 
Mösfb’s  patriot.  Phantasien,  Bd.  I,  Num.  3^.  Der  Volks-« 
krieg;  in  denEurop.  Annalen,  i8i3,  St.  XII,  S.  aj7  — 2<;8. 
Reflexionen  über  den  Landsturm.  8.  Ueber  allgemeine  Landes- 
bewaffnung; in  d.  Allgcm.  Anzeiger  der  Deutschen,  1816, 
Num.  iq8.  Uehcr  den  Landsturm;  ebendas.  i8«t  , Num.  21. 

c)  A*b.  GuMPREcnr  diss.  de  jure  scquelac.  Gott.  1799.  8.  StbcbFj 
Th.  II,  Bcd.  8.  Th.  III,  Bed.  i43.  •—  V'on  dem  Wort  Beiriij 
und  Jieissa , s.  C.  F.  Wai.ch's  glossarium  germ.  interpreta- 
tioni  C.  C.  C.  inserriens , p.  427- 

d)  Böhxfii  priuc.  jiiris  feud. , $.  219.  sqq.  et  129.  sqq. 

e)  Verfafs.  Urk.  des  GH.  Hessen,  1820,  Art.  28. 


§.  45,^ 

Auihehung,  fVerhung  und  Annahme  der  Kriegs  mann- 
Schaft.  Kriegspfiiehe , allgemeine  und  besondere. 

ly)  Das  stehende,  sowohl  ordentliche  als  auch 
ausserordentliche,  Kriegsheer  wird  zusamniengebracht : 
i)  durch  Truppenauswahl  oder  Aushebung  a)  (Con- 
scription,  Recrutirung  oder  Enrolenient)  hriegsdienst- 
pflichtiger  Mannschaft  (der  Wehrpflichtigen  oder 
Cantonisten),  nach  einer  gesetzlichen  Auswahl  Ord- 
nung, worüber  die  Bundesversammlung  gleichför- 
mige Verfügungen  zu  treffen  hat  (§.  176);  2)  durch 

Werbung*)  (Anwerbung)  oder  Annahme  freiwil- 
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liger«),  sowohl  Streit*  als  Pflcgmannscliaft.  V)  Bei 
der  Kriegsp  flicht,  der  Veipflichtuug  der  wehr- 
fähigen Staatsgenossen  zum  Hriegsdienst  (§.  38a  u,  f.), 
ist  die  allgemeine,  zur  Landes vertheidigung  im 
äussersten  Nothfall  (§.  45a,  Num.  5),  zu  unterschei- 
den von  der  besondern,  nur  eines  Theils  der 
Wchriahigen , sowohl  zum  Soldatcndienst  im  stehen- 
den Heer,  dem  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  > 
C$.  45i),  als  auch  zum  Landsturm  (§.452),  dem  Dit^nst 
im  nicht  stehenden  ausserordentlichen  Heer  <^). 


a)  Oben  383.  Verhandlungen  in  der  2.  Kammer  der  Stände 
des  GH.  Hessen,  1820,  Heft  7,  S.  108  ff.,  Heft  8,  S.  1 
Oeitrruh.  Edict  T.  3.  Sept.  i8i4 , betr.  die  Verpflichtung 
«um  Kriegsdienst.  Preu/s.  Gesetz  v.  3.  Sept.  1814  , denselben 
Gegenstand  betr.  , in  d.  pj^eufs.  Gesetssamml.  , i8\4  , 

5.  79  , u.  in  d.  Allgem.  Zeit.  1814  , Beil.  114.  Die 

oben  angef.  haier.  Verordn,  v.  21.  Oct.  181 4 , u.  das  ältere 
Couscript. Reglement  r.  29.  März  1812,  in  d.  Allg.  Justiz* 
u.  FolizciBlnttcm  1812,  Num.  201.  IViriemb.  Verordn, 
über  die  Recmlirung  der  Armee,  v.  6.  u.  7.  März.  i8i5, 
mit  Widerrufung  der  ConscriptionsGesotzc  t.  26.  Aug.  1809 
(in  d.  Rhein.  Bund,  XXXVII.  26.)  u.  17.  Febr.  i8i3;  in  d# 
Schwab.  Merkur  r.  9.  März  i8i3.  fnrfemh.  Verfafs.V'erlr.  t. 
1819,  100.  Badisches  CoiiscriptionsReglemeiit  r.  29.  Sept. 

i8u8 , in  d.  Regier.  Blatt  t.  1808.  Num.  3i.  Nachtrag  hiezu 
T.  28.  Jun.  1812,  in  dem  Regier.  Blatt  v.  1812,  Num.  23. 
Von  dem  Grolshcrzogtfa.  Hessen , s.  Rhein.  Bund  , V'IL  90. 
Von  IVlecklenburg,  ebendas.  LIII.  284.  Holstein  oldenb.  Ver- 
ordn. T.  20.  Mai  1809 , in  d.  Rhein.  Bund , XXXV.  228.  Lip- 
pisehes  ConscriptionsGesetz  v.  2.  Jul.  1811.  Anhah-cöthen- 
sebes  T.  28.  Dec.  1810;  S.  hildburghausensches  v.  Jan.  1817. 
Hanndverisches  T.  14.  Jul.  1820.  Hamburg.  Verordn,  wegen 
Einricht  des  BundesContingents  , u.  der  damit  rerbtindenen 
allgemeinen  Kriegspflicht,  v.  6.  Sept.  1821.  Lubeckische , v. 

6.  Ort.  1821  in  d.  lübech.  Anzeigen  v.  1821 , N.  81.  Frank, 
furtisches  RecrutirungsGesetz  v.  17.  Sept.  1821. 

h)  Schriften  in  Rlöbfh's  Lit. , ii2ot>. 

c)  Diese  bilden  zuweilen , besonders  in  Kriegszeiten , eigene 
Abtheilungen  des  Heeres  (Corps). 

d)  Erörterungen  hierüber,  in  den  Verhandlungen  der  1.  Kam- 
mer der  badischen  Ständerersamml.  t.  1820 , Heft  9 , S. 
714.  ff. 
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§.  454. 

Kriegsanstalten  und  Auflagen. 

VI)  Auch  ist  jeder  Bundesstaat  befugt,  2U  jeder 
Art  Tun  urdenllichen  und  ausserordentlichen  AnstaU 
ten  un(L  Au  fl  a g e n , velche  der  Zweck  des  Wehr- 
und Wad'enrechtes  gebietet.  Namentlich  gehören  hie- 
ber:  i)  die  nähere  Bezeichnung  der  Verbindlichkeit 
der  Staatsangehörigen,  sich,  ausserhalb  des  regulären 
Militärs,  zu  dem  W' a f f e n d i en  s t tüchtig  zu  ma. 
che  II ; 2jF'estungen  und  andere  Befestigung  s- 
erten  ( Fortificationen ) für  Landesvertheidigung ; 
3)  Stiickgiefsereien  für  das  Gescliützwesen , 
Waffen-,  Salpeter,  und  Pulver  Fabriken, 
Zeughäuser  und  W a f fe n p 1 ät z e;  4)  militäri- 
sche Bi  1 d u n gs  an  s t al  t e n;  5)  Einq  ua  r ti  r un  g 
und  Pflegwesen  oder  Service;  6)  Lazarethwe- 
sen;  7)  Wehrsteuern«);  8)  Heerschau  oder 
LandesBriegsmusterung , und  Wehr-  und  Waffen- 
übungen; 9)  Verbot,  ohne  besondere  Erlaubnifs 
oder  gesetzmäsige  Ermächtigung  in  fremde  Kriegs- 
dienste zu  treten  *>).  — Die  staatsbürgerlichen 
V'erhältuisse  der  im  Waffendienst  befindlichen  Staats- 
angehörigen,  und  die  militärischen  Strafge- 
setze, sind  Gegenstände  der  Gesetzgebung. 

a)  Mosra  Ton  d.  Landeshoheit  in  Militärsachen , S.  io3  ff. 

b)  V'crgl.  t.  BundesActe , Art.  18,  Mum.  2.  — Ebendas.  Art.  14, 
wird  den  Staudesherren , für  sich  und  ihre  Familien , und 
dem  ehemaligen  unmittelbaren  Reicbsadel , Befreiung  von 
aller  31ililärpflichtigkeit  eingeräumU 
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XIX.  Capitel. 

Aeusserstes  Reclit  und  Einscliränkungen  der 
Staatsgewalt. 


§.  455. 

Natürliche  Orundbestimmungen  der  Staatsgewalt. 

Die  Staatsgewalt  hat  natürliche  Einschränhungen. 
1)  Nur  zu  Erreichung  und  Befürderung  des 
S ta  a t sz  w e c k e s , hann  sic  ausgeübt  werden  <<).  Sie 
berechtigt  das  regierende  Siihjcct  nur  dazu,  wozu 
sie  dasselbe  verpflichtet,  auf  dafs  nie  der  Schltncr 
des  Staatswohls  Handlungen  hlofser  Willkühr  he> 
decke.  Der  Gegensatz  wäre  Sultanismus,  Yerbrechen 
der  beleidigten  Menschheit.  II)  Die  Staatslasten 
müssen,  wie  die  Vorth  eile  der  Staatsverbindung, 
unter  die  Staatsgenossen,  so  viel  müglich,  gleich 
vertheilt  werden*).  III)  Nur  gerechte  Mittel  sind 
der  Wahl  des  Regenten  überlassen  ($.  4)  t und  Mä> 
s i g n n g im  Gebrauch  derselben,  ist  Hauptpllicht  der 
Staatsregierung.  IV)  Jedem  mufs  sein  wohlerw  or. 
benes  Recht  ungekränkt  gelassen.  Jedem  mufs,  in. 
nerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  , der  Genufs  sei- 
nes Eigenthums,  und  seiner  staatsbürgerli- 
chen Gerechtsame  und  F'rciheit,  die  möglichst 
freie  Entwickelung  und  Anwendung  seiner  An- 
lagen, Fähigkeiten  und  Kräfte,  gestattet  wer- 
den «).  Keinem  Staatsangehörigen  , der  sich  durch, 
einen  Act  der  Staatsgewalt  in  seinem  auf  einem  be- 
sondern  Titel  beruhenden  Privatrecht  verletzt  glaubt, 
darf  der  Weg  zu  dem  Richter  verschlossen  wer- 
den «O- 
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m)  Vcrgl.  $.  4'  RocgSEAV  da  contrat  «ocial , lir.  a , cli.  4' 
ScBEioriiAaTBi.'s  Staatsr.  oacli  der  Vernunft  u.  den  Sitten 
der  vornehmsten  Völker , 111.  3«4  — SyS.  PCttsb's  Beitr., 
I.  317.  ScHLETTwais's  Arebiv,  Th.  II,  Num.  3‘.  Ehenäess. 
wichtigste  Angelegenheit,  II.  87.  Lkyssb  inedit.  Vol.  IV. 
1324.  C.  G.  Rössiö's  Lehrb.  der  Politik,  S.  161  ff. 
h)  Glück  der  Staatsgenossen  unter  solchen  Gesetzen,  die  Nie- 
mand erniedrigen , und  Niemand  erhöhen. 
c)  ScHOBCH  Respons  I.  39.  P9ttbb's  Beitr.,  I.  35i.  Wbstfbal'b 
t.  Staatsr.,  S.  77  f.  Jo.  Cna.  Majbb  , resp.  C.  H.  Busz, 
diss.  de  regimine  territoriali  ejusque  habitu  ad  jura  quaesita 
subditorum.  Tüb  1-91.  4.  Jaop  über  die  Aufhebung  nobl> 
erworbener  Reehte;  in  d.  Zeitschrift:  Germanien u. Europa, 
Bd.  I,  Heft  1 (181a),  S,  91  — io5.  Preufs.  Instruction  für 
die  Regierungen  r.  a6.  Dec.  1808,  §.  34-  — Ob  u.  wie  fern 
Gesetze  eiu  jus  quaesitum  begründen  ? v.  Bcbo's  Bechtsfälle, 
Th.  III,  Num.  IO.  Bohokowsbt  ron  dem  Rechte  des  Be* 
genten,  Gesetze  über  bürgerl.  RechtSTcrhältoisse  abeuändern. 
Landshut  i8o3.  8. 

J)  Wirterab.  Verfafs.  Verlr.  v.  1819«  V 95.  V’ergl.  oben 
V a86,  309  u.  ff.  391.  148' a. 


s.  456. 

Aeusserstes  Recht. 

.\usgonommen  hieron  ist  der  einzige  Fall,  wenn 
bei  evidenter,  dringender  Noth  des  Staates, 
unvermeidliche  Collision  zwischen  Gemeinwohl 
und  Privatwohl  eintritt«),  so  daPs  die  Verletzung  der 
Rechte  Einzelner,  absolute  Bedingung  zu  Erhaltung 
des  Staates  ist , folglich  das  (eiserne)  Nothrecht  der 
Selbsterhaltung  sich  aufdringt.  Hier  bann,  wenn  die 
Berechtigten  ihre  Einwilligung  versagen,  die  Staats* 
gewalt,  selbst  auf  Rosten  der  Persönlichkeit,  der 
Geistes*  und  Rürperkraf^  (ä'usserste  Gewalt,  pote- 
stas  eminens) , und  des  Eigenthums  (Oberei* 
genthumsrecht  des  Staates,  dominium  eminens) 
Einzelner  ausgeübt  werden.  Dieser  Nothbehelf 
(favor  nccessitatis) , dieser  CollisionsFall , genannt 
das' Insserste  Rechth)  (jus  s.  Imperium  eminens, 
jus  extremae  necessitatis , vis  potestatis),  Staats* 
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not h recht,  Staatsraispu  (ratio  Status,  seit,  ex- 
traordinarii),  hat  auch  in  den  tcutschcn  Bundesstaaten 
niehrenthcils  keine  andern  als  diu  natürlichen  Gren- 
Ecn  <-')  , namentlich  bei  Secularisationen  ‘i'). 

a)  Beispiele:  noth wenige  Maasregeln  gegen  den  Feind,  wider 
UeberschwemmiiDjf  eines  Landesbezirks , gegen  lebensgetabr- 
liebe  Seuche;  Vcrniclilung  der  über  Ablieferung  TOii  Früch- 
ten nach  dem  Ausland  , oder  über  Fructus  in  herbis  gcscir- 
inäsig  geschlossenen  Kauf-  und  Tauscbvcrlrägc,  wegen  drohen- 
der oder  eingetreiener  eigener  Hungersnotb  , u.  d.  Von  ge- 
zwungener Anleihe,  32t. 

i)  Nicht  A^aeli{t'o//AnmmenA«i>  oder  plenitiido  potestatis.  Vergl. 
oben  §.  97.  — Auch  nicht,  im  Allgemeinen,  tlominium  emi- 
nens.  Hommfi.  litleratura  juris,  p.  218;  so  dafs  auch  der  Aus- 
druck Obere! gtnthuoisrecht,  als  generischer,  nicht  tadelfrei  ist, 
da  überhaupt  von  einem  Recht  der  Oberherrschaft  die  Bede 
ist.'—  Sondern  äusserstes  Recht,  jus  emiiiens , worunter  be- 
griflfen  sind:  äusserstc  Gewalt,  potestas  eminens  , luid  Ober 
eigenlhunisrecht,  domhiium  eminens,  je  nachdem  Persönlich- 
keit, oder  Ligenthum  sein  Gegenstand  ist. 

1)  V'crgl.  §.  430,  Note  a.  Schriften  in  Pürrrn's  Lit.,  111.  193. 
378  — 382.  Klübfji's  Lit.,  2i3.  321.  Mfisteh  bibl.  juris  nat. 
V jus  eminens.  Ho-ttart  litleratura  juris  , 218.  sqq.  Akisto- 
TFi.FS  Polit,  lib.  II.  c,  2 et  8.  Pi.sto  bei  Cicfbo  de  oflic, 
lib.  I.  c.  25.  Hogo  Gbotids  de  J.  B.  et  P. , I.  5.  6.  Ku  Lcz.io 
disqu.  num  civis  innocens  irae  hostis  longe  potentioris  juste 
perinitü  possit,  ut  excidium  totius  civitatis  critetur?  L.  B. 
1749  8.  Bxs'KKRsnoFn  quacsi.  juris  publ.,  lib.  I.  c-  23  n.  10. 
B.  S.  Zacbsbiü  vom  Staate  (Stuttg.  1820.  8.),  S.  64  IT. 
3.  J.  Bi'aLsii\9Vi  principes  du  droit  politique  (a  Lausanne 
1784.  8.  ),  P.  III.  ch.  S.  24  sqq.  p.  273  A.  L.  Jacobi, 
einige  Staatsangelegenheiten  (1787),  7 — 148.  ScnzioFMAs- 
TEt's  Staatsr.  nach  der  Vernunft,  II.  396.  C.  U.  D.  de 
Eocer's  instit.  juris  civit.,  publ.  et  gentium  univrrsalis  (1796. 
8.),  p.  181.  C.  F.  Dietricii  diss.  de  Suprema  lege  reipubli- 
cae.  Frf.  1773.  4-  f--  Majeb  diss.  cit.  J.  F,  A.  C.  Neu. 

^ RATR  diss.  de  cognitionc  et  potestatc  judiciaria  in  causis 
quac  politiac  nomine  veniunt  (£rl.  1780.  4.)i  V 10  — 12. 
Moser  von  der  Landeshoh.  in  Ansclmng  der  Untertbanen 
Personen  und  Vermögens  , 1-9  — 214.  Dasz  Ilandb.  d.  t. 
Privatr. , I.  101*.  Versuch  eines  Lehrb.  des  natürl. 
Staatsr.  (Altona  i'2)0.  8.),  §.  4^*  ll*-  Bas  Staatsnotbrecht 
inrolvirt  kein  Obercigenthum,  von  Fa.  Hoffe,  in  Caoxi:'* 

Kiuiftr'«  vfTtnlt,  RccliU  37 


Digiiized  by  Google 


886  U.  Th.  XIX.  Cap.  Aeusserstes  Recht 

u-  J&ur's  Germauieii,  lUl.  I,  St.  3,  \um.  i6 , S.  449 
oben  ( I , IVote  a)  angcf.  Schriften. 
tT)  Vcrgl.  oben  436.  Gösskb's  teutscli.  St.iaUr. , §.447*  C-  E. 
VVEissp.’i  Nachtrag  su  seiner  Abh.  über  die  Scrularisationen 
etr.  Nebst  e.  Aiifsatr.  über  d Umfang  und  die  Grenr.cn  des 
Nothrcchtes.  Ueipr..  i8ou.  8.  lieber  das  Staalsnolhreeht  etc. 
Antwort  auf  3Vh8se’s  Nachtrag  etc.  Pliilalethopulis  1800.8. 
— Die  Sccuhirisationcn  ron  i8u3  , wurden  in  dem  Uciehsgut- 
aebten  vom  2.{-  März  i8u3  für  «das  eiii/.igc  lilitlel  " erhlärt, 
«den  für  das  Wohl  des  gesainmten  teutschen  Vaterlandes, 
«und  die  Erhaltung  des  lleichsverbandes  selbst,  so  noih- 
« wendigen  Uuhestand  zu  befestigen,  und  eine  gute  Ordnung 
«der  Dinge  im  Iteieh  wieder  hcrzuslellenv.  Mabts>s  rucueil, 
Supplt^m. , III.  i.|3. 


■ S.  457. 

Fortsetzung. 

Es  darf  dieses  trauiigc,  so  genannte  Recht,  an- 
ders nicht  als  nach  vorlieigegangcner  strenger  Prü- 
fung seiner  Anwendbarkeit  auf  den  vorliegenden 
Fall,  und  dann  nur  mit  äusserster  Schonung  aus- 
geübt,  auch  mufs  der  leiddiide  Theil,  nach  dem  Grund- 
satz der  rccbtlichen  Gleichheit,  so  weit  es  möglich, 
entschädigt  werden  n).  Blofser  staatswirthschai't- 
licher  Vorth  eil,  blofse  Gonvenienz,  oder  Be- 
(jiiemlichheit  des  .''taalcs  6) , insbesondere  des 
Fiscus , oder  die  so  geiiatnite  Begliiekungsge- 
walte),  so  auch  Privallntere.sse,  oder  Privat- 
lust des  Souverains ‘f) , berechtigen  auf  keine  Weise 
zu  Anwendung  desselben  <•). 

a)  BYsesvasaorH  quaest.  juris  publ. , lib  II.  c.  i5.  Nviuvth 
1.  c. , obs.  i4-  Sinrnc , Th.  lll , Bcd.  3,  ^-4-  niigef. 
Lehrbuch  des  natürl.  Staatsr. , §.  ^bx  Allgem.  bürgerl  Ge. 
setzbucli  für  die  gesamraten  teutschen  Erbläuder  der  ost- 
reich.  Monarchie  (1811),  ^.363.  Kötügl.  iaicrijc/i«  V erordn. 
V.  14.  Aug.  i8i5,  betr.  diu  Fälle,  wo  PriTateigenthuui  für 
öffentlicbe  Zwecke  abgetreten  werden  inufs , und  die  dabei 
zu  beobachtende  \ erfuhruiigsart.  F.  X.  Hhüli.'s  H.mdb. 
des  baier.  gemeinen  Priratr. , 11807),  Btl.  1,  7.  Houigl. 

dUniithe  Verordn,  v.  28.  Oct.  i8>i.  Code  civil  frou^ais,  art. 
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545 , wo  vorgängtge  Entschädigung  verordnet  wird.  Eben 
so  in  den  V'erfafs.  Erkunden,  von  Bailen  , 1818,  14,  von 

IT'irtemh.  , 1819,  §.  3o , vom  GH.  Hessen,  i8lo,  Art.  27, 
von  S.  CohurgSaatfeJd , 1811,  |.  >8.  Verhandlungen  der  1. 
Kammer  der  gh.  hefs.  Landstände,  i8ao,  Heft  1,  S.  33  ff. , 
87  ff.,  Heft  3,  S.  38  ff. , Heft  6,  S.  9«,  Heft  7,  S.  3 ff., 
19  ff.,  Heft  »o,  Keilngcn,  S.  57ff.  — Von  der  Expro/r/ofioii 
s.  hönigl.  uestphal,  Decret  v.  12.  Jun.  1812,  in  d.  Moniteur 
universel , 1812,  11.  182. 

h)  Das  so  genannte  Beste  des  Staates,  drr  Staatsvortlieil , das 
Staatsinteressc  , * B.  Anlegung  neuer  StiMTsen  , oder  Aen- 
dcriing  der  bisherigen,  eu  Beförderung  des  äiisscrn  und 
innern  Verkehrs,  sur  Verschönerung,  u.  d.,  berechtigt 
nicht  zu  AusUbung  des  äussersten  Hechtes.  — Einschränkungen 
s.  bei  JscoBi  a.  a.  O.  §.  Ö5.  Grotius  de  J.  B.  et  P.,  lib.  3. 
c.  17.  Nrea.vTB  1.  c.  obs.  i5.  Lktsfr,  Sp.  4*  n<.  i>.  Sthobk's 
Bedenken,  II.  3o3.  lloanzL , obs.  4^9*  d.  C.  F.  Mfistih's 
Lehrbuch  des  Naturrechtes  (Frankf.  a.  d.  O.  1809.  8.), 
59".  — Vergl.  jedoch  Preufs.  allgom.  Laiidr.  , Th.  I,  Tit.  8, 
34,  Tit.  II  4 u.  3.  Von  Schtffbnrmachung  der  Privat- 
flösse  u.  ihrer  B'-nuuung  zum  Ilolzflössru,  s.  ebendas., 
Th.  H,  Tit  i3  , Abschii.  2. 

s)  Oft  nur  eine  Folge  der  politischen  Erbsünde  des  Virlre- 
gierens!  — Die  Grenzen  des  äussersten  Hechtes  sind  so 
zu  hcstimmqn , dafs  dem  l'ornand  so  wenig  Spielraum 
bleibt,  als  möglich.  MosTisi^iriru  de  l'esprit  des  lois , 
XIII.  I.  Leiskb  medit-  ad  Pand.,  vol.  IV.  p.  i324-  fd.  C.  H. 
Bo'z  diss.  de  regiininc  terriloriali  ejiisquc  habitu  ad  jura 
qiiaesita  siibditorum  ( Tuh.  1-T91),  i5.  sqq.  Feber  das 

Staatsnothrecht , als  Grund  des  Beeiltes  zu  seculorisiren 
I i8oo.  8. ) , S.  5 f. 

d)  JscoBi,  §.49-  NKvacTii  1.  c.  obs.  11.  C.  G.  Jahgow's  Eiiil. 
zu  d.  Lehre  von  d.  Regalien,  4b3.  PvTrBa's  Bcitr. , I.  36i  f. 

e)  Frivatorum  dominia  sacra  sunto. 


s.  458. 

I 

Machtsprueh. 

I)  Nur  in  solchen  Fallen,  wo  die  Ausübung  des 
(iussersten  Rechtes  durch  die  Umstände  begründet  ist 
456  f.),  bann  der  Regent  unmittelbar,  mit 
Abweichung  Ton  den  sonst  anwendbaren,  gcwuhnli- 

57  • 
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chen  Entschcidungsqucllcn , und  mit  Hintansetzung 
der  gcrichtliclien  Competenz , die  Entscheidung 
eines  einzelnen  R c c h t st  r ei  t c s crtheilen,  oder,  auf 
seinen  SpccialBcfehl,  von  andern  als  richtetdichen 
Staatsbehörden  ertheilen  lassen.  Eine  solche 
Entscheidung  ist  hein Richterspruch;  als  blofscs Macht- 
gebot, heifst  sic,  in  dem  eigentlichen  Sinn,  Macht- 
sprach o)  (sententia  vi  juris  cmiiicntis  lata).  II)  Sie 
unterscheidet  sich  wesentlich;  i)  nicht  nur  von  dem, 
durch  Gesetze  oder  durch  den  Zweck  des  gerichtli- 
chen Verfahrens,  gebotenen  oder  nachgelassenen  Ein- 
greifen,  Aufgreifen  oder  Durchfahren  6)  (abruplio 
causae)  des  Richters,  wodurch  in  der  Procefs- 
form  Ausnahmen  von  der  Regel  gemacht  werden, 
um  den  Rechtstreit  aus  erheblichen  Gründen  ahzu- 
kürzen,  und  zweckwidriger  oder  bedenhlicher  Ver- 
zögerung oder  Vei-nichclung  der  Sache,  oder  unge- 
ziemender Vermischung  oder  Vervielfältigung  der 
Rechtshändel  entgegen,  zu  wirken;  sondern  auch 
2)  von  dem  Durchgreifen  (decisio  pro  auctoritate, 
sccundum  arbitrium  vcl  legislatoris  vel  judicis)  , wel- 
ches bald  von  dem  Gesetzgeber  selbst,  bald  von 
dem  Richter  geschieht,  durch  Entscheidung  von 
Haupt-  oder  ^icbengegenständen  eines  Rechts- 
haiidcls,  für  welche  eine  gesetzliche  Bestimmung 
fehlt,  oder  die  vorhandene,  wegen  ausserordentlicher 
Umstände  der  Sache  oder  Personen,  nicht  passend 
ist  c)  ; noch  mehr  3)  von  blofs  w i 1 1 k ü h r 1 i c h c r 
Entscheidung  (dccisio  ad  lihidinem)  oder  Behand- 
lung eines  Rcchtshandels,  von  Seite  des  Regenten, 
oder  des  Richters d)-  und  4)  von  willkührlicher 
Einmischung  des  Souverains,  oder  einer  andern 
Staatsbehörde,  in  den  Rechtsgang  eines  vor  einem 
Gerichtshof  anhängigen  Rcchtshandels  <). 

a)  KLÜBEa's  Lit. , 3'i6.  Stbcbe  , Th.  III,  ISed.  3,  Th.  IV , Bed. 
49.  Mebeiist.,  V.  83  IT.  ( v.  linivEii's)  Beiträge  zu 

der  jurist.  Lit.  in  den  preuss.  Staaten,  Ilt.  iii.  VII.  i3o. 
V.  Cramfh's  wrtr.l.  Mebenst.,  LXX.  5o.  3.  G.  Siebbiüs  gericht- 
licher Procefs,  i.  i5  ir.  (P.  3.  Pbskis  u^b  3abic«s)  Be- 
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flexions  philosophiquca  rt  bistoriques  d'iin  jiirisconsultc  snr 
l'ordre  de  la  procediire  et  sur  Ics  dccisions  drhilraires  et 
immediates  du  Souverain.  a Berlin  1765.  Mxbt.  ScuaADra 
diss.  de  sententiis  ex  plcniludine  potestatis  latis  (Lips.  1708), 

4<  Dah.  Nkttklbladt  diss.  de  dccisionc  casuum,  quae  fit 
pro  auctoritate  (Hai.  1754)  > §•  >4*  Vergl.  ProtocoII  der  t. 

^ Bundesrcrsamml.  v.  »».  Oct.  1818,  §.  238  u.  24»*  “ Von  der 
Müller- /^rnoWiJcAen  Sache,  vergl.  MiBABrAV  sur  la  monarchio 
prussienne,  T.  V.  p.  a3i.  Allgem.  deutsche  Biblioth.,  Bd. 
106,  St.  2.  Berlinische  Monalschrift , Oct.  1804.  S.  3i6. 
SciiLÖExa's  Bricfwechcl,  Heft  3x,  S.  128.  lieft  36 , S.  368. 
Heft  38,  S.  i3o.  fbendert.  Staatsanzeigen  , Heft  4< , S.  126. 

V.  Dobh's  Denkwürdigkeiten  seiner  Zeit,  Bd.  I.  (Lemgo 

1814.  8.) 

b)  C.  F.  Hoxul's  teutschcr  Flavins,  in  d.  GenerclBegcln , 

§.  27  u.  4o.  Nkttei.bladt  diss.  cit.,  16.  KLÜsEn's  Lehrbe- 
griff  der  Referirkiinst , §.  64.  f 

• ) Kettklbladt  diss.  cit.  , §.  5.  7.  q.  10.  Ejusd.  diss.  de  variis 
Casus  in  foro  obvios  decidendi  modis  in  genere  (Hai.  1760), 

17.  £.  J.  F.  Maivzel  diss.  de  decisionibtis  quae  fiunt  pro 
auctoritate.  Bost.  1741.4-  F.  F.  Hoxmels  Flavius  (edit, 
1779),  S.  334.  F.  A.  Hohil's  Anlcit.  Acten  zu  extrahiren , 

S.  5».  Klöbeb's  Referirkunst , J.  65.  

(/)  Padois  des  Jabigfs  a.  a.  O. 

e)  Vergl.  oben,  293.  — I^ota  ad  principem  können  von  den 
Gerichten  an  den  Regenten , in  bedenklichen  Fällen  , beson- 
ders wenn  sehr  wichtige  politische  Verhältnisse  in  Betrach- 
tung kommen,  erlassen  werden,  um  sich  ausser  Verantwor- 
tung zu  setzen.  FseELBBFCBT  in  Obss,,.  Spec.  I.  obs.  1.  p. 

23.  n.  4- 

s.  450. 

Positive  Einschränkungen  der  Staatshoheit. 

Ausser  diesen  natürlichen  Einschränkungen  der 
Staatshoheit,  finden  noch  urkundliche  oder  pqsitire 
statt , auch  in  tcutschen  souverainen  Bundesstaaten. 
Ein  Theil  derselben  ist  in  der  Bundesverfassung  ge- 
gründet ($.  i34  if.  >63  u.  164  ff.);  andere  sind  es  in 
der  individuellen  Verfassung  des  Landes  (§.  324  f.); 
noch  andere  in  Verträgen  mit  andern  Staaten, 
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XX.  C a p i t e 1. 

Aeussere  StaatsHoheitsrechte.  Gesandschaft  - , 
Kriegs-,  Friedens-  und  Bündnissrecht. 


§.  460. 


Aeussere  StaatsHoheitsrechte. 

' Da  jedem  teiitschen  Bundesstaat,  in  seinem  Yer- 
hältnifs  nach  Aussen  , unter  den  durch  den  Bund  ge- 
setzten Beschränhiingen,  die  Rechte  unabhängiger 
Staaten  ziihommen  ($.  i63  u.  17h);  so  gebühren  ihm 
auch,  in  so  weit,  die  äusseren  StaatsHoheits- 
rechte. 

S.  461. 


Gesandschaftrecht. 

Namentlich  gebührt  das  Recht,  Gesandte  für 
Staatsangelegenheiten  su  schicken  und  aiizuneh- 
men  (jus  legationum) , in  seinem  ganzen  Umfang«), 
allen  teutschen  souverainen  Bundesstaaten;  nicht  nur 
unter  sich,  und  in  der  BundcsTersammlung , sondern 
auch  in  dem  Yerhaltnifs  zu  auswärtigen  Staaten  ä). 


«)  Pöttzb's  Lit. , III.  si8.  Hlüub's  Lit. , §■  looä  IT.  v.  Our- 
TEDs's  Literatur  des  Völkerrechts,  S.  ö34  ff.  Msstens 
Eini.  in  das  europ.  Völkerr.  , §.  18a  ff.  Klübeb  droit  des 
gens  moderne  de  I'Europe , §.  166  et  sviv.  F.  X.  r.  Moa- 
■ sxa's  europ.  Gesandscbaflsrecht.  Landab.  i8o5.  8- 
h)  Vergl.  Rhein.  Bund,  IX.  447.  XIII.  i35. 
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§.  462. 

Kriegsrecht. 

Eben  so  sind  die  teutscben  Bundesstaaten,  unter 
den  oben  (§.  iSg — i6i  u.  i63)  angezeif^len  Einsclirän. 
buiigcn,  einzeln  befugt,  die  Bccbte  ihrer  Staaten 
durch  Repressalien«),  und  selbst  durch  Krieg 
(Vertbeidigungsbrieg)  zu  verfolgen  (jus  belli,  potestas 
bellica),  als  ITaupttheile  und  als  Alliirte  ^).  Auch 
< sind  sie,  unter  denselben  Kinschränbungen , berech- 
tigt, Durchm.ärsche  zu  gestatten,  oder  zu  ver- 
■weigern  c)  , und  in  Kriegen  anderer  Machte  Neutra- 
lität (§.  i6i)  zu  beobachtend).  Das  Recht,  Retor- 
sion zu  verfügen«),  ist  in  der  völberrechtlichen 
Gleielibeit  und  Selbstständigbeit  unabhängiger  Staaten 
gegründet. 

<i)  Du  MtnTFns  prrcis  du  droit  drs  gens  ( edit.  i8si),  a53 
sqq.  Hi.ÜBEa's  droit  des  gens  del'Europc,  a34.  v.  Roru's 
Stuatsr.  teutscher  Reichslaiidc , 11.168-  PirrKDOar  introduct. 
in  proerss.  cir.,  p.  84a.  bcliriftcD  in  Püttfr's  Lit, , 111.  6öo. 
Ri.rüKa's  Lit  , §. 

b)  Davon,  was  in  soiclirn  F.ällen  das  Verhältnifs  eines  Bundes- 
stnales  su  dem  Rund  mit  sich  bringt,  s.  man  die  Wiener 
SchlursActe  von  1820,  Art  .33  11.  ff. 
r)  Beispiele  von  Etappen,  oder  MiliiärSlra[sen , die  in  der 
neuesten  Zeit  für  Durchmarsch  diireh  V'crträge  bevs  iillgt  wor- 
den sind,  findet  man  in  v jVIartvns  recueit , Supplem.  Vlll. 
321  et  suiv.  606.  614.  617. 

d")  V.  O-aPTFDs  a.  a.  O.  S.  614  ff.  ▼.  Msbtfns  a.  a.  O.  §.  5i. 
238  ff.  28^.  3o«>.  — Der  Vorschlag  auf  dem  wiener  Congrefs, 
Neiiiralitnt  der  Bundesstaaten  für  den  Fall , wenn  Bun- 
dcsglieder , welche  Staaten  ausser  dem  Bunde  besitzen 
(§.  q4i  >32',  176),  mit  andern  Staaten  oder  unter  sich  in 
Rfieg  gernthen,  in  der  BundcsActc  vorziibehallen  , ward  nicht 
genehmigt.  RLÜBra's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  II, 
S.  358,  378,  423,  43*1  485.  — Nachher  wurden  der  wiener 
SchlufsActc  V.  >820,  Art.  45  — -47,  Bestimmungen  über  diese 
Art  von  Neulralit.it-  und  Rricgsverliältnissen  cingerücht. 
e)  Dr  AlAnrEiis  1.  c.  §.  254,  »ot-  Visc.  Oi.dfsbcbg  diss.  de 
retorsionc  jurium.  Gött.  i~8o.  Ri.übf.b,  in  der  Vorrede  zu 
der  Abh.  über  Erbschaftsteuer.  Erl.  1790.  8-  SchriDea  in 
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Pütteb’s  7 III*  63i.  Klvbbii's  Lit. , i.4io.  — Grofslicr- 
zoglich -hessischer  Vorschlag  zu  Vermeidung  aller  Retorsio- 
nen unter  Bundcsgliedern , in  d-  Frotoc  der  B.V'.  r.  9.  Jun. 
1817,  §.  ai4t  Mum.  10. 

§.  4G3.^ 

Vertragrecht. 

Das  Vertragre  cht  mit  Auswärtigen,  sonach 
das  Uccht , nach  ErforderniPs  des  Staatszwcclis, 
Kriegs-  und  Friedensverträgeu),  Bündnisse 
oder  Allianzen  aller  Art  ($.  189),  Subsidien- 
Tractate  «) , um  Hiilftruppen  in  Bereitschaft  zu 
halten  und  zu  schicken,  Polizeirer  trage,  Hän- 
de 1 st  e rt  r ä ge  (§.  33o)  u.  d. , für  gerechte  Zwecke 
EU  schlicfscn , Vermittlung  bei  Streitigkeiten  suii- 
Terainer  Staaten,  und  auch  Garantie  oder  Gewähr, 
leistung  ihrer  Rechte,  Stipulationen  und  Staatsge- 
biete d)  a;u  übernehmen , oder  sich  Tcrsprechen  zu 
lassen  «),  ist  teutscheii  Bundesstaaten  unbenommen, 
wenn  dabei  die  oben  f§.  i5<) — 161  u.  i63)  angeführ- 
ten Schranken  nicht  überschritten  werden.  In  der 
teutscheii  BundesActe/)  garantirten  alle  Bundesge- 
nossen  einander , gegenseitig,  ihre  sämmtlichen  unter 
dem  Bund  begriffenen  Besitzungen. 

«)  Einwilligung  der  T.anAstände  , ist  bei  Ausübung  des  Vortrag- 
rechtes,  namentlich  bei  Handels  - und  SuhsidienVerträgen, 
auch  des  Kriegs-,  Friedens  - und  Bündnifsrcchtes , uur  kraft 
eines  besondem  Rccbtslitels  nothweudig.  Strubk's  Neben- 
stunden, Th.  II,  Abh.  10,  ^ i3.  17.  18.  LJuiJ.  übss.  jur. 
et  bist.,  obs.  4*  $•  >6.  Häberzib's  Staatsarchiv,  lieft  V,  S. 
441-  Eisesuabt's  kleine  SchriAen  , II.  5i.  Verfafs.  ^ 

Vertr.  T.  1819,  V 85  f.  Ilihlburgh.  Grundgesetz  der  laud- 
schaAI.  Verfafs.  v.  1818,  §.  4^* 

l)  BundesActe,  Art.  ii*  — Beitritt  teutsehcr  Bundesstaaten, 
zu  der  von  den  Bclierrschern  Rufslands , Oestreichs  und 
Preussens  , am  96.  Sept.  i8i5  zu  Paris  geschlossenen  so  ge- 
nannten/leifigen  .^//ians,  in  den  Jahren  1816  n.  1817.  KLVsza's 
droit  des  gens  pioderjio  de  I'Europe , 3 , d et  e ; ,3 , d ; 

146  u,  339. 
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f)  Von  dem  ehemaligen  , rergl.  Po«8ei.t's  europ. 

Annalen,  1800,  IX.  s3i.  Ki.eBTn  über  das  europ.  Staats- 
MilitärSystem ; in  den  Europ.  Annalen , i8o3,  V.  iSo;  insbes. 
von  der  SuhsidienlVIanie  der  Teutschen , ebendas.  S.  170  ff. 
EisaaHABT's  hl.  Schriften,  II.  1 — 88.  Hscss  Staatsh.,  XI. 
460.  Die  fremde  Werbetrommel;  in  denBehcreigungen  vor 
dem  wiener  Congrefs  (181 4-  8. ) , S.  4*  — 47- 
<7)  ▼.  OnPTKDA  a.  a.  O.  S.  66a  ff.  S85  ff.  594.  r.  Mabtkbs  a. 

a.  O. , §.  5i , Note  a , 66  f.  u.  33a. 
t)  Beispiele  von  dem  wiener  Congrefs , s.  in  BlCbpb's  Ueber- 
siebt  der  dipl.  Verhandl.  des  wiener  Congr. , S.  65o  f.  Man 
s.  auch  oben  §.  74. 

f)  Art.  II  , vcrgl.  mit  Art.  a.  — Der  Bund  garantirt  die  Ver. 
fassungsurhunden  verschiedener  Bundesstaaten.  Vergl.  oben, 
217. 

\ 


\ 


XXL  C a p i t’e  1. 
StaatsServituten. 


S-  464. 

Begriff.  Activer  und  passiver  Gesichtpunct  der  Staats- 
Servituten. 

1)  Oc  ff  entlieh  e oder  StaatsServitut  «), 
ist  ein  auf  besondern  Bechtstitcl  gegründetes  Recht 
eines  Staates  oder ^ Staatenhundes,  wodurch  zu  dessen 
Yortbeil,  die  Freiheit  eines  andern  Staates  oder  Staa- 
tenbundes, in  dem  zu  ihm  gehörenden  Gebiet,  un- 
' ahh.ängig  von  seiner  Staats-  oder  Bundeshoheit,  "ein- 
geschränkt  wird  &).  II)  In  Hinsicht  auf  die  einander 
gegenüber  stehenden  Suhjccte,  ist  eine  üffentlichc 
Servitut  aus  zweifachem  Gesichtpunct  zu  betrachten. 
Sie  heifst  activ,  in  so  fern,  als  ein  Staat  oder  Staa- 
tenbund in  dem  zu  dem  andern  Staat  oder  Staaten- 
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bnnd  gehörenden  Gebiet  dieselbe  auszuuben  berech- 
tigt ist:  passir,  in  so  fern,  als  ein  anderer  Staat 
oder  Staatenbund,  in  einem  zu  ihm  gehörenden  Ge> 
biet,  die  Ausübung  derselben  zu  leiden  Tcrpflichtet 
ist  c). 

a)  SchriAen  in  Püttbb's  Lit. , III.  819.  Hi.iiB8R'a  Lit. , 689. 
C.  J.  C-  Eis'grlbbi'cht  tr.  de  servitutibus  juris  publici.  Heimst. 
1715.  rec.  c.  praef,  C.  G.  IIudkbi.  Lips.  1739.  4-  I^’’-  Stick 
cclaircisscniens  de  divers  sujots  interessnns  ( it85.  8.),  n.  6. 

( J.  F.  V.  Tböltsch  ) Von  Freiheiten  und  Iiniminitäten  in 
fremdem  (lebiet^  in  Sikbksbkes  Reiträgcn , Th.  I — VT.  N. 
T.  Gübskb's  Kntwickel.  des  BegrüTs  und  der  recbtl.  Verhält- 
nisse deutscher  Staatsrechtsdicnstbnrheitcn.  Erlang.  1800.  8> 
Rkuss St.iatsk.,  XVII.  3a  fF.  Mo.skb\s  nacbbarl.  St.R.,  «39  ff. 
Güstheb'.s  V'^ölkerr. , II.  a3i.  v.  Msbtess  VolUerr. , %.  iii. 
Msjfh's  weit.  St.R. , III.  ?7  ff.  Pütteb's  hist.  Entwickcl.,  III. 

17?  ff. 

b)  Eine  öffentliche  Servitut  ist,  ihrer  Natur  nach,  immer  eine 
t'ölkerrrchtliehe,  weil  hier  immer  Staat  gegen  Staat  steht. 
Eine  itaatsrechtliche , im  engem  Sinn  dieses  Wortes  (§.5), 
ist  eine  öffentliche  Servitut  selbst  dann  nicht,  wenn  sie  xwi- 
scheu  Staaten  besteht,  die  einer  gcmeinschaAIichcn  Staats- 
Obergewalt  unterworfen  sind,  wie  ehchin  die  teutsrhen  Reichs 
lämler  der  Reichshoheit  (%.  36);  obgleich  hier  das  gemein, 
schaftliche  Staatsreeht  ( wie  ehedem  das  ReichsStaatsrccht ) 
jtestimmungen  auch  für  StaatsServituten  dieser  Staaten  unter 
sich , enthalten  kann.  .\lso  aus  dem  völkerrechtlichen  Ge- 
sichtpiinct,  sind  die  gewöhnlichen  Ausdrücke  StaatiSerrituc 
und  Servitut  juris  jiuhlici  zu  betrachten.  Immer  sind  die 
öffentlichen  Servituten  Gegensatz  der  Prira/Servilutcn  (ser- 
vilutum  juris  privati). 

t)  l'npasscnd  sind  hier  die  privatrechtlichen  Einiheilungen,  der 
Servituten,  in  dingliche  und  persönliche,  in  urbanas  es  riisticas. 
Richtig,  wenn  gleich  ohne  practisches  Moment,  sind  die  affirma- 
tive und  negative , in  einseitige  und  wechselseitige  , in  con- 
tinuas  et  discontinuas. 


s.  465. 

Zwei  Arten  von  StaatsServituten. 

Denkbar  sind,  in  dem  teutschen  Bund,  zwei  Ar- 
ten Ton  öfTentlichen  Serriluten  t 1)  B u n d e s Serritu- 
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ten,  d h.  die  entweder  dem  leutschen  Bund  gegen  f 
auswärtige  Staaten,  oder  diesen  gegen  jenen,  oder 
auch  dem  Bund  gegen  einzelne  Bundesstaaten  «)  zu> 
hommen;  aj  T e rr  i t oria  IServituten  , d.  h.  die  ent- 
weder tcutsclien  souverainen  Bundesstaaten  gegen 
auswärtige  Staaten  oder  diesen  gegen  jener),  oder 
einem  tcutschen  Bundesstaat  gegen  den  andern  d)  zu- 
stehen. 

a)  Von  Bundesfestungen,  ohen  §.  i53,  ii.  f.  — Aeltere  Beispiele 
in  Klübkr's  Staatsr.  des  Rlieinbiindes.  i3?,  Note  a,  b,  u.  c, 

4)  Beispiele,  unten  Cap.  XXII.  Oestreichisebes  Bcsatzuiigsrecht 
in  Ferrara  und  Commacchlo , laut  des  Acte  final  du  congri's 
de  Vienne,  art.  io3.  Desgleichen  in  Viacenza,  in  dem  An.  5 
des  p.iriser  VtTtr.ags  v.  19.  Jitn.  1817,  gt  schlossen  von  Spa- 
nien mit  Ocstreicli , Itufsland  , England  , I’retissen  u.  Eranli- 
reich,  u.  in  dem  Reces  - genöral  der  franlifurlcr  Tcrritorial- 
Commission  , v.  20.  Jul.  1819,  Art..’i6;  in  v.  Mahtfrs  rccueil, 
Supplcin.  VIII.  fi23- 

r)  Ebendaselbst.  Aeltere  Beispiele,  in  Klübfr's  angef.  Staatsr., 
i3?  , Note  d.  • 

d)  Beispiele,  unten  Cap.  XXII.  Flöstunetrechi  auf  dem  Sinu- 
fliifs,  in  3Visiiopr‘s  rhein.  Bund,  XXIV.  892.  AVirtemberg- 
badiseber  Staatsvertrag  v,  3o.  I)cc.  iUo3,  Art.  1,  lit.  c,  Art. 4; 
in  d.  bnd.  llegicr.  Blatt , 1809,  Xiim.  4-  Von  der  T1 'ihlhäm- 
melei  in  fremdem  Gebiet;  in  J.  ll.  v.  Boxu’s  Abhandlungen 
aus  dem  Sta.ats  • u.  A dlberr.  (Barnb.  i8o4-  8.),  S,  233 ff.  — ln 
-Misiclit  auf  die  T'orzeit,  s.  die  rbeiiiisclie  BuiidesAc te,  Art.  24. 
(für  Bniern  und  Berg),  und  Art.  34,  die  A erF.ichlleisUing  ; von 
deren  Sinn,  in  .Absicht  auf  SiaaUsSorviluten , s.  AVisaopp’s 
rbrin.  Bund,  I\  . 8(.  u3.  — Die  wirlembergischcn  Patronat- 
rechte  in  dem  Badischen,  und  die  badischen  in  dem  AAartem- 
bergischen  , wurden  durch  einen,  zwischen  beiden  Souverai- 
nen  geschlotsi  nen  A'^crlrag  w rclisilscilig  dem  inlänJischrn 
Souverain  übcrl.-.sscn  , doch  unicr  A’orbi  halt  des  Eigentliunis 
der  davon  hcrrülircnden  Güter,  Zehnten  und  Gefälle,  sofern 
solche  nicht  zu  Cntcrb.iltung  der  Bircbe  oder  des  Pfarrers 
bestimmt  sind.  Auch  verzichteten  beide  Tlieile  auf  alle  JagJ,' 
Forst,  Geleite  u.  a.  Slaatsdienslbarlieiten,  mit  Ausnahme  des 
Flofsrechtes,  in  d.  Austausch  - und  Piirific.ationsA'erlrag  v.  16. 
Apr.  1807,  m.  A’II.  Bail.  Begier.  Bbalt,  1807,  Num.  25.  Mili- 
tärStrassen  für  Baiern , Preussen , u.  Oeslreicb,  dnreb  badi- 
sche, hessische,  oldcnburgisehe  u,  a.  Staaten  , festgesetzt  in 
d.  angef.  Reces- general  der  frankfurter  TerritorialCoinmis- 
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sion  V.  1819,  Art.  6,  a3  u.  3a.  — Aeltere  Beispiele  bei  Mosfb 
a.  a.  O.  Msjkb,  III.  39.  RöMn's  Völkerr.  der  Tcutscben, 
aa4  fr.  Gö^nkb,  II  ff.  gaff.  Recss,  IV.  a35.  ▼.  Röxeb's  kur- 
säcbs.  St.  B.,  II.  96.  673*  Von  dem  Tonnenrecht  der  Stadt 
Bremen  nach  vormaligem  Slaalsrcrhältnirs,  s.  v.  BCloyt's  und 
HAGEKAsys  pract.Erörtcr.,  I.  1— 38.  \on  AemjtuibUrgerrecht, 
s.  Webcbeb  de  Usburger  s,  in  s.  Collectan.  juris  publ.  (Arg. 
170a.),  p.  329.  u.  Bodxabb  in  Siukshbes  Be^tr,,  I.  1. 


s.  466. ' 

Grundsätze. 

I)  Die  Unabbängigbeit  des  Berechtigten,  in 
Ansehung  seiner  Befugnifs,  von  dem  belasteten  Staat, 
ist  tvesentiieher  Charakter  einer  StaatsServitut  «). 

II)  Beide  Theile  müssen  un  ab  häng i ge  Staaten  seyn  ^). 

III)  Alle  StaatsdienstbarUeiten  sind,  auf  beiden  Seiten, 
dinglich  r).  IV)  Nicht  nur  Hoheitsrechtc , sondern 
auch  P r i va t r e ch t e , verbunden  mit  der  Staatsho- 
h eit  darüber,  können G<tgcnstand  von  öfTentlichen Ser- 
vituten seynd).  Hingegen  sind  blofsc  Privatrechte, 
stünden  sic  auch  einem  auswärtigen  Begenten , oder 
einer  fremden  landesherrlichen  Kammer  zu,  z.  B. 
Grundeigenthum,  Renten,  Triftgerechligkeit,  unter- 
geordnet der  inländischen  Staatshoheit,  nie  StaatsSer- 
vitut «).  V)  Rechte,  auch  hoheitliche,  und  Befreiun- 
gen , welche  das  Staatsrecht  eines  einzelnen  Bundes- 
staates, einzelnen  Unterthanen,  oder  einer  gewissen 
PersonenClasse , in  dem  Staatsgebiet  beilegt,  gebo- 
ren nicht  in  die  Reihe  der  StaatsServituten  /). 

fl)  Rfi'ss  Staatsk  , XVII.  33  ff.  Nktiei.iiladi’8 Erörterungen,  365* 
— Andere  Meinungen  in  WrsTrBAL's  Staatsr.,  S35.  Scbsau- 
bebt's  Staatsr.  d.  ges.  B.  Lande,  §.  ii3.  Göitseb  a.  a.'O. 
§.  84—90. 

Ii)  Doch  ist  gleichviol,  ob  der  \'ortbcil  dem  bereebtigten  unab- 
hängigen Staat  unmittelbar  T.ugcht,  oder  mitte/inr  durch  seine 
Unterthanen.  Beispiel  in  d.  pariser  Frieden  v.  1763  , Art.  17. 
(v.  Stech's)  Essais  sur  divers  siijets  de  politique  (1779.8.),  p. 
3 — 13.  — Verpflichtung  eines  Staates  eu  gänz-licher  jibhän- 
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gigheit  TOD  einem  andern  Staat,  ao  dafs  jener  in  die  Classn 
der  8.  g.  halbsouveraincn  Staaten  herabsinht , übersteigt  den 
Begriff  der  StaatsSerritut.  Vergl.  den  russischen  Allians- 
Vertrag  mit  der  Republik  Polen,  v.  1793,  Art.  6— 8 u.  11.,  Da 
Mabtos  Recueil , V.  2S3. 
c)  EsGELBBFcnT,  p.  s3a.  sqq.  Gösbib,  §.78. 

J)  J. R.  r.  Rutb's  Abhandlungen  aus  d.  t. Staats*  undVölfccrr., 
Abth.  II.  Num.  n.  Anders  Gösbib,  §.  9,  10,  36. 
e)  Rivss  Staatskanzley,  IV.  137.  XV'II.  3'iff.  Göhmb,  V>7^> 
/')  Beispiele:  der  TransitoIIandel , die  Zoll-,  Ghausseegcld-, 
Nachsteuer-  und  Abzugsgeldfreiheit,  v.  Rora's  Staatsr.  deut- 
scher Reichslande,  II.  S19. 


s.  467. 

Schlufs. 

yi)  Eine  StaatsSerritat  mufs  immer  auf  einen 
besondern  Rechtstitel  gegründet  seyn  «).  T)a> 
her  ist  die  Regel  oder  Rechtsrcrmutliung,  jedesmal 
für  den  einheimischen  Staat  6),  VH)  Jede  StaatsScr. 
vitut  ist,  als  Ausnahme  Ton  der  Regel,  einschrän- 
kend zu  erklären  c).  VIIIJ  Sie  erreicht  ihr  Ende, 
durch  aufhebende  Verträge  , Untergang  der  Sache , 
Consolidation,  Ablauf  der  festgesetzten  Zeit*!).  IX) Seit 
Auflösung  der  tcutschen  Reichsverbindung,  sind  der 
StaatsServituten  weniger,  indem  die  meisten  älterii 
aufgehoben  wurden  «).  Aber  diese  lichrc  hat  dadurch 
an  practischer  Wichtigkeit  nicht  verloren.  Merkwür- 
dig, als  StaatsSerritut,  unter  mehrfachem  Gesicht- 
punct,  war  seit  1804  der  RhcinschiiTahrtOcti oi  /), 
und  sind  es  jetzt  verschiedene  Bestimmungen,  welche 
auf  dem  wiener  Congrefs,  in  Hinsicht  auf  Scliifluhrt 
und  Handelsverkehr  auf  gewissen  Flüssen,  errichtet 
wurden.  ($.  468  ff.) 

fl)  Esoelbbzcbt,  p.  167  ff.  — Natürliche  SlaauScrvitutcn , z.  B. 
bei  Staaten,  deren  Gebiet  von  dem  Gebiet  eines  fremden  Staa- 
tes umschlossen  ist  (^.80),  statuiren,  Hebtius,  EsciLBBicar. 
u.  a.  — Blosse  l^ölkergebräuche  und  StaatsCeremoniel , gehö- 
ren nicht  za  deu  StaatsSenituten.  Di  divvass  medit.  juris 
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prir.  princip.,  T.  IV.  Ii1>.  a.  tit.  3.  Vergl.  Klübkb's  droit  des 
gens  moderne  de  l'Europc,  §.  i35,  a.  — Aber  der  Besitzttand 
äussert  auch  hier  rechtliche  Wirkung.  Esgblbreciit,  p.  33a. 
«r|q.  §.91. 

b)  Hross  Stnatshnnzlcy,  I.  36o.  XVIL  3a ff.  Göbbfb,  p. 3i— 34- 

c)  Weslphäl.  Fr.  r.  1698,  I.l’.  O»  art.  V'.  44-  Ckmus  in  L.  99.  D. 
de  V O.  GöasER  , §.80  ff. 

</)  EaGtLBRECHT,  p.  386.  sqq.  Gösbeb,  ^.94  ff.  — yerjäbrung  ist 
iu  dem  allgemeinen  Völkerrecht  nicht  begründet. 

e)  V'’crgl,  Bheinische  Bundes  Acte,  Art.  34.  Rhein.  Bund,  IV.  i33. 
Ri.über's  St.-mUr.  des  Rheinbundes,  89f. 

f)  Ki.itB£B's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  i4off. 

0 


XXII.  C a p i t e 1. 

Schiffahrt  und  Handelsverkehr  auf  solchen 
Flüssen,  welche  verschiedene  Staateh  schei- 
den oder  durchströnien , insbesondere  auf 
tlen  Flüssen,  Rhein,  Neckar,  Main,  Mosel, 
Maas,  und  Elbe. 


s.  468. 

Bestimmungen  des  wiener  Congresses , überhaupt. 

ln  Gemüfshoit  des  pariser  Friedens  Ton  1814 
(Art.  5j,  wurden  auf  dem  wiener  Congrefs,  von  dea 
acht  Mächten,  welche  die  Congrefs -Acte  untersieiehne- 
len,  für  Schiffahrt  und  Handelsverkehr  auf 
solchen  Flüssen,  welche  verschiedene  Staaten 
scheiden  oder  durchstroraen,  folgende  Bestini- 
niungen  festgesetzt«),  die  als  Grundlagen  dienen 
sollen  für  nähere  Bestimmungen  über  denselben  Ge- 
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genstand,  welche  die  Beherrscher  jener  Staaten  durch 
versammelte  Commissarien , gemeinschaftlich  festzu-  ' 
setzen  haben  &);  eine  Uebereinhunft , welche  für 
sammtliche  tcatschc  Bundesstaaten,  zuerst 
in  der  BundcsActe  (Art.  ig")  angenommen,  dann,  in 
Folge  eines  in  den  wiener  MinisterialConferenzen  ab- 
gefafsten,  einem  ScparatProtocoil  vom  24*  1820 

einverleibten  Artikels,  durch  einen  BundestagsBe- 
schlufs  V.  3.  Aug.  1820  bestätigt,  und  deren  unge* 
säumte  Ausführung  zugleich  festgesetzt  ward 

<i)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  108—117,  und  dessen 
Iteilage  IVum.  16,  in  Klübeb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.III, 

S.  »54  fl.  ^7  ff.  'i^iff.  ln  dem  118.  Art.  des  Acte  final  wurden 
die  Bestimmungen  über  die  Flulssrhiffahrt  für  einen  Theil 
der  CoiigrefsActe  erklärt,  mithin  unter  die  Garantie  der  acht 
Mächte  gestellt,  welche  di£se  Acte  unterzeichnet  haben.  — Zu 
\'orbercitung  und  Abfassung  dieser  Bestimmungen,  war  auf 
dem  Congrefs  eine  eigene  6'ommi«;on  niedergesetzl , deren 
Verhandlungen  man  findet,  in  Ki.über's  angef.  Acten,  Bd.III, 

S.  I — 4'6.  Vergl.  EbenJesi.  Uebersiuht  der  diploinat.  V'er- 
bandl.  des  wiener  Congr. , S.  49- 

b)  Acte  final  etc.,  art.  io8. 

c)  «Sämmtlicbe  dabei  betheiligte  Bundesglicder  machen  sich  ver- 
bindlich, die  in  der  wiener  CongrefsActe , Art.  lOij  bis  116 
(sollte  heissen  117)  inclusive  gegebenen,  und  vermöge  des 
Art.  19  der  BundesActe  den  Berathungen  der  B.  V'.  zum 
Grunde  gelegten  V'orschril’len  unverbrüchlich  zu  befolgen, 

— — und  in  der  kürzest  möglichen  Frist  zu  beendigen,  wo 
aber  noch  keine  Unterhandlungen  eingcleitct  sind,  solche  un- 
verzüglich eintreten  zu  lasscu».  Worte  des  Beschlusses  in 
dem  Protocoll  der  PlenarVersamml.  der  11.  V.  v.  3.  Aug.  iCio, 
§.4.  W'icncr  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  65. 


s.  469. 


Iiuiesondere : 1)  Freiheit  der  Schiffahrt  und  des  Handels. 
2)  System  der  Abgaben  und  Polizei. 

I)  Die  Schiffahrt  auf  den  genannten  Flüssen, 
in  ihrem  ganzen  schiffbaren  Lauf,  bis  an  ihre  Mün- 
dung, soll  durchaus  frei,  und,  in  Hinsicht  auf 
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den  Handel,  Kiemand  untersagt  seyn;  jedoch  unter 
Beobachtung  der  Vorschriften  über  die  SchiffahrlPo- 
lizei,  welche,  übereinstimmend  für  Alle,  und  für  den 
Handel  aller  Nationen  so  günstig  wie  möglich,  sollen 
errichtet  werden  _f).  II)  Das  System,  welches  für 
Erhebung  der  Abgaben  und  für  Handhabung  der 
Polizei  einzuführeii  ist,  soll,  so  viel  möglich,  für 
den  ganzen  Lauf  des  Flusses  dasselbe  seyn.  Es  soll, 
so  fern  nicht  besondere  Umstände  widerstreiten  , auch 
auf  diejenigen  seiner  /Vrme  und  Zusammenflüsse  sich, 
erstrecken,  welche,  in  ihrem  schiffbaren  Lauf,  ver- 
schiedene Staaten  trennen  oder  durchströmen 

a)  Actc  final  elr. , art.  109.  So  auch  der  erste  CongrcrsArtikel 
über  die  Rheinschiffabrt , in  Ulvbh's  angef.  Acten  etc.,  Bd. 
lU,  S.  s57f.  ' 

i)  Ebendas,  art.  iie.  Eben  $0  der  zweite  CongrcfsArtikel  über 
die  RheinscbilTalirt , a.a.  ü.  S.  s58.  — Mirshelligkelten  zni. 
seben  Oldenburg  u.  Rreincn,  über  die  von  jenem  Terfügte  Aus- 
legung eines  NVaebtsebiiTes  an  der  Mündung  der  >Vescr.  Proto- 
collc  der  B.V.  V.  30. Jul.  (§.  77)  u.  3-Aug.  ( §.  io5)  1830. 


S.  4ro. 

Sj  ScJiifJahrtAhgdben.  4)  Erhebungshehörden. 

III)  Die  Abga'.bon  für  die  Schiffahrt,  sollen 
gleichiurmig,  unwandelbar,  und  möglichst  unabhängig 
von  der  verschiedenen  Bescliaffenlieit  der  Waaren 
festgesetzt  werden,  damit  eine  ins  Einzelne  gehende 
Untersuchung  der  Ladung,  nur  ■wegen  gesetzwidriger 
Handlungen  nothig  werde.  Der  Betrag  dieser  Abga- 
ben, welcher  denjenigen  vom  Junius  i8i5  in  keinem 
Fall  übersteigen  darf,  ist  nach  örtlichen  Verhältnis- 
sen zu  bestimmen.  Belebung  des  Handels  durch  Er- 
leichterung der  SchilTahrt,  mufs  hiebei  zur  Richt- 
schnur dienen,  und  der  RheinschiffahrtOctroi  kann 
annäherungsweise  zum  Maasstab  genommen  werden. 
Der  einmal  festgesetzte  Tarif,  kann  nur  gemeinschaft- 
lich von  deu  Uferstaaten  erhöhet,  und  die  Schiffahrt 
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täarf  mit  irgend  andern,  als  den  in  der  Schiffahrtord* 
nung  (Reglement)  festgesetzten , Abgaben  nicht  be> 
Schwert  werden«).  IV)  Die  ErhebungsbehSrden, 
so  wenige  als  möglich,  bestimmt  die  Schiffahrtord- 
nung. Nur  gemeinschaftlich , bann  darin  Aenderung 
getroffen  werden;  es  wollte  denn  ein  Uferstaat,  die 
Anzahl  der  ihm  ausschliefseud  ttugehSrigen  Termin- 
dern l>). 

a)  Acte  final  etc.,  art.  iii> 
h)  Ebendas,  art.  iis. 


§.  47i. 


ö)  Leinpfait  und  Arbeiten  im  Flujshett.  6)  Stapel- 
recht und  gezwungener  Umschlag.  7)  Zölle..  6)  Schi/^ 
Jahrterdnung. 

V)  Die  Unterhaltung  der  Leinpfade  odei  Trep» 
pclwege  (chemins  de  halage),  und  die  Besorgung  der 
für  ungehinderte  Schiffahrt  .a  dem  Flufsbett  no- 
thigen  Arbeiten,  Hegt  jeder  Uferberrschaft  ob. 
Für  den  Fall,  wenn  die  einander  gegenüber  stehen- 
den Ufer  verschiedenen  Landesherrschaften  ge- 
hören, bestimmt  die  zu  errichtende  Schiflahrtord- 
nung  die  Art,  in  welcher  die  Uferstaaten  zu  jenen 
Arbeiten  mitzuwirben  haben  «).  VI)  Stapelrecht 
(droit d'etape,  $.333)  und  gezwungener  Umschlag 
(Umladung)  oder  Stationenrecht  (droit  de  reläche 
forcee  et  decbelle  ou  de  rompre  Charge)  dürfen  nir- 
gend eingeführt  werden.  Wo  sie  schon  bestehen , 
■ollen  sie  nur  so  weit  fortdanern,  als  die  Uferstaaten« 
ohne  Rücbsicht  auf  besonderes  Interesse  des  Orts 
oder  des  Landes  , solche  für  die  Schiffahrt  oder  den 
Handel  im  Allgemeinen  für  nothwendig  oder  nützlich 
erachten  werden  &).  VII)  Die  Zölle  der  Uferstaaten 
■ollen  nichts  gemein  haben  mit  den  Schiffahrtabga- 
ben. Durch  Verordnungen  ist  dafür  zu  sorgen,  dafs 
die  Schiffahrt  durch  Amtsverrichtungen  der  Zollbe- 
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amten  nicht  gehindert  werde;  ducli  mag  durch  strenge 
Fuliasei  an  dem  Ufer,  dem  Zolluiiterschleif  begegnet 
werden,  welchen  die  Eitiwuhner  mit  Hülfe  der  SchifT. 
leute  begehen  konnten  «•).  VllI)  Ueber  dieses  Alles, 
und  was  sonst  noch  nüthig  scyn  möchte,  ist  eine  ge- 
meinschaftliche Schi  ff  ahrtordnong  zu  errich- 
ten, die  anders  nicht  als  mit  Einwilligung  säinmtlicher 
Uferslaatcn  ' abgeändert  werden  darf,  und  für  deren 
Vollziehung  auf  schickliche,  den  Umstanden  und  Oert- 
lichkeiten  angemessen«  Weise  Sorge  zu  tragen  ist 

<i)  Acte  final  etc.,  art.  ii3. 

) Ebendas,  art.  ii4. 

{ Ebendas,  art.  ii5.  — Der  ehßethcr  1 J'eserzoll  körte  mitdem 
7.  Mai  1820  auf,  narb  einem  xwischen  UolstrinUldenbnrg  und 
der  Stadt  Bremen  im  J.  1819  geschlossenen  \ crgleicb.  Vergl- 
BeichsdejiutatiousHauptsrhlufs  V.  i8o3,  §.811.27.  Frotoc.  der 
B.  V.  26.  Aug.  1819,  §.193.  V,  Msrt>ss  rccueil , Supplum. 
VIII.  (>45.  552.  — Bei  den  ZöUrn  auf  dem  Neckar  und  IVIain, 
ist  eine  Erbuhung  über  den  Tarif  von  1802  untersagt.  Man  s. 

• unten  §.  .J85’. 
d)  Ebendas,  art.  116. 


S.  472. 


Anwendung  dieser  Bestimmungen  auf  einzelne  Flüsse 
und  Gewässer. 


I)  Diese  allgemeinen  Bestimmungen  w urden  auf  dem 
wiener  Congrefs  sofort  angewandt,  theils  auf  dea 
Bheiu  ($.  4?3  u.,fl.),  theils  auf  die  Flüsse  Neckar, 
Main,  Musel,  Maas  und  Schelde  «).  H)  Desglei- 
chen auf  die  Flufs-  und  Schiflahrt Verhältnisse  zwi- 
schen Preufsen  und  Sachsen,  iinmentlich  auf  die  Eibe 
(§.  485  , und  so  viel  das  Flöfsen,  sowohl  des  ver- 

bundenen als  auch  des  losen  Holzes,  betrifft,  auf  die 
(iewässer,  welche  die  Namen  Eiste  rwerdaer  Flofs- 
graben.  Schwarze  und  V\  e i f s e Elster  führen, 
so  wie  auf  den  Flufsgi  aben,  der  aus  der  letzten 
abgeleitet  ist  III)  Auch  wurden  späterhin  diescl- 
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ben  Grundsätze  für  künftig  anwendbar  erklärt,  auf 
diejenigen  Flüsse,  welche  Ostreich ische  und  an- 
grenzende haie rische  Staaten  durchstrünien  oder 
scheiden  <').  IV)  Verhandlungen  in  demselben  Sinn, 
für  die  Weser,  hatten  seit  1820  statt  <t).  V)  F,nd- 
lich  wurden  auf  dem  wiener  Congrefs  Bestimmungen 
errichtet,  für  Beförderung  der  Schiffahrt  und  des 
llutidels  preufsischer  und  kannöverlscher  Unterthaiien 
mittelst  der  Ems,  und  der  ersten  in  der  SlaiH  und 
dem  Hafen  von  Emden,  so  wie  für  die  Schiffahrt 
der  hannoverischen  Unterthanen  auf  dem  Canal  der 
Stecknitz  »)•  -VD  ln  der  teutschen  BundesActe/) 
hehiciten  sich  die  B u n d e s g 1 i ed  c r vor,  hei  der 
ersten  Zusammenkunft  der  Buiidcsrci  Sammlung  in 
Frankfurt,  wegen  des  Handels  und  der  Schif- 
fahrt, nach  Anleitung  der  auf  dem  wiener  Congrefs 
angenommenen  Grundsätze,  in  Berathnng  zu  treten. 
VII)  Nicht  anw'endbar  sind  jedoch  die  Bestimmun- 
gen des  wiener  Congresses,  auf  solche  Flüsse,  welche 
in  ihrem  schilfharen  Lauf  verschiedene  Staaten  nicht 
scheiden  oder  durchströmen  g} 

o)  Acte  final  etc.,  art.  117,  und  dessen  Beilage  Num.  16.  Hlv- 
BEs's  Acten  des  wiener  Congr.  Bd.Vl,  S.so3.  Bd.III,  S.  i45ff. 

237  ff.  Man  s.  unten  4B4  u.  f. 

b)  Wiener  Friede  des  Königs  von  Sachsen  mit  Freussen,  Oest- 
reicl)  u.  Kufslend,  roin  >8- Mai  i8i4,  Art.  17;  in  Klvbkb's  an- 
gef.  Acten  etc. , Bd.  VI,  S.  i33f. 

c)  Oestreichiseb - baier.  Tractat,  geschl.  su  München  am  i4.Apr. 
1816,  Art.  9;  in  Klübfb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  406. 

<0  Vergi.  V.  Nsv's  unten  (^.475)  angef.  Beiträge,  Bd.  I,  S.  2o3fF 
322  ff. , 347. 

«)  Acte  final  etc. , art.3o.  Preussisch-bannöver.  Tractat,  geschl. 
r.u  Wien  am  29.  Maii8i5,  Art.fi,  iuKi.tfBBn's  sngef.  Acten  etc., 
Bd.  VI , S.  146  ff 

/)  Art.  19.  Auf  Baiernt  Antrag,  ward  statt  « Anordnungen  su 
treffen*  gesetet:  «in  Bemrliwig  tu  treten».  Klcbkb's  angef. 
Acten  etc.,  Bd.II,  S.  369,  388,  4?>.  49>  Hi-fiaRiis  an-  . 

gef.  Vebersicht  et. , S.  afii,  261  u.  267. 
g)  So  die  f.ahn.  Ki.vara's  angef.  Acten  etc.,  Bd.III,  S.  226!.  — 
V'on  der  r.ahn,  I.ippe  und  Ruhr,  a.  Ocbkabt  , S.  191  u.  241. 

58  • 
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S.  473. 

Insbesondere  auf-  den  Rhein. 
Sestimmungen  von  1801,  i8oS,  und  1804. 

I)  Seit  einer  Reihe  von  Jahrhunderten,  war  der 
Rhein  «),  in  Absicht  auf  Schiffahrt  und  Handelsver» 
hehr  , ein  hochwichtiger  Gegenstand  , theils  von 
Streitigkeiten  der  Uferstaaten,  theils  von  reichs.  und 
territorialgesetzlichen  und  von  vertragmäsigen  Bestim* 
mungen  c).  R)  Seit  1648  zugleich  wieder,  abwech* 
selnd  mehr  oder  weniger,  Grenzilufs  zwischen  Frank- 
reich und  teutschen  Staaten  d)i  wird,  vermöge  des 
luneviller  Friedens  von  1801,  Art,  6,  und  des  Reichs- 
deputationsHauptschliisses  von  i8o3,  $.  89,  so  wie 
nach  dem  pariser  Frieden  von  1814  und  dem  pariser 
llauptvertrag  vom  30.  Nov.  i8i5  (oben  $ 87  — 90), 
dessen  Thalweg  als  SouverainetütsGrenze,  der 
ganze  Strom  hingegen,  so  viel  Schiffahrt  <)  und 
Handlung  betrifft,  als  zwischen  beiderseitigen  Staa- 
ten gemeinschaftlich  betrachtet/). 

a)  6.  SvRTontvs  de  libera  Rheni  narigationc  in  congressu  Ra- 
Btadiensi  obtinenda.  Goett.  i'rqS.  J.  E.  F.  Dise,  die  Oberherr- 
schaft über  den  Rhein  und  die  Freiheit  der  Rheinschilfahrt. 
Franhf.  1-9?.  8.  J.  L.  Rectfr  über  den  rheinischen  Handel 
u.  Schiffahrt.  Mains  179a.  8.  G.  A.  Jicosi  über  die  Rhein- 
schiffahrt; in  Possflt's  europ.  Annalen,  i8o3,  U.  167!?.  Hand- 
buch der  Angestellten  des  RhcinschiffahrtsOctroi.  Cöln  i8o5. 8. 
(F.  W.  Giun’s)  Bemerkungen  über  den  OclroiVcrtrag  u.  die 
maineer  SchifferOrgnnisation,  nebst  e.  histor.  Einleit,  über  das 
Schiffahrtwesen  des  Oberrheins.  Heidelb.  1806.  8.  J.  F.  Kfllfk 
die  Neckar-,  Rhein-  u,  Mainschiffahrt,  «wischen  Heilbronn« 
Mains  und  Frankfurt,  geschichtlich,  reehtlich  und  kaufmän- 
nisch betrachtet.  Heilbronn  180g.  8.  J.  J.  Emuihoff’s  analyti- 
scher Entwurf  einer  Samml.  von  Abhandlungen  . . . über  dio 
Schiffahrt  . . . des  Rheinstroms.  Main«  i6ia.  Ehendess.  to- 
pogr.  Statist- Darstellung  des  Rheines,  mit  vorcfiglicher  Rück- 
sicht auf  dessen  Schiffahrt  und  Handlung.  Cöln  1814.  4-  F.ben- 
tiess,  pragmatisch -geschichtliche  Darstellung  der  Verhandlun- 
gen u.  Beschlüsse  des  CongrefsComite  für  die  Freiheit  der 
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Flüsse,  so  wie  der  Berathungen  der  in  Gefolge  jener  Be- 
schlüsse in  Mainz  iiiedcrgesetztcn  CentralCoimnission,  Maine 
1819.  8.  J.  F.  OcKu&BT , der  Rhein , nach  der  Länge  seines 
Laufs  u.  der  Beschaffenheit  seines  Strombettes,  mit  Besieh, 
auf  dessen  Schiifahrtverhältnirs.  Mainz  1816.  8.  £h«n</rrs.  über 
den  RheinschiffahrtOctroi  f in  Bebtvch's  allgem.  geogr.  Epbe- 
meriden.  Ehentfets,  geschieht!. DarstclI.  der  frühem  u.  spätem 
Gesetzgebung  über  Zölle  und  Handelsscliilfahrt  des  Rheins, 
mit  Rücksicht  auf  die  Beschlüsse  dos  wiener  Congr.  für  die 
künftige  Verwaltung  dieses  Stroms  und  seiner  Nebenflüsse. 
Mainz  1818.  gr.  8.  H.  HsniiAa's  Sammlung  der  seit  i8o3 
in  Bezug  auf  Rhcinhandel  und  Schiffahrt  erschienenen 
Gesetze,  Verordnungen  und  allgemeinen  Instructionen. 
Mainz  1820.  8.  Neue  Organisation  der  Schiffahrt-  und  Han- 
delsrerhältnisse  auf  dem  Rheinstrom.  Mit  e.  bistor.  diploraat. 
Einleit.  Basel  i8t%.  8.  Veber  dicFreihcit  der Rheinscliiffahrt. 
a Hefte.  Frankf.  1816.  8.  Schriften  in  Klübeb's  angef.  Acten 
etc.,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  1 -84;  Bd,  III,  S.  33t  -4t6i  Bd.  IV. 
S.  53.',. 

l)  Vor  dem  7.  1790,  konnte  man  auf  dem  Rhein  einen  jährlichen 
ll’aarenTransport  von  ungefähr  zwei  Millionen  Centnern, 
blofs  durch  etwa  i3oo  Schiffe  zu  aooo , i5oo  und  luoo  Cent- 
ncr  Ladung,  annohmen.  Den  GeUwerih  des  jährlichen  4Vaa- 
renrerkehrs  auf  dem  Rhein,  nur  allein  zwiachen  den  Nieder- 
landen und  den  westlich- tcutschen  Provinzen,  schützte  man 
auf  mehr  als  hundert  Millionen  Gulden.  Der  'WaarenTrans- 
port  im  7.  t8ai  , In  13,9x8  zu  Mainz  und  Cöln  angekummc- 
nen  und  abgegangenen  Sebiffen,  war,  in  Centnern  (zu  tot 
Pfund  3 Unzen  amsterd.  Gewichtes  oder  5o  Hilogr. ): 
zu  Berg  bis  Cöln  i,67x,o8o,  u.  bis  Mainz  753,968,  dann  zu  Thal 
bis  Cöln  i,o65,538,  u.  von  Cöln  abwärts  1,344,535.  — ln  den 
7 7abrcn  von  i8o5  bis  i8ix,  wo  der  Handelsverkehr  durch  die 
französische  Regierung  sehr  gehemmt  war , betrug  der  gc- 
sammte  reine  Ertrag  des  RheinschiffahrtOctroi,  von  Strasburg 
bis  an  die  holländische  Grenze , im  Durchschnitt  jährlich 
1,840,637  Franken  oder  804,170  Gulden.  Eichbovf's  angef. 
DarstclI.,  S.  164.  Vergl.  Hlöbeb's  Staatsarchiv,  Bd.  1,  S.Sxx. — 
Nach  einem  sechsjährigen  Durchschnitt , von  i8i5  bis  und  mii 
i8xo,  war  der  gesammte  BrutoErtrag  des  Octroi  j.ihrlich 
•,686,538 Franken  81  V,  Cent,  oder  1, x46, 7a,  Gulden  5a ’/j  Rr. 
rheinisch.  — DieHebuqgs-  und  Vcrwallungskosten  schätzte 
man  i8xx  auf  ungefähr  i3  pro  Cent  des  rohen  Ertrags  ; nach 
EiciiHorr  a.  a.  O.  waren  es,  bis  ,8,3,  nur  10  proCent.  — 4'oa 
den  Leinpfad  u.  a.  Kosten,  s.  479.  Von  den  auf  den  Octroi 
haftenden  Jahrrenten  und  Pensionen,  s,  ^.483'  u,ff. 
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c)  angcf.  Bemrrkungen,  S.  5— 48.  Ocmabt's  «ngef.  ge- 

Krliichtl-  Darstellung,  S.  4<> — Sir. 

<})  Oben  $.  84  u.  8rff.  Klübkb's  Einl.  su  e.  neuen  LebrbegrifF  d. 
teiitselienStaatsr.,  67  ff.  — Man  unterscheidet,  den  rhati- 
jrAeii  oder  büiidnerischen  , den  schu'eizeriseh.  leutsehen . den 
tentsch  - fruntösischrn,  den  teutsehen.  und  den  niederlänjhrhen 

Rhein;  riisammen  in  der  Länge  eine  Wasserslreche  ron  3®3  Vi 
Wegstunden,  von  welchen  nur  die  ersten  so  für  Schiffahrt  un- 
benutzbar sind.  OesnsBT,  der  Rhein  u.s.  w.,  S.  si  u.  s3ff.  — 
l'eberdiefs  unterscheidet  man , auf  der  in  der  OctroiConven- 
tlon  angenommenen  StromStreche : Oherrhein,  von  Strasburg 
bis  Mainz,  5S  W'egstunden ; Mittelrhein,  von  Mainz  bis  Cöln, 
■t> Wegstunden  } Niederrhein  , von  Cöln  bis  Emmerich  , 
3- ',.4  W'.  St.  M.sn  s.  V.  Kav's  (^.  4"5  angef.)  Beiträge,  Bd.  II, 
S.  3s.  OcKH  iHT,  der  Rhein  u.  s.  w.,  S.  s4 ; EicHHon's  angef. 
Darstellung  , .S.  i3. 

f)  Die  Rheinsrhif fnhrt  unterschied  man  seit  1804,  in  kleine,  für 
land  wirthschaftliclien  und  andern  IndiistricVerhehr  der  Rhein- 
länder unter  sieb  , und  mit  den  Lferbewohnern  der  Neben- 
ströme , und  gro/je , für  den  Waarenzug , zwischen  Holland, 
Teutschland,  Franhr.’ich  und  der  Schweiz  ( grofse  Handels- 
schiffalirt)  endlich  die  Fahrt  der  AT/icAen  u.  Juchten,  haupt- 
sächlich für  Reisende.  Vcrgl.  die  unten  angef.  Convention 
siir  l'octroi  , art.  19  et  suiv.  101  et  suiv.  Ocbbabt's  Darstell., 
8.  '>.r>8  In  dem  Sinn  dieser  Convention,  soll  jener  Unterschied 
nicht  mehr  bestehen , vermöge  einer  Erklärung  des  wiener 
('ongresses.  Ki.ubkr's  angef.  .\cten  etc.,  Bd.  III,  S.  S69.  Doch 
bleibt,  aus  dem  Gesichlpunct  der  Gesetzgebung , ein  Unter- 
•schied  zwischen  Schiffahrt  und  derjenigen  für 

llnndelsTransporte.  Ocbhabt's  gescbichtl.  Darstellung,  8.  s8  ff. 

J)  Auch  in  der  unten  angef.  Convention  sur  l'octrui , art.  s. 


§.  474«. 

Fortsetzung. 

ni)  Durch  den  ReichsdepotationsHauptschlurs  ron 
i8o3,  worden  nicht  nur  die  mannigfaltigen  und  be- 
tr.ächtlichen  Rheinzölle,  sondern  auch  alle  andern 
auf  die  TransitoSchiflährt  sich  beziehenden  Abga- 
ben, z.  B.  I.icent,  Transitu,  Accise,  Abgabe  von 
Uallleuten  und  Halfpferden,  u.  d.,  aufgehoben;  doch 
mit  Vorbehalt  der  Eingangsgebühren  uud  Zölle  in 
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den  Uferstaaten  «).  Die  RheineoIIe,  i5  auf  ilcr 
linken,  17  auf  der  rechten  Rheinseite,  mit  einem 
jährlichen  Gesammtertra^j  von  ungefähr  2 Millionen 
Gulden,  hörten  auf,  mit  dem  i j.  Oct.  i8o5.  IV)  Da- 
gegen ward  von  dem  teutschen  Reich  und  Frankreich, 
mittelst  eines  Vertrags  i)  (OctroiConvention) , ein 
gemeinschaftlicher  RheinschiffahrtOctroi, 
eine  GesammtAnstalt  und  Ordnung  für  Schiffahrt 
und  Handlung  auf  dem  Rhein,  und  für  die  von  bei- 
den KU  entrichtenden  Ab  gaben  Ot  genannt  Recogni- 
tion  und  OctroiGebühr,  deren  reiner  Ertrag  zwischen 
Teutschlaiid  und  Frankreich  gleich  getbeilt  werden 
sollte,  vom  1.  Nov.  iBo5  an  eingefuhrt,  in  Absicht 
auf  Berg  - und  Thalfahrt;  doch  nur  von  Strasburg 
bis  an  die  niederländische  Grenze,  in  einer  « 
Strecke  des  Flufslaufs  von  i3o  bis  i34  Wegstunden 
oder  ungefähr  335,75o  Toisen  d). 

a)  R.  De|>nt.  Hauptscbl.  V.  i8o3,  §.39.  Die  unten  angef.  Conven- 
lion  sur  rootroi,  art.38 — — Auch  auf  der  Rhcinschilfalirt 
von  der  SchvvcizcrGrcnr.e  bis  HcM  , hob  RaArn , im  J.  1809, 
alle  Traniito Abgaben  auf.  — Fortdauernd  für  beide  Theile, 
nach  dem  Besitzstand  vom  17.  Sept.  1808,  gelten  noch  die 
Rheinz-ölle  da,  wo  der  Rhein  das  Grofshcrzoglhum  Baäen  und 
den  ScliweizcrCanton  Aargau  scheidet.  Staatsrertrag  zwi- 
schen beiden,  v.  17.  Sept.  i8«8,  Art.  3.  6.  ”.  8;  in  dem.  Bad. 
Regier.  Blatt,  1809,  Num.  35.  Rhein.  Bund,  XXXVII. 46.  Mau- 
TFNS  rccueil , Supplein.  V.  i4i.  Auch  über  die  Rheinschif- 
fahrtdas  Flossen  (beides  nach  einem  so  genannten  Maieu- 
brief),  die  Rhein  Überfahrten , die  so  genannten  FVinkelfahr- 
teil,  die  Geleit-  oder  l .ootsenreehte,  und  die  Fischerei , »iaj 
daselbst , Art.  4 u.  5,  Bestimmungen  enthalten. 

b)  Convention  sur  loctroi  de  navigation  du  Rhin , faite  ä Paris 
Ic  Thermidor,  an  XII  ( i5.  Aug.  i8o4  ) ; in  Klübkb's  Acten 
des  wiener  Congr. , Ud.  III,  S.  280 ff.  Convention  suppletive, 
datce  de  Mayencc  Ic  9 vendemiaire  au  XIII  (1  Oct.  i8o4); 
ebendas.  S.  BaB.  Beide  Conventionen  sind  auch,  französisch  u. 
teutsch,  zusammen  lierausgegeben , zuCöIiii8o5.  4-  Rkb- 
M.vw's  angef.  Saiiiiiil. , S.  3 if.  u.  3bi  IT.  — Dic>:c  Convention  für 
Schiffahrt  und  (^lobiihrcnerhebung , ward,  auf  ein  kurfürstl. 
CollegialGutdclitcn  v.  18. 3I;irz  loo'i , ii»  Allgemeinen  geneh- 
migt, durch  ein  kaiscrl.  Comialssiun.iRatincatiunsDccrct  v.  11 
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Mai  i8o9,  mit  Vorbehalt  einer  weitern  Vebereinbunft  über 
Tcrscbiedene  Anträge  und  Erinnerungen.  — — Anmerbungen  tu 
dieser  Convention,  in  Gaom's  angcf.  Bemerbungen,  S.  70 — i4o, 
u.  in  Eicnnorr's  angef.  Darstellung,  S.  113—169.  Ihre  Ge. 
schichte  u.  eine  Uebersicht  ihres  Inhaltes , ln  OcHnaar's  ge- 
schieht!. Darstellung,  8.475—199.  — Geschichte  des  Octroi, 
seit  seinem  Entstehen  im  J.  i8o5biss8i4;  inNsv's  unten  angef. 
Beiträgen,  Bd.  II,  S.  7a — 87. 

c)  Die  Abgaben  sind  eweifacb  1 1)  Reeognition,  von  jedem  Fahr. 
seug,  welches  SoCentner  oder  mehr  beträgt,  nach  Verschie- 
denheit seiner  Ladungsfähigbeit;  1)  OctroiGebühr,  von  PT'fa- 
ren  und  I.ebtmmittelny  nach  Verschiedenheit  Ihrer  Quantität. 
Den  Tarif  s.  in  der  Convention,  011.940.99—105,  u^,  in  H*a- 
MAü's  angef.  Samml. , S.  io6  — 116.  Gavn's  Bemerbungen, 
S.  85  if.  OcKBAHT,  der  Rhein  u.  s.  w. , S.  «63  ff.  Klvbeb's 
Staatsr.  des  Rheinbundes,  i4>,  Note  c.  Von  der  Berech- 
nungsart der  franz,  Münzen,  s.  (Ci.ztsxaiis's)  Materialien  für 
MUnzgeselzgebung  (1811.  8.),  S.  17a.  (Ebenärss.)  Aphorismen 
aus  dem  Fache  der  MUnzgeschichte  u,  des  Münzwesens  (1817. 
8.),  S-  196 — io3.  ResolvirungsTabellen,  in  Hebxah's  Samml., 
S.  45iff.  — Von  der  Lattungsfähigkeit  der  Fahrzeuge  , Oen- 
habt,  S.  96fr.  — Von  Him-plern  oder  Leichtschiffen,  Ockhabt, 
S-  119,  121  u.  116.  Gavx,  S.  86  ff.  Von  Lauertannen  u.  a. 
Schiffen  von  geringer  Ladungsfahigbeit,  Eicbboff's  angef.  Dar- 
stell.,  S.  6ff.  OcHHAHT  , der  Rhein  u.  s.  w. , S.  io5,  121,  ii5f. 
143  u.  161  ff.  Von  Postschiffen  und  ff'asserdiligencen  , Jach- 
ten, Nachen  und  Markt  schiffen , und  den  davon  zu  entrich- 
tenden Abgaben,  s.  Convention,  art.  »2,  i4  u.  101.  Heb>ab's 
angef.  Samml. , S.  354  389.  Rlübkb  a.  a.  O.  i43,  Note  b. 

\on  HollänilerFlossen,  s.  Eicbboff's  Darstellung,  S-5off.  Ab- 
bildungen  aller  Arten  von  Rheinfhhrzeugcn  u.  eines  Uollän- 
derFlosses , nebst  ihrer  Beschreibung,  in  HnusAs's  angef. 

. Samml. , S.  5i3  — 537. 

d)  OcHBABT,  der  Rhein  u.  s.w.,  S.  s3  ff.,  67  f.  u,  94.  — Nnr  bi» 
Strasburg,  reicht  die  Bergfahrt,  für  eigentliche  Handels- 
Transporte. 


§.  474^ 

Bestimmungen  während  des  rhein.  Bundes , u.  deren 
Aufhehung, 

I)  Bei  Auflösung  der  teutschen  Reiehsrerbindung^ 
änderte  die  rbeinische  BuudeaActe  nicht«  iu 
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dem  BechUTcrhältnifs  des  Octroi.  Sie  erlilärte  aus. 
drücklich  (Art.  2},  dafs  die  Bestimmungen  des  §.  89 
des  RcichsDeputationstlauptschlusses,  die  sich  auf 
den  RheinschiilahrtOctroi  beziehen,  unverändert  gel- 
ten sollten.  Aber  vier  Jahre  später,  änderte  sich 
dieses  Yerhaltnirs.  Durch  einen  mit  Napoleon  zu  Pa- 
ris  am  19.  Fuhr.  1810  geschlossenen  Vertrag  «J, 
Art.  6,  trat  der  Fürst  Primas,  Grofsherzog  von 
Frankfurt,  vormals  RurfürstReichserzkanzlor  , seine 
Rechte  auf  den  RheinOctroi  an  Frankreich  ah.  F.r 
verpUichtete  sich  zugleich,  in  Gemäfsheit  desReichs- 
deputationsHauptschlnsses  diejenigen  immerwährenden 
Jabrrenten  zu  bezahlen,  welche  daselbst  auf  die  teutsche 
Hälfte  von  dem  reinen  Ertrag  des  Octroi  gelegt  wurden 
(unten  482)  ; wefshalb  die  ihm  von  Napoleon  abge- 
tretenen Domänen  von  Fulda  und  Hanau,  als  Special- 
Hypothek  bestimmt  wurden.  II)  Unter  stillschweigen- 
der Aufhebung  dieses  Vertrags,  stellten,  in  den 
Jahren  1814  und  i8i5,  der  pariser  F'riede  und 
der  wiener  Congrefs  das  vorige  Rcchtsverhältnifs 
wieder  her.  Frankreich  verlor  zugleich,  auf  dem 
von  ihm  abgetretenen  Theil  des  Rheins , die  vorhin 
gehabten  Rechte  auf  den  Octroi,  und  die  Octroi- 
Rcnte  des  Fürsten  Primas  ward  nicht  wieder  herge- 
stellt,  wohl  aber  die  übrigen  OctroiRenten  (§.  482). 
An  Frankreichs  Stelle  traten  die  teutschen  Bundes- 
fürsten , denen  die  von  jenem  abgetretenen  Besitzun- 
gen am  linken  Rheinufer  waren  zngetheilt  worden; 
ihnen  gebührte  fortan  der  auf  diese  Besitzungen  fal- 
lende Theil  des  reinen  OctroiErtrags  der  linken 
Rheinseitc. 

•)  Io  dem  Rhein,  Bund,XLVIlI,  409-  u.  in  MAarxas  Supp).  V.  14 

s.  475. 

Bestimmungen  4es  pariser  Friedens  und  des  u^iener 
Congresses.  CentralCommission  zu  Mainz. 

I)  Der  pariser  Friede  von  18140)  und  der 
wiener  Congrefs^),  giengen  auch  bei  dem  Rhein 
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Ton  tltn  oben  (§.  469 — 471)  angeführten  Hatiptbcatira- 
mungen  aus.  Der  CongrcPs  erneuerte,  bestätigte  und 
erweiterte  verschiedene  der  in  der  OctroiConvention 
von  1804  enthaltenen  Bestimmungen.  Namentlich  er- 
hlnrte  er  die  Schiffahrt  auf  dem  ganzen  Laufe  des 
Bheins,  von  dem  Pnnct  an  wo  er  schiffbar  wird  bis 
an  das  Meer  («jusqu’ä  lamer»  0)i  auf- und  abwärts, 
für  gänzlich  frei.  Diese  Strecke  heifst  daher  der 
conrentioiielle  Rhein  (§.  478,  a).  II)  Eine  Cen- 
tral C om  m i ssi  o n für  den  Rhein,  zu  welcher  jeder 
IJferstaat  ein  Mitglied  zu  ernennen  hat,  soll  in  jedem 
Jahr  am  1.  Not.,  und,  wenn  sie  es  für  nüthig  erach- 
tet, auch  im  Frühjahr,  zu  Mainz  sich  versammeln, 
um  über  Beuhachtung  der  RhcinschiffahrtOrdnung 
und  das  gemeine  Beste  der  Schiffahrt  und  Handlung 
zu  wachen,  den  Bericht  der  Inspecloren  über  ihre  # 
Verwalluiig  zu  vernehmen,  und  für  Verhandlungen 
und  Vereinbarung  zwischen  den  Uferstaaten,  vorzüg- 
lich in  Hinsicht  auf  die  Schiffahrt,  zu  dienen  <?). 
Iin  Diese  CentralConiinission , überhaupt  die  neue 
Ordnung  der  Dinge,  sollte  vom  1.  Jun.  i8i5  an  in 
Wirksamkeit  treten.  Als  ausserordentliche  Be- 
schäftigung ward  ihr  vorerst  angewiesen,  die  Abfas- 
sung einer  neuen  Schiffahrtordnung  (§.  4^0«  , und 

bis  dahin  die  Stellvertretung  der,  nach  Vertreibung 
der  frnnzü.sischen  Herrschaft  im  Namen  der  verbün- 
deten Mächte  angeordneten,  provisorischen  OctroiVer- 
waltung  •).  IV)  Die  Einführurg  dieses  Uctroi-  und 
SchiffahrtSyslems  auf  dem  Rhein,  von  Strasburg 
bis  an  die  schweizer  Grenze  (§•  474)>  ist  bis  jetzt 
noch  nicht  zu  Stande  gekommen  f), 

a)  Art.  53;  in  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  R1I.  I , Heft  1,  S.  i5. 
h)  Articles  concemant  la  navigation  du  Uliin,  vom  24*  März 
i8i5,  eine  Beilage  (Nuin.  16)  zu  den  Art  117  u.  118  des  .Acte 
final  du  congres  de  Vienne  ; in  HLcssas  angef.  Acten  ctc., 
Bd.  V'l , S.  2o3;  Bd.  III,  S.  »57  ff. 

« ) Art.  ! der  angef.  Articles  etc.  ücber  den  Sinn  der  Worte 
fiijsqu’a  hl  merv  , ob  die  günzliclio  Freiheit  der  Schiffahrt 
nur  bis  zur,  oder  bis  Uber  die  Einmündung  des  Rheins  In  die 
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SfP,  «1.  h.  nnr  bis  an,  oder  bis  in  die  See?  ob  eine  Zwi- 
■cbenlinie  aozunehmen  sey,  zvvischen  der  äussersten  Rlicin- 
grenze  und  der  freien  Seegrenze,  und  auf  solcher  von  dem 
Königreich  derlViederlande  Seeahgaben  (droits  maritimes)  oder 
TninsitoZoII  gefordert  %verden  dürfen,  von  aus  oder  nach 
Teutschland,  Frankreich  und  der  Schweiz  aus*  oder  einge- 
henden W'aaren  ? ob  diese  Streitfrage  als  schon  entschieden 
in  den  wiener  CongrefsRestimmungen  anzunehmen  sc}  ? oder 
ob  'Solche  zur  Coinpetenz  der  mninzer  CentralCommission 
gehöre , oder  Gegenstand  künftiger  Handelsverträge  sej  ? 
darüber  s.  man  die  P>örtcrungen  bei  jener  Commission,  z.  B. 
in  V.  Xw's  angef.  Beiträgen,  Bd  I , S.  67  ff-,  100  f. , 34«  ff-  , 
3f)9  u.  385,  Bd  II,  Vorrede  zu  dem  a.  Heft,  u.  S.  loafl. , 
ii5ff. , 18'.  — 193,  2,'|3  ff  , 264  ff-  F.  Nkbkhius  Bemerkungen 
über  den  /usiand  Grofsbrilanniens  in  staatswirtbscbaftlicber 
IlinsieliKiBid.  8.),  S.  iti  ff.  Preufs-,  nassau.  u.  gh.  hefs.  Erkl.ä- 
riingen  bei  der  B.V'.,  1.  dict-  in  d.  Protoc.  v.1819,  S.44>,  54^  n.j63* 
Inden  .mgef.  Articlisetc.  schafft  der  Art.  19  den  gezwungenen 
Umschlag  ab,  auf  dem  ganzen  schiffbaren  Lauf  desBheins  bis  in 
das  Meer,  iijusqii’ä  son  embouchiire  lians  la  n\er»  ; ein  Be- 
weis mehr,  dafs  in  den  Articles  die  Worte  « jusqu' a lamer» 
und  A jusque  dans  la  nier»  gleiciibedeutend  seyen.  So  wenig 
die  niederländische  BegicniAg  auf  der  mathematischen  oder 
idealischen  Zwischeulinie  zwisrhen  Meer  und  Pihein  einen  ge- 
zwiingcnen  Umschlag  einführen  könnte,  eben  so  wenig  darf 
oder  k.ann  sie  daselbst  Seeabgaben  erheben.  Auch  der  .Acte 
final  du  rongri'S  de  V'ienne,  Art.  109,  setzt  fest,  dafs  auf 
dem  schiffbaren  Bhein  die  Schiffahrt  frey  seyn  solle  , bis  zu 
seiner  Einmündung  in  das  Meer,  « jusqu'  ä son  embouchurev. 
— .Nur  von  Scezoll  ist  hei  dieser  Erörterung  die  Bede  ; nicht 
von  Erhebung  billiger  Abgaben  zu  Vergütung  des  Aufwan- 
des auf  Hafen  - u.  a.  Schiffahrtanstalten  an  der  See,  z.  B.  Leucht- 
thürmc  486  , b). 

<f)  Articles  etc.,  arl.  10,  ii,  i3,  16,  17,  >8  et  3i.  Auch  bil- 
det diese  Commission  eine  Appellationslnstanz.  Man  s. 
%.  4"6  , II.  — «Die  Pteschlusse  der  Commission  werden  nach 
absoluter  Stimmenmehrheit  gefafst:  aber  für  die  üferstaaten 
, sind  sie  nur  dann  verpflichtend  , wenn  sie  durch  ihren  Com- 
missär  daroin  gewilligt  haben , indem  die  Mitglieder  der 
Commission  als  Agenten  der  Üferstaaten  zu  betrachten  sind  , 
beauftragt , über  die  gonieln.schaftlichen  Interessen  der  letz- 
ten sich  zu  vcrciubariu ».  Art.  i-.  Von  der  Eulstehungsgc 
schichte  dieses  scht\ Irrig  gefafsten  Artikels,  für  welchen 
vielleicht  der  Art.  S-t , Nuin.  1,  einen  Erklärungsgruiid  au 
die  Hand  giebt,  s.  Bi.Piub's  angef.  Acten,  Bd-  III,  S.  löz. 
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172,  223  u.  266.  Von  drn  Streitigkeiten  über  seine  Autle, 
gung,  s.  T.  Nsu’s  Beiträge,  Bd.  I,  S.  ia3  f.  173  u.  sSi , 
Bd.  II,  S.  5.  EicHuorr's  Darstellung,  S.  104  ff-  — Den  Pra* 
siJenten  der  Commission  bestellen  die  Commissarien , aus 
ihrer  Mitte,  durch  das  Loos,  und  jedesmal  für  einen  Monat. 
Ein  anderes  Mitglied,  über  dessen  Wahl  die  Commissalien 
sich  ver-inigen  , führt  das  Protocoll.  Art.  11.  — Die  jctsige 
CcnIralCominission  ist  seit  dem  5-  Aug.  1816  ununterbrochen 
rersammelt , wegen  der  ihr  zugleich  übertragenen  ausseror- 
dentlichen Arbeiten,  der  Entwerfung  des  interimistischen 
und  des  definitiven  Beglcments.  Von  ihren  Verhandlungen 
s.  man  v.  Nsd's  angef.  Beiträge. 

s)  Articles  etc. , art.  3i  et  32.  — In  Wirksamkeit  trat  die  Com- 
mission  erst  am  5.  Aug.  i8i5,  bestehend  aus  Bevollmächtig- 
ten der  sieben  Uferstanten,  Frankreich,  Baden,  Baiem , Hes- 
sen, Nassau,  Preussen,  Königreich  der  Niederlande.  Die 
wichtigsten  ihrer  ausserordentlichen  Verhandlungen  bis  gegen 
das  Ende  des  Jahrs  1820,  findet  man  in  B.  S.  v.  M&e's  Beiträ- 
gen zur  Kenntnifs  und  Beförderung  des  Handels  und  der 
Schiffahrt.  Bd.  I u.  II.  Mainz  1818 — 1820.  4-  u.  ln  J.  J.  Eica' 
von's  Darstellung  der  Verhandlungen  der  CentralCommission 
für  die  Blieinschiffahrt.  1819.  8. 

/)  V.  Nau's  Beiträge,  Bd.  II,  S.  53  u.  Supplement  zu  dem  7.  u. 
8.  HeA , S.  1 — 22.  — Ein  Entwui^  eines  Vertrags  zwischen 
Frankreich  und  Baden , für  Bheinsebiffahrt  und  Octroi  auf 
dem  Bhein  von  der  schweizer  Grenze  bis  Strasburg,  datirt 
Mainz  den  25.  Aug  1820 , ward  von  Frankreich  , nicht  aber 
von  Baden  genehmigt;  abgedruckt,  mite.  Commentar,  in 
MczMAno's  allgem.  polit.  Annalen,  1821,  HcA  8,  S.  44^  — 48>- 
Von  der  Geschichte  dieses  Entwurfs,  s.  die  Allgem.  Zeitung 
V.  3.  Aug.  1821  , Beilage.  Ausführung  , dafs  jene  beiden  Be- 
gierungen  bereclitigt  seyen , für  die  erwähnte  Strorostrecke 
vertragmäsige  Bestimmungen  zu  machen,  so  fern  dabei  der 
Tarif  von  181 S nicht  überschritten  wird,  unter  Beziehung  auf 
die  wiener  Articles,  Art.  3,  5 u.  27 ; in  dem  Journal  de 
Francfort,  1820,  Num.  292. 

s.  476. 

Gemeinschaftliche  f^erwaltungsbehörde.  Hichtende 
Behörden. 

I)Eine fortwährende  gemeinschaftliche  Ver- 
waltungsbehörde, w elche  den  ErhebungsBureaux 


V 
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Torgesetzt  ist,  mit  den  übrigen  LocalBehorden  der 
Uferstaaten  zu  verhandeln,  und  für  Handhabung  d<-‘r 
Schiffabrtordnung , auch  während  der  Abwesenheit 
der  CentralCommission , Sorge  zu  tragen  hat,  und  an 
welche  zu  jeder  Zeit  der  Handelstand  und  die  Schif* 
fer  sich  wenden  hünnen , soll  bestehen  aus  einem 
Ob  crinspcctor  und  drei  U n te rlnsp ect or  cn, 
alle  ernannt  auf  Lebenszeit.  Der  Oberinspector  soll 
von  der  CentralCommission  ernannt  werden , und  zu 
Mainz  wohnen  ^ er  wird  ernannt  nach  Stimmenmehr* 
heit,  aber  so , dafs,  nach  einer  fcslznsetzenden  Ideal* 
Zahl  von  Stimmen,  der  preufsische  Commissär  der 
französische  ’/j,  der  niederländisehe  Vs,  die  Commis* 
särc  der  teutschen  Uferstaaten  ausser  Preufsen,  zusam* 
men  */i  des  ganzen  Stimmengewichles  haben.  Die  drei 
Untcrinspectoren  sind,  einzeln,  bestimmt  für  den  Ober*, 
Mittel-,  und  Unterrhein;  den  einen  ernennt  Preufsen, 
den  andern  abwechselnd  Franhreich  und  der  König 
der  Niederlande,  den  dritten,  nach  einer  unter  ihnen 
zu  treffenden  Uebereinhunft  über  die  Ernen* 
nungsart,  die  übrigen  teutschen  Fürsten,  welche 
Uferstaaten  beherrschen.  II)  Bei  jedem  Erhebuiigs- 
Büreau,  hat  der  dortige  Uferstaat  eine  richtende 
Behörde  erster  Instanz  zu  bestellen,  für  Bechts* 
händel,  die  nach  der  Schiffahrtordnung  zu  entschei* 
den  sind;  er  allein  ernennt  die  Gerichtbeamten,  aber 
die  Kosten  trägt  er  nur  dann  allein  , wenn  das  Ganze 
der  auf  demselben  Büreau  zu  erhebenden  Abgaben 
ihm  ausschliefsend  zufällt.  Die  Yerfahrungsweise 
wird  durch  das  DefinitivBeglcment  festgesetzt;  sie 
soll  gleichförmig  seyn  für  den  ganzen  Lauf  des  Rheins, 
und  möglichst  summarisch.  In  zweiter  und  letz* 
ter  Instanz,  können  die  Appellanten  sich  entweder 
an  die  CentralCommission,  oder  an  ein  hiezu  ernann* 
tes  Obergericht  desselben  Uferstaates  wenden  ä). 

a)  Articles  etc.,  art.  la  — i3  u.  18. 

b)  Ebendas,  art.  8,  9 u.  27. 

( 
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§.  477. 

ErhtbungsBüreaux.  OclroiFlagge. 

I)  Für  Einnahme,  Ausgabe,  und  Berechnung  der 
Abgaben,  sollen  eigene  E r h e b u n g » B ü r e a u x be- 
stehen; zwischen  Strasburg  und  der  nicderliindischen 
Grenze  nicht  über  zwölf,  und  überdicfs  , in  verhalt- 
nifsmasigcn  Zwischenräumen  und  nach  gleichen  Grund- 
sätzen , diejenigen  zwischen  Basel  und  Strasburg  und 
in  den  Niederlanden  , über  deren  Einrichtung  mau 
übereiiihommen  wird.  Jeder  Uferstaat  bann  die  An 
zahl  der  ihm  ausschliefsend  bewilligten  Erhebungs 
Büreaux  vermindern,  nicht  aber  ohne  Einwilligung 
der  übrigen  Uferstaaten  vermehren,  oder  deren  Wohn- 
sitz ändern  «).  11)  Die  OctroiSchifTe  und  Nachen, 

führen  die  Flagge  derjenigen  Uferstaaten,  w'ozu  sic 
gehören,  jedoch  mit  Beifügung  des  "Wortes  Rhenus  f>). 

a)  Articles  ctr. , art.  b ct  17.  Vergl.  Hlübsh's  Slaatsr.  des 
Rheinbundes , $.  14a. 

b)  Articles  etc.  , art.  s3  Vergl.  Klübeb  a.  a.  O.  §.  149- 


S-  478. 

TariJ-  der  Ahgahen.  Zölle. 

I)  Die  Octroi Gebühr  (§.  4t4i  N'otc  c)  für 
Waaren , darf,  für  die  ganze  Streche  zwischen 
Strasburg  und  der  niederländischen  Grenze , mehr 
nicht  betragen,  als  bei  der  Bergfahrt  zwei  Fran- 
hen,  bei  der  Thalfahrt  einen  Franken  und  33 
Centimen,  auf  den  Centner;  und  sie  darf,  indem 
man  nach  demselben'A'erhältnifs  das  Ganze  der  Ab- 
gabe vermehrt,  auch  auf  die  Strecken  zwischen  Stras- 
burg und  Basel,  und  von  der  niederländischen  Grenze 
bis  an  die  Mündungen  des  Flusses«)  ausgedehnt  wer- 
den h).  II)  Die  Becognition  ($.  4?4i  c)  bleibt, 
wie  sie  in  der  OctroiConvention  von  1804,  Art.  94, 
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bestimmt  ist;  doch  darf  die  stufenweise  Erhöhung 
der  Abgabe  anders  festgesetzt  werden,  su  dafs  auch 
die  Fahrzeuge  von  aSoo  bis  5ooo  Centner  Laduiigsfä- 
bigheit  darin  begrifien  seyen , in  demselben  Verbnlt- 
nil^s  der  oben  erwähnten  Strecken  c).  UI)  pieser  Ta- 
rif kann  nur  durch  allseitige  Uebereinkunft  der  Cfer- 
staaten , und  aus  den  gerechtesten  und  dringendsten 
Ursachen,  erhöhet,  und  es  darf  die  Schiflahrt  un- 
ter keinerlei  Namen  oder  Vorwand  mit  irgend  einer 
andern  Abgabe  beschwert  werden  «/)•  Die 

Zölle  in  den  Uferstaaten,  bestehen  für  sich 

(§.  471). 

■fl)  Wiener  CongrefsBeschliirs , dafs  nur  der  Lech  oder  Leck 
als  Fortsetzung  des  Rheins  (niederländischer  conventioneller 
Rhein),  die  LT''aal  hingegen  als  .Fortsetzung  der  Maas  anzu- 
sehen sey.  KLVBsa's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  sii3, 
verglichen  mit  S.  106.  V ergl.  v.  Nsu's  Beiträge  , Bd.  I,  S. 
176.  — Von  der  SchilFahrt  auf  der  PP'aal,  dem  J.rch  und 
der  Yssel,  s.  Ochhabt  , der  Rhein  u.  s.  w. , S.  s5o  ff. 

h)  Articles  etc.,  art.  3 et  27. 

c)  Ebendaselbst.  — Zu  dem  Ende  werden  die  Schiffe  gesicht. 
V'oii  Wiedereinrichtung  und  Verbesserung  der  Schiffaich- 
oder  Schiffvermessungs Anstalt,  a.  v.  Nsu's  Beiträge,  Bd.  I, 
S.  354,  3^5  u.  4u5.  II,  S.  iiS.  Hebxas's  angef.  Snmnil. , 
S.  1-6  — 

<7)  Ebendas,  art.  4>  * Die  Abgaben  von  der  Schiffahrt , sind 

hauptsächlich  bestimmt  zu  Bestreitung  der  Rosten  ihrer  Unter- 
haltung , und  das  wahre  Interesse  der  Uferstaaten , besteht 
^11  der  Belebung  des  Handels».  Ebendas,  art.  4-  — Erörte- 
rung des  AbgabenTarifs , in  v.  Beiträgen,  Bd.  II, 

S.  3i  - 68 , u.  S.  88  ff. 

cy  Articles  ctc. , art  11. 


S-  479. 


Erhebmigs-  v,  f'ertheilungsart.  Verpachtung.  Lein- 
pfade.  V or-Lugweiie  Bestimmung  der  Schiffahrtabgaben. 

I)  Die  Erhebung  der  Abgaben,  geschieht  in 
jedem  Uferstaat  für  dessen  Rechnung,  durch  seine 
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Beamten,  and  nach  Verhältnirs  der  Länge  seines  tJfer> 
gebictes,  indem  das  Ganze  der  Abgaben  ($.  478..  1) 
auf  die  Längen  der  Terschiedenen  Ufergebiete  sämrat. 
lieber  Uferstaaten  ($.  474*)  nach  gleichem  Yerhält- 
niss  Tcrtheilt,  und  so  das  auf  jedem  Bureau  zu  er> 
hebende  Quantum  durch  Rechnung  gefunden  wird. 
Erstreckt  sich  ein  Bürcau  über  Gebiete  zweier  oder 
mehrerer  Uferstaaten,  so  verthcilen  diese  die 
Einnahme  unter  sich,  nach  Ycrhältnifs  der  Ufer- 
strecken ihrer' verschiedenen  Besitzungen  (§.  48a*>,  e). 
Dasselbe  gilt  von  dem  Fall,  wenn  die  einander  gegen, 
überstehenden  Ufer  zu  zwei  verschiedenen  Staaten 
gehören,  llj  Die  bei  den  ErhebungsBürcaux  angestellten 
Beamten,  werden  eidlich  verpflichtet  auf  strenge  Be- 
obachtung  des  DefinitivBeglements <>).  III)  Ycrpach- 
tung  der  Schiffahrt  Abgaben,  findet  zu  keiner  Zeit 
statt,  weder  theilweise  noch  im  Ganzenl>).  lY)  Jeder 
Uferstaat  ist  verpflichtet  zu  Unterhaltung  der  in  sei- 
nem Bezirk  befindlichen  Leinpfade,  und  zuYeran- 
staltung  der  daselbst  in  dem  Flufsbett  für  die 
Schiffahrt  nothigen  Arbeiten  c).  Y)  Die  Schif. 
fahrtAbgaben  sind  vorzugweise  bestimmt  zu 
Deckung  der  Kosten,  welche  die  Unterhaltung  der 
Schiffahrt  fordert  *1). 

a)  Articlcs  etc.,  art  6.  Ueber  die  Entstehung  dieses  Artikel*, 
8-  man  Klübsb's  Acten  des  wiener  Cougr. , Bd.  III , S.  60 , 
149,  17a  u.  a6o.  — Von  mainzer  Verhandlungen  hierüber, 
s.  man  v.  Ksu's  angef.  Beiträge,  z.  B.  Bd.  I,  S.  i.^3  u.  3io, 
Bd.  II , S.  64.  — Der  angef.  Art.  6 setzte  an  die  Stelle  der 
vormaligen  gemeinschafUiclicn  Erhebung  der  Abgaben,  die 
partielle,  d.  h.  an  die  Stelle  der  Erhebung  für  eine  gemein- 
schaftliche Gasse,  diejenige  für  die  besondere  eines  jedeB^ 
Uferstaates.  Man  s.  Art.  3i. 

h)  Ebendas. , art.  s4‘ 

«)  Ebendas.,  art.  7 ct  17.  Acte  final  etc.,  art.  ii3.  Vergl, 
oben  %■  471.  V.  Nau's  Beiträge,  Bd.  II,  S.  n6-  — Von  den 
Leinpfaden,  von  welchen,  V,  auf  dem  linken  Ufer  hineichen, 
a.  OcHBABT,  der  Rhein  u.  s.  w. , S,  4? . i3off-,  i~3 

ff. , 119  ff.  u.  >43 
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<7)  Articles  etc.,  arl.  4.  — Solion  der  Iteirhsdep.  Ilaiiptsclil.  v. 
itJo'l,  §.  3i>,  lialte  den  g.irizeii  Hosleiiauftvand  für  die  beiden 
uiiler  !Vum.  III  bcinerklen  Gegenstände,  auf  den  OetrolKrtiag 
gelegt,  und  jeder  llbeinseile  den  ihrigen  besonders  /.nge- 
wieseii  , so  dafs  solcher  von  dem  ihr  zuhominenden  l'eber- 
sebufs  jenes  Ertrags  vorzugvveise  zu  bestreiten  sej.  Die  Con- 
vention sur  l'octroi  de  navigation  du  Rhin  v.  1804,  Art  33 
bis  35  , wich  einigermasen  von  dieser  Bestimmung  ab,  indem 
■ sie  1)  nur  von  Unterhaltung  des  1 einp/ajfs  spricht , hingegen 
von  den  zu  der  Schiffahrt  nöthigen  yirheiten  schweigt,  deren 
der  R.D.lIauptschlufs  erwähnt,  und  dafs  sie  a)  im  Art.  35  die 
Kosten  des  Ifrrbauet,  der  Dämme,  u.  a.  rVasseri.auwerhe, 
denen  TcrritorialHerren  , Gemeinheiten , oder  Privatpersonen, 
zuweiset,  deren  Eigentlium  dadurch  Schutz  erhält;  wozu  so 
genannte  RheinDeichgelder  erhoben  werden.  Die  wiener 
Articles  beschränken  sich  auf  die  Kosten  der  Leinpfade  und 
der  in  dem  Flufshett  ( z.  R.  zu  dessen  Räumung,  insonder- 
heit der  Stroinbahnen  für  Berg-  und  Thalfahrt)  für  die 
Schiirahrt  nuthigEn  Arbeiten.  Ganz  frei  ist  die  OetroiCnsse 
unstreitig  da  , wo  AVasserbauw ei  kc  für  die  ScliUfahrt  ganz 
gleichgültig  sind,  weil  sie  andere  Vortheile  ausschliessend 
zum  Zw  eck  haben.  Dieser  einfache  Grundsatz  , ist  aber  in 
der  Anwendung  bedeutenden  Schwierigkeiten  ausgesetzt. 
Zur  Frage  kann  kommen:  ob  die  OctroiCasse  ganz,  oder 
nur  vcrhältnifsmäsig  , und,  wie  weit  im  letzten  Fall,  frei  sev, 
von  Kosten  für  sichere  Landungsplätze  da,  wo  keine  Häfen 
Torbaudeh  sind,  für  Unterhaltung  der  Häfen  da,  wo  keine 
Hafengelder  bezogen  werden,  für  Anlagen  zur  Sicherung 
gegen  Durchbrüche  , die  auch  den  Leinpfaden  und  der  Strom- 
bahn  nachtlicllig  werden  konnten,  für  Wiederherstellung 
der  Stroniufcr  nach  solchen  Einbrüchen  des  Stroms,  denen 

mit  geringem  Kosten  hätte  vorgebeugt  werden  können  , wenn 

nicht  der  Leinpfad  hätte  offen  erhalten  werden  müs.sen  •> 
Vergl.  das  kurbivindeuburgisclie  Votum  im  KurCollegium  ’ 
in  dem  Protoc.  v.  -.  Jan.  i8ü5.  (Gaii«-„  Bemerkungen,  S.' 
108  ff.  lUüsKBs  Slaalsr.  des  Rhciubüudes,  j.  145,  JVote  c. 

4<^. 

Schifferhereehtignngx  auch  der  Anwohner  des  Neckars, 
des  Mains,  und  der  Mosel.  Schiffahrtordnung. 

I)  Keine  Schi{ferj*ildeu),  noHt  w eniger  ein 
zur  Schillahrt  enniichligf er  Einzelner,  da  wo  keine 

KImL<-|'s  nflvull.  Aerbt.  k ^ 
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Gilde  besteht,  ist  ausschl  iefsend  bu  der  Scliil- 
fahrt,  auf  irgend  einem  Theil  des  Flusses,  berech- 
tigt; und  Untertbanen  des  einen  Uferstaates,  hönnen 
Mitglieder  der  in  einem  andern  bestehenden  Gilde 
bleiben  &).  II)  Die  Unterthanen  der  Uferstaaten  am 
Neckar,  am  Main,  und  an  der  Mosel,  haben  in 
Ansehung  der  BheinschifTahrt^  dieselben  Rechte  und 
PIlichten,  wie  die  Unterthanen  der  Uferstaaten  am 
Rhein  c).  III)  Für  die  Rechte  des  Handels  und  der 
Schiffahrt  auf  dem  Rhein,  soll  eine  eigene  Schif- 
fahrtordnung (Reglement  definitif)  errichtet  wer- 
den d), 

a)  Von  den  mainter  und  cölner  Schiffcrgilden , s.  OcRR&m, 
der  Rhein  u.  s.  w. , S.  178  ff.  KLÖBcn's  Staatsr.  des  Rheinb. , 
147.  — Von  den  basier  und  strasburger  Gilden,  Ochhast 
S.  109  u.  119.  — Von  der  pfälser,  Ebenders.,  S.  isa. 

V)  Articles  ctc. , art.  ai  et  37. 

c)  Articles  aur  la  navigation  du  Neckar,  du  Mein,  de  la  Mo- 
selle  etc. , art.  6 ; in  Rlübeb's  angef.  Acten  etc. , Bd.  III , 
S.  a47* 

J)  Articles  concemant  la  navigation  du  Rhin,  art.  18,  37,  3i 
ct  3a.  — Vorschläge  eu  dem  Inhalt  dieser  Sebiffahrtordnung, 
tbut  OcHHABT,  der  Rhein  u.  s.  w. , S.  9a,  aaS  — a38,  aS8ff. 
u.  378  ff.  u.  in  EbunJe/s,  gcscbichtl.  Darstellung  , S.  a99  ff. 
u.  3i8  ff.  J.  J.  EicBHorr  projet  du  regiement  d^finitif  concor- 
nant  la  navigation  du  Rhin  etc.  ä Mayencc  i8ao.  4.  — 
Am  7.  Jan.  1818,  kam,  Bufolge  des  3i.  der  wiener  Articles. 
unter  den  zu  der  mainzer  CentralCommission  Abgeordneten  der 
fünf  Uferstaaten,  Baden,  Baiern,  Frankreich,  Hessen  undNassau, 
eine  Inttrimististht  Instruction  für  die  Rhointchijfahrt  t , in  5 
Artikeln  EU  Stande , welche  aber  bis  jetst  (i.Nov.  181a)  die  Ge- 
nehmigung sämmtlicher  Uferstaaten  noch  nicht  erhalten  hat. 
Sie  steht  in  V.  Nac's  Beiträgen , Bd.I,  S.  io3ff.  Vergl.  ebendas. 
Bd.  I , S»  99  u.  i3j  ff.,  Bd.  II,  S.  io5,  iia  ff.  a7gff.  u.  s83. 
EiCBuorv's  angef.  Darstellung,  S.  146  ffj  — Schon  am  3i. 
Dec.  1816,  war  ein  Entwurf  einer  solchen  Instruction  in  iy 
Artikeln  vorgelegt  worden,  und  späterhin  kamen  noch  fünf 
andere  Entwürfe  zum  Vorschein , von  welchen  ebendas. 
Bd.  I , S.  I ff.,  Bd.  II,  S.  114  ff.  u.  laa.  Eicaaorr'f  Dar- 
sU'lIuiig  , S.  »8  ff. 
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Neutralität.  Aufhebung  des  Stapelrechtes  u,  Umchlags, 
Kran-f  Kai-  und  Magazingeld. 

I)  ln  dem  Fall  eines  Kriegs  zwischen  Uferstaaten, 
soll  die  Erhebung  der  OctroiAbgaben  ungehindert 
ihren  Fortgang  haben.  Die  Schiffladungen  und  Octroi« 
Beamten,  geniefsen  alle  Rechte  der  Neutralität, 
und  die  Büreaux  und  Gassen  erhalten  Sanvegarden«). 
11)  Das  durch  die  OctroiConvention  von  1804,  Art.  8, 
aufgehobene  Stapelrecht  (der  Städte  Culn  und 
Mainz,  diese  gezwungene  Feilbietung  der  Waaren, 
für  bestimmte  Zeit)  bleibt  aufgehoben  by  Hl)  Auch 
findet  der,  durch  die  genannte  OctroiConvention, 
Art.  4 u.  5,  noch  begründet  gewesene,  gezwungene 
Umschlag  (Umladung)  oder  ein  StationenRecht 
($.  471)  der  Städte  Mainz  und  Coln,  nicht  mehr  statt, 
so  dafs  die  Schifl'ahrt  auf  dem  Lauf  des  Rheins,  zu 
Berg  und  zu  Thal,  frei  ist,  von  dem  Punct  an,  wo 
er  schiffbar  wird,  bis  zu  seiner  Einmündung  in  das 
Meer,  ohne  dafs  man  irgendwo  verpflichtet  ist,  die 
Ladung  aus  einem  Fahrzeug  in  ein  anderes  zu  brin- 
gen c).  IV)  Kran-,  Kai-  und  Magazingeld,  da 
wo  Einrichtungen  dieser  Art  bestehen  oder  errichtet 
werden,  sollen  gleichförmig  durch  die  Schiffahrtord- 
nung bestimmt,  und  dürfen  einseitig  nicht  erhöhet 
werden  <J). 

a)  Articics  etc.  , arU  a6. ' 

h)  Ebendas.,  art.  19.  Oben  V 47*'  Vergl.  OennsaT , der  Rhein 
u.  s.  w. , 8.  19S.  if.  H.  C.  yi.  Oavius  über  das  Stapelrecbt 
an  Cöln  u.  Mains.  Cöln  1804.  8.  Meqioire  sur  le  droit  de 
reldche  appartenant  aus  >illes  de  Cologne  et  Majrcnce,  pu- 
blik de  la  part  de  la  chambre  de  Cologne  en  1804.  ParDasisLS. 
3*  4dit. , avec  une  prcface.  ä Cplogne  i8i3.  8.  — Ueber  die 
Schwierigkeiten,  welche  sich  der  wirhlichen  Aufhebung  die* 
ses  Stapelrechtes  schon  vor  Errichtung  des  DefinitivHegle- 
ments,  seither  entgegensetsten , s.  man  v.  Nsu’s  angef.  Bei- 
trage, Bd.  I,  S.  67  ff.  100  ff.  339.  34>.  369.  385.  Bd.  II, 
S.  1 — 33.  ii5  ff.  Vorrede  su  dem  3.  Heft,  u.  S.  103  ff. 
137  ff.  181  — 193  317  ff.  17»  ff.  Eicaaorv's  Darstellung, 

- 59  * 
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S.  i3  fr.  u.  31.  Nns.snuisrlic,  prcufs.  u.  gh.  Iicssiscbe  Erklüningon , 

T.  'i8.  Jun.,  a6.  Aug  .ii.  a.Sept.  i8iq,  1.  ilict.  gcilniclit  in  d.  l’roloc. 
der  B.V.  v.  1819,  S.  44*i  ä-H  u.  563.  Nassau  scbät/.te  daselbst 
den  jäbrlicben  dirccten  Ertrag  des  L mscblags , damals  für 
Ciiln  auf  4tx>i'J‘w  Franken,  für  Mainz  auf  etwas  i»eniger  als 
Y}  dieser  Siunine,'  die  aber  iiacb  aufjjebobt^ue’m  Umschlag 
keineswegs  ganz  blnwcgfallen. 

t)  Art.  etc.,  art.  19.  N'crgi.  oben  333.  Ui.i'BiB's  Staatsr. 
des  Hbeinb. , §.  146  u.  i43.  Ehendefs.  angef.  Acten  etc. , 
lld.  I,  Heft  3,  S.  1 nr.  Ild.  111,  S.  33i  ff.  3i3  ff.  366  ff. 
OciiUAHT's  gescbicbll.  Darstellung,  S.  284  f.  u.  3“9f.  Allge- 
meine RcalFnciclopädie  oder  CunversationsLciicon , »oc. 
Stationenrecht.  — Der  OciroiVertrag  von  1804,  Art.  lo — 12, 
bestätigte  die  frankfurter  Mefs-  u.  a.  Freiheiten,  in  An- 
sehung der  Rheinsebiffabrt.  — Den  strashurger  Sebiffem  ge- 
bührte schon  früher , verinügc  des  mainzer  DefinitirVertrags 
von  i/Si  , freie  F-ihrt  nach  Frankfurt,  in  den  beiden  Messen 
(6  Wochen  lang)  und  im  .Monat  Jänner.  Ockmabt,  der 
Rhein  u.  s.  w.  , S.  110.  ff.  — Auch  Düsseldorf  und  etliche 
andere  Orte  , waren  früher  schon  frei  son  dem  mainzer  und 
cölner  Uniladerecht.  — Für  Festsetzung  eines  Stationen- 
Rechtes  (doch  ohne  Stapclrecbt)  für  die  Städte  Strasburg, 
Mainz  und  Cüln  , streitet  Ockhart  , der  Rhein  u.  s.  w.  (oben 
480  , Note  d ). 

il)  Articles  etc. , art.  20. 


§.  4S2--'. 

Jahr  reuten  auf  dem  RheinschiffahrtOctroi. 

I)  Der  RcichsdeputatipfisHauptschlubS  von  i8o3, 
hatte  liypotheliarisch  auf  die  teutsche  Hälfte  des  üe- 
bcrschusses  in  dem  reinen  Ertrag  des  BheinschifTahrt- 
Octroi,  auf  der  Strecke  von  Kehl  und  Strasburg  bis 
an  die  holländi.sche  Grenze  vom  J.  i8o3  (§.474),  aus- 
ser einer  dem  Kurfürsten  Keichserzkanzler  zu  Ergän- 
zung seiner  Ausstattung  vorzugweise  bestimmten  jähr- 
lichen Rente  von  35o,ooo  Gulden,  verschiedenen  teut- 
schen  Fürsten  und  Grafen  Anweisung  gegeben  zu  im- 
merwährenden  J ahr  r e 11 1 en  ; thcils  unbedingt  oder 
principaliter  o)  , zusammen  90,000  Gulden  rheiniscli, 
thcils  bedingungsweise  oder  subsidiarisch,  das 

heifst,  für  den  Fall,  wenn  nach  Bezahlung  der  di- 

•» 
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rectcii  Renten,  für  diese  ein  hinreichender  üeber- 
scliufs  sich  crgel)c*),  zusaninicii  71,^00  (juldeii;  alle 
diese  Renten,  zahlbar  an»  1.  Dec.  jeden  Jahres  im  24 
Guldenfiifs,  jederzeit  ablöslich  gegen  ein  Capital 
zu  2V2  Procent,  oder  mittelst  jeder  andern  Ueberein- 
Jiunft  der  Interessenten  «).  II)  Die  rheinische  Rtin- 
desAcle  (Art.  i)  änderte  nichts  an  diesem  RentenTcr- 
hältniPs;  wohl  aber  der  Fürst  Primas  im  J.  1810,  durch 
einen  mit  Napoleon  geschlossenen  Vertrag  (5.474*’), 
wx»rin  er  auf  seine  OctroiRente  verzichtete,  hin- 
gegen  die  Entrichtung  der  übrigen  Renten  auf  seine 
Gassen  übernahm. 

a)  Brichsdeput.  llanptsclil. , §.  89  u.  25;  dann  9 , »4,  >7,  19 
11.  20.  — Ucbcriiaiipt  s.  man  hiervon,  ausser  oben  172, 
Bi.i'BitH's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  519  IT. 

Z)  Kbendas.  §.  7 u.  2-.  Bi.iinKR's  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S. 
387  fr.  — DicBcntc  von  HcssenBotlicnburg  , hat  jet/.t  Preussen 
ex  pacto  XU  bcxiclicn  ; die  von  'WittgensteiiiBerlehurg , hat 
Prenssen  ( vorhin  HessenDarmstadt ) einstweilen  aut' das  Her- 
xogthum  A^estphalen  übernehmen  müssen;  sie  ist  aber  ans 
dem  ürtroiPrtrag  r.ii  entrichten,  seit  dieser  dar.u  binrcicht. 
Von  den  übrigen  subsidiarischen  Renten  gebühren,  durch 
Verträge  von  i8o5,  der  freien  Stadt  Franhfiirt  jetzt  nur  %, 
den  Häusern  SalmDvch  und  Stadion  Bi.I'b»r's  Staats 

archiv  , Bit.  I , S.  556.  , 

f)  R Dop.  Haiiptschl.  , §.  3o.  — Die  angef.  wiener  Articles 
etc.,  art.  28  n.  f>,  verordnen  hnlbjälrigr  ’/.ahluiig.  So  auch 
der  (im  folg.  §.  angef.)  wicnerRcchHprui  li  r.  26.  März  1816. 

Fortsetzung. 

III)  Der  wiener  (ämgrefs  setzte  fest  «),  dafs,  mit 
stillschweigender  Ausnahme  der  nun  erloschenen  erz- 
lianzlcrischen  oder  primatisclicn  Renlc,  jene  direct 
(unbedingt)  angewiesenen  Renten  fernerhin  bestehen 
sollten.  Demnach  liege  i)  den  tcutschen  Uferheri'- 
schaften  deren  Bezahlung  halbjährig  oh,  mit  Vorbe- 
halt der  ICinlösung  zu  Procent,  oder  nach  an- 
derer Uebcrcinliunft.  Doch  sollen  2)  von  dieser  Zah- 
lungspllicht  ausgenommen  scyn,  diejenigen  Fälle  , wo 
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dem  Recht,  jene  Renten  zu  foidern,  besondere  ge- 
setzmnsige  Einreden  entgegenstehen.  3)  Die  Ent* 
Scheidung  über  diese  Einreden,  sodann  4)  über  den 
Grundsatz,  ob  die  jetzigen  Uferherrschaften  zn 
Bezahlung  der  in  dem  R.  D.  Hauptschlufs,  §$.  q,  14, 
17,  «9  u.  30,  angewiesenen  (directen)  Renten  ver- 
pflichtet seyen,  so  wie  über  dessen  Anwendung  auf 
die  einzelnen  Rilchstandforderungen,  ward  von 
einer  hiezu  in  Wien  niedergesetzten  SpruchCommis- 
sion  erthcilt  &).  5)  Diese  Entscheidung  ist  be- 

jahend, für  den  Grundsatz  sowohl,  als  auch,  im  All- 
gemeinen, für  die  Rüchständej  für  den  Grundsatz 
jedoch  nur  in  Ansehung  der  in  den  $$.  17  n.  19,  des 
R.  D.  H. , desgleichen  der  in  dem  §.  so  für  Leinin- 
genGüntersblum  und  Heidesheim  ( jetzt  Billigheim 
und  Neidenau)  und  LeiningenWesterburg  jüngerer 
Linie  angewiesenen  Renten,  im  Gesammtbetrag  65, 000 
Gulden,  also  mit  Ausschlufs  der  drei  Renten,  welche 
9,  14  u.  20,  den  Häusern  MechlenburgSchwerin, 
LowensteinWertheim  und  LeiningenWesterburg  älte- 
rer Linie  (zusammen  26,000  il.)  bewilligt  waren. 
Präcludirt  wurden  alle,  die  der  directen  Renten 
halber  etwa  Forderungen  zu  haben  vermeinen  möch- 
ten , solche  aber  bei  der  Commission  nicht  angebracht 
haben.  6)  Statt  der  Tilgung  der  Rüchständc,  ward 
hierauf  von  den  Uferherrschaften,  als  Surrogat,  für 
jeden  directen  Renteberechtigten  eine  Additional- 
oder Zusatzrente  festgesetzt,  für  alle  im  Gesammt- 
betrag von  17,622  Gulden  55  Kreuzer  f).  IV)  Wegen 
der  subsidiarischen  Renten,  setzte  die  teutsebe 
BiindesActe  d)  fest,  dafs  die  Fortdauer  derselben, 
so  M'ie  der  directen,  von  dem  Bund  garantirt 
werde  ; ohne  jedoch  hiebei  der  Rüchständc  ausdrück- 
lich zu  gedenken.  Y)  Für  alle  diese  Renten  sollte, 
nach  dem  ReichsdeputationsIIauptschlufs,  blofs  der 
reine  OctroiErtrag  der  rechten  Rheinseite,  auf  der 
oben  ($.  474)  angegebenen  Strecke,  haften,  und  zwar 
mit  gesetzlich  darauf  ruhender  Hypothek  <)• 

«)  Articles  clc. , art.  a8.  Ki.vbke's  Acten  ctc. , Bd.tll.  8.570. 
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— In  diesen  Articles  werden  die  a5  u.  89  des  R.  Den. 
Oauplschlusses,  worin  der  erzkanzlerischen  Rente  gcdacbt 
wird , unerwähnt  gelassen , weil  diese  Rente  erloschen  war.  * 
b)  Rechtspruch  t.  26.  Mäns  1816;  in  Hlcber's  Staatsarchiv, 
Bd.  I,  S.  545  ff.  — Die  wiener  Articles  (art.  28,  V6)  «her- 
‘ lassen  für  den  Fall,  wenn  die  wiener  SpruchCommission 
die  Uferherrschaften  zu  Bezahlung  der  liüchstände  für  schul- 
dig erklären  würde , der  mainzer  CentralCommission  die 
Entscheidung,  ob  und  wie  weit  Frankreich,  das  seit  1810 
den  Octroi  auf  der  rechten  Rheinseite  genossen  hat  474), 
dazu  beizutragen  hat.  Diese  Commission  hat  Frankreieh 
frei  gesprochen. 

•)  Die  angef.  Articles  etc.,  art.  28,  n”5,  Klübeb's Staatsarchiv, 
Bd.  I,  S.  5s3  u.  64?  ff.  — Alle  Rentenzahlungen  sollenhalb- 
jährig  erfolgen.  Ebendas.  S.  &49-  Articles  etc.,  art.  28, 
n"  6.  Ein  Verzeiebnifs  aller  Renten,  in  Uebhas's  angef 
Samml. , S.  56o. 

d\  Art.  i5.  Klübeb's  Staatsarchiv,  Bd.  1,  S.  025.  Vergl.  v. ’ 
?iAU's  Beiträge,  Bd.  II,  S.  ii5.  Klübeb's  Acten  des  wiener 
Congr. , Rd.  III,  S.  o38.  — Von  dem  Anspruch  der  freien 
Stadt  Frankfurt,  s.  das  angef.  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  SzS 
f.  u,  65i.  ff. 

e)  Man  s.  den  angef.  Rechtspruch,  a.  a.  O. , S.  548,  vergl. 
mit  S.  544-  R*  R-  Hauptschi.  v.  i8u3 , §.  89.  — Von  Fer- 
theilung  der  Rentenlast  unter  die  jetzigen  Uferstaaten,  s. 
man  die  Articles  etc.,  art.  28,  §.  6.  Es  soll  nämlich  die 
CentralCommission  die  Zahlungsart  feslsetzen,  und  zwar 
möglichst  günstig  für  die  Reutebereebtigten.  Die  Zahlungs- 
pflichtigen Regierungen  sollen  dazu  nach  demselben  Ver- 
bällnifs  beitragen , in  welchem  sie  au  der  OctroiEinnahme 
Theil  haben  {%.  479)-  Dieses  Vcrliältnifs  soll  die  Ccntral- 
Comroission  ein  - für  allein.'il  festsetzen  , und  hiebei  als  Gnmd- 
lagc  nehmen  den  Ertr.ig  eines  gemeinsamen  Jahres  der  ver- 
schiedenen EinnahmeBüreniix , die  in  den  seclis  ersten  Jahren 
bestanden,  wo  die  Convention  von  1804  in  Wirksamkeit  ge- 
setBt  war. 

§.  4S3. 

Pensionen- 

1)  Mil  Aufhebung  der  Art.  78  bis  78  der  Octroi- 
Convention  von  1804,  für  die  Zukunft,  ist  die  borge 
für  Ruhegehalte  der  Octr ui liu amten,  und  für 
Unterstützung  ihrer  Witwen  und  W'aiseu,  je- 
dem Uferstaat  insbesondere  •überlu.ssen.  Die  Cenli  ai- 
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Commission  svircl  sich  angelegen  scyn  lassen,  thcils 
flic  Auscinancicisctznng  mit  Franhreich,  wegen  Her- 
ausgabe des  in  ('.emiifsheit  des  73.  Art.  der  Octroi- 
Convention  gesammelten  PensionsFonds , theils  die 
vertragmäsige  Anwendung  desselben.  Die  vorigen 
OclroiJteamfcn , v eiche  hei  der  neuen  Einrichtung 
nicht  wieder  angestellt  werden,  oder  aus  gültigen 
Ursachen  licine  Anstellung  annchmen , sollen  nach 
dem  fu).  Arlilsel  des  Reichsdcpntationsllauptschlusses 
von  i8o3  pensionirt  und  behandelt  werden «).  11)  Auch' 
die  Fortzahlung  der  Pensionen,  sowohl  an  ehe- 
malige Angestellte  bei  den  durch  den  11. Deput. Haupt - 
schlufs  von  i8o3  aufgehobenen  Rheinzöllen,  als  auch 
an  diejenigen , welchen  solche  seit  Einführung  des 
RheiiischiflahrtOctroi  rechtmasig  bewilligt  woiden 
sind,  ist  festgesetzt  t)- 
Articles  etc. , art.  U), 

b)  Ebendas.,  art.  3o.  Vcrgl.  v.  Xac's  Beiträge,  Bd.  II,  S. 
iü4  ff.  — Ini  J.  1821  ward  die  gesainmie  l’ensionsLast , von 
Num.  I u.  II,  angegeben  auf  72,000  Gulden,  wahrscheinlich 
für  beide  llheinseiten. 

S.  484. 

Vorschrifttn  für  die  Schiffahrt  auf  dem  Neckar  wid 
Main,  auf  der  Mosel,  JMaas,  und  Schelde. 

1)  Dieselbe  Freiheit  der  Schifl'alirt , wie  sie  für 
den  Rhein  festgesetzt  ist,  soll,  nach  den  Bestimmun- 
gen des  wiener  Congresscs  , auch  auf  dem  N e c b a r , 
auf  dem  Main,  auf  der  Musel,  Maas,  und  Schelde 
statt  linden,  von  dem  Puucl  an,  wo  Jeder  dieser 
Flüsse  schiffbar  wird,  bis  zu  seiner  Einmündung  n). 
R)  NA'as  ausserdem  noch  in  Ansehung  der  Schelde 
festznsetzen  seyn  möchte,  soll  delinitiv  (zwischen 
F'ranhreich  und  den  Niederlanden)  so  bestiinint  wer- 
den, wie  es  für  Schiffahrt  und  Handlung  am  gün- 
stigsten ist,  und  mit  der  für  den  Rhein  cingeführten 
Ordnung  am  meisten  übcrcinstiinmt  ^).  RI)  Stapel- 
recht und  gezwungener  Umschlag  auf  dem  Neckar 
unil  Main,  sind  aufgehoben;  jedem  «[ualificirten 
Schiffer  steht  die  Freiheit  der  Schilfahrt  überall  auf 
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diesen  Flüssen  anf  dieselbe  Art  za,  wie  sie  aaf  dem 
Ilheiii  cingeführt  ist  c). 

a)  Articlcs  sur  la  navigation  du  NccKar,  du  Mein,  de  la  Mo* 

scllc , de  la  Meuse  erde  l'Escaut , arl.  i;  in  Klödsb's  angef. 
Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  i45>  ebendas.  S.  a33.  — V^on 

der  Main-  u.  AVcAnrschiffahrt , s.  Zeu.kb  a.  ^§.  4?3)  a.  O., 
u.  GiUJi's  Bemerkungen,  S.  43  — 48,  126  ff.,  137  u.  17a  f. 
— Von  der /I7r<inseliiffahrt , s.  Ochhart,  der  Rliein  u.  s.  w. , 
S.  i36  — 145.  Baifr.  Verordn,  v.  i3.  März  1818,  5 u.  14  ; 

in  d.  baier.  lieg.  Blatt,  1818,  Nuni  3.  — Von  der  Neckar- 
Schiffahrt,  s.  Ocuuabt  S.  119  u.  laa  ff. 

b)  Articlcs.  etc.,  art  7.  — Von  dem  Hafen  von  jintuerpen , 
s.  IIi.über's  angef.  Acten  etc. , Bd.  III , S.  a48  ff.  u.  a5a  ff. 

c)  Articlcs  etc.,  art.  2.  Vergl.  Eichhofes  angef  Darstellung, 
S.  a3  ff. 

S-  485“. 

Fortsetzung. 

IV)  Die  Zolle  aaf  dem  Neckar  ond  Main 
dauern  fort,  doch  nicht  über  den  Tarif  von  1802,  und 
iieu6  Auflagen  von  irgend  einer  Art  finden  nicht 
statt;  auch  sollen  die  Uferherrschaften  durch  neue 
Aallagen  die  Schiffahrt  nicht  beschweren,  vielmehr 
baldmöglichst  über  einen  Tarif  sich  vereinigen,  wei- 
chet; mit  dem  Rhcinschiff'ahitOctroi  so  viel  möglich 
übereinstimmt  n).  Y)  Auf  der  Mosel  and  Maas, 
sollen  die  im  Jahr  i8i5  üblichen  Abgaben  im  Ganzen 
und  über  ihr  Mavimum  nicht  erhöhet,  vielmehr,  so 
fern  sic  im  Ganzen  die  für  den  Rhein  festgesetzten 
übersteigen,  bis  zu  dem  Betrag  der  letzten,  vermin- 
dert, überhaupt  aber  Einrichtungen,  wie  anf  dem 
Rhein,  getroffen  worden  t).  VI)  Bei  der  Schiffahrt 
auf  dem  Rhein,  sollen  die  Unterthanen  der  Ufer- 
staaten am  Neckar,  am  Main,  und  an  der  Mosel, 
desgleichen  bei  der  Schiffahrt  auf  der  Maas  die  preus- 
sischen  Unterthanen  , dieselben  Rechte  geniessen, 
wie  die  Unterthanen  der  Uferstaaten  des  Rheins  und 
der  Maas  c).  VII)  Die  Uferslaateii  an  allen  diesen 
Flüssen,  sind  verpilichtet  zu  Unterhaltung  der  Lein- 
pfade, und  zu  den  in  dem  F 1 u fs  b e tt  nöthigen  Ar- 
beiten 
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a )Artielei  etc.,  art.  3. 

V)  Articlea  etc.,  art.  4*  Vergl.  KLÜBEa'a  angef.  Acten  etc., 
Bd.  III , S.  233.  — Die  Ton  den  IJferstaaten  der  Maaa  und 
Mo^el  bei  der  CcntralCommiasioh  für  den  Rhein  angestellten 
Commistarien , sollen  eine  Schiffahrtordnug  auch  f&r  jene 
beiden  Flüsse  entwerfen , möglichst  übereinstimmend  mit  der- 
jenigen für  den  Rhein.  Art.  4- 

()  Articles  etc.,  art.  6.  Vergl.  Klöbee's  angef.  Acten  etc., 
Bd.  III,  S.  129. 

J)  Articles  etc. , art.  5. 

s.  485 1>. 

Eibeschi^ahrtConvention  von  1821. 

Zu  Yollziehung  der  wiener  CongrersBestimmua. 
gen  C§.  4?®)»  ward  für  die  SchifTahrt  auf  der  Elbe, 
im  Jahr  1831  Ton  den  zehn  Uferstaaten  ein  Staatsver- 
trag  errichtet  «).  Nach  solchem,  ist  l)  die  Schiffahrt 
auf  dem  Elhestrom,  von  da  an  wo  er  schiffbar  wird 
(Melnih),  bis  in  die  offene  See,  und  umgekehrt,  für 
den  Handel  rSllig  frei  (Art.  t).  llj  A u Tg  e ho- 
ben sind:  alle  ausschliefsenden Berechtigungen  P'racht- 
fahrt  zu  treiben,  Tnit  Ausseblufs  blofser  P'ähren  u.  a. 
UeberfahrtanstaltenfArt.  2);  alle  Stapel*  und  Zwanguin- 
schlagRechte  (3);  alle  zeitherigen  Zollabgaben  (7); 
jedes  etwa  noch  bestandene  Strandrecht  (29).  111)  Je- 
der kann  die  Schiffahrt  treiben,  der  von  seiner 
Landesobrigkeit  dazu  Erlaubnifs  erhalten  hat  (4). 

IV)  Zwei  oder  mehrere  Handelsstädte,  können  unter 
sich  Rang-  und  B e u rt fa h r t e 11  errichten  (6j. 

V)  Von  allen  Fahrzeugen,  P'löfsen  und  Ladungen,  ist 

nichls  weiter  zu  entrichten,  als  bei  den  festgesetzten 
14  Rrhebungsämtern,  eine  (nicht  verpachtbare)  allge- 
meine SchiffahrtAbgabc,  theils  von  der  Ladung 
(Elbezoll),  theils  von  den  Fahrzeugen  (Recognitions- 
Gebühr),  beide  nach  dem  zoGuldenfufs,  und  nach  ei- 
nem in  dem  Vertrag  festgesetzten  Tarif  (7 — 13  u.  i5). 
Nicht  begriffen  sind  jedoch  hierunter:  die  Hautheii 

(Land-  oder  Stadtzüllc),  Eingangs-  und  Verbrauch- 
Steuern,  in  jedem  Landesgebiet;  die  Kran-,  W'agc- 
und  Niederlagegebühren  in  den  Handelsplätzen;  die 
Brücken-,  Aufzug-  und  Schleussengeider  (>4);  auch 
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int  wegen  des  (hannoverischen)  brunshäuser  Zolles 
eine  Clausel  beigefugt  (i5).  VI)  Die  Convention  ent* 
hält  eigene  Bestimmungen : in  Absicht  auf  polizeili- 

ches Verhalten  der  Schiffer  und  Flofser  (17  -21); 
ZollContraventionen  (25  u 27);  Revision  oder  Visita- 
tion der  Schiffe  und  Flofscn  (22 — 24);  richtende  Be- 
hörden (26);  Rettungs-  und  Sicherungsanstalten  (29). 
VII)  Für  Unterhaltung  des  Leinpfades,  und  für 
Wegräuraung  der  im  Fahrwasser  sich  findenden  Hin- 
dernisse der  Schiffahrt,  hat  jeder  Staat,  der 
eine  Hoheit  über  das  Strombett  ausübt,  zu  sorgen  (28). 
Vni)  Für  vollständige  Beobachtung  dieses  Vertrags, 
soll  von  Zeit  zu  Zeit  eine  RerisionsCommission 
aller  Uferstaaten  sich  versammeln  (3o).  IX)  Im  übri- 
gen bleiben  die  Hoheitsrechte  über  den  Strom 
und  dessen  Bett,  namentlich  die  Schiffahrtpolizei,  je- 
dem Uferstaat  (2  u.  28).  X)  Anwendung  und  Aus- 
dehnung dieser  Convention  auf  Nebenflüsse,  die 
das  Gebiet  verschiedener  Staaten  trennen  oder  durch- 
stromen,  soweit  nicht  besondere  Umstände  entgegen- 
stehen, bleiben  besonderer  Uebereinhunft  der  Staa- 
ten, die  es  angeht,  überlassen  (32).  XI)  Fünf  Ufer- 
staaten errichteten  auf  sechs  Jahre,  bis  zu  Ende  >827, 
an  demselben  Tage  einen  Vertrag  über  gegenseitige 
Erleichterung  der  Visitation  bei  ihren  ElbeZollämtern 
für  die  vorüberfahrenden  Schiffe  und  Flofse. 
a)  Elhctchif fahrt jli'te , abgeschlossen  und  Unterseichnet  su 
Dresden  den  23.  Jun.  i8si  von  den  Bevollmächtigten  der 
Uferstaaten  : Oesterreich , Preussen  , Sachsen , Hannover , 
Dänemark  für  Holstein  und  Lauenburg,  MecklenburgSchwerin, 
AnhaltBernburg , AnhaltCöthcn , AnhaltDessau , und  die 
freie  (der  freien)  Buodesstadt  Hamburg,  und  deren  Batk 
ficationen  von  Seite  sämmtlicher  genannter  Uferstaaten  aus- 
gewechselt  wurden , zu  Dresden  den  la.  Dec.  i8ai.  Wien 
aus  der  k.  k.  Hof-  und  Staats AerarialDruckerei  1811.  4* 
Auch  gedruckt  als  Beilage  zu  dem  Protoc.  der  Bundesver- 
sammlung V.  7.  Febr.  1822,  V 49  > desgl.  in  der  Gesetzsamml. 
für  die  preufs.  Staaten , 1822 , Num  2.  — Das  Archiv  der 
ElbeschiffahrLVctcn  befindet  sich  zu  AVien  bei  der  k.  k.  Staats- 
kanzlei, gemrinsrhafUich  für  den  Gebrauch  aller  betheiligten 
Regierungen. 
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b)  Conyention  ewischen  Prcussrn,  Sacbscn,  Hannover,  Däne- 
mark, und  MecklcnlmrgSchwerin  über  das  Revisions-  oder 
ViiitalionsVerfaliren  auf  der  Elbe  , v.  i3.  Jun.  1811  ; in  der 
Gesetr.samml.  für  die  preufs.  Staaten,  1825t,  St.  7.  K.  sächs. 
Generale  v.  27.  Febr.  1822,  betr.  die  inländ.  Elbeschiiiahrt ; 
in  d.  sächs.  Gesctzsaininl.  , N.  7. 

s.  486. 

SoiwerainetütsRechte  und  Flujsbenntzung. 

Vorstehende  (468— 4Öjb)  beschränkende  Bestim- 
niungen  abgerechnet,  bleiben  den  souverainen  Ufer- 
herrschaften ihre  S t n a t sH  o h c i ts r e e h t e über  die 
genannten  Flusse  «),  namentlich  die  Oberaufsicht, 
Gesetzgebung,  Polizei,  Gerichtbarkeit , und  Slrafge- 
walt,  desgleichen  das  B e n u t z u n g s r e ch  t der  Flüsse 
und  ihrer  Ufer  ä),  so  weit  daduroli  der  Schiffahrt 
und  Handlung  auf  solchen,  nach  Inhalt  vorstehender 
Bestimmungen,  kein  Eintrag  geschieht.  Wo  der  Flufs 
der  Länge  nach,  zugleich  die  Staatsgrenze  bildet, 
da  erstrecken  sich  diese  Hoheitsrechte  nur  bis  an  diese; 
es  sey  die  Mitte,  oderder  Thal  weg  c)  des  Flusses  (§  91) 

a)  F.  W.  Gauji’s  Rechte  der  Staatsgewalt  über  die  Rlieinsrliinf- 
fahrt , nach  den  neuesten  Staatsvertrügeo.  Mannb.  1809.  8. 
ElbcsehilFahrtActc  v.  1821  , Art.  2. 

b)  Die  OctroiConventiou  von  i8o4 , Art.  1,  erklärt  ausdrücklich 
nur  den  Strom  ( le  lleuve ) , nicht  das  Flufsbett,  und  auch 
jenen  nur  in  Ansehung  der  Schiffahrt  und  Handlung , für 
gemeinschaftlich.  — Die  Kran-,  Hl 'age-,  I .ngerhatts-unA  Hafen- 
einrichlung,  bleibt  jedem  Souverain  des  Rheinufers  überlassen. 

c)  Da  der  Thalweg  keine  mathematische  Linie  ist,  und  selbst 
die  Achse  des  Thalwegs,  so  wie  die  Ueberschreitung  der- 
selben bei  Tliatliandlungen  auf  dem  Thalwcg , in  der 
‘Wirklichkeit  sich  schwer  bestimmen  läfst  ; so  verdient,  wenn 
man  sich  den  Schwierigkeiten  der  Prävention  nicht  ausset/.eii 
will,  noch  durch  Lcbercinkunft  bestimmt  zu  werJeu,  wie 
cs  mit  der  Cerichibnrheit  gehalten  werden  soll  , bei  Her- 
gehangen  auf  dem  Thahrrg  seihst,  die  weder  auf  den  Octroi, 
noch  auf  die  Schift'ahrtl’olizci  Beziehung  haben,  z.  B.  Tod- 
schlag, genihrliche  Verwurdung  auf  dem  Schiff,  Diebstahl, 
u.  d.  Vergl.  Gaih's  B-  merkungen  a.  a.  O.  S.  104.  — 
Badische  V^erordn.,  die  künfl.  Behandlung  derSchiffuhrtsachen 
betr.^  V.  24.  Mai  1810,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1810,  Num.  21. 


Digitized  by  Google 


I 


ANHANG. 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


931 


^*ü;haft  d e s B u n d e s h e e r e s, 

Vorscliriften. 

, b.) 


1 • ll  t 

a u & 

lleric 

Afi 

I ibare 

i ein- 

0<»ej.afl, 
Mjitn 
Stackf 

•r 

Maan 

Irtfc- 

Pivnniers 

nad 

PunUtniera, 

= V»O0 
a.. 

ContingrnU 

1-827 

.563 

^8 

79» 

3a6 

.oo3 

IqO 

710 

100 

446 

6a 

10 

1 

4 

1 

26 

4 

»4 

a 

34 

5 

3i5 

864  j 

lao 

4oq  1 

57 

i)  DtMe  Tabelle  |iebt  eine  genaue  Zerieguag 
jedefl  <loot)ugrni«  in  die  rertrliiedeoea  Wa(^ 
fengatluDgen,  Dacb  dm  tm  nthrrm 

Be*liniiiiuD|m  (J.  i5J  j)  grgebenen  Voraebrif- 
len.  Dafa  mit  diraer  Zerlegnng  ntcbl  bei 
)ednn  Cuntingent  die  wiAlicbe  mililirtrelie 
Formation  gemeint  »ev,  ist  aus  der  Tab'lle 
•eibat  olTenbar.  Sie  aoll  aielmebr  nur  «neo 
Maaaatab  an  die  Hand  geben,  nm  daa  er. 
mraaen  tu  können,  waa  jeder  Bundraataat 
)m  ^'erliSllDiTa  tu  allen  übrigen  und  wegen 
dea  qualitativen  Cnteracbiedca  der  Walen- 
gatiungcu  eigentlirb  au  Itiaten  habe, 

* * * • - • • ;«  M ••tftarbi 


.n 


8bt‘i 

8“»‘* 
qiL 

W£ 

009‘£ 

169 

0(7t 
6ifi 

. II  r 

f . II  ) t’so‘e« 

Lippe  / ' . 

HessenHomburg  (» 
Lübeck 
Frankfurt 
Bremen 
Hamb  u,r  g 


U Ul  Ul  n ^ «I  j 


äjn({aic({  \ 

u;»(odj(]  J 

■’•••• 

• ajnqn3p|Qiija|i:|uy 

■ *)il»41S  « 

• • • • -uiajiioii 

• (p|mii)9g.)  addiT  . 

• 3ddl']9jnqiunrq9£  I 

• • • • V»P|PM 

• • • 9i4Mq4tunrj(] 


• • • 

jdAouue}] 

/ / 

t 

et  0.) 

• 

•9 

55 

a • 

• 

40 

25 

• • 

• 

4? 

35 

• 9 

• 

48 

i5 

• 9 

• 

129 

5 

Digitized  by  Coogle 


• u n d e s h e e r e s. 


leogebenen 

Vorschrif- 

|nengattungen 

sähh  : 

c e 1, 

o r 

P « 

* 

Bemerkungen. 

Pion- 

Getchutt 

rit  bar«* 

aierfl 

et 

KaooDen 

r»in> 

ano> 

PoBlt» 

Bier» 

5 ' 
^ ? 
3 c 

6 

plus* 

12 

pfun 

Sv 

™ fw 

.Ixßr 

Hi«e 

948 

O' 

00 

()  Da  die  iaoere  Eiotliciluiif  der  nage* 

miscblen  ArmeeCorp«  nocL  nicLl  tar 
KeDDlnifi  gelaogt  t«t,  *0  wurdr  hier  die 
Eiolbrilung  derscIbrD  ia  3 I)i*i»ioBeB 
nur  in  Sm  fern  MDgefiibrt,  al«  nark  »4 

der  naberrn  Be«limmuagea  ( ^.  i5l1b) 

,?o5 

792 

40 

80 

4o 

jedes  Corps  wenigstens  in  ao  >tcl  Di- 
VMiuoeD  abculkeilea  ist. 

3)  Ans  iibnlicbem  Grund  ist  vob  den 

«'-1 

misebteo  ArneeCorps  nur  die  Eiatbe*-  U 

,563 

356 

18 

36 

18 

luag  in  lürisioncn,  und  aiclit  aueb  die  B 
feroer«  in  Brigsden  , Regimenter  etc.  fl 

sar|rfubrC 

■ 

3)  Eben  SO  konnten,  weil  die  UebereiB>  fl 

,259 

3i5 

16 

32 

16 

künHe  der  mindermtebligen  Stssten  we-  fl 
gen  Stellung  der  Gescbulie  aoeb  niebf  fl 
»orliegeo,  diese  nur  der  AnAsM  nacb,fl 
nirht  BAcb  deo  lormlrtea  Batterien,  fl 

aufgefiibrt  werden. 

1 

4)  Aueb  sind  lur  Bildung  eollsiiindiger  V 

Batleheii  fon  6 oder  8 Gesebutiro, 

nach  5*  naberen  BeslimttiuBfen  fl 

als  Einbeiteo  dieser  Waffengsltung  geU  B 

tea,  tum  Voribeil  der  Slreiimacbt 
bei  dem  Contingmt  «on  Oealreicb  3 

na  a a Preussen  a 

a 

a a n a Beiern  l 

a 

bei  d. Conti ngenten  r. S.ArmeeCorpa  3 

i285 

317 

16 

32 

16 

Man  9.  ■ 1 

M » B 10.  n 3 

h 

mehr  angenommen  all  du  auAgespre-  fl 
ebene  Ycrbaltnif»  von  3 GeicbttlaeB  B 

auf  je  1000  Hann  bclrlgt. 

1 

DigiMMIy  Google 


Anhang.  Nnm.  IO.  Verzeichn,  der  Quoten  etc.  933 
Num.  IIL 

Verzeichniss  der  Quoten  sämmtlicher  Bundes- 
glieder , bei  einer  BewiUigung  von  3o,ooo  fl. 
zu  der  BundesMatrikularcasse.  (Zu  1.153=,  Note  b.) 


Oestreich  . 
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P.  Sa  chseit^ 

Bai  er  n . 
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Baden  . 
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HolsteinOldenburg 
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— Cöthen  ... 
SchwarzburgSondershausen 
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HohenzollernSigmaringen 
W a I d ec  k 
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N u m.  I V. 

Verzeichniss  der  tenlschen  Standesherren  im 
Sinn  der  BnndesActe,  und  nach  der  Schluss- 
Acte  des  wiener  Congresses;  geordnet  nach 
den  Bundesstaaten,  in  welchen  die  standes- 
herrlichen Besitzungen  gelegen  sind. 

(Zu  a3o*,  Koteb.) 


Vorbemerkungen. 

Eine  ziemliche  Anzahl  Ton  Standeslicrrcn  haben 
zwei,  mehrere  drei,  etliche  sogar  vier  Souvei oiiic ; 
solche  honiraen  daher  in  gegenwärtigem  Verzcichnifs 
unter  eben  so  vielen  Bundesstaaten  vor.  Vergl. 
23o>’',  Note  ij- 

Der  Regel  nach,  gebührt  Standcsherrlichheit , im 
Sinn  der  teutscheii  BundesActe , nur  vormals  reichs- 
8 tän  dischen.  Jetzt  untergeordneten,  Familien  und 
Besitzungen.  Aber  die  SchlufsActo  des  wiener  Con- 
gresses  legt  dieselbe  auch  etlichen  nicht-reichsständi. 
sehen,  doch  reichsunmittelbaren,  bei.  Etlichen  ander«, 
wo  die  Familie  reichsständisch,  die  Besitzung  es  nicht, 
sondern  nur  hreisständisch,  oder  nur  reichsritterscliaft- 
lieh,  wohl  gar  mittelbar,  war,  oder  wo  weder  Fami- 
lie noch  Besitzung  reichsstnndisch , wohl  aber  beide 
ixichsunmittelbar  w'aren  , ist  in  dem  Bundesstaat,  zu 
welchem  sie  gehören,  Standeshcrrlichkeit  eingeräumt 
worden.  Vergl.  §.  g3o^,  Note  d,  §.  239,  Note  b, 
und  §.  24**  N’ote  a.  , Dieses  könnte  jedoch  an  sich 
weder  Für  Ebenbürtigkeit  und  hohen  Adelstand  i^t 
allen  Bundesstaaten,  noch  Für  Berecliligung  zur  l'heil- 
nahme  au  ,standeshei'rlichcm  CurialStiiniurecht  in  dem 
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Plenum  der  B.V. , wenn  solches  bewilligt  würde,  ent- 
scheidend seyn.  Vergl,  §.  24of’.  Wenn  bei  einem 
Staudesherrn  eine  Anomalie  dieser  Art  sich  iiudet, 
,ist  es  in  diesem  Yerzeiclinirs  jedesmal  angemerlit. 


1)  ln  den  königlich  - prcufsischcn  Provinzen 
VV  e s t j)  li  a I e n und  M e d e r r h e i n “)• 

A)  Westphalen. 

1)  Herzog  Ton  Aremberg;  wegen  der  Graf- 
schaft Rechlinghausen  ^).  7*/.  (^Meilen,  3i,i4d  Einw. 

2)  Fürst  von  BentheimSteinfurt;  wegen  der 
Grafschaft  Steiiifurt  »V«  QM.  3,774  E. 

3)  Fürst  von  Bentheim  Tecklenburg 
oder  Bentheim  Rheda;  wegen  der  Herrschaft 


a)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art  s4  ct  43*  Rheim 
BundesActe  , Art.  24,  und  die  unten  bei  Muin.  12,  uud  bei 
Nassau  ( Kuin.  \ III ) , angef.  Verträge.  — \"erzciclinet  sind 
Iller  die  prcussisrlien  Standesherren  nach  a//>/iufietiic/ier  Ord- 
nung der  Fainiliennainen.  Dir  Angaben  der  Volkszakl , be- 
ruhen auf  Zahlungen  in  den  Jahren  1817  oder  1818. 
h)  Man  s.  oben  3'i.  Der  Herzog  von  ^renherg,  dem  für 
seinen  Verlust  in  Reclilinglinusen  von  Kapohon,  als  Cbofs- 
licrzog  von  Berg,  Im  Jahr  i8i3  eine  Jahrreute  von  106,701 
Francs  war  siigcsichert  worden  (Klcbfb's  Acten  des  wiener 
Congresscs , Bd.  IV,  S.  129  ff.),  steht  mit  der  prcussischen 
Regierung  in  Unterhandlung , wegen  Aufgebung  der  Standes- 
bciTÜchkeit  in  Recklinghausen,  gegen  Entschädigung.  ,Vergl. 
auch  Tuiten,  unter  Hannover,  IVum.  1. 

<)  Die  GrafschaD  Sltinfurt  war  nicht  reichsstündisch , doch 
relrhsuninittclbar , sic  wird  aber  in  der  w ieucr  CongrefsActe, 
Art.  43  , SU  dcu  Standcsiierrschaften  im  Sinn  der  Ruiides- 
Acte  gerechnet.  Wegen  Reiithciin  , war  der  Besitzer  reiclis- 
* ständisch  (man  s.  unter  Hannover).  Das  ehehln  landsässige 
bcuthciinische  Gogeriebt  Ruscluiu,  mit  S,783  E. , im  Regie- 
rungsbezirk Münster,  ist  nicht  stapdeshcrrlich. 

Klubsr’«  oir»oil.  Kreta  hO 
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Rheda ‘0  (3  QM.  n,a5'j  E. ) und  der  Grafschaft 
HohcnLinihurg  «).  a‘4  QM.  6,480  E. 

4)  Freiherr  von  B o in  m e 1 b e rg  ; wegen  der  Herr- 
schaft Gehmen /).  Vs  Q^b  >j4>»  E" 

5)  Herzog  von  Croy;  wegen  der  Herrschaft  Ulti- 
men g).  6 QM.  10,829  E. 

<0  Der  Actc  final  du  congros  de  Vienne,  art  43,  nennt,  aufser  Rheda, 
auch  die  bcntlicim  - techlenburgischen  oder  rliedaisclien  Herr- 
schaften Gütersloh  und  Gronau.  Allein  das  Dorf  Güti-rsloh 
ist  Restandtheil  der  Herrschaft  Rheda,  und  tias  Haus  oder 
die  Ünterherrlichkcit  Gronau,  in  dem  ehemaligen  FGrsten- 
thum  Münster , vrar  zur  Zeit  des  t.  Reichs  eine  mittelbare 
oder  landsässige  Rcsitzung  des  Grafen  von  BentheimTecklen- 
' bürg  , und  ist  jetzt  nicht  standesherrlich. 

e)  Wegen  der  Grafschaft  HohenLimburg,  früherhin  meist  Herr- 
schaft genannt,  die  in  dem  Acte  final  du  congres  de  ^'icnnc, 
art.  i3 , für  ein  prciisslsches  Schulzland  erklärt,  und  in  den 
Art.  43  u.  14  unter  den  preussischen  Standesherrschaften 
nicht  genannt  ist,  ward,  auf  Bille  des  Bcsilzcrs,  durch  eine 
königliche  CabinetsOrdre  v.  19.  Oec.  1816,  Slandesherrlich. 
keit  eingeräuint.  — Weder  Rheda  noch //okenr.imhurg  gaben 
Reichsstandschaft.  aber  beide  waren  reichsunmittelbar.  Beide, 
in  derrhcinischcn  BundcsActe  nicht  genannt,  kamen  erst  1807 
unter  grofshcrzoglich-bergische  Hoheit,  ln  der  wiener  Con- 
grefsActe,  Art.  43,  wird  Rheda  zu  den  Slandcsherrscbalten 
im  Sinn  der  BundesActe  gerechnet. 

f)  Die  Herrschaft  Gehmen  war  reichsständisch.  Im  J.  1800 
succedirte  der  jetzige  Besitzer  darin  einem  Grafen  von  Lim- 
burgStyrum.  Durch  die  rheiii.  BundesActe,  Art  24, 
Gehmen  als  Standesherrschaft  unter  die  Hoheit  von  Salm* 
Ilyrburg.  Als  dieses,  im  Dec.  i8io,  seiner  Souverainelät 
beraubt  ward  (oben  §.  82),  kam  Gehmcn,  mit  Verlust  sei- 
ner standesherrlichen  Rechte,  unter  französische  Hoheit.  In' 
dem  königl.  Edict  vom  21.  Jun.  i8i5  , wir  Gehmen,  unter 
de»  preussischen  Standesherrscliaftcn  nicht  genannt,  wohl 
aber  in  der  wiener  CoiigrefsActe , Art.  43  ; daher  ward  spä- 
terhin durch  eine  königliche  CabinetsOrdre  vom  3o.  April 
1817  erklärt,  dafs  jenes  Edict  auch  auf  Gehmen  Anwendung 
finde.  Bömmelbcrg  ist  der  einzige  Standesherr/rei/ierr/ich«it 
Standes.  Man  s.  §.  280  *,  Note  e. 

g)  Die  Herrschaft  Dülmen , war  eliehin  ein  Thcil  des  hochstift- 
münstcrischen  Amtes  Dülmen  , welchen  Croy  durch  den  R. 
Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  3,  erhielt.  Das  herzogliche 
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6)  Fürst  von  KaunitzRietberg^  wegen  der 
Grafschaft  Rietberg  ^).  2 (^M.  i3, 181  E. 

7)  Herzog  von  1. 00  z C o r s wa  r e m ; wcgen^seincs, 
im  preiissischen  Gebiet  liegenden , südlichen  Antheils 
von  RheinaW'olbeck  0 8 t^.M.  15,1)67  E. 

8j  Fürst  (vorhin  Rheingraf)  von  Salmllorst- 
mar;  v^egen  der  Grafschaft  Horstmar.  12%  QM. 
5o,4>i  E- 

9)  Fürst  von  Salm  Salm)  wegen  der  Herrschaft 
Anholt,  ’/g  QM.  1,718  E.  Man  s.  oben  §.  82. 

10)  Fürsten  von  Sa  1 mS a 1 m und  SalniKyrbnrg; 
wegen  der  Aemter  Ahaus  und  Bocholt  oder  des  F'ür- 
stenlhiiros  Salm,  gemeinschaftlich  unter  ihnen  zu  % 
und  ‘/j.  27  QM.  62,587  E.  Man  s.  oben  §.  82. 

1 1)  Fürst  von  Sayn  AV  ittgensteinHoh  enstein; 
wegen  ®/j  der  Grafschaft  Wittgenstein.  4'/2QM.  9,2iiE. 

Haus  Cray  hatte  nie  Rrlchsstandschaft.  An  die  ausser- 
ordentliche Reichsdeputation  r.u  Regensburg,  erliefs  der 
Hersog  im  3.  1801  die  Bitte , Dülmen  eu  einer  Graf- 
schaft SU  erheben , und  demselben  Stimmrecht  in  dem 
westphälischcn  GrafenCollegiiim  beixulegen.  Von  der  R. 
Deputation  erfolgte  hierauf  der  Beschlufs  : « die  Erledigung 
dieses  Gesuchs  beruhe  auf  der  bereits  für  nöthig  befundenen 
Organisation  der  reiclisgräAichen  Collcgienv.  Protocoll  der 
ausserordentl.  R.  Deput.,  §.  184,  S.  543,  u.  Beilagen, 
Bd.  III,  S.  97.  Diese  Organisation  unterblieb.  — Durch  die 
' rheinische  Biuidcsactc,  Art.  »4.  ward  Dülmen,  unter  dem  Titel 
Grafschaft,  dem  Her/.ng  von  Arenbcrg  als  Standesherrsebnft 
untergeordnet.  Als  dieser,  im  Dec.  i8io,  seiner  Souverainetät 
beraubt  ward  (oben  3a),  ham  es,  mit  Verlust  seiner 
standesherrlichcn  Rechte,  unter  haiserlich-fran/.osische  Hoheit. 
Die  wiener  CongrefsActe  nennt  dasselbe  unter  den  preussi- 
schen  Standcsherrschaften.  Vergl.  23c  *,  Note  d. 

/O  Rietherg  ham  1807  unter  höniglich-westphiilisehe  Hoheit. 
In  der  rheinischen  BundesActe  war  es  mit  Stillschweigen 
übi'rgsngen. 

i)  Dem  Herzog  von  T.oot. , der  früher  nie  Reiclisstainl  : auch 
reichsunmittelbar  nicht  begütert  war,  hatte  der  ReichsDeputa- 
tionsUauptscblufs  von  i8o3  , §.  3a  , eine  VirilStiinine  in  dem 
Reichsfürstenrath  eingeräumt.  Wegen  seines  übrigen  Antheils 
von  RheinaWolberk , s.  unter  Hannover,  Nuin  a. 

60  • 
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is)  Fiirstvön  S o y ii  W i 1 1 g e n s l e h«  B c il  c b u rg ; 
■wegen  Vs  Grafschaft  Wittgenstein.  ä'V  QM. 

7,177  E.  *). 

Ueberhaupt,  in  der  Provinz  W'cstphalen;  78'/« 
QM.  225,099  E. 

B)  Niederrhein. 

13)  Fürst  Ton  SolmsBraunfels;  wegen  der 
Aemter  BraunfeU  und  Greifenslein  (Bestandthcile  der  • 
Grafschaft  Solms).  4'/j  QM.  14,900  F,. 

14)  Fürst  von  So  lins  Lieh  und  Hohensolms; 
wegen  des  Amtes  Hohensolms  fBestandtheils  der  Graf- 
schaft Solms),  i'/,  QM.  3,007  E. 

15)  Fürst  von  \V  i e d N e u w i e d ; wegen  der  nie- 
dern  Grafschaft  Wied,  mit  Ausnahme  des  unter  nas- 
säuischer  Hoheit  stehenden  Amtes  Grenzhausen,  jetzt 
eines  Theils  des  Amtes  Selters.  3%  QM.  11,218  E. 

16)  Fürst  von  Wied  Runkel;  wegen  der  obern 
Grafschaft  Wied,  mit  Ausnahme  der  unter  nassaiii. 
scher  Hoheit  stehenden  Bestandlheile  in  dem  Amt 
Runkel , dann  wegen  der  ehehin  knrtrierischen  Aem- 
ter Altenwied  und  Neuerburg.  QM.  16,107  E* 

Ueberhaupt,  in  der  Provinz  Niederrhein:  tS’/* 
QM.  45,^32  E. 

TotalSumme:  94*/»  QM.  270,331  E. 

Anmerkung. 

üeherdiefs  waren,  in  der  Provinz  Cleve-Berg, 
zwei  Staiidcsherrschaften : 

a)  Die  vormals  reichsst.ändische  Herrschaft  Gim- 
born und  Neustadt,  dem  Grafen  von  Walmoden 
gehörig,  4 QM.  i3,763  E. 

k)  Die  beiden  wittgensteinischen  Häaser  waren  durch  die  rhei- 
nische BundesActe  , Art.  24 , dem  GH.  Hessen  untergeordnet 
worden.  Dieses  trat  die  Hoheit  über  dieselben  an  Preussen 
ob,  durch  Vertrag  vom  3o.  Jun.  1H16,  und  durch  den  Ge- 
neralRecefs  der  frankfurter  TerritorialCoinmission  v.  ao.  JuL 
1819,  Art.  10. 
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b)  Die  Herrschaft  Homburg  an  tler  Marh  I},  dem 
Fürsten  von  Wittgenstein  Berleburg  gehörig, 
a QH.  9,891  E. 

Es  haben  aber  die  Besitzer,  für  sich  und  ihre 
Nachfolger,  durcli  Ueberciiikunft  mit  der  Krone  Preus- 
sen,  datirt  diejenige  des  ersten  aus  dem  Jahr  1819, 
diejenige  des  andern  vom  16.  Jul.  i8ai,  ihren  dorti* 
gen  standesherrlichen  Gerechtsamen  gegen  Entschädi- 
gung entsagt. 


II)'  In  dem  Königreich  Baicrn  «)• 

A Fürsten. 

1)  FuggerBabenhausen. 

a)  IlohenloheSchillingsfurst.  (Man  s.  un- 
ter Wirtemberg,  Num.  7.) 

3)  I.  ei  ni  n g e n 6).  » 

4)  Lö  we n s t ei n W e r t h e i m R o 8 enb  e r g c). 

5)  u.  6)  LüwcnsteinWerlheimF reuden- 
berg, beide  Linien 


{)  Obwohl  früher  Bestandtheil  der  rcichsständischen  Grafschaft 
Sayn,  und  von  daher  noch  in  der  letzten  Zeit  des  t.  Reichs 
steuerpflichtig  zu  Röraennonaten  und  Rammerzieleu , gab 
die  Herrschaft  Homburg  au  der  Mark  doch  weder  Reichs- 
noch  Kreisstandschaft,  sie  wird  alicr  in  der  wiener  Con- 
grcfsActe  , Art.  43  , zu  den  Standeslierrschnftcu  im  Sinn  der 
BundesActe  gerechnet. 

0)  Nach  dem  baierischen  IntelligenzBlatt , v.  i.  Jan.  1819.  — • 
Vergl.  Rhein.  BundesActe,  Art«  a4  , u.  die  unten  bei  Wir- 
temberg, Baden  u.  GH.  Hessen  angef.  Verträge  v.  1810, 
i8>5  u.  1819,  insbesondere  den  Reces-general  der  frankfurter 
TerritorialCommission , v so.  Jul.  1819,  Art.  4 u.  5,  in 
MsnTEBS  recueil,  Supplem. , VIII.  604.  Auch  den  noch  un- 
gedruckten  Vertrag  zwischen  Baicrn  u.  dein  ehemaligen  Grofs- 
herzog  von  Wirzburg,  geschl.  zu  Paris  am  16.  Mai>i8in, 
■wovon  die  Territorial  Veränderungen  angegeben  sindinWia- 
Bopp's  rhein.  Bund  , Heft  49 , S.  45  — 54« 
h)  Man  s.  den  angef  Reces-gencral  v.  so.  Jul.  1819,  art. 
t)  Man  s.  den  angef.  Reces-gencral,  art.  4,  8,  et  z n''  I , lit.  c. 
ä)  Der  angef.  Reces-gencral,  art.  a et  8. 
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7)  O e+tingenSpielberg. 

8)  O et tin g e n Wa 1 1 erst e i n. 

9)  Thurn  und  Taxis  f). 

Grafen. 

10)  CastellRemlingcn. 
lO  C a s t e 1 1 R ii  d e n ha  US  e n. 

12)  Fu  g g er  G lö  tt /). 

Fugger Kirchberg. 

14)  FuggerKirchheipi. 

15)  Fu  g g e r We  i 8 8 e nh o r n. 

16)  G i c c b. 

17)  Orttenburg,  zu  Tambacb. 

18)  Pappenheim.  (Man  s.  oben,  §.  289,  b.) 

19)  RecbterenLimpurgSpecbfeld.  (Man  s. 
unten  bei  Wirtemberg,  die  INote  zu  Num.  19.) 

20)  Scbünborn. 

21)  WaldbottBassenbeim.  (Man  s. die  Anmerh. 
bei  VIII.) 


111)  In  dem  Königreich  Hannover  “). 

i)  Herzog  von  Arenberg;  wegen  des  Amtes 
Meppen  b)  mit  ungefähr  3i,oooEinw. 

«)  Die  fürstlich-  thurn-  und  taxischen  Besitsungen  in  Baiem, 
sind,  mit  standesherrlichen  Vorrechten,  von  dem  Staat  als 
Entschädigung  für  das  Postwesen  abgetreten  worden.  Man 
8.  oben,  §.  354 s,  Note  c.  Vergl.  auch  die  baier.  Declara- 
tion für  Thum  und  Taxis,  v.  17.  März  1812,  oben  287, 
d,NumI.  Reichsstandschaft  batte  dieses  Haus  seit  1754.  Vergl. 
unten , IV  , 9. 

f)  Ueber  den  Reebtszustand  der  Grafen  von  Fugger,  besteht 
eine  eigene , kurz  vor  Auflösung  der  t.  Beichsverhindung 
crtheilte,  königt.  haierische  Declaration  v.  7.  Jun.  1806. 
Man  s.  oben,  §.  287,  d. 
a'  Acte  final  du  congres  de  Vienne  , art.  82. 
h)  Der  Herzog  von  Arrnherg  macht  nicht  Anspruch  auf 'Stan- 
desherrlichkeit, verlangt  aber  die  von  Frankreich  imJ.  i8i3 
ihm  ziigesicherte  Jahrrente  von  184,000  Francs.  Man  s.  oben 
Num.  I,  unter  l’reusscn  , A,  i,  u.  KiüstB's  Acten  des  wiener 
Congr. , Bd.  I.  Heft  1.  S.  124,  u.  Bd.  IV,  S.  129  IF. 
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3)  Hcrzog^Ton  LoozCorswarcm^  wegen  seines,  im 
Königreich  Hannöver  liegenden,  südlichen  Antheils  von 
RheinaWolbech,  des  jetzigen  Ureises  Emsbühren,  mit  un- 
gefähr 5ooo  Einw.  (Man  s oben,  unter  Preussen,  A,  7.) 

3)  Fürst  von  BentheimSteinfurl;  wegen  der 
vormals  rcichsständiscben  Grafschaft  Bentheim  (jetzt 
noch  in  pfandschaftlichem  Besitz  des  Königs  von  Han- 
nover). Ungefähr  19  QM.  mit  24,000  E. 


IV)  In  dem  Königreich  VVirteinberg  «). 
Fürsten. 

»)  II o h e nl  oh e J ax  t b e r g ä). 

2)  Fürstenberg. 

3)  Hoh enl ohcKi  r ch b er  g. , 

4)  HohenloheLangenburg. 

5)  HohenloheOehringen. 

6)  H o h e n lohe  W a 1 d e n b u r g und  Harten- 
stein. 

7)  Hohenlohe W aldenburg W aldenburg  e) 
(Schillingsfürst). 

8)  OettingenWallerstein. 

9)  Thurn  und  Taxis.  (Man  s.  oben,  $.  287,  d, 
und  §.  240»,  c.) 


a)  Nach  J.  D.  G.  Mkkxitsgxh's  Beschreibung  oder  Geographie 
u.  Stalistih,  nebst  e.  Uebersicht  der  Geschichte  von  Wirtem- 
berg  (Stuttg.  i8ao.  8.),  S.  448,  nach  der  im  StaatsHandbuch 
V.  i8i5  erklärten  Rangordnung , die  jedoch  picht  von  allen 
Standesherren  anerkannt  ist;  mit  eigenen  Anmerkungen.  Ein 
durchaus  befriedigendes  Vcrceicbnifs  wird  erst  dann  möglich 
seyn , wenn  die  beschlossene  Matrikel  der  wirteinbergiscben 
Standesherren  wird  zu  Stande  gebracht  sc}n.  — Vergl.  Rhein. 
BundcsActe,  Art.  >4 1 <>•  den  baierisch-wirtcmbergischen 
Vertrag  v.  18.  Mai  1810 , in  MsaTsas  recueil,  Supplem.,  V.  157. 
li)  Nach  den  hohenlohischen  Uausgesetzen , nehmen  die  Häupter 
der  einzelnen  Linien , unter  eich , den  Rang  nach  ihrem  per- 
sönlichen Alter. 

c)  SchillingtfUrst , im  Königreich  Baiern,  hat  der  jetzige  Fürst 
an  seinen  Bruder  abgetreten.  Man  s.  unter  Baiern,  Num.  s. 
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10) 

11) 
12) 

Altgraf 

i3) 

15) 

16) 

>7) 

i8) 

")) 


liOwensteinWcrtbeimRosenberg  J). 
OettingenSpielberg.  ' 

SalmReiffcrscbcidKrautbeim,  Fürst  u. 

o. 

Schwarzenberg. 

W al  dburgZeilTrau  cbbiirg. 

W aldburgWolfeggWaldsee. 
WaldburgZeilWiirzacb.  » 

SalmSalm  /).  • 
n ietricbst  e i n. 

SolmsRraunfels  ^r). 


J)  Din  bcidpn  Linirn  des  Hauses  J Hirenstrinll^erthexm  , be- 
sitzen im  Königreich  VVirtemherg  die  Graf-  oder  Herrschaft 
Löivenstein,  welche  nicht  reichsständisch  war. 

e)  Wegen  des  auf  der  Zinken  Seite  der  Jaxt  gelegenen  Thcils 
von  Krautheim.  Der  andere  Thcil  liegt  unter  badischer 
Hoheit. 

f)  Ei  sind  die  fünf  fürstlichen  Geschwister  von  SalmSalm , 
Maximilian,  Franz,  Fleonorc,  Johanne,  und  Auguste  ; Kinder 
aus  der  zweiten  Ehe  des  Fürsten  Constantin  (zu  Anhalt,  s. 
unter  Preussen,  ^nm.  q).  Ihre  Mutter  war  eine  Tochter 
des  verstorbenen  Grafen  Christian  von  Sternberg , welcher 
für  die  GrafschaA  Blankenheim , Gcroldstein , Manderscheid 
und  Keyl,  die  er  durch  Heurath  mit  der  Erbtochter  des 
letzten  Grafen  von  Manderscheid  erworben  hatte,  kraft  des 
H.  Dep.  Hauptschlusses  von  i8o3,  J.  x4  , die  vormals  rcichs- 
ständischen  Abteien  ,^c/iurrenri(d  und  /f ’eii/e'inn  als  Entschä* 
diguiig  erhielt,  wovon  die  genannten  fünf  Geschwister  jetzt 
den  dritten  Theil  besitzen. 

g)  Es  sind  der  jetzige  Erbprinz  \on  Sn/msPrnunfels  und  liesien 
Bruder,  Prinz  Bernhard,  wegen  eines  Antheils  an  der  Graf- 
schaft T.impurg  , die  seit  Erlöschung  des  gräflich-limpurgischru 
Maunstammes  imj.  ijiS,  so  vielfach  vertheilt  ist,  dafs  blofs 
an  der  Stadt  Gaildorf  mit  i4oo  Einwohnern,  einer  der  ver- 
schiedenen Thcllhabcr  mehr  nicht  als  V54 , und  ein  anderer 
sogar  nur  */«  besitzt.  Daher  sah  man  hier  während  der 
Reichsverfassung  regierende  Landesherren,  auf  deren  Einen 
mau  ein  halbes  Dutzend  Unterlhanen  rechnen  konnte.  Blofs 
wegen  ihrer  Antheile  an  dieser  Grafschaft  , sind  in  obigem 
Vcrzeichnifs  der  wirlembergischen  Standeshcrreii , ausser 
SoImsBraunfels  auch  aufgeführt : der  Fürst  v,  ColloredoATannt- 
felJ  , und  unter  den  Grafen : l'f^aldeckVyrmont^  SolmsRddeU 
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30)  ColloredoMannsfpId  *). 

31)  Metternich WinneburgOchsenhausen. 

32)  Wi  n d 1 8 ch  g r ä t z 

23)  LöwensteinVV  erth  eiraFreudenberg. 
(Man  s.  die  Noten  zu  Num.  10  u.  19.) 

Grafen. 

24)  KönigseggAulendorf. 

25)  W ald  e ch  Py  rm  o n t , als  Theilhaber  an  der 
Grafschaft  Limpurg.  (Vergl.  oben  die  Note  zu  Num.  19, 
u.  §.  240  a,  c.) 

^ heim , ff  ’ittgenstein,  Isenburgl\^eerholz , FücklerlAmpiirg , 
Rechteren fAmpurgSpeckfeld.  Von  den  seltsam  verzweigten 
Besitzverhältnissen  der  Grafschaft  Limpurg , s.  man  Wishopp's 
rhein.  Bund,  Heft  36  (1809),  S.  3?6  ff.  etc.  PolizeiFama  t. 
i8o3 , S.  io3o,  den  (nürnberger)  Correspondenten  v.  u.  für 
Teutschland , v.  i5.  Jan.  1812,  u.  ans  diesem  in  d.  Archiv 
für  Standes-  und  grundherrl.  Rcehte  , Bd.  I,  Heft  3,  S.  161 
— 164.  Am  ausführliehstcn' handelt  davon,  bis  i“89 , Pbk- 
scHEB  , in  der  Geschichte  u.  Beschreib,  der  zum  fränh.  Kreise 
gehörigen  Keichsgrafsch.  Limpurg.  1 Theilc.  Stiitlg.  1789  u. 
u.  1790.  8.  — Der  gröfste  Theil  dieser  Grafsehft  gehört  jetzt 
lu  dem  Königr.  f j'irtemherg.  Zu  Bairrn  gehört  blofs  der 
unter  dem  Xamen  Herrschaft  SpeckfelJ  hehannte  Theil, 
mit  ungefähr  4ä5o  F.inw. , welchen  das  gräfliche  Haus  Rech- 
teren besitzt,  nuc  mit  Ausnahme  der  Hälfte  von  Gollhofen, 
welcher  dem  Fürsten  Georg  v.  I.ötrensteinlT'ertheimFreuJen. 
herg  gehört. 

h)  Der  F.  v.  C.olFredo'VIannsfelA  häufte  imJ.  1802  (oder  1804) 
von  HohenloheBartenstein  die  Herrschaft  Groningen,  einen 
Bcstandthcil  der  Grafschaft  Limpurg.  Man  s.  oben  Note  g. 
Auch  erwarb  derselbe  im  J.  i8o3  einen  Theil  der  Grafschaft 
Bicneck  am  Main  unweit  Wirzbiirg , jetzt  unter  baierischer 
Hoheit,  welche  zu  Sitz  und  Stimme  in  dem  fränkischen 
GrafenColIegium  berechtigt  war. 

J)  rf^iulischgrätz  war  seit  1684  Mitglied  des  fränkischen  Grafen- 
Collegium,  aber  nur  Personalist.  Er  kaufte  späterhin  \'Ou  dem 
gräflichen  Hause  Traun,  die  zu  Silz  und  Stimme  in  dein  srhwä- 
bischen  GrafenColIegium  berechtigende  reichsunmittelbare 
Herrschaft  Egloffs , nebst  der  bei  dem  ReiehsritterCanton 
Hegau  immatriculirti^n  Herrschaft  Siggen  , welche  zusammen 
H.  Franz  II.  am  i4-  Mai  1804  unter  dem  Namen  ,Windisch.. 
grätz  zu  einem  Rcichsfürstenthum  erhob. 
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q6)  SolmsRodelheim,  als  Theilhaber  an  der 
Grafschaft  Limpurg.  (Note  zu  Num.  19.) 

27)  Wittgenstein 

s8)  IsenburgBüdingen Meerholz,  als  Theil- 
baber  an  der  Grafschaft  Limpurg.  (Yergl.  oben,  die 
Kote  zu  Num.  19,  u.  240  3,  c.) 

29)  WartenbergRoth,  jetzt  Graf  Carl  von  E r- 
bacbErbach  l). 

30)  FuggerKirchberg.  (Wegen seiner Qualifica- 
tion  zu  Stimmrecht  in  der  ersten  Kammer  der  Stände , 
waltet  noch  Streit  vor.) 

31)  FuggerKirchheim. 

33)  FuggferNordendorf. 

33)  FuggerZinneberg. 

3'|)  Wa  1 d b o tt Bass e nh ei m.  (Vgl.  Anm.  zu VM.) 

35)  TörringGuttenzell. 

36)  Quadtlsny. 

3t)  StadionW’^ar thausen  »')• 

38)  Recbberg"). 

39)  Neipperg  o). 

40)  Piicbl  er  Limpurg,  als  Theilhaber  an  der 
Grafschaft  Limpurg.  (Vergl.  oben  die  Note  zu  Num.  19.) 

k)  PVittgensteinHoUenstein  (sind  Fürsten),  und  swar  sämmt- 
liche  Nachkommen  des  im  J.  1796  verstorbenen  regierenden 
Grafen  Johann  Ludvtig , wegen  ihres  Antheils  an  der  Graf- 
schaft Limpurg.  Sic  besitzen  daselbst  gemeinschaftlich  *7',» 
an  einem  Sechsthcil  von  LimpurgSontheimOberiontheim. 
Man  s.  oben  die  Note  zu  Num.  19. 

l)  Oder  F.rbachkJ'artenbergRoth  , der  durch  einen  Adoptions- 
Vertrag  von  seinem  StiefGrofsvatcr , dem  Grafen  Ludwig 
von  WartenbergRoth  ( gest.  10.  März  i8i8),  die  mit  Fa- 
miiienFideicominifs  belegte  Grafschaft  Roth,  mit  der  darauf 
haftenden  beträchtlichen  Schuldenlast,  übernommen  hat. 

m)  Die  andere  Linie  Stadion^tauio»  zu  Thannhausen  , besitzt 
nur  vormalige  reichsritterachaflliche  Güter  in  Wirtemberg. 

n)  Rdhberg  Jhatte  keine  reicbsständischen  Besitzungen,  war 
auch  nicht  Peraonalisl  in  einem  GrafeuCollegium , obgleich 
i6i3  ihm  Aufnahme  in  das  schwäbische  zugcsischtrt  war- 
Mosvb's  Staatsr. , Th.  38,  S.'  190  i. 

o)  Neipperg  war  auf  dem  Reichstage  Personalist  in  dem  schwä 
biseben  GrafenCollegiuro. 
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41)  R e ch  t er  enL  imp  u r g Sp  eckf  e I d p). 

42)  Sternberg.  (Man  s.  die  Note  zu  Num.  17.) 

43)  PletteiibcrgMietingen. 

44)  Schacsberg. 

Anmerkung. 

Am  Scblufs  dieses  Verzeichnisses  isird,  in  der 
angef.  Memminge  risch  e n Beschreibung,  auch  Sa  1 in- 
R e i f fe  r sc  h e i d Dy  ch  , Fürst  (seit  1816)  und  Alt- 
graf, als  S(audesherr  im  Königreich  Wirtemberg  ge- 
nannt; er  wird  aber  dort  dafür  jetzt  nicht  anerkannt 4). 


• V)  In  dem  Grofsherzogthum  Baden  *'). 

1)  Markgrafen  von  Baden,  die  grofsherzoglichen 

Prinzen  Leopold,  Wilhelm,  und  Maximilian;  wegen 

7>)  Hat  seinen  Anthcil  an  Adclmannsfclden  , einem  Bestandtheil 
der  Grafschaft  Limpurg  (s.  Note  zu  Num.  19) , an  die  Krone 
'Wirtemberg  verkauft.  £r  ist  also  in  Wirtemberg  nicht  mehr 
st.'indesherrlich  begütert ; wohl  aber  in  Baiem. 

9)  Es  ist  der  Fürst  Franz  Joseph.  Dieser  wollte  seine  Stan- 
desherrlichkeit in  W'irtembcrg  auf  seinen  Besitz  der  vormals 
reichsständisdien  (Abtei,  nachher)  Herrschaft  Baindt  grün- 
den, und  defshalb  an  den  Stuttgarter  Verhandlungen  über 
den  Rechtszustand  der  Standesherren  Thcil  nehmen.  Laut 
des  Einganges  des  2.  VerhandlungsProtocolls  , ward  er  hiezu 
nicht  geeignet  gefunden,  weil  Baindt  dadurch,  dafs  es  von 
dem  Grafen  AspremontLynden , dem  es  der  H.  Dep. 
Hauptschi.  V.  iilo3  als  Entschädigung  zugetheilt  halte,  an 
Privatpersonen  (iilmer  Kaufleute)  war  veräussert  worden, 
die  standesherrlichen  Gerechtsame  verloren  hatte,  ehe  es  der 
Fürst  von  SalmDyck,  im  Nov.  1817,  von  jenen  Privatper- 
sonen durch  Kauf  erwarb.  — Zwar  hatte  der  Fürst  überdiefs, 
durch  Vergleich  mit  dem  Grafen  von  Sternberg  (s.  Num.  42) 
ein  Miteigenthumsroeht  an  den  vormals  reiehsständischen 
Herrsehaften  Schutsenried  imd  PVeissenau  in  Wirtemberg  er- 
worben, aber  nur  auf  so  lang,  bis  der  genannte  Graf  das 
Pfandcapital  von  60,000  Gulden  zurückgezahlt  haben  würde. 
Dieses  ist  geschehen ; daher  kann  von  ihm  auch  hierauf,  ein 
Anspruch  auf  Standesherrlichkeit  in  Wirtemberg , fernerhin 
nicht  gegründet  werden. 

.i)  Rheinische  Bundes  Acte,  Art.  24.  Acte  final  du  congres  de 
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der  Herrschaft  Zwingenberg  am  Neckar  , die  i8o8  za 
einer  Standesherrschaft  erhoben  ward  ^).  QM. 

2,43o  Kinw. 

Fürsten. 

2)  Fürste nberg;  wegen  des  gröfsten  Theils 
seiner  schwäbischen,  vormals  reichsständischen  Besi- 
tzungen. 2y®Vioo  QM.  71,699  E. 

3)  Le  in  Ingen;  wegen  des  gröfsten  Theils  des 
Fürstenlbums  Leiningen  i9^Vioo  QM.  72,718  E. 

4)  IjüwensteinVVcrtheimRosenberg  ; we- 
gen des  grüPsten  Theils  seiner  Besitzungen  auf  der 
liniten  Mninseite.  Die  sämnitlichen  filrstlich-lüwenst.- 
werlhcitnischen  Besitzungen  im  Badischen  (von  Num. 
4,  5 u.  6) , haben  i9®Vioo  QM.  u.  17,111  E. 

5u.  6)  Lüwenstei  11  Wert  heim  Freudenberg, 
beide  SpecialLinien ; wegen  des  gröfsten  Theils  ihrer 
Besilzuugen  auf  der  linken  Mainseite.  S.  bei  Num.  4. 

7)  Salm  Hei  ff  erscheld  Krautheim,  Fürst  u. 
Allgraf;  wiegen  des  gröfsten,  auf  der  Nordseite  der 
Jaxt  gelegenen  Theils  des  Fürslenlhums  SalmKraut- 
heiin.  3*y,o„  QM.  12,674  E. 

8)  Von  der  Leycn;  wegen  der  Grafschaft  Ho- 
henGeroldseck  y,  seil  dem  von  Baden  mit  Oestreich 
geschlossenen  Vertrag  vom  4.  Oct.  1819.  i*yjoo  QM. 
4,460  E. 


V'ienne , art.  5i  (Lcyen  betr. ),  und  die  unten  bei  Num.  8, 
und  unten  bei  GH.  Hessen  angeführten  Verträge  (Num  VII). 
— Der  Flächeninhalt  und  die  Volhssahl  sind  angegeben, 
nach  J.  A.  Dcsias's  Geographie  11.  Statistik  des  Grofsher- 
r.oglh.  R-adcn'  ( Hcidelb.  1820.  8. ),  S ii*’. 

b)  Diese  Herrschaft  war  nicht  reichsständisch.  Nachdem  sic  über 
zwei  Jahrhunderte  lang  im  Besitz  der  Reichsiinniittelbarkcit 
gewesen , und  der  Matrikel  des  fränkischen  reichsiuiinittol- 
haren  llittercantons  Ottenwald  einverleibt  gewesen  war, 
eiiinirtc  solche  Kiirpfalz.  Der  Streit  hierüber  mit  der  frän- 
kischen Rcichsritterschaft , ward  17Ö2  durch  Vergleich  bei- 
gclegt.  Ini  J.  1808  erhielt  sie  badische  Standesherrlichkeit. 
Ttlan  s.  sJt),  b. 

«,  Die  vormals  rcichsständische  Grafschaft  UohenCtroldseck 
war  in  der  Zeit  des  rheinischen  Bundes  souverain,  aber  sic 
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Grafen. 

9>  L ei  ni n g e iiB  i 1 lig h elm;  wegen  des  Amte» 
Billigbeim.  V,  223o  E. 

lo)  LeiningenNeidenau;  wegen  de»  Amt,e« 
Neidenau.  ‘/j  QM.  »63o  E.  — DK.niAM  a.  a.  O.  giebt 
für  sainintlicbe  standesberrlicben  Besitzungen  der  bei- 
den grnilicben  läiiicn  Tun  Leiningen,  zusammen  an: 

>'Vioo  QM.  3829  E. 

Anmerkungen. 

Durch  Bauf  erwarb  der  Grofsherzog  Ton  Baden 
folgende,  ihm  durch  die  rheinische  BuudesActe  un- 
tergeordnete Standesherrschaften  : 

a)  von  dem  Fürsten  von  Auersberg,  die  gefür- 
stete Grafschaft  Thengen  , im  J.  1811  (Begier.  Blatt, 
1811,  Num.  21).  Vi  QM.  .,..oE.; 

b)  von  dem  Fürsten  von  Schwarzenberg,  die 
Landgrafsebaft  Klettgau,  im  J.  i8i3.  3 QM.  8910  E. 

Ueberdiefs  besitzt  der  Grofsherzog,  als  Familien- 
Fideicommifs,  die  Grafschaften  S al  e m (Salmannswei- 
1er)  und  P e t er»  h a us e n , vormalige  reichsständische 
Beichsabteien. 

DF.niAW  a.  a.  giebt  für  die  «privative  Stnnde»- 
herrschaft  Sr.  K.  M.  des  Grofsherzog» v an:  4^Vioa 
QM.  u.  IO,  182 E.,  ohne  jedoch  anzuzcigen,  welche  Be- 
sitzungen er  hierunter  verstehe. 

Die  rheinische  BundesActc  hatte  auch  die  nassau- 
oranische , vormals  zu  der  Abtei  Weingarten  gehö- 
rende, Herrschaft  Hagnau,  hei  Meersburg,  Baden 
als  Standesherrschaft  untergeordnet.  Napoleon  be- 
raubte aber  bald  nachher  das  Haus  NassauOranien  sei- 


ward  stillschweigend  suhjicirt , durch  die  SchlufsActe  des 
wiener  Congresses,  Art.  61  u 56.  KlSsib's  Acten  de«  wiener 
Congr. , II.  529.  VIII.  i5s.  Durch  diese  Acte  kam  dieselbe 
unter  östreichische  Hoheit.  Diese  trat  Oestreich  an  Baden 
ab,  in  einem  »wischen  beiden  eu  Frankfurt  geschlossenen 
Vertrag  ▼.  10.  Jul.  1819,  bekräftigt  durch  den  Reces-g^n6ral 
der  frankf.  TerritorialCommission  , v.  so.  Jul.  1819,  art.  8. 
Am  4*  Oct.  1819  erfolgte  die  Uebergabe  an  Baden. 
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nei’  tcutschen  Besitzungen , und  seitdem  befindet  sich 
Hagnau  im  Besitz  des  gh.  Hauses  Baden. 


VI)  In  dem  Kurfiirstcnthum  Hessen  “')• 

1)  Fürst  Ton  I s e n b u rg  O f fe  n ba  chBi r s t e i n ; 
-wegen  Langenselbold  und  Birstein.  (Man  s.  unten  die 
Kote  bei  ISum.  VII.  3.) 

2)  Graf  Ton  IsenburgBüdingen Wächters- 
bach; wegen  Wächtersbach. 

3)  Graf  von  Is  e nb ur  g B ü d i n g e n Me  c r ho  1 z ; 
wegen  Mcerholz. 

4)  Graf  von  SolmsRö  delheim  ; wegen  seines 
Antheils  an  Praunheim. 


yil)  In  dem  Grofslierzogtlium  Hessen  “’)• 

Fürsten. 

1)  SolmsBraunfels;  wegen  der  Aemter  Han- 
gen (Grafschaft),  Wölfersheim  nebst  Gambach,  und 
Griiningen.  10,237  Einw. 

3)  SolmsLich  und  Hohensolms;  wegen  der 
Aemter  Lieh  und  Niederweisel.  6,589  E. 

a‘)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  5i.  GH- hessischer  Vertrag 
mit  Kurhessen  v.  »9.  Jun.  1816,  inMABTSss  recucil,  Supplcm., 
VII.  64.  Beces-general  de  la  Commission  territoriale  ras- 
semblce  ä Francfort  s.  M.,  datc  du  10.  juillet  1819,  art.  *5; 
bei  MsBrrNS  1.  c.  VIII.  604. 

o’)  Rheinische  BundcsActe,  Art.  «4.  Acte  final  du  congres  de 
Vienne,  art.  5i.  Vertrag  «wischen  Baden  u.  GH.  Hessen, 
V.  8.  Sept.  1810,  in  Wishopp’s  rhein.  Bund,  HeftSo,  S.  3os, 
vergl.  mit  S.  256  u.  f. , u.  in  Martfk’s  recueil , Supplem. , 
V.  aSo.  GH.  hessischer  Vertrag  mit  Preusson  u.  Ocstrcich 
V.  3o.  Jun.  i8i6,  ebendas.  VII.  78.  Desgl.  mit  Kurhessen, 
vom  29.  Jun.  1816,  ebendas.  VII.  64.  Reces-gint-ral  der 
franhf.  TerritorialComniission , v.  20.  Jul.  1819,  art.  19  u. 
26,  bei  Mabtfns  1.  c.  \ III.  604.  — In  dem  GH.  Hessen, 
machen  dje  standesherrlichen  Be*irlie  fast  den  vierten  Thcil 
des  ganzen  Staatsgebietes  aus.  GH.  hessische  Erklär,  in  d. 
Protoc  der  B.V.  v.  1818,  %.  65.  — Die  hier  angegebenen 
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3)  IsenbnrgOffenbachBirstein  &);  wegen 
der  Aemter  Ofl’enbach  und  Dreieich  (8, 028  E.),  auch 
wegen  des  Amtes  Philippseich  (6,499  Philippseich 
ist  der  Sitz  des  apaganirten  Grafen  von  IsenburgPhi- 
lippseich) , dann  w egen  des  Amtes  Wenings  (3,197  E.). 

4)  Leiningen;  wegen  der  CivilGerichtbarheit 
erster  Instanz  über  Hesselbach  , dann  der  Cent  - und 
Forstgeriebtbarheit  über  Hesselbach,  Gammelsbach, 
Kailbach,  Hebstahl  und  Untersensbach. 

5)  Löw enstein  WertheimRosenb  erg;  wegen 
seines  Antheils  an  der  Herrschaft  Breuberg  und  an 
dem  Amt  Kirchbeerfurt.  (Breuberg  hat  10, 302 E.;  von 
Kirchbeerfurt  s.  bei  Num  7.) 

6 H.  7)  L ö w e n 8 1 e i n W ertheimFreuden- 
berg,  beide  Linien  ; wegen  des  Amtes  Habitzheim  und 
ihres  Antheils  an  dem  Amt  Kirchbeerfurt.  (Habitzheim 
<.und  Kirchbeerfurt  haben  zusammen  3,046  E. ) 

Grafen. 

0)  Solmsljaubach;  wegen  der  Aemter  (Graf- 
schaft) Laubach  und  Utphe.  6,6»6  E. 

9)  SulmsBodelheim;  wegen  der  Aemter  Rö- 
delheim und  Niederwöllstadt  , und  seines  Antheils 
(V,-)  an  Assenheim.  (Dorf  Einartshansen,  mit  421  E.) 

10)  Solms  Wildenfels;  wegen  der  Herrschaft 
Engelthal  c). 

Einwohnerzahirn  sind  entlehnt  aus  der  i.  Tabelle  in  A.  F. 
VV.  Cbovf's  Handb.  der  Statistik  des  Grofsherzogth.  Hessen, 
Tli.  I.  Darmst.  181a.  gr.  8.  Doch  fehlen  daselbst  Angaben 
zu  IVum.  9,  IO,  14  u.  18. 

h)  Die  rheinische  BundesActe  hatte  dem  Fürsten  von  Isenburg 
die  SouTcrainetät  gelassen,  und  ihm,  Art  24,  sogar  säinmt- 
liehe  Grafen  von  Isenburg  als  Slandesberren  untergeordnet. 
Aber  Er  und  diese  wurden  im  J.  i8i5  Oestreich  subjicirt, 
durch  die  SchlufsActc  des  wiener  Congresses  , Art.  5a.  Kri'- 
KFz's  Acten  des  wiener  Congr. , II.  Sjq.  Iti  dem  Gencral- 
Rccefs  der  frankfurter  TcrritorialComroission  vom  20.  Jul.  - 
1819,  Art.  19  u.  23,  erhielten  GH.  von  Hessen  und  Kurhessen, 
die  Hoheit  über  die  fürstlichen  und  gräflichen  isenburgischen, 
so  wie  über  die  solms-rödelhaimischen  Besitzungen.- 
r)  Die  vormalige  nicht- reichsständische  , und  nicht -reiebsun- 
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ii)  E 1' b a cliS  ch  ö n b c rg  wegen  der  Aemter 
König  und  Schüiibcrg  (5,189  E.) , und  seines  Antheils 
an  der  Herrschaft  Breuberg.'  Die  Volbszahl  der  letz- 
ten, 8.  man  bei  Num.  5, 

13)  E r b a c hi; rb  a e h ; wegen  der  Aemter  Erbach 
(3,481  E.)  und  Reiehenberg  (4,106  E.),  und  seines  An* 
theils  an  dem  Amt  Kirchbeerfurt.  Die  Yolkszahl  des 
letzten  , s.  bei  Num.  6. 

13)  ErbachFür  ste  nau;  wegen  des  Amtes  Fiir- 
stenau  und  Michelstadt  (6,183  E.) , dann  des  Amtes 
Freicnstein  und  Rothenberg  (6,3io  E.). 

14)  S t o I Ib  e r g R osl  a ; wegen  der  Aemter  (Graf- 
schaft) Gedern  und  Ortenberg. 

15)  IsenburgBüdingen;  wegen  der  Aemter 
(Grafschaft)  Büdingen  und  Mockstadt..  io,453  E. 

16)  Isen  b i^r gMce r h olz;  wegen  des  Amtes  Ma- 
rienbprn.  1,999  E. 

17)  Isenburg  VYächtersbach;  wegen  seines 
Antheils  (V,;)  an  dem  Amt  Assenheim  (Ronneburg 
und  Michelau).  4o5  E. 

18)  LeiningenyVesterburg,  älterer  Linie; 
wegen  der  Herrschaft  Ilbenstadt  «1). 

19)  Schlitz,  genannt  Ton  Gortz;  wegen  der 
Herrschaft  Schlitz.  6,981  E.  Man  s.  oben  $.  339,  b. 


mittelbare  CistercicnscrFrauenAbtei  Engehhal  , in  dem  Ge- 
biet der  ehem.iligen  Reicbsbiirg  Friedberg,  erhielt  durch 
den  B.  Dep.  Haiiptschl.  v.  i8o3,  §.  au,  der  Graf  ron  Lei- 
ningenWeslerburg , jüngerer  Linie,  der  sie  i8o3  an  Solms- 
Wildcnfelds  verkaufte.  Nach  einem  Recefs  mit  der  Beicha- 
burg  Friedberg,  hatte  die  Ahtei  blofs  die  niedere  Gericht- 
barkeit  in  dem  Umfang  des  RIosters;  Verbrecher  mufsteu  au 
die  Burg  abgcliefert  werden. 

d)  Die  Prämonstr.''tenserOrdensAbtei  Ilbenstadt  (ein  Mönch - 
und  ein  Frauenkloster),  an  dem  Gebiet  der  cheroaligea 
Reichsburg  Friedberg  , war  nicht  rcichsständisch,  auch  nicht 
reichsunmittelbar.  Der  R.  Dep.  Ilauptschlufs >8o3,  §.  ao,  gab 
dieselbe,  «mit  derLandeshoheit  in  ihrem  geschlossenenUmfang«, 
als  Entschädigung  dem  Grafen  von  Lt;iningen\Vesterburg,  ä.  L. 
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VIII)  In  dem  Herzogthum  Nassau 

i)  Fürst  von  WiedRunkel;  wegen  seiner  Be-  , 
Sitzungen  in  dem  jetzigen  Amt  Runkel,  Bestandtheilc 
der  vormals  reichsständischen  Grafschaft  Wied.  8,169  E. 

3)  Fürst  von  Wi  e d Neu  wi  ed ; wegen  seiner  Besi- 
\ tznngen  in  dem  jetzigen  Amt  Selters,  vorhin  Grenzhau. 
sen,  Bestandtheile  der  vormals  reichsständischen  Graf- 
schaft Wied.  5,159 

3)  Erzherzog  Stephan  Franz  Victor  von  Oe  st- 
reich; wegen  der  Grafschaft  Holzappel  und  der  Herr- 
schaft Schaumhurg  (beide  vorhin  Anhalt-bernburg- 
schaumburgisch).  3,477  £. 

4)  Graf  von  L e i n ing  e nW'e  s t e r b u r g j wegen 
der  Grafschaft  Westerburg  ä).  3,968  E. 

Anmerkung. 

Auch  der  Graf  von  W aldbottBassenheim'  wird 
in  den  Protocollen  der  B.V.  v.  1818,  §.  20,  wegen  der 
Herrschaften  Reiffenberg  und  Cransberg  (jene 
unweit  Rönigstein  mit  636,  diese  bei  Usingen  mit  563  E.), 
als  Standesherr  von  Nassau  aufgeführt,  üb  er  dafür, 
iin  Sinn  der  Bundes.\cte,  gelten  könne,  da  jene  Herr- 
schaften nicht  reichsständisch,  sondern  blofs  reichs- 
unmittelbar , jedoch  nicht  reichsritterschaftlich , wa- 
ren  ? Die  wiener  CongrcfsActe  erwähnt  dieser  Herr- 
Bch.nften  nicht,  die  rheinische  BundesActe,  Art.  24 ^ 
blofs  der  Herrschaft  Gransberg.  Dagegen  ist  der  Graf 
unter  Baiern  und  Wlrtcmberg  unstreitig  Standesherr 
im  Sinn  der  BundesActe,  wegen  Heggbach  und  einer 
Jahrrente  auf  Busheim,  die  er,  durch  den  R.  Dep. 
Uauptschlufs  von  i8o3,  als  Entschädigung  für  die 
reichsständischen  Herrschaften  Ollbrück  und  Pyrmont, 
auf  der  linken  Rheinseite,  erhalten  hat. 

«)  Rhein.  RundesAclc , Art.  i4*  Vertrag  swischen  Preussen  u. 
Nassau  v.  3i.  Mai  i8i5,  in  Mshtbks  recueil , Supplem. , 
VI.  333. 

fc)  Dieses  Haus  besitzt , unter  nassauischer  Hoheit , auch  die 
Herrschaft  Schadeck. , im  Amt  Runkel,  mit  38i  Eiaw. 
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IX)  In  dein  Fiirstenthum  Hoheuzolier  n- 
Sigmaringen  “)• 

1)  Fürst  von  Fürstenberg;  Megen  der  Herr 
scbaf'ten  Trochteifingen  und  Jungnau,  und  des  Tueils 
vom  Amt  Möfskirch  auf  der  linken  Seite  der  Donau. 
6V4  QM.  10,000  Einw. 

2)  Fürst  von  Th  um  und  Taxis;  wegen  der 
Herrschaft  Strasberg  und  des  Amtes  Ostrach.  •%  QM. 
3,600  E. 


a)  Rhein.  BundcsActe , Art.  24* 


i 
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Die  Ziffer  (nebst  dem  zuweilen  oben  daran  gesetzten 
kleinen  Buchstaben)  zeigt  den  an;  der  auf  gleicher  Linie 
mit  ihr  stehende  Buchstab,  weiset  auf  die  mit  solchem 
bezeichnete  Note. 


A. 

Abdankung  des  Regenten  191.' 

Ahdechem  377. 

Abfabrtgeld  s.  Nachsteuer. 

Abgaben  s.  Auflagen. 

AbgabenSystem  317  f. 

Abolitionsrecht  S9U. 

Abschofs  s.  Abzugsgeld. 

Abschriften,  Beweiskraft  a68b. 

Abstimmung  in  d.  B.V.  s.  Stimm- 
gebung. 

Absugsgeld  390.  Befreiung  da- 
von i68. 

Accessions Verträge  zu  der  wie- 
ner CongrefsActc  56,  zu  dem 
rhein.  Bund  r. 

Actenversendung  bei  den  ge- 
meinscliaftl.  OberAppell.i^- 
richien  166. 

ActivBürger  194  9~a.  4 

Adel  194  f.  4”'’’*.  hlofs  persSn- 
lirher  iq5.  Verdienst-  u.  Gei- 
Btesadel  iqö.  Geburls  - und 
Briefadel  196.  Rekhsadel.  u. 


Landesadel  197.  hoher  und 
niederer  197.  Stufen  d.  hohen 
n.  niederen  198  f.  im  Staats- 
dienst 4n3  e.  ausländischer 
4ia.  Adel  der  Standeslierren 
i3i.  stillschweigende 

Wiederherstellung  des  Adels. 
«4^  *•  a.  Standeserhöhung. 

Adeliche  Chttrgen  4o3. 

Adi  IsMatrihel  4is. 

AdelsTaie  4>>  f-  • 

Adelung  4>>  n.  f. 

Adespota  «48.  a56f.  «74. 

Adjuurtionen  404. 

Administration,  s.  Staatarerwal* 

Administrative  Gerechtigkeit 
s86.  455 , VI.  wie  fern  der 
Staaish'iscus  zu  EvictionsLei- 
stung  verpflichtet  scy  891.  $. 
euch  Aeussersles  Hecht , u. 
V 3oq  u.  ff. 

Ad^minisirative  Verfügungen,  ob 
u.  wann  dawider  Becurs  an 
die  B.V.  statt  findet.  14B'  a. 

* 
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Adoptirte,  ihr  Successionsrcclit 
181. 

Adrocatia,  s.  Vc^ci. 

Advocatic  über  die  Kirche  ^17.. 
Aeinterrccht  4<>*'  der  Kirche 
/|3i  •.  s.  Dienste  und  Staats- 
ämtcr. 

Aerar  38^. 

Acusserstes  Recht  /fS6fT. 
Agenten  bei  der  B.V.  i36f. 
Agio  340. 

Agnaten,  ihr  Vorzug  in  d.  Suc- 
cession  181. 

Almen,  gcschenlite 
Aich-  oder  ScliilTvermcssungs- 
anstalt  auf  dem  Bliein  47®*^’ 
Akademien  41h. 

Akademische  Würden  4o5-  4‘h. 
Alaunwcrkc  3f>2f. 

Albinagii  ius  390. 

Alleinhandel,  s.  3Ionopolicii 
Allianz,  heilige,  463 b.  s.Bünd- 
nifsrecht. 

Allodialitiit  der  Bundsslaateii 
>79- 

Alluvioncn  3“3. 

Altijimpurg,  Gesellschaft,  ij^b. 

4 10  e. 

AinortisationsCassc  260a.  3'ti. 
AinortisatlonsGesetze  4®T. 
Amt^nssen  204  a. 

Amtscharaklcr  401. 

Amtsehre  4<>>- 

Analogie  6iflf.  75.  u.  die  Zusa- 
tze Sil  §.61. 

Angariae  382  a. 

Anhalt,  s.  Rcchtsrerwahr.  82  b. 

^'crgl.  83  b. 

Anlaeen  378. 

Anleihe,  gezivungene,  3n. 
Anticipntion  321. 

Anwartschaft  auf  Staatsäinter 
404. 

Anwartschaften  i8<).  ehemalige 
auf  Reichslehen  5z  d. 
Anwendung  Tcrtragmasiger  Be- 
stimmungen des  Bundes  auf 
einzelne  F.äilc  121''. 
Apnnagirte,  s.  Karhgebuhrne. 
Appellation,  in  katliol.  geistl. 
Sachen  4^4  abusu 

429. 

AppellationsGerichte , gemein- 
schaftliche einzelner  Bundes- 
staaten 166. 


Appellationslnstanz  als  Ben  cm 
der  Landeshoheit  ziub. 

Apo  theken  876. 

Arcana  876. 

Archiv  268  f.  des  tcutschrn 
Reichs  39  f.  der  B.  V.  127. 
ArchivOrdnung  269. 

Arebivreebt  268 f. 

ArealGröfse  des  teutsch.  B.  77. 
des  rhein.  B.  77  b. 

Arenbcrg  32.  afc'f.  Anhang, 
Nuin.  IV,  S.  935  u.  94o. 

Aristokratie  97  a. 

Armaturrccht  43i  If* 

Arme  202. 

Artillerie  435, 

Aschensammeln  377. 

Asyirecht  298.  429.  am  Bundes- 
tag i3i. 

Aufgebot  der  Vassallen  4z3.  der 
Unterthanen  4'-’-3. 

Aullagcn  3i3-  Sihlf.  320.  SiifT. 
326.  indireete  3 18.  s.  auch 
AbgabcnSystein. 

Aufruhr  i Jß“  u.  f. 

Aufschende  Gewalt  278.  Be- 
standlheile  279.  Grenzen  28(>. 

Aufsicht  über  die  Gerichte  287. 
über  die  Staatsdiener  a-o. 

Augsburg.  Confession  4^3  b. 

4 24  d . 

Ausliürgerreckt  465  d. 

Ausfall  320 

Auslegung  der  nunJcsActe  69. 
ob  11.  wie  weit  die  B.  V.dazu  be- 
rechtigt se_\  69.  ii4*.  121  ■*.  — d. 
Gesetze  2B2.  — dert.Rcichs- 
gesetze  5i 57,  — derrhein. 
BundesActe  44.  69'*.  a3~.  239. 

Auslegungskunst  i3. 

Ausnahmen  von  bundesgescizli 
eben  Regeln  121 

Ausreisser  3U5. 

Ausschüsse  der  B.V.  119. 

Austrägallnslaiiz  d.  Bundesge- 
nossen 148 107.  160.  Vor- 
schläge zu  c.  A. Gerichtsordn. 
148k  k. 

Austräge,  Bedeutung  des  Worts 
148^0.  Familien- u.  V ertrag  — 
148h  sächsische  u.  reussische 
ebendas,  c.  der  Nachgebobr- 
nen  18(1  g. 

Auswanderung  38i.  i6~-  nach 
Amerika  u.  Rufsl.  i67d. 
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■ Autonomie  Acr  Bundestaaten  5i. 
der  Corporationen  u.  £inr.el- 
nen  280,  282. 

B. 

Baden,  Verhältnifs  *u  der 
Schwei«  , in  Ansehung  der 
Grenr.e  91  c.  85  e.  86  d.  u.  der 
Hhcinschiff.  47Ö  *u  Frank- 
reich 91  d. 

Badquelien  362. 

Bniem , Grenso  gegen  Oestr., 
91  b. 

Bank,  adeliche  4<>3  e. 

Bank.  H.indclslnstitut  321. 333  T. 

Bannrechte  377.  4<>o» 

Barbaresken,  s.  Sceräuberei. 

Baseler  Fricdeusscblüstc  57  a. 
83.  8-d. 

Bauergerichte  291. 

Bauerstand  201.  seine  Vertre- 
tung aufdemLandtag  221  u.  tr. 

Begnadigungsrecht  2^. 

Behörden,  s.  Staatsbehörden. 

Beifang  28<)c. 

Beiwohner  202. 

Bekehrnngssucht  427- 

BentheimSteinfurt  23o*d. 

BenlheimTecklenburg  280  • d. 
u.  f.  240*' a. 

Bcntinck,  s.Hniphausen  u.Varel. 

BergwcrkBcgal  36off.  Begatität 
des  Bergbaues  36o.  Umfang 
36if.  Verleihung  des  Berg- 
baues u.  d.  Salinen  363.  Berg- 

- hoheit  364.  Bcrgaehnlcn  363. 
Vorkauf  363. 

Berichterstattung,  gleichlauten- 
de allseitige  der  Gesandten  in 
der  B.V.  i37>'. 

Bernstein  362.  872. 

Brsatzungsrecht  466b;  s.  auch 
ßundesfestungen. 

Beschlüsse  der  B.  V.  148.  120. 
sind  V'erlraggeset/.e  56.  i56. 

Besitzstand  unter  Bundesglic- 
dem  67. 

Besoldung  385.  401. 

BestUtIgungsrechl  298.  279. 

Biber  372b.  ^ 

Bibliographie  23. ' 

BibliotheBen4'ö.  der  B.V.  127. 

Bierbrauerei  376. 

Bifang  289c. 


BillardGereehtigkeit  876. 

Billön  341  a. 

Biographie  23. 

Bischöfe  43t  *.  o.  f.  Nomiuati. 

onsrecht  43t  *. 

Bodensee  ■’Sf. 

Bönimelberg , Freiherr,  197 ^ 
23o*e.  23i  d.  Anhang,  S 986. 
Bona  vacantia  256.  258,  890. 
Buten  359.  Bolcnwcsen  ehema- 
liger Bcichsstädle  35 1.  Land, 
boten  35i. 

Botengchen  383- 
Bouillon  88d. 
Branntweinbrennerei  376. 
Briefg.eheimnifs  358. 

Broicdi,  Herrschaft,  240 'b. 
Brndertitel  110.  > 

Brücken  871.  384-  Staatsgrenze 
darauf  91. 

Brüdergemeinde  423c.  424  d. 
Brunnen  871.  874. 
Buchdruckereieu  876.  4>7- 
B.V^  127. 

Buchhandlungen  4‘7< 

Budget  319. 

Büchercensur  4'7*-  433. 
Bücherprivilegien  4*8.  s.  Nach- 
druck. 

Bückersteuer  4*"‘'a- 

Bücherwesen  4 >7 *•  "•  f* 

Bündnilsrecht  des  T.  B.  iSs'’. 

d . B und  essW  a f en  1 ö*)-  1 63-  4^3. 
BüreauSystem  263. 

Bürger,  Staal'.\cliv  ■ 97  *94' 

Gemeinde-  194. 

Bürgercid  207. 

Bürgerstand  2<>o.  _ , 

Bullen  428.  -in  coena  Domini 
421  c.  . . 

Bund,  rheinischer,  s.  Bhcini- 
scherBund,  u.  BundesActc. 
Bund,  tpulscher,  Begriff  6.  io3*. 
154.  Zweck  u.  Nebenzwecke 
104.  polit.  Charakter  92  u.ff. 
rechtlicher  193*’.  Stiftung  34* 
TcrritorialBcsland  oder  Are- 
al II.  Volksmenge  77-  86.  i54. 
Wohnsitze  , Meere  , Bewoh- 
ner 79.  Grenzen  86.  91.  ins- 
bes.  gegen  Frankreich  87  u.  ff. 
«ein  Umfang  , Charakter  und 
Hauptbeziehungen  io3‘.  dazu 
chörende  Staaten  ( s.  Bun- 
esstaalen  ).  Sub  - u.  Object 
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de«  Blinde*  seine  Garan- 
tie 55.  io3*'.  seine  Unauflös- 
barkeit io3*.  Ausbildung  der 
Bundesverfassung  io3  •.  orga- 
nische Einriclitungen  56*-  Hi- 
Titel  107.  Courtoisie  110.  Un- 
terschrift i5i  b.  Ceremoniel 
1 n. Wappen  111.  i36.  Bundes- 
gcwalt  io3*.  der  Bund  ist  nicht 
Bcchtsnachfolger  oder  Stell- 
▼crtrcler  der  ReichsStaatsge- 
walt  6.  3i.  u SU  aiilhentischer 
Auslegung  der  Reiehsgesetse 
nicht  befugt  5i*’.  sein  Organ 
ist  die  Bundesversamml.  ii4  * 
u.  ff.  sein  VertheidigungsSy- 
stem  i3a'  u.  ff.  i53*  u.  ff.  i6o 
u.f.  Matrikel  i53‘.  Kriegsver- 
fassung  i53'*  u.ff.  Festungen 
i53'>u.  ff.  Rcchtsverhällnifs  lu 
den  Bundesgenossen  , ihren 
Staaten  u.  ünterthanen  i49  u . 
ff.  i54  11.  ff.  er  hat  keine  ober- 
herrliche,  namentlich  keine 
gesetzgebende  Gewalt  i56*. 
richterliche  nur  in  gewisser 
Art  1 57.  seine  Einmisebiin"  in 
innere  Angelegenheiten  der 
Bundesstaaten  iSö*'.  seine 
H.indbabung  eine.«  allseitigen 
Rechlszuslandcs  i58'.  Hccurs 
an  die  B.  V.  bei  dessen  Ver- 
letzung i58*.  seine  Verwen- 
dung 11.  Dazwischenkunft  t s. 
unter  dies.  Worten),  seine 
Schutz  - u.  Schirmpflicht  169. 
i6oa.  seine  Hechte  u.  Pflich- 
ten bei  Krieg  u.  Streitigkei- 
ten unter  Bundesgenossen, 
bei  Störung  der  •mnern  Ruhe 
u.  Verrückung  des  Besitzstan- 
des 160.  Verbrechen  von  Un- 
terthanen  eines  Bundesstaates 
gegen  denBund,  ob  Hochver- 
rath  i5«  b.  Rpchtsverhältnif* 
des  Bundes  zu  auswärtigen 
Staaten  und  Staatenverein  n 
i5i  u.  ff.  Notifieation  seiner 
Errichtung  an  fremde  Mächte 
i5i.  Völkerrecht!.  Gleichheit 
11.  Rang  des  Bundes  ii3.  aus- 
sere  Reclile  i5»*' — i.5i*.  ac- 
tives II.  p.Tssives  Gesandschaft- 
recht  iSi''.  148  . iSi  *■.  Ge- 
sandte auswäri  Mächte  bei  ihm 


i3i  ‘ II.  f.  diplomatischer  Ver- 
kehr i5*‘.  sein  Vertretungs- 
recht bei  auswärt.  Mächten 
für  Kundesglicder  u,  deren 
Untertlianen  i5s.  seine  Ver- 
wendung für  diese  bei  jenenj 
und  für  fremde  Mächte  bei 
Bundesgliedern  ij|8*.  i58,. 

seine  Dazwischenkunft  bei  Ir- 
rungen zwischen  ausw.  Mäch- 
ten u.  Bundesgliedern  i48‘. 
i5i‘.  (.M.  s.  auch  die  hier  folg. 
Artikel.) 

BundesActe,  teiitsche  34-  55. 
ihre  Garantie  55.  i5ac.  ihre 
ReglcmcntarArtikel56a.  Aus- 
legung 69.  rlirinisehe  3o  u.  f. 
ihre  .Auslegung  69  d.  44- 

Biindcscanzlei  n~.  -Gasse  1*7. 

BundcscanzlciDirector  117. 
ebendas,  e. 

Bundcscassen  127.  Canzleicasse 
17.-.  .Alatricularcasse  117. 148'. 
i53'. 

Bundesfestungen  i53s.  ii.  ff. 

Bundesfürsten,  s.  Bundesgenos- 
sen u.  Souverainetät. 

Bundesgenossen , Aufnahme  u. 
Classen  derselben  io5  u.  f. 
ihre  Titel  107  ff.  Gleicheit  u. 
Hang  ii3.  Slimmordnung  112 
f.  ihre  gegenseitige  Rechts- 
gleichheit i55.  ihre  Religion 
i55.  Unterordnung  unter  den 
Bund,  Leistungen,  Verände- 
rung in  ihrem  Besitzstand.  11. 
Veräusserung  von  Souverai- 
netätsRechten  i55.  ihreStrei- 
tigkeiten  als  Privatpersonen 
148“.  11.  f.  u.  in  ihrer  Staats- 
eigenschaft , s.  Austräge  u. 
Aüsträgalliistanz.  ihr  zwei- 
facher polit.  Charakter  176. 
europäische  Mächte  ui.lcr 
ihiieu , mit  burulesfreicu  Ge- 
bieten 94.  i"ö.  ihr  Uechlsv  er- 
hältnifs  154.  ■)  zu  dem  Bund 
i55ff.  »)  zu  andern  Souve 
rainStaaten  u.  Sl.'ialeiiverci- 
nen  i63.  .')  zu  ihren  eigenen 
Staaten  164  ff. 

Biindesgcricht  i5". 
Biiudesgewalt  96.  io3. 
Hundeskriege  ibi. 
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Biindesreclif-.  Quell.  54<T.  io3ff. 

Bundestaaten  6.  loS*'.  io6.  ihr 
Staatsrecht  7.  Versebiedenb. 
79.  86.  u Jtrnennunf;  io5  u.  f. 
Are.*«!  u.  Volksmenge  77  u.  f.  u. 
Anliang  Num.  I. , uolit.  u.  ge- 
ograph.  BeachafFenli.So.  Ver- 
einigungsarten  81.  Grenxen 
^i.85ft'.,  MatricularQuoteii, 
iiii  Anhang  Num.  111.  xwoifii- 
cher  Charakter  176.  xugleich 
europäische  Mächte  91.  176. 
ihr  Verhältnifs  su  dem  B<uid 
149  fi*.  >55  IT.  Allodialität , 
Stanlsform  u.  Thronfolge  1-9. 
Lchnbarkeit  i-'9.  80.  445. 

BundesUgsGesandte  118.  a.  i^o,. 

Biiiidcstagsordnung  114'. 

Bundesversammlung  114  If*  Bc- 
grilT  u.  Bestimmung  96.  114*. 
Orenxe  ihrer  Wirksamkeit, 
Umfang  ihrer  Wirkungsbe« 
fiignifs  oderCompelcnx  1 14  *■. 
tiompetoiir.Ordnunfj  proviso- 
rische ii4''a.  definitive  eben- 
das. u.  148  u.  if.  Silr,  II.  Er- 
(iffiiiing  ii4'.  vorläuf.  Ce- 
»ch.iflordn.  n4 Dauer  11. 
Vertagung  ii5.  Gescliäflgang 
während  der  Vertagung  ii5. 
Ablliciliiiig  1)  in  Plenum  116. 
Gegenstände  für  solches  118. 
Vorbereitung  derselben  119. 
^ erhaiidluiij'sarl  d. I’lcni  119. 
1)  rnjrrc  \ ersauunl.  1 17*.  Ge- 
wicht und  Verh.Hltnisse  der 
Slimmeii  117'’.  Bildung  der 
BundcstagsscMüsse  1 14  ••  1 10. 
i4>l.  diese  Besrbliisse  sind 
\ erlraggeselac  56.  i36.  71. 
Sliinmcniiiehrhcit  110.  Aiis- 
iialinien  davon  111*  bis  121 
Slimmordniing  lU  tf.  Aiis- 
srliüssp,  Commissionen  11.  Re- 
ferenten 119.  Austrägalln- 
stau/.  125  t,.  i5~.  160.  \ orsitr 
u.  Directoriuin  ijfi  Benen- 
nung des  BräsidialGrsandlen 
116.  i5i  a.  Local,  Caiulei, 
Archiv,  Registratur,  Biblio- 
thek, Buchdruckerei , Hun. 
descanr.lei . u.  MatrirularCas- 
sen  127.  Gerichtbarkeit  über 
die  (banxleiPersoncn  127.  Ge- 
sandte der  Bundesgenossen  in 


der  B.V.  128 ‘ff.  für  Ciiriat- 
Stimnicn  142.  Gesandte  aitsiv, 
Älächt.^bci  dem  t.  Bund  ida". 
i32  ,.  V erhältnifs  der  Ge- 
sandten XII  d.  Stadt  Frankfur- 
i'’9  fl’,  die  B V.  kann  hier 
Schiitxbriefe  erthcilcii  i3i. 
Legationsräthe,  Secreläre  u. 
Caiixlisten  ir8'.  Agenten  bei 
der  B.V.  i36a,  Eingaben  bei 
der  B.  V.  i36.  Adresse.  Sjira- 
ehe  II.  Siegel  der  B.V.  i36. 
Verhandlungen  der  B.V  . i33 
fl’.  i37.  /.eit  der  V'crhnndlun- 
gen  , Verlafsiieiimiiiig , ln- 
siructionsEinholung,  gemein 
same  Bcrichterslattung , BcU 
henfolge  der  Geschälte  127, 
V orlr.ige  u.  Brricliterslattung 
in  d.  B.V  . 1.8  Sitzungen  139. 
Ansage  II.  Absage  i4«.  Aicht- 
erscheinen  , u.  Nachtrag  der 
Stimmen  >4i.  Abstimmung 
für  mehrere  Staaten  142.  Ge- 
sämintstimmen  142.  l’rutocol- 
le,  Uegislratiirun  11,  Separat- 
Prolocolle  2|b.  >43  f.  148. 

Diclatur  ii5'.  Uinfrage  u. 
Abstimmung  146.  Aufschub 
der  Besrhlul'sxiehiing  I4-.  Ge- 
nehmigung der  .Stimmen  i4~. 
noch  Unbestiiniiite  Piincte  i4~. 
Festsetzung  Genehmig.,  Auf- 
hebung n.  llek.'iuntm.'U'h.  der 
Beseblüsse  148.  lleeiirs  an  die 
1>.\  . i58*.  u.  ib8‘'.  V erhäll- 
nii's  XII  den  Bundesgenossen, 
ihren  Staaten  11.  liiilerthaiien, 
so  wie  Eiumischiing  in  deren 
innere  Angelegenheiten 
1Ö5  IT.  Wirksamkeit  in  Ause- 
huiig  der  Prefsfreiheit  4*"'’- 
dcsgl.  in  bcxii  Illing  auf  aus- 
wärtige V' crhältnissc  148’. 
Vermilllungsrccbt  148'.  148''. 
160.  vollziehende  V\  irksam- 
keildcrB.V.  11 1’’.  148  u.  ff. 
V'^ollzieliiing  der  Rundesbe- 
sclilüsse  in  den  Bundesstaa- 
ten lä6^  EieeutionsOrdniing 
148“  II.  f.  Verwendung  der 
B.V.  auf  Begehren  fremder 
Staalsregierungen  i58  . 

Biirgfeslen  38|. 

Burgfrieden  188  a. 
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C. 

CabincuCasse  od.  Gut,  a.  Scha- 
tullgut. 

Cabinetslnstans  193. 

Cnmeral\vi>$enschaflen  3i3d. 

Caminfegen  377. 

Canäle  371.  37^. 

Canonisch  - päpstl.  Recht  71. 

Canr.IeiDirector  d.  B.V.  lay. 

CanideiPersoncn  d.  Bundes  117. 

CanzleiPraxis  11.  11a. 

Canzleisassen  204. 

CapilalienSteuer  3a3b. 

CassationsGeiuch  294. 

Gassen  des  Bundes  127. 

Cassewesen  3iq. 

Cataster  3aod. 

Cavillrric  377. 

Censiir  4'7** 

Cent  20-.  210.  383. 

Centfolge  383. 

Central  ÜntersiichungsCommis- 
sion,  inainzer,  i.(8‘a. 

Crreinoniel,  Staats,  und  Völ- 
ker- 112.  467a.  CanzleiCere- 
monicl  271.  Hofceremoniel 
188.  4"9- 

Cessions-  u.  PurifleationsVer- 
träge  43. 

Charten,  s.  Landcliarten. 

ChatoullcGut,  s.  SchatiillGut. 

Chaussee,  s.  StrafsenRegal. 

Citoyen  4.  200  b. 

CirifGlat  4<>3. 

CirilListe  188. 

CirilMitbesitz  i83  e. 

Coadjutor  43i*. 

CollateralErbschaftsteueri68b. 

CollegialSystem  bei  Staatsbe- 
hörden 263.  der  Kirclienge- 
walt  4’^3.  4^3. 

Collegien  263 ff.  367.  4<»-  4*^- 

Comitiv  4®3- 

CommerzRegal  332  ff. 

Commissionen  267.  in  der  B.V. , 
ihre  GeschäRordnung. 

Communen  284. 

CompetenzBestimmung  d.  B.V. 
II/)''.  provisorische  ebendas. 
Note  a. 

CompetenzOrdn.  d.  B.V.  ii4''a. 
der  Staatsbehörden  7.'’o. 

Compromifs  für  Streitigh.  der 
Bundesgenossen  148,. 


ConcessionsBegal  875  ff.  Ge- 
genstände  3^6  f. 

Concordate  So f.  420*. 4a5.  bai- 
crisches  4*0 

Condominat  80. 

Coniiscation  890. 

Congrefs  , sviener,  34-  dessen 
Schliifsacte  5S. 

ConjccturalPolitik  266  a. 

Conscription  383.  433. 

Conscriptionsfreiheit  der  Stan- 
desherren  282.  434  b. 

Consistorien  292. 

Constitution , s.  Grundverfas 
sung,  Staatsrerfnssung.Staats . 
form  u.  Staatgrundverträge. 

Constitutionen  t.  Bundesstaa- 
ten '»3. 

Consumenten  20a.  3i8. 

ConsuinlionsSteuer,  s.  Steuer, 
indirecte. 

Contiguität,  geographische  2i2. 

Contingente  der  Bundesstaaten 
161.  i53'u.  ff.  s.  Rriegsverfas- 
snng. 

Controle  der  Staalsdiener  92. 
2-0.  der  Finanzen  819. 

Coiitroversen  i/)- 

Copinlbiicher,  ihre  Beweiskraft 
2(18  b. 

Courtoisie  110.  2”i. 

Credit , öffentlicher  820. 

Creditcassen  333. 

Crimin.Tlhohcit  i8f'.  296  f.  Unter- 
schied v.  d.  Polizcigewalt  3i2. 

Croy,  Herzog,  320*  d.  Uiihang, 
Num.  IV,  S.()3f>. 

Gultus  , Stnatsbefngnifs  in  .4n- 
seh.  des  äussern  480.  s.  Kirche. 

CullurGeschichte  des  öffentli- 
chen Beebts  16  ff. 

Curia  romana  , s.  Papst. 

CuriatSliinmen  in  der  B.V.  11-. 
142 •.  142*’.  Gesandte  dafür 
i42’.u.f.  — der  Staiideshcrren 
23i.  240. 

Ciirs  dos  Geldes  340.  derAYecli- 
sel  337  b. 


D. 

Dämme  .373  u.  f.  384. 
Damenorden  i83. 
Dazwischenkunft  des  Rundes 
bei  Streitigkeiten  einzelner 
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Bundrsgticdrr  mit  Aiuvrärti. 
gen  i48‘.  i5a’>.  u ff. 

Dccorationen  4oa.  410. 

Deductionen  i4- 

Deficit  3io. 

Deiche  3^3  f.  384* 

Demohratie  97  a. 

Denhfreiheit  4>7'’. 
DepartementalHäihe  aisi. 

Deputationen  der  B.V.  119. 

DerelinquirteSachen  a57a.  a58- 

Deserteure  383. 

Despotie  97  a. 

Dellironisatioii  190. 

Dictatur  bei  der  B.V.  i45*. 

Dirtaturae  loco  gedruckte  Be- 
gisiraiuren  etc.  bei  der  B.V. 

143.  145*’. 

Dienste  38a.  persönliche  383. 
dingliche 384.  Tcrmischte  384. 
Substitution  385.  Vergütung 
der  Dienste  385.  Immunit.ät 
davon,  Collisionsrnll,  Aufle- 
gung neuer  Dienste,  Aichtge- 
brauch_386.  s.  Staatsäinter  u. 
Staatsdienste. 

Dienstehre  4oi. 

Dienstertrag  40t. 

Diensthandel  4o3. 

Dienstordnung  ayo. 

DlenstHegal  38a  IT. 

DiöcrsnuFinrichtung  43i .. 

Diplomatik  i3. 

Diplomatischer  Verkehr  des 
Bundes  i5a. 

Dispensation  897. 

DispositionsCassc  3t6. 

Dissidium  inter  regnum  et  sa- 
cerdotiura  4a>  c. 

♦ Doctoren,  s.  Graduirtc. 

Domänen  a5a.  F.igcnthum- 
verhältnifs,  \ er.'iusscmng  u. 
Belastung  a53.  Erwerb,  Er- 
trag, V erwendung,  Vcrwal- 
tung  394.  Benutzungsart  3ip. 
Steuerfreiheit  3a™.  395.  Ver- 
jährung 396.  Bechtsverhaltnirs 
der  Domänenverwaltuns  3«)6. 
Gasse  387. 

Domänen  der  Standesherren, 
aSae.  s.  StandcsLcrren. 

Domrapitel  43i  *.  ' 

DöininicalSteuer  327  d. 

Dominium  eminens  4-'>h. 

Donau,  Flufsgebiet  370  a. 


Dorf-  und  Gemeindeherrschaft 

290.  24  IC. 

Dotationen , napoleonische  in 
Teutschl.  447- 

Dritter  Stand  201. 

Droits  scigneuriaux  et  feodaux 
44-  243b. 

Druckfreiheit  417. 

Dülmen  a3oc. 

Durchgreifen  458- 

Durchlaucht,  1‘rädicat,  1 10. 

Durchmarsch  46a. 

Dyck  245*3. 

E. 

Ebenbürtigkeit  der  Standesher- 
reu  a3i.  240. 

Ehe,  zur  linken  Hand,  s.  Mor- 
ganatische etc.  ^ 

Ehegerichtsachen  29a. 

Ehen,  vermischte  4a''. 

Ehrenbezeugungen  409. 

Ehrenbürger  38i  a. 

Ehrenordon  i85.  188.  40a  410. 

Elireiizriclieii  403.  410. 

Eichstädt.  Fürst  v. , seine  Stan- 
desherrlichkeit 240  *'a. 

Eigenthumslande  43. 

Eigcnlhumsrechte  derUntertha- 
iien  211.  27a  u.  ff.  BeschräB- 
kling  derselben  275  a.  — des 
Staates  u.  des  Regenten  277. 

Eingaben  bei  der  B.V.  i36.  i45*. 
ihrc/.ahl  i44c-  anonyme  i33. 

Eingreifen  45q. 

Einkommen  desStaates  3i3.  der 
Nation  3i3  a. 

Einkommensteuer  3i8.  323  b. 

Einmischung  des  Bundes  oder 
der  B.V.  in  innere  Angelc- 
geiiheitcn  der  Bundesstaaten 
i56 ''  u.  i65-  ' 

Einquartierung  454- 

EinreichungsProtocoll  der  B. 

V . 144. 

Eintheilungssucht  i4-  io3^c. 

Einzug  d.  Thronfolgers  i83- 

Einzugsgeld  38i. 

Eisenwerke  3ha  f. 

Elbe,  Schifffahrt  .j-a.  Conven- 
tion ilcGhalb  485*'-  Flufsge- 
biet  3-oa.  Strandrecht  3"’2. 

ElslictherWcserzoll  4"ic.  148'  h. 

Elster  und  Elslerwer4laer Flofs- 
grabeii  472. 
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Emancipation  ier  Kinder  des 
Re|(enten  i86.  , 

Emden,  Hafen  47%- 
Eininens,  jus,  potestas,  domi- 
nium, 4^  f. 

Ems,  Srhiffahrt  4~>- 
Enclaren  8o. 

EntschädigungsSystein  ▼.  i8o3. 
26. 

Eiittlironune  im. 

Fparn,  droit  d’—,  4^S*  39®' 

löB'*. 

EpiscopalSystem  4^4' 
r.rbämlcr  4<>9- 
Erbeid  207. 

Erbcerichtbarkeit  288  f. 
ErhliofSmter  409- 
Erbhuldigung  207. 

* Erbloses  Hut  256.  i58.  890. 
Erbsassen  2o4- 
Erdarten  36l  f. 

Erkenntnisse,  g riebtlirhe,  roll- 
xichbar  auch  im  Ausland  286. 
Erklärung  der  BundesActe,  s. 
Auslegung. 

Ernennungsrecht , londcaherrl. 

481. 

ErsperungsSystem  820. 
Erstgeburt  179. 

Erwerbungen  des  Staates  280. 
Eraämtrr  4*N- 
Err.bisrliöfe  48  t ". 
ErziebiingsRegal  4>8IT.  Anstal- 
ten 4>4^- 

EtappenSirassen  462  alsStaats- 
Serv'ituten  465  d. 

Etats,  8.  Finanzgeseta. 

Etters , Gerichlbarltcit  inner- 
halb - 289  c. 

£urop<äische  Mächte  unter  den 
Bundesgenossen  94.  >76.  162  ^ 

462  b. 

Euiupäisehe  Politik  in  Besieh. 

aiifTentschl  94. 

Europäisiren  94.  ebendas,  c. 
ETaugelisclie  428  b.  424c. 
Eventual ßelrhnung,  ehemalige 
auf  Reichslehen  52  d. 
EvnntualHuldigung  i83.  als  Mit- 
tel  die  Succession  r,u  sichern 
207.  ift3c- 

Evocalion  vor  auswärtige  Ge- 
richte 286 

Excollcnz  409.  ob  sie  Gesand- 
ten in  der  B.V.  gebühre  128*  b. 


Excommunication  42>n.  42?«- 
— iVapoleona  421  a. 

Exccutionabefugnifa  285. 

ExecutionsOrdnung  des  t.  Bun- 
des 148* 

ExccutivGesvalt  284  f.  der  B.V. 
148  ^ 148°  u.  f. 

Exequatur  428. 

Expropriation  457,  u.  ebend.  a. 

Exterritorialität  des  auswärt. 
Staats-  ud.  Privatguts  148  b. 
der  Gesandten  88o. 

F. 

Fabriken  3^6. 

Fähren  3"i  f.  ' 

FainilienFideicomreisse  74.  284. 
244._ 

Fainiliengütcr  d.  Regenten  262. 

FamilienStatute  der  Uundestür- 
sten  -4.  derStandeslierren  28  v. 
d.  Gruiiillierrea  244- 

Faniiiienverträge  74.  284.  244- 

Febronius  4>9  a. 

Fi'Sthalendcr  4'32 

Festtage  480. 

Festungen  ^ü/i.  884.  des  T.  Bun- 
des i53’  u.  ff.  s.  Kriegsver- 
fassung. 

Finanzanst.alten  819. 

Finanzbericlit  819.  229. 

Financgeselx  819. 

Finanzholicil.  3i3.  Grenzen  3i5. 

Finanzoperationen  820. 

FinanzRegalicn  98  b u.  e.  2'<3. 

Finaiizver waltung  3i4.  Oeffent- 
licbkeit  819. 

Fiuanzwissenschaft  3i5. 

FiscalGewalt  887  ff.  Begriff  n. 
Differenzen  38t.  Grundneslim- 
mnngen  derselben  388  f.  F'is- 
call  nfug  388  a.  FiscalGüter, 
Rechte  und  Vorrerbte  890  f. 
275 f.  Verpflichtung  desFiscus 
zu  EvirtionsLeistiing  891  (s. 
auch  Adminislrtitivc  Gerech- 
tigkeit u.  Administrative  \ cr- 
fügungen. ) Verwendung  der 
FisealGefalle,  FisealReamte , 
VeiTalirungsweisc  in  liscali- 
sehen  Sachen  8i(2.  Verleibimg 
der  FisralGcrcrhligkeil  392. 

Fischergcrerhligkcil  872. 

Fiscliergerirhtc  8-4. 

Fisrbotlern  872  b. 
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Ft*cui,  307  ff.  Vorreclite  3qo  f. 

. SucceMion  in  Lehen  891,  sein 
Forum  388.  sein  Anspruch  auf 
Kirchengut  438.  s.  FiscalGe- 
walt. 

FiscusGut  148  <=•  >58. 

Fiume  86  b. 

Flächeninhalt,  s.  Areal. 

Flössen  37t  f. 

Flössungsrecht  465  d. 

Flofsgraben  472- 

Flüsse  ew.  Oestr.  u.  Baiem  47s. 

Flufsbell  373. 

Flufsgebietc,  tcut. , 370  a. 

FlursRcg.il , s.  WasserBegal. 

Flufsschiffahrt , s.  Schiffahrt. 

Folgen  38s  ff.  869. 

Forenscn  167.  sos.  204.  38o. 
Steuerfreiheit  827. 

ForslRcg.ll  366  f.  Forstgericht- 
barkeit  366.  Verleihung  der 
Forslgercclitigkeit  366.  869. 

Fortification  464. 

Fossilien  36i  f. 

Fr.iehtruhrleuto  359. 

Frankfurt,  ehomal.  Grofshcr- 
r.ogth.  , T’ensionirnng  seiner 
Diener  178. 

Frankfurt , freie  Stadt,  Verhält- 
nifs  SU  dem  Bundestag  u.  d. 
Gesandten  1 29  ff.  Constitution 
i“8.  u.  178’’  218.  432  <1.  Strei- 
tigkeiten defsh.ilb  167.  i-8‘. 
Rechte  der  Katholiken  iS?  b. 
432' a 432’'  a.  Tcutschordens- 
Haus  daselbst  i-'S"  b.  Befrei- 
ung von  Geleitrechten  33i  c. 
tongebend  in  dem  Münswesen 
346'c.  s.  Frauensl.  u.  Limb. 

Fr.'inkf.  jllefsri'ellieiten  481  c. 

Frauensteiu  , Gcsrliscliart  i5-  b. 
4 JO  c. 

' Freiheit,  bürgerliche  4-  poli- 
tische 4 b.  n-itürliche  4-  '-J'4- 
226.  291.  Finsclirünkiing  der- 
selben durch  diu  Oberaufsicht 
280  u.  Polizcigewalt  3o6. 

Freimaurer,  s.  GesellscbaRon. 

Freimeistcrschaft  876. 

Freistaat  97  a. 

Frci-^tätte,  s.  Asslreeht. 

Frciiügiglieit  in  allen  Bundes- 
staaten 167.  168. 

Fremde  202.  38i.  ihr  Cüterer- 
werb  in  Bundesstaaten  167  d. 


können  in  Frankf.  Sebuta  von 
der  B.V.  erhalten  i3i. 

Freudenfeste  209.  877. 

Friedberg,  Burg,  43.  4 10  e. 

Friedensreebt  d.  T.  B.  262  >•. 
der  Bundesstaaten  i6i  i63. 

Friedensschlüsse  tciitscher  Für- 
sten mit  Frankreich  87  d.  67 
a.  83.  s.  auch  liinevillcr , ra- 
statter , tilsiter , pariser , pres- 
biirger  Friede. 

Fristen  u.  Termine  bei  der  B.V. 
i37'. 

Frolinen  382*. 

Fruchlspenre  3oa  a. 

Fürstengiit,  dessen  Zollbefrei- 
ung 325  c. 

Fürsteumäsigp  11^  d. 

Fugger,  Grafen  287  d.  ihre  Fa- 
milicnUnilörm  4>o  b. 

Fufsdiensta  383  f. 

G. 

Garantie  des  t.  Rundes  55.  io3k-, 
d.KiindesActe  162  c.5ä.  d.  wie- 
ner CongrefsBestimmiingen 
i'iher  die  Flufsschiffahrt  46H  a. 
d.  RheinOctroirenlen,  Reiehs- 
kreisschulden  und  Pensionen 
172.  482  483.  des  Bundes  für 

die  unter  Biindrsgliederii  ge- 
schlossenen Vergleiche  148'. 

Garantie  der  Landesverträge 
und  Grundverfassung  74.  i5o. 
164.  217*  f.  226  d. 

G.iranticRecht  d.  T.  Bundes  i5n. 
152''.  159.  2i7‘f.  — der  Bundes- 
staaten 463.  169. 

G.istwirthschafireebt  3?6. 

Ge'uiet , s.  Staatsgebiet. 

Gelircclien  am  Körper  11.  Geist, 
l.indern  d.  Thronfolge  181. 

Gt  hurtsstaiid  198  a.  194 — 198. 
402. 

Gehorsam,  bürgerlicher  4.  192  b. 

285. 

Geistliche  429.  ihr  Sncccssion.'.r. 
182.  ihre  Verpflicht,  r.u  Waf- 
fendienst 383  a.  Sleucrfreibei 
327.  Laatdstandscbaf't  222.  223. 
Beschränkung  der  Grisli,  im 
3 1 rh.illnifs  zu  d.  röm.  JIof43o. 

Geistliche  Güter,  ihr  Heimfall 
an  den  Fiscus  438.  ihre  In- 
cameralioD  437. 
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Geittliche  AVaMstaatcn  8o.  Ver- 
äusseruDf;  derDomänon  darin 
a53  c.  wem  die  Landeshoheit 
darin  tugestanden  176  d. 

Geld  337.  Banco-  u.  Wechsel- 
geld ebendas,  b. 

Geldcurs  340.  Geldsorten  a4?. 
338  a. 

Geldern,  preufs. , 86  b. 
GeleiteBegal  33o. 

Gemahlin  des  Souverains  186. 

deren  SchatullGut  a55> 
Gemcindebürger  i<)4.  3t8. 
Geroeindedienste  38a  a, 
Gemeindeherrschaft  *90. 
Gemeinden  194-  *?*•  *bre  Vei^ 
waitung  u.  Vermögen.  »54. 
387.  Aufnahme  ihrer  Bürger 
u.  Beisassen.  378. 
Ge.meindeordnungen  194. 
Gemeines  Hecht  i48‘  a. 
Gemeinnützige  Anordnungen 
i<>4.  Verzeichnifs  der  Register 
lür  dieselben  i33  a. 
GeneralRcccfs  der  franhf.  Tcr- 
rilnr.  Coinmifs.  r.  1819.  57. 
Gensdarmeric  45». 

Geographie  i3. 

Gerade  3oo. 

Gerechtigkeit , Arten  derselben 
286. 

Gericht  290.  verschiedene  Arten 
der  Gerichle  291  ausseror- 
dentliche 291.  geistliche  293. 
Gcscliwrornen  — 293.  Han- 
delsgerichte 334.  , 

Gerichte,  gemeinsch.  oberste  ge- 
wisser Hundesstaalen  166.  — 
dritter  Instanz  in  allen  Bun- 
desstaaten i66. 

Gerichtbarheit  2^.  Grundstoff 
der  Landeshoheit  210  b.  admi- 
nislratorische  u.  patrimoniale 
»88  f.  243.  ausscrordcntl.  u. 
particulärc  291.  circumsepta 
289  c.  geistliche  292.429-  bür 
gerl.  287.  peinl-  287.  296  u.  f 
freiwill.  287.  299.  Polizeige 
richtbarkeit  3o8.  Strafsenge 
richtbarkeit  329.  Handels  - u 

■Wechselgerichtbark.  334-  Hc 
richtbark.  in  Forst-  ii.  Jagd 
Sachen  366.  36o.  ia  L isch  u 
^V.^sscl•8achen  374- 

Gerichtbarkeit  d.  Standes  • und 


Grundberren,  s.  Standes-  u- 
Grundherren. 

Gerichtfolge  383, 

Gcrichtshalter  288. 

Gerichtstand,  privilegirter28“. — 
der  Bundes^ieder,  s.  Austniga 
u.  AusträgaUnstani  — der  Pri- 
vatpersonen , s.  Lnterthanen. 
Gesandte , ihre  Exterritorialität 
38o  — der  Bundes»licder  in  d. 
B.V.  128—  j3i.  ihrclnslruc- 
tionsEinholung  u.  gemeinsaino 
Berichterstattung  i37-  ihr  Ver- 
hältnifs  zu  der  Hundesennzlei 
127.  Gesandte  für  Curiatstim- 
men  142.  Gesandte  auswärt, 
Mächte  am  Bundestag  i32  • 
u.  f.  148 ". 

Gesandschaflrcchtdes  T.B.  iSxi. 
i32.,  148 der  Bundesstaaten 

461. 

Geschäflbezirliordnung  270. 
Geschäflordniiua  der  B.V  . 1 14'“. 

d.  CommissidSrn  d.  H.\  . 119, 
GeschwornenGcrichte  293. 
Gesellschaften,  geheime,  reli- 
giöse u.  a. , Aufsicht  über  sie 
280.  Industrie-,  Kunst -u.  ge- 
lehrte — 4'5. 

Gesetze,  verpftichten  auch  den 
Regenten  283.  aufgenommene 
jiB».  Wirksamk.  in  fremdem 
Gebiet  283''. 

Gesetzgebende  Gewalt  281  ff.  in 
Polizeisaehen  3o4  f.  Theil- 
nahme  d.  Landslände  a»5.  — 
des  t.  Rundes  i56.  ' 

Gestade  373. 

Gesundbrunnen  36i  f. 
Gesundheitpolizei  3oa. 
Getreidesperre  3o»  a. 
GewissensEhe  196  c. 
Gewissensfreiheit  426  d.  Evan- 
gel.  4?7,3. 

Gewohnheitsrecht  281. 
Gezwungene  Anleihe  32i. 
Glaubensbekcnntnifs  4»6  b.  Ver- 
schiedenheit 43».  434*  *^9‘ 
Glaubenshcrrschsucht  42”. 
Glaubcnsparteien  , christliche, 
4»3  a.  b.  c.  ihrcRechtsglcich 
heit  432>.  ihre  Verschieden- 
heit wirkt  nicht  bürgerlich 
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u.  polit.  BechUversclneden- 
lieit , 169.  Anzahl  77  c. 

Gleichen,  GrafschaA,  Zusäl/.e 
in  S 53i. 

Gleichgewicht  67. 

Gleichheit  der  Rechte d.  StaaU- 
genossen  4-  >94* 

Glockeiischiag  110  b. 

Glückshafcn  377, 

Gürti,  Graf,  4>>  f-  239b. 

Görtziseb  e Münzzcicben  343  a. 

Göre , Küstenland  86  h. 

Goldsand  362. 

Goldwäsche  362. 

Gradiiirte,  Rechte  derselben  4o5> 

4)6. 

Orcat-charter , englische  92  b. 

Grenze  des  ehemaligen  Teutsch- 
landes  84-  der  Staaten  des 
rhein.  Bundes  85.  d.  Staaten 
d.  teutschen  Bundes  91.  86. 
gegen  Frankreich  87  n- 

Grenzen,  verschied.  Arten  der- 
selben 212  b.* 

Griechen,  ihr  Recht  zum  Wider- 
stand gegen  die  Türken  190  e. 
u.  in  d.  Zusätzen  zu  dies.  §, 
nichtunirtc  473  c.  78.  43'J*  e. 

Grundeigenthum,  Recht  auslän- 
disches zu  erwerben  167. 

Grundeigenthümer  202.  204  b. 
s.  Forensen. 

Grundherren  43.  a4i.  rcrschie- 
denc  Arten  Rechtszu- 

stand : 1)  allgemein , nach  d. 
tcutsch.  Bundcsacte,  u.  zwar 
der  vormals  reichsunmittel- 
baren, i)  auf  d.  rechten  Rhcin- 
seitc242  u.  f.  2)  auf  der  linken 
245*.  V’crhandlungen  u.  Be- 
schlüsse der  B.V.  245*’.  Er- 
klärungen u.  Beschwerden 
der  GH.  ebendas.  II)  nach 
staatsgesetzl.  tind  rerlrng- 
mäsigen  Bestimmungen  einzel- 
ner Bundesstaaten  246.  U-  ber- 
sieht  II.  Ausnahme  247.  Steuer- 
freiheit 327.  Lehnsachen  449- 
Jagd  36-.  s.  auch  Grundherr- 
lichc  Rechte  u.  Patrimonial- 
Abgaben. 

Grundherrlichkeit  43.  241. 

Gnindruhr  3t2. 

Gruodverfassung  des  Staates  4- 
5. 9"  (s.  St.Tstsverfassung.)  oc. 
trojrte  u,  verb’agmäsige  217*  e. 


I d.  ob  und  wie  ferne.  Staats- 
regierung befugt  aey , zu  Bün. 
desbeschlüssen  mitzuwirken, 
die  mit  der  LandesGrundrer- 
fassunginWiderspruch  stehen 
217*’  c. 

Grundverträge  i b u.  d.  78.  219. 
220*.  des  Bundes  54  - 55.  ihre 
Abfassung  u.  Aufrechthaltung 
durch  die  B.V.  114*.  sie  be- 
schränken die  landeshcrrl. 
Mitwirkung  zu  Bundesbe- 
schlüssen 282.  — der  Bundes- 
staaten 71.  73.  s.  Grundver- 
fassung. 

Gutsherrlichc  Rechte  der  Stan- 
desherren 233.  der  Grund- 
herren  2.43-  a.  auch  Patrimo- 
nialAbgaben. 

Gymnasien  4 >5. 

Gymnastische  Künste  377. 

H. 

Hafen  373. 

Hageslolzenrecht  390. 

IlalDsouveraine  Staaten  6 c, 

Hamburger  Bankgeld  339  ^- 

Hammerwerke  362  f. 

Handel  332  ff. , d.  Fremden  334- 
Aufsicht  334.  Schleichhandel 

334. 

Handel  und  Verkehr,  Bestim- 
mungen d.  B.V^.  175. 

Handelsgerichte  334- 

Handelsgesellsch.iften  876. 

Handelspolizci  334- 

Handelsprivilegien  333. 

Handels  verKchr  auf  Flüssen,  s. 
Schiffahrt. 

Handelsverträge  iSs*’.  332.  463. 

Hauderer  359. 

Hausandarht  435 

Hausgesetze  74.  234-  244. 

Hausiren  876. 

Hazardspieie  877. 

Heerfolge  383.  452. 

Heerschau  454- 

Heilbrnnn , H.?ndlungs-  und 
Schiffahrlverhältnissc  4?3  a. 
s.  Neckar. 

Heiligkeit  der  Person  des  Re- 
genten 177.  190.  2i5. 

Heimathrccht  38i. 

Heimf.illrerht  890.  4^8  g.  l58d> 

Heraldik  i3. 

Uerkonuuen  58  ff-  75. 
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Herrenloses  Gut , S.  Adespota. 

Herrnhuter  4'i3  e 4'-t4  d. 

HessenHomburg  106  e.  23o*  f. 
Titel  iu6  c u.  109.  Aufnahme 
in  den  t.  Buud  io5.  106.  Cu- 
l■ialSlilnm^echt  117. 

HessenKlieinfclsRotfaenburg 
2/jo  a/(0'b. 

Hrurathen,  uust.indrtmäsigeiS». 
V'erhot  standesmasiger  182. 

Hintersasen  378. 

flochverrath  gegen  den  Bund 
i5o  h. 

Hof  402  e. 

Hofiimler  402.  409. 

Hofbeanite  4o*- 

HofCcremoniel  1^.  4**9* 

Hofdienste  384- 

HofEiat  4«^' 

Hoffolgeii  384- 

Hofmarhgerechtigkeit  288. 

Hofnarren  409  b. 

Hofpfalr.grafen  4<>5. 

Hofstaat  i88. 

Hoheit,  Prädicat,  königliche  etc. 
110.  Antrag  auf  das  Prädicat 
heriogliche  Hoheit  iio  h. 

Hoheitsrechte  9-.  wesentliche  u 
«ufällige  98.  211.  äussere  u. 
innere  99.  460.  allgemeine  u. 
besondere  100.  andere  Ein- 
thcilungcn  98  b und  c.  99  h. 
bemit7,l>are , Finanz-  oder 
BaiiimerHegalien  98  b.  273. 
verleihbare  u.  unverleihbare 
loi.  210.  363.  2-6.  jene  entw. 
private  oder  cumulative  tot. 
eingeschränkte  und  uneinge- 
scliränkte  102.  Ausübung  101  f. 
210.  Grenze  u.  Lnterschied 
von  Eigeiithumsrechteii  2^3  ff. 
Veräufserung  101.  274.  Ver- 
jährung 2r-6. 

HohenLimburg  240*“  a.  u.S.  639. 

Hohenlohe,  wegen  Gleichen, 
Zusätze  zu  S.  53i. 

Hohnstein  , Grafsch.  , 101  a. 

Holland,  Grenze  84.  85  f.  Ab- 
trettmg  tcut.  Staaten  an  das- 
selbe 85  b. 

Holstein,  V eieinigung mit  Däne- 
mark 85  d.  mit  Lauenburg 
106  c. 

HnlsteinOldenburg , sein  grofs- 
hcrzogl.  Titel  >o6  d.  109.  ^ 


Holzgerlcbte  366. 

Homagium  207  f. 

Homburg,  s.  Hessen. 
Honoratioren  aoo. 

Horde  I a. 

Hülfwissenscbaften  d.  öffentl. 
Rechts  12  f. 

Huldigung  i83.  207  f.  Patrimo- 
nialHuldigung  207. 
Hydrographie  870  a. 

I. 

Impost  324  b. 

Incamera  tion  d.  Rirebenguts  437. 
Incolat  38i. 

Incorporation  81. 

Indigeuat  381.  4o3. 
LiduslrieConcessionsRegal  37Sff. 

(iegenstände  876  ff. 
Innovation  d-  Rirebenguts  487  d. 
Insassen  204^ 

Inseln  90.  28.  870.  373. 
Insignien  188. 

Instanz,  Gerichte  dritte£ — sol* 
len  in  allen  Bundesstaaten 
sejn  166. 

Instanzen  287. 

Instanzciirecht , geistlich-katho- 
lisches 4^4* 

Instruction  der  Staatsdiener  270. 
319.  92.  der  Gesandten  128. 

187 

InstructionsEinholuug  der  Ge- 
sandten  in  der  B.V.  187 1'.  128*. 
69.  121  d. 

InteresseStreitigkeiten  unter 
Bundesglicdern , ob  sie  von 
Rechtstreitigkeilen  unter- 
schieden Seyen  i48‘  a.  i2i‘a. 
Interloquiren  147. 

Isenburg  i3o'  f. 

Itio  in  partes,  auf  laiidständi- 
sehen  Versammlungen  229  e. 

J. 

Jagdfolgen  369.  383. 
JagdfroYinen  369.  383  g. 
Jagdgerechtigkeit  367  f.  Ver- 
leihung und  Ausüb.  368  f. 
Revers-  od.  Guadenjagd  .368. 
Vor-,  Mit-  u.  Koppeljagd 
369.  hohe  und  niedere  369, 


Digitized  by  Google 


Reffisfer.  965 


Mifsbraucfa  36g.  freie  Pünch 
368. 

.Tagdbohcit  36i. 

Jagdhunde  36g. 

Jesuiten  424*  b.  ihre  Grundsätze 
411  b. 

Jever  85  a. 

Jobaiiiiiterordcn  43  i'73‘.  4toe. 
seine  neuerenScbicksale  173  c, 
in  Baiem  438  e.  preussiseber 
ebendas,  u.  436  b. 

Juden,  Toleranz  4^'*'  Pcfbte 
u.  bürgert.  Verbesserung  171. 
3-9.  433...  u.f  435*.  zu  Frank- 
furt 167  b.  zu  Lübeck  ebendas. 

Judengefölle  38i  c. 

Judenschute  879. 

Jura  singulorum  13)'. 

Juramentum  assecurationis  307. 

Jurisdictio  circumsepta  38g  c. 

Jus  commune  148*  a. 

Jus  de  non  evocando  386. 

Jus  eundi  in  partes.s.Theilgehen. 

Justiren  der  Münzen.  338‘ . 347 

Justiz,  s.  Rechtspflege. 

Justizbehörden  365  f.  38"  ff. 

Jiistizhobeit  a86ff.  s.aucbRechtz- 
pflege. 

Justizsachen  3q5.  Einmischung 
in  solche  3gi  des  Regenten 
3g5.  Recurs  darin  an  die  B.  V'. 
148'.  Unterschied  von  Poli- 
zeisachen, 309.  3ii.  von  Re- 
gierungssachen 395. 

Justizverwciaeruiie  I&7. 166.  zgS. 
.48'.  455,  IV.  * ' ^ 

K. 

KabinetsGut  oder  Casze , siehe 
ScbatuIlGut. 

Rämthen  86  b. 

Rai  373.  4B>. 

Kalender  5i*.  43s'’. 

Kalendervcrkauf  876.  61  •. 

Ralk363.  Ralkbreniiereicn  36z  f. 
376. 

Kaltschmidtschutz  ^7  f. 

Kameralhoheit,s.  Finanzhoheit. 

Kameralwissenschallen  3.3  d. 

Kaminfegen  877. 

Kammergüter , siehe  Domänen. 

KammerRegalien  g8  b u.  c.  378. 

Kanäle  37  3*4. 

Kanoniscb'päpstl.  Recht  73. 


KanzleiPraxis  13.  ita. 

Kaufmannsinn uug  333. 

Kaunitz,  Fürst,  33o'. 

Kcsselflickcu  877. 

KiTsIcrsehutz  877  f. 

Kinder  des  Souverains  186. 

Kippen  u.  AVippen  344 ‘I*  J47  C« 

Kir^ie4i9.  Staatsgesetzeu.  Vcp- 
träge  rtefshalb,  Goncordate 
430.  wiener  Congr.  V erbandl. 
430.  dem  Staat  unte^eordnet 
193b.  43>.  4^3.  436  iE  ob  eine 
Staatsanstalt?  431  a.  ob  eine 
herrschende  ? 433 ,.  Collegial- 
od.SocialRechtc  d.  Kirche  438. 
röm.  kathol.  Kirche,  evangel. , 
d.  A.  C.  gemäfse  tu  reformirte 
433  b 434*.  434 Secten  433 
c.  jüdische 434 Vereinigung 
der  protest.  Gemeinden  bei- 
der Art  434  Kirchenregi- 
ment433.  dessenUebertragung 
an  weltl.  Regenten  435.  Lchr- 
begriff  oder  Sjmbot  43611.  f. 
433.  433.  433  c.  u.  Gesetze 
4z8.  Beschutzung  der  Kirche 
439.  Rechte  d.  Staates  in  An- 
seh. ihres  äufsern  Cullus43o. 
landeslierrl.  Placet  u.  Be- 
schränkung des  Verkehrs  der 
Geistlichkeit  mit  d.  röm.  Hof 
438.  Hauptqucllenfilr  d,isVer- 
hältnifs  zw.  der  kathol.  Kirche 
u.  dem  Staat,  desgl.  den  Kir- 
chenversammlungen , u.  den 
Erz-  und  Bischöfen  434*  c. 
Aemterrecht  der  Kirche  43.*. 
landeshcrrl.Patronatrecht43>*. 
Landesbiseböfe  und  Diöce- 
sen  43.  Erzbischof  43.*'- 

National-  und  TerritoriailUr. 
eben  43>  neuere  Bestim- 
mungen für  das  kathol.  Hir- 
cheuweseu,  in  Baiern  430''. 
inPrcusscn430<,  in  den  Staa- 
ten der  vereinigten  Bundes- 
glieder 430'',  im  Königreich 
Sachen  430  '.  Rechtsgleichheit 
der  GlaubensPartcien  und 
ihrer  Mitglieder  <{33  >.  u.  f. 
Ausnahmen  435.  Rechte  über 
das  Rirchengut,s.  Kirchengut. 
Prefsfreibeit433.  Religionsän- 
derung d.  Regenten  484. 

Kirchengebet  30g. 
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Üirchcngevira1t433f.  Systeme  der 
landesnerrl.  — übercvangel. 
Untcrtlianen  /|i5.  Mifsbrauch 
4iö.  4^<)- 

}{ i roll «' II eilt  s 54- 38t.  435. 436  if.  ’ 

Itirrliciilioheit  4>9  ff.  Grenze  u. 
licstaniltlicilc  4^8  ff. 

HirclienHi’fonnalion  4*4 

Kircheiiregiment  4*3. 

Kircheiisaclicii , ihre  Verhand- 
lung in  der  B.V.  i33  f.  der 
StaiKlcshcrrcn  i33.  d.  Grund- 
herren  »43. 

.Viirrhcnstaatsri'cht  419. 

liirchcuversaiiimlungen  4*8 

Kleinodien  188. 

Jilcttgau  ?.3o  b. 

Klöster  438.  Vermögen  u.  Reli- 
giösen der  aufgehobenen  und 
iiirbt  aiifgebobenen  438. 

Knipliausen  85  a.  Zusätze  zu 
S.  53i. 

Unocliensammeln  377. 

Krämerinnung  333. 

Kran  ■ , Kai  - u.  Magazingeld  48*. 

Kranrecbt  3*5-  333. 

Kriegerfuhren  384* 

Kriegscassc  38t. 

Kriegsdienste  383-455.  8er  Ban 
desfürsten  t6a.  der  Standes- 
berren  »3»,  der  Untertbauen 

45 1 ff. 

Kriegsgesetzgebung  45o. 

Kriegshecr  45t- 

Kriegspllicbt , allgemeine  u.  be- 
sondere 453. 

Kriegspolizei  45o. 

Kriegsrecht  des  T.B.  i5»'’  u.  ff. 
iSf*  u.  ff.  161.  der  Bundes- 
staaten 160.  i63.  46*. 

Kriegsverfassung  des  T.B.  i5_3’ 
u.  ff.  Uebersicht  i53*.  Oblie- 
genheit, Verhandlungen  und 
Beschlüsse  der  B.V . , Militär- 
Ausschufs  , MililärCommis  • 
sion , MilitärLocalCommis  - 
sionen  u.  MililärCommissions- 
Canzlei  i53*’.  I)  BundesMa- 
trihel  für  Geldbeiträge  und 
Mannschaftstcllung  i53«.  II) 
Kriegst^rrfassung , A)  in  ihren 
allsrm.  Umrissen  u.  wesentl. 
Bestimmungcni53'‘  u.  f.B)nach 
ihren  nähern  Bestiiniiiiingen  i 
1)  Stärke  des  Bundesheeres 


i53 Contingente  ebend.  Re- 
liiition  desselben  i53^b.  nas- 
sauisehes  i33''  c.  1)  Verhältnifs 
der  Waffengattungen  i63>.  3) 
Eintheilung  des  Bundesbeerez 
i53^.  Reserve  ebendas.  Relui- 
tionsVerträge  153s  b.  4)  Be- 
reithaltung imEricden  i53‘.  5) 
Mobilmachung  i53^.  6)  Ober- 
Feldherr  i53‘.  sein  Verhältnifs 
zud.  B.V.,  zu  dem  Heer,  u, 
zu  dem  eigenen  Bundesstaat, 
ebend.  OperationsPlan  ebend. 
GeneralLieutcnant  d.  Bundes 
i53',  7)  CorpsCommandanten 
153".  8)  Bildung  des  Haupt- 
quartiers i53  ”.  q)  Verpflegung 
i53“.  10)  Gcrichtbarkeit  i53'. 
III)  Bundesfestungen , ihr 
Hechtsverliältnifs  in  Absicht 
aufd.  Bund  u.  die  Staatshoheit 
der  Bundesglieder  i53'>.  Be- 
nennung d.  B.  Festunsen  i53 
Besatzung  i35‘.  Bcsclilufs  der 
B.V.  wegen  Uebernahme  11. 
Herstell,  oder  Vollend,  der 
B.  Festungen,  u.  Anerkenn, 
der  Besatzungsrechte  i53'. 

Krönung  i83. 

RrönungsOrnat  188. 

Kuxe  363  b. 

L. 

Lage  innerhalb  des  Staatsge- 
bietes 313. 

Lagerbuch  3ao  d. 

LagerhausGerechtigheit  333. 
Lahn  4?* 

Land,  geschlossenes  80.  31t. 

Landau  i53  c. 

Landebarten  T7  b.  c.  84  b. 

Landesbischiifc  4li*. 

Landescollegieii  »64  ff- 

LandesdienstRegal  38»  ff. 

Landesgrundverfassuiig , ob  sie 
durch  Auflösung  der  tcutsch. 
Reichsverbind.  aufgehoben4q. 

Landesgrundverträge  1 d.  73. 

310.  320". 

Landcsherrlicbkeit  36  a.  unter- 
geordnete 101  a.  s4i  c. 

Landeshoheit  36.  s.  Staatshoheit, 
vertragmäsige  oder  subalterne 
Landeshoheit  101  a.  340*  b. 
34>  c.  $.  auch  Staatshoheit. 
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L«nde8«ctiuuRegal  878  ff. 

Laudeswürde  So. 

Landkutscben  348.  35i.  359. 

Laudrätbe  aai  i. 

Landsauen  004. 

Landsauiat,  Tollständiger  u.  iin- 
unvollst. , activer  u.  passiver 

»04.  f 

Landstandscbaft  si.i.  ihr 

Rechtstitel  ai4<  ihre  Grund, 
lagen  in.  d.*  Staiidrshcrren, 
des  Reichsadels  , u d.  Geist- 
lichkeit *7.3. 

Landstände,  Begriff  *14.  Wirk-, 
samkeit  *14.  politischer  Ge- 
sichtpiinct  *i5.  Gcschiclite 
*16'  u.  f.  Nothwendigk.  166. 
*17*.  Gewähr  u.  richterlicher 
Schuts  derselben  *17*.  Be- 
stimmungen d.  wiener  Sclilufs- 
Acte  V.  i8*o,  *17 Hauptge- 
sichtpuncte  d.  heutigen  land- 
ständischen  VerfassungsSy- 
stems.  Sein  jetsiger  Bestand : 
1)  in  d.  freien  Städten  *18.  2) 
in  den  monarchisch  geformten 
Bundeutaaten;  wolandständ. 
Verfafs.  a)  theils  neu  errich- 
tet ist  319,  b)  theils,  wie  in 
der  neuem  Vorscit,  fbrtdau- 
ert,  oder  wieder  hergestellt 
ist  2*0*,  c)  theils  noch  r.u  er- 
warten ist  *20  ^ allgemeiner 
Vertretungs  - Gmndsats  *21. 
Wahlgesetse  221.  Grundlagen 
der  Landstandscbaft  ebendas. 
Verschiedenheit  d.  Stimmfüh- 
rer 2*1.  Einheit,  od.  Abthei- 
lungen der  Ständeversamm. 
lungen  in  Rammem  u.  Clas- 
sen  222*.  allgemeine  oder 
Reichsstände  und  Provinzial- 
Ständc  und  Landtage  222’. 
Kreisstände  222..  Provineial-, 
landräthlirhe  oder  Departe- 
mentalCollegien  222*.  Land- 
standschaft der  Standesher- 
ren n.  des  ehern,  unmittelb. 
Heichsadels  , so  auch  der 
Geistlichkeit  228.  Rechte  der 
landstiind.  Corporationen  : 
1)  nach  den  wiener  Congrefs- 
Vcrhnndl.  2*4;  2)  nach  der 

Grundverfass.  t.  Bundesstaa- 
ten 2*5*  u. ff.  Grundsätze  über 

KJuber'«  wffs’Bll.  R«cht. 


Art  11.  Umfang  der  landständ. 
Rechte  226.  Collegial-  u.  De- 
putationsRechtc  227.  Rechte 
bei  Ausübung  des  Kriegs  - , 
P>iedeus-  u.  Bfindnirsreentes 
4^^<t-  Versammlungen,  Ort 
u.  Zeit  228  u.  f.  Ausschilfstage 
228.  Verhandlungen  während 
der  Ständeversainmlung  229. 
Oeffentliclikeit  derselb.  eben 
das.  Stimmenmehrheit  229. 
Tbeilgehen  ebendas,  e.  Land, 
tagfahigkeit  der  Grundberren 
2*3.  243. 

Landständische  Verfassungsur- 
kunden,  Verzeichuifs  78  b. 
219.  220*. 

Landsturm  45*. 

Landwehr  383.  ^5i. 

Langobardisches  Lehnrecht  72. 

Lech  4'"8  , 

Ledig  Gut  *56.  *38. 

Legate,  päpstl.  4*9.  Verkehr 
mit  ihnen  4*8. 

Legationsräthe , Secretäre  und 
Canzlisten  128°. 

Legitimation  unehel.  Kinder  400. 

Legitimität  97  a * 

Lennbarkcit,  t.  Bundesstaaten 
80.  179.  446. 

Lehndienste  382  a. 

Lchnherrlichkeit  211.  439. 44>  S- 

Lehnhoheit  211.  439  f- 

Lehnmilie  4S2.  - 

Lehnrecht,  langobard.*  "2. 

Lehnaachen  der  Standesherren 
44^.  44b.  44B.  der  Grundher- 
ren 44®. 

Lehnverhältnisse  bei  vormali- 

fen  Reichsichen  44^  ~ 445. 

ei  TerritorialLchenSo.  179a. 
446  u.  f. , bei  Privatleben 
448 , bei  PrivatPassivLehen 
der  Bundesfiirsten  449-  u.  bei 
ihren  vormaligen  StaatsPas- 
sivLchcn.  Ho.  179  a.  44b-  Al- 
. lodifieation  44?  >•  Succeuioa 
des  Fiscus  891. 

Lehranstalten  4>5. 
Leibeigenschaft  201. 

Leibgarde  409. 

Leih/.nll  3*5.  38i  c. 

Leihhäuser  333. 

Leinpfade  373.  47‘.  479*  485s. 
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Letptig,  Schlacht,  33. 
JLeseanatalten  4 >5.  4>7> 
Leaefreiheit  4>7>- 
Leuchtrnberg , a.  Eichatfidt. 
Leycn , Fürat , i3o  c.  444  i** 
Licent  3ii  i'  3i4  !>• 

Liebau  a4o‘ 

Lieferungarerträge  in  StaataPa- 
piercu  34o  c. 

Limburg , Hoben  ■ , <4o‘'  a- 
Limpurg,  Grafschaft,  im  An- 
hang IV,  8-  94a,  f- 
Limpurg  (Alt-),  Geaellachaft , 
4iu  c. 

LippeFlufa  47>  f- 
Literatur  des  öifentl.  R.  a3  If. 
Lombard  333. 

Lotterien  u.  Lotti  311.377. 176  f.  . 


Majeatäta Verbrechen,  wider  dia 
Gemahlin  des  Regenten  i85. 
wider  den  I.  Bund  i6u  b. 
Majorate  lüo.  franaös.  44?- 
Ma  jorenni  tätaErhlärung^7-4oo- 
Malteserorden,  a.  Jobanniteror- 
den. 

Manufacturen  376. 

Mark  , cölnische  338  b. 
Marklosung  lyS. 

Marktrecht  33^.  4<x>* 

Marmor  36i. 

Matrikel  des  Bundesbeerca  i5S. 
GeldMatrikel  i48'>.  der  Bun- 
dcacanzleiCasse  ii"  der  Bun- 
flesMatrikularCasse  117. 
Maysebeid  , CondominatAmt , 

140 ' 


Lübecker  Judengemeinde  171  b.  Mecklenbuig,  seine  Erbrerbrü- 


Lübisches  Recht , Bewidmung 
mit  demselben  391  d.  lübi« 
scher  Münzfufs  339 

Lfinevillrr  Friede  16.  5t.  87  d. 

Lüttich  86  c. 

Lumpenaammeln  377. 

Lustbarkeiten,  öffentliche,  109. 
377- 

Luxemburg  77  c.  86.  88d.  seine 
Ständererfassung  119.  111 
seine  Verbindung  mit 
nigr.  der  Niederl.  109. 
desfestung  i53  c. 

LuxuaPolizei  334  a. 


d.  Rö- 
Bun- 


M. 

Maas , Elle  u.  Gericht  334. 

MaasSchiffahrt  471.  4^4  478*- 

Machtspruch  438. 

Machtvollkommenheit 97.  456  b. 

Mächte,  auswärtige,  ihre  Ge- 
sandte bei  dem  x.B.  i3i*  u.  f. 
Rechtsverhältnifs  des  B.  zu 
ihnen  i3i.  i53 
der  B V'.  an  dieselben  läi. 

Märkte,  Jahr-  u.  Wochen-  333. 

Mahometaner  4^3  c. 

Mainschiffabrt  47*'  484  In- 
seln 3-3  c. 

Mainz  i53  c. 

Majestät  177. 

Majestätsrechtc 
rechte. 

MajestätsSymboIo  188. 

MajcatätsTitel  110. 


deruiig , © b. 

Mediation  464- 

Mediatisirte  Länder  u.  Perso- 
nen 43-  79  B.  i3o*  g. 

Meer  78. 

Meinung,  öffentliche,  11.9t.  148. 
ii3  b. 

MeliorationsFonda  3i6  b. 
Mennoniten  4*3  c. 

Messen  333. 

Metalle , s.  BcrgwerkRegal. 
Metapolitik  1 a. 

Methode  des  öffentl.  Rechts  14. 
MetropolitanCapitel  43i- 
MetropolitanEnbiseböfe  43i>. 
Milde  StiftungaSocietäten  180. 
MilitärCommissionen  des  T.B. 
i53S  Protocolle  der  Milit. 
GentralCommission  i43‘.  *. 
Raegsverfasaung  u.  Bundes, 
festungen, 

MilitärDienste  383. 
MilitärEinrichtung  d.  T.'  Biua- 

_ des  i33. 

Notification  MilitärEtat  4°3.  43t  ff. 

MilitärGewalt  43o  ff. 
Militärpfliebtigkeit  in  Absicht 
auf  Auswanderungafreiheit 
16?.  173.  Befreiung  der  Stan- 
desherren i3i.  434  B. 
MilitärSteuem  436. 
MilitärStrassen  461 B.  alaStaaU- 
a.  Ilobeits-  Servituten  466  d. 

MilitiirVerfassung  d.  T.  B. , s. 

Rriegarerfasaung. 

Miliz  46t  8> 
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Jlinderjibriglieit  d.  Thronfol* 
gers  i84- 

Minister , ihre  Verantwortlich* 
heit  i6i.  Ministerien  a65. 

MinisterialConferensen  , wie- 
ner, Ton  1819  u.  1810,  a. 
SchlufsActe. 

Minorat  180. 

Mifsbrauch  der  Staatsgewalt, 
Streitigkeiten  darüber  i58*. 

Mifsheurath  18s.  standeshen> 
liehe  a3i  d. 

Mittelbare,  s.  BeichsunmitteU 
bare  u.  Mediatisirte. 

Monarchie  97  a. 

Monopolien  333.  376. 

Moratorien  4oo. 

Morganatische  Ehen  i8a  b. 
Nnchkommen  aus  solchen,  ihr 
Successionsrecht  18a.  196  c. 

Mosel  47*- 

Mühlen  Sri*  376. 

Münze,  Welt  - u.  Staatsanstalt 
335.  — reelle , nominale , 
fingirte  337.  "Form  u.  Mate- 
rie der  reellen , Schrot  und 

' Kom  338.  Valvation  , ihr 
Einilufs  auf  den  Wechselcurs 
ebendas,  cölnisches  Markge- 
wicht 338  b.  Probirung  des 
Goldes  u.  Silbers,  ebendas. 
Gehalt  der  Gold  u.  Silber- 
sorten , ebendas.  Gold  ■ , Sil- 
ber- und  Kupfermünze  339* 
u.  f.  Rechnungs-  u.  Wech- 
selmünse  33;.  Land  - und 
Scheidemünze  34>.  sj’mboli- 
sche  34a.  Nothmünr.cn,  Me- 
daillen n.  Spiclpfennige  34>- 
Billon  341  n.  Papiergeld 
a6o.  3ao  f.  34a,  Valvation 
der  Münzen  338  c. 

Münzenkunde  i3. 

Münzfiifs,  in  Silber  vierfach, 
339’.  eben  so  in  Gold  339  s 
localer,  lübischer,  u.  a.  339*  a. 
ehemaliger  Beiclismünzfufs 
344.  Kreis-  u.  Territorial- 
Mflnzfüfse  in  Silber:  1)  leip- 
ziger u.  torgauer,  345.  a)  Con- 
ventions - 346*.  346'.  dessen 
V'erbreitung  346*.  3)  bran- 
denburgischcr  34>'’.  4)  ober- 
u.  kundieinischer  oder  a4’/i 
Guldenfufs  346*.  d)  a4  Gulden. 


fufs  33^*.  , lübischer 

Münzfuls , dänisch-holsteini- 
scher,  bambuixer  Bank-  u. 
aa  Guldenfufs  3^*a.  zinnai- 
scher  344  r.  Münziwse  in  Gold 
339^  Sciilagschatz  347>>.  Be- 
medium  .34?  *.  Geldcurs,  Agio, 
Währung  340. 

MünzRegai  335  ff.  in  den  t. 
Bundesstaaten  im  Allgemei- 
nen 335.  in  dem  t.  Reich  336. 
Verleihung  desselben  336. 
Oberpolizei,  Gesetzgebung, 
richterliche  Gewalt  347*.  ehe- 
mal.MfinzProbationsTage344. 

Verfügung  über  ausländische 
Münzen  347 '.  kein  lucratives 
Regal  347'’.  Münz  verein  der 
Bundesstaaten  347  *.  Münz- 
verbrechen  347*  d.  Kippen 
u.  Wippen,  ebendas.  J^usti- 
ren , Aiendas. 

Muhametaner  4a3c. 

Mulifenrecht  a58d. 

Mimicipalitäten,  s.  Gemeinde. 

Muaikpacht  377. 

N. 

Nachdruck  175.  4>8- 

Nacheile  383t 

Nachfolger,  s.  Tlironfolge. 

Nachgebohme  Mitglieder  d.  Re- 
gentenhanses  186.  ihre  Apa- 
nage 187.  ihr  Gerichtstand  iw. 
148'*. 

Nachsteuer  890.  Befreiung  da- 
von 168. 

N^oleon,  seine  Uebermacht  u. 
Verniebtung  des  t.  Reichs  39 
u.ff.  seine  Excommunication 
4ai  a.  seine  Sorge  für  die  ka- 
thol.  Religion  43a  * b.  c. 

Nation  19a.  194.303.  teutscheTS. 
slawische  78. 

NationalEinkommcn  3i3a.  317. 

NationalKirche  43>‘'. 

NationalOeronomie  3i3d.  i3. 

Ncckarschiffahrt  473.  4K4.  4^^. 

Nepotismus  4o4. 

Neubruch,  s.  Novalzebnten. 

Neutralität  des  T.  B.  iSa**.  der 
Bundesstaaten i5a'‘.  i5a*.i5a'. 
161.  46a.  des  RheinScliiff.Oc- 
troi  481. 
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Nichtigkeitbeschwerde  »94.  wi- 
der Dundesausträgalgericbtli- 
che  Urtheile  148*  e. 
KiederlageGerechtigkcit  333. 
Niederlande,  t.  Holland. 
Niederlassung  im  Lande  909. 
Niemand  gehörige  Sachen  aö6ff. 

Nobililation  f* 

NoininationsRecht  bei  erledig- 
ten Erz-  u.  BUthümern  43i‘. 
Notarien  4<>5. 

Nothrecht  456. 

Nothwehr  i63. 

Koiilication  der  B.V.  an  ausw. 

Mächte  i5i. 

Novalzehnlrccht  391. 
Numismatik  i3. 

Nuncien,  päpstl.  4*9*  Verkehr 
mit  ihnen  4^8. 

o. 

OberAppellationsGerichte  166. 
Oberaufsicht  278  ff. , über  die 
Kirche  4*2. 

Obereigcnthumsrccht  ?48a.  456. 
Oberherrschaft  248  f.  i49‘^’ 

Oberhoheit  43- 
Oberhoheitslande  43. 
Obervormundschaft  299. 

. Object  d.  Staatsrcchtes  desT.  B. 

95. 

Obsignation  der  Papiere  e.  ver- 
storb.  Gesandten  in  der  B.V. 
1 28. 

Öccupationsrech  t des  Eiscus  890. 
258 d.  bei  Gütern  auswärt, 
aufgehob.  geistl.  Stiftungen 

488. 

Ochlokratie  97  a. 

Octroi  der  Rheinschiffahrt  5". 
4t4*.  OctroiVertrag  4”4‘.  Be- 
stimmungenwährend d.  rhein. 

Bundes  474‘“-  Jahrrenten  482*. 
u.  f.  u.  Pensionen  darauf  488. 
Ertrag  473  b.  Schiffcrgildcn 
480  a.  S.  auch  Schiffahrt  auf 
d.  Rhein. 

Oder,  Flufsgebiet  370 a. 
Oeffentl.  Recht,  s.  Staatsreeht. 
Oeffentl.  Sache  10. 
Oeffcntlichkcit  21.  der  Schrift  u. 
Presse  4>7*.  '••f-  -landständi- 
srher  Vcrhnndliuigen  229.  der 
Rechtspflege  298. 


Ocstrrich,  seine  zum  Bund  ge- 
hörende Staaten  86b.  Grösse 
77  e.  Ver/.icht  8a  b.  Grenze 
mitBaiern9i  b.  seine Teutsch- 
OrdcnsBcsitzungen  178  a. 

Oldenburg,  Holstein-,  s.  Titel 
109. 

Oligarchie  97  a. 

Orden,  Ehren-  188.  4®**  4*** 
Pamcnonlen  iB5.  Privatorden 
410.  geistliche  430.  438.8.  Rit- 
terorden. geheime  280. 

Orga  iiis.'.tion  73.  237.  263  ff.  , S. 
auch  Staatsbehörden. 

Organische  (anordnende  u.  ein- 
richtende) Bestimmungen  dea 
Bundes  56  a.  54  a.  Begriff  der- 
selben 121  * u.  ebendas.  Note 
d.  Organische  (organisirende) 
Gesetze  56  a.  u.  Einrichtun- 
gen des  Bundes  sind  ausge- 
nommen von  der  Stimmen- 
mehrheit I2I*.  V'erfahrungs- 
weisc  bei  ihrer  Errichtung 
121  c. 

Ostfricsiand  85  b. 

P. 

PnpalSjstem  4*4  *®- 

Papiergeld  260.  820  u.f.  34*. 

Fappeiiheim  39 b.  239b.  4>>f* 
240. 

Papst,  Art  u.  Geschichte  seiner 
Politik  4*>  a.  4*4 ' Culmina- 
tionsPunct  seiner  Macht  4*1  a. 
seine  V'erfiigungeii  bedürfen 
landesherrlicher  Genehmi- 
gung 4*8.  8.  Kirche  u.  Nun- 
cien 

Parallelismus  65.  u.  ein  Nach- 
trag in  d.  /iisätzen,  zu  %.  65. 

Parangariae  882  a. 

Pariser  Friede  v.  i8i4,  57-  87. 
90.  pariser  Hauptvertrag  von 
i8i5,  57.  88.  90. 

Patenlwaaren  877. 

PatrimoiiiolAbgaben  44-  *33 d. 
243a.  3i3.  manche  sind  jetzt 
BammerUcgalien  *73.  s.  auch 
Pairimoiiialherrliche  Rechte 
u.  PalrimonialDienste. 

PalrimonialDicnste  233  d.  243a. 
382  a.  s.  auch  PatrimonialAb- 
gaben. 
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FatrimonialGericbtbarlieit  388  f- 
a33.  343. 

PatrimonialGut  d.  Regenten  aS5. 

FatrimonialHerrcn , s.  Grund- 
herren. 

Fatrimonialherrl.  Rechte  der 
Standesherren  44*  der 

Grundberren  a43.  manche 

sind  jetzt  KammerRegalien 
lyS.  8.  auch  FatrimonialAb- 
gaben. 

PatrimonialPflichtige  307. 

PatrimonialStaaten  sSi. 

Fatronatrecht  311.  z43.  4^3 
landesherrliches  43i  *.  grund- 
herrliches  343. 

Feinlichheit,  Kosten  derselben 
398. 

Pension  316.407.  Pensionen  aus 
d.  B.  Deput.  Schltifs  173  11.  f. 
der  Mitglieder  des  teiilschen 
u.  Johanniterordens  173  *.  der 
ehern.  Dom  - u.  freien  Heichs- 
stifte,  d.  Reichshainmergerich- 
tes,  desFürsten Primas,  u.  der 
Diener  des  ehemaligen  Grofs- 
herzogth.  Franhfurt  it3''. 

Pensiniiir.ing  der  Slaatsdiener 
4<>7-  der  standesherrlichen  45- 
s.  Pension. 

Perlen  363.  37a. 

Pcrsonalisten , gräfliche  197  c. 

Pfaudhäuscr  333. 

Pfennig,  gemeiner  333  c. 

Pferdeverltauf  376. 

Philiponen  433c. 

Pietisten  4*3  0. 

Placct,  landesherrl.  43.8. 

Plenum,  s.  Bundesversammlung. 

Pöbel  301. 

Pöbclhcrrsrhaft  97  a.  3i5. 

Politih  i3.  67. 

Politische  Freiheit  4-  - Recht  4. 

Politische  Natur  der  Streitigkei- 
ten unter  Bundesgenossen 
i48'  a. 

Politischer  Charakter  des  T.  B. 
93.  des  Zeitalters  93.  31 5.  e- 
199. 

Polir.eigesetr.e  335c. 

Polizcigewalt  3oo.  Grenzen  3o6. 
Verhällnifs  zu  der  Justiz-  u. 
Criminalgcvznlt  .3o«)— 3i 3.  Be- 

frilT  der  Staatspolizei  3oo  f. 
taatsgesellscbaD  • PolizeiJoi . 


istcr.  971 

PrivatConventionalP.  3oi.  Si- 
cherheits-  und  AVohlfahrlP. 
3oi. , geheime  3oi  c.  379  a.' 
380  b.  Bevölkerungs  - u.  Gc- 
sundheitsP.  3o2.  Gewerbe - 
oder  Industrie!’.  3o3.,  ökono- 
mische, Manufactur*  u.  Hand. 
y'ingsP.  3o3.  Sitten-,  Erzie- 
hungs-  u.  UnterrichtP.  3<>3. 
literarische  4*7  *•  hohe  u.  nie- 
dere, allgemeine  u.  particu- 
läre  3o3.  Corrections  - oder 
Zuchtpolizei  3i3 a.  Polizeige- 
setzgebung 3o4  f.  Polizeiver- 
brechen u.  Strafen  ,3o5.  Be- 
hörden 3o7-  Polizeigericht  , 
Gcrichtbarkeit  u.  Verfahren 
3o8. 

Polizeirechle  derStandesherren 
333.  der  Grundherren  243. 

Polizeisachen  .309.  3ii.  ob  und 
wann  darin  Becurs  an  die  B. 
V.  statt  findet  148 ’a. 

Polizeisoldatcn  45i. 

Pontificat  434. 

Possessorische  Rechtsmittel  wi- 
der den  Fiscus,  die  Kammer, 
d.  Schatulle  d.  Regenten  376. 

PostRegal  348  ff.  Postwesen 
überh.,  verschied.  Arten  der 
Posten,  Landkutschen,  Rega- 
lität d.  Postwesens  348.  Ge- 
schichte d.  Posten  349a.  Ehc- 
mal.  Rcich.spostwesen  349. 
TerritorialPostcn  35o.  Post- 
Regal  und  Botenwesen  der 
Reichsstädte,  1/andhoten  und 
Landhulschen  35i.  PostRegal 
während  d.  rbein.  Bundes  3.73. 
seit  Erricht,  des  T.B  .354  f. 
173  u.  f.  Pfliclitcn  d.  Bundes- 
staaten 3'8.,  l'iinwirkuiig  der 
B.V.  33&  taxische  Poslrechte 
u.  .\nsprUchc  1-4.  349.354*. 
35*  . .4'i3*.  4-47 d.  Oberauf- 
sicht, Polizei,  Gcrichtbarkeit, 
Postordnungen  336.  PostOr- 
ganisalion  357.  Boten,  Land- 
kutschen, Hauderer,  Fracht- 
fuhrleule  3jq.  Briefgebcim 
nifs  358. 

Potaschensieden  363  f.  376. 

Potestas  suppletoria  199. 

Prädicatc  409. 


/ 
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Präsident  der  B.V.  is6.  seine  Tllegienrccbt landtäuiger  Ob- 

Benennung  ii6.  i5ib.  rigbeiten  3^.  verschied.  Ar- 

Frätensionen  8s.  Versieht  ds-  ten  der  Privilegien  4<>o.  Bü- 
rauf  43.  6i-  83.  cberP.  4i8- 

Presburger Friede  tj.  67a.  Frivilegirter  Gerichtstand  287. 
Frcrsfrcihcit  4>7‘  f-  4>8. 433.  Frocessionen , kirchliche  43o. 
175.  Wirksamkeit  der  B-V.  Producenten  loa.  317. 
hiebei  4*7  *'•  ' Proprietät  43. 

Prefs-,  Schreib • u. Redeewang  Prosel}’tismus426a.4a7- 

17.  4i7*  u.f.  433.  am  Sits  des  Protection  kann  die  B.V.  in 


Bundestags  129.  vorläufiges 
Prefsgesets  des  t.  Buiides  v. 
1819,  i48'a  u.  c.  4>7'’d. 

Preussens  StaatsServituten  334 
d.  Versieht  auf  Prätensionen 
82  b.  83.  seine  zum  Buud  ge- 
hörende Staaten  86  b.  ihre 
Volksahl  77  c.  Edict  für  die 
Standesherren  240  •.  Land- 
stände 220^.  Münssystem  346*‘. 

Primas , Fürst , seine  Pensioni- 
rung  173. 

Primas  v.  Teutschl.  43s  1,. 

Primat  des  Papstes  424.  sein  Cul- 
minationsPunct  42t  a.  s.  Papst. 

Primogenitur  179. 

PriuzessinSteuer  3220. 

FrivatEigcnthumsrechte  211. 
273.  2''5  u.  ff.  Beschränkung 
derselben  276  a. 

Privatfürstenrecht  11.  68.  74- 

Privatgewerbe  320. 

Privatgut  248.  264.  278.  2760  ff. 
des  Regenten  252.  255.  387- 

Privatnachlafs  des  Sourerains 
180.  255.  269  f. 

Privatpersonen,  ihre  Streitig- 
keiten, s.  Unterthanen. 

Privatrecht  12.  allgem.  u.  posi- 
tivesio. , teutsches52.  zuwei- 
len inPolizeiordnitngon  3o4  a. 

PrivatReclamationcn  bei  der  B. 
V.  i58'’.  i36.  i38.  und  eben- 
das, c.  wegen  Justizvrrweige- 
rung  148*  c. 

Privatsache  lo. 

Privilegien,  kaiserliche  *6. 

PrivilegienRegal  _ Begriff 

u.  Arten  der  Privilegien  397. 
Bispensatiouen  397.  Gültigk. 
u.Wirksumk.  der  Privilegien 
398.  Vertrageigenschaft,  Wi- 
derruf, Minderung,  Verände- 
rung, Auslegung  899.  land- 
ständ.  Concurrens  3i^.  Pri- 


Frankf.  ertheilen  i3i. 

Protestanten  424  c. 

Protocolle  der  B.V.  24b.  i43- 
148.  SeparatProtocollc  i43ff. 

Protocolle  der  wiener  Minisleri- 
alConferenzen  v.  1819  u.  1820. 
69  a u.  b. 

ProvinzialStände  222.  — Räthe 
ebendas,  i. ' 

Provisorische  Verfügimgcn  des 
AusträgalGerichtes  148".  — 
organische  Buudeseinrichtnn 
gen  i2i*d. 

Puolicität  22.  landstäiid.  Ver- 
handlungen 229.  s.Oeffentli  ch- 
keit. 

Pürscb,  freie  368. 

9’ 

Quartierfreiheit  der  Grs.-indtcn 
38o. 

uellen36i. 

uellen  d.  teutsch.  öffentlichen 
Rechtes  53  ff.  des  Bundes : 
Grund-  und  Staatsverträge 
54  ff.  Herkommen  58  ff.  .\na- 
logiebiff.  allgemeines Staats- 
u.  Völkcrr.  6G.  Clcichgew. 
u.  Politik  67.  Nebcnquellen 
u.  Erläutcrungsmittcl  60.  Aus- 
legung d.  BundesActe  69.  — 
B)  des  Staatsr.  der  Bundes- 
staaten 70  ff.  gemeine  Quel- 
len 71.  von  fremden  Renten 
72.,  besondere  Quellen  '•3., 
Siaatsgruudverträge  u.  andere 
Staatsverträge , Staatsgesetze 
73  f.  Staalsherkomroen  76. 
Analogie  yS. , manche  ur- 
sprüngl.  Rechtstitcl  75. 

n. 

Rang,  des  T.  B.  u.  der  Rundes 
fttrstenii3  I22ff.  Bangordnun- 
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Jen  , Rangetreiticlieiten  4<*>- 
oa.  Kwitcbcn  Hanno-  er  u. 
>Virtemberg  ii3c.  Ebenbür- 
tigkeit d.  Standesberren  *3i. 
Bast  atter  F riedenaCongrefa  &7d. 
Ratio  Status  456. 

Reci-ptions Verträge  433c. 
Recbnungswesen  S19. 

Recht,  ofTentl.  6.,  teutscbes  7. 

4?.,  a.  Quellen  u- Staatarecbt. 
Rechte,  fremde  7». 

Rechte,  wohlerworbene.  Ein- 
schränk,  durch  die  Polizei- 
gew.  3o6. 

Rechtsgewohnheit  981. 
Rechtsgleichheit  der  Vntertha. 
nrn  4-  >St4-  tto*  Glaubenapar- 
teien  u.  ihrer  Mitglieder  43i  * 
u.  f.  435- 169.  verweigerte  oder 
gehemmte  >57.  166.  993. 
Rechtsmittel  994. 

BechUpflege  993.  i58.  Einmi- 
schung in  solche  993.  458 
Trennung  y.  der  Verwaltung 
993.  öffcntl.  Verfahren  993. 
s.  auch  Justis. 

Rcchtstitcl,  dessen  Anzeige  dem 
Fiscus  976. 

Rechtszustand,  dessen  allseitige 
Handhabung  in  ganz  Teutsen- 
land  i58*  — 158- 
Reclamalionen  bei  der  B.  V. , 
dabei  ist  die  Competenz  der 
letzten  zu  begründen  i58^. 
Commission  dafür  i38c. 
Recurs  an  den  Sourerain  970.  in 
3ustizsachen994-,  wider  Mifs- 
brauch  der  Hirchengewalt499- 
Hecurs  an  die  B.V,  bei  Verle- 
tzung des  Rechtszustandes  in 
Bundesstaaten  i58>  u.  f.  we- 
gen Justiz?  erweigerung  148'. 
wider  administrative  u.  Po- 
lizeiverfügungen  148*  a.  ron 
Seite  eines  Bundesgliedes  wi- 
der ein  anderes  148^  u.  ff. 
i58‘.  von  Standesherren  oJh''. 
936  '.  von  d.  vormal.  unmit- 
telb.  Reicbsadel  944*  a. 
Berurt  wider  reicbsgorichtliche 
Erkenntnisse  an  die  allgcin. 
Rcichsversamml. , wer  jci/.t 
darüber  zu  entscheiden  habe, 
s58*c. 


Referenten  in  der  B.V.  119. 

Reformation  der  Kirche  4*4  s.  — 
d.  Hirchenguts  43?. 

Reformationsrecht  499. 910b. 

Beformirte  4*3  b.  4*4  *’  e.  43s  * e. 

B4fractaires  383. 

Regalien,  98.  der  Stadt  Min- 
den 910  b.  benutzbare,  lu- 
crative  od.  einträgliche  98  b 

u.  c.  973. , verleihbare  101. 
910.  363.  höhere  101  c.  a33  a 
934-  *■  Hoheitsrechte. 

BegalienVerordn.  Friedrichs  E 
79  c. 

R^cnsburg , Erzbisthum  und 
Bisthiun  43i  i>.  Metropolitan- 
kirebe , eoendas. 

Regent  3.  184.  *•  Souverain. 

BegentenhanAungen , während 
»ner  feindl.  luhubang  de* 
Landes  189  b u.  c. 

Regentschaft  184.  u.  in  d.  Zu- 
Sätzen,  zu  diesem 

Regierung,  s.  Staatsverwaltung 

Regierungsantritt  i83. 

Regierungseid  i83. 

Regierungsform  97,  961  (T. 

Regierungsgewalt , untergeord- 
nete 101  a.  941  c. 

Rcgierungsnacbfolgcr,  s.  Thron- 
folge. 

Begicrungssachen  997. 

Registraturen  der  B.V.  i43. 
ihre  Registratur  197.  Repo- 
siturea  969. 

BeglementarArtikel  der  Bun- 
desActe  56  a. 

Reich , alt  Staatsform  97  a. 

Reich,  teutscbes,  seine  Schul- 
den  u.  Staatseigentlnim  5o  a. 
seine  Staatsverfassung  .35  ff. 
Auflösung  *5  (T.  der  1.  Bund 
ist  nicht  sein  Rechtanachful- 
ger  61  *’  6.  179  c.  176  a. 

Rdchsadel , ehemaliger , 197. 
sein  Bechtzustand  ^9  ff. 

Rcichsarchiv  '3^  u.  f. 

Keichsdcputatiuiis-IIauptschluCi 

v.  180.3,  96.  45.  5o.  57.  1*4. 
179.  dessen  authentische  Aus- 
legung 51s  u. dic/usätzc,  zu 
S 07,  %.  5i  Ausgaben  dazu 
gehörige  ProtocoUe  37  e. 

Reichserbmarschall  39  b. 

Reichsgerichte  35. . 
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RcichsgerlrhllfchcProceMe,  de* 
rt’n  Fortsetzung  J^o.  148". 

Beichsgescl/.p  , tcutsclie,  deren 
Gültigkeit  38.  5o  f.  ihre  Aus- 
legung öl  5-, 

Reiohsliofrath  35.  sein  Arclilv 

39  f. 

Reichskammergerichl  35.  sein 
Archiv  39  f.  seine  tiehaiule 
5o  a Drposita  4*>  c.  Riblio- 
thek  5o  a. 

Rcichshreise  35.  ihr  Schulden- 
wesen  45.  »"a. 

Reichslelinbriefe  76. 

ReirhsO|>rrRtionsCas8eSchulden 
5o  a.  171  b. 

Reichsritterschaft , ehemalige  , 
43.  J70.  i4>  ff-  *45-  *47-  ihre 
Orden  4>o  e. 

Reirhsuniniltelbarheit  37.  193. 
Mittelbare  ebendas. 

Reiebsverfassung,  tcutachc  18  f. 
35  ff.  ihre  Autlüsung  >9  ff. 
deren  Wirkung  48  ff-  217*. 

Reichsvervvesung  ift^. 

Rcibenfolgc  der  Geschähe  in 
der  B.V.  i 3^  i-. 

Religiöse  Dogmen  u.  Maximen 
4a6. 

Religion,  berrschende,  43a "80. 
Recept'on  derselben 4aa-43a’. 

Religion,  prr-'önlirhed.  Biimles- 
genossen  i55  c.  434-4ah‘- 42"^- 

Reiigionsangelegenhciten  .'im 
Bundestag  , darin  soll  die 
Stimmeninehrlicit  nicht  ent- 
scheiden Hl«,  wann  sic  hei 
der  B.V.  zu  verhandeln  sind 
i3i  f.  gehören  vor  das  Fle- 
i'um  118. 

Religionsändcrung  426  a.  427* 
des  Regenten  4d4- 

Religionscharakter  der  Staaten 
80.  i55  c. 

ReligionsClnusel , in  letr.twilli- 
gen  und  vertragmäsigen  Be- 
stimmungen 435*’. 

RcligionsKdicI  , preussisehes  , 
4'!(i  r.  wiricmb.  43o  b.  baie- 
rische  42Ö  b.  428  a. 

Religionscid  426  b. 

Religiun.seigciischaft  433  f. 

BeiigloiKi'rieile  ,'m>  f. 

Beligion.<gleiclitii-il,  Wirkungen 


derselben  169.  43s*  n.  f.  Aus- 
nahmen 435’  u.  f. 

Religionsparleien  ihre  Verschie- 
denheit soll  keinen  Unter- 
schied in  ihren  polit.  u.  bür- 
gerlichen Rechten  begründen 
161).  432'-’.  s.  Glaubeiisparteien. 

Religionssachcn,  s.  Religionsan- 
gelegcnheilen. 

Religioiisühuiig  4^2.  435. 

Religiösen  aufgehobener  und 
nicht  Bufg  hobeuer  Ulöstcr 
438. 

Remeditim  347 ‘. 

Renten  auf  d.  Rheinschiff.Oe- 
Iroi  172.  482. 

Rentenr.ehrcr  202. 

RepräsentalivSjfSlem  97  a.  »77. 
217- 

Rcpressalien  j48s  b.  148'’,  160 

i63.  462. 

Republik  9"  a. 

Res  dcrclietac  258.  207  a. 

ReservalRechte  102  a. 

Reservatum  ecclcsiastirum433  d. 

Hc.servi  Fonds  3i6. 

Res  judicata , via  ejus  in  terri- 
torio  alieno  286. 

Residenz  188.  der  Slandeshcr« 
ren  282. 

Resistend  i jus  190. 

Res  nullius  256.  258. 

RcssorlReglemcnt  270. 

Restitution  gegen  bundes-aus* 
trägalgeriehll.  L'rthcile  1481. 

Retorsion  462. 

Retraefus  terrilorialis  275  a. 

Heiinionen  43- 

Revolution  190  u.  f. 

Hevolulionäre  Umtriebe  i48*  a. 

Biirda  23o*  f. 

Riiein,  Thalweg  desselben  87  — 
90.  4t3.  GerichtbarVeit  auf 
demselben  486  c.  Flufsge- 
biet  3^0  a.  4'’4-  der  Lcch 
setzt  ihn  fort  4"8  a.  Con- 
ventioneller Rhein  47&-  478"** 

Rbeininseln  00.  28. 

Rheinischer  Bund  6.  Stiftung 
3o.  Erweiterung  und  V'er- 
minderiing  32.  Dauer  und 
Ende  33  Mitglieder  4*  b- 
noch  sichtbare  Folgen  des- 
selben 69  d.  Receptions-  u. 
AccessionsVerträgo  43s  e. 
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Bunitcsrecht  4>  ff*  Territo- 
rialV>rhälliiisse  Itraft  dessel- 
fcCn  43  ff.  BundesActe  3o  f. 
70  f.  deren  Auslegung  44* 
69  d.  Wirkung  desselben 
auf  die  Titel  der  Bundesge- 
nossen u.  die  t.  Beichsgese- 
tce  48  ff.  ob  u.  \>io  weit  die 
rbein.  BundesStipuIalionen 
noch  vrirksam  sind  4'",  vcrgl. 
mit  IV,  u.  81,  III  u IV. 
u.  die  in  seinem  7.eitraum 
entstandenen  llechtsverhält- 
nisse  17a  f.  Arealgröfse  u. 
Volksmenge  77  b.  Grenr.on85. 

Bbeinschiff.-ihrt , s.  Schiffahrt 
u.  Ortroi. 

Rheinxöllc  474-  4'"8. 

Richtcramt,  seine  Unabhängig- 
keit 293. 

Richtersprüche , ihre  Vollr.ieh- 
barkeit  in  fremdem  Gebiet 
286. 

Riclitpfeiinig  338  b. 

Rietberg , Grafschaft,  a3o*  f. 

Rittergüter,  Steiierfreih.  827. 

Ritterorden  18S.  188.  4>o.  geist- 
liche 43.  173.  8.  Orden. 

Röiniscbcs  Recht  7s. 

Rostock  , dessen  grundgesetxl. 
Erbvertr. , in  d.  Zusätzen , 
zu  S.  91 , 73. 

Rottr.ehnten,  s.  Novalzchnlen. 

Ruhe,  innere  der  B.Staaten  1S8. 

148  *. 

Ruhr  4?»  f. 

S. 

Sachsens  , Könige.  , Verzicht 
8z  h.  Stände  222*  u.  f. 

Salinen  36a.  3f>3. 

SalmSalm  u.  SalmKjrburg  3a. 
a3o  • f. 

Salpeter  36a.  454. 

Salvegarden  4®o. 

Salzhtindel  363  b. 

Salzquellen , Salzseen  , Salz- 
b rgwerke  36a  f.  872, 

Sand  372. 

Sanhedrin  4^4 ti. 

Sauer-  u.  Grsundbrnnnen  3f>2. 

Scb.itzc  2&7  a.  268.  362.  390. 

Scliankgerecbtigkeit  376. 

Seharfnehterei  37"'. 

SchatuUGut  des  Regenten  aSa. 


aS5.  38?.  seiner  Gemahlin  u. 
des  Thronfolgers  253. 

Schatz  des  Staates  3i6. 

Schauen,  Herrschaft  240«  c. 

Schauspiele  3"7. 

Schelde  , Schiffahrt  4~3.  484  t. 

Schiedsrichter  für  Streitigkei- 
ten der  Bundesgenossen  148*. 
für  Streitigkeiten  der  Lan- 
desherrsebaft  mit  ihren  Land- 
ständen 217 1>.  Beispiele  von 
Mecklenburg  u.  vonSchwarz- 
burgRiidolst.  aa6  d. 

Schiffahrt  871.  u.  Handelsver- 
kehr auf  solchen  Flüssen , 
die  verschiedene  Staaten 
scheiden,  oder  durchströmen 
468  ff.  Bestimmungen  d.  wie- 
ner Congresses , üborli.  4^ 
u.  deren  Garantie  468  a.  ins- 
bes.  Freiheit  der  Schiffahrt 
n.  d.  Handels  4^-  System 
d.  Abgaben  u.  Polizei  4^* 
SchiffahrtAbgaben  47“.  Er- 
hebungshehörde , Leinpfade 
u.  Arbeiten  imFlufsbclt  47>- 
Stapelr.  und  gezwung.  Um- 
schlag  47>-  Zölle  u.  Schif- 
fahrtordn. 47'.  Auwend.  auf 
einzelne  Flüsse  u.  Gewässer 
4'T2.  Hoheitsrechte  486. 

Schiffahrt  auf  dem  Rhein  874. 
grofse  und  kleine  478  e.  Be- 
stimmungen für  die  Folge- 
zeit 175.  .'|72.  4"3  ff.  Zölle 
u.  Octroi  4’’4*'  Bestimmun- 
gen defshalb  während  des 
i'hein.  Bundes  u.  deren  Anf- 
licbuiig  474‘>-  CcntralCoinmis- 
sion  4~3.  Verwaltungs-  und 
richtende  Behörden  4“6.  Er- 
hebungsBüreaux  u.  üctroi- 
Flagge  47'’-  AbgabcnTarif 
II.  Zölle  4~8.  Frhebungsart, 
Verpachtung,  Leinpfade  479- 
Schifferberechligiing  , auch 
der  Anwohner  von  Acckar, 
Main  u.  jMosel  480.  Schif- 
fahrtordnung 480-  Neutrali- 
tät 481.  Aufhebung  dos  Sta- 
pclr.  o.  Umschlags  981.  Kran-, 
Kai-  und  31agazingeld  481. 
strasburger  u.  düsseldorfer 
Schiffer  481  c.  frankfurter 
Mefsfreihciten_48i  c.  Jafais. 
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renten  auf  d.  Octrol  48a*  u.  f. 
u.  Pensionen  483.  Hoheits- 
rechte 486.  s.  auch  Oclroi. 

Schiffahrt  auf  d.  Nechar,  Main, 
Mosel,  Maas  u.  Schelde 484 f. 
Schelde  47a.  Hoheitsrechte 
486. 

Sebiffafartrerträge  33i. 

Schiffergilden  4>8  a. 

Scfalagschata  34? ^ 

Schlesien  86  b. 

Srhleussen  3ii. 

Schlits  189  b. 

Schlofsrecht  4<x>. 

SchlufsActe,  rriener  t.  1810, 
65.  69.  — des  wiener  Con- 
^esses  55.  ihre  Auslegung 

SchmelEhütten  36a  f. 

Schönburg , fürstl.  und  gräfl. 
Hans  , £io  * b. 

Schrifuassen  ao4  a. 

Schrot  u.  Kom  338. 

Schürfen  nach  Ers  363. 

Schulden , s.  Staatsschulden. 

Schulden  des  t.  Reichs  45.  60  a. 
d.ReichsOperationsCasse  60  a. 
173  b.  der  Reichshreise  4S. 
17a.  der  Landesherren  und 
Länder  17a.  Verhandlungen 
der  H.V.  17a  b.  der  Ober- 
hoheitalande und  Standesher- 
ren 4Ö.  der  Entsehädigungs- 
länder  ▼.  i8o3,  46-  Staats- 
schulden. 

Schulen  4>5.  a33. 

Schutz , landesherrl.  878.  ron 
Gesandten  am  Bundestag  be- 
willigter i3>. 

Schutz  d.  Rirche  4aa.  4^9- 

Schutzbriefe  bann  die  li.V.  in 
Franhfurt  ertheilen  i3i. 

Schutzlose  38a. 

Schwarza,  Scblofs  u.  Flecken 

?4o*  c. 

Schwarzburg's  Verhältnisse  zu 
S.  Gotha'  a4o‘  b.  u.  chehin 
zu  S.  Weimar  u.  Preusseii, 
ebendas. 

Schweinschnitt  877. 

Schweiz  86.  87.  474  a-  s.  Baden. 

Schwcnckfelder  4^3  c. 

Sccten , religiöse  4^3  c. 

Secularisation  a6.  436. 

Seenndogenitur  i8o. 


Seen  78.  36i. 

Seeräuberei  , Verhandlungen, 
bei  der  B.V.  i5i. 

Sefaenawürdigheiten  377. 

Seidenwürme  876. 

Selbsthölfe  148 

Sclbsthülfe  bei  Streitigbfiten 
der  Bundesglied  er  unter  sich, 
ist  verboten  160.  148s. 

Seminarien  4 >5  d.  43t*. 

Seniorat  180. 

Sentenzen , richterliche  , ihre 
Vollziehung  in  fremdem  Ge- 
biet 386. 

Separatisten  4^3  c. 

SeparatProtocolle  der  B.V* 

143  146. 

Service  4&4- 

Servitus  juris  publici,  s.Staata- 
Servitut. 

Sicherheit , Zweck  der  Staata- 
verbindung  i.  — der  Bun> 
desstaaten,  äussere  u.  innere 
io4t  i5o  u.  ff.  160. 

Siegelmäsige  aoo  d.  a46  a. 

Simnltaneum  43a. 

Sinecuren  4<>3. 

SitnationsEtat  819  a. 

Slawische  Nation  78- 

SoImsWildenfels , in  den  Zu. 
Sätzen  zu  S.  53i. 

Sourerain  3.  s.  Rechte  4.  *77. 
194.  Prädicate,  souverain  109. 
und  verfassiingsmäsiger  177. 
Unverletzbarkeit  und  Heilig- 
keit seiner  Person  177.  190. 
ai5.  gehört  nicht  zu  dem 
Adel  197.  s.  Familienr.  186. 
197.  Minderjährigk.  184.  Mifs- 
heuratb  18a.  Gemahlin  und 
Witwe  i85.  Rinder  186.  Vor- 
mundschaft 186.  Verbindlich- 
keit aus  Handlungen  d.  Vor- 
fahren 189.  8.  Privathandlun- 
gen 189.  Schatullgut  a5a.  a55. 
387.  Religionseigenschaft434. 

Dauer  des  V'crhältnisses  zw. 
ihm  u.  d.  V olk  190.  ist  den 
Gesetzen  unterworfen  a83. 

Souverainetät  3-  176.  d.  B.Staa- 
ten  3.  109.  i63.  176.  Beweis 
derselben  ao3  — aia.  ihre  Be- 
etandthcile  und  Entstehungs- 
grund 176.  Modilicationen 
ders.  i65  ff.  i6ä.  164  ff.  ua- 
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tfirliclie  456.  potltiTe  46o. 
ob  (ie , die  ältere  Landesver- 
fafs.  aiifhebt?  49*  Veraas- 
serung  191.  VoIkSourerai- 
netät , e.  falsche  Idee  1 b. 
ai5  d.  8.  auch  Staatsgewalt. 
SoiircrainetätsLande  43. 
SourerainclätsRechte  ind.Ober- 
faoheitslandcn  44-  Zweifel  u. 
Stroit  darüber  44- 
Sperre  3oa  a. 
SpielkartenVerhauf  376. 
Sporteln  388  a. 

Sprache , Rechte  dos  Regenten 
darüber  371'.  der  B.V.  i36. 
Staat , Begriff  n.  Entstehungs- 
art 1 f.  Staat  im  Staat  19ID. 
431. 

Staaten  des  T.  B.  6.  79  ff.  86. 
io5  ff. 

StaatenS)  Stern  oderStaal  rnbiuad 
9.  io3  b.  97  a. 

Staats  - , Haus  - u.  Staudeseei- 
chen  4to- 

Staatsäinter4oi.  Besetr.ung  ders. 
4o4-  Zwang  dazu  4«4'  erb- 
liche 404.  Verhiltnifs  zw.  d. 
Staat  u.  Staatsdiener,  Auf- 
kündigung, Entlassung  4<>6. 
Versetzung  , Zuruhesetzung 

407.  Cassation , Suspension 

408.  Ersämter  4<>9-  *•  euch 
Staatsbeamte. 

Staatsauflagen,  s.  Auflagen. 
Staatsausgabe  3i4  a.  3i6. 
Staatsbanken,  s.  Banken. 
Staatsbeamte  36a  ff.  s.  auch 
Staatadiener. 

Staatsbehörden  363ff.  «67.  4oi. 

404. 

StaatsBestes  4&7  b. 
Staatsbürger  4-  >9<.  *eo  b. 
Staatsdiener  ff.  4»>t  ff-  -^wf- 
sicht  370.  Verantwortlichk. 
u.  Cnverletzlicbk.  363.  370. 
Staatsdienstbark.,  s.  StaatsScr- 
yitut. 

Staatsdienste  38a  ff.  s.  Dienste. 
Staatsdienste  der  Bundesftir- 
•ten  i6s.  der  Vnterthanen  in 
fremden  Bundesstaaten  168. 
Staatseigenthumsrecht  348  ff. 
Staatseinkommen  3i4> 
Staatseinnahme  3i4  a. 
Staatsform  4-  97«  >79*  >6i.  rer- 


schied.  Arten  ders.  97  a.  des 
T.  B.  und  der  Bundesstaa- 
ten 6.  io3.  Staatsgebiet,  Ver- 
äufserung  desselben  aSo  f. 
Abtbeil.  373.  Bestandtheile 
313.  geschlossenes  313.  80. 

Staatsgebiet,  s.  Veräusserung 
u.  Grenzen,  desgl.  Territo- 
rialBestand TerritorialCes- 
sionen  u.  s.  w.,  Trrritorium. 

Staatsgenosscn4-  ihre  Verschie- 
denheit 193. 

Staatsgeachichte  la. 

Staatsgesellscbaflen  a64  >• 

Staatsgesetze  54  ff-  73- 

Staatsgewalt  3.  5.  176.  Streitig- 
keiten über  Mifsbrauch  der- 
selben i68‘.  s.  Sourerainetät. 

StaatsgrundTerfnssuiig  s.  Staats- 
form u.  Grundverfassung. 

Staatsgrundvcriräge  1 b.7i.73f. 
49.  merkwürdige  73.  id.  319. 
220*.  s.  auch  Staatsverfas- 
sung. 

Staatsgut,  8.  St.iatsvermögen. 

Staatsnandluugon , verbindlich 
für  d.  Nachfolger  189. 

Staatshoheit,  Begriff  u.  Entste- 
hungs^und  i~6.  haftet  auf 
dem  Lande  176.  Ausübung 
derselben  177.  Erwerbung  u. 
Veräusserung  260.  Beweis 
derselben  300  — 313.  s.Sou- 
verainetät. 

Staatsinteresse  467  b. 

Staatslnvenur  348  c. 

Staatsnothrecht  456.  436. 

Staatsoberhaupt  3.  Rechte  4- 
B.  Souverain. 

Staataökonomie  3i3  d.  i3. 

StaatsPraxis  13.  iiz 

StaatsRaison  456. 

Staatsrath  364. 

SlnaUrecht,  natürl.  u.  positi- 
Tcs  5.  Verfassungs-  u.  Ver- 
waUungsr.  5.  allgemeines  la. 
66.  71.  des  rhein.  Bundes  4* 
ff.  47-  heutiges  teutsches  7. 
47.  Quellen  dess.  53  ff.  Sub- 
ject  u.  Object  95.  Bundes- 
recht io3  ff.  der  Bundesstaa- 
teir'176  ff.  teutsches  Reichs- 
u.  TcrritorialStaatsr.  i3.  18. 
33  f.  35  ff.  4?  ff'-  Literatur 
23  f. 
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StaaUscbuIden  ia5.  f.  3i6. 
Haus-  u.  Staalsgesetzc  dei's- 
balb  aäq  f.  Tilgung  lOu  a. 
3ao.  8.  Schulden. 

StaatsServituten , Begriff  4^4- 
active  u.  passive  464.  Bun- 
desS.  1 j2>'.  TurritorinlS.  465. 
329.  323  353.  331.3540. 

35u.  44''  Grundsätze  4^*6  (• 
wie  lern  sie  die  St.2atsSiih- 
jcctioD  beweisen  220.  ilurcb 
d.  rliein.  Bund  veranlafstc  46. 

Staatssprache  271.  i36. 

StaatsSubjcction , s.  Subjectioo. 

StaatsSucccssion  179  u.  f. 

Staatsvcrfassung  3.  7.  49d.  2i5. 
octroyrtc  oder  vertragmäsigc 
217'  e.  1 d.  repräsentative  oder 

stellvertretende 4-  97a.  214 a- 
2i5.  vcrtragmäsiee49.73.2i7*e. 
seiigrinäser  V'erncsserung  fä- 
hige 73  b,  am  Scblufs.  ein- 
seitiges Vorschreiben  einer 
Verfassung  217  b.  Streitig- 
heiten  über  die  Verfassung, 
Entscheidung  derselben  217. 
Staatsverfassiingsurhiiudcn  , 
tcutsclie  73.  219.  220.,  an- 
dere 1 d.  s.  auch  Garantie. 
Fortdauernde  Gültigkeit  der 
zur  Zeit  des  t.  Heichs  errich- 
teten49i>.f.  217..  s.auchStaats- 
Grund vertrage  u.  Grundver- 
fas.sung. 

Staatsvermögen  248  ff.  mittel- 
bares 254.  387.  436. 

Slaatsvertr.äge , sowohl  Grund- 
verträge  .als  auch  Staatsver- 
träge  im  engem  Sinn  i b ti. 

d.  54  ff.  "i.  73  f. 

Staatsverwaltung  9*.  17"  261  ff. 
ausserordentlicliei84.i89bu.c. 

StaatsVerwaltungsform  261  ff. 

Staatsvorrällc  14.  17. 

Staatswirthschaft  i3.  3i3.  Sy- 
steme 3i3  a. 

Staatswissenschaften,  ihre  Clas- 
sification 8 a. 

Staatseweek  1.  u.  Kote  a. 

Stadtdienste  382  f. 

SladtkämmereiGüler,  ihre  Steu- 
erfreiheit 327. 

Stadtrecht  400. 

Städte,  freie,  Titel  109.  Cour- 
toisie  1 10.  ihre  Stimmführung 


in  der  B.V.  142.  ihr  ober- 
stes Gericht  166. 5t*  a.  StaaaU- 
verfassung  178*.  178'’.  218. 

157.  s.  Frankfurt. 

Stände  der  Staatsbürger,  Ar- 
ten u.  Beeilte  ders.  198  ff. 

Stände  u.  Ständeversammluug, 
s.  Landstände. 

Standeserlioliuii^  4>t  u.  f. 

St.indeslierren , Begriff  u.  Be- 
nennung 23o*  g.  43.  79  b. 
Mediatisirte  23o*  g.  Ver- 
zeichnifs  der  St.H. , im  An- 
hang Niim  IV.  Bundesstaa- 
ten, worin  Standesherrschaf- 
len  23o*.-  Unterordnung  ei- 
nes St.H.  unter  mehrere  Bun- 
de.sstaaten  23o*.  Geschichte 
der  standesherrl.  Unterord- 
nung 23o*  f.  A)  Rechte  der 
Sl.Il.  nach  der  rhein.  Bun- 
desactc  43  ~ 45-  Zweifel 
u.  Streit  darüber  44-  Besi- 
tzungen 45.  grundherrliche 
u.  Lehnrechte  44-  Domänen, 
Cnnitalicn,  Einkünfte,  Staats- 
auAageii  u.  Veräusserungs- 
betuKnifs  45.  Snccessions- 
Ansprüche  82.  Residenz  45. 
Auslräg.alBccht  u.  Bestrafung 
in  CriininalSachcn  45-  Lan- 
des - nud  Haminerschulden 
45  Pensionirung  u.  Abtheil, 
ihrer  Diener  45.  ehemaliges 
Münzrecht  335  b B)  neue- 
rer Rcchtszustand  170.  23o  ff. 

1)  nach  d.  BundesActe , int 
Verhältnifs  i)  zu  d.  T.  Bund 
(.CurialStimmeii)  23i.  116  g. 

2)  zu  sämmll.  Bundo-sstaalcn, 

Gleichförmigkeit,  hoherAdel- 
stand  , Fbenbürtigkeit  23t. 
Ehen  182  b.  23 ■ d.  3)  zu 
denen  Bundes-staaten,  zu  wel- 
chem sie  gehören , a)  per- 
sönl.  Verhältnifs  232-  b)  ding- 
liches , insonderheit  pal  rimo- 
nialherrl.  233.  Dom.äiicn, 
PatrimonialDiensle  u.  Abga- 
ben 44  *33  b.  252  e.  c)  ver- 

mischtes 234.  d)  Grundlage 
zu  künft.  näherer  u.  glcich- 
furm. Bestimmung  235.  Rechts- 
verwahr.  d.  St.U.  gegen  VW- 
stehendes , behauptete  Wie- 
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derherstell.  einiger,  u.Untcr- 
jwerf.  anderer  unter  Preus- 
ten  i36.  fiestiininuugen  der 
wiener  SchlufsActe  ■iMt''.  Ver- 
handlungen und  Btachlüsse 
der  li.V.  i36‘  u.  f.  stande»- 
herrl.  Beschwerden,  laudes- 
hcrrl.  Gegenerklärungen  u. 
Anzeigen  wegen  Erfüll,  des 
14.  Art.  der  BundesAete  i36’. 
)I)narh  staatsgesetzl.  Hcstiin- 
mungen  einzelner  Bundes- 
staaten, 1)  Tor  Errichtung 
des  T.  Bundes  iSy.  ihre  An- 
wendung und  Uebersicht  »38. 
ihre  Enistehungsart  u.  Ver- 
schiedenheit , ucsehwcrdcii 
dagegen  »39  Verleihung  der 
Standesherrlichkeit  »39.  Wir- 
kungen derselben  i)  seit 
Errichtung  des  t.  Bundes ; 
preufs.  Edict  »4®  a “.  f.  — 
Besitzuncen  _ i3o.  Domänen 
aS»  e.  Residenz  a3a.  3»7. 
Lehnsachen  44^*  44®.  44d* 
Titel  48.  besonderes  Privat- 
recht 11.  Steuerfreiheit  a3a. 
3»7.  Forstrecht  366.  Jagd- 
recht 367.  — Alittelclassc  zwi- 
schenSt.indesherren  u-Grund- 
herren  a4o*. 

Standesherrliche  Würde,  Er- 
theilung  ders.  a.39.  4>t- 

Standesherrlichkeit  43  >3o. 

Verleihung  dieselben  a39- 

»4o‘. 

Standesherrschaften  a3o*. 

Stapelgerechtigkcit  333.  47>. 
481  am  Rhein  481.  am  Main 
u.  Neckar  484. 

Statistik  i3. 

Status  in  Statu  19a  b.  4^1. 

Stecknitz 

Steinbrüche  36a. 

Steine  37a. 

Steinkohlen  36a. 

Stempelpapier  3aa  f. 

Steuer,  ordentliche,  ausseror- 
deiitl.,  directe,  indirectc3aa. 
3i8  allerlei  Arten  und  Be- 
nennungen 3aa  b — f.  3a3. 
nothwend.,  freiwill.,  allgeni., 
artieulärc,  Rrnrnnungsarl 
aa  f.  Gegenstände  3aa  b 
Rechtmäsigli.  u.  gleiche  Ver- 


thcil.  3a6.  3ao.  SteuerCapi- 
tal  3a6.  Verwendung  3»7. 
landständ.  Concurrenz  aa5. 
337.  Selbstbesteuerung  aaS. 
319  L.  Buchsteuer  417"  a. 

Steuer  der  Standesherren  45. 
a3a.  337. 

Steuercasse  387. 

Steuerfreiheit  3a7.  Entschädi- 
gung bei  deren  Aufhebung 
337. 

Stcucrrecht,  als  Beweis  der 
Landeshoheit  aio  b. 

SteuerBcvision  und  Ausglei- 
chung 317  f.  3ao.  3a6. 

Steuerrullen , Catnster,  3ao  d. 

Steuersystem  3i7  a. 

Stiftlande  u.  StiRuugen,  geist- 
liche , wem  die  V ermögeus- 
Siibstanz  derselben  zustand 
176  d.  S.  Secularisation. 

Stillungen,  frommo,  ihr  Ver- 
mögen 354-  387.  4w-  Steu- 
erfreiheit 337. 

Stimme,  entscheidende  des  Prä- 
sidenten, in  der  engem  V'er- 
s.ainml.  der  B.V.  lao.. 

Stimmen,  in  der  B.V.  versehie- 
deUe  Arten,  Gewicht  u.  Ver- 
hältnisse derselben  1 1"  ..  1 17*’. 
i4a.  bei  Bildung  der  Be- 
schlüsse lao*  u.  f.  quiesci- 
rendu  146  i. 

Stimmenmehrheit  in  der  B.V, 
130*  bis  laf*.  in  landstän- 
dischen Versammlungen  339. 
ebendas.  Note  e. 

Stimmenverhältnifs  überhaupt, 
bei  Bildung  von  gesellschaftl., 
Beschlüssen  lao ,,  a. 

Stimmgcbiing  in  der  B.V.  1.46,. 
Verpflichtung  dazu  i46<>.  Aus- 
nahmen hiexon.  ebendas, 

Slock-Jobbery  34®  c. 

StolbergWcrnigerode  loi  a. 
»40,  b u.  c. 

Strandrecht  37a.  390. 

StrafsenRcgal  3a8  f.  Arten  u. 
Eigenthum  der  Strafsen  33o, 
Anlegung,  Verlegung,  eg- 
besserung  3»9.  Strafsengc- 
richtbark.  Jaq.  Strafsenzwang 
333. 

Streifen  383. 
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Streitigkeiten  der  Bundeeglie- 
der  unter  sich  , Verfanron 
darin  160.  148 1,. 

Studirfreibeit  4*4 

SubjectdcsStaatsr.  desT.B.  98. 

Subjection  gegen  d.  Staat  io3. 
pcrsonl.  u.  dingl.  io5.  Be- 
weis ders.  ao5  f.  Beweia- 
eründe  *07  ff. 

Suojectionen  43.  Geschichte 
derselben  bei  Standesberren 
a3o  • f. 

SubsldienTractate  4^3. 

Substitutionen  in  öffentl.  Aem* 
tern  4o4*  — 'i*  derB.V.  ia8> 
i4i.  144  *• 

SuccessionsOrdnung  in  der 
Thronfol^  179  u.  f. 

Succcssionsnechte  179  f.  deren 
Fortdauer  Ö2.  82  f.  Mittel 
sie  zu  sichern  i83  e. 

Successor,  s.  Thronfolger. 

Superioritas  territorialis,  s.  Laiv 
deshoheit. 

Suppletoria  potestas  399. 

Suspension  4Ö8. 

Susientalionswesrn  der  Qbcr- 
rhcinischen  Geistlichkeit  17a. 

Symbol  der  Kirche 

Symbolische  Bücher  426.  433  c. 

SynodalBichter , kalhol.  geist- 
liche , der  dritten  Instanz 

4*4  ■ b. 

T. 

Tabellenwesen  266  a.  819  b. 

Tafelgilter  2j2  c. 

Taxis  s.  Tburii , u.  Post. 

Telegraphen  348. 

Termine  bei  der  B.V.  i37. 

TerritorialBcstand  des  T.  B. 
86.  77f.  Jo5f.  »54*  desrhein. 
Bundes  77.  85. 

TerritorialCessionen , Purifica- 
tionen , Reunionen , Subjec- 
tionen  43-  — Vermischun- 
gen 80.  — Eintheilung  272. 

TerritorialCommission , frank- 
furter, ihr  GeneralRccefs  57. 

TerritorialLosung  oder  llctract 
276  a. 

Territorium  clausum  212.  80. 

Tertiogenitur  180. 

Teutsch  , nicht  Deutsch  78. 

Teutsche  Nation  78. 


Teutacher  Bund,  a.  Bund. 

Teutschea  Reich , Gröfse  77. 
Verfassung  u.  Auflösung  25 
ff.  35  ff.  Wirkungen  der 
letzten  48  ff. 

Teutscher  Orden  43. 173..  seine 
neueren  Schicksale  173  * b. 
Projectirte  Stiftung  eines 
neuen  T.  Ordens,  ebendas. 

TeutschordeusGüter  , Verfü- 
gungen darüber  173*  b.  Kur- 
hessens ~ Ansprüche  darauf, 
ebendas.  Güter  in  Schlesien, 
Böhmen,  Oestrcich,  Nieder- 
landen  173*  b. 

TeutschordensHaus  zu  Frank- 
furt 173*  b. 

Thalweg  87  bis  91.  85  e.  a. 
Rhein. 

Thrilgchcn  121  * b.  auf  land- 
ständ.  Versammlungen  2296. 

Thengen  23o  b. 

Thronerledigung  i84- 

Thronfolge  179  f.  Eigenschaft 
des  Thronfolgers  181  f.  seine 
Courtoisie  110.  s.  Minderjäh- 
rigk.  u.  Unfäbigk.  184.  s.  Ver- 
bindlichk.  zu  Handlungen  s. 
Vorfahren  189.  sein  Schatull- 
Gut  255.  S.  Legitimität. 

Thum  u.  Taxis  174.  2878.  354- 
409  a.  240^  a.  Sein  standes- 
herrl.  Fürstentb.  Krotoszyn 
354  i>  b.  44"  ‘1-  seine  Postle- 
facn , ebendas.  S.  auch  Post- 
Regal. 

TilgungsCasse  für  Staatsschul- 
den 260  a.  321. 

Tilsiter  Friede  3i.  67  a.  85. 
ward  für  aufgehoben  erklärt 
57  a. 

Titel  4e>  f-  409.  der  Bundes- 
genossen 48.  107  ff.  Regen- 
ten- und  Haustitcl  11 1.  188. 
Courtoisie  1 10.  Titel  u.  Wap- 
pen der  Apanagirten  110. 
111.  der  Standesherren  48. 

Titulaturen  iin.  112. 

Toleranz  43o.  432. 

Tonnenrecht  465  d' 

Torf  362. 

Trauer , öffentl.  209. 

Treppclwege , s.  Leinpfads. 

Triest  86  b.  ^ 

Trödel,  a.  Leinpfade. 
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Türlteakfilfe  3a«  c. 

Turmu  in  d.  StimmfUlirung  L 
der  B.V.  14«*  u.  f.  i38  c. 
Tyranney  yS.  190  f. 

Tyrol,  Welsch-,  86  b. 

Ü. 

Uebensugsgeld  38«. 

Ufer  373. 

Umfrage  in  der  B.V.  146*. 
Umpfenbach  , Dorf,  «4o‘  e. 
Umschlag  47>-  am  Rhein  48i> 
Umschlossene  Gebiete  80. 
Umtriebe,  rerolutionäre  i48<  a. 
Unabhängigkeit,  s.  Souveraine- 
tat. 

Uneheliche  Nachkommen , ihr 
Succesaionsrecht  18s.  196  c. 
Unfähigkeit  des  Regenten  t84> 
Uniform  4*o  b.  bamilien  — 

ebenda!. 

UnionsArten  der  Staaten  81. 
Universitäten  4i5- 
Universitätsbaun  4>4 
Untergebene  19a  d. 

Unterricht , öffentlicher,  instaa- 
desherrlichen  Besirken  «33. 
UnterrichtRegal  4>3  ff. 
Untersassen  378. 

Untertbanen  4-  19«  ff.  tempo- 
räre «oa.  immediato  u.  mc- 
diate  ao3.  ihr  Recht,  Grund- 
eigentbum  in  t.  Bundesstaaten 
CU  besitzen  u.  zu  erwerben 
167  d.  Aufnahme  neuer  378. 
167^  d.  ihre  durch  den  Bund 

gesicherten  Rechte  160. 166  ff. 

.ecbtsgleichbeit  194.  ihre 
Streitigkeiten  mit  d.  Landes- 
berrschaft  167.  388.  mit  dem 
StaatsFiscus  «76.  388  u.  mit 
Bundesgliedem  148  *■  u.  f. 
i58‘.  iw  Verhältnifs  zu  dem 
Bund  i5o.  Verwendung  der 
B.V,  für  sie  bei  auswärt. 
Staaten  i5a‘.  168*’,  s.  auch 
Administrative  Gerechtigkeit 
u.  Administr.  Verfügungen.*: 
Unterwürfigkeit,  s.  Subjcction. 
Unverletzbarkeit  des  Regenten 
177.  190.  ai6. 

Urkunden,  archivalischc , Be- 
stimmung ihrer  Beweiskraft 
«68. 

Urkundenlehr«  i3. 


V. 

Vacantes  Gut  a66.  a58. 890.  438L 
V äterliche  Gewalt  des  Regenten 
186. 

Vagabunden  38i.  383.  Vertrag« 
wegen  ihrer  Auslieferung  u. 
Uebernahme  38i  d. 

Valvation  der  Münzen  338  c. 
Varel  85  a. 

Vassallen,  «.Dehnbarkeit  u.s.  w, 
Vohmgerichte  «ii. 

Venia  aetatis  3«7  c.  4eo. 
\'eräusserung  der  Staatsregie- 
rnng  191.  16«.  des  Staatsge- 
bietes und  der  Staatshoheit 
io5.  «Sof.  161.  der  Domänen 
16«.  «53.  in  geistlichen  Wahl- 
staaten «53  e.  des  Srhatull* 
Gutes  «55.  eincelncr  Hoheits- 
rechte 101.  «74. 
Verantwortliehkeit  der  Staat«* 
minister  «6«.  der  übr.  Staats* 
diencr  «70. 

Vereinigung  der  StaaUerwer* 
bungen  mit  d.Staatsgebiet«5o. 

Vereinigungsart  mehrerer  Staa- 
ten 81. 

Verfassungsnrkunden  t.  Bun- 
desstaaten y3.  «19  ff.  octroyrt« 
und  vertragmäsige  «17*  e.  1 d. 
Verjährung  unter  Bundesglie- 
dem^.  •**-  der  verleihbaren 
Regalien  u.  Immunitäten  176. 
gegen  den  Fiscus  389,  der 
Domänen  396.  unvordenklich« 

«i«  d.  397  b. 

Verkehr  unter  den  Bundes- 
staaten 175. 

Verlassene  Sachen  «Sy  a.  «58. 
Verlafsnebmung  167  • ebend.  b. 
Vermittlung  bei  der  B.V.  148 
148 160. 

Vermittlungsrecht  468.  1 

Vertagung  der  B.V.,  und  6«. 
scliäftgang  während  dersel« 
ben  ii5. 

VertheidigungsSystem  des  T.  B. 

i53*  u.  ff.  s.  Rri^sverfiassung. 
Vertragrecht  d.  T.  B.  i5».  der 
R.  Staaten  463.  s.  auch  Thron- 
folge. 

Vertretimg  der  Bundesgliedev 
u.  ihrer  Ünterthanen  bei  Aus- 
wärtigen, durch  den  Bun«t 
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iSibU.f.  i48>-  Streitigkeiten 
Tcranlafst  durch  Vertretung 
der  Uni  crthancn  gegen  Bun- 
desgliedei-,  148  ■ a.  «,  auch 
Verwendung. 

Vervraltitng  8.-  Staatsrerwal- 
tung,  Bechtapflege,  Admini- 
strative Gerechtigkeit  u.  Ad- 
ministr.  Verfügungen. 

VcrvTeiuh.'ng  derB  V.  bei  Bun- 
desstaaten auf  Begehren  frem- 
der Staalsregierungen , und 
amgekehrt  i5a iSa«.  tSB''. 
i58'.  148'.  148*.  8.  auch  Ver- 
tretung. 

VerwilligtingsRegal,  s.  Conces- 
sionSHcgal. 

Verzichtleistung , gegenseitige 
der  rhein:  liiindesfürsleh  auf 
Rechte  und  Prätensionen  81. 
43.  Folge  c^araus  auf  Lehn- 
Terbinduiigcn  44h  b.  und  auf 
StaatsServitnten  465  d.  ob  sie 
durch  Auflösung  des  rhein. 

'Bundes  cnthräHet  worden  47» 
ebendas.  Note  b.  St.  Baierns 
Vorschlag  zu  e.  ähnl.  Ver- 
zichtleist.  83. 

Veto  , ständisches  »a5  . 

Vicariat,  Reichs i8j. 

Viehschnitt  377. 

Vielregieren  4 b.  91. 

Visitation  d.Staatsbehörden  170. 

Vitriolwerke  36i  f. 

Völkergebräuche  467  a. 

Völkerrecht  6.  8u.  f.  u.  66.71. 
des  t.  Bundes  und  der  Bun- 
desstaaten 0.  io5.  ff.  460  If. 

464  flr.  468  ff. 

Vogelfang  369  a. 

Vogtei  211. 

Vogtcilichkeit  290. 

Volk  I a.8.  192.  19-i.  224.  seine 
olitische  Freiheit  4-  Rauer 
^ . Verhältnisses  zw.  ihm  u. 

d.  Souverain  190  u.  f. 

Volksherrschaft  97  a. 

Volksmenge  des  T.  B.  n-, 

VolksSouveraiucIät,  c.  falsche 
Idee  1 b.  diS  d 

Volksvertretung,  s.  Landstände. 

Volkswehr  432- 

Volljährigkeit  39-  c.  4''o. 

Vollziehende  Gewalt  284  f- 

Vollziehende  Wirksamkeit  der 


B.V'.  148  ^ u.  ff.  unmittelbare 

i48f. 

Vollziehung  der  Bundesbe- 
schlüsse in  d.  Bundesstaaten 
i56. 

Vorbehalt,  geistlicher  435  e. 

Vorfahr  des  Regenten,  Ver- 
bindlichkeit seiner  Handlun- 
gen für  d.  Nachfolger  189. 

Vorkauf  bei  der  Ausbeute  d. 
Bergwerke  363.  890. 

Vorkaufgerechtigkeit  333. 

Vormundschaft  über  die  Kin- 
der des  Souverains  186.  Ober- 
Vorm.  299.  Staatsvormund- 
schaft  i84- 

Vorsichtrcgeln  bei  dem  Stu- 
dium des  öffentl.  R.  i5. 

Vota  majora  121. 

Votum  ad  principem  438  e. 

w. 

Waal  478  a. 

Währung  34». 

W’ässcrung  371. 

'VVafl'enrecht  45<*  ff- 

Waffenscheue  383. 

Waffenstillstand  in  e.  Bundes- 
krieg i52S. 

Waffenübungen  454- 

Wagegerechligkeit  333. 

Waldeigenthum  365.  369. 

Waldrecht , als  Servitut  365  g- 

Wallfahrten  43o. 

Wappen  iii.  i36.  188.  4^9. 4>>- 

Wappenkunde  i3. 

Wasenmeisterei  877. 

Wassergerichte  3?4- 

Wassergewächse  372. 

■WasserRegal  3"o  ff.  Gegen- 
stände desselben  3ti  ff.  Um- 
fang 374  ff. 

Wasserstrafsen  33o.  371. 

Wasserzins  37i.  276  e. 

Wasserzoll  374- 

Wechselcurs  337  b. 

Wechselgeld  337  b. 

Wcchselgerichte  33j. 

WeclislungsTypen  333  c.  337  b. 

Wege , s.  StrafscnHegal. 

Wegzug,  freierr  167  ii.  f.  38i. 

\Vcnr-  und  Waffenreclit  45o  ff. 

Weiberstamm,  Recht  zur  Thron- 
folge 181. 
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■VVellingsbüUel  a4®‘  c- 

Wcnrlischc  Länder  212. 

Werbung  453. 

Wernigerode  s.  Stolberg. 

Weser,  Fliifsgebiet  370  a.  els- 
flether  Zull  4'7>  c.  148'  b. 
Folieei  auf  der  Weser  469  b. 
Schiffahrt  473-  > 

Wesseuberg's  Ernennung  zum 
Bischof  431  * e, 

Westphäliache  (vom  Hönigr. 
Westphalenherrührende)  An- 
gelegenheiten 148  < c.  1^'  a. 
i-tS*  b. 

Westphälische  Gerichte  an. 

Wcstphäl.  Friede,  s.  fortwäh- 
rende Gültigkeit  3o  f. 

WettCpmtoire  377. 

Widersetzlichkeit  der  ünter- 
thanen  148'=  u.  f.  190. 

Widerstand,  Recht  des  Vol» 
kes  zum  — 190. 

Wiedertäufer  a3  c. 

Wiener  Friede  67  a.  — Con- 
arefsActe  v.  j8i5,  55.  56.  — 
SchlufsActe  V.  i8ao , 65.  69. 

Wildhann  368  c. 

WildenburgSchönstein , Herr- 
schaft , a4®  ‘ b. 

Wildfangrecht  390. 

Wildfolge  369.  383  g. 

Wildhämmelei  4^5  d. 

Wildschaden  c. 

Wildsteuer  .369  c. 

Willkühr  75.  190  f.  — herr- 

sebaft  97  a. 

Windmühlen  37t  g. 

Wippen  u.  Hippen  344  347®. 

Wisch  S40'-  c. 

WissenschaRpflege  4*3  ff. 

Witwe  des  Souverains  i85. 
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Witwengehalt  der  Witwen  d. 
Staalsdiener  408. 

Wohnsitz , beständiger.  Recht 
darauf  167  d. 

Wrede  F. , s.  Majorat  446  g. 

Y. 

Tssel  478  a. 

Z. 

ZablenStatistik  a66  a. 

Zehnten  3i3.  Sio  c.  Bergzehn- 
teu  363.  Novalzebnten  391. 

Zeitgeist  aa.  9a.  ai6. 

Zeughäuser  55. 

Ziegelbrennereien  36a  f.  3y6. 

Ziegeuner  38a. 

Ziiinaischcr  Münzfufs  344,- 

Zinse  u.  Zinsen  3i3.  ' 

Zinsenzahlung  3a  i. 

Zoll  3a4  f.  3i8.  Einfuhr,  Aus- 
fuhr und  Durchfuhrzoll  3a4. 
Haupt-  und  Wehrzoll  3a5. 
Verleihung  , Verlegung,  Er- 
höhung 3a5.  Defraudation  3a5 
b.  Befreiung  3a5.  des  Für- 
stengiils  3a5  c.  auf  Flüfsen 
471.  Rheinzölle  474-  478*  ®1^' 
flether  Weserzoll  47*  ®- 

Zuchthäuser  a98. 

Zünfte  376. 

Zugehör  des  Staatsgebietes  aia. 

Zwang  im  Staat  3 a. 

Zwangrechle  s.  Bannrechte. 

Zweck  der  Staaten  1.  des  Bun- 
des io4> 

Zwingenberg  , Standesherr- 
schaft a39  b.  4**  f- 

Zwisebenregierung  i84-  wäh- 
rend einer  feindlichen  Inha- 
bung  des  Landes  189  b. 


Klübvr*«  öflektU  R^rbt- 


63 


Zusätze  und  Verbesserungen. 


984 


S 1",  >3,  Note  h,  Z.  i,  nach  Lore  aet*e:  W.  J.  Bühb. 

S*  »0  \ >(>>  ‘f’  NV®f*  « Buchdrucker- 

kunst»  als  folgendes:  J.  Cph.  Frhr.  v.  Abftin  über  die 

frühesten  univcrsalhislorischen  Folgen  der  Buchdruckerhunsl. 

^*“"Ebend’:^'bsT,  Z.  17,  nach  dem  Wort  «Buchdruckcrkunsti», 
setze  man:  der  Post,  der  politischen  und  gelehrten  Tagblatter 

und  Zeitschriften  (u.  s.  w.)  ton 

S 27,  V 24,,  Note  b,  Num.  1 , Z.  6 , nach  1822.  8.  setze 
man:  Corpus  iuris  confoederationis  gcrmanicae , eon  O.  r. 
Mehr  2 Theilc.  Franlif.  1822.  8. 

S.'3i  , V I4,  Note  h,  Z.  i4  y.  u.,  nach  1810.  8.  seUeman; 
L.  V.  Dbkscii  Beiträge  r.ii  dem  öffcntl.  Recht  des  deutschen 

Bundes.  SrhUifs,  noch:  — Von  der  Su- 

sftntälwVsCotse  und  den  vorräthigen  TaxgelJern , s.  Protoc. 

der  R V.  V.  1818,  V 7-9,  7*4  ?3  “•  *93-  „ . . , . 

S 80 , 62 , Note  c , am  Schilds  noch  ; Ein  Bei^iel  in 

der  lirovisor.  CompelenzRestimmung  der  B.V. , in  d.  Protoc. 

{.  223  lit.  C,  (§.  5)  Num.  3,  lit.  a. 

S 82^  05,  Note  b,  am  Schkifs  noch  Folgendes:  — Eben 

so  die  Worte  t^Gfsammthrit  der  Rundesglieder » in  den  Art . 6 
t Veränderungen  in  dem  Besitzstand  betreffend)  und  16  der 
ssiener  SchlufsActe  von  1820,  welche  auf  Stimmeneinhelligkcit 
hinweisen,  wenn  man  sie  vergleicht  mit  demselben  Ausdruck 
in  dem  Art-  6,  die  Aufnahme  neuer  Bundesglieder  betreffend, 
dem  in  dem  Art.  i3,  Num.  3,  dieselbe  Bedeutung  «“»druck- 
lich  beicelect  wird.  Man  s.  unten,  V 121  , Note  d.  — Ein 
drittes  Beispiel  liefert  die  Bedeutung  der  Worte  . rme  S,an- 
d«hrrre;i»,  in  dem  Art.  i4  der  BundesÄcte.  Man  s.  unten, 

^ **S  ^ 5 51*'  Notea,  am  Schlufs  dieser  Note  noch:  Vergl. 

auch  Protoc.'  der  B V.  v.  1822,  §.  io5  u.  i45.  In  den  Protoc. 
V 1817  4.  365,  äusserte  cm  Referent  in  der  B-\ . , die  B.3  . 

sev  nicht  ermächtigt  zu  authentischer  Interpretation  derjenigen 
des  R.  ncp.llauptschlusses,  welche  in  die  BundesÄcte  auf- 

gcni^men  worden^^^^  _ mccklenb.  grund- 

gpsptzl.’ Erbvertrag  mit  der  V'- 

in  Rruss  t.  Staatskanzlcy , Th.  XXII,  S.  i4  ff-«  “•  Tl>.  Will, 

* 'sT  i2i,  V 9I  « 5^-  9 »s'od». 

setze  man:  in  dem  unten,  V *76,  angegebenen  Sinn. 

S.  i3i,  %.  101,  Note  a,  Z.  16  v.  u.,  statt  «Va4'.  Notee., 
setze  man  240«,  Note  b. 
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S-  i3ii  V Note  a,  nach  der  letKtcii  Zeile,  setse  man:  . 
Von  yorbehalteuen  und  lleichstag  - oder  Landtagsachen  in  den 
europäischen  Monarchieen,  s.  Bisiaorn's  rergleicnende  Darstell, 
der  Staatsverrafs.  in  d.  europ.  Monarchieen,  §-67  — 70, 
S.  201  — 279- 

S.  143,  §•  108,  am  Schlufs,  IcUte  Zeile,  setze  man:  Der 
Tcrmuthliche  Nachfolger  des  Kurfürsten  von  Hessen , führt 
. den  Titel  Kurprinz, 

S.  146,  110,  Z.  i3,  nach  «den  Erbgrofsherzogen » setze 

man : und  dem  Kurprinzen  TOn  Hessen. 

S.  >48>  V Note  a,  Z.  10,  nach  «in  der  1.  Abth.  s 
setze  man : und  in  Bisikgfr's  vergleichender  Darstcll.  der 
Staatsverfafs.  der  europ.  Monarchieen  u.  Republ.  (Wien  1818. 

8.),  §.  4»  — 47»  S.  121  — i36. 

Ebendas.  Note  c,  am  Schlufs  iiorh  Folgendes:  Heraldische 
Beschreibung  (Blasonirung)  der  Wappen  der  Bundesgenossen, 
in  Bisibckb's  angef.  Darstell.,  §.  48  — 54»  S.  139  — 168. 

S.  160,  §.  ii7‘’,  Z.  i5  V.  u. , statt  ’/,o  setze 

S 238,  §.  148*»  Note  c,  Z.  8,  statt  «oben«,  setze  man: 
unten. 

S.  391,  V '8> » Z.  7 T.  u. , nach  dem  Wort  «Cognaten» 
setze  man:  (.agnatlsch-cognatische  Thronfolge); 

Ebendas,  nach  dem  Schlufswort  «letzten  v ■>).  setze  man  als 
Note  Folgendes: 

b)  Vergl.  überhaupt  oben 179  Note  c,  und  Biiingers  ver- 
gleichende Darstcll.  der  Staatsverfafs.  der  europ.  Monarchieen 
u.  Republ.  (Wien  1818.  8.),  §.  38,  S.  los  ff. 

S.  098,  §.  184,  Note  c,  am  Schlufs,  setze  man:  — Aus 
ganz  neuen  Gründen,  läugnet , dafs  ein  teutscher  Bundesfürst 
« wegen  gänzlicher  oder  tneilweiser  Regierungsurifahigheit  be- 
vormundet werden  hönne»  (dafs  in  solchem  Fall  die  Staats- 
regierung durch  eine  Regentschaft  geführt  werden  könne), 
\lex.  MÖLLva  (zu  Weimar)  über  RegentenBevormundung 
(Ilmenau  1822.  8.  ) , S.  14  ff*. 

Ebendaselbst,  Note  d,  am  Schlufs,  setze  man  hinzu.  •— 

In  Oestreich  kann  der  letzte  Stammerbe  über  das  Recht  zur 
Thronfolge  nach  Belieben  verfügen.  — Für  Baiern  ^nthält  die 
Verfassungsurkunde  V.  1818,  Tit.  2,  die  nötbigen Bestimmungen. 

S.  399,  %.  i85,  Note  e,  setze  man:  — Vergl.  überhaupt 
Bisinger  a.  a.  O. , §.  84  , S.  233  ff. 

S.  400 > §•  186,  Note  e,  Z.  i3  v,  u. , nach  «^.  7 IT.»  setze 
man:  Das  oben  (^.74,  a,  angef.)  Baierische  FamilienStatut 
V.  3.  Aug.  1819. 

S.  4«^»  8er  letzten  Zeile,  statt  56  setze  man:  5i,  et  ch. 

17,  4.  200  et  suiv. 

S-  407,  >90»  Note  c,  Z.  i3  V.  u. , setze  man  hinzu:  Re. 

marques  politiqucs  sur  la  cause  des  Grecs.  Paris  1822.  8. 

9.  499»  >19»  Note  i,  Z.  10,  nach  «1817,  8.«  setze  man: 

De  l'eloquence  politique  et  de  son  influcnce  dans  Ics  gouver- 
nemens  populaires  et  repr6sentatifs ; par  P.  S.  Lsvresti.  Paris 
1819.  8. 

S.  5o3 , §.  23o  * , Note  d,  Z.  21,  statt  «dem  F.  v.  Löwen- 
Stein WerlheiinRosenber^  v . setze  man  : den  beiden  Linien  des 
fiirstl.  Hauses  LöweustcinWertlicim. 
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S.  53i , V Note  b,  Z.  7 v.  11.,  nach  10.*  actre 

man:  — 5)  Hohi  iilohf  , die  neuensteiiiisehe  Hauptlinic,  wei{en 
der  obern  Grafsrhaft  Gleichen  unter  sarhsen-gothaischer  Ho- 
heit. — 6)  Graf  ron  Brntinck , wegen  der  Edlen  Herrschaft 
Varel  unter  oldeiiburgiscber  Hoheit,  s.  Ki.übkb's  Acten  des 
wiener  t'ongr. , Bd.  111,  S.  56i  ff.  u 57»  ff.  (Der  künftige 
RechtsKustand  seiner  vormals  reichsunmittelbaren  Herrlichkeit 
Knipl.autrn , wovon  ebendas.  S.  553  ff. , erwartet  närlisiens 
seine  Bestimmung.  — 7)  SolmslVildcnfelt , wegen  der  Herr- 
sch.ift  Wildenfels  unter  k.  sächsischer  Hoheit,  v.  Röaza  a.  a.  O. 
Th.  m,  .S.  140.  - 

S.  5(>6,  »6»,  Note  b,  Z.  7 V.  u. , nach  Art.  109,  setze 

man:  GH.  hrftisrl’e  Verordn,  v.  5-  Jul.  1821. 

S.  S-»!,  »65,  Note  b,  Z.  17,  nach  « i8i3.  8.*  setze  man: 

S**)  Hannover : Edict , die  Bildung  der  künft.  Staatsverwaltung 
betr. , V.  12.  Ocl.  182». 

S.  6tii  , V 335,  Z.  II  V.  u. , statt  347s  setze;  347'- 

S.  697,  V 347'',  Note  b , Z.  16  V.  u.,  statt  « rechtmSsige » 
setze  man : gesetsmäsige. 

S.  75^,  §.  388,  Note  d,  Z.  3 v.  n. , statt  1816  1.  1806. 

S.  "80,  §.  4ob,  Note  c,  Z.  7 v.  u. , setze  man  hinzu: 
Grofsherz.  htssischt  DienstPragraatik  v.  is.  April  1820. 
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